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.. W. �"�~�' �.�l�~�y�.�J�:�= .
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......�~ �~�'�\�.�~ :-
(Prof.Dr. Jürgen Timm. Rektor)
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o Erklärung zur Raumsituationdes �S�~�n�d�e�r�f�o�r�s�c�h�u�n�g�s�b�e�r�e�i�c�h�s

ja nein

0.1 Decken die vorhandenenRäume den ßedarf des Sonderfor­
schungsbereichszum Antragszeitpunkt?

Wird der Raumbedarf in den Haushaltsjahren1988

1989

1990

einschließlicheiner etwa beantragtenErweiterung des
Sonderforschungsbereichsgedecktwerden?

Wie sollen die benötigten Räume beschafftwerden?

(X)

C-x' )

Durch �U�~�v�e�r�t�e�i�l�e�n vorhandenerRäume

üurcn Neu- bzw, Umbau

Durch Anm i etung

Wie soll die verstehend genannteMaßnahmefinanziert werden?

Aus Haushaltsmittelnder Hochschule
Aus sonstigender Hochschulezur Verfügung
stehendenMitteln (HBFG-Maßnahme)

J.2 3eziehen Arbeitsgruppenvon Sonderforschungsbereichenim
laufenden Jahr oderim Antragszeitraum neuerbaute oderum­
gebauteRäume?

Wenn ja, bItte den Zeitpunkt angeben.
Der Neubau wird in, Herbst fertiggestellt sein.

(X)

(X)
( . )

( )

(X)

�3�J�.�~�·�i�r.. ... .. .. .. . .. .. .. .. ... .. .. .. .. .. .. ..
(Datum)

DFG-Vordruck 4.04 1/87(111)

�~
.

... , --.. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
(Unterschrift des Rektors/Präsidenten
oder desleitendenVerwaltungsbeamten)
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1.1 AlphabetischeListe der am Sonderforschungsbereichbeteilig-
ten Wissenschaftlerinnenund Wissenschaftler

Name,Vorname, Fachrichtung Institution GA/ Teilpro-
akad.Grad, EA jekt
Dienststeilung

1 2 3 4 5

Baumeister, Arbeits- ZWE "Arbeit GA A 1
Hella marktfor- und Betrieb"
wiss.MA schung

Behrens, Soziologie Fachbereich GA C 4
Johann, Dr. 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-

wissensch.

Bollinger, Arbeitsso-
Doris" ziologie ZWE "Arbeit GA B 2
wiss.MA und Betrieb"

Bogun, Soziologie ZWE "Arbeit EA A 1
Roland, und Betrieb"
wiss.MA

Born, Psychologie Fachbereich EA B 1
Claudia, Dr. 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-

wissensch.

Drechsel, Erziehungs- Fachbereich GA A 2
Reiner, wissenschaft 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-

wissensch.

Geissler, Soziologie Fachbereich GA B 2
Birgit, Dr. 9 - Human-
wiss.MA und Sozial-

wissensch.

Gerken, Psychologie Fachbereich GA A 3
Jutta, Dr. Rechtswissen- 6 - Rechts-
wiss.MA schaften wissensch.

Göckenjan, Politologie Fachbereich GA D 2
Gerd, Dr. 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-

wissensch.

Haupt, Sozialge- Fachbereich GA D 2
Heinz-Gerhard, schichte 8 - Geschich-
Prof.Dr. te u.a.
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Heinz. Sozialpsycho- Fachbereich GA A 1
Walter R•• logie 9 - Human-
Prof.Dr. und Sozial-

wissensch.

Krüger. Soziologie Fachbereich GA B 1
Helga. 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-

wissensch.

Leibfried. Sozialpoli- Fachbereich GA D 3
Stephan. tik 12 - Erzieh-
Prof.Dr. ungs- und Ge-

sellschafts-
wissensch.

Milles. Sozialge- Fachbereich GA D 1
Dietrich. Dr. schichte 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-

wissensch.

Müller. Arbeitsme- Fachbereich GA C 1
Rainer. dizin 11 - Arbeits-
Prof.Dr. und Bildungs-

wissensch.

Oechsle. Soziologie EA B 2
Mechtild. Dr.
wiss.MA

Osterland. Soziologie Fachbereich GA C 2
Martin. 9 - Human- + C 3
Prof.Dr. und Sozial-

wissensch.

Rabe-Kleberg. Erziehungs- Fachbereich GA B 3
Ursula. Dr. wissenschaft 11 - Arbeits-
wiss.MA und Bildungs-

wissensch.

Schumann. Kriminal- Fachbereich GA A 3
Karl F.• und Rechtsso- 6 - Rechts- + B 4
Prof.Dr. ziologie wissensch.

Wahsner. Rechts- Fachbereich GA C 2
Roderich. wissenschaft 6 - Rechts-
Prof .Dr .• wissensch.

Warsewa. Soziologie ZWE "Arbeit EA C 3
Günther. und Betrieb"
wiss.MA
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1.2 In der Ordnung des Sonderforschungsbereichsvorgesehene
Gremien und ihre personelle Zusammensetzung (auper
Mitgliederversammlung)

vorläufiger Sprecher: Prof.Dr. Walter R. Heinz

Rat: N.N.
N.N.
N.N.
N.N.
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1.3 Forschungsprogramm

Statuspassagenund Risikolagen im Lebensverlauf.
Institutionelle Regulierungsmechanismen
und individuelle Handlungsstrategien

Das Problemfeld

Die Entwicklungstendenzenauf dem Arbeitsmarkt und die Verände­
rungspotentialeneuer Lebensentwürfestellen nicht nur das "Nor­
malarbeitsverhältnis", sondern auch das "Normalfamilienverhält­
nis" in Frage. Dies erschwert die AUfrechterhaltungtradierter
männlicher und weiblicher Lebenslaufmusterund problematisiert
biographischeKontinuitätserwartungen. Die seit Ende der 70er
Jahre vom Beschäftigungssektor,verändertenArbeitsorientierungen
und neuen kulturellen StrömungenausgehendenProzesse des sozia­
len Wandels haben die Verbindung zwischen Qualifizierungsphasen
und Erwerbsbiographielabilisiert und Muster der Lebensplanung
umgestaltet.Dies wirft nicht nur gravierende Probleme für die
Verwertung erworbenerBerufsqualifikationenauf, sondernfordert
den Individuen besondere Anstrengungen bei der Bewältigung
diskontinuierlicherLebensläufeab.

"Normalarbeitsverhältnis"meint abhängige Erwerbsarbeit in Form
einer stabilen, sozial abgesichertenVollzeitbeschäftigung.Unter
"Normalfamilienverhältnis"wird die Kernfamilie mit geschlechts­
spezifischer Arbeitsteilung verstanden.Prozesseder Deregulie­
rung von Rahmenbedingungendes Arbeitsmarkteshaben zur Zunahme
von Erwerbsformen außerhalbgesetzlich und tariflich geregelter
Arbeitsmirkte und zur Flexibilisierung der Arbeitszeit geführt.
Die Auflösungstendenzenfamilienbestimmter Lebensformenwerden
nicht nur durch neue weibliche Lebensentwürfe, sondernauch
mittelbar durch Prozesseauf dem Arbeitsmarkt, und die Unsicher­
heit der Existenzsicherungdurch die Institutionen der Sozial­
bzw. Familienpolitik beeinflußt.

Bei den sozialenRisikolagen"diesich für die Lebensführungver­
schiedenerSoziAlgruppenaus den verindertenReproduktionsbedin-
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gungen des Erwerbs- und Familienlebensund ihrer sozialenSiche­

rung ergeben. setzendie sozialstruktureilausgerichtetenFrage­

stellungendes Sfb an. Als Bindeglied zwischen dem sozialenWan­

del und den Gestaltungsprinzipienvon Lebensläufen werden die

Normalitätsunterstellungenund Kontrollpraktiken der Institutio­

nen betrachtet.NormalbiographischeEntwürfe und deren Varianten

bei verschiedenen sozialenGruppen werden in Statuspassagenzwi­

schen verschiedenenLebensbereichenund -abschnittenentwickelt.

ausgehandeltund verändert. Die auf Subjekte und Handlungsfelder

gerichtetenFragestellungendes Sfb beziehensich auf diesenZu­

sammenhang.

So weisen etwa drohendeoder eingetreteneAusgrenzungsprozesse

aus dem Erwerbsleben den sozialstaatlichen Institutioneneine

gesteigerteBedeutungfür die Stabilisierungvon Lebensläufenzu.

Damit verändernsich auch die institutionellen Muster sozial­

politischer Bearbeitung von Risikolagen. etwa bei Erwerbslosig­

keit. Krankheit oder Verarmung. Damit nehmen einerseitsdie Se­

lektionsfunktionensozialstaatlicherAdministration. andererseits

die Tendenzenzur Individualisierungvon Problemlösungsstrategien

zu.

Im Hinblick auf die Lebensentwürfeder Individuen ist es eine of­

fene Frage. ob und inwieweit durch die strukturellenVeränderun­

gen und Diskontinuitäten innerhalb und zwischen Statuspassagen

gesch1echts-und qualifikationsspezifischeLebenslaufmusterihre

Bezugspunkteund Konturen verlieren. Dies gilt für die Obergänge

von der Schule in die Berufsausbildung. von der Berufsausbildung

in die Erwerbstätigkeit. für Statuspassageninnerhalbdes Be­

schäftigungssystems.wie für Obergänge zwischen Erwerbstätigkeit

und Familienphasen und für das temporäre sowie endgültige Aus­

scheidenaus dem Erwerbsleben.Die institutionell geordnetenAb­

folgen von Statusübergängenzwischen diesen Lebensbereichenän­

dern sich. lösen sich tendenziell auf. Es ergeben sich daraus

neue Verlaufsmuster: ein Zirkulieren in Statusschleifen,zeitli­

che Dehnungen. Sprünge in der Abfolge sowie Oberlagerungenvor­

mals getrennterStatuspassagenund sozialer Rollen. Diese Verwer­

fung von Obergängenkann dazu führen. daß die Bewältigung von

nicht abgeschlossenenoder nicht mehr abschließbarenStatuspas-
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sagenzu einer Hauptaufgabeder Lebensführungwird. So könnte es
schließlich zu einer Auflösung abgegrenzter Passagenund von
strukturiertenLebenslaufmusternüberhaupt kommen, waswiederum
Rückwirkungenauf die sozialenInstitutionenhaben würde.

Als Leitmotive für den Sonderforschungsbereichergeben sich
folgende Fragenkomplexe:

Wie bearbeiten die Institutionen des Arbeitsmarktes,der
Berufsbildung, der familialen Reproduktion und der sozial­
staatlichenSicherungdie sozialen Risiken: inwieweit haben
sich ihre Normalitäts-Konzeptionen, Zuständigkeiten und
Praktiken seit Mitte der 70er Jahreverändert?

Wird es zu Risikoumverteilungenoder zu einer Kumulation von
Risiken bei bestimmtenSozialgruppenkommen und mit welchen
gese11schaftspolitischenKonsequenzen?

Welche Möglichkeiten und Grenzen für eine Umgestaltungder
männlichenund weiblichen Normalbiographieergebensich län­
gerfristig aus neuen Lebensentwürfen, Risikolagenund deren
institutioneller Bearbeitung?

'Wie arrangierensich die Individuen mit den Diskontinuitäten
im Lebenslaufund den Friktionen zwischen institutionali­
sierten Lebenslaufmusternund individuellen Lebensentwürfen,
und wie werden diskontinuierliche Statuspassagenvon ver­
schiedenensozialenGruppen bewältigt?

Bezugs- und Kontrastperiode für diese aktuelle Problematik ist
zunächstdie Prosperitätsphaseder Bundesrepublik,also die Zeit
seit Mitte der 50er Jahrebis zur Mitte der 70er Jahre, in der
sich die Normalbiographieninstitutionell und in ihrer faktischen
Geltung etablierenkonnten.

Das vorgelegteForschungsprogrammbetritt Neuland: Es bezieht An­
sätzeder Jugend- und Berufsbildungsforschung,Familiensoziolo­
gie, Arbeits(markt-)soziologie, Medizinsoziologieund Sozialpoli­
tikforschung so aufeinander,daß Institutionen und Akteure, Nor­
malitätsunterstellungenund Lebensverläufeund ihre Veränderungen
auf der Untersuchungsebenevon Statuspassagenbetrachtetwerden.

Der Sfb zielt mit seinenForschungsfragen auf Problemfelder, zu
denen es eine Reihe theoretischanspruchsvollerZeitdiagnosen
gibt. Die mit dem Ende der Prosperitätsphaseeinhergehenden
Strukturveränderungenwerden beispielsweise von Ulrich Beck
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(1986) auf 'den prägnanten Begriff der "Risikogesellschaft"ge­

bracht, deren - sozialkulturelle und über Institutionen vermit­

telte - Kehrseitedie Individualisierungvon Lebensführungund­

planung ist. Dies bedeutetauch, �d�a�~ für den einzelnendie Bedeu­

tung der Erwerbstätigkeitfür die Lebensführungeher zu- als ab­

nimmt. Demgegenüber spricht Claus Offe (1984) davon, �d�a�~ mit der

Krise der Arbeitsgesellschaftdie Arbeit objektiv gestaltlosund

subjektiv peripher wird. Jürgen Habermas (1985) gibt eine Zu­

standsbeschreibungunsererGesellschaft,in der sich die Energien

der arbeitsgesellschaftlichenUtopie erschöpft haben und in der

die Entwicklung des Sozialstaatsin eine Sackgasssegeratenist.

Mit der' These der "kurze Traum immerwährenderProsperität"gehe

zu Ende, wird schließlich von Burkart Lutz (1984) in langfristi­

ger Perspektive die Wachstums-und Beschäftigungskriseals Rück­

kehr zu gleichsamnormalen gesellschaftlichenVerhältnissenge­

deutet. Dies kann jedoch zu Destabilisierungenführen, wenn das

politisch-administrativeSystem und seine Beziehungenzu den so­

zio-ökonomischenInteressennicht neu strukturiert werden.

Die politisch-praktische Bedeutung des Forschungsprogrammsist

damit angedeutet.Denn es ist keinesw,gs ausgemacht, daß das

politisch-administrativeSteuerungssystemtatsächlichnicht mehr

hinreichendfunktioniert. Die "Krise", die in diesenZeitdiagno­

sen eine zentraleRolle spielt, �m�u�~ nicht zwangsläufigdie Krise

des gesamtengesellschaftlichenSystemsbedeuten.Ob die Diskon­

tinuitäten und Destabilisierungen der Lebensläufe,der Verlust

von "Normalitätsperspektiven",die Akkumulation von Risikolagen

umstandslosauf die Gesellschaftinsgesamtübertragenwerden kön­

nen, ist zumindest solangeeine offene, auch empirisch zu überpü­

fende Frage, wie Reichweite und �A�u�s�m�a�~ des gesellschaftlichen

Wandels ungeklärt bleiben. Die Verwerfungenkönnten durchaus in

eine neue "Normalität" münden und so die gesellschaftlicheStabi­

lität nicht gefährden.

Das Konfliktpotential, das in den Strukturveränderungenliegt,

kann aber auch als (politische) Chance begriffen werden, die zur

Oberwindung herkömmlicher gesellschaftlicherDisparitätenführt.

In diesem Zusammenhangstellt sich dann jedoch die Frage, ob der

Abschied von der Klassengesellschaft,der damit einhergeht,nicht
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voreilig erfolgt. Zwar ist nicht zu übersehen,�d�a�~ die Gesell­
schaft sich nach neuen Strukturprinzipien zu organisieren
scheint, Brüche und Trennungslinien zwischen den Geschlechtern,
Generationen,aber auch Regionen an Bedeutung gewinnen. Aber ob
davon überkommene schicht- und klassenspezifischeRisiken der
Lebensplanungnur überlagertoder �s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h verdrängt werden,
vedarf der genaueren Untersuchung. Insofern versteht sich das
Forschungsprogrammauch als ein Beitrag zur Gesellschaftstheorie.

Das Forschungsprogrammverfolgt bei der Analyse von Strukturver­
änderungeneinen induktiv-empirischenWeg und geht dabei auch der
Frage nach, inwieweit aus der Arbeitsmarktkrise und demWandel

'privater LebensformenInnovationspotentialeentstehen,die insti­
tutionalisierteStatuspassagenumgestalten und Lebenslaufmuster
entwerfen, die Arbeitsleben, Privatleben und Bildungsprozesse
neuartig kombinieren. Diese vor allem in den Lebensentwürfender
jungen Generation, insbesondereder Frauen, implizierten Lebens­
laufmuster stoßen jedoch auf die Folgen der Deregulierungder Ar­
beits(markt-)politik, nämlich auf verstärktequalitative Diffe­
renzierungder Arbeitsplätzeund soziale Schließung- was zu ei­
ner zunehmendungleichenVerteilung der Arbeitsmarktchancenführt
(vgl. Sengenberger1987). Es ist daher zu fragen, ob sich Innova­
tionen angesichts der Kontinuitätsbrüche, die an den Obergängen
'zwischen Bildungs- bzw. Familiensystem und Beschäftigungssystem
und die im Verlauf der Erwerbstätigkeitstattfinden, überhaupt
längerfristig durchsetzenlassen. In diesem Zusammenhangstellen
sich dann auch Fragen nach den Steuerungs-und Kompensationslei­
stungender sozialenSicherungssysteme:Welchen Anteil haben sie
daran, daß soziale Risiken zu Abstiegspassagenin die (Dauer-)Ar­
beitslosigkeit, (Prüh-)Invalidität oder �S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�~�b�h�ä�n�g�i�g�k�e�i�t

führen, bzw. daran, daß solche Passagenverhindert werden?

So stellen beispielsweisestaatlicheStp.uerungsstrategienim Be­
reich des Arbeitsförderungsgesetzesund neue Qualifikationsoffen­
siven Versuche dar, die Qualifikationsdefizitevon Arbeitnehmern
durch Weiter- und Portbildung zu beheben,ohne daß der Auflösung
des Normalarbeitsverhältnissesund der �f�o�r�t�s�c�h�r�e�i�~�e�n�d�e�n Segmen­
tation des ArbeitsmarktesEinhalt gebotenwürde. Es bleibt den
Individuen und in zunehmendemMaße den Institutionender Sozial-
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politik überlassen.Statuspassagendurch Risikolagenhindurch zu

konstruieren und durch flankierendeMaßnahmenvorübergehendzu

stabilisieren.Die Strategiender institutionellen Steuerungvon

Statuspassagenund ihre Reichweite bei der Beseitigung. Kompen­

sation oder Verschärfungvon Risikolagen in verschiedenenKon­

junkturphasen werden Gegenstand von Teilprojekten im 5fb sein.

Damit soll auch der Frage nachgegangenwerden, wie durch institu­

tionelle Praxis Zuständigkeitenverlagert, Risiken umverteilt und

damit soziale Probleme verstärkt. abgebaut oder neutralisiert

werden.

TheoretischerBezugsrahmen

Neben den Konzepten "Statuspassage"und "Risikolage" werden für

die Formulierungder Teilprojekte des Sfb als tragendeBegriffe

einmal die "Normalitätsunterstellung" von Institutionen in den

Politikfeldern Arbeitsmarkt, Berufsbildungund soziale Sicherung

und zum anderendie Vorstellung der "Normalbiographie" bei den

Individuen zugrundegelegt. Aus zwei unterschiedlichenPerspekti­

ven sind damit prototypische Statuspassagenund deren Abfolge

benannt. Sie konturieren Lebensläufe, die insofern idealisiert

sind, als Einzelbiographienstets Variationen der gesellschaft­

lich vorstrukturiertenMuster darstellen. Normalbiographienbe­

stehenaber nicht nur als Vorstellungen. an denen die Individuen

ihre Lebensplanungorientieren, sondern als gesellschaftlichde­

finierte Verlaufsmuster, die in unterschiedlichemAusmaß juri­

stisch fixiert und institutionell verankert sind. Die gesell­

schaftliche und kulturelle Einbettung der individuellen Lebens­

läufe geschiehtüber das Konstrukt der Normalbiographie - und

zwar in ihrer männlichen wie weiblichen Ausprägung. Diese Ver­

laufsmusterund ihre Veränderungensind nicht nur für die ge­

schlechtsspezifischeVerteilung von Lebenschancen,sondernauch

für die Selbstkonzepteund L'benspläneder Individuen höchst fol­

genreich.

Die männliche Normalbiographiewird als Erwerbsverlaufaufgefaßt,

ihre entscheidendenStatuspassagensind durch die berufliche Aus­

bildung. Vollerwerbstätigkeit bzw. eine Berufslaufbahn und

schließlichdurch das Ausscheidenaus dem Erwerbslebenschemati-
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siert. Die Bewältigung aktueller und strukturellerRisikolagen
ist also engstensan eine kontinuierliche Brwerbsbiographiege­
bunden und wird auch durch diesedefiniert. Anders die weibliche
Normalbiographie:Sie �u�~�f�a�ß�t das Ausscheidenaus dem Brwerbs1eben
mit der �F�a�m�i�1�i�e�n�g�r�Ü�n�d�u�n�~�\�u�n�d eine Rückkehr in die Erwerbstätig­
keit nach der Phaseder �K�i�n�d�e�~�~�r�z�i�e�h�u�n�g�: damit wird die Existenz­
sicherungder Frau von einer eigenenErwerbsbiographiegelöst und
von der des Mannes abhängig.

In den"fo1gendenAbschnittenwerden die theoretischenOber1egun­
gen und Konzepte, die dem Forschungsprogrammzugrundeliegen,aus­
führlicher vorgestellt.

1. Zrw.rb.- und F.mili.nv.rlluf. und ihr. Au.diff.r.nzi.rung
a1. st.tu.p••••g.n

.
Die Konzeption der Statuspassaqeentstammtder aus der Tradition
des symbolischenInteraktionismusentwickeltenTheorie des Zusam­
menhangs zwischen Organisations- und Sozialstruktur,sozialem
Status und Statusveränderungenin Gesellschaften, die sozialem
Wandel unterliegen (Glaser und Strauss1971). Unter Statuspassa­
gen werden sozial organisierte und für Individuen verbindliche
Mobi1itätsprozesseverstanden, in denender zeitliche Ablauf und
die Abfolge von Obergängenvon einem Sozialstatusin einen ande­
ren geregelt ist. Dieser theoretischeZugang betont, daß indivi­
duelles Handeln beim Durchlaufen und Koordinieren von Passagen,
institutionelle Vorkehrungenund soziale Erwartungs-bzw. Wertmu­
ster verknüpft sind. Da Lebensentwürfeund Selbstkonzeptean die
sozial erwarteteDauer und den Erfolg von Statuspassagengeknüpft
sind, ergibt sich beispielsweisefür Individuen das Problem, ver­
schiedeneStatuspassagenuntereinanderzeitlich abzustimmen,vor
allem im Hinblick auf die Ausbi1dungs-, Arbeits- und Familienver­
pflichtungen.

Nach Barney Glaser und Anse1m Strauss (1971) organisierensoziale
SystemeStatuspassagenals Sequenzenvon Obergängen, die dem In­
dividuum angeben,welche Statuspositionenwie aufeinanderfolgen.
Professionelle Agenturen und Institutionen sind an diesen
Obergängen kontrollierend, beratend oder begleitendtätig. Es
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liegt jedoch in den Industriegesellschaftenauch bei dem Indivi­

duum, die Last der Organisationund Artikulation der Statuspas­

sage zu übernehmen, da es sich im allgemeinen nur auf die

institutionellen Regelungssystemebzw. auf allgemeinesoziale

Werte und Erwartungenbeziehenkann.

Ein Hauptkriterium zur Analyse von Statuspassagenist das Ausmaß

der Reversibilität, also ihre Anfälligkeit für Unterbrechungen,

Umwege oder Abbrüche. In Zeiten der Krise nimmt die Verfugung

zwischen Statuspassagenab, was dazu führen kann, daß aufgrund

nicht absehbarerAnschlußpassagenbzw. unsichererLebenslagendie

Passageabgebrochen wird, daß Menschen in Statusschleifenzirku­

lieren oder schon einmal durchlaufene Statuspassagen,z.B. im

Ausbildungsbereichwiederholen. Dies kann im Bereich der sozialen

Sicherungauch zur Verfestigung von provisorischenStatuspassagen

in Gestalt eines staatlich alimentiertenStatus führen. Aus der

Sicht der Akteure und der Institutionen können aufgeschobene,un­

terbrochene oder abgebrochene Statuspassagenunterschiedlich

wahrgenommenwerden: als Blockaden, als vorübergehendeEinbrüche

oder aber als Indikatoren für individuelles Versagen. �S�~ kann der

Abbruch einer StatuspassageIdentitätskrisenhervorrufen, wenn er

vom sozialen Umfeld oder durch Institutionenals Indikator man­

gelnder persönlicherEignung bzw. Motivation interpretiertwird.

Eine weitere Dimension zur Beschreibungvon Statuspasssagenist

die Temporalität, also zeitliche Merkmale der jeweiligen Status­

passage,ihre "Fahrpläne", Wartezeitenund Fristen. Sie gibt an,

ob und wie die Person in einem vorgeschriebenenRhythmus eine

Passagezu durchlaufenhat, welche und wieviele Obergängepas­

siert werden müssenund wie lange die einzelnenAbschnitte dauern

sollen. Die Erwartungenan die Dauer von Statuspassagenhängen

eng mit Prinzipien gesellschaftlicherLegitimität (Normalitäts­

unterstellungen)zusammen.Die Planung des Lebenslaufswird durch

die zeitliche Abfolge der Statuspassagenfestgelegt; dies ist

auch für die Selbstdefinitionund den--ErwartungShOrizontvon In­

dividuen von großer Bedeutung - zumindest.ns solangees an der
Normalbiographieorientierte Lebensentwürf gibt. Dabei ist die

Wahl des richtigen Zeitpunkts für Einsti g und Fortsetzungvon

Statuspassagenin verschiedenenPhasen der Erwerbs- bzw. Fami-
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lienverläufe von �g�r�o�~�e�r Bedeutung,

statuspassagenzu koordinierenoder

erreichen.

sei es um die verschiedenen

geplante�A�n�s�c�h�l�u�~�p�a�s�s�a�g�e�n zu

�S�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h sind Statuspassagendanach zu analysieren,wie �A�u�s�m�a�~

und Art ihrer Kontrolle durch Institutionen beschaffensind. Im

Hinblick auf die Agenturen und Instanzen,die Statuspassagen

organisieren,begleiten oder kontrollieren, halten Glaser und

Strauss (1971) fest, �d�a�~ Individuen sich in einer Solopassage

sehen, während sie tatsächlichvon den Institutionenals Element

eines Aggregatsverwaltet werden. Trotz ihrer Kategorisierungals

"Fall" ergeben sich aber für die Individuen Chancen, gegenüber

'den Institutionen Handlungsspielräume zu gewinnen. So kann es

Individuen in ihren sozialen Lebenszusammenhängenauch gelingen,

Diskontinuitäteninnerhalb und zwischen Statuspassagenselber zu

"renormalisieren".Dieses dynamischeMoment entstehtaus situa­

tionsflexiblem Handeln, um Einschränkungen auszugleichen,die

durch aufgeschobene,unterbrochene,aufgehobene oder absteigende

Statuspassagendrohen. Diese Arrangements sind in der Regel

kurzfristiger Art, wenn sie nicht durch institutionelle Res­

sourcen, etwa das AFG oder BSHG, und soziale Unterstützungssyste­

me informeller Art gestütztwerden.

Diese Kriterien zur Beschreibung von Statuspassagensollen im

erstenFörderungsabschnittdes Sfb weiter ausdifferenziertund in

Bezug auf die untersuchtengesellschaftlichenHandlungsfeldermit

dem Ziel einer Taxonomie systematischentwickelt werden.

Obertragen auf die Analyse von Erwerbsverläufenverdeutlichen

diese Kriterien, daß die einzelnenberufsbezogenenStatuspassagen

Ergebnissevon Synchronisierungsleistungder Individuen sind, die

ihnen im Spannungsfeldzwischen betrieblichenModernisierungspro­

zessen, lebensgeschichtlicherworbenen Handlungsorientierungen

und kulturellen Deutungsmusternabverlangtwerden. In der gegen­

wärtigen Entwicklungsphase der industriellenArbeitsorganisation

und des Arbeitsmarktserklären sozioökonomischbestimmte wie al­

tersspezifischeLebenslagen,'durch die quasi objektive Lebensla­

gen definiert werden, die situationsinterpretationenund Lebens­

perspektivenvon Individuen nicht mehr ausreichend.Erwerbsver-
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läufe, die sich in den arbeitsmarkt- und betriebsbezogenenSta­

tuspassagenherausbilden, sind nämlich auch Ergebnissevon Ent­

scheidungsprozessen,in denen Veränderungender sozioökonomischen

Lage, der Lebensplanungund der Selbstdefinitionmit verarbeitet

worden sind: Sie "basieren somit auf wiederholtenVorgängender

Labilisierung bisherigerGleichgewichteaus Verortung, Ambiguität

und Selbstemergenz"(Vetter 1986:242). Für die Gestaltungvon Er­

werbsverläufendürfte zentral sein, welche betrieblichenund po­

litischen Erfahrungskontexte und welche erwerbsbiographischen

Ereignisse dazu führen, daß technische,ökonomische,arbeits­

marktpolitischeEntwicklungen unter der Einbeziehungvon eigenen

Lebensentwürfen antizipiert und aufgegriffen oder ausgeblendet

und vernachlässigtwerden, und ob die entscheidendenZeitpunkte

für Beginn oder Verlassen von Statuspassagengenutzt oder ver­

säumt werden.

Den Individuen sind hierbei enge Grenzen gesetzt,da Erwerbsver­

läufe oder "Karrierelinien" (Spilerman 1978) Strukturmerkmaledes

Arbeitsmarktssind. Sie bilden das Gerüst für die Erwerbsbiogra­

phie der Angehörigender verschiedenenBerufsgruppen.Statuspas­

sagen im Erwerbslebensind also strategische Verbindungenzwi­

schen Strukturmerkmalen des Arbeitsmarkts, der sozioökonomischen

Lage und den je nach Familienzyklus und beruflicher Qualifikation

unterschiedlichen Spielräumen der Individuen. Diese Konzeption

unterscheidetsich von der der Berufssoziologie und den Analysen

von Statuserwerb und Statusmobilität,die von der Gültigkeit ge­

normter Berufsverläufe,also von Normalitätsunterstellungender

Institutionen ausgehen.Erklärungsbedürftigist weniger die Lauf­

bahnstruktur,als die Variation in den Statuspassagen.Aus der

Sicht von Arbeitsorganisationund Individuum sind die Entschei­

dungen zwischen möglichen Verzweigungen von Statuspassagenim

Hinblick auf Mobilitätschancenbzw. -blockadenbesondersfolgen­

reich. Denn an den Verzweigungspunktenvon Karrierelinien müssen

die Individuen besonderssorgfältig Regie führen, und zwar nicht

nur beim Obergangvon einem Status in einen anderen, sondernauch

wenn Sequenzen innerhalb einer Statuspassageabgestimmtwerden.

Wird eine der möglichen Verzweigungenverfolgt, dann können die

lang- und kurzfristigen Konsequenzen für den Erwerbsverlaufun­

terschiedlichausfallen. Zum Beispiel kann auf den gesicherten
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Einstieg, etwa Programmierer/in,Hochschulassistent/in,Friseur/
in, Bäcker/in, langfristig eine berufliche Sackgassefolgen, wenn
es in dem Berufsfeld nur wenig Nachfolgepositionenbzw. ein hohes
Maß an sozialer Schließung gibt. Das kann aber auch Folge
verschobener Altersverteilung in den Karriereabschnitten und
nicht zuletzt von Schrumpfung ganzer Wirtschaftsbereicheoder
Dienstleistungssektorensein, - so im Lehrerberuf.

Die Labilisierung institutionalisierterLebenslaufprogrammeführt
zu Diskrepanzenzwischen den Regelungenim Ausbildungsbereich,im
Beschäftigungssystemund im Bereich der sozialenSicherungund
den je individuellen Statusübergängen.Die Abstimmung dieser
Systemeuntereinander ist aus der Sicht der Individuen problema­
tisch geworden. An den Bruchstellenentstehen strukturell nicht
gelösteFriktionen für Lebensführungund -planung. Statuspassagen
verlieren so an zeitlicher Konturierung, und (sekundäre) institu­
tionelle Eingriffe im Sinne von Kompensationkönnen notwendig
�w�e�r�d�~�n�. In dem Maße wie Statuspassagenprekär werden, entsteht
ein erhöhter Gestaltungsdruckfür die Individuen. Dieser drückt
sich beispielsweisein dem Entscheidungsdilemmaaus, Oberbrük­
kungspassagenzwischen und innerhalb Bildungs-, Familien- und
Beschäftigungssystemund dem System sozialer Sicherungaufgreifen
zu müssen: Zusatz- und Weiterbildung, Umschulung, Warteschleifen
im Berufsausbildungssystem,Aufnahme kurzfristiger Beschäfti­
gungsverhältnisse,Phasenvon Erwerbslosigkeitoder vorübergehen­
der Rückkehr in die Herkunftsfamilie.

In dieser Situation einer unübersichtlichenbiographischenPla­
nungsperspektive stehen jedoch für die meisten Individuen mehr
oder minder gut strukturierte und von Institutionenbegleitete
Statuspassagenzur Verfügung. So ist beispielsweisemit der Krise
des Ausbildungsstellenmarktsneben dem dualen System (betriebli­
che Ausbildung) ein System vollzeitschulischerberuflicher Aus­
bildungsgängeentstanden,mit dem versucht wird, Ersatz für feh­
lende Ausbildungsplätzezu bieten. Dies gilt auch für junge Frau­
en, die in haus- und sozialpflegerisch orientierte Berufsfach­
schulen einmünden, für deren Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt
aber so gut wie kein Bedarf vorhandenist. Es sind also Status­
passagenminderer Qualität entstanden,die verhindern sollen, daß
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beispielsweiseJugendlicheunmittelbar nach dem Schulabschlußar­

beitslos werden.

Statuspassagenim Beschäftigungssystemwerden zunehmenddurch

segmentierteArbeitsmärktegeprägt. Die Veränderungenvon Status

und Einkommen, die Individuen im Verlauf ihrer Erwerbstätigkeit

erleben, sind über betrieblich organisierteStatuspassagenpro­

grammiert; persönliche Eigenschaften, soziale Herkunft und

Lebensentwürfekönnen erst im Rahmen der Restriktivität bzw.

Optionen zur Geltung kommen, die durch die Segmentationslinien

innerhalb der Betriebe vorgegebenwerden. Dies gilt auch für die

Entstehungund mögliche Verteilung von Gesundheitsrisiken,die im

Erwerbsverlaufauftreten.

An den Rekrutierungsprozessender Unternehmenwird deutlich, daß

bei der Personalauswahl Kriterien wie Werthaltungenund Lebens­

stile immer wichtiger werden (vgl. Windolf/Hohn 1984). Da

Arbeitsabläufekonfliktarm und effizient ablaufensollen, steigt

neben Qualifikationsmerkmalen das Interesse der Betriebe an

kultureller Homogenität und bildungs- bzw. erwerbsbiographischer

Kontinuität ihrer Belegschaft. Dies führt dazu, daß auf dem

internen Arbeitsmarkt Statuspassagenstandardisiertwerden und es

gegenüberdem externen Arbeitsmarkt zu Prozessen der sozialen

Schließungkommt. Davon sind die Erwerbsverlaufsmusterfür Frauen

besondersbetroffen, da es für sie keine ausreichendeBreite

institutionalisierterKarrieren gibt und auch die Chancengering

sind, daß ihre Erwerbsverläufe durch betriebsinterneKarriereli­

nien strukturell stabilisiert werden. Hinzu kommt, daß die be­

triebliche Beschäftigungspolitikvon der Normalitätsunterstellung

geleitet wird', daß bei Frauen selbst keine Bereitschaftfür kon­

tinuierliche Vollbeschäftigungvorhandensei.

Bezogen auf den Familienzyklus haben die StatuspassagenHeirat,

Elternschaft, Kindererziehung, sowohl in den Normalitätsunter­

stellungender Institutionenals auch für die subjektivenKonti­

nuitätserwartungenan den Lebenslaufweiterhin einen hohen Stel­

lenwert. Trotz der wirtschaftlichen Strukturveränderungen,wie

sie sich in Arbeitslosigkeit, verstärkterBrwerbstätigkeitvon

Frauen und dem Wandel in der Arbeitsmarktsituationallgemein nie-
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derschlagen,wird nach wie vor unterstellt, daß die Familie dis­
kontinuierliche berufliche Statuspassagenvon Männern und Frauen
abfangenkann. So ergebensich aus den BerufsverlaufsmusternAn­
sprüchean Arbeitseinsatzund Weiterqualifikation in solchen Pe­
rioden, in denen auch die Familie, beispielsweisehinsichtlich
der Kindererziehung,besondereAnforderungenan die (Ehe-)Partner
stellt. Die Sequenzenin den Erwerbsverläufen der Männer haben
insoweit negativeAuswirkungen auf die Familie, da sie für Er­
ziehungs-und Haushaltsaufgabenkaum zur Verfügung stehen, wäh­
rend die Sequenzendes Familienzyklus vor allem die Handlungs­
spielräumeder (Ehe-)Fraueneinengen.Dadurch werden auch Weichen
für die berufliche Weiterentwicklunggestellt. Unterbrocheneoder
'durch TeilzeitarbeitgeprägteErwerbsverläufedürften bei der ge­
gebenenRentenversicherungdazu führen, daß Frauen sich in Zu­
kunft erst späteraus dem Beschäftigungssystemzurückziehen,um
fehlende Rentenanwartschaftsjahreauszugleichen.

Das traditionelle Lebenslaufmusterfür Frauen ist jedoch im Um­
bruch. Es war durch die Zuständigkeit für Familien- und Haus­
haltsaufgabendefiniert und wird heute durch eine ausgeprägte
Berufsorientierung und die Arbeitsmarktsituationverändert, die
durch neue Arbeitszeitoptionenund zugleich durch eng begrenzte
Berufslaufbahnen gekennzeichnet ist. Eine zunehmendeZahl von
Frauen sieht ihre Erwerbsbeteiligung nicht mehr vorwiegend als
Zusatzeinkommen für die Familie, sondernals Ausdruck eigener
Ansprüche an eine qualifizierte und entwicklungsfähigeBerufstä­
tigkeit. So nähern sich an den Obergängenvom Bildungs- in das
Ausbildungssystemund von dort in das Erwerbssystemdie Status­
passagen von Männern und (jüngeren) Frauen einanderan. Auch
Frauen wollen ihre Berufsausbildungabgeschlossenund eine ihrer
Qualifikation entsprechende Berufslaufbahnbegonnenhaben, bevor
sie sich zur Gründung einer Familie entschließen.Dadurch entste­
hen Kombinationenvon Erwerbsverläufenund familienbezogenenEnt­
scheidungsprozessen,die - in Abhängigkeit von Qualifikationsni­
veau und Berufsfeld - eine erhebliche Variationsbreitein Art,
Dauer und Umfang der Erwerbstätigkeitaufweisen.

Die Lebensverläufesind also im Hinblick auf den Familienzyklus
strukturell durch die Aufgabenbündel des Haushaltsund der Kin-
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dererziehungsowie die der Erwerbsarbeitbestimmt. Hierbei herr­

schenweiterhin Muster der geschlechtsspezifischenArbeitsteilung

insofern vor, als Handlungsspielräumefür kontinuierliche Berufs­

verläufe ungleich verteilt sind. Erfordert die jeweilige Phase

des Familienzyklus mehr Arbeit im Haushalt und in der Kinderer­

ziehung, werden eher die Frauen ihre Erwerbsbeteiligungzurück­

schrauben;die Männer bleiben auf Erwerbsverläufeprogrammiert.

Auch wenn die (Ehe-)Frauerwerbstätigwird, bleiben die Beiträge

des Mannes zu Familienarbeit auf dem üblichen niedrigen Niveau,

während die Frau beide Bereiche koordinierenmuß. Inwieweit Frau­

en und Männer diese Arrangementsals ungleich interpretierenund

es ihnen gelingen kann. eine ausgewogenereForm der Arbeitstei­

lung zu praktizieren, hängt wiederum von den Optionen ab. die

sich für eine Vollerwerbstätigkeit für beide Partnerbei gesi­

cherter Kinderbetreuung bieten oder die sich für eine zeitlich

und materiell gleichberechtigteAuf teilung beider AUfgabenfelder

zwischen Mann und Frau vor allem durch eine innovative Arbeits­

markt- und Sozialpolitik entwickeln lassen.

Geschiehtdies nicht, so wird die Individualisierungder weibli­

chen Lebensläufeweitgehendauf der Bewußtseinsebenevorangetrie­

ben. aber auf der Ebene der Handlungschancenund tatsächlichen

Berufsverläufehinter die Ansprüche zurückfallen. So bleibt als

offene Frage. ob diese Diskrepanzausschließlichdurch individu­

elle Arrangementsaufgefangenwerden muß oder ob es durch die

Ansprüche der Frauen nach Vereinbarkeit von Berufsverläufenund

Familienaufgabenund die sich ausweitendenBeschäftigungsrisiken

bei Männern zu gesellschaftspolitischenStrukturveränderungen

kommen wird.

.

2. Die institutionelle Verwaltung von Risikolagen und defizi­
tiren Statuspassagen

Veränderungender ökonomischenRahmenbedingungenund des Arbeits­

markts haben für die lohnabhängige Bevölkerung erhebliche

Beschäftigungs-und Gesundheitsrisikenzur Folge. Gegenüberder

Prosperitätsphasehaben sich die Handlungsspielräume für die
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Verwirklichung von Interessen und Kontinuitätserwartungen im
Kontext der individuellen Lebensplanungverengt. Dies drückt sich
nicht nur in der hohen und anhaltendenArbeitslosigkeit aus,
sondernauch in der Ausweitung ungeschützterBeschäftigungsver­
hältnisse, in Erwerbsverhältnissen"auf Zeit" im Rahmenstaatli­
cher �A�r�b�e�i�t�s�b�e�s�c�h�a�f�f�u�n�g�s�m�a�~�n�a�h�m�e�n und nicht zuletzt in der
Zunahme arbeitsbedingterErkrankungen.

Das Normalarbeitsverhältnis hat, wie Ulrich Hückenberger (1985)
gezeigt·hat, in der Prosperitätsphaseals Leitbild der Arbeits­

marktpolitik an Geltung und Verbreitung gewonnen. Eine dauerhafte
Vollzeiterwerbstätigkeitauf der Basis qualifizierter Berufsaus­
·bildung hat jedoch auch in den 60er und 70er Jahrennicht alle
Arbeitsverhältnissegekennzeichnet.Sie war das Zentrum der männ­
lichen Normalbiographie, nicht aber in der weiblichen Normalbio­
graphie vorgesehen. Seither haben Arbeitsmarktentwicklungund

wirtschaftlicher Strukturwandeldazu geführt, �d�a�~ die Chancenfür
�e�i�n�~�n kontinuierlichenErwerbsverlauf in der je individuellen Er­
werbsbiographieschwinden, dieser aber weiterhin für die Arbeits­
markt- und Sozialpolitik als Norm unterstelltwird. Dies hat eine
zweifache Konsequenz: nicht nur die Kontinuitätserwartungender
Subjektewerden erschüttert,sondern auch die sozial normierte
Abfolge von Statuspassagenwird aufgebrochen.Damit steigt der
soziale Druck, auch Passagenin Status zweiter Ordnung aufzugrei­
fen. Die vom Arbeitsmarkt ausgehenden- bei Frauendurch die Am­
bivalenz von Berufsorientierungund Familienaufgabenverschärften
-Risikolagenverweisendie Betroffenen auf Statuspassagenin pre­
käre Beschäftigungsverhältnisse,in das System der sozialenSi­
cherung oder zurück in die Familie.

Für die Risiken, die das Erwerbslebenbegleiten, wie Krankheit,
Alter, Unfall und Arbeitslosigkeit, haben sich mit der Prosperi­
tätsphasestabile Regelungenzur Wiederherstellungder Erwerbsfä­
higkeit und für Passagenin die Rente verallgemeinert.Dabei sind
die Kompensationsleistungenan die im Erwerbsverlauferworbene
Position in der Einkommenshierarchie gebunden.Diese Regelungen
bilden die Grundlageder Kontinuitätserwartungender Individuen,
wenn auch die sozialstaatlich garantierte Sicherung vielen Er­
werbstätigenund deren Familienangehörigen nur eine Existenzsi-
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cherung auf einem sehr niedrigen Reproduktionsniveauermöglicht,

so bei längerer Erkrankung oder frühem Ausscheidenaus dem Er­

werbsleben.

Der Sozialpolitik kommt bei den sich ausweitendenRisikolagen

heute eine gesteigerteBedeutungbei der Steuerungund Kompensa­

tion von PhasenlängererBeschäftigungslosigkeitzu. Für die der­

zeitige Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik gilt aber (vgl. Kaufmann

1986; Scharpf 1985), daß sich die Normalitätsannahmenim Hinblick

auf das Regelungssystemnicht geänderthaben: es ist weiterhin

auf den Ausgleich von kurzfristigen Risikolagen gerichtet. Da

eine zunehmende Zahl von Erwerbsformendem Leitbild des Normal­

arbeitsverhältnissesnicht mehr entspricht, also eine unterstell­

te "Normal-Risikolage" nicht gegebenist, werden für bestimmte

Gruppen von ErwerbstätigendiskontinuierlicheBeschäftigungsver­

läufe immer häufiger. Dies führt für diejenigen, die noch nicht,

vorübergehendnicht oder nicht mehr erwerbstätig sind, zu eine

Gefährdungvon Integration und Existenzsicherung,die zur Stabi­

lisierung der Lebensführungbei diskontinuierlichenBerufs- und

Familienverläufenbeitragen könnten. Die Betroffenen �~�e�r�d�e�n da­

durch unter einen starken Handlungs- und Legitimationsdruckge­

stellt, der sie angesichtsblockierter normalbiographischerPas­

sagendazu zwingt, auf Statuspassagenzweiter Wahl auszuweichen,

wodurch es zu einer Abhängigkeit von sozialstaatlichenInstitu­

tionen und zur Umwandlung eines provisorischen in einen dominan­

ten Status, etwa als Sozialhilfeempfängerkommen kann. Dies liegt

daran, daß die Leistungslogik der Sozialpolitik für eine "ar­

beitsmarktexternesoziale Integration" (Blanke u.a. 1987) solcher

Personengruppensorgt, denen es nicht gelingt, durch kontinuier­

liche ErwerbsyerläufeAnsprüche auf sozialstaatlieheKompensation

zu erwerben.

Die Sozialpolitik im krisengeprägten Wohlfahrtsstaatreagiert

auf Veränderungen der Lebenslagevon Individuen mit erhöhter Se­

lektivität und versäumtdamit, strukturelle Risikolagenmit abzu­

bauen und Lebenschancenfür sozial benachteiligteGruppen zu er­

öffnen. Daraus entstehtnicht nur eine erhöhte Selektivität von

Sozialleistungen, sondern es werden defizitäre Statuspassagen

eingeleitet, durch die sich risikoreiche Lebenslagen und diskon-
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tinuierliche Lebensverläufe festschreiben.Da Institutionen z.B.

von der Normalitätsunterstellungausgehen, daß Arbeitslosigkeit

ein vorübergehendesLebensereignissei, ergebensich widersprüch­

liche Mechanismenim Umgang mit Betroffenen, wenn diese Risiko­

lage länger andauert.Die Arbeitsverwaltungbindet ihre Leistun­

gen an die Bereitschaft, vermittelte Arbeitsangebote - schließ­

lich auch unterhalbdes Qualifikationsniveausder Arbeitsuchenden

�~ zu akzeptieren.Dennoch müssendie Betroffenen bei anhaltender

Arbeitslosigkeit aufgrund der administrativ normierten Zeiträume

für Versorgungsleistungenhinnehmen, daß sie vom Arbeitslosengeld

in die Arbeitslosenhilfeund von dort in die Sozialhilfe transfe­

riert werden, und damit Leistungenzur Existenzsicherungvon Be­

'dürftigkeitsprüfungenabhängiggemacht werden, die auch die Fami-

lienmitglieder einbeziehen. Damit wird eine Statuspassagevom

Empfänger von Versicherungsleistungenauf der Basis eigener Er­

werbsarbeitzum Klienten von Sozialbehördenauf der Basis eines

ausgegrenztenVersorgungsstatuseingeleitet.

Der sozialstaatliehe Umgang mit den Risiken Erwerbslosigkeitund

arbeitsbedingteErkrankungen entlastetdas Beschäftigungssystem,

belastetaber den Lebenslaufder betroffenenIndividuen mit Sta­

tuspassagen,die eine eigenständige Reintegrationin kontinuier­

liche Erwerbsverläufe eher erschweren.Diese Belastungensteht

aus den Kontrollfunktionen der Sozialpolitik, die in der Praxis

der Instanzen zum Ausdruck kommen, eine administrativ gesteuerte

Rückkehr in den Erwerbsprozeßbzw. den Rückzug vom Arbeitsmarkt­

also die männliche und traditionelle weibliche Normalbiographie­

zu verordnen.

Mit der Arbeitsmarktkrisesind für die

Erwerbslebenssozialstaatlieh geprägte

rische Statuspassagenentstanden:

drei Hauptabschnittedes

Korridore für kompensato-

- Ein ersterKorridor kommt durch Bildungsrnaßnahmen am Obergang

vom Bildungs- ins Beschäftigungssystemzustande.Den Jugendli­

chen, die in solchen Bildungsschleifenzirkulieren, werden diese

Statuspassagenbei Bewerbungen als negativesSelektionsmerkmal

angelastet;sie stellen Indikatoren für einen belastetenAusbil­

dungsverlaufdar. An der "zweiten Schwelle", also am Obergangvon
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der Berufsausbildung in den Erwerbsprozeßnehmen so Phasenvon

Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit zu, die schließlich in

Statuspassagender Umschulung oder zum vorübergehendenAusschluß

vom Arbeitsmarkt führen können. Damit steigt das Risiko, den Ein­

stieg in kontinuierliche Berufsverläufeganz zu verfehlen, da aus

der Sicht der Betriebe verlängerteQualifikationsphasenmit einem

Defizit an konkretenArbeitserfahrungenverbundensind.

- Den zweiten Korridor mit risikoreichen Statuspassagenbilden

die Beschäftigungsformen auf dem zweiten Arbeitsmarkt, vor allem

bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,und die verschiedenenBi1­

dungsmaßnahmenbei unterbrochenenBerufsverläufenzur Qualifika­

tionsverbesserungbzw. beruflichen Rehabilitationaus gesundheit­

lichen GrQnden. Zu dieser "Grauzonedes Arbeitsmarkts", in der

Existenzsicherungdurch die Aufnahme prekärerArbeitsverhältnisse

gesuchtund angebotenwird, gehörenauch die "neuen Selbständi­

gen", aber auch zeitflexible Beschäftigungsformen. Frauen mit

Familienverpflichtung und solche, die wieder ins Erwerbsleben

zurückkehrenwollen sowie beruflich qualifizierte junge Erwachse­

ne, denen der Einstieg in das Erwerbssystemdurch die �~�e�k�r�u�t�i�e�­

rungspraktikender Betriebe versperrt bleibt. Für einige sind

diese Arbeitsmöglichkeiten ein Ausweg aus Notlagen, für andere

eine Chance für die Gestaltungvon Arbeitsbedingungen.

- Schließlich werden in einem dritten Korridor ältere und 1ei­

stungsgeminderte Arbeitskräfte mit prekären Erwerbsverläufen

immer früher auf die Statuspassagendes vorgezogenenRuhestands

verwiesen, es "erfolgt eine Transformationvon Arbeitskraftanbie­

tern in die Rolle von Alten, die nicht aus einer physischenund/

oder psychischen Erwerbsunfähigkeitder Betreffendenzu erklären

ist, sondernaus fehlenden Erwerbsmöglichkeiten." (Blanke u.a.

1987: 305). An diesen vorgezogenenObergängen in den Ruhestand

bilden sich sozial bislang kaum ausgestalteteStatuspassagenher­

aus, die vor allem die Problemebei der Reintegrationin soziale

Beziehungenaufwerfen, die nicht mehr mit dem Erwerbslebenver­

bunden sind.

Bei der Strukturierung dieser Korridore spielt das politisch­

administrativeSystem eine doppelte Rolle: Es definiert diese
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Statuspassagenaus der Sicht der Normalitätsunterstellungenals

kompensatorische,und es formuliert auch Kriterien und prakti­

ziert Selektions- und Begutachtungsverfahren,woraus wiederum

spezifischeRisikolagen für die Betroffenen entstehenkönnen.

�D�a�b�~�i können die Institutionen auf Expertenwie Arzte, Psycholo­

gen oder auch Juristenzurückgreifenund damit das jeweilige Ver­

fahren zusätzlich legitimieren. So werden für die von den Instan­

zen bearbeiteten Fälle längerfristigeVerteilungsentscheidungen

über den Abbau bzw. die Verschärfungvon Risikolagengetroffen.

Für die Betroffenen entstehen Mobilitätsprozesse zwischen den

Agenturen des Sozialstaats: Mit Risikolagenwird so verfahren,

�d�a�~ die Zuständigkeitvon Amtern und Behördenmit der jeweiligen

Statuspassagewechselt; so von den Ausbildungseinrichtungenzu

den Arbeitsämternund den Trägern von �A�r�b�e�i�t�s�b�e�s�c�h�a�f�f�u�n�g�s�m�a�~�n�a�h�­

men und von dort zu den Sozialämternbzw. den Versicherungsträ­

gern. Die Umleitung von Risikolagen in eine Sequenzdefizitärer

Statuspassagendurch Beteiligung der jeweils zuständigensozial­

staatlichenAdministration verschlechtert sowohl die Teilhabe­

chancenam Sozialstaatals auch die Reintegrationschancenin eine

kontinuierliche Erwerbstätigkeit.

Die Auswirkungen der Umverteilung von Risiken auf die Lebens­

verläufe der Betroffenensind in der Forschungbislang vernach­

lässigt worden. Christoph Büchtemann (1986) weist darauf hin, daß

die Auswirkungen wohlfahrtstaatlicherRegulierungspraxisund des

Abbaus arbeits- und sozialrechtlicherLeistungenauf die Struktu­

rierung von Biographien unzureichend�e�r�f�a�~�t sind. Solangesich

die sozialpolitischeAnalyse nämlich auf einen statischenRisiko­

begriff konzentriert, also nur die Lebenslagenund deren kompen­

satorischeBearbeitung durch die Institution des Sozialstaats

strukturell recherchiert, gerät die sozioökonomischeVerteilung

und Umverteilung sozialer Risiken im �M�a�~�s�t�a�b des Lebenslaufs

nicht in den Blick: Die sozioökonomischeVerteilungsdynamikvon

Chancenund Risiken bestimmt jedoch nicht nur, wer und welche

Personengruppenvon welchen Risiken betroffen sind, sie entschei­

det auch über Art und Strukturenvon Risikolagen, also darüber ob

verschiedene Risiken bei bestimmtenPersonengruppenkumulieren

und ob sich diese bei den Betroffenen im Zeitablauf zu sozialen

Problemenverdichten. In verschiedenen Teilprojekten wird diese
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Thematik bezogenauf die Korridore sozialstaatlichverwalteter

Statuspassagenaufgegriffen.

3. Zum Verhiltnis von Lebenslaufund Institution

Die Indizien für die HerausbildungdiskontinuierlicherLebensläu­

fe sind massiv: Das Eintrittsalter in die Berufstätigkeitsteigt

und das in den Ruhestandsinkt: Die Kernarbeitsphasewird tenden­

ziell auf die Zeit zwischen dem 25. und 55 Lebensjahrkompri­

miert. Der übergang in die Erwerbstätigkeitwird zeitlich ge­

streckt und zugleich werden übergängein den Ruhestanddestandar­

disiert. Die eigentlichen Berufs- bzw. Erwerbsbiographiensind

von zunehmenderUnsicherheitund Diskontinuität geprägt; so war

etwa die Hälfte der Erwerbspersonenzwischen 1974 und 1984 minde­

stens einmal arbeitslosgemeldet. Wenn auch Arbeitslosigkeit als

vorübergehendeErfahrung breit gestreutist, so ist doch die Dau­

erarbeitslosigkeit nicht abgebaut worden. Die Risiken der

Arbeitslosigkeit erweisensich als lebensphasen-und geschlechts­

spezifischungleich verteilt: Neben den jüngeren und älteren Ar­

beitnehmernsind vor allem Frauen betroffen, die entweder ihren

erstenArbeitsplatz suchen oder nach der Phase der Kinderer­

ziehung wieder in die Erwerbstätigkeitzurückkehrenwollen. Die

durch die Beschäftigungskrise ausdifferenzierten Risikolagen

müssenvon den Individuen im Kontext der geltendeninstitutionel­

len Normalitätsunterstellungen über Erwerbsverläufe selbst

aufgefangen werden. Diesen Zusammenhang formuliert auch Beck,

wenn �e�~ schreibt: "Die Gegensätzesozialer Ungleichheit tauchen

als Gegensätzezwischen Lebensabschnitteninnerhalb einer Biogra­

phie wieder auf" (1986: 1491.

3.1 Normalbiographienund Lebensverliufe

Die im Sfb verfolgten Fragen gehören in den Diskussionszusammen­

hang um die Konzeption des Lebenslaufs, insofern es sich auf so­

zialstrukturelleDeterminantender Lebensabschnitteund die Ent­

wicklung sowie Realisierungbiographischer Perspektivenbei den

Subjektenbezieht.
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Das Forschungsprogrammdes Sfb untersucht im Unterschiedzur

biographisch orientierten Lebenslauf-Forschung nicht primär

zeitliche �P�r�o�z�e�~�s�t�r�u�k�t�u�r�e�n und Verlaufskurven; vielmehr richten
sich die Analysen von Statuspassagenauf das Verhältnis von

Selbstorganisationund institutioneller Steuerung bei der Bewäl­

tigung von Risiken. Es unterscheidetsich auch von der entwick­

lungs und sozialpsychologischenLebenslaufforschung(vgl.Elder

1985), in der die Analyse von Statuspassagenvon aer institutio­

nellen Einbindung und Regelung abgelöst und auf biographische

Verlaufskurven und die Bewältigung kritischer Lebensereignisse

konzentriertwird.

Der Lebenslauf - als sozialstrukturell ausdifferenzierteAbfolge

von Statuspassagen- ist Angelpunkt für die Analyse des Zusammen­

hangs von gesellschaftlichemWandel und der Kontinuität der indi­

viduellen Lebensperspektiven. Die Kontinuitätserfahrungder Men­

schenwird heute primär durch institutionalisierteLebenslaufpro­

gramme abgestützt: Der Lebenslauf tritt als Institution der Ver­

gesellschaftungder Individuen auf; er ist ein Regelsystem,wel­

ches das individuelle Leben zeitlich ordnet. Lebenslaufprogramme

sind Produkt der Entwicklung der modernenArbeitsgesellschaft:

"Der Lebenslauf ist um das Erwerbssystem herum organisiert. Er

ist eine Form der gesellschaftlichenBewältigung der Folgeproble­

me der neuen Arbeitsorganisation, indem er das Handeln der

Individuen auf sie hin ordnet und integriert." (Kohli 1986: 186).

Für die männliche Normalbiographie hat sich eine Dreiteilung:

Ausbildung - Erwerb - Ruhestand- als Standardprogrammherausge­

bildet, das den LebensphasenJugend-Erwachsenenleben-Alterent­

spricht. Für die weibilche Normalbiographie gilt eine andere

Auf teilung das "Drei-Phasen-Modell"sieht eine unterbrochene

Abfolge vor: Erwerbstätigkeit Heirat und Kindererziehung­

Rückkehr ins Erwerbsleben.

Das Lebenslaufprogramm wird auf zwei Ebenender gesellschaftli­

chen Reproduktionwirksam: bei der Bestimmung von Karrieremustern

im Familien- und Erwerbszyklusund als Schema zur biographischen

Orientierung. Da zwischen Ablaufprogramm und dem Anspruch auf

Selbstgestaltungeine starke Spannung besteht,kann sich ein

Lebenslaufnur als "individuelles Projekt" entfalten. Es stellt
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sich jedoch die Frage, ob die Annahme der Normalprogrammeder

tatsächlichenKomplexität von Lebensverläufen gerecht wird, da

die Aushandlungsprozessezwischen Institutionen und Subjekten

nicht in das Blickfeld der Analyse geraten. Daher orientierenwir

uns an dem Konzept der Statuspassagen,das sich auf eine Vielzahl

von Differenzierungen zwischen Lebensbereichen auch in ihrer

zeitlichen Erstreckungbezieht.

Die lebenszeitliche Periodisierungder Erwerbsarbeitund der Fa­

milienzyklus sowie deren institutionelle Verankerungtragen zur

Stabilisierungdes Lebenlaufs bei, indem sie den Individuen Ar­

rangementsentlang der männlichen bzw. weiblichen Normalbiogra­

phie nahelegen: Man soll wissen, wo es lang gehtl Inwieweit je­

doch das Gerüst institutionalisierter Lebenslaufprogrammeaus­

reicht, um eine auf die Zukunft gerichteteErfahrungsstrukturzu

antizipierenund damit Kontinuität "für's Leben" zu stiften, ist

fraglich. Vor allem bleibt diese Bestimmung inhaltsleer; für die

Individuen dürfte neben der erwartetenDauer vor allem die Art

des zu führenden Lebens von erheblicher biographischerund ge­

sellschaftlicherRelevanz sein als die Stationen im vorgegebenen

Muster.

Lebenslaufprogrammescheinen sich angesichtsder gesellschaftli­

chen Entwicklung nach dem Ende der Prosperitätsphaseals nicht

mehr zeitgemäß zu erweisen. Wirtschaftskriseund Arbeitsmarktre­

striktionen haben Lebenslaufmuster verändert: Diskontinuitäten

im Lebensverlauf werfen die Frage nach dem Realitätsgehaltund

der Verbreitung biographischer Normalschemata auf. �L�~�e�f�e�r�t das

Normalarbeitverhältnis noch den Hintergrund für die männliche

Normalbiographie; enthält das modernisierteDrei-Phasen-Modell

noch Vorgaben für die Lebensverläufevon Frauen?Erleben wir eine

Transformationder Lebenslaufkonstruktionen,eine Abkopplung der

männlichen und weiblichen Lebensverläufe von den als normal

unterstelltenErwerbs- und Familienzyklen?

Es ist offen, ob es sich bei den abzeichnendenVeränderungenim

Verhältnis von Familien- und Erwerbsarbeitum Neubildungen, Um­

zentrierungender Bedeutungvon "Familie" und "Lohnarbeit" han­

delt oder um Verschiebungenvon Wertvorstellungenund Handlungs-



39

orientierungenin Richtung auf Autonomie und Freizügigkeit. Be­
obachten wir die gesellschaftliche Ausbreitung von Werten wie
Selbstentfaltung,Autonomie und Erfahrungsvielfalt also den
Versuch, eine Verbindung zwischen Arbeit und Privatlebendurch
eine "Wertsynthese" (Kaase 1986) herzustellen- oder eine in der
jungen Generation auftretendeReaktion auf die begrenztenOptio­
nen, die sich heute für eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit
bieten? Für die ersteVermutung sprechenErgebnisseder Umfrage­
forschung (vgl.Dierkes/Strümpel1985), die auf eine Distanzierung
von der Berufsarbeitbei der jüngerenGenerationzugunstenpriva­
ter Lebensinteressenschließenlassen. Ergebnisseder qualitati­
ven Jugendforschung über Obergangsprobleme in die Erwerbstätig­
keit verweisen jedoch darauf, daß Erfahrungen mit den restrikti­
ven Ausbildungs- und Arbeitsbedingungenzu Ambivalenzen und Ver­
änderungenin den Wertvorstellungen in eine eher konservative
Richtung führen können (vgl. Heinz 1985).

Dichotome Erklärungsversuche,wie die Verlagerungder Lebenslauf­
konstitution von Zwang zu Wahl - vonStbuerung zu Entscheidung,
Sachlichkeit zu Informalität, Konventionalität zu Individuali­
tät -führen hier nicht sehr weit. Antworten sind vielmehr in den
Wirkungsweisenund der Verschränkung ökonomischer,sozialer und
kultureller Reproduktionsmuster der gesellschaftlichenUngleich­
heitsstrukturenzu suchen. Die materiellenund kulturellen Grund­
lagen für die Entwicklung tragfähigerAlternativen zu normalbio­
graphischen Erwerbs- und Familienverläufen sind weiterhin un­
gleich verteilt. Dies trifft besondersdie junge Generation, für
die trotz einer Ausweitung von Optionen zwischen Familie und
Vollerwerbstätigkeitdie biographischeKontinuitätsperspektiveim
Vergleich zu den 60er Jahrenzunehmendverunsichertist.

Die Veränderungenvon Risikolagen und individuellem Bewußtseinin
den vergangenenzwanzig Jahrenwerden von Beck (1986) durch die
Formel "Individualisierung" zusammengefaßt.Es zeichnet sich ein
neuer Modus der Vergesellschaftung,ein Gestaltwandelim Verhält­
nis von Individuum und Gesellschaftab. Ob als Modernisierungs­
schub deklariert oder als Freisetzungvon traditionellen Klassen­
bindungenund sozial-kulturellenTraditionsbeständen,die Indivi­
dualisierungverlangt von den Individuen nicht nur ihre Existenz-
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sicherung, sondernauch ihre Biographieorganisationzu gestalten.

Da die Lebensführungimmer stärker von Arbeitsmarktverhältnissen

abhängiggeworden ist, wird sie Konflikt-, Risiko- und Problemla­

gen ausgesetzt,für die es in den institutionalisiertenLebens­

laufmusternbislang keine Entsprechungen gibt. Stattdessenent­

stehenneben den institutionell legitimierten und begleiteten

auch kompensatorische und innovatorische Statuspassagen,die

durch gesellschaftlicheInstanzen vor allem der Bildungs- und

Sozialpolitik definiert und reguliert werden, durch Entschei­

dungsprozesse und Handlungsweisen der Individuen mit Leben

erfüllt und als Sozialisations- und Praxisphasenrealisiert,

erarbeitet, also nicht einfach "durchlaufen" werden.

Angesichts dieser Entwicklung nehmen bei den Individuen die

Entscheidungsdilemmatazwischen Optionen auf dem Ausbildungs­

markt, dem Arbeitsmarkt, der Partner- und Familienbeziehungenund

der Weiterqualifizierung erheblich zu. Dies liegt daran, daß

heute die Entscheidungfür eine Option mit geringer Gewißheit

über die langfristigen Konsequenzenfür die Lebensführungverbun­

den ist. Diese Unsicherheit hinsichtlich der Konsequenzenvon

Statuspassagenverlangt von den Individuen, ihre Biographie

gleichsam als Stückwerk zu gestalten. Auch wenn sie sozial

standardisierteLebenslaufmuster in ihren Biographieentwürfenzu

berücksichtigen versuchen, können sie ihre soziale Identität

oftmals nur über das Erproben von innovativen Statuspassagen

vorübergehendstabilisieren.

Auch wenn die Individuen lernen, sich als "Handlungszentrum,als

Planungsbüro in Bezug auf den eigenenLebenslauf" (Beck 1986:
217) zu verstehen,so erzwingen Unwägbarkeiten von Verlauf und

Ergebnis von Statuspassagenimmer wieder Revisionender Lebens­

laufplanung, die vor allem von widersprüchlichenAnforderungskon­

stellationenin verschiedenenLebensphasenbestimmt sind.

Für die Individuen nimmt der Druck zu, im Schattender Normalbio­

graphie mit verschiedenenFäden ihr spezifischesLebenslaufmuster

zu knüpfen, ein Muster, das zumindestkurzfristig Lebensunsicher­

heiten abbaut, Akzeptanz bei den sozialen Bezugsgruppenfinnet

und nicht mit den Instanzender sozialenKontrolle in Konflikt
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gerät. Dies setzt jedoch eine Handlungsorientierung voraus. die

den Umgang mit Unsicherheiten auf der Folie des Lebenslaufser­

möglicht. Den Akteuren treten. so die Individualisierungsthese.

ambivalenteMuster von Autonomie und Selbstverantwortungbei der

Verfolgung von Statuspassagenund beim Aufbau von Lebensverläufen

entgegen.Dabei handelt es sich jedoch keineswegsum qualitativ

neuartigeFormen, der subjektiven Risikoverarbeitung.diese sind

Kern industriegesellschaftlicher.an individuelle Leistung gebun­

dener Bewertungssysteme.die in der gegenwärtigenund der bis in

die späten 90er Jahre anhaltendenunsicherenBeschäftigungslage

in ihrer Ambivalenz vertiefen werden. Ob dies dazu führt. �d�a�~

sich die Individuen verstärkt am institutionalisiertenNormalar­

'beitsverhältnisorientierenoder ob sie dieses umdefinieren. in­

dem sie neue Kombinationen von Arbeiten und Leben praktizieren.

ist offen.

Jedenfallswird sich die gesellschaftlicheBedeutunginstitutio­

nalisierter "Lebenslaufreqime" (Kohli) wandeln: Normalbiographien

werden vor allem von der jüngeren Generationund den Frauen in

eigener�~ zu verschiedenenMustern des Lebenslaufsumgestal­

tet. Ob und inwieweit es den Individuen in unterschiedlichen

Lebensabschnittengelingt. "BausätzebiographischerKombinations­

möglichkeiten" (Beck) überhauptzur Verfügung zu haben und mit

ihnen konstruktiv umzugehen, ist allerdings zu fragen. Für die

Individuen stellt sich das Problem der Integration der Lebens­

bereiche Ausbildung, Familie und Berufsarbeit. Für diejenigen,

die um den Einstieg in das Beschäftigungssystemkämpfen. bedeutet

diese Situation verlängertematerielle Abhängigkeit und Aufschub

der Statuspassagevon der Partnerbeziehungin die Familiengrün­

dung. Für die Erwerbstätigenwird es schwieriger. ihr Zeitbudget

im Kontext der betrieblichen, familialen und den sich aus dem

Druck der WeiterqualifizierungergebendenAnforderungenabzustim­

men. Dabei können sich erheblicheFriktionen ergeben.da an die

Stelle des institutionalisiertenNacheinandersvon Statuspassa­

gen. die Gleichzeitigkeit von Aufgabenstellungentritt: Qualifi­

zierung und Erwerbstätigkeit.Familie und Erwerbstätigkeit.Qua­

lifizierung und Familie - wobei die beiden letzten Kombinationen

insbesondere Frauen vor schwer lösbare Koordinationsaufgaben

stellen.
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Für die Erforschung von Kontinuität und Diskontinuität von

Lebensläufen, wie sie sich in Statuspassagenkonkretisieren,

reichen weder Analysen institutionalisierterLebenslaufprogramme

noch Biographieanalysen subjektiver Konstruktionenaus. Werden

die Instanzenund Mechanismen,die das Lebenslaufregimesteuern,

in den Mittelpunkt gerückt, dann ist der Erklärungsanspruchauf

Macht, Herrschaft und Formen der sozialen Kontrolle gerichtet.

Damit können Möglichkeiten und Grenzenbürokratisch-administrati­

ver Sortierung, Steuerungund Korrektur von Lebensläufendokumen­

tiert werden, nicht aber die Interessenlagen, Handlungsori­

entierungenund -strategiender Individuen gegenüberden jeweili­

gen Institutionen. Aber auch die biographietheoretischangelei­

tete Rekonstruktion subjektiver Sichtweisen �e�r�f�a�~�t die spezifi­

schen Formen der Verknüpfung von Lebenschancen,Biographieent­

wicklung und Statuspassagennur unzureichend.

Die Biographiemuster, die mit institutioneller Beteiligung in

Statuspassagenentstehen, entwickeln sich nicht ohne Beteiligung

der Individuen, die Optionen abwägenund eigene Zeitperspektiven

verfolgend. Eine realitätsangemesseneSichtweise der Verände­

rungs- und Beharrungstendenzenvon Normalbiographienist möglich,

wenn Konflikte im Verhältnis zwischen den Ordnungsschematader

Normalbiographiesamt ihrer institutionellenr Administration und

den Selbstgestaltungsansprüchen,Interessenund Zeitperspektiven

von Individuen, wie sie sich aus Risikolagen und in verschiedenen

Lebensabschnittenentwickelt, thematisiertwerden. Ob diese Span­

nung �s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h zu einer Umgestaltungder normalbiographischen

Sequenzendes Lebenslaufsführt, und es zu einer partiellen oder

vollständigenEigenregieder Individuen kommt, ist offen. Dies

wird Ergebnis eines konfliktreichen Prozessesder Umgestaltung

von institutionellenNormalitätsunterstellungenund der Transfor­

mation von Sozialisationsmusternsein, durch die eine Lebenspla­

nung und -führung entlang der institutionell vorgezeichnetenPro­

gramme verbindlich gemacht wird.

Di(se Fragen sind von erheblicherTragweite für die Erklärung von

ProzessensozialenWandels. Bei solchen Prozessen kann sich die

Auseinandersetzungmit institutionellenBeharrungs-und Verände­

rungsprozessenund individuellen Ansprüchenan eigenverantwortli-
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ehe Formen der Lebensführunqin zweifache Richtunq entwickeln:

Entweder zu proqressiven- Options- und Handlunqsspielräumeer­

öffnenden - oder zu reqressivenLösunqen - Verschärfunqvon Aus­

qrenzunqs-undSeqmentationsprozessenauf dem Arbeitsmarkt. im

Bildunqssystemund nicht zuletzt im System der sozialenSiche­

runq.

3.2 Lebenslaufmusterund Institution

Die von den Institutionen als normal unterstelltenberufs- und

familienbezoqenenLebenslaufmuster verlieren an Realitätsqehalt.

dennochsind sie weiterhin Richtschnur für die Praxis der qesell­

schaftlichenInstanzen und Orqanisationen.für die Phaseneintei­

lunq des Lebenslaufsbzw. für spezifische Risikolaqen. die sich

aus der betrieblichenund staatlichenArbeits(markt-)politik er­

qeben.'Fürdie Definition und Festschreibunq von Statuspassaqen

im Rahmen der Norma1bioqraphiensind die Beschäftiqunqspolitik

der Betriebe, die Ausbildunqspolitik im Kontext des dualen Sy­

stems, die staatlicheArbeits- und Arbeitsmarktpolitik (Arbeits­

förderunqsqesetz)und die übriqe Sozialpolitik von zentralerBe­

deutunq. Dies desweqen,weil sie Individuen mit Ressourcenaus­

stattenund in Laufbahnen, Berechtiqunqsmusterund Anforderunqs­

struktureneinbeziehen - also den Zuqanq zu Statuspassaqenvon

der Erfüllunq normativer Kriterien abhänqiq machen, damit aber

auch das Spektrum für die Aufnahme von Statuspassaqenin eiqener

Reqie definieren.

Wir qehen davon aus, daß sich in den Institutionen jene kulturel­

len Konzepte und Orientierunqen bündeln, die als Grundprämissen

der sozialenund politischen Ordnunq der Industrieqese11schaft

wirksam sind (vql. Eisenstadt1985). Sie leqitimieren die Muster

der Arbeitsteilunq, der Machtrequ1ierunq und nicht zuletzt den

SinnbezuqmenschlicherHandlunqsweisen.Die "semantischeund kul­

turelle Landkarte" der Gesellschaft wird durch Prozesseder In­

stitutionalisierunqverbindlich qemacht und durch die Koordina­

tion von Normensystem, materiellem Apparat und Personal in

gesellschaftlichenOrqanisationen,wie Betriebe. Bildunqseinrich­

tungen, Arbeitsmarkt. Justiz, Soziale Dienste, Gesundheitsversor-
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gung konkretisiert. Diese Organisationen und Instanzen sind

wiederum Politikfeldern zugeordnet,die zentraleBereiche für die

Aufrechterhaltung der die Legitimität gesellschaftlicherHerr­

schaftsverhältnissesind. Sie kontrollieren die Verteilung von

Ressourcen und regulieren den Zugang zu den gesellschaftlichen

Statuspassagen.Im Hinblick auf die Organisation von Lebensver­

läufen und die Koordination von Lebensbereichenbeeinflussendie

Institutionen auch die Handlungsorientierungender Individuen, so

indem sie Erwartungenan ihre Leistungsfähigkeitdefinieren und

Zeithorizonte sowie Handlungsfelderzur Gestaltungund Interpre­

tation von Biographien zur Verfügung stellen. Gesellschaftliche

Normen über Kontrollmechanismendurchzusetzen, die von Organisa­

tionen und Instanzeneingesetztwerden, ist jedoch immer prekär.

Die Grundprämissen von Arbeitsteilung und Herrschaftsausübung

sowie die daraus abgeleitetenNormensystemensind durch Spannun­

gen, Gegentendenzenund Widersprüchlichkeitengekennzeichnet,die

geradevon den Organisationenund Instanzenaktiviert werden, die

auf der Einhaltung der Normalitätsunterstellungendringen. So

wird die gesellschaftliche Durchsetzung institutionalisierter

Lebenslaufprogrammeauch in dem Maße problematisch, wie durch

Modernisierung-, insbesondere Bildungsprozesse kritische Be­

wußtheit in der Bevölkerung wächst und wie durch die Restriktio­

nen auf dem Arbeitsmarkt die Chancenfür normalbiographische

Statuspassagenin Familie, Beruf und soziale Sicherungschwinden.

Das Verhältnis zwischen institutionalisiertemLebenslaufprogramm

und den tatsächlichenErwerbs- und Familienverläufenist also zu­

nehmendenSpannungenausgesetzt,die durch die Betriebe und das

Verwaltungshandelnder staatlichenInstanzen gegenwärtigund in

absehbarerZukunft eher noch verschärft als abgebautwird. Sieht

man sich jedoch die Funktionsweisenvon Organisationengenauer

an, so kann man mit John Meyer und Richard Scott (1983) feststel­

len, daß die Beziehung zwischen Organisationenund Instanzenei­

nerseitsund dem politischen System und der öffentlichkeit ande­

rerseits durch Rituale und Normalitätsunterstellungengekenn­

zeichnet ist, die mit den tatsächlichen modus operandi der

jeweiligen Organisationmeist wenig zu tun haben.
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Die institutionalisierten Zielvorstellungenund Programmewerden

in Strategienund Praktiken umgesetzt;sie stellen rationale und

unpersönlicheVorschriften dar, die unter Beteiligung bürokra­

tisch oder wissenschaftlichlegitimierten Sachverstandsin Form

von Verfahrensregelnangewendetwerden.

Das Handeln von Organisationen und Instanzenwird zusätzlich

durch die Beschäftigungwissenschaftlich ausgebildeterFachleute

legitimiert: Arbeits- und Betriebspsychologenverantwortendie

Personalausleseund klassifizieren Bewerber auf der Basis von

Tests, Schulpsychologen haben eine vergleichbareAufgabe im wei­

ten Feld der Selektion für Bildungsprozesse, Betriebsärztelie­

fern Diagnosen, die den institutionellen Erwartungenvor allem

auf der Verfahrensebeneentsprechenmüssen. Weil aber standardi­

sierte Verfahren im Alltag der Organisationmit technischenVa­

riationen, Anomalien und unterschiedlich gelagertenFällen kon­

frontiert sind, ergibt sich aus ihrer Einhaltung eher eine

ineffiziente und situationsunangemesseneProblembearbeitung.

Organisationensetzenzur Lösung dieser prinzipiellen Inkonsi­

stenz u.a. auf die "Logik des Vertrauens" (vgl. Meyer und Scott

1983). Damit wird auf die Einhaltung der formalen Strukturenver­

wiesen, auch wenn angesichts praktischerErwägungen die Anwen­

dung der Vorschriften für ein erfolgreichesOrganisationshandeln

variiert. So sind Verwaltungsbeamte angehalten, im Rahmen und

unter Berücksichtigung der institutionalisierten Regelwerke zu

handeln, damit können sie auch ihren Klienten die Anwendung von

Vorschriften als formale Gleichbehandlungglaubwürdig machen.

Den Institutionen kommt die Deutungshoheitzu , ob Lebensverläufe

als normal oder als irregulär zu bewertensind. Durch Eingriffe

wie Leistungszusage oder -verweigerung, Inaussichtstellenvon

Leistungen für den Fall der Einhaltung bestimmterAuflagen,

Streichungvon Leistungenbei fehlender Kooperation usw. können

sie ihre Hegemonievorstellungenüber normale und abweichende

Lebensverläufeumsetzen.

Die Tätigkeit der Institutionen setzt normative Bewertungenvor­

aus, die oft in Gesetzenoder Verfügungenvorgeformt sind und im
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Ermessensgebrauchkonkretisiert werden. Dabei sind Urteile zu

treffen über normale bzw. außergewöhnlicheBelastungen,zumutbare

bzw. nicht zumutbareArbeitsplätze, anrechenbareund nicht anre­

chenbareTätigkeiten usw. Diese Kategorisierungspraxisist Aus­

druck der Normalitätsunterstellungender Institutionen. Soweit

normale Lebenslagen gegeben sind, können Routineentscheidungen

getroffen werden. Routine signalisiert, daß die gängigenNormali­

tätsunterstellungeneingehaltenwerden. In neuen Situationen, bei

neuen Anforderungenoder innovativem Verhalten sind Experten auf­

gerufen, die Normalitätsgrenzenneu zu bestimmen oder im Sinne

des statusquo neu zu begründen.Wie für Behördengilt auch für

Betriebe: Es gibt übliche Umsetzungenbei Arbeitsplätzen,aber es

gibt auch die Praxis, daß jemand bei Beförderungenübergangen

wird, woran Normalitätsmustervon Aufstiegsverläufendeutlich ge­

macht werden.

Die Normalitätsvorstellungenwerden also erkennbar an Routine­

Entscheidungsmustern,aber auch an Inhalten von Beratung, Empfeh­

lungen und an Expertisen. Die Kehrseite des Gleichbehandlungs­

grundsatzesist die Prägung von normativen Mustern. Durchgesetzt

werden diese Muster durch die auf sie gestützteEntscheidungspra­

xis. In ihnen verwirklichen sich die impliziten Theorien der In­

stitutionen.

Die Deutungsofferten und Zuschreibungen werden allerdings nicht

widerspruchslosvon den Adressaten übernommen.Es kommt zu Ab­

weichungen, zu Verweigerungender Annahme von Leistungenoder der

Erfüllung der an die Vergabe gebundenenErwartungen. Solche Brü­

che können dazu führen, daß Statuspassagenaufgegebenoder inno­

vatorische Arrangements aufgegriffen werden und zu akzeptablen

(akzeptierten?) Varianten der Normalbiographie hochstilisiert

werden (z.B.Verrechtlichung eheähnlicher Beziehungen, früher

"wilde Ehen" genannt).

Individuelle Reaktionenauf institutionelle Deutungsmusterbeste­

hen also keineswegs nur in Akzeptanz und Folgsamkeit, sondern

auch in Abweichung, Innovation oder Ritualismus, also der Nutzung

der Institutionsoffertenfür eigene Zwecke, ohne die Normalitäts­

vorstellungenzu übernehmen.Insgesamt herrschtalso ein prekä-
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res, keineswegs unkritischesVerhältnis zwischen Institution und

Individuum.

Die durch "Grauzonen des Arbeitsmarkts", Arbeitslosigkeit und

Leistungsminderung entstehenden Risikolagen fallen zunehmendin

den Zuständigkeitsbereichder staatlichen Arbeitsmarkt- und So­

zialpolitik: Arbeitsamt und Sozialbehörden,Bildungs- und Weiter­

blldungseinrichtungenbekommen an den Schaltstellenzwischen Ar­

beitsmarktund Sozialsicherungssystembei der Steuerung,Kompen­

sation und Umverteilung von sozialenRisiken immer mehr Aufgaben

zugewiesen,obwohl sie sich gleichzeitig wachsendenLegitimitäts­

defiziten gegenübersehen. Ihre Handlungsmöglichkeiten auf der

Basis institutionalisierter Regelsysteme,wie das AFG und BSHG,

sind begrenzt, weil die Ressourcenknapp und Eingriffsmöglichkei­

ten in die Arbeitspolitik der Betriebe fehlen; es bleibt die Kom­

pensationvon als vorübergehenddefinierten Krisen und kritischen

Lebenssituationen.Durch die Teilzuständigkeitvon Instanzenfür

verschiedeneRisikolagen und die bestehendenAustausch- und Ab­

hängigkeitsbeziehungenzwischen ihnen steigt jedoch ihr Steue­

rungs- und Kontrollpotential gegenüber unkonventionellenHand­

lungsoptionen und eigenständiger Sequenzierung von Lebensver­

läufen von Individuen, die sich in sozialenRisikolagen befinden

(vgl. Scharpf 1983).

Oie Politik der Institutionen des Arbeitsmarkts, der Betriebe,

der Berufsausbildungund der sozialstaatlichenSicherung hat bei

der Koordination zwischen Familien- und Erwerbsverläufen,eine

zentraleStellung. Inwieweit sie dabei auf Normalitätsunterstel­

lungen beharrt und danachLebensverläufebeurteilt, die in eige­

ner Regie entstandensind, diese umsteuert, reglementiertoder

korrigiert und welche ergänzendenStatuspassagensie einrichtet,

welche Ressourcenund Spielräumesie für Statusübergängezur Ver­

fügung stellt, sind Fragerichtungen,die von den einigen Teilpro­

jekten aufgegriffen werden. Für die Forschungsfragendes Sfb wird

damit auch zum Thema, inwieweit es betrieblichenOrganisationen

und staatlichenInstanzengelingt, soziale Konflikte dadurch zu

entschärfen,�d�a�~ sie ihre operativenRegelungenumbauen und ma­

teriell sowie symbolisch abgesicherteHandlungsspielräumefür die
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Stabilisierung prekärer Statuspassagenund für die Entwicklung

von Varianten der Normalbiographieneröffnen.

MethodischeLeitlinien

Das Forschungsprogrammdes Sfb geht davon aus, �d�a�~ seine Frage­

stellungennur dann erfolgversprechenduntersuchtwerden können,

wenn theoretischeund methodischeArbeitsschritteder mikrosozio­

logischen und makrosoziologischenAnalyse und Empirie aufeinander

bezogen werden. Hierfür bestehen durch den konzeptionellen

Bezugsrahmen. der die Strukturanalysemit der institutionellen

Dimension und der individuellen Handlungsebenezu verbinden sucht

und durch die interdisziplinäreAusrichtung der Antragstellergu­

te Voraussetzungen.

Das Forschungsprogrammversucht, einem Verständnisvon interdis­

ziplinärer Forschunggerecht zu werden. das die analytisch-metho­

dische Arbeitsteilung zwischen der Strukturanalysegesellschaft­

licher Verhältnisseund der Interpretationsozialer Erfahrungsmu­

ster überwindenwill. Die Gegenstandsbereichedes Forschungspro­

gramms sind so gewählt. �d�a�~ es möglich wird, die Sicht- und Hand­

lungsweisenvon Individuen auf die Spielräume zu beziehen. die

sich aus den strukturellen Bedingungenvor allem des Arbeits­

markts für das Absolvieren von Statuspassagenergeben.Bezugs­

punkt für die Auswahl von Individuen und Institutionen sind spe­

zifische Risikolagen, die bei den Obergängen zwischen den ver­

schiedenenLebensbereichenund -abschnittenentstehen.Dabei neh­

men wir an, daß die Individuen bei der Gestaltungihrer Status­

passageneine entscheidendeRolle spielen: Sie verfügen über kom­

plexe Fähigkeiten zur Koordination der Kontextbedingungenihres

Handeins. Struktur- und Institutionenanalysenkönnen nur in me­

thodischerAbstraktion von diesen Fähigkeitenabsehenund bleiben

auf die Dokumentationvon Regelsystemenund Verfahrensmodalitäten

beschränkt.Aussagenüber das Handeln von Individuen in Status­

passagen und über institutionelle Normen und Praktiken müssen

sich vielmehr aufeinander beziehen lassen, da der Zwang der

Verhältnisse nicht auf passiv reagierendeIndividuen einwirkt.

sonderndurch ihr aktives Handeln auch institutionell definierte
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Lebenslaufmuster verändert werden können. Bei der Untersuchung

der Bedeutungstruktureller Bedingungen für Konstanz und Wandel

von Statuspassagenund die Organisationder Lebensverläufedurch

die Individuen ist es unerläßlich, den Entscheidungsproblemen.

Wissensbeständenund Selbstdeutungender Akteure einen hohen

Stellenwerteinzuräumen.

Die Erforschungvon "Erwerbsbiographien"und "Familienzyklen" ist

in den letzten Jahrendurch repräsentativeKohortenuntersuchungen

(vgl. Sfb 3 "Mikroanalytische Grundlagender Gesellschaftspoli­

tik") und durch biographischeFallstudien (vgl. Brose �1�9�~�6�) vor­

angetriebenworden. Die Bedeutungvon Institutionen bei der Nor­

mierung und Steuerung von Lebensläufen wird bei beiden For­

schungseinrichtungenunterstellt, aber nicht auf den Vermitt­

lungsebenender Normalitätsunterstellungenbzw. Normalbiographien

sowie der Statuspassagenuntersucht.

Es bietet sich an, das skizzierte Forschungsfeldnicht durch groß

angelegterepräsentativeUmfragen abzudecken,sondernes schritt­

weise durch Fallstudienzu erschließen, die sich auf zentrale

Obergängezwischen Lebensbereichenund deren Organisationin Sta­

tuspassagenbeziehen. Dieses Vorgehen ermöglicht zunächst

begrenzteGeneralisierungen, da die Ergebnissenur eingeschränkt

auf Gesamtpopulationen übertragbar sind. Die Vorteile des

methodischen Vorgehens liegen jedoch darin, daß erwerbs- und

familienbezogeneStatuspassagen,die Verteilung von Handlungsop­

tionen durch den Arbeitsmarkt, die Steuerungsprozessevon Lebens­

verläufen durch die Institutionen des Sozialstaats und die Per­

spektiven sowie Handlungsweisender Individuen in ihrem Wechsel­

verhältnis in einer feinkörnigen Perspektive untersuchtwerden

können. AngemesseneErklärungendieser Zusammenhängekönnen nicht

nur aus der Analyse gesamtgesellschaftlicherStrukturen und Le­

benslaufmuster entwickelt werden, sie müssenvielmehr auf der

Ebene der Handlungsstrategien, Entscheidungsprozesseund Hand­

lungsbegründungenvon Individuen im Kontext ungleich verteilter

Ressourcenund institutioneller Normierungenansetzen.

Daraus ergibt sich, �~�a�ß für �d�~�e Teilprojekte konstitutive metho­

dische Prinzip von Studien mit begrenzten Fallzahlen, die sich
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entweder auf die Individuen richten, die Statuspassagendurchlau­

fen oder auf Institutionen, die diese kontrollieren. Die Teilpro­

jekte sind überwiegend als retrospektive und/oder prospektive

Längsschnittuntersuchungenangelegt. Die Themen sind so ausge­

wählt, daß das Verhältnis von institutioneller Steuerungund in­

dividueller Handlung in Statuspassagenvor dem Hintergrund sozia­

ler Risikolagen sichtbar gemacht werden kann. Dabei soll vorn

Prinzip der "maximalen Variation der Perspektiven" ( Gerhard

Kleining 1982) ausgegangen werden, die Untersuchungseinheiten

werden also so ausgewählt,daß sie ein möglichst großes Spektrum

an sozialenErfahrungenund Handlungsbedingungenrepräsentieren.

Auf der Grundlagevon Primärerhebungenund Sekundäranalysenwer­

den die Strukturen, die quantitativeBedeutung und Veränderungen

von Statuspassagenzum Ausgangspunktder gezieltenAuswahl von

Fallgruppen. Dieses Prinzip wird entwederdurch Regionalverglei­

che, Vergleiche von Prosperitäts-und Krisenphaseoder durch Ver­

gleiche von Berufsfeldern bzw. Arbeitsmarktsegmentenkonkreti­

siert. Die Normalitätskonzeptionenin den Institutionen, die für

die Steuerung und Kompensation von Risikolagen im Erwerbs- und

Familienlebenvon Bedeutungsind und zur Einleitung von Status­

passagenführen, werden auf der Basis von Dokumentenanalyseund

Expertenurteilenrekonstruiert.

Die vorliegenden Umfragen zu lebensgeschichtlichenEreignissen

und Verläufen können Zusammenhänge zwischen Veränderungender

Chancenstruktur,den institutionellenPraktiken und Lebensverläu­

fen erfassen,nicht aber das Verhältnis von Kontinuitätserwartun­

gen, Risikoerfahrungenund Kontinuitätsbrüchenund den Handlungs­

konsequenzender Individuen. Die Erforschungvon Lebensverläufen

auf der Ebene von Obergängenund Statuspassagenverlangt daher

eine Mischung quantitativ ausgerichteter Struktur- und Institu­

tionsanalysenund themenzentrierter,qualitativer Untersuchungen

von Fallgruppen, die auf der Basis der Strukturanalysenausge­

wählt werden. Die auf Entscheidungsprozesseund Interpretationen

der Akteure gerichteteLebensverlaufforschungsoll durch die Be­

zugnahme auf Risikolagen und die institutionelle Steuerungvon

Statuspassagengesellschaftstheoretischeingebundenwerden.
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Bntwicklungslinien des Forschungsprogramms

In der erstenFörderungsphasesoll einmal untersuchtwerden, ob

die sich ausbreitendenund kumulierendenRisikolagen sowie län­

gerfristig wirkenden Prozesseder Destandardisierungvon Lebens­

verläufen durch das Handeln von Institutionen eher verstärkt oder

begrenztwerden. Zum anderenwird gefragt, inwieweit durch verän­

derte Lebensentwürfe und gestiegene Ansprüche an die Gestaltung

von StatuspassagenLebensläufe entstehen, die Erwerbstätigkeit,

Privatlebenund Bildungsprozesseflexibler als bisher aufeinander

abstimmen.

'Die vier Projektbereiche werden durch den Bezug auf zentrale

Obergängeund Statuspassagenim Lebenslauf strukturiert:

Obergängevom Ausbildungs- ins Erwerbsleben,

Statuspassagenzwischen Reproduktions-und Erwerbsarbeit,

statuspassageninnerhalbder Erwerbsarbeit

Obergängezwischen Erwerbssystemund sozialer Sicherung.

Ausgehendvon der Strukturierungdes Lebensverlaufsdurch Status­

passagen sind für die Fragestellung der Teilprojekte zwei

Gesichts-punktekonstitutiv:

Einmal soll die Entstehung,Durchsetzungund Modifizierung der

�N�o�r�m�a�l�i�t�ä�t�s�u�~�t�e�r�s�t�e�l�l�u�n�g�e�n von Institutionen in Arbeit, Ausbil­

dung, Sozialpolitik und Familie, vor allem die Art und Weise un­

tersuchtwerden, in der institutionelle Regulierungsmechanismen

in soziale Risikolagen eingreifen und Lebensverläufesteuern. Bei

welchen Risikolagen und StatuspassagenintervenierenInstitutio­

nen, mit welchen Verfahren und Begründungen;wann werden Varian­

ten von Normalbiographienals Abweichungenbetrachtet und durch

welche Maßnahmen werden Prozesseder Re-Normalisierungunternom-

men.

Zum anderen werden Lebensvorstellungen,Handlungsorientierungen

und Handlungsstrategienvon Individuen und sozialenGruppen beim

Durchlaufen und Absolvieren von Statuspassagenuntersucht,die im

Einzugsbereich institutionalisierter Normalitätsunterstellungen

liegen. Wie wirken sich etwa die Erfahrungenmit den Kontroll-,

Steuerungs- und Beratungspraktiken der Institutionen auf die
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Handlungsoptionenund Lebensentwürfeder Individuen aus, welche
Vorstellungenüber die Abfolge und Vereinbarkeitvon Handlungsan­
forderungenstellen sie institutionalisiertenLebenslaufschemata
entgegen?

Aus diesen beiden grundlegendenPerspektivensoll das Verhältnis
zwischen Institutionen und Lebenslauf jeweils durch einen metho­
dischen Perspektivenwechseluntersuchtwerden.

Dem Forschungsprogrammliegt als Entwicklungsannahmezugrunde,
daß mit dem Ende der Prosperitätsphaseauch eine Veränderungder
Statuspassagenund eine Ausdifferenzierung von Risikolagen ein­
hergeht. Es befindet sich mit dieser Periodisierungin Einklang
mit Untersuchungen, die auf das institutionell-juristischeBild
der Normalität abhebenund auf den außergewöhnlichenCharakter
der Wirtschaftswunderjahre hinweisen. Die Annahme, daß ein Bruch
in der bundesrepublikanischenNachkriegsentwicklungnvorliegt.
geht in die Einzelprojekteein, ist aber noch keine zentraleFra­
gestellungderselben.Aus heuristischenund pragmatischenGründen
bezieht sich die erste Projektphaseauf den Umschwungseit den
70er Jahren.

In einer zweiten Projektgeneration ist diese Grundannahmeaber
selbst zur Diskussionund Disposition zu stellen. Dies kann in
Hinblick auf die "Prosperitätsphase"und die sich abzeichnenden
Veränderungenin den Lebensmustern der gOer Jahre in dreierlei
Hinsicht erfolgen: Einmal wären die von den Institutionenvorge­
nommenenZuschreibungenvon normalen Statuspassagenauf Kontinui­
tät und Wandel zu untersuchen:Fand mit den wirtschaftlichenund
politischen Veränderungen z.B. im Zuge der sozial-liberalenKoa­
lition ein Wandel in der institutionellen Festlegungvon Schul-,
Ausbildungs-. Berufs- und Alterskarrierenstatt und wie ist die­
ser zu charakterisieren? Weiterhin wären Einzelbiographienund
Kollektivlebensläufedaraufhin zu befragen. inwiefern sie die in­
stitutionell-juristischenVorgaben akzeptierten.diese veränder­
ten oder gar verwarfen. Schließlich sind Ausbildungsverläufeund
Berufskarrierenzu vergleichenund für einzelne Berufs- und Sozi­
algruppenzu bestimmen, ob die Statuspassageneher konvergierten
oder divergierten, ob eher von einer sich herausbildendenNormal-
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biographieoder von verschiedenenLebensverlaufmusterngesprochen

werden kann, die dann in ihrer inneren Ablaufdynamik zu bestimmen

wären. Dieses Vorgehen bietet sich auch deshalban, weil der For­

schungsstandzu diesem Fragenkomplexder Interaktion von institu­

tionellen Veränderungen,beruflichen und sczialenKarrieren sowie

Handlungsstrategiender Individuen bislang unzureichendist.
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1.4 ObersichtQker die Teilprojekte, gegliedertnach Projektbe­
reichen

Kennziffer
des Teil­
projekts

Bezeichnungdes speziellewiss.
Projektbereichs/Arbeitsrichtung
Teilprojekts

Leiter Antrag
des Seite
Teil­
projekts

6 7 7a 8 9

A Obergängevom Ausbildungs- in das Erwerbssystem

A 1 Statuspassagen Berufliche Heinz
in die Erwerbs- Sozialisation
tätigkeit

A 2 Veränderungenim Berufsbildungs- Drechsel
Berufsbildungs- forschung
system

A 3 Selektionspro- Rechtssoziologie Schumann
zesse

B Statuspassagenzwischen Reproduktions- und Erwerbsar-
beit

B 1 Statussequenzen Berufsbildungs- Krüger
forschung

B 2 Lebensplanung Arbeitsmarkt- Geissler
junger Frauen forschung

B 3 Unvollendete Arbeitmarkt- Rabe-Kleberg
Statuspassagen und Berufs-

forschung

B 4 Integration von Migrations- Schumann
DDR-Zuwanderern forschung
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C 1

C 2

C 3

C 4

D
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Statuspassageninnerhalb der Erwerbsarbeit

Regulierung Sozial- Müller
durch Experten politik

Erosion tradi- Arbeitsmarkt- Osterland
tioneller Norma- forschung +Wahsner
litätsmuster

Existenzgründun- Arbeitsmarkt- Osterland
gen forschung

Abstiegs- und Sozial- Behrens
AUffangkarrieren politik

Obergängezwischen Erwerbssystemund sozialer Sicherung

D 1 Normalisierung Sozialmedizin Milles
durch Gutachter-
medizin

D 2 Altersbilder Sozial- Haupt
und Altersgren- politik
zen

D 3 Sozialhilfe- Sozialpla- Leibfried
karrieren' nung

Z

1.42

Zentrale Geschäftsstelle

entfällt
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1.5 Bedeutung des Sonderforschungsbereichsfßr die betei­

ligten Institutionen

Die Vorbereitungdes beantragten Sfb konnte auf die Kooperation

zwischen Forschungsgruppen zurückgreifen, die seit mehreren

Jahrenunter anderemdurch zentraleForschungsmittel der Univer­

sität Bremen gefördert wurden. Es handelt sich dabei um interdis­

ziplinär zusammengesetzte sozialwissenschaftlieheForschungs­

schwerpunkte. Die Kooperationserfahrungenund die fachübergrei­

fende Ausrichtung der beteiligten Wissenschaftler hat die For­

mulierung eines gemeinsamen Bezugsrahmens für das Forschungs­

programm des Sfb erleichtert.

Mit dem Sfb "Statuspassagenund Risikolagen im Lebensverlauf"

wird es möglich, die bisher verfolgten Ansätze der Berufsbil­

dungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitikforschung zu koordinieren

und auf eine zentralegemeinsameFragestellungzu beziehen.Durch

die Einrichtung des ersten Sonderforschungsbereichsan der Uni­

versität Bremen würde die bisherigeForschungsarbeitder betei­

ligten Wissenschaftlerinnenund Wissenschaftler in verschiedenen

Bereichen gesellschaftspolitischrelevanterGrundlagenforschung

nicht nur fachwissenschaftlieheAnerkennung erfahren, sie würde

auch die Konsolidierung und längerfristigeWeiterführungdieser

Arbeiten ermöglichen. Für die Kooperationder Wissenschaftlerund

Wissenschaftlerinnenverschiedener Fachrichtungen ergebensich

mit einem Sfb Kontinuitätsperspektiven, die nicht nur durch die

gemeinsameFragestellungund die sozialwissenschaftlicheEmpirie,

sondernvor allem durch die komplementär aufeinanderbezogenen

Untersuchungsfelderentstehen.

Die auf verschiedeneObergängeim LebensverlaufbezogenenAnsätze

aus der Sozialpsychologie,Berufsbildungsforschung,Arbeitsmarkt­

und Berufssoziologie, Medizinsoziologie, Rechtssoziologie,Sozi­

algeschichteund Sozialpolitik ermöglichen im Rahmen des For­

schungsprogrammseine beträchtlicheAusweitung der bislang in den

beteiligten fünf Fachbereichenin Forschungund Lehre verfolgten

ThemensteIlungen.
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Auch �f�ü�~ die universitäreAusbildung und die Weiterbildung in den

Fachbereichenergeben sich wichtige Impulse durch fachübergrei­

fende Seminare und Kolloquien, die theoretischeFortschritteund

empirischeErgebnisseaus den Projektengleichsamaus erster Hand

an die interessierteinner- und außeruniversitäreöffentlichkeit.

vermitteln können.

Durch die Beteiligung der Mitarbeiter des Sfb an den Lehrveran­

staltungenin unterschiedlichenStudiengängen wird überdiesdas

Forschungsprogrammfür die Ausbildung- insbesonderefür fortge­

schritteneStudenten - an Bedeutunggewinnen. Durch die Bearbei­

tung von Diplom- und Examensarbeitenund Dissertationenin den

Themenfeldern des Sfb wird nicht nur die Qualifizierung VOd

Studentenund wissenschaftlichemNachwuchs in einem fächerüber­

greifenden Forschungszusammenhanggefördert, sondern auch das

Problembewußtsein�u�n�~ die methodischeKompetenz bei der Bearbei­

tung institutioneller bzw. subjektorientierter Untersuchungen

erweitert und vertieft. Für die Ausbildung von Sozialwissen­

schaftlernergeben sich dadurch unschätzbareVorteile hinsicht­

lich praktischer Erfahrungen mit verschiedenen Verfahren der

empirischen Sozialforschung, wie sie durch die Mitarbeit an

Forschungsprojektenvermittelt wird.

Die Einrichtung eines Sfb erweitert schließlich die an der

Universität Bremen vorhandenenMöglichkeiten der Doktorandenför­

derung für Sozialwissenchaftler.Es ist beabsichtigt, in Bezug

auf die Thematik des Sfb ein Doktorandenstudiumüber jeweils drei

�~�a�h�r�e (vgl.l.62) aus universitärenMitteln zu beantragen.
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1.61 Verzeichnis der laufendenDissertationenauf dem Gebiet

des Forschungsprogramms(nach Projektbereichen)

ProjektbereichA:

1. Ausbildungsperspektivenund Arbeitsmarkt: Eine vergleichende

Untersuchung von Ausbildungsabbrechern, Jungarbeitern und

Auszubildenden(Dorothea Grieger)

2. Arbeit und Persönlichkeitsentwicklung im Jugendalter:Ein

theoretischerVersuch über ein vernachlässigtesProblem (Peter
Kupka)

3. Körperbehinderte Jugendliche zwischen Berufsbildung und

drohenderErwerbslosigkeit (Michael Tillmann)

4. Männliche und weibliche Selbstkonzeptein Modellversuchenzur

"öffnung gewerblich-technischer Berufe für Mädchen" unter

besondererBerücksichtigungder Ausbildung im Kfz-Handwerk (Ilse

Schütte)

5. Die 1970 Geborenen im Zweiten Bildungsweg: Vor besetzten

Stühlen (Ingrid Meyer)

ProjektbereichB:

1. Handwerkerinnen in "Männerberufen" Zu Veränderungenim

Selbstkonzeptvon Frauen in Umschulungsmaßnahmen(Elfi Witten)

2. Frauen in verschiedenenFamilienphasenund ihre Einbindung in

"soziale Netze" (Verena Mayr-Kleffel)

3. Zur Politik geschlechtsspezifischerArbeitsteilung. Wechselbe­

ziehungenzwischen Familien- und Sozialpolitik in ihren Auswir­

kungen auf die Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben(Marianne Weg)

4. Neue Männer? Veränderungen in der Familien- und Berufsrolle

(Hanno Mäckler)
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ProjektbereichC:

1. Wege in die Umschulung: Biographische Fallanalysen und

Verlaufsmuster (Michael Möller)

2. Erfahrungen von

Großbetrieben.Eine

Bogun)

Industriearbeitern mit der Ansiedlung von

Untersuchungin der Unterelbe-Region(Roland

2. Berufsverläufenach Betriebsstillegungen(JohannGerdes)

3. Arbeit, Technik und Umwelt aus der Sicht von Industriearbei­

tern (Günter Warsewa)

4. Der Wandel regionaler Arbeitsmarktstrukturenals Folge der

Schließungeiner Großwerft (Gabriele Werner)

5. Befristete Arbeitsverhältnisse und Teilzeit-Arbeit bei der

Bundespost (Gabriele Lange - Jurist. Staatsexamensarbeit)

6. Weibliche Lebensläufein sozialpädagogischenBerufen (Brigitte

Frauenknecht)

7. Jungarbeiterinnen zwischen Selbstbehauptungund Zerstörung

(RenateHaack-Wegner)

8. Bedienung. Zur Arbeitssituationund zum Selbstverständnisvon

Frauen im Gastgewerbe, speziell im Service-Bereich(Anneliese

Durst)

ProjektbereichD

1. Gesundheits-und Arbeitsbedingungenvon Industriearbeiterinnen

in Textilgroßbetrieben der Bremer Region (1880-1914) (Marlene

Ellerkamp)

2. Sozialpolitische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutschland

(Michael Heisig)
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3. Kommunale Sozialpolitik und nationalsozialistischeVolkswohl­
fahrt (Eckard Hansen)

(Die folgenden Dissertationen werden bei der Medizinischen
Fakultät der Universität Frankfurt eingereicht,wo Prof.R.Müller
prüfungsberechtigtist.)

4. Vom Einfluß der Chemie in der Soziogenesedes Berufskrankhei­
tenkonzepts(Christian Rothe)

5. Die Begründungeines spezifischenFrauenarbeitsschutzesdurch
die Gewerbehygiene(1873 - 1927) (Birgit Schmitz)

6. Arbeitsbedingte Erkrankungenim PolygraphischenGewerbe. Eine
arbeitsmedizinischeStudie in historischerSicht (Karsten Krause)

7. �G�e�w�~�r�b�e�h�y�g�i�e�n�i�s�c�h�e Probleme in der Wahrnehmung der Inneren
Medizin (Thomas Lehnen)

8. Geschichteder Bahnärztein Deutschland (Thomas Schwarz)
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Betreuungvon Doktoranden

An der Universität Bremen bestehtseit vier Jahrenein Stipendi­

enprogrammzur Förderungvon Doktorandenfür maximal drei Jahre.

Die Stipendiatenwerden auf der Basis begutachteterPromotionsan­

träge und eines von einer Gruppe betreuender Professorenent­

wickelten Studienprogramms von der universitärenForschungskom­

mission, die auch für die Nachwuchsförderung zuständigist,

ausgewählt. Einer Stipendiatengruppegehören bis zu sieben

Doktorandenan, die an Forschungsthemenmit fachwissenschaftli­

cher Vertiefung oder interdisziplinärerAusrichtung arbeiten.

Das Stipendienprogramm muß von den betreuendenProfessorenfür

mehrere Semestergeplant werden; die Stipendiatensind verpflich­

tet. an zwei Seminarenbzw. Kolloquien pro Woche teilzunehmen.

Für die Mitarbeiter des

Forschungsvorhabenauch

Beteiligung an dieser

vorgesehen.

Sfb, die neben ihrer Mitwirkung an einem

ihre Promotion vorbereiten, ist die

intensiven Form der Nachwuchsförderung
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1.7 Verzeichnisder Forschungsthemen

Thema Bezug zum
Projektbereich

Beteiligte Zuwendungsgeber
Wissenschaftler

Folgewirkung
einer Betriebs­
stillegung

c Osterland DFG
(laufend)

Industrielle
Arbeitsbedin­
gungen in Ko­
lumbien

Soziodemographi­
scher Wandel in
Bremen 19.Jahrh.

Armutsbericht
Bremen

Zentrum für So­
zialpolitik

Gesundheits­
schutz im
Betrieb

C Osterland

D Haupt

D Leibfried

D Leibfried
Haupt
Müller

D Milles
Müller

VW-Stiftung
(laufend)

VW-Stiftung
(laufend)

H-Böckler­
Stiftung
(Antrag)

VW-Stiftung
(Antrag)

H-Böckler­
Stiftung
(laufend)

1.8 Obersichtüber die Arbeiten auf dem Forschungsgebiet
des Sfb, die durch Inanspruchnahme von sonstigen
Drittmitteln durchgeführtwerden

Thema Bezug zum
Projektbere1ch

Beteiligte
Wissenschaftler

Mittelgeber

Weiterbildungs- A
modelle für Aus­
bilder

Industrielle Ent- C
wicklung und ge­
sundheitspolitische
Maßnahmen

Heinz

Müller
Milles

Bundesinstitut
für Berufsbil­
dung/ BMBW
(laufend)

Senat des
Landes Bremen
(Antrag)
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2

Oberblick über die beantragteF5rderung
des Sonderforschungsbereichs
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2.1 Zusammenstellung der dem Sonder!orschungsbereichbis

einschließlich1987 aus der Grundausstattung(GA) und

der Irginzungsausstattung(lA) zur Verfügung gestellten

Mittel sowie der für die Haushalte1988/1989/1990/1991

beantragtenMittel der Irginzungsausstattung

Anmerkung zur Obersicht 2.1

Die Personalkostender Grundausstattungwurden berech­

net, indem die in Tabelle 2.2 aufgeführtenPersonal­

steIlen mit den Richtsätzen der DFG multipliziert

wurden.

Die Kosten für Sächliche Verwaltungsausgaben der

Grundausstattungwurden errechnet, indem die von den

Teilprojektleitern jeweils angegebenenBeträge summiert

wurden.



Obersicht zu 2.1

(Beträge in DM 1.000)

67

Haushalts- GA Hochschule GA E:' EA I
jahr PT< sv r gesar.lt pr- sv I gesa:nt\

14 15 16 17 �~�3 24 25 26 27 I
I

1968-87 16,7 16,7 I ,
I

1988 584,6 22,3 24,9 631,8 978,9 88,6 49,7 1117,2 I

(vgl.2.8) I1989 1169,2 44,6 - 1213,S 2021,0 247,8 19,0 2287,9
I

1990 1169,2 44,6 - 1213,8 2046,4 215,5 - 2262,0
,
I

1'991 584,6 22,3 - 606,9 1010,5 71,1 - 1081,7 I
I
i
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2 Zahl der aus der Grundausstattungim Haushaltsjahr 1938 für diejetzt beantragten
Projektezur Verfügung stehendenPersonalsteIlen(beteiligte Hochschulenund son­
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung derGesamtarbeitszeit,die dem Sonderforschungsbereichzur

Verfügung gestelltwird, in Stundenpro Woche -

1201

lnsgesillllt

Anzahl der
bis zu Su_ed, beteiligten

__!Q �~�Q �~�Q 1Q �~�p�~�~�~�:�~�! �~�i�~�!�~�~�~�i�~�~�~

: 2B: 29 : 30 : 31: 32 : 33:
I �~�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~I • t I' I I

i 1 i 4 i i : 90 : 5 i
I I I • I I ,

: 2 : 2: : : 60 : lj. :
, I I • I • ,
1 • I • I I I
• • • I' I I
I • • I I I I

Cl! ! ! !! ! !
--..�_�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~: 3 : 6: : : 150 : 9 :�~�~�i�~�~�~�~�~�~�~�~�~�~ L �~ �~ �~ �~ l_ �~

I I I
I I I
I I I
I I I
I I I
• I I

I I
I I

I
I
I
I

C 4
C 3

C 2

BAT
BAT Ia
BAT Ib 1 5 220 6

BAT IIa 2 2 120 lj.

wissensch .Hilfskräfte I 3 60 3
�·�~�!�~�~�~�~�!�~�~�i�!�f�~�~�~�!�f�!�~ �~�-�-�-�-�-�{�-�-�5�-�-�,�-�-�-�-�-�,�-�-�-�-�-�1 __�~�a • -2 �~

�:�~�i�~�~�~�~�~�~�~�~�~ �~�-�-�-�-�-�{�~�~�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�~�-�-�~�-�-�5�J�J�-�Q�-�-�-�-�-�1�-�-�-�j�l�8�-�-�-�-�- �1
I • • I' I· ,
, I • I I I ,

�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�;�S�-�-�1�~�-�(�-�-�J�-�-�-�-�-�1�-�~�-�-�1�- �- �§�~�Q�-�- �- �- �- �1 �- �- �- �~ �- �- �- �- �- �l
I

c) :lAT Va/b :
I

BAT Vc :
I

BAT VIa :
I

BAT VIb :
I

BAT VII : 9 90 9

�q�~�!�-�~�!�!�!�-�:�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�,�-�-�-�-�-�,�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�1�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�.
• , • I I I I

Z . I a I "1 I I I j"1" • 01. •

�-�~�l�~�~�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�.�-�-�t�-�~�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�- �-�~�~�-�-�-�-�-�-�1�-�-�-�U�.�-�.�-�-�-�-�1
• • • I I • I

• I • I • I I •

d) �~�~�~�~�l�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�1
I • I I I • •
, I I : I • •

�:�=�1�~�=�=�=�~�!�3�=�=�=�:�l�L�=�=�=�=�:�l�t�.�l •�.�L�l�~�_�.�.�w�Z :

b) Angestellte,wissensch.Hitar­
beiter einschI.wissensch.
Hilfskräfte
außertariflich

a) Beamte,wissensch.Hitarbeiter
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2.2 Zahl der aus derGrundausstattunqim Haushaltsjahr 1939 für diejetzt beantragten
Projekte zurVerfügung stehendenPersonlIstelIen(beteiligte Hochschulenund son­
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselungder Gesamtarbeitszeit,die de. Sonderforschungsbereichzur

Verfügung gestelltwird, in Stundenpro-Woche'

6
4-

120

220

120

C 4

C 3

C 2

DAT I

BAT Ja

BAT lb
BAT lla

Anzahl der
bis zu Su.-e d. beteiligten-_!2 �~�2 �~�2 !2 �~�P�~�g�!�:�~�! �~�i�~�!�~�~�i�~�~�~

: 28 : 29 : 30 : 31: 32 : 33:
I __• __�~�-�-�-�-�~�-�-�-�-�~�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~, . . .. . .
i 1 i 4! : i 90 i 5 :
• • • " I •:2:2::: 60: 4-:
I I • •• • •· . . " . ., , • • t I I
• I • I. I •Cl! ! ! !! ! !--··----------- �~ 4 �~ �~ �~ �~ �~

: 3 : 6: : I 150 : 9 :�~�~�!�~�~�~�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�- t �~ J J J l. �~

• • I I I
• ••• I
• • I' I· '" .• • I I •
• 'I• •, I· ,

• I•,
••••I

1 : 5
•2 : 2,

wissensch.Hilfskräfte I 3 ! 60 3 I

�~�~�~�~�~�~�~�~�~�i�l�f�~�~�~�!�f�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�,�-�~�-�-�,�-�-�-�-�-�1�-�-�-�-�-�1�-�-�~�Q�-�-�-�-�-�,�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~
�~�~�!�~�~�~�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�i�-�1�1�-�-�1�-�-�-�-�-�1�-�~�-�-�1�-�-�5�-�o�-�Q�-�-�-�-�-�1�-�-�-�~�-�-�-�-�-�1

I • I ,. I •
• • • ,. • I

�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�·�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�.�?�-�-�i�~�Z�-�-�A�I�'�-�-�-�-�-�l�-�~�-�-�l �- �- �§ �;�L �q �- �- �- �- �- �l �- �- �- �~ �- �- �- �- �- �1· , ,, I I
I I I
I I ,· , ,I • ,
I I I

• I ,I I •
I • I
I I ,

: : 1 :
I I I

BAT Vll : 9:: 90 9
• • I •

�~�~�!�-�~�!�!�!�-�:�-�!�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�i�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�1�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�,
I • I • I I •

Z . I a '01 I , I 0101'Q �'�~ ,
�.�~�l�~�E�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�J�,�-�-�-�~�-�-�t�-�A�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�~�-�~ ------1--- ------1

• • I I I : •

d) �~�~�~�~�!�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�.�-�.�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�t�-�.�-�-�-�i�-�-�-�-�-�i�-�-�-�-�-�i�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�i�-�-�-�-�-�-�- ...--i
• I I •• • •
I I , " , :lnsges_t : 12 118: : 7 : 760 : 37 •
.......................................- ca

b) Angestellte.wissensch.Hitar­
beiter einschl.wissensch.
Hi Ifskrä{te
außertiriflich

c ) 3AT Vl/b
BAT Vc
8AT VII
BAT VIb

I) 8eamte,wissensch.Hitarbeiter
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2 Zahl der aus der Grundausstattunqim HaushaltsJahr19.90 für die jetzt beantragten
Projekte zur VerfUgung stehendenPersonalsteIlen(beteiligte Hochschulenund son­
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselung derGesamtarbeitszeit,die dem Sonderforschungsbereichzur

Verfügung gestelltwird, in Stundenpro Woche -

C 4

C 3

C 2

a) ßeamte,wissensch.Hitarbeiter

b) Angestellte,wissensch.Mitar­
beiter cinschl.wissensch.
Hilfskräfte
außertariflich

Anzahl der
bis zu Su...e d , beteiligten

__�!�~ �~�~ �~�~ �~�~ �~�P�~�~�~�:�~�! �~�i�!�!�r�~�~�i�!�~�r

: 28: 29 : 30 : 31: 32 : 33:·- 4- 4 �~ __ - __ �~ �~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~

, • I I' • t

: 1 : 4: i i 90 : 5 i
I • I • I I I

:2:2: :: 60: 4:
, I t I I • •
I , I I I I ,
I , I •• • •

Cl; ; ; !; ! !
�-�-�_�.�_�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~. : 3 : 6: : : 150 : 9 :�~�~�!�~�~�~�~�~�~�~�~�~�~ L �~�_ ..__�~ �~ �~ �~ �~

I I I I
I I • I
• a t,
I I .,

�~ f I'

1201

BAT

BAT Ia

BAT Ib 1 5 220 ,6

BAT IIa 2 2 120 4
wissensch.Hit tskräfte 3 I 60 3
�~�!�~�~�~�~�!�~�~�i�!�!�~�~�r�!�!�!�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�,�-�.�5�-�-�1�-�-�-�-�-�1�-�-�-�.�-�1 __�~�a , .5 �~

�:�~�i�~�~�~�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�i�~�~�-�-�·�!�-�-�-�-�-�1�-�~�-�-�1�-�.�5�9�-�Q�-�-�-�-�-�1�-�-�-�:�u�6�-�-�-�-�- �1
I I • I I I I
I I I I I I I

�~�~�~�~�-�-�-�-�- �~�-�-�2�-�-�i�~�c�-�-�l�-�-�-�-�-�l�-�~�-�-�1�-�- �~�~�~ �- �- �- �- �- �1 �- �- �- �~ �- �- �- �- �- �j
I ,

c ) 3AT Va/b: :
I I

BAT Vc : :
BAT VIa :
BAT Vlb :

I

BAT VII : 9 90 ,,9

�~�~�!�-�y�!�!�!�-�:�-�!�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�·�~�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�·�-�-�-�-�i �- �- �- �- �- �- �- �- �-�- �- �i �- �- �-�- �- �-�-�- �-�- �- �,
• I • I I I •

Z · h • a I" I , I j'" ',,_ ,
�-�~�!�~�~�-�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�·�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�~�-�-�t�-�~�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�- �-�~�Q�-�-�-�-�-�-�f�-�-�-�~�-�-�_�_�_�_�1· , , .. . .

d) A b . I • , I I , ,

�-�~�-�~�!�!�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�·�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�.�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�1
• • • I I • •

I • • I : I I •

nsgesallt �:�.�1�~�Z�I�=�~�~�s�z�=�a�:�= ••�=�=�=�~�.�1 •�.�!�.�l�~ L..3?:
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2.2 Zahl der ausder GrundausstattungiM Haushaltsjahr1991 für die jetzt beantragten
Projektezur VerfUgung stehendenPersonalsteIlen(betelligte Hochschulenund son­
stige beteiligte Forschungseinrichtungen)
- Aufschlüsselungder Gesamtarbeitszeit,die dem Sonderforschungsbereichzur

Verfügung gestelltwird, in Stundenpro Woche -

1

2

BAT I

BAT ra
BAT Ib
BAT IIa

Anzahl der
bis zu Su.ed. beteiligten

__�!�~ �?�~ �~�~ �~�~ �§�p�~�?�~�:�~�! �~�i�!�!�r�~�~�i�!�~�r

: 2B : 29 : 30 : 31: 32 : 33:·-- �~ 4 4- �~ �~�- �~

, I • •• • ,

: 1 : 4-: : : 90 : 5 :, • • ., I I
I , I I. • ,

:2:2: : : 60: 4:
• • t I t I II I I ., I ,
I I • ., I I

• I I " I •Cl! ! ! !! ! !---·----------------------- • �~ 4 �~�- �~ �~ �~

. : 3 : 6: : : 150 : 9 :�~�~�!�~�~�~�~�~�~�~�~�~�~ t �~ J J J J J
I • • • I
f • I .,
I t • I f
I , I I I
, , • I I
• f I I.

I , t I

I I "
I "I I I
, I I

I "
• I., I.

• I II I I· ..: 5 220 : 6 :
I ": 2 120 : 4 :· "wissensch.Hi I fskräfte I 3 : 60: 3 :

• t "
�~�!�~�~�~�~�!�~�~�!�l�f�~�~�r�~�f�!�~�_�_�_�_�_�_�_�_�_�_�_ _ 1..5__1 �~ __�~�o J,----.5-----J,

I I , • •

�~�~�!�~�~�~�~�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�i�-�1�!�-�-�i�·�·�-�-�-�-�1�-�~�-�-�1�-�-�2�-�~�Q�-�-�-�-�-�1�-�-�-�-�1�.�6�-�-�-�-�-�1
I I I I' , I
I I I " , •�§�~�~�~ • L__}__ �l�~�( __J J_J:__J__�§�~�q l �~ l

C 4
C 3

C 2

b) Angestellte,wissensch.Mitar­
beiter einschI .wissensch.
Hi I fskräfte
außertariflich

a) Beamte,wissensch.Mitarbeiter

c ) 3AT Va/b
BAT Vc
BAT VIa

BAT VIb 1 20 1
BAT VII 9 90 9

�~�~�I�-�~�!�!�!�-�:�-�!�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�,�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~
t , • I. I •

Z · h I a I 01 I , I 0101. I 01. •

�-�~�!�~�5�-�~�~�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�~�-�-�~�-�-�t�-�J�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�~�-�~�Q�-�-�-�-�-�-�t�-�-�-�~�-�-�-�-�-�-�f
t t , " I •

) A . I I I " • I

d �-�r�~�~�!�~�~�~�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�r�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�-�t�-�-�-�-�-�~�_�_�_�_�i
I • , " I •
, I I : I • •

Insgesamt �:�=�1�~�.�=�~�~�:�=�=�=�t�=�.�=�=�~�t�.�7�_�.�t�.�,�~ __L..??:
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2.3 entfillt
2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittelaus der Erginzungsaus­

stattungbeantragtwerden

für das Haushaltsjahr1988

Teil IIa IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe Insge-
proj. WH Hitarb. samt

56 61 61a 63 64 68 72 74 7b

A 1 1 1 1 3 3

A 2 1 - 1 2 2

A 3 1 1 - 2 2

B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 :l/3

B 2 1 - - 1 1

B 3 1 1 - 2 2

B 4 2 - 1 3 3

C 1 1 - 1 2 2

C 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3

C 3 2 - - 2 2

C 4 2 2 1 5 5

D 1 1 1 1 3 3

D 2 1 1 - 2 2

D 3 2 1 1 4 4

Z 1 3,5 4,5

Insge-
samt 18 10 8 1/3 36 1/3 1 3,5 41
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, fnr die Personalmittelaus der Brglnzungsaus­
stattungbeantragtwerden

fnr das Haushaltsjahr1989

Teil 11a IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe 1nsge-
proj. WM Mitarb. samt

56 61 61a 63 64 68 72 74 76

A 1 1 1 1 3 3

A 2 1 - 1 2 2

A 3 1 1 4 6 6

B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 2/3

B 2 1 - - 1 1

B 3 1 1 - 2 2

B 4 2 - 1 3 3

C 1 1 - 1 2 2

C 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3

C 3 2 - - 2 2

C 4 2 2 1 5 5

0 1 1 1 1 3 3

0 2 1 1 - 2 2

0 3 2 1 1 4 4

Z 1 3,5 4,5

Insge- 12
samt 18 10 1/3 40 1/3 1 3,5 45

Verän-
derg. +4 +4 +4
gg.88
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittelaus der Erginzungsaus­
stattungbeantragtwerden

für das Haushaltsjahr1990

Teil IIa IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe Insge-
proj. WM Mitarb. samt

56 61 61a 63 64 68 72 74 76

A 1 1 1 1 3 3

A 2 1 - 1 2 2

A 3 1 1 4 6 6

B 1 1 - 2/3 1 2/3 1 2/3

B 2 1 - - 1 1

B 3 1 1 1 3 3

B 4 2 - 1 3 3

c 1 1 - 1 2 2

c 2 1 2 2/3 3 2/3 3 2/3

C 3 2 - - 2 2

C 4 2 2 1 5 5

D 1 1 1 1 3 3

D 2 1 1 - 2 2

D 3 2 1 1 4 4

Z 1 3,5 4,5

Insge- 13
samt 18 10 1/3 41 1/3 1 3,5 46

Verän-
derg. +1 +1 +1
gg.89
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2.4 Anzahl der Mitarbeiter, für die Personalmittel aus der Brginzungs­
ausstattungbeantragtwerden

für das Haushaltsjahr1991

Teil 11a IIa/2 SHK Summe Vb VII Summe 1nsge-
proj. WM Mitarb. samt

56 61 61a 63 64 68 72 74 76

A 1 1 1 1 3 3

A 2 1 - 1 2 2

·A 3 1 1 4 6 6

B 1 1 - 213 1 213 1 2/3

B 2 1 - - 1 1

B 3 1 1 - 2 2

B ·4 2 - 1 3 3

C 1 1 - 1 2 2

C 2 1 2 213 3 2/3 3 2/3

C 3 2 - - 2 2

C 4 2 2 1 5 5

D 1 1 1 1 3 3

D 2 1 1 - 2 2

D 3 2 1 1 4 4

Z 1 3,5 4,5

1nsge- 12
samt 18 10 1/3 40 1/3 1 3,5 45

Verän-
derg. -1 -1 -1
gg.90



2.5 Als Ergänzungsausstattung
Verwaltungsausgaben

für das Haushaltsjahr1988

76

beantragte Sondermittel für Sächliche

Teil Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
pro- brauch mittel ZS fält. ges
jekt 515 522 527 512 531a 531b 547

A 1 3000 750 - 1000 - 1000 - 5750

A 2 2000 500 400 600 - - - 3500

A 3 4000 500 1000 - - 1000 - 6500

B 1 - 900 2750 - - 200 - 3850

B 2 - 500 1135 - - 450 1900 3985

B 3 - - - - - 500 5200 5700

B 4 - 1000 800 - - 1000 3800 6600

C 1 - - 640 - - 150 - 790

c 2 1258 - 4972 - - 600 - 6830

C 3 - 2000 5538 - - 500 - 8038

C 4 - 850 2797 650 - 750 4200 9247

D 1 - 500 792 250 - 1500 - 3042

D 2 - 1000 4116 3000 - 3500 - 11616

D 3 - 1350 2117 - 225 1200 - 4892

Z 2900 2000 - 3000 - 400 - 8300

Ins-
ge- 13158 11850 27057 8500 225 12750 15100 88640
samt



2.5 Als Ergänzungsausstattung
Verwaltungsausgaben

für das Haushaltsjahr1989

77

beantragte Sondermittel für Sächliche

Teil- Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel ZS fält. ges

515 522 527 512 531a 531b 547

A 1 - 1500 10790 500 - 3000 4800 20590

�~ 2 2000 1000 1800 200 - 400 - 5400

A 3 1500 1000 2000 - 2600 2000 9200 18300

B 1 - 1800 500 - - 500 5200 8000

B 2 - 2500 1100 - - 1150 6300 11050

B 3 - 2000 8113 - - 500 - 10613

B 4 - 2000 24954 - - 2250 4800 34004

C 1 - 500 2234 - - 500 2250 5484

C 2 - 1500 3605 - - 1600 - 6705

C 3 - 2000 6846 - - 1500 - 10346

C 4 - 1200 2797 650 - 1400 6800 12847

D 1 - 1000 4146 1500 - 2500 300 9446

D 2 - 1500 5202 4000 - 9000 - 19702

D 3 1950 2700 17647 - 750 2000 - 25047

Z - 4000 35000 6000 2000 3300 - 50300

Insge
samt 5450 26200 126'734 12850 5350 31600 39650 247834

Ver-
änd. -7708 +14350 +99677 +4350 +5125 +18850 +24550 +159194
gg.
1988



2.5 Als Ergänzungsausstattung
Verwaltungsausgaben

für das Haushaltsjahr1990

78

beantragte Sondermittel für Sächliche

Teil- Geräte Ver- Reise- Bücherl Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel zs fält. ges

515 522 527 512 531a 531b 547

A 1 - 1500 8060 500 - 3000 4500 17560

A 2 - 1000 1200 600 - 800 6000 9600

A 3 - - 12000 - - 2000 1200 15200

B 1 - 1800 5000 - - 500 6000 13300

B 2 - 1500 1100 - - 1150 4000 7750

B 3 - 1500 - - - 500 6200 8200

B 4 - 2000 500 - - 3000 - 5500

C 1 - 800 1906 - - 300 2250 5256

C 2 - 1500 4350 - - 1600 - 7450

C 3 - 2500 10968 - - 1500 - 14968

C 4 - 1700 8589 650 400 1300 7300 19939

D 1 - 500 1920 500 300 2500 - 5720

D 2 - 1000 3882 2000 800 5000 - 12682

D 3 - 1200 8472 - 450 2000 10000 22122

Z - 4000 35000 6000 2000 3300 - 50300

Insge
samt - 22500 102947 10250 3950 28450 47450 215547

Ver-
änder
gg. -5450 -3700 -23787 -2600 -1400 -3150 +7800 -32287
1989
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2.5 Als Erginzungsausstattung beantragte Sondermittel für Sächlichl
�V�e�r�~�s�l�t�u�n�g�s�a�u�s�g�a�b�e�n

für das Haushaltsjahr1991

Teil- Geräte Ver- Reise- Bücher/ Druck Verviel Sonsti- Insgesamt
proj. brauch mittel ZS fält. ges

515 522 527 512 531a 531b 547

A 1 - 750 - - 1000 1000 - 2750

A 2 - 500 - - 2000 - - 2500

A 3 - - 2000 - - 1000 1400 4400

B 1 - 750 250 - - 500 - 1500

B 2 - 500 400 - 800 350 - 2050

B 3 . - - - - 5000 500 - 5500

B 4 - 1000 6170 - - 1300 6000 14470

C 1 - - 634 - - 150 - 784

C 2 - 1500 985 - - 400 - 2885

C 3 - 2000 1500 - - 1000 - 4500

C 4 - 850 1490 650 400 1100 2900 7390

D 1 - 500 - 250 800 1500 - 3050

D 2 - 500 - 1000 - 500 - 2000

D 3 - 350 - - 450 1200 2000 4000

Z - 2000 - 3000 8000 400 - 13400

Insge
samt - 11200 13429 4900 18450 10900 12300 71179

Ver-
änd. - -11300 -89518 -5350 +14500 -17550 -35150 -144368
gg.
1990
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2.6 entfällt

2.7 Liste der als Ergänzungsausstattungfür die Haushalts­

jahre 1988/1989/1990/1991 beantragten Geräte über DM

14.000,- (netto) und Fahrzeuge

(alle Preisangabenin DM 1.000,- �e�i�n�s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h Mehr­

�w�e�~�t�s�t�e�u�e�r und Transportkosten)

Teil- Einzel- Bezeichnungbeantragtfür d.Haushaltsjahr
projekt begründ. des Geräts 1988 1989 1990 1991

(3.73) E i n z e I p r e i s

91 92 93 94 95 96 96a

A 2 IBM PC 17.500 8. 180Modell 80-111

Drucker NEC P7 2.600 s. 180
D 3 IBM PC

Modell 80-111 17.500 s. 855
Drucker NEC P7 2.600 s. 855

Summe 40.200
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2.8 Liste der Gerite zwischen DM 5.000,- und DM 14.000,­
(netto), die in den dem Sonderforschunqsbereich
angeschlossenenenInstitutionen vorhandensind, sofern
gleichartige Geräte aus der Ergänzungsausstattunq
beantragtwerden

,Bezeichnunqdes Standort Zahl neue Geräte bean-
Gerätes tragt

bei TP Seite

96a 96b 96c 96d 96e

Olivetti PC M 19 mit (Geplant:1 1
Betriebssystemund 1 Gerät in
RAM-Erweiterung jedem Pro-
(DM 4.300) und Schreib- jektbereich
programm wp (DM 1.2001

Olivetti pe M 28 mit 1 Z s. 870
Betriebssystem(DM
6.6001 und Schreibpro-
gramm (DM 1.2001

Drucker NEC P 6 2 z s. 870
(DM 1.700)

In GA beantragt:
Olivetti M 28 (s.o.1 3

Drucker NEC P 6/7 3
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3

Darstellung des Programms nach Projektbereichen
und Teilprojekten
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Projektbereich A
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ProjektbereichA

3.•0 ProjektbereichA
Obergingevom Ausbildungs- in das Brwerbssystem

3.01 ZusammenfassendeDarstellungdes Projektbereichs

Das Systemder beruflichen Bildung stellt verschiedeneStatuspas­
sagenzwischen Schule und dem Erwerbssystem zur Verfügung. In
diesemBerich haben sich mit der Arbeitsmarktkriseeinschneidende
Differenzierungs- und Hierarchisierungsprozessevollzogen, die
für die Obergangschancender Auszubildendenin das Beschäfti­
gungssystemerheblicheKonsequenzenbesitzen.

War in der Prosperitätsphasenicht nur der Zugang zur �b�e�r�u�f�l�i�~�h�e�n

Ausbildung weitgehend unproblematisch,sondernauch die Möglich­
keit gegeben,als Un- oder Angelernte eine Dauerbeschäftigungzu
finden, so hat spätestens seit dem Ende der 70er Jahredas De­
fizit an Ausbildungsplätzenzu hoher Jugendarbeitslosigkeitge­
führt; gleichzeitig aber wurde eine abgeschlosseneBerufsausbil­
dung immer wichtiger, um überhauptin ein Beschäftigungsverhält­
nis zu kommen.

Die steigendenObergangsrisikenhaben dazu geführt, daß neben den
im Dualen SystemorganisiertenStatuspassagen,die für die männ­
liche Normalbiographie konstitutiv waren, kompensatorischeAus­
bildungsmaßnahmenan Bedeutunggewonnen haben. Dazu kommt, daß
auch die weiblichen Jugendlichenihren Anspruch auf eine Berufs­
ausbildungrealisierenwollen. Beide Tendenzenhaben zur Folge,
daß einmal die Absolventenvon AusbildungsgängenaUßerhalbdes
Dualen Sytems bei den Selektionsprozessender Betriebe scheitern
und zum andereninnerhalb des Dualen Systems immer mehr Jugendli­
che in beruflichen Sackgassensteckenbleiben.
Diese Segmentationvon Statuspassagenund Beschäftigungschancen
in ihrer quantitativenEntwicklung und in ihren Folgen für Ober-
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ProjektbereichA

gangsverläufesowie Handlungsstrategiender Jugendlichenist der

Konvergenzpunktder Teilprojekte diesesProjektbereichs.

Die bruchlose Sequenz eines erfolgreichen Obergangs von der

Schule in die Berufausbildungund von dort in ein kontinuierli­

ches Beschäftigungsverhältnisgelingt immer weniger Jugendlichen.

Die Chancender Aufnahme eines Normalarbeitsverhältnisseswerden

nicht nur an der "ersten Schwelle", sondernzunehmendan der

"zweiten Schwelle" ungleich verteilt. Zur Analyse dieser Entwick­

lungstendenz, die sich in den nächstenJahrennoch verstärken

wird. sind umfangreiche,auf regionaleAusbildungs- und Arbeits­

märkte bezogene Sekundäranalysenvon Berufsbildungsdatennotwen­

dig, womit im Teilprojekt A 2 begonnenwird.

Die angesprochenenVeränderungenin den Verlaufsmusternberufli­

cher Qualifizierung haben auch für die LebensphaseJugendmassive

Folgen; Obergängein die Erwerbstätigkeitzögern sich nicht nur

immer länger hinaus, ssondern sie werden auch mit einem hohen

Risiko des Scheiternsbelastet.

Inwieweit diese Situation zur Aufgabe beruflicher Lebenspläneund

zur Abnahme von Arbeitsorientierungen führt, wird in einem an­

deren Teilprojekt (A 1) durch subjektbezogene Analysen unter­

sucht, die Handlungsstrategienjunger Fachkräfteam Obergangin

den Arbeitsmarkt verfolgen.

Die erste Schwelle ist für Haupt- und Sonderschüler - meist

Jugendliche aus benachteiligten sozialen Schichten- besonders

schwer zu überwinden, sodaß bei dieser Gruppe defizitäre Ober­

gänge in das Erwerbslebennoch zunehmenwerden. Das Teilprojekt

A 3 befaßt sich daher mit den Auswirkungen von Vorbelastungen

durch mangelnden schulischen Erfolg und/oder kriminalisiertem

Verhalten auf die Obergangschancensolcher Jugendlicherin das

Berufsbildungssystem.
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ProjektbereichA

Ober die im ProjektbereichA durchgeführten Strukturanalysenvon

Obergangsmusternin das Beschäftigungssystemund durch die

sUbjektorientierte Begleitung von Statuspassagenlassen sich

Verbindungeninsbesondere zu Teilprojekten in den projektberei­

chen B (B 2 und B 3) und C (C 3) herstellen.

3.02 Beantragte F6rderunq des Projektbereichs A
(Erqinzungsausstattung)

Haushaltsjahr

97 A 1 A 2 A 3 Gesamt - 98

1988 67.050 68.100 59.900 195.050

1989 143.190 94.400 188.300 425.890

1990 140.160 98.600 185.200 423.960

1991 64.050 47.000 89.400 200.450
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Teilprojekt A 1

Heinz u.a.

3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt A 1

3.11 Thema: Statuspassagenin die
"zweiten Schwelle"

Brwerbstitigkeit an der

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung:
Sozialpsychologie,Berufliche Sozialisation

3.12 Leiter:
ProfessorDr. Walter R. Heinz
Universität Bremen
FB 9 (Human- und Sozialwissenschaften)
2800 Bremen 33
�~�e�l�. 0421 I 218-3084 u. 218-2886 (dienstlich)

0421 I (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderungdes Teilprojekts
(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 61.300 5.750 - 67.050
1989 122.600 20.590 - 143.190
1990 122.600 17.560 - 140.160
1991 61.300 2.750 - 64.050
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Heinz u.a.

3.2 Zusammenfassung

Die Lebensphase Jugendverliert durch die Verlängerungder Bil­

dungsprozesseund durch strukturelle Veränderungenim Beschäfti­

gungssystemihre gesellschaftlichenKonturen. Die Statuspassagen

der beruflichen Ausbildung finden immer weniger direkte Ober­

gangsmöglichkeiten in die Erwerbstätigkeit.Die Ausweitung des

Obergangsrisikos hat zur Herausbildung einer Vielzahl von

betrieblichen. vollzeitschulischen und auf Weiterbildung zielen­

den �Q�u�a�l�i�f�i�k�a�t�i�o�n�s�m�a�~�n�a�h�m�e�n geführt. Die Normalitätsunterstellun­

gen und Steuerungspraktikender beteiligten Institutionen, die

damit verknüpften Sozialisationsziele und die subjektiven

Verarbeitungsprozessesowie Handlungsstrategienvon betroffenen

Jugendlichensind Gegenstandder geplantenStudie.

Auf der Grundlageeiner Analyse von Obergangsmusternin zwei un­

terschiedlichstrukturierten Arbeitsmärkten (Bremen und München)

werden aus dem Spektrum bildungs-, geschlechts- und berufsfach­

spezifischerStatuspassagenFallgruppenausgewählt. In einer qua­

litativen Längsschnittstudie werden die Jugendlichenzweimal­

vor und nach dem �A�b�s�c�h�l�u�~ ihrer beruflichen Ausbildung - befragt.

Im Mittelpunkt der problemzentriertenInterviews steht die Frage

nach Stabilität bzw. Veränderung der Arbeitsorientierungen,Be­

schäftigungsinteressenund Strategiender Bewältigung der regio­

nal und je nach Ausbildungsgang unterschiedlichausgeprägten

Obergangsrisiken. Die Selektionskriterien, Sozialisationsziele

und Steuerungspraktikender beteiligten Institutionen werden

durch Experteninterviewsrekonstruiert.
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Heinz u.a.

3.3 Stand der Forschung

3.31 Strukturverinderungender Jugendphase:Neue Rislkolagen

Seit den 60er Jahrenläßt sich in den westlichen Industriegesell­

schafteneine Verlängerungder Jugendphaseund deren verstärkte

Einbindung in gesellschaftlicheInstitutionen beobachten.Es sind

vor allem die Bildungsinstitutionen,die in weitaus stärkeremHa­

ße als bisher Sozialisations- und Qualifizierungsaufgabenüber­

nommen haben. In der Bundesrepublikkann infolge der "Bildungsex­

pansion" von einer "Umstrukturierungdes jugendlichenErfahrungs­

feldes von einer vordringlich unmittelbar arbeitsintegriertenzu

einer vordringlich schulisch bestimmten Lebensform" (Baethge

1986: �~�0�8�) gesprochenwerden. So war 1962 die Hälfte der Jugend­

lichen zwischen 16 und 18 Jahrenerwerbstätig,1983 waren es nur

noch knapp 5 %. Der Eintritt in das Beschäftigungssystemhat sich

für eine wachsendeZahl von Jugpndlichen bis in das dritte Le­

bensjahrzehnt hinausgeschoben; eine EntwiCklung, die unter dem

Schlagwort "Postadoleszenz"heiß <iiskutiert worden ist.

Hit dem längeren Verbleiben in Bildungseinrichtungenverzögert

sich für die Jugendlichen der gemäß der Normalbiographieerwar­

tete Obergangin den Erwachsenenstatus.Gleichzeitig ändert sich

durch die zunehmendeErwerbsbeteiligung von Frauen und die An­

sprüchean eine qualifizierte Tätigkeit auch die weibliche Nor­

malbiographie. Damit verliert die geschlechtsspezifischeZuwei­

sung von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit an Legitimation. Zur

gleichen Zeit, in der sich die Geschlechtsspezifikder Normal­

biographienfür Jugendlichetendenziell auflöst, wird jedoch die

Übernahmeeiner Berufsrolle als Kriterium für den erfolgreichen

Obergang in den Erwachsenenstatusproblematisch.Statuspassagen

vom Bildungs- in das Beschäftigungssystem,die entsprechendder

Normalbiographiein einen kontinuierlichen Erwerbsverlaufmünden,

können nur noch von einem Teil der Jugendlichenverwirklicht wer­

den. Restriktive Arbeitsmarktbedingungenzwingen zur Entwicklung

von Strategien, die das Risiko von Erwerbslosigkeitzu vermeiden

suchen. So müssen schon am Obergang vom allgemeinen in das



94
Teilprojekt A 1
Heinz u.a.

berufsbildendeSystem ("erste Schwelle") Umlenkungenvon Berufs­

wünschen, Warteschleifen in berufsvorbereitendenMaßnahmenund

Phasender Arbeitslosigkeit in Kauf genommenwerden. Der Obergang

von den verschiedenenFormen der Berufsbildung in die Erwerbstä­

tigkeit an der "zweiten Schwelle" ist zunehmendmit dem Risiko

unterwertiger, berufsfremderBeschäftigungoder von Erwerbslosig­

keit belastet.

Wurde eine verlängerteBildungs- und Ausbildungszeitin der Ent­

wicklungspsychologieüberwiegendals eine Chance für ein "freies

Experimentierenmit verschiedenensozialenRollen" (Erikson) be­

trachtet, so trägt diese Verlängerungheute zunehmendden Charak­

ter einer aufgezwungenen Freistellungder Jugendlichenvon Be­

rufsarbeit. Die mit den Statuspassagenin das Beschäftigungssy­

stem verknüpften &...�~ verändern die Jugendphasevon einem

"psychosozialenMoratorium" (Erikson) zu einer psychosozialenBe­

lastungssituation,für deren Bewältigung es wenig vorgezeichnete

Lösungswegegibt. In der Sozialisationsforschungwird die Jugend­

phasedurch die Anforderung definiert, eine Synthesevon Indivi­

duen und Integration in das Gesellschaftssystemzu leisten (vgl.

Hurrelmann u.a. 1985). Der Prozeß der Individuation betrifft die

Entfaltung und selbstverantwortlicheGestaltung der eigenenPer­

sönlichkeit. Hierfür ist Voraussetzungdie Ablösung von der Fami­

lie und eine zunehmend eigenverantwortliche Entwicklung von

sozialenBeziehungen,moralischenPrinzipien und Lebensentwürfen.

Die Ausdifferenzierung der Geschlechtsrolle und die Erfüllung

beruflicher Anforderungen führen schrittweise zu einer Integra­

tion in das System gesellschaftlicherArbeitsteilung, Normen und

Werte.

In der Jugendforschunghat eine sozialstrukturelleSichtweise in

den letzten Jahren insgesamtan Bedeutunggewonnen. Wie sozialhi­

storischeStudien zeigen, ist die LebensphaseJugenddurch Ober­

gangsmuster,gesamtgesellschaftlicheStrukturenund deren Wandel

bestimmt. Die sozialenund psychischenAnforderungen, die an die

Jugendlichengestellt werden, stehenin einem engen Zusammenhang



95
Teilprojekt A 1

Heinz u.a.

mit der gesellschaftlichenOrganisationund Verteilung von Arbeit

(vgl. Gillis 1980). Auch in der Entwicklungspsychologie,die bis­

lang vorwiegend eine historischunvermittelteund vom sozialen

Kontext abstrahierendeKonzeption des Jugendaltersvertretenhat,

zeigt sich neuerdings unter dem Einfluß der historischen

Jugendforschung,der Lebenslaufforschungund der Streßforschung-

eine neue Sichtweisebei der Analyse von Problemendes Jugendal­

ters (vgl. Olbrich und Todt 1984). Psychobiologischeund psycho­

dynamische Entwickungsmodelle werden zugunstender Einbeziehung

.historisch-gesellschaftlicherHandlungsbedingungenrelativiert.

Es deutet sich auch eine Offnung gegenüberbiographischenFor­

schungsmethodenan, die differenzierte Einblicke in die Formen

der Krisenbewältigung durch die Jugendlichenermöglichen. Die

politische und soziale Gesamtsituationwird als entscheidendfür

die Gestalt der LebensphaseJugendund die in ihr stattfindenden

Prozesseder Persönlichkeitsentwicklunggesehen.

Für die aktuelle Debatte über die Zukunft der Jugend sowie den

Zusammenhangvon strukturellemWandel und den Obergangsproblemen

zwischen Jugend-und Erwachsenenphasestellt sich die Frage nach

der ..�~�t�U�D�O VQD Ar.-. Die Jugendforschungläßt uns hier je­

doch im Stich. Es ist ungeklärt, ob und für welche Sozialgruppen

von �J�u�g�~�n�d�l�i�c�h�e�n arbeitszentrierteWertorientierungenan Bedeu­

tung verloren haben und inwieweit Ansprüche an die Arbeit gestie­

gen sind. Bei der Beantwortungdieser Fragen sind mindestenszwei

Ebenen zu unterscheiden:Hinmal die langfristigen Strukturverän­

derungenim Bildungs- und Beschäftigungssystem,die zu einem Wan­

del des jugendlichenErfahrungsfeldesgeführt haben: die konkre­

ten Erfahrungen mit Arbeit treten gegenüberschulischenLernpro­

zessenzurück. ZUIIl anderendi&-Krisa des Arbeitsmarkts- und Be­

schäftigungssystems,die erheblichen Anteilen der Jugendlichen

seit Ende der 70er Jahre die Chance verweigert, in der Erwerbsar­

beit die Basis für materielle und soziale Selbständigkeitzu le­

gen. So vermutet Baethge (1985: 286), daß bei den Jugendlichen

"die Arbeitsorientierungen und Leistungsnormenweniger Gewicht

haben und weniger verinnerlicht sind, als es vielleicht in der

Jugendgenerationder 50er und auch noch der 60er Jahreder Fall
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war." Allerdings gibt es auch Anhaltspunkte dafür. �d�a�~ aufgrund

der anhaltenden Arbeitsmarktkrisedie Relevanz arbeitsbezogener

Orientierungenwieder zunimmt. Ob diese Orientierungen jedoch im

Sinne eines beruflichen Lebensentwurfeswirksam werden. ist eine

offene Frage. vor allem aber. ob sie dazu ausreichen.die Prozes­

se der Individuierung und Integration angesichtsder vielfältigen

Obergangsrisiken abzustützen. Durch die Verknappung von Aus­

bildungsplätzenfür zUkunftsträchtigeberufliche Qualifikationen

werden schon zu Beginn des Berufslebensdie Chancen für kontinu­

ierliche Erwerbsverläufe immer mehr eingeengt.Angesichtsver­

schlossenerStatuspassagenund der Zunahme von Ausbildungsgängen

mit schwindendem Ertrag für die spätereBerufslaufbahn(Sackgas­

senausbildung)könnte es zu einer um sich greifendenAuflösung

des Sinnbezugs von Qualifikationsprozessenund berufsbezogenen

Lebensplänenkommen. Dies auch deswegen.weil überlieferteDeu­

tungsmusterfür die Einbettung biographischerEntscheidungenin

sozial und kulturell begründeteOberzeugungenfragwürdig'geworden

sind (vgl. auch Fuchs 1983).

Es entsteht so eine Kluft zwischen der Vervielfiltigung von Ent­

scheidungsanforderungenan die individuelle Biographiekonstruk­

tion einerseits und den sozialkulturell definiertenEntschei­

dungsgrundlagenund Kriterien zur Risikoabschätzungandererseits.

So können die Statuspassagenin das Beschäftigungssystemmit ganz

unterschiedlichenbiographischenVerläufen und Erfahrungsgehalten

sowie Konsequenzenverknüpft sein. Die biographischfolgenreichen

Obergangsstrategiender Jugendlichenwerden also weniger von sub­

kulturellen Normen. sondernvom situativen Zusammenwirkeneiner

Vielfalt sozialer Bedingungenabhängen.

Der strukturellenLabilisierung der Obergängein die Berufsarbeit

entsprichteine Individualisierungder dabei auftretendenRisiken

für die Jugendlichen.Die Optionen zwischen. aber auch die Unsi­

cherheit von Statuspassagennehmen zu. was im �B�e�w�u�~�t�s�e�i�n der Ju­

gendlichenals Vielfalt von Chancenund Risiken präsentist.
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3.32 Verlnderungder Oberg.ng•• trukturen: Neue St.tu.p••••gen

Galt eine abgeschlosseneBerufsausbildung bis in die 70er Jahre
als Eintrittskarte für den Arbeitsmarkt, so ist das Absolvieren
einer Lehre heute zu einer notwendigen, aber nicht mehr hinrei­
chendenVorbedingung für den Obergangin das Beschäftigungssystem
geworden: Jeder sechsteBeschäftigteim Handwerk ist mittlerweile
ein Auszubildender, jede siebte Fachkraft ist nach bestandener
Prüfung arbeitslos (vgl. Kloas 1985).

Die demographischeEntwicklung und der mit Rationalisierungsschü­
ben verbundenetechnischeWandel stellen das Berufsbildungssystem
vor folgende Probleme:

Das Drängen geburtenstarkerJahrgänge und junger Frauen auf
den Ausbildungsstellenmarkt führte zu einem Ungleichgewicht
von Angebot und Nachfrage, das sich extrem zu Lasten der Aus­
bildungsnachfrager auswirkt. Trotz Abflachens des "Geburten­
berges" ist die erste Schwelle des Eintritts in das Beschäfti­
gungssysteminsbesondere in den nördlichen Arbeitsmarktregio­
nen der Bundesrepubliknicht entschärft.Dies ist nicht zu­
letzt auf den Rückstau von Altbewerbern zurückzuführen.
Auf der Grundlage der "Bildungsexpansion"der 60er Jahre und
dem zunehmendenEintritt von Abiturienten in das duale.Berufs­
bildungssystemhaben sich tradierte Obergangsmustervom Bil­
dungs- in das Berufsbildungssystemaufgelöst. Jugendlichein
den unterenRängen der Bildungshierarchie,aber auch schulisch
besserqualifizierte junge Frauen, sind von der Ausbildungs­
krise besondersbetroffen.
Eine Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsangebotesist
fast ausschließlichin solchenAusbildungsberufenerfolgt, die
wenig zukunftssicher sind. Dazu kommt, daß vor allem in den
Regionenmit hoher Arbeitslosigkeit viele "Ausbildungsplätze"
in beruflichen Vollzeitschulen und Maßnahmenfür sozial Be­
nachteiligtegeschaffen wurden. In den Obernahmechancennach
dem AbschlUß der Berufsausbildungspiegelnsich dann bildungs-
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gesch1echts-und regionalspezifischeSelektionsergebnisseder

erstenSchwelle wider.

Die Anwendung neuer Technologienim Bereich der Mikroelektro­

nik und der Informations- und Kommunikationstechnik führt zu

einer Umstrukturierung von Berufstätigkeiten,die vielschich­

tige Auswirkungen auf die Verwertbarkeit einer Berufsausbil­

dung hat: Durch die langwierigenAnpassungsprozessedes Be­

rufsbildungssystemsan die Arbeitswirklichkeit moderner Be­

triebe (vgl. Neuordnungder Ausbildung in den Metall-, Elek­

tro- und in den kaufmännischenBerufen) liegt die Vermittlung

aktuell notwendiger Qualifikationen überwiegendin der Hand

der Betriebe bzw. in der Weiterbildung. Damit wird die Kluft

zwischen der Ausbildungsqualität moderner �G�r�o�~�b�e�t�r�i�e�b�e und

derjenigenvon Kleinbetriebengrößer. Ein Betriebswechselnach

abgeschlossenerLehre wird daher erschwert.

Der Obergang vom allgemeinenin das berufliche Bildungssystem,

also die erste Schwelle des Eintritts in das Beschäftigungssy­

stem, stellt sich für die Jugendlichennach wie vor als Risiko­

lage dar. Die rapide Verschlechterungder Beschäftigungsaussich­

ten sowohl von Un- und Angelerntenals auch von Hochschulabsol­

venten verstärkt den Druck auf das Duale System. Bei steigender

Konkurrenz um Lehrstellen müssenauch Abiturienten Umlenkungen

von ursprünglichen Berufswünschenin Kauf nehmen: Mehr als ein

Viertel der Abiturienten des Ent1aßjahres1980 mußtenauf einen

anderenAusbildungsberufoder auf ein Studium als "zweitbesteLö­

sung" ausweichen(Herget 1985: 86).

Angesichtsdieser �E�n�t�w�i�c�k�l�u�n�~ haben sich die Strategienstaatli­

cher Institutionenvor allem auf die Entschärfung der ersten

Schwelle durch berufliche Bildungsrnaßnahmengerichtet, um Jugend­

lichen, die keinen betrieblichenAusbildungsplatzfinden konnten,

ein Mindestmaß an Kontinuität zu bieten - vor allem aber, um den

Arbeitsmarkt zu entlasten.Dem Ausbau des lIII1iachepBerufsbil­

dunq .....fts kommt beim staatlichenUmgang mit der Jugendarbeits­

losigkeit eine hohe Kompensationsfunktion zu: Zwischen 1975 und
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1983 ist die Teilnehmerzahl an beruflichen Vollzeitschulenbun­

desweit um 79 % gestiegen,während die Steigerungder neu abge­

schlossenenbetrieblichen Ausbildungsverträgeim selbenZeitraum

nur 37 , betrug (vgl. Alex 1985: 182). Die schulischeBerufsaus­

bildung stellt dabei keine Alternative zur Ausbildung im Dualen

System, sonderneine zeitliche Verschiebungdieser Statuspassage

dar: "Der Anteil der Schulabgängeraus beruflichen Vollzeitschu­

len, die im �A�n�s�c�h�l�u�~ an die Schule eine betrieblicheAusbildung

aufnehmenwollen, ist mit 75 % nach wie vor sehr hoch. Nur 12 ,

. erklärten 1985, �d�a�~ sie im �A�n�s�c�h�l�u�~ an die berufliche Schule eine

Arbeit aufnehmen .wo11en: weitere 12 'wollten im Schulsystem

bleiben (überwiegendin weiterführendenberuflichen Schulen), 1 ,

strebteein sonstigesZiel an." (Berufsbildungsbericht1986: 33).

Dazu kommt eine Vielzahl berufsvorbereitenderund -qualifizieren­

der Bildungsrnaßnahmen�a�u�~�e�r�h�a�l�b des Dualen Systems, die länder­

spezifischvariiert. Die teilzeitschulischenberufsvorbereitenden

Maßnahmenwerden durch eine Vielzahl außerbetrieblicherAusbil­

dungsträger im praktischen Ausbildungsteil ergänzt. In Bremen

führen beispielsweisezur Zeit - neben vom Land gegründeterAus­

bildungsvereine ("Jugendwerkstätten", "Ausbildungswerkstatt")­

etwa 30 freie Träger solche ein- und mehrjährigenMaßnahmendurch

(vg1. Berufsbildungsbericht Bremen 1987). Der Anteil der staat­

lich gefördertenAusbildungsplätzeist von knapp 13' (1978) auf

beinahe30' im Jahre 1985 gestiegen.Dies verdeutlicht, �d�a�~ in

der Arbeitsmarktregion Bremen zur Kompensationblockierter Sta­

tuspassagenim Dualen System ein kaum überschaubaresSpektrum von

Ersatzpassagenmit hohem Arbeitsmarktrisiko für die Absolventen

entstanden ist. Damit weicht Bremen von der Entwicklung im

Bundesgebiet(der Anteil von Jugendlichenin berufsvorbereitenden

Maßnahmen- ohne BFS/q - lag 1984/85 bei 11 %) erheblich ab.

Die gesellschaftliche Reaktion auf die auf hohem Niveau verhar­

rende Arbeitslosigkeit der Altersgruppe unter 25 Jahre ist von

der Absicht bestimmt, durch kurzfristige Ausbildungsprogrammedie

Eingliederungsfähigkeitvon Jugendlichenin den Arbeitsmarkt zu

verbessern.Dies gilt nicht nur für die BRD; für die EG-Staaten
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stellt Sellin (1985: 191/192) fest: "Es entwickelte sich eine

Grauzonevon Sonderprogrammenund Bildungs-, Ausbildungs- und Be­

schäftigungsmaßnahmen,in deren Rahmen allzu häufig weder eine

qualifizierte Berufsausbildung noch eine langfristig verwertbare

sozial- und beschäftigungspolitischeEingliederung der Jugendli­

chen leistbar war."

Für die Jugendlichen,die über verschiedeneAusbildungswegeeine

berufliche Qualifizierung erreicht haben, entstehtan der zweiten

Schwelle das zunehmendeRisiko, ausbildungsfremd, dequalifiziert

oder gar nicht beschäftigtzu werden. Wie eine Auswertung der Be­

schäftigtenkartei der Bundesanstalt für Arbeit ergab, ist zwi­

schen 1979 und 1984 der Anteil der arbeitslosen Fachkräfteüber

das Dreifache gestiegen (Hofbauer/Nagel1987). Die höchsteAr­

beitslosenquotemit nahezu einern Drittel weisen junge Frauen auf,

die nach der Berufsausbildungin eine Hilfs- oder angelernteAr­

beit wechselnmußten und in einer Region mit hoher Arbeitslosig­

keit wohnten: am niedrigstenwar diese Quote mit gut 2 , bei Män­

nern, die als Angestellte beschäftigtwaren und in einer Region

mit günstigerArbeitsmarktlagewohnten. Schon diese Querschnitts­

auswertungverdeutlicht, daß in den ersten Monaten nach Abschluß

der Berufsausbildung eine Vielzahl schwierigerEntscheidungen

über den weiteren Berufsweg getroffen werden müssen. Lag der An­

teil von Absolventeneiner Berufsausbildung,die 1979 nicht mehr

im Ausbildungsberuftätig waren, noch bei 22 ,,so ist er 1984

auf 41' gestiegen.Ein weiterer Beleg für den erhöhtenMobili­

tätsdruckergibt sich aus dem Anstieg der Betriebswechsler:waren

ein halbes Jahr nach Abschluß noch knapp zwei Drittel der Fach­

kräfte in ihrem Ausbildungsbetriebtätig, so waren es nach fünf

Jahrennur noch knapp ein Drittel.

Für Jugendliche,die ihre Berufsausbildungnicht im Dualen System

durchlaufenhaben, gilt nach einer Untersuchung des BIBB (vgl.

Berufsbildungsbericht1987), daß ein Großteil auf eine Strategie

der Doppelqualifizierungsetzt. Dies ist besondershäufig bei Ab­

solventender Berufsfachschulen(mit 70 ') und den Handelsschü-
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lern (mit 50 %) anzutreffen. Dieses Vorhaben verweist auf eine

vom Arbeitsmarkt erzwungeneUmwegstrategie,die schon bei der Su­

che nach einem Ausbildungsplatzund dann wieder bei der Arbeits­

platzsuche,verfolgt wird. Durch die Wiederholungder Ausbildung·

in einer aussichtsreicherenStatuspassagesoll doch noch das Ziel

eines qualifizierten Erwerbsverlaufserreicht werden.

Aber auch für die betrieblich ausgebildetenFachkräfteverläuft

der Obergangin das Beschäftigungssystemkeineswegsreibungslos.

,Dies belegt die von Herget u.a. (1987) begonnene�r�e�p�r�ä�s�e�n�t�a�t�i�v�~

Längsschnittstudiemit Absolventeneiner betrieblichenBerufsaus­

bildung in ausgewähltenBerufsfeldern. Die erstenErgebnissezei­

gen, �d�a�~ 90 % der Ausgebildetenein halbes Jahr nach �A�b�s�c�h�l�u�~ ih­

rer Ausbildung in eine Beschäftigung,Aus- oder Weiterbildung

übergewechseltsind: 10 % sind unmittelbar nach der Ausbildung

arbeitslosgeworden. Aufschlußreichist dabei die jeweilige Be­

schäftigungsform:Nur 48 % sind �~�n�b�e�f�r�i�s�t�e�t in ihrem Ausbildungs­

beruf tätig, 12 % haben irgendeineunbefristeteArbeit gefunden;

befristet beschäftigtsind 7 %. Einen Versuch. ihre berufliche

Qualifikation durch Weiterbildung zu verbessern,unternehmen13 %

- dies schon ein halbes Jahr nach dem �A�b�s�c�h�l�u�~ ihrer Berufsaus­

bildung. Bei diesen Jugendlichenscheint eine langfristig geplan­

te Qualifikationsstrategiezu überwiegen (z.B. über eine Fach­

oberschule zur Fachhochschule mit dem Berufsziel Ingenieur).

Allerdings lassensich auch Hinweise auf die Wirkung befürchteter

Arbeitslosigkeit finden, die ein Ausweichen in Weiterbildung oder

Umschulung nahelegt.

Wie sich die Berufsverläufefünf Jahre nach �A�b�s�c�h�l�u�~ der Berufs­

ausbildungentwickelt haben, läßt sich in der IAB-Längsschnitt­

studie (Stegmann/Kraft1987) verfolgen. In der zweiten Wieder­

holungsbefragungwurden 23- und 24jährige nach ihrem Erwerbsver­

lauf befragt. Nur noch 60 % von ihnen sind erwerbstätig, 25 %

wieder oder noch in einer beruflichen Erstausbildung- entweder

im Studium oder in einer Weiterbildung 8 % haben �k�e�i�n�~�n

Berufsabschlußerworben, 7 % sind erwerbslosund 5 % haben sich

in die Familie zurückgezogen.
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Ober ein Drittel der Befragtengibt an, seit dem Verlassender

allgemeinbildendenSchule mindestenseinmal erwerbslosgewesenzu

sein, wobei sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen dem Niveau

des Schulabschlussesund dem Risiko der Erwerbslosigkeitzeigt:

Von den Hauptschülernwaren 44 % schon einmal erwerbslos.Die Er­

gebnisseder IAB-Studie machen deutlich, daß die Risiken im Er­

werbsverlauf sich direkt nach dem Abschluß der betrieblichenBe­

rufsausbildung auch hinsichtlich der Beschäftigungsformerhöht

haben: 1979 waren nur 4 % der Fachkräfte, 1983 aber 14 % befri­

stet beschäftigt.Auch der Anteil der Berufswechslerhat zugenom­

men: jeder vierte Ausgebildetehat mindestenseinmal seinenBeruf

gewechselt, wobei dies bei den Jugendlichen,die direkt nach

ihrer Ausbildung arbeitsloswurden, der bevorzugteAusweg war.

Aus den repräsentativenUntersuchungendes IAB und des BIBB wer­

den die Obergangsproblemean der zweiten Schwelle in ihrer

Verteilung und in ihrem quantitativen Ausmaß hinreichenddeut­

lich. Aufgrund des standardisierten Erhebungsverfahrensund der

eher auf "gesellschaftlicheBuchführung" als auf die Orientie­

rungsmusterund Entscheidungsproblemeder Jugendlichengerichte­

ten Untersuchungszieleerlaubendiese Studien keine Aussagenüber

die subjektiven VerarbeitungsweisendiskontinuierlicherStatus­

passagenbei den Jugendlichen.

3.33 Arbeit und Beruf in der Jugendforschung:Wertewandel?

Bei den wenigen Forschungsarbeiten,die explizite Aussagenüber

das Verhältnis von Jugendlichen zur Arbeit machen, dominieren

derzeit wissenschaftlicheBegleitprojektevon Modellvorhabenz.B.

im Benachteiligtenprogrammund die beiden repräsentativenUmfra­

gestudienzum Obergangin den Arbeitsmarkt von IAB (vgl. Sater­

dag/Stegmann1982) und BiBB (vgl. Herget u.a. 1987).

Im ersten Fall stehen jedoch die Evaluationskriteriender durch­

geführten Bildunqsmaßnahmenzu Lasten von jugendsoziologischen,

sozialisationstheoretischenund arbeitsmarktbezogenenFragestel-
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lungen im Mittelpunkt. Bei den Umfragestudien wird der Vorteil

der Längsschnitterhebungdadurch geschmälert, �d�a�~ die Bildungs­

erfahrungenund Lebenspläneder Jugendlichen als Meinungen und

Einstellungenvor dem Hintergrund des dominantenWertsystemser­

hoben werden. Diese methodische Reduktion führt dazu, daß indi­

viduelle Sinnbezüge und Handlungsstrategienangesichtsder wi­

dersprüchlichenAnforderungenim Obergangsprozeß in die Arbeits­

welt und ihre soziale Typik verdeckt bleiben. Dies reduziert die

Validität von Handlungsvoraussagenund erschwertdie theoretische

,Formulierung eines relevantenWechselverhältnisseszwischen in­

stitutionellenRegulierungenund individuellen Berufsverläufen.

Subjektorientierteund handlungsbezogeneForschungansätzewerden

recht-zögerlichin der Jugendforschungaufgegriffen. Der Obergang

Arbeit und Beruf wird allenfalls als eines der "normativen

Lebenslaufereignisse"(vgl. Shell 1985) in der Jugendphasequasi

nebenbeiuntersucht. Unterschiedeim Verlauf der Statuspassagen

in das Beschäftigungssystemwerden im Zusammenhangmit verschie­

denen Orientierungsmusternder Jugendlichen diskutiert: unzurei­

chendematerielle und soziale Ressourcensowie die vielfältigen

Obergangsrisiken und Handlungsdilemmata werden dabei eher

vernachlässigt.

In den repräsentativen"Generationenstudien"der 80er Jahrewer­

den Arbeitsorientierungen, Beschäftigungsinteressenund Erwerbs­

verläufe Jugendlicher und junger Erwachsenervornehmlich unter

dem Stichwort des "Wertewandels" abgehandelt.Die Diskussion um

den Wertewandel wurde Ende der 70er Jahre durch die Interpreta­

tion internationalerUmfragestudienausgelöst, �d�a�~ in der Jugend

der westlichen Industriegesellschafteneine Orientierung an

"postmateriellen"Werten feststellbar sei. Die Erfahrung einer

kontinuierlichenWohlstandsentwicklung habe die Leitfunktion ma­

terieller Werte zugunstender "neuen" Werte Solidarität, Kommuni­

kation und Mitmenschlichkeit zurückgedrängt.Einen vorläufigen

�A�b�s�c�h�l�u�~ in der Jugendforschung fand diese Debatte in der

Veröffentlichung "Jugendliche' und Erwachsene '85" der Shell-
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Forscher, die für einen Teil der Jugendlichenpostkonventionelle

Einstellungsmusterdiagnostizieren(zur Kritik vgl. Heinz 1986).

Die weitreichende These des Wertewandelsbei Jugendlichenkonnte

jedoch durch die Meinungsforschung der 80er Jahre nicht belegt

werden. Zwar konnten SINUS, Shell und Allerbeck/Hoagbei Jugend­

lichen postmaterialistischeWertorientierungenerkennen. Diese­

bei Allerbeck und Hoag (1985) und Shell (1985) im Rahmen eines

Generationenvergleichserhobenen- Daten zeigen aber: "Wir können

zwar die Jüngerenals die soziale 'Tragergruppe'für neue und die

Alteren als die entsprechende'Trägergruppe'für alte Werte aus­

machen. Das bedeutetjedoch keineswegs,daß die Mehrheit der Jün­

geren die alten und die Mehrheit der Alteren die neuen Werte ab­

lehnt." (Shell 1985, Bd.1: 78) Es wird der Forschungslagealso

eher gerecht, von einer Entwicklung zur "Wertesynthese"(Kaase

1986) anstattvon einem Wertewandel zu sprechen.

Auch die popularisiertenBefürchtungen eines Zerfalls traditio­

neller Arbeitsorientierungenbei Jugendlichen konnten empirisch

nicht bestätigt werden. Allerbeck und Hoag (1985: 69) bemerken

dazu: "Für Jugendlicheheute ist Arbeit etwas weniger wichtig als

für die Gleichaltrigen1962; aber dieser Rückgang ist nicht so

groß, daß man ernsthaft von einer dramatischenVeränderungder

Arbeitsorientierung sprechen könnte." Die SINUS-Forscher (1985)

stellten fest, daß eine freizeitbezogen-hedonistischeArbeits­

orientierungbei 13 % der Befragtenvorherrscht; diese Jugendli­

chen würden, wenn sie genug Geld hätten, nicht arbeiten. Zwei

Drittel der Jugendlichenwiesen jedoch eine eher konventionell­

materielle Arbeitsorientierungauf. Sie sind vom Leistungsprinzip

überzeugt ("Jeder, der sich anstrengt,kann sich hocharbeiten")

und arbeitengerne mehr, um sich etwas leisten zu können. Eine

interessengeleitet-engagierteArbeitsorientierung besitzenlaut

SINUS 20 % der Jugendlichen.Für sie ist ein Beruf ideal, in dem

politischesund sozialesEngagementverwirklicht werden kann. Sie

würden z.B. eine geringereBezahlungin Kauf nehmen, wenn sie die
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Möglichkeit hätten, in einem selbstverwaltetenAlternativbetrieb

zu arbeiten.

Insgesamtist die Aussagekraft der "großen" Jugendstudienüber

die Arbeitsorientierungen und BeschäftigungsinteressenJugend­

licher jedoch gering. So gut wie nichts erfährt man über die spe­

zifischen Risikolagen und ausdifferenziertenStatuspassagen,die

die Qualifizierungs- und Erwerbschancen der Jugendlichenent­

scheidendprägen. Dies ist kein Zufall, denn: ..... Veränderungen

.in Wertorientierungen und Lebenskonzepten sind nicht über

standardisierte Einstellungs- und Meinungsuntersuchungenzu

erfassen,da diese von den realen Erfahrungszusammenhängenvon

Jugendlichen, aus denen sich heraus ihre Orientierungenund

Lebenskonzepteentwickeln, abstrahieren..... (Baethgeu.a. 1985:

3). Die weitgehendeVernachlässigungder zentralenLebensbereiche

Arbeit und Beruf in der Jugendforschung verwundert auch ange­

sichts der Tatsache, daß im Jahre 1983 bereits jeder zehnte

Jugendlichein der offiziellen Statistik als arbeitslosverzeich­

net wurde. Unter diesem Gesichtspunkt muß die Debatte um den

Wertewandel zumindest als paradox bezeichnet werden: Während

Jugendlichender Zugang in ein Normalarbeitsverhältniserschwert

wird, werden ihre Wertvorstellungen zur Erklärung für ein

gewandeltes Verhältnis zur Arbeit in den Mittelpunkt gerückt.

Jugendlichen,die die strukturell angelegtenRisikoschwellendes

Obergangs in die Erwerbstätigkeit nicht oder nur peu A peu

überwinden, wird dementsprechendgeraten. sich mehr anzustrengen

und ihren Berufsweg rational zu planen. Jedochsind die Erfahrun­

gen in der Ausbildung, bei der Arbeitssuche und im Betrieb

offenbar mit Brüchen in der Erwerbsbiographieverbunden, so daß

es nicht überraschenwürde, wenn die Wertigkeit von Erwerbsarbeit

im Bewußtseinder Jugendlichenabnimmt.

Was Voraussagen über einen Zusammenhangzwischen Orientierungs­

wandel und der Abkehr der Jugendlichenvon der Erwerbsarbeitan­

geht, so ist Zurückhaltungangebracht:"Distanzierungist zu ver­

zeichnen, aber keine Fahnenflucht ••• Auch die Jungen, die kriti­

sche Generation, kann sich ein Leben ohne Arbeit ernsthaftnicht
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vorstellen" - so fassenKlipstein und Strümpel (1985: 263) Umfra­
geergebnissezum Wertewandel zusammen. Es mußauf der Grundlage
der derzeit vorliegendenForschungsarbeitenoffen bleiben, ob und
in welcher Weise sich die junge Generationmit den Problemendes
Berufseinstiegs und diskontinuierlichen Berufsverlaufsmustern
arrangierenwird.

3.34 Die Krisenerfahrungund Arbeitsorientierungen
- Der Beitrag "neuer" Forschungsansitze

Die Arbeitsorientierungen und Lebensentwürfe der Jugendlichen
sind durch den Erfahrungshintergrund eines restriktiven Arbeits­
marktes geprägt, der bildungs-, geschlechts-und regionalspezi­
fisch gestreuteRisiken in sich trägt. Dies wird aus einer Reihe
von Jugendstudien deutlich, die von quantitativenForschungsde­
signs abrükken - eine Tendenz, die sich auch in Teilbereichender
"Generationenstudien"durchzusetzenbeginnt. Diese Studien versu­
chen, aus der Sicht der Jugendlichenzu argumentieren:"Unser An­
liegen bestanddarin, die inlbjektive·aicht der-.irekt Betroffenen
wiederzugeben.Im Vordergrund stehen daher die Erfahrungender
Jugendlichen,die �s�u�b�j�e�k�~�i�v�e Deutung ihrer Situation, die psychi­
seheVerarbeitungsowie die daraus erwachsenenHandlungsweisen."
(Maier u.a. 1985: 1)

Durch qualitativ orientierte Verfahren (Leitfaden-Interviews,
mündliche und schriftliche teilstandardisierte Befragungen,Auf­
satzanalysen,Gruppendiskussionenetc.) wird ein differenzierter
Zugang zu den Lebens- und Arbeitskonzeptenvon Jugendlichenange­
strebt. um diese mit den sozialenErfahrungsbereichenund den
SichtweisengesellschaftlicherRealität zu verbinden.

Explizit mit der These des Wertewandelssetzt sich die Göttinger
Studie "Arbeit und Gewerkschaften" auseinander (Baethgeu.a.
1985), in der die Bedeutungvon Arbeit und Beruf im Lebenskonzept
erwerbstätiger Jugendlicher und junger Erwachseneruntersucht
wird. Die Untersuchungsgruppenwurden auf der Grundlage typischer
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"Erfahrungskonstellationen"Jugendlicher gebildet. Auch Arbeits­

lose wurden in die Untersuchungeinbezogen.

ZentralesErgebnis dieser Studie ist, �d�a�~ sich bei einer Mehrheit

der befragten Jugendlichentrotz Arbeitslosigkeit und Krisener­

fahrungen keine Anzeichen für einen Bedeutungsverlust von Arbeit

feststellenlassen: "Eine genauereBetrachtungder Lebenskonzepte

Jugendlicher,d.h. ihrer langfristigen und handlungsverbindlichen

Orientierungen,zeigt vielmehr den hohen Stellenwert, den Arbeit

und Beruf für die Jugendlichenhaben." (Baethge u.a. 1985: 134)

Dies drückt sich auch in den inhaltlichen Ansprüchenaus, die

Jugendlichean ihre Arbeit stellen: nämlich ein Bedeutungsgewinn

sinnhaft-subjektiverAspekte der Arbeit.

�D�a�~ die Arbeitsorientierungenund deren Veränderungin Abhängig­

keit von ihrem Realisierungspotentialanalysiertwerden müssen,

geht aus solchen Studien hervor, die den �E�i�n�f�l�u�~ des Arbeits­

marktrisikos schon bei der BerufseinmündungJugendlicherunter­

suchen. Diese Studien setzen an unterschiedlichenStationendes

Obergangsin das Beschäftigungssysteman. Die Auswahl der Befrag­

ten variiert hinsichtlich des Bildungsniveaus,des Berufsfeldes

und der Arbeitsmarktregion. Für unsere Fragestellungrelevante

Ergebnissedieser Studien werden im folgenden entlang der "nor­

malbiographischen"Stationender Berufseinmündung(Berufsfindung,

�B�e�r�u�f�s�~�u�s�b�i�l�d�u�n�g�, Obernahme in ein Beschäftigungsverhältnis)un­

ter Berücksichtigung geschlechtsspezifischerAspekte mosaikartig

�z�u�s�a�m�m�e�n�g�e�f�a�~�t�. Der Erfahrungshintergrund von Jugendlichenmit

"brüchigen" Ausbildungs- und Beschäftigungsverläufenwird an­

schliependerörtert.

In die Darstellunggehen folgende Regionalstudienein:

Die Hamburger Studie
Die Dortmunder Studie
Die Münchener Studie 1
Die Münchner Studie 2
Die Augsburger Studie

(Friebel u.a., 1983, 1985)
(Paul-Kohlhoff u.a. 1984)
(Hübner-Funk u.a. 1983)
(Kärtner u.a. 1985)
(Maier u.a. 1985)
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sowie die Bremer Studie "Hauptsacheeine Lehrstelle" (Heinz/KrQ­

ger u.a. 1985), die unter dem Punkt 3.4 (Eigene Vorarbeiten) aus­

führlicher vorgestellt wird.

Berufstindung

Spätestens im letzten Schuliahr wird den Jugendlichendas Ar­

beitsmarktrisikodeutlich bewußt. Schüler aller Schultypen äUßern

sich über zunehmendenLeistungsdruck.Berufsberaterdes Arbeits­

amtes und Lehrer weisen die Schüler auf die Notwendigkeit guter

Abschlußzeugnissehin. Der Bewerbungswettlauf setzt meist ein

Jahr vor Schulabgangein. Adressenvon Betriebenwerden durch das

Arbeitsamt, eigenständig oder über Berufspraktikaermittelt; so­

weit informelle Kontakte zu Ausbildungsbetriebenbestehen.werden

diese genutzt. Der Elterneinfluß auf die Bewerbungsstrategieva­

riiert mit der sozio-ökonomischenHerkunft, er ist bei Realschü­

lern und Abiturienten stärker als bei Hauptschülern,deren Eltern

der Situation oftmals hilflos gegenüberstehen(Hübner-Funk 1983;

Friebel 1983).

Die Berufsfindung ist, wie die eigenen Vorarbeiten zeigen, und

durch andere Studien bestätigtwird, ein langwieriger Anpassungs­

prozeß an die durch Geschlechtund Schulabschlußvorgegebenen

Realisierungsmöglichkeitenauf dem regionalenAusbildungsstel­

lenrnarkt. Den Jugendlichenwird in allen Studien ein hohes Maß an

Flexibilität hinsichtlich ihrer beruflichen Optionen bescheinigt:

Bereits in der Schulzeit war "das Spektrum dieser in Frage

kommenden Berufe schon eingegrenzt auf die Berufe, die

angesichts der Ausbildungsmarktverhältnissemit den schulischen

Qualifikationen erreichbarschienen." (Paul-Kohlhoft u.a. 1984)

Die orientierung am "Machbaren" wird sowohl durch negative 8ewer­

bungserfahrungenals auch durch befürchteteMißerfolge (Scheitern

an den Selektionsmechanismender Betriebe) bestärkt. Sie wird

durch die Intervention des Arbeitsamtesoffensichtlich erheblich



109
Teilprojekt A 1

Heinz u.a.

beeinflußt: "Der Berufswunschexistiert, solangeer Chancenhat,

in einen Arbeitsplatz umgesetztzu werden. Rät der Berufsberater

mit dem Hinweis auf drohendeAbsagen von einem Ausbildungsberuf

ab, geben die Jugendlichen ohne einen Realisierungsversuchauf.

vor allem dann. wenn sich die Lehrstellensuchein die Länge zieht

und sie dadurch in Panik geraten." (Maier u.a. 1985: 30)

BinmQndungenin OberbrQckungsmaßnahmen

.Jugendliche.die in ihren Bewerbungsbemühungenerfolglos bleiben.

sind gezwungen, auf schulische Oberbrückungsmaßnahmenzurückzu­

greifen. Dies trifft nicht nur für Hauptschülerund Jugendliche

ohne Hauptschulabschluß zu. die oftmals von vornherein auf das

zehnte Schuljahr verwiesenwerden. Eine zunehmendeZahl von Real­

schülern (insbesondereMädchen) absolviert nach Beendigungder

�S�c�h�~�l�e "Bildungsschleifen". Auch dabei kommt dem Arbeitsamt eine

erheblicheLenkungsfunktionzu: �~�i�e Aufnahme in eine Oberbrük­

kungsmaßnahmeunterliegt. wie unsereErgebnissezeigen. ähnlichen

Selektionskriterienwie die Einmündung in ein Ausbildungsverhält­

nis. Bildungsvoraussetzungen.Geschlechtszugehörigkeitund das

regionaleAngebot an schulischen(Aus)Bildungsplätzenentscheidet

über die Plazierungder Jugendlichenin chancenverbesserndenoder

chancenlosenMaßnahmen. die von den ursprünglichenBerufsvorstel­

lungen mehr oder weniger weit entfernt liegen. "Interessengelei­

tete Entscheidungensind dabei seltenmöglich. auch gegenüberder

berufsvorbereitenden oder berufsbildenden Angebotsstruktur

verhaltensich die Jugendlichen flexibel." (Heinz/Krüger u.a.

1985)

Für Jugendliche, die im Rahmen des Berufsvorbereitungsjahres

(insbesondereim Bereich Hauswirtschaft. in den ein Großteil der

Mädchen - auch derjenigen, die eine Lehre im gewerblich-techni­

schen Bereich anstreben "eingewiesen" wird) gezwungensind.

Maßnahmenohne den erstrebtenberufsinhaltlichenBezug zu durch­

laufen. wird letztlich das "Durchhalten" dieses Jahreszur wich­

tigsten Vorleistung für den Arbeitsmarkt. Dem entspricht. daß der
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Qualifikationsertragder Kurse von ihnen eher in privater als in

beruflicher Hinsicht gesehenwird.

Die Chancenvon Mädchen, nach Abschluß einer Oberbrückungsmaßnah­

me einen Ausbildungsplatzim Dualen System zu erhalten, sind er­

heblich geringer als die ihrer männlichenMitbewerber. Obwohl

Hauptschülerinnen,wie die Bremer Studie aufzeigt, am Ende der

siebten Klasse keine typisch weiblichen Tätigkeitsbereichean­

streben, finden sie sich zum überwiegenden Teil in schulischen

Bildungsgängen mit hauswirtschaftlich-pflegerischerAusrichtung

wieder.

Obergängein ein Ausbildungsverhältnis

Ebenso wie die Chance, überhaupteinen Ausbildungsplatzzu erhal­

ten, ist auch für die fachliche Ausrichtung und Qualität der Be­

rufsausbildungdas Geschlecht,der Bildungsabschlußund das re­

gionale Ausbildungsstellenangebotmaßgeblich. Einen Ausbildungs­

platz bekommen zu haben, wird von vielen Jugendlichen eher mit

der Erleichterung aufgenommen, "von der Straßeweg zu sein", als

mit arbeitsinhaltlichen Interessen verknüpft. So hatten sich

knapp 60 % der Verkäufer/innen des Augsburgersampiesursprüng­

lich in ganz anderenBerufsfeldernbeworben. Maier u.a. (1985:97)

stellen fest: "Wie ein rcter Faden zieht sich durch die Aufsätze

und Interviews die Angst vor Arbeitslosigkeit." Ahnliches wird

aus der Dortmunder Untersuchungberichtet: "Nur bei einigen Aus­

zubildendenin Betrieb X läßt sich ein einigermaßengeradliniger

Weg vom Berufswunschin den Ausbildungsberuffeststellen ..• Die

meisten mußten Abstriche von ihren Interessen und Ansprüchenma­

chen, die sie für wichtig hielten und halten." (Paul-Kohlhoff

u.a. 1984: 82)

Jugendlichebetrachtenin der Antizipation einer unsicherenEr­

werbsbiographie ihre berufliche Erstausbildungoftmals nur als

Grundlage für eine Reihe von Berufstätigkeiten.Dies geht aus der

Längsschnittstudiedes DJI hervor, in der Auszubildendedreimal
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in jährlichem Abstand befragt wurden: "Die Antwort auf die Frage,
ob sie den 'richtigen' Beruf erlernen, machendie Auszubildenden
im Verlauf der Lehrjahre nicht so sehr an den Inhalten und Zu­
kunftsaussichtendes Lehrberufs fest, vielmehr daran, inwieweit
er eine Grundlage für den Einstieg in das Arbeitslebenbietet,
möglicherweisein ganz anderen Gebieten, in den meisten Fällen
unter der Einkalkulation von weiteren Bildungsrnaßnahmeninner­
und außerbetrieblicherArt." (Kärtner 1985: 557)

Dem entspricht, daß für die hohe WeiterbildunqsmotivationAuszu­
bildender nach Friebel (1983: 124) ein "struktureller Zwang zum
lebenslangenLernen ••• , um sich den verändertenQualifikations­
anforderungendes Arbeitsmarktes anzupassen und im Berufsleben
bestehenzu können" verantwortlich ist. Auch bei dieser Status­
passagescheint das Interesse, die Beschäftigung zu sichern,
wichtiger zu sein als arbeitsinhaltlicheMomente.

Gegen Bnde der Ausbildung: Da. Problem der Obernahme

Trotz reduzierter inhaltlicher Ansprüche halten die Jugendlichen
an dem Wunscheiner gründlichenund umfassendenAusbildung fest,
der jedoch seltenerfüllt wird. Aus Angst, eine mögliche Obernah­
me zu gefährden,passensich die Jugendlichenfrühzeitig relativ
kritiklos den Erwartungender Betriebe an. Gegen Ende der Ausbil­
dung ..... sind die Auszubildenden verunsichert, sie mißtrauen
sich gegenseitig,die Konkurrenz wächst. Die (nicht aufgedeckten)
Obernahmestrategiender Betriebe sind wirksame Disziplinierungs­
mittel." (Maier u.a. 1985: 287) Die Obernahmewünscheder Jugend­
lichen werden selten inhaltlich begründet, sie beruhenfast immer
auf dem Bemühen, vor Arbeitslosigkeit zu vermeiden: "Hinsichtlich
externer Bewerbungenschätzensie ihre Chancen auf dem Arbeits­
markt gering ein. So wird manchmal die Nicht-Obernahmemit einer
Beendigungder beruflichen Laufbahn gleichgesetzt,weil sie kaum
'nach unten' ausweichenkönnen." (Maier u.a. 1985: 248)

Jugendliche,die von ihren Ausbildunqsbetriebenübernommenwur­
den, sind oftmals gezwungen, sich mit einem stark begrenztenTä-
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tigkeitsbereichzufrieden zu geben. Daß auch junge Facharbeiter

auf dequalifizierende Eingangsarbeitsplätzeverwiesen werden,

woran sich zumeist horizontaleMobilitätsprozesseanschließen,

wurde von Lappe belegt (1986). Diese Situation hat entscheidende

Auswirkungen auf die Verfolgung arbeitsinhaltlicherInteressen:

"Durch fehlende Perspektivenherrschtunter den Jugendlicheneine

resignativeArbeitsorientierung vor", stellen Maier u.a. (1985:

288) fest. Auch die Dortmunder Untersuchung(Paul-Kohlhoffu.a.

1984: 266) wirft ein Licht auf die krisenbedingteZurückstellung

inhaltlicher Ansprüche: "In vielen Fällen spiegelt sich in diesem

Bestreben,den erreichtenArbeitsplatz zu halten und abzusichern,

das •.. Bewußtseindarüber wider, daß es für sie derzeit nichts

Besseres gibt." Die Absicht, den erlerntenBeruf zu wechseln,

äußerteneinige Jugendliche,diesem Vorhaben wird jedoch eher von

Abiturienten als von Haupt- und Realschülerneine Chance einge­

räumt.

ErfahrungenbiographischerBrüche

Qualitativ-biographischorientierte Studien mit �J�u�g�~�n�d�l�i�c�h�e�n�, die

die erste und/oder die zweite Risikoschwelledes Eintritts in das

Beschäftigungssystemnicht bruchlos überwinden können, also in

Statusschleifenkursieren oder arbeitslossind, liegen kaum vor.

Zwar besitzt rund ein Drittel der Jugendlichen des Hamburger

samples Diskontinuitätserfahrungen im beruflichen Werdegang:

"hierunter fallen Ausfallzeiten (Arbeitslosigkeit, Berufsgrund­

bildungsjahr, privater Rückzug u.a.) und reale Statusverluste

(z.B. Abbruch einer Ausbildung, weiter als Jungarbeiter)" (Frie­

bel 1985: 64). Die bisher vorliegendenUntersuchungsergebnisse

erlauben jedoch aufgrund der Fragestellungdieser Studie und der

vorwiegend quantitativen Auswertung weder Rückschlüsseauf die

Veränderungenvon Arbeitsorientierungen dieser Jugendlichenin

der Bewältigung ihrer Krisenerfahrungennoch Aufschlüsseüber die

Wirkungsweise institutioneller Regelungenim Verlauf diskontinu­

ierlicher Statuspassagen.
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Zurückgegriffenwerden kann lediglich auf die Dortmunder und die

Bremer Studie, wobei letztere aufgrund ihrer Fragestellungjedoch

nur die Einmündung in eine schulischeOberbrückungsmaßnahmeim

Anschluß an den Hauptschulabschlußeinbezieht.

"Brüchige" Erwerbsbiographienbeginnen in der Regel schon mit dem

Mißerfolg bei der Suche oder mit dem Abbruch der Ausbildung.

Nachdem sich die Beschäftigungsaussichten Ungelernter und

Angelernter in den letzten zehn Jahrendrastischverschlechtert

,haben, ist den Jugendlichen in hohem Maße bewußt, daß sie ohne

Berufsausbildung wenig Reproduktionsmöglichkeitenbesitzen. Das

Scheiternan der ersten Schwelle führt nicht direkt in die

Arbeitslosigkeit, sondern meistens zu dem Besuch schulischer

Oberbrückungsmaßnahmen,deren AbschlUß die Arbeitsmarktrisiken

aber kaum mindert.

Daß ein längerfristigesScheiternJugendlicheran den Hürden des

AusbildungsmarktesbeträchtlicheAuswirkungen auf ihre Arbeits­

orientierungen hat, zeigt die Dortmunder (Paul-Kohlhoff u.a.

1984: X) Studie auf: "In unserer Untersuchung treffen wir auf

diese Orientierung 'Ausbildung überhaupt' vor allem bei den Grup­

pen von Jugendlichen,denen es bisher nicht gelungen ist. den

Einstieg in das Berufsbildungssystemzu schaffen, also den Ar­

beitslosenohne Berufsausbildung,den Jugendlichenin Maßnahmen

und den als Hilfsarbeiter beschäftigten."Welchen hohen Wert auch

solche Jugendlichedem Gesellenbriefals "Eintrittskarte" in das

Beschäftigungssystembeimessen, wird in Interviews mit Auszubil­

denden in Alternativbetrieben im Benachteiligtenprogrammdeut­

lich. Die Ausbildungsverläufeder Jugendlichenin berufsqualifi­

zierendenMaßnahmenund in Alternativbetrieben,die in der Dort­

munder Studie (Paul-Kohlhoff u.a. 1984: 35) nachgezeichnetwer­

den, zeigen, daß diese in eine "lebensgeschichtlichvorgegebene

Chancenstruktur"eingebunden sind: "Die älteren Jugendlichenin

der Untersuchungsgruppehaben in ihrer bisherigenBerufskarriere

bis zu neun Stationendurchlaufen. Dabei wechselnsich in unter­

schiedlicherAufeinanderfolgeund Häufigkeit folgende Stationen
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ab: - �O�b�e�r�g�a�n�g�s�m�a�~�n�a�h�m�e�, abgebrocheneBerufsausbildung,Erwerbs­

tätigkeit und Arbeitslosigkeit."

Fazit

Aus den vorliegendenqualitativ orientiertenStudien lassensich

in bezug auf Arbeitsorientierungen und Ausbildungsverläufefol­

gende �S�c�h�l�u�~�f�o�l�g�e�r�u�n�g�e�n ziehen (vgl. Heinz 1985):

Das Risiko der Oberwindungder erstenund zweiten Schwelle des
Eintritts in das Beschäftigungssystemist den Jugendlichenin
hohem �M�a�~�e bewußt: "Risikobewußtsein"

BerufsverläufeJugendlicherbeginnen unter dem "Diktat" des
Arbeitsmarktesund unter �E�i�n�f�l�u�~�n�a�h�m�e von steuerndenInstitu­
tionen (vor allem Arbeitsamt): "Optionslogik"

Die Selektionsprozesseauf dem Arbeitsmarkt werden bildungs­
und geschlechtsspezifischerfahren. Sie pflanzen sich im schu­
lischen Berufsbildungssystemund in �a�u�~�e�r�b�e�t�r�i�e�b�l�i�c�h�e�n Ausbil­
�d�u�n�g�s�m�a�~�n�a�h�m�e�n fort: "Qualifikationsspaltung"

Die ArbeitsorientierungenJugendlichersind abhängigvon ihrem
Realisierungspotential.Das individuell erlebte Arbeitsmarkt­
risiko führt zur Zurückstellung von arbeitsinhaltlichen
Ansprüchen hinter das Beschäftigteninteresse:"ambivalente
Arbeitsorientierung"

Die Jugendlichen bemühensich, auch diskontinuierlicheOber­
gangsverläufedurch die Aufnahme einer Lehrstelle wieder zu
normalisieren, da eine abgeschlosseneBerufsausbildungals
Mindestvoraussetzungfür den Einstieg in den Arbeitsmarkt
gesehenwird: "Normalisierung"

Es zeigt sich eine Tendenz zur Spaltung der Jugendlichenin
"Schwellenüberwinder",die eine ihren Ansprüchenentsprechende
Plazierungim Beschäftigungssystemverfolgen, und in "Status­
zirkulierer", die versuchen,überhaupt einen Einstieg in das
Arbeitslebenzu erreichen: "SegmentierteObergangsverläufe"

Die zweite Schwelle des Obergangs,an der die bisherigenQua­
lifizierungspassagenin den Erwerbsverlauf einmünden, wird
immer schwieriger zu überwinden. Dies liegt einmal daran, �d�a�~

viele Jugendlichean der erstenSchwelle in überbesetzteSack­
gassen-Ausbildungeneingemündet sind und zum anderendaran,
�d�a�~ die Betriebe immer weniger auf dem externenArbeitsmarkt
rekrutieren: "Soziale Schließung"
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3.4 Bigene Vorarbeiten

Stellvertretendfür die verschiedenenVorarbeiten des Antragstel­

lers soll das Bremer Forschungsprojekt "Berufsfindung und Ar­

beitsmarkt" (1978-1982) vorgestellt werden, dessenErgebnissein

der Studie "Hauptsacheeine Lehrstelle" (Heinz/Krüger u.a. 1985)

�a�b�s�c�h�l�i�e�~�e�n�d vorgelegt wurden. Themenstellung,methodischeVorge­

hen und Ergebnissedieser Studie, die z.T. explizit in andere

Forschungsvorhaben (z.B. die unter 3.34 besprocheneAugsburger

,Studie) eingingen, sind thematischdem "Stand der Forschung" zu­

zuordnen. Sie leiten in die Fragestellungendes Teilprojekts in­

soweit über, als die Steuerungsfunktionvon Instanzendes Berufs­

bildungssystemsund die subjektivenSichtweisenvon Jugendlichen

in verschiedenenPhasender Statuspassagevon der Schule in die

Berufsausbildunguntersuchtwurden.

Ausgangspunktder Studie war die Frage des Wechselspielszwischen

der gesellschaftlichenErfahrung Jugendlicher im �P�r�o�z�e�~ der Be­

rufsfindung und deren subjektiver Deutung sowie den daraus

erwachsendenHandlungsstrategien.Durch die Anlage der Untersu­

chung als qualitative Längsschnittstudie wurde sowohl die

Veränderungder objektiven Situation Jugendlicheran den Statio­

nen der Berufseinmündung als auch die jeweilige subjektive

Interpretationder Erfahrungen an verschiedenen Etappendieses

Prozesses�e�r�f�a�~�t�. Die durch den Lehrstellenmarktund das Angebot

schulischer Ausbildungsmaßnahmengesetzten objektiven Rahmen­

bedingungenJugendlicherbei der Berufssuchewaren ausdrücklicher

Bestandteilder Untersuchungskonzeptionund Ergebnisanalyse.

Aus den problemzentrierten Interviews konnten als Quintessenz

situationstypische Argumentationslinien Jugendlicher herausge­

arbeitetwerden, aus denen das Verhältnis von Obergangserfahrung

und Realitätsdeutung erkennbar wird. An jeder Verzweigung der

Statuspassagevon der Schule in den Beruf verändern sich die

beruflichen Optionen Jugendlicherentsprechendder Chancen ihrer

Realisierbarkeit.Aus den Interviews �l�ä�~�t sich eine "Optionslo-
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gik" rekonstruieren, die auf das Zusammenwirkenvon institutio­

neller Praxis und individuellen Handlungenverweist.

So beginnenbeispielsweisedie meisten Jugendlichen am Ende der

schulischenOberbrückungsmaßnahmenmit einer erneutenSuche nach

einem Ausbildungsplatz.Auch wenn ihre schulischeBerufsqualifi­

zierung, wie die Jugendlichenfeststellenmüssen, die Chancenauf

eine Lehrstelle kaum erhöht, wird diese Bildungsphasebiogra­

phisch legitimiert; die Jungen verweisenauf eingeübteArbeits­

disziplin, die Mädchen auf die Nützlichkeit des erworbenenWis­

sens für familiale Aufgaben. Bewerbungsmißerfolgewerden wiederum

als Aufforderung zu weiteren Bildungsanstrengungenverarbeitet.

Berufswünschebeziehen sich an dieser Verzweigung nun nicht mehr

auf inhaltliche Interessen,die noch biographisch begründetwer­

den können - im Vordergrund steht letztlich die Sicherungmate­

rieller Reproduktionund der Wunsch nach sozialer Integration.

Die Wirkungsweise der Arbeitsvermittlung und Berufsberatungauf

den Verlauf der Berufsausbildung aus der Sicht der Jugendlichen

wurde in einem DFG-Projekt (Az. 11 A 4 He 960/5-2) auf der Basis

einer Sekundäranalyse qualitativer Jugendstudien untersucht

(Heinz/Wachtveitl/Witzel 1986/87; Wachtveitl/Witzel 1985). Auf

der Basis von vier Jugendstudienzum Obergangin die Berufsaus­

bildung, die Ende der 70er Jahre in verschiedenenGroßstädtender

BRD durchgeführt wurden, ist die Entwicklung der Inanspruchnahme

und Bewertung des Arbeitsamts durch die Jugendlichenim Verlauf

der Berufssuche herausgearbeitetworden. Die Studie hat einmal

Grundlagenund Verfahrensschrittefür die Durchführung von Sekun­

däranalysenqualitativer Studien erarbeitet und zum anderendie

Erwartungenund Erfahrungenvon Jugendlichenmit dem Beratungs-

und Vermittlungsangebotdes Arbeitsamtsund dessenHandlungskon­

sequenzenim Verlauf des Obergangsin die Berufsausbildungsyste­

matisiert. Das Ziel war eine subjektbezogeneAnalyse der Konse­

quenzen, die sich aus den Verfahrensweisender Berufsberatungfür

den Ablauf der Berufssuche ergeben, insbesonderedie Frage, in­

wieweit die Normalitätsvorstellungendes Arbeitsamts in die Ober-
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1egungenund Strategiender Ratsuchendeneingehen: Wie sie etwa

mit den Beratungs-und Vermittlungsergebnissenumgehen, wie sie

Um1enkungenihrer beruflichen Pläne gedanklich und in ihren Hand­

lungen auf dem Ausbildungsstellenmarkt bewältigen. Dabei wurden

Gemeinsamkeitenund Differenzen der Normalitätsvorstellungendes

Arbeitsamts über den "rationalen Berufswähler" und den Vorstel­

lungen der Jugendlichenherausgearbeitet.Es zeigte sich, daß im

Verlauf der Berufssuchebei den Jugendlichen die Erwartungenan

die Zuweisung beruflicher Chancen dominant wird, was jedoch mit

.dem Beratungsprograrnm konf1igiert, das vorn Jugendlicheneine

selbständigzu vollziehende, Interessenund Fähigkeit mit dem An­

gebot abwägende BerUfswahlentscheidungverlangt. Dies führt aus

der Sicht der Arbeitsberatungund -vermittlung schließlich zu ei­

ner Umdefinition von Arbeitsmarktrisikenin das Ausmaß der Bewer­

bungsaktivitätender beratenenJugendlichen.

3.5

3.51

Ziele, Methoden, Arbeitsprograrnmund Zeitplan

Forschungsziele

Das Teilprojekt geht davon aus, daß die in der Jugendsoziologie

verbreiteteThese der Verlängerung der Jugendphase durch Bi1­

dungsprozesseund verzögerteObergänge in das Erwerbssystemdie

Vie1schichtigkeit der vorliegenden Problemkonstellationen

verstellt. Dieser Lebensabschnitthat sich qualitativ durch den

Strukturwandel in der Arbeitswelt verändert; damit hat sich die

Obergangsphasevorn Ausbildungs- ins Beschäftigungssystemgrundle­

gend destabilisiert. Zwischen dem gesellschaftlichenProgrammder

Jugendphase im Kontext der Normalbiographien und der biogra­

phisch-subjektiven Realisierung der Statuspassagen in die

Erwerbstätigkeit haben sich damit die Widersprücheverschärft.

Nicht nur der Ablauf, sondern auch die Sinnhaftigkeit der

Jugendphase,deren Prinzip in der Vorbereitung auf die materielle

und soziale Selbständigkeit liegt. ist problematischgeworden.

Dieser Tendenz wird jedoch durch neue, vornehmlich kompensatori­

sche Statuspassagenentgegengewirkt,die verschiedeneWege in die

Berufsausbildungund -tätigkeit eröffnen sollen.
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Diese Situation ist historischneuartig, da sich die Jugendlichen

auf anhaltende wirtschaftliche und berufliche Turbulenzen

einstellenmüssen und sich dabei nicht mehr an die Vorgaben der

Normalbiographienhalten können. Ihre Lebensverläufesind im Ver­

gleich zu denen ihrer Eltern geradenicht durch stabile Obergänge

mit festen Zugangs- und Ankunftspositionen vorgegeben,diese

Kontinuität wird ihnen verweigert.

Ein Blick auf die frühen 60er Jahre kann diese tiefgreifendeVer­

änderungverdeutlichen: In der Periode der Vollbeschäftigungwar

die Berufswahl nicht durch den Mangel, sonderndurch ein Oberan­

gebot an Ausbildungsplätzenerschwert: 1962 blieben 300.000 Lehr­

stellen unbesetzt. Dies führte nach Scharmann (1965) zu Zufalls­

entscheidungenund späterenKorrekturen des Berufseinstiegs.Das

Postulatder freien Berufswahl war damals für alle Schichtenfak­

tisch realisierbar;diese offene Entscheidungssituationhatte je­

doch Unsicherheiten und Fehlgriffe zur Folge, die allerdings im

Berufsverlauf von den meisten aufgrund der Unzufriedenheitmit

der erstenWahlentscheidungdurch Eigeninitiative vor dem Hinter­

grund des günstigen�A�~�b�e�i�t�s�p�l�a�t�z�a�n�g�e�b�o�t�s behobenwerden konnten.

Ganz andersstellt sich die Situation in den 80er und 90er Jahren

dar, Berufs- und Betriebswechselwerden den Arbeitskräftendurch

die ungünstigeArbeitsmarktlageaufgezwungen.

Für das Teilprojekt stellt sich damit die Frage, welche Berufs­

verlaufsmusteran den Obergängender zweiten Schwelle entstehen.

Kommt es etwa am Anfang der Erwerbstätigkeitzu einer qualifika­

tionsentsprechendenBeschäftigungin Arbeitsbereichen mit Hand­

lungsspielraumund Chancen für Aufstieg im Betrieb oder durch Be­

triebswechsel?Oder: Entsteht ein Einstiegsniveauin der berufli­

chen Anfangsphase, das entwedereine Dequalifizierungoder einen

Wechsel zwischen Tätigkeiten mit geringenHandlungsspielräumen

und unsicheren Mobilitätschancenund hohen sozialenRisiken ver­

bunden sind? Wie gehen die jugendlichenFachkräftemit Brüchen in

ihrer Berufsbiographie um, die z.B. aus Diskrepanzenzwischen

Qualifikationsniveauund restriktivem Arbeitseinsatzentstehen?
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Richtet sich die individuelle Strategiegegen eine Einpassungin

dequalifizierendeBerufsverlaufsmuster,indem ein Betriebswechsel

mit dem Ziel der Beschäftigungauf höheremQualifikationsniveau

oder durch Weiterbildung ein innerbetrieblicherAufstieg versucht

wird.

Im Hinblick auf die Arbeitsorientierunaenstellt sich die Frage,

ob die Statuspassagenin das Beschäftigungssystemprimär aufgrund

von Opportunitätserwägungen,also durch ein mit Skepsisgepaartes

instrumentell-realistischesArrangementsmit den begrenztenOp­

tionen verfolgt werden und inwieweit das Prinzip der Reflexivität

- im Sinne der AUfrechterhaltung subjektiver Ansprüchegegenüber

den Entscheidungszwängen- bei den Handlungsstrategiender

Jugendlichenbeteiligt ist?

Das Teilprojekt untersuchtStatuspassagenvom Ausbildungs- in das

Beschäftigungssystemvon Jugendlichenmit abgeschlossenerBerufs­

ausbildung. Die Untersuchungszielerichten sich auf

eine differenzierteAnalyse von Risikolagen in ihrer Auswir­

kung auf die Ausbildungs- und BerufsverläufeJugendlicher;

die individuellen Strategien,die Jugendlichezur Bewältigung

von Arbeitsmarktrisikenergreifen. und die ihnen zugrundelie­

gendenArbeitsorientierungenund Lebensentwürfe;

die Lenkungsfunktion von Institutionen und die Auswirkung

staatlicher Kompensationsstrategien auf den Berufseinmün­

�d�u�n�g�s�p�r�o�z�e�~ Jugendlicher.

Die Untersuchungist als vergleichendeFallstudie konzipiert, die

in zwei Regionen mit unterschiedlichenBeschäftigungschancen,

Bremen und München, durchgeführt werden soll. Geplant ist die

zweimalige qualitative Befragung einer Auswahl von Jugendlichen,

die über verschiedeneStatuspassagenihre Berufsausbildungabge­

schlossenhaben. Diese Jugendlichen sollen das erste Mal gegen

Ende ihrer Ausbildungszeit (InterviewphaseI), das zweite Mal ein
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Jahr später, also - normalbiographischgesehen- gegen Ende ihres

ersten "Berufsjahres" interviewt werden (Interviewphase11).

NormalbiographischeStatuspassagenund Statusschleifen

Die Ausbildungs- und BerufsbiographienJugendlicherspiegelndie

objektiven Rahmenbedingungendes Ausbildungs- und Arbeitsmarktes

wider. Aus dem Ausbildungsverlauf,den ein Jugendlicherhinter

sich hat, lassensich objektive Chancenstrukturenherausfiltern:

Bildungsniveau, Geschlecht und regionalerArbeitsmasrkt �k�o�n�n�t�e�~

in den bisher vorliegendenStudien als zentrale Bestimmungsgrößen

ausgemachtwerden.

NormalbiographischeVerläufe der Berufseinmündung(verstandenals

reibungsloseObergängevom allgemeinen Bildungssystem über das

berufliche Bildungssystem oder ein Studium in eine unbefristete

Vollzeitstelle im erlerntenBeruf) können unter den anhaltendre­

striktiven Arbeitsmarktbedingungennur von einem Teil der Jugend­

lichen realisiert werden. Diejenigen Jugendlichen,die schon an

der ersten Schwelle des Obergangsin das Beschäftigungssysteman

den Selektionskriterien der Betriebe scheitern, sind gezwungen,

ihre Ausbildungsbiographie mit schulischenoder aUßerbetriebli­

chen (Aus-)Bildungsgängenzweiter oder dritter Wahl zu beginnen,

die das Risiko einer "Maßnahmen-Karriere"beinhalten. Aber auch

unter den Jugendlichen.die eine Berufsausbildung im Dualen Sy­

stem absolviert haben, häufen sich durch Fehleinmündungenver­

ursachteBrüche beim Einstieg in das �B�e�s�c�h�ä�f�t�i�g�u�n�g�s�s�~�~�t�e�m�.

An der Ausfahrt vom "Geisterbahnhofdes Ausbildungssystems"(U.

Beck) versammelnsich aber nicht nur �d�i�~ Statuspassagiereder er­

sten Arbeitsmarktschwelle.Im Zuge der Entkoppelungvon Bildungs­

und Beschäftigungssystemsteigt der Trend zur Doppelqualifikation

bei solchen Jugendlichen.die - oftmals im Anschluß an "Warte­

schleifen" - Berufsausbildungsgängemit geringer Zukunftsperspek­

tive absolviert haben.
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Die Auflösung tradierter ZusammenhängezwischenQualifikation und

Berufspositionführt zu neuen Weichenstellungenund veränderten

Zeithorizontender Absch1ießbarkeit von Statuspassagenim An­

schluß an die Berufsausbildung.Wer eine "normale" Berufseinmün­

dung nicht realisieren kann, muß auf folgende Alternativen

ausweichen,um Erwerbslosigkeitals "Einstiegsstatus"zu vermei­

den:

erneute Qualifizierung (Berufsausbildung/Umschulung,Studium

oder Weiterbildung, teilweise gefördert durch das AFG)

unterwertigeund/oder berufsfremdeBeschäftigung

befristeteBeschäftigung

Den Status, den Jugendlicheim Anschluß an ihre Berufsausbildung

erreichen, betrachtenwir ebenso wie ihre Ausbildungsverläufe,

als Ergebnis von Selektionsprozessen,an denen die schulischen

Ausbildungsinstitutionen,die Arbeitsverwaltungund die Betriebe

als zentraleWeichenstellerbeteiligt sind.

Unter dieser erstenFragstellung

Einbeziehungder Strukturanalysen,

geführt werden, untersuchtwerden,

soll für beide Regionen unter

die im Teilprojekt A 2 durch-

welche nach Geschlecht,Bildungsabschluß,Berufsbildungs­

institution und Ausbildungsberuf differenzierte - Qualifika­

tionsverläufezu normalbiographischenObergängenvorn Bildungs­

in das BeschäftigungssystemfÜhren;

welche typischenVarianten sich zwischen normalbiographischen

Obergangsmusternund tatsächlichen Ausbildungs- und Berufs­

verläufen herausgebildethaben;

welche Auswirkungen Statusschleifen/dasZirkulieren in Sta­

tuspassagenim beruflichen Bildungssystemauf die Verwertbar­

keit der so erworbenenQualifikationen haben.

In der ersten Interviewphasewird retrospektivnach der Form der

Oberwindungder ersten Schwelle des Obergangsin das Beschäfti­

gungssystemgefragt. Eine sozio-biographisch orientierteRekon-
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struktion der Ausbildungs- und Arbeitsmarkterfahrungender

Jugendlichen vor Aufnahme des Ausbildungsverhältnissessoll

klären, welche Bildungsstationen die Jugendlichendurchlaufen

haben, wie sich der �B�e�r�u�f�s�f�i�n�d�u�n�g�s�p�r�o�z�e�~ gestaltethat und welche

Umlenkungen von ursprünglichen Berufswünschenin Kauf genommen

werden �m�u�~�t�e�n�.

Diskrepanzenzwischen normalbiographischer und den realisierter

BerufseinmündungenJugendlicher nach der zweiten Schwelle werden

in der zweiten Interviewphase thematisiert. Zu untersuchenist

hier, inwieweit die Jugendlichenin ausbildungsadäquateoder be­

rufsfremde Tätigkeiten einmünden, ob eine Tendenz zu unterwerti­

ger Beschäftigung feststellbarist, und welche Auswirkungen die

Befristungsmöglichkeitenvon Arbeitsverträgendurch das Beschäf­

tigungsförderungsgesetzhat. Es ist zu fragen, inwieweit Be­

triebswechselnach abgeschlossenerBerufsausbildungvorgenommen

werden konnten und welches Qualifikationsverhaltendie'Jugendli­

ehen zeigen, um möglicherweise in Arbeitslosigkeit mündendeDe­

qualifizierungsprozesseoder andauerndeunterwertigeBeschäfti­

gung auszugleichen.

Individuelle Handlungsstrategienund Arbeitsorientierungen

Das Beschäftigungsrisikowird von den Jugendlichen kollektiv er­

lebt, aber individuell getragen. Es stellt sie vor die paradoxe

Situation, �d�a�~ individuelle Leistungsorientierungim Ausbildungs­

system für den Obergang in das Beschäftigungssystemimmer notwen­

diger wird, die Leistungsanstrengungenjedoch immer seltenerho­

noriert werden: "Ob jemand das, was er in Schule oder Hochschule

(selbst in einer betrieblichenAusbildung) lernt, später in einer

Berufstätigkeit auch anwendenkann. wird mehr oder weniger zum

Lotteriespiel. Die gesellschaftlichen Institutionen von Bildung

und Ausbildung verlieren für immer mehr Jugendliche... ihre pri­

märe Sinngebung, �d�a�~ Lernen einen Weg zu beruflicher und sozialer

Selbständigkeitweise." (Baethge 1986: 118).
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Viele Jugendliche,die mit "Schleifenkarrieren"und Arbeitslosig­

keitserfahrungenin das berufliche Bildungssystemeinmünden. ha­

ben auf dem Weg zu diesem Ziel Berufswünscheund Ansprüche hinter

sich gelassen:Ein zentrales Ergebnis qualitativer Studien zum

Thema "Arbeit und Beruf" von Jugendlichen ist die Abhängigkeit

der Arbeitsorientierungenvon ihrem Realisierungspotential.Dies

beinhaltetdie Bereitschaftder Jugendlichen,arbeitsinhaltliche

Ansprüchehinter das unmittelbare Interesse an Ausbildung und

Beschäftigungzurückzustellen.Doch lassensich solche Anspruchs­

.reduktionen�l�~�n�g�f�r�i�s�t�i�g durchhalten?Welche individuellen Bewäl-

tigungsstrategienwenden Jugendlichean, wenn der Obergangin die

Berufsarbeittrotz abgeschlossenerBerufsausbildung nicht erwar­

tungsgemäß verläuft? Betrachten beispielsweise die männlichen

Fachkräftedie Bundeswehroder den Zivildienst als Obergangslö­

sung, um unterwertigenErwerbsverläufenoder der Arbeitslosigkeit

vorübergehend auszuweichen? Betrachten beruflich qualifizierte

junge Frauen die Obernahmevon Haushalts-und Familienaufgaben

als Notlösung bis zu einem Einstieg in eine ihren Vorstellungen

entsprechende Berufstätigkeit? Welche Versuche unternehmendie

jungen Fachkräfte, um angesichts drohenderBeschäftigungsrisiken

handlungsfähigzu bleiben? Führen Diskontinuitätserfahrungenbeim

Obergangzu nachhaltigenUmorientierungenin der Lebensplanung?

Thema dieser zweiten Leitfrage sind die Bewältigungsstrategien

von Risikolagen im Verlauf des Obergangs.Es ist zu untersuchen,

wie �~�u�s�g�e�b�i�l�d�e�t�e mit unterschiedlichenQualifikationsverläufen

mit antizipiertenbzw. erlebtenArbeitsmarktrisikenumgehen;

welcher gesellschaftlicherDeutungsmuster sich diese Gruppen

auf der Grundlage ihrer sozio-biographischgeprägtenAusbil­

dungs- und Arbeitsmarkterfahrungenbedienen;

welche Auswirkungen die Erfahrung des Arbeitsmarktrisikosvor,

während und nach der Berufsausbildungauf die arbeitsinhaltli­

chen Orientierungen und die Lebensplanung der Jugendlichen

hat;

wie sich Selektionserfahrungenauf

wirken, welche Selbstdeutungen sie
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sich aus ihnen Veränderungenund Probleme im außerberuflichen

Lebenszusammenhangergeben;

In der ersten Interviewphase sollen anhand ausgewählterBerufe

die Erfahrungen und Bewältigungsstrategiender Jugendlichenin

der Statuspassage"Ausbildung" in verschiedenenAusbildungsin­

stitutionen rekonstruiert werden. Unter dem Stichwort "Beschäf­

tigungsperspektiven"wird die Risikoperzeption und -antizipation

der zweiten Schwelle thematisiert. In der zweiten Interviewphase

werden einmal die Selektions-und Arbeitserfahrungen der Ausbil­

dungsabsolventenund deren individuelle Verarbeitungthemati­

siert. Zum anderensollen Anpassungs-und Distanzierungsprozesse

im Hinblick auf die eingetreteneBeschäftigungssituationund wei­

tere Pläne z.B. für Berufs- bzw. Betriebswechseloder Aufstieg

durch Weiterbildung transparentgemacht werden.

Institutionelle Steuerungsmechanismen

Während sich die erste Schwelle des Obergangsin das Beschäfti­

gungssystemtendenziell durch das Abflachen des Geburtenbergeszu

entschärfenscheint, zeigt sich an der zweiten Schwelle der Ein­

mündung, daß die staatlichenStrategiendes Umgangs mit der Ju­

gendarbeitslosigkeit kompensatorischer und kurzfristiger Art

sind.

Die "Qualifizierungsoffensive"führte zu einem deutlichenAusbau

schulischerBerufsbildungsgänge und zur Ausweitung staatlichge­

förderter außerbetrieblicherAusbildungsmaßnahmen.Diese auf in­

dividuelle Qualifikationsverbesserungsetzende Strategiezielt

auf einen Abbau der Arbeitslosigkeit von Jugendlichenohne Aus­

bildungsvertrag, tangiert jedoch nicht die zweite Schwelle des

Obergangsin das Beschäftigungssystem.

Auch arbeitsmarktpolitische Instrumentarien wie Arbeitsbeschaf­

fungsmaßnahmen oder das Beschäftigungsförderungsgesetzeskönnen

die Problematik der Berufseinmündung im "normalbiographischen

Sinne" nicht lösen. Sie bewirken im Gegenteil durch Teilzeitar-



125
Teilprojekt A 1

Heinz u.a.

beit und befristeteArbeitsverträge einen jeweils kurzfristigen

Abbau von Arbeitslosigkeit und reduzierenlängerfristig die Aus­

sicht, in ein Normalarbeitsverhältnis zu gelangen. Die Möglich­

keit, Arbeitsverträgeim �A�n�s�c�h�l�u�~ an eine Berufsausbildungeinma­

lig ohne sachlichenGrund auf bis zu 18 Monate zu befristen, kann

überdiesnur solchenJugendlichenzugute kommen, die ihre Ausbil­

dung im Rahmen des Dualen Systems absolviert haben. Teilnehmer

vollzeitschulischer Berufsbildungsgänge und Jugendliche,die in

Ausbildungskooperativenbzw. im Rahmen des Benachteiligtenpro-

. grammes ausgebildetwurden, können nicht einmal diese Option ver­

folgen.

Beim Berufseinstiegkommt neben den Rekrutierungspraktikender

Betreibe dem Zusammenwirken von Institutionen der beruflichen

Aus- und Weiterbildung und der Arbeitsvermittlung - vor allem im

Kontext der AFG eine erhablicheSteuerungsfunktion auf die

Erwerbsverläufeder Jugendlichenzu. Wie unser Projekt "Berufs­

findung und Berufsberatung" (Heinz/Wachtveitl/Witzel 1986/87)

zeigt, steuert z.B. das Arbeitsamt Entscheidungsprozesseder Ju­

gendlichenz.B. durch die Empfehlung schulischerBerufsbildungs­

gänge.

Auf den Selektionsresultatendieser �O�b�e�r�g�a�n�g�s�m�a�~�n�a�h�m�e�n beruht

wiederum die Eimündungschance in berufliche Bildungsmaßnahmen,

deren fachliche Ausrichtung und institutionellen Rahmenbedingun­

gen die Beschäftigungschancennach Ausbildungsabschlußmitbedin­

gen. Dazu kommt eine tendenziell kritische Bewertung der Qualität

dieser �M�a�~�n�a�h�m�e�n durch die Betriebe.

Inwieweit institutionelle Zuweisungen oder Steuerungen, die

durchauseine Eigendynamik entfalten können, die Ausbildungs- und

Berufsbiographiender Jugendlichenmitgestalten,soll als dritte

Leitfraqe anhand von Experteninterviews untersuchtwerden. Dies

soll die beabsichtigteRekonstruktionder Ausbildungsverläufevon

Jugendlichenausgewählter Berufsgruppenergänzen, um die Norma­

litätsunterstellungenund SortierungspraktikenverschiedenerIn­

stitutionen zu beleuchten.
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3.52 Untersuchungsmethode

Die Ausbildungs- und Obergangsverläufesowie die Bewältigungsfor­

men der Arbeitsmarktrisikenvon jungen Fachkräftensollen vor und

nach Abschluß ihrer Berufsausbildungin einer qualitativen Längs­

schnittstudie in zwei Arbeitsmarktregionen untersuchtwerden.

Hinzugezogenwerden dabei Strukturanalysen der regionalen, fach­

spezifischenArbeitsmärkte. Strategienund Zielsetzungender an

dem Berufseinmündungsprozeßbeteiligten berufsbildenden,vermit­

telnden und beschäftigendenInstitutionen werden durch Experten­

interviews ermittelt.

Auswahlverfahren

a) Region

Die Struktur des Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebotsweist in

der BRD eine zunehmenderegionaleUnterschiedlichkeitauf. Die

Statuspassagennach der absolvierten Berufsausbildung werden

durch diese regionalenDisparitätengeprägt. Wir gehen davon aus,

daß daher Jugendliche�~�i�t vergleichbarerBerufsausbildungauf un­

terschiedlicheOptionen beim Berufsstartund damit auch verschie­

denartigeMuster von Erwerbsverläufenstoßen.

Aus diesem Grund soll die geplanteStudie in den beiden Arbeits­

marktregionenBremen und München durchgeführtwerden. Beide Re­

gionen weisen erheblicheUnterschiede in den Arbeitsmarktergeb­

nissen auf (vgl. Egle und Mehrschwirth 1987). Nach den Kriterien

Betroffenheit und Dauer der Arbeitslosigkeit weist Bremen (1985)

ein erheblich über dem BundesdurchschnittliegendesZugangs- und

Verbleibsrisiko in der Arbeitslosigkeit auf, während in München

das Risiko von Arbeitslosigkeit betroffen zu werden und lange

arbeitslos zu sein, weit unter dem Bundesdurchschnittliegt. Auch

nach einer Kombination der Kriterien "Laufzeit offener Stellen"

und "Dauer der Arbeitslosigkeit" ergibt sich, daß München zu den­

jenigen Teilarbeitsmärkten gehört, in denen eine Tendenz zu Ar­

beitskräftemangelbestehtund Bremen durch Arbeitsplatzmangelge-
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kennzeichnetist. Im Hinblick auf die Situationendes Obergangs

von der Berufsausbildungin das Beschäftigungssystemergibt sich

aus einer Gruppierungsanalysevon Strukturdatenzur Lage auf dem

Ausbildungsstellenmarkt, �d�a�~ die Arbeitsamtbezirke Bremen und

München auf der Basis von fünf Indikatoren auf entgegengesetzten

"Polen" liegen (vgl. Berufsbildungsbericht1987: 60 ff): Bezogen

auf das Jahr 1986 gehört Bremen zu den Regionen, in denen die An­

gebots-Nachfragerelationbei Ausbildungsplätzenunter dem Bundes­

durchschnitt liegt und die Quoten der Altbewerber, der teilquali­

fizierenden Ausbildungsgänge,die Quote der Berufsvorbereitungs­

angeboteund die Quote der Arbeitslosenunter 25 ohne Berufsaus­

bildung weit über dem Durchschnitt des Bundesgebietsliegt. Für

München ergibt sich anhanddieser fünf Indikatoren ein erheblich

günstigeresBild, so �d�a�~ davon ausgegangenwerden kann, �d�a�~ durch

einen Vergleich beider Regionen die Bedeutungunterschiedlicher

Chancenstrukturen für den Einstieg in und den Verlauf von

Beschäftigungsverhältnissenaufgezeigtwerden kann.

Für die Auswahl beider regionalerArbeitsmärktesprechenauch

pragmatischeGründe: Einmal bestehenzu den Bremer Institutionen

aufgrund schon durchgeführterUntersuchungen gute Kontakte, zum

anderenist eine Kooperation mit der Münchener Projektgruppe"Ju­

gend und Arbeit" am DJI in Aussicht gestellt.

b) Untersuchungsgruppen

Die Auswahl der "Fallgruppen" erfolgt nach den von Glaser und

Strauss (1967) entwickelten Verfahren der theoretischenStich­

probe. Auswahlkriterium ist hier nicht die statistische,sondern

die "symptomatische"Repräsentativität,der eine sorgfältige Pro­

blemanalyseauf der Basis z.B. von statistischemMaterial und an­

deren Dokumentenzugrunde liegt. In das Auswahlverfahrengehen

damit die für die FragestellungbedeutsamenBedingungenmit ein.

Die Auswahl der Fallgruppen konkretisiert sich durch folgende

Kriterien:

Ausbildungsberufmit
messenam Anteil der

hohem und geringem Obergangsrisiko{ge­
Berufswechslerund von Arbeitslosigkeit
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nach der Berufsausbildung).Dabei können wir auf eine Auswer­
tung der Beschäftigtendatei der Bundesanstaltfür die Jahre
1979 bzw. 1984 von Hofbauer und Nagel (1987) zurückgreifen,
welche die Mobilität von Fachkräftennach der betrieblichen
Ausbildung nachzeichnet.

Zu den Berufen mit hohem Arbeitsmarktrisikogehörensolche, in
denen seit Jahrenüber den Bedarf ausgebildetwurde, wie z.B.:
Kraftfahrzeug-Mechaniker/in,Verkäufer/in, Groß- und Einzel­
handelskaufmann/-frau.

Zur Gruppe mit relativ geringemArbeitsmarktrisikogehörenBe­
rufe wie z.B.: Werkzeugmacher/in,Elektromechaniker/in,Tisch­
ler/in, Arzt-/und Zahnarzthelfer/in,Bankkaufmann/-frau.

Berufsausbildung im Dualen System, durch vollzeitschulische
Ausbildungsgängeoder in aUßerbetrieblichen Maßnahmen. Durch
dieses Kriterium sollen die möglicherweiseunterschiedlichen
Soziali-sationsmilieus und institutionellenQualifizierungs­
strategien,die die Ausgebildetenerfahrenhaben, in die Ana­
lyse einbezogenwerden. Bei der Auswahl von Befragten mit ei­
ner betrieblichenAusbildung soll darüber hinaus das Kriterium
Klein- bzw. Großbetrieb berücksichtigt werden, da die Be­
triebsgröße nach vorliegenden Untersuchungensowohl für die
Ausbildungsqualität als auch für die Obernahmechancenvon
Bedeutungist.
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Daraus ergibt sich für die Auswahl der Fallgruppenfür beide

ArbeitsmarktregionenfolgendesModell

Auswahlschema

Berufsgruppe

Ausbildungsgang hohes geringes insgesamt
Arbeitsmarkt- Arbeitsmarkt-
risiko risiko

Duales System 20 20 40

Vollzeitschule 20 20 40

Außerbetriebliche
Maßnahme 20 20 40

insgesamt 60 60 120

Bei der Auswahl der Fallgruppensollen folgende Merkmale erfüllt

werden: Es sollen Frauen- und Männerberufesowie Berufe, für die

in den drei unterschiedlichen Statuspassagenin München und in

Bremen ausgebildetwird, einbezogenwerden.

Die Auswahl der zu befragendenJugendlichen soll auf Grundlage

der bei den Kammern bzw. SchulbehördenvorliegendenPrüfungsakten

des Abschlußjahrgangs 1989 vorgenommenwerden. Das Ziel der Aus­

wahl ist es, in jeder Kombination der Kriterien "Berufsgruppe"

und "Ausbildungsgang" (= Fallgruppe) 20 Befragte zu haben, so daß

einmal eine möglichst große Variation der einbezogenenVerläufe

erreicht wird und zum anderenauch systematischeVergleiche zwi­

schenden Obergangsverläufenmöglich werden. Auch im Hinblick auf

die geplantezweite Erhebung - ein Jahr nach dem Abschluß der Be­

rufsausbildung-, für die mit einem "Verlust" von Befragten zu

rechnen ist, soll bei der erstenErhebung eine Gesamtzahlvon 120

nicht unterschrittenwerden.

Erhebung.verfahren
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Die Anlage der Studie als Längsschnittuntersuchunqermöglicht es,

dem Prozeßcharakterder Berufseinmündung Rechnung zu tragen. Da

wir davon ausgehen, �d�a�~ Handlungsstrategienund Deutungsmuster

der Jugendlichen Ausdruck eines biographischenProzessesund des

Situationskontextessind, wird eine zweimalige Befragung durchge­

führt. Das im Zusammenhang der Bremer Untersuchungenvon Witzel

(1985) entwickelte und erprobteVerfahren des "problemzentrierten

Interviews" wird dieser sozio-biographischenPerspektivegerecht.

Es folgt den Kriterien der Problemzentrierung,Gegenstandsorien­

tierung und �P�r�o�z�e�~�o�r�i�e�n�t�i�e�r�u�n�g und zielt darauf ab, die Problem­

bereichevon den Befragten im Rahmen eines offenen Gesprächs

selbst erörtern zu lassen. ThematischeGrundlage der Interviews

sind Gesprächsleitfäden,die ein gewissesHaß an Vergleichbarkeit

bei der Auswertung sichern sollen.

Die Interviews werden auf Tonband aufgezeichnetund vom Intervie­

wer protokolliert. In der Regel soll auf eine Transkription der

gesamtenInterviews verzichtet werden. Bei der Ausarbeitungder

Protokolle soll die Tonbandaufzeichnung zur Vervollständigung

bzw. Kontrolle dienen. Die entsprechendbearbeitetenProtokolle

werden auf Pe-Diskette übertragen, um einen zeitsparendenund

flexiblen Auswertungsprozeß zu ermöglichen. Die Studie zielt auf

eine interpretative Rekonstruktion von Obergangsverläufenund

Handlungsstrategienan der zweiten Schwelle. Die Auswertung er­

folgt als "verstehendeProzeßanalyse" (vgl. Gerhardt 1986). Auf

der ersten Stufe wird entlang der Themen des Leitfadens der Ein­

zelfall rekonstruiert. Auf der nächstenAuswertungsstufewerden

durch einen systematischenVergleich der Einzelfälle ähnliche und

divergierendeHandlungsstrategienund -begründungenherausgear­

beitet. Daran �s�c�h�l�i�e�~�t sich in einem dritten Auswertungsschritt

die versuchsweiseFormulierung eines fallübergreifendenGrundmu­

sters an, das zentrale Handlungsstrategienund Verlaufsformen

sichtbar machen soll. �S�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h werden im abschließendenInter­

pretationsschrittdie Varianten mit dem Grundmusterkonfrontiert,

um so die Besonderheitender Einzelfälle zu verstehen.
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Auch das Auswertungsverfahren der Interviews ist prozeßorien­

tiert. Auf der Basis der Untersuchungsergebnisseder ersten In­

terviewphasekönnen die Fragestellungender zweiten Interviewpha­

se vertieft und modifiziert werden. Die Analyse einzelnerVerläu­

fe zielt auf die Interpretationindividueller Handlungsstrategien

ein ihrem jeweiligen biographischenZusammenhang.Die problemzen­

trierte Gesamtanalyseermöglicht einen doppeltenBezug auf insti­

tutionelle Sozialisations- und Steuerungsprozessesowie auf die

individuellen Obergangserfahrungenund Handlungsbegründungen.die

auf Bewältigungsstrategienund Deutungsmusterschließenlassen.

Die Expertengesprächesollen mit Ausbildungsberaternder Kammern.

Berufsberatern und Arbeitsvermittlern. Ausbildern und Ausbil­

�d�u�n�g�s�l�~�i�t�e�r�n in Betrieben, Vollzeitschulenund außerbetrieblichen

Maßnahmengeführt werden. Auf der Basis von Gesprächsleitfäden

sollen die jeweiligen Normalitätsannahmenüber Ablaufmuster

schulischer und beruflicher Qualifizierungsprozesse,Rekrutie­

rungs- bzw. Vermittlungskriterienund die Gründe für berufsspezi­

fische Beschäftigungsproblemevon Ausbildungsabsolventenerfragt

werden.
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3.53

1988

Arbeitsprogrammund Zeitplan

Juli - Sept.

Okt. - Dez.

1989

Jan. - März

April - Juni

Juli - Sept.

Okt. - Dez.

1990

Jan. - März

April - Juni

Ausarbeitung des theoretischenBezugsrahmensund
Aufbau der Feldkontaktein Bremen und München;

Strukturanalysender regionalen Arbeitsmärkte im
Hinblick auf ausgewählteBerufsgruppen;
Strukturanalyseder Ausbildungsgänge�a�u�~�e�r�h�a�l�b des
Dualen Systems für ausgewählte Berufsgruppenin
Bremen und München;
(Grundlagen: Daten der Arbeitsämterund der regio­
nalen Berufsbildungsberichte. Vorarbeiten im
Teilprojekt A 2);

Experteninterviews in beiden Arbeitsmarktregionen
zur Vervollständigung der Strukturanalysen und
Vorbereitungder Auswahl der Befragtengruppen.

Auswertung der Experteninterviews;
Entwicklung und Erprobung der Interviewleitfäden;
Auswahl der Fallgruppenauf der Basis von Struk­
turanalysenund Experteninterviews;

Kontaktaufnahme mit den Interviewpartnern in
Bremen;
Durchführung der erstenErhebungenin Bremen;
Beginn der teilstandardisiertenAuswertungender
Interviews.

Aufnahme von Kontakten mit den Interviewpartnern
in München;
Durchführung der erstenErhebungenin München;
Fortsetzung der teilstandardisiertenAuswertungen
der Interviews.

�A�b�s�c�h�l�u�~ der Auswertungender ersten Interviews;
Erstellung von Einzelfallinterpretationen;
Erarbeitungvon typischenObergangsverläufen.

Vorbereitung der zweiten Interviewphase;Modifika­
tion der Leitfäden;
Fortsetzungder interpretativenAuswertung.
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Juli - Sept.

Okt. - Dez.

1991

'Jan. - März

April .- Juni

Kontaktnahmemit den Interviewpartnernder ersten
Erhebung in Bremen;
Statusanalyseder Befragten auf Grundlageeines
Kurzfragebogens;
Durchführung der zweiten Interviews in Bremen.

Kontaktaufnahmemit den Interviewpartnernder er­
sten Erhebung in München; Statusanalyse der
Befragten auf der Grundlage von Kurzfragebögen;
Durchführung der Zweitinterviews in München;
teilstandardisierteAuswertung der Zeitinterviews.

VergleichendeAuswertung der Interviews der ersten
und zweiten Erhebung;
Herausarbeitung regionaler Unterschiede in den
Obergangsverläufen.

Fortsetzungder interpretativenund vergleichenden
Auswertungen: berufsgruppen-und institutionenspe­
zifische Obergangsverläufe;
Erstellung des Ergebnisberichts;
Fortsetzungsantrag.

3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe­
reichs und Entwicklungsperspektivedes Teilprojekts

Im Mittelpunkt des Teilprojekts steht die Frage nach den Ober­

gangsverläufenjunger Fachkräfte in das Beschäftigungssystem.Den

Handelstrategienund -begründungen der Jugendlichen wird dabei

neben ihren Ausbildungsbiographien und dem jeweiligen Ausbil­

dungskontextp.ine große Bedeutung für die jeweils entstehenden

Verlaufsmuster beigemessen. Im Hinblick auf die Zusammenhänge

zwischen Arbeitsmarktstrukturen und Berufsbildungssystemund

deren spezifischenregionalenAusprägungenist eine enge Koopera­

tion mit dem Teilprojekt A 2 vorgesehen.

Im Zusammenhangmit der Rekonstruktionvon Statuspassagenjunger

weiblicher Fachkräfte in die Erwerbstätigkeitergebensich Berüh­

rungspunktezum Teilprojekt B 2. Hier kann die Einbeziehungder

ArbeitsmarktregionMünchen ergänzendebzw. relativierendeAussa­

gen über die Obergangsrisiken beruflich qualifizierter junger

Frauen liefern.
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�S�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h ergebensich im Hinblick auf "innovative Statuspassa­

gen", die junge Fachkräfteaufgreifen, um entwederder Erwerbslo­

sigkeit zu entgehenoder um qualifikationsadäquateArbeitstätig­

keiten zu finden, Bezugspunktefür eine Kooperation mit dem Teil­

projekt C 3.

�F�~�r eine weitere Fö,derungsphasekönnten die Risiken und Chancen

untersuchtwerden, die für die jungen Fachkräfteentstehen,die

anstreben,durch Berufswechselbzw. Weiterbildung ihre Erwerbs­

situation zu verbessern. Angesichts der Individualisierungvon

Anpassungslastenan den technisch-organisatorischenWandel in den

Betrieben stehendie jungen Fachkräftevor einer komplexen Ent­

scheidungssituation.Falla sie nicht durch betrieblicheAngebotr

in die Weiterbildung aufgenommen werden, mnssen sie erhebliche

Belastungenin der Freizeit oder Verlust des Einkommens (bei Be­

such einer schulischenVollzeitausbildung) in Kauf nehmen. Für

eine Anschlußstudiemüßte das Sampie erweitert und bei Weiterbil­

dungsträgernangesetztwerden.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt A 2

3.11 Thema: Veränderungenim Berufsbildungssystem

- eine Regionaluntersuchungvon Obergangsstrukturen

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Bildungssoziologie,Berufsbildungsforschung

3.12 Projektleiter:

ProfessorDr. Reiner Drechsel

Universität Bremen

·FB 11 (Arbeits- und Bildungswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel.: 0421 / 218-2173 (dienstlich)

0421 / (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderungdes Teilprojekts

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- sächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 44.500 3.500 20.100 68.100
1989 89.000 5.400 - 94.400
1990 89.000 9.600 - 98.600
1991 44.500 2.500 - 47.000
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Zusammenfassung

Dem Eerufsbildungssystem kommt eine zentrale Gelenkfunktion
zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystemzu; die Erfüllung
dieser Funktion ist jedoch in den letzten Jahren immer proble­
matischergeworden. Die Leitidee einer Normalbiographie - der
weitgehend bruchlose Obergang von der Erfüllung der Vollzeit­
schulpflicht in einer allgemeinbildenden Schule über das duale
System der Berufsausbildungin ein dauerhaftesBeschäftigungsver­
hältnis - gelingt statistischnur noch einer Minderheit. Daneben
entwickeln sich Ausbildungsverläufe und Karrieremuster,die in
ihrer Zusammensetzungnoch ebensowenigerforscht sind wie die mit
ihnen verbundenenErwerbschancen.

Eine zentrale These der geplantenUntersuchungist, daß nicht
erst der Arbeitsmarkt Beschäftigungschancenungleich verteilt,
sondern daß eine Disposition für unterschiedlicheChancenund
Risiken bereits vor Aufnahme eines beruflichen Bildungsganges
besteht und im Berufsbildungssystemselbst verstärkt wird: Der
Ausbildungsmarktselbst ist bereits segmentiert.Die Beschreibung
und Analyse dieser Segmentierung in der Region Bremen ist der
erste Teil des geplanten Forschungsvorhabens,wobei vermutet
wird, daß die Spaltung des Ausbildungsmarktesin abgegrenzte
Teilmärkte auch bei einem Rückgang des akuten Nachfragedrucks
nach Ausbildungsplätzen mittelfristig wirksam bleiben wird. Die
vorliegendenRegionalstudien lassenmit einer Ausnahme (Berufs­
bildungsberichtDuisburg) keine Rückschlüsseauf sich verändernde
Bildungsverläufezu. Die hierzu erforderlichenDaten werden zwar
überwiegenderhoben, jedoch z.B. von den für die Berufsausbildung
im dualen System zuständigenStellen nach anderenGesichtspunkten
aggregiertund ausgewertet.Erforderlich ist hier eine Zweitaus­
wertung grundsätzlichvorhandenerPrimärdaten.

Der zweite Teil des Vorhabensmacht eigene Erhebungenerforder­
lich. Neben dem dualen System hat sich in den letzten Jahrenein
heterogenerBereich von Maßnahmen vorberuflicher Bildung bzw.
beruflicher Teil- oder Vollqualifizierung entwickelt, der von der
institutionellen Trägerschaft und der Finanzierung her dem
öffentlichen Bildungswesen zuzurechnen ist. In Bremen umfaßt
dieser Bereich inzwischen etwa ein Drittel aller beruflichen
Qualifizierungsmaßnahmen.Welche Jugendlichen- freiwillig oder
unfreiwillig - hier versorgt werden, wie sich ihre Bildungsbio­
graphie gestaltet und zu welchen Erwerbschancen sie führt, ist
noch weitgehendunerforscht. Unter Berücksichtigungvorliegender
Studien sind quantitativeund qualitative Untersuchungenvorgese­
hen, die der Differenziertheit diesesSektors gerecht werden und
zumindest regional zu größererTransparenzführen.
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3.3 Stand der Forschung

Eine regional orientierte Berufsbildungsforschunggibt es erst

seit wenigen Jahren. In der zweiten Hälfte der siebzigerJahre

wurde deutlich, daß es nicht nur mittelfristig ein Ausbildungs­

platzdefizit geben würde, sonderndaß sich das Verhältnis von An­

gebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarktregional sehr unter­

schiedlichdarstellt. Die 1976 gescheiterte Initiative für ein

Ausbildungsplatzförderungsgesetzsah deshalbvor, daß ein für die

Betroffenen auswahlfähiges und regionale Differenzen ausgleichen­

des Ausbildungsplatzangebotglobal um mindestens12,5 % höher

sein mUß als die akute Nachfrage; wobei diese Zahl einen Schätz­

wert ohne empirischeGrundlagedarstellt (Mückenberger1986).

Mit der anhaltenden Knappheit von Ausbildungsplätzenim �d�,�~�l�e�n

System verschärftesich das Problem und führte zu einer regional

unterschiedlichenSegmentierungdes Ausbildungsmarktes.Traditio­

nelle Teilmärkte für Absolventen unterschiedlicherallgemeinbil­

dender Bildungsgänge, unterschiedlicheGeschlechterund Nationa­

litäten entwickeltensich disparat; ob - vielleicht sogar weibli­

che oder ausländische- Hauptschüler/innendie Chance haben, ei­

nen bestimmtenAusbildungsberufzu wählen, hängt auch heute noch

weitgehendvon ihrem Wohnort und der allgemeinenWirtschaftslage

ihrer Region ab. Auf der anderen Seite stehen die öffentlichen

oder weitgehend öffentlich finanzierten Ersatzangebote,die von

berufsvorbereitendenMaßnahmenund Eingliederungshilfen über die

Vermittlung beruflicher Teilqualifikationen bis zu höchst an­

spruchsvollenAusbildungsgängenin vollzeitschulischer Form rei­

chen. Sowohl quantitativ wie qualitativ - hier bezogenauf den

Charakterder Maßnahme und die Vorqualifikation der Interessenten

- gibt es hier erheblicheregionale Abweichungen. Einzelne Ange­

bote existierensogar nur in bestimmten Problemregionenwie z.B.

die Berufsfachschulemit qualifizierendemAbschluß in Bremen. Un­

ter arbeitsmarkt- und berufsbildungspolitischenGesichtspunkt
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sind in diesem Zusammenhangfolgende regional differenzierbare

Aspekte noch weitgehendunerforscht:

- Beeinf1ußt der zu erwartende Rückgang des Nachfragedrucksdie

bestehenden Segmentierungen oder bleiben sie auch nach einem

Abbau der "demographischenWelle" wirksam?

- Welche neuen Bildungsverläufefolgen aus dem ausuferndenAnge­

bot an öffentlichen beruflichen Tei1- und Vollqualifizierungs­

maßnahmen?

Zur Klärung eines Teils dieser Fragen bezogenauf die Region

Bremen - soll das hier entwickelte Forschungsprojektbeitragen.

3.31 Ansätze zur regionalenBerufsbildungsforschung

Gegenwärtig lassen sich mehrereAnsätze einer regionalenBerufs­

bildungsforschungunterscheiden, die jeweils von anderenbi1­

dungspolitischenPrämissen ausgehenund auch ein unterschiedli­

ches theoretischesErkenntnisinteressehaben:

1. Die regional disaggregriertenAusbildungsbilanzenaus dem

Berufsbildungsberichtder Bundesregierung;

2. die regionalenBerufsbildungsbilanzendes DGB;

3. Landesberufsbildungsberichte,die sich auf relativ homogene

Wirtschaftsbereichebeziehen (z.B. Hamburg oder Bremen);

4. Einzelstudien wissenschaftlicher Forschungsgruppen, die an­

satzweiseeine qualitative Interpretation quantitativerDaten

versuchen und sich als Instrumenteeiner wissenschaftlichen

Politikberatungverstehen (z.B. die ArbeitsgruppenMünchen und

Bremen);

5. Ansätze zum Aufbau umfassenderregionaler computerunterstütz­

ter Berufsbildungsinformationssysteme(z.B. Duisburg).

Die einzelnen Ansätze werden im folgenden kurz dargestelltund

analysiert:
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Die Berufsbildungsberichteder Bundesregierung

Grundlage der Berufsbildungsberichteder Bundesregierungist der

§ 3 (2) des Berufsbildungsförderungsgesetzesvom 23.12.1981. Per

Stichtag 30.9. werden in ihnen gegenübergestellt

- als Ausbildungsplatzangebot:

die Zahl der in den letzten 12 Monaten bei den zuständigen

Stellen neu abgeschlossenenund neu eingetragenenBerufsausbil­

dungsverträge,sowie die am 30.9. nicht besetzten,bei den Ar­

beitsämterngemeldetenAusbildungsplätze;

- als Ausbildungsplatznachfrage:

ebenfallsdie in den letzten 12 Monaten abgeschlossenenund

eingetragenenBerufsausbildungsverträgeund die Zahl der nicht

vermittelten, bei den Arbeitsämtern registriertenAusbildungs­

platzsuchenden.

Da sich die Zahl der abgeschlossenenAusbildungsverträgeauf bei­

den Seiten der Bilanz entspricht, bleibt als Saldo die Differenz

von den zum Stichtag beim Arbeitsamt gemeldeten,unbesetzten

Stellen und noch unvermittelten Suchenden.Zwar wird diese Zahl

regional - nach Arbeitsamtsbezirken - ausgewiesen,ihr Erkennt­

niswert ist jedoch sehr beschränkt.Wenn man davon ausgeht, daß

die Einschaltquote der Arbeitsämter beim Abschluß von Ausbil­

dungsverträgenkonstant bleibt, lassen sich bestenfalls im län­

gerfristigen Vergleich Trends nachweisen.Alle diejenigen. die

sich - nach der Klassifikation der Arbeitsverwaltung- in eine

"Maßnahme" vermitteln ließen, nach einem "Vermittlungsvorschlag

unbekanntverblieben" oder einer "sonstigenErledigung" zugeführt

worden sind, bleiben ebenso unberücksichtigtwie die große Zahl

derer, die die Ausbildungsplatzsucheüberhaupt nicht über die

Arbeitsvermittlungangehen. Es handelt sich hier um eine reine

Geschäftsstatistik,die die quantitative Dimension des Problems

ebensowenig erfaßt wie die strukturellenVeränderungenin der

regionalenAusbildungssituation.
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Die in diesem Ansatz enthaltenegrundsätzlichebildungspolitische

Kontroverse kann man in den sich regelmäßigwiederholendenMin­

derheitenvotender Gewerkschaftsvertreteranläßlich der Beratung

des Berufsbildungsberichtesim Hauptausschußdes Bundesinstituts

für Berufsbildung nachlesen(zuletzt: Der Bundesministerfür Bil­

dung und Wissenschaft1986).

Die regionalenBerufsbildungsbilanzendes DGB

In seinen schwerpunktmäßigab 1982/83 veröffentlichtenBerufsbil­

dungsbilanzenhat der DGB eine völlig andereAusgangsbasisge­

wählt. Dieser Ansatz geht von der bildungspolitischenPrämisse

aus, daß jeder Jugendliche ein Recht wenn nicht sogar die

Pflicht - zu einer qualifizierten Berufsausbildunghat, sei es im

dualen System an einer durch Schulbesuch erworbenenberuflichen

Vollqualifikation oder in der Hochschule. Als Untergrenzefür

"qualifiziert" gilt dabei das Niveau des Abschlusses in einem

anerkanntenAusbildungsberuf.

Ausgangsgrößeder Nachfrage sind hier die Absolventender allge­

meinbildendenSchulen; hinzugerechnet werden jedoch noch alle

Absolventen früherer Entlaßjahrgänge,die keine oder keine volle

berufliche Qualifikation erworben haben (z.B. berufschulpflich­

tige Jugendlicheohne Ausbildungsvertrag,jugendlicheArbeitslose

ohne Berufsausbildung,Absolventenvon vorberuflichenoder beruf­

lich teilqualifizierendenBildungsgängenoder Maßnahmen).

Die Angebotsseite faßt alle Anfänger in einem über die Vollzeit­

schulpflicht hinausführendenAusbildungsgangzusammen (z.B. Stu­

denten, Auszubildende, Berufsfachschülerund Schüler des BGJ und

BVJ, Beamtenanwärterusw.). Der Saldo, der in den letzten Jahren

durchweg als Defizit auf der Angebotsseitezu finden war, wird in

der nächstenPeriode als sogenannte"Altnachfrage" der Nachfrage­

seite zugeschlagen.
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Dieses Schema der Bedarfsberechnungwurde Anfang der achtziger

Jahre von Mitarbeitern des Bundesinstitutsfür berufliche Bildung

entwickelt, jedoch aus politischenGründen nicht dort. sondern

von den Gewerkschaftenund ihnen nahestehendenWissenschaftlern

in die Praxis umgesetzt.Ein Beispiel einer Berufsbildungsbilanz

nach diesem Konzept für das Land Bremen (Drechsel/Kröger1985):



BERIfSBILDUftGSBIbANZ - LAND BREMEN - 1985(PROGNOSE)

2.200 BerufsvorbereitendeMaßnahmender BundesanstaltfUr Arbeit 400

Berufsfachschulemit berufsquallflz1erendemAbschluß 900

468
I.073 Beamtenanwärter und Beamtenanwärterlnnen
2.109

III

tl t-i
'1 lD
lD 1-"
n ....
::r'tl
lJl '1
11l 0.........

11lc:;.,o
�~

340
2.420

9.460

140

375

3.100

1.400

550

WIEVIEL JUGENDLICHE HABEN EINE BERUfLICHE QUALIFIZIERUNG
BEGONNEN?

400 Schulenim Gesundheitswesen

Berufsfachschulen

SchulischesBerufsgrundblldungsjahr

6. 900 Ausblldungsvorilereitungsjahr

Obergängerinnenund OberglingerIn die Fachoberschul e

Studienanfängerinnenund Studienanfänger

3.650 Neu abgeschlosseneAusblldungsverträgeIm dualen System

12.100

Absolventlnnen und Absolventenberufsvorilerel­
tenderMaßnahmender 8undesanstaltfUr Arilelt

Jugendllcheaus frOherenAbgängerjahrgängen
(z. B. Ausblldungsabbrecher/lnnen.arileltslose
Jugendlicheohne Berufsausblldung. Jungarilel­
ter/lnnen. Jugendliche.die eine zweite
Berufsausblldunganstreben)

NIedersächsIscheNachfrage

Schulabgängerinnenund Schulabgänger aus
allgemeInb11denden Schu1en

SchUlerinnen undSchUler aus beruflichen
Vollzei tschulen
- Ausblldungsvorilereltungsjahr
- 8erufsgrundblldungsjahr
- 8erufsfachschulen

WIEVIn JUGENDLICHE HABEN EINEN ANSPRUCH AUf BERLHICHE
QUALIFIZlERlJlG?

Auspendler 100

JugendlicheIn beruflichen Blldungsgängen

Vorausslchtllchohne Ausbildung

19.185

6.065

Insgesamt 25.250 Insgesamt 25.250

Quellen: SenatorfUr Blldung. Wissenschaftund Kunst.StatistischesLandesent ,BundesinstitutfUr Berufsbildung.
eigeneSchätzungen .
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Von Seiten des DGB wurde in den letzten Jahrendie Erarbeitung

regionaler Berufsbildungsbilanzen forciert. Stipendiaten der

Hans-Böckler-Stiftungempfahl man, ihr Pflicht-Sozialpraktikumin

regionalen Gewerkschaftsverwaltungenzu absolvierenund während

dieser Zeit Berufsbildungsbilanzenzu erstellen �(�K�e�~�l�e�r 1985).

Zwar vermag eine Berufsbildungsbilanznach diesem Modell die Pro­

.bleme einer Region besser zu akzentuieren,als der Berufsbil­

dungsberichtder Bundesregierung;eine Reihe systematischerund

methodischerMängel kann jedoch nicht übersehenwerden.

So berechtigt die bildungspolitische Forderungnach einem Recht

auf berufliche Bildung auch ist, so wenig entspricht sie der Em­

pirie. Systematisch führt dieser Ansatz zu einer Kummulation der

Altnachfrage, die in wenigen Jahren die Bilanz erheblich ver­

zerrt. Sicherlich ist diese wachsendeGruppe nicht Ausgebildeter

ein arbeitsmarkt-und sozialpolitisches Problem erstenRanges;

aber gerade deshalb darf sie nicht schematischeiner fiktiven

Nachfrage zugeschlagenwerden. Vielmehr wären die Bildungserwar­

tungen und das reale Bildungsverhaltendieser Gruppe zu erfor­

schen.

In den BildungsbilanzenmüssenunterschiedlichePrimärstatistiken

verschiedener Institutionen zusammengeführtwerden (Arbeitsver­

waltung, Schulverwaltung,zuständigeStellen usw.), die sich in

der Regel auf unterschiedlicheStichtage, Zeiträume und zum Teil

auf Absichtserklärungender Betroffenen (z.B. Schulabsolventenbe­

fragung) beziehen. Zudem sind regionaleAusbildungsmärktenicht

geschlossen,in Stadtstaatenmit ländlichem Umfeld wie Bremen und

Hamburg muß mit erheblichen Pendlerbewegungengerechnetwerden.

An zentralenPunkten sind deshalbbei einer Beschränkungauf eine

SekundärauswertungSchätzungen erforderlich. In politischen Aus­

einandersetzungen,deren Provokationdas Ziel dieser Berufsbil­

dungsbilanzen weitgehend ist, steht deshalboft Aussagegegen

Aussage (vgl. Drechsel/Kröger1983: Reincke 1984 und Bundesverei-
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nigung der DeutschenArbeitgeberverbände1983: IG Metall: Abtei­

lung Berufsausbildung1983).

Die Angreifbarkeit dieser regionalen Berufsbildungsbilanzenwird

noch dadurch erhöht, daß sie in der Regel weder kontinuierlich

noch von eingearbeitetenFachkräftenerstellt werden.

Schließlich bleibt der Grundansatz der Berufsbildungsbilanzen

ausschließlichauf einer quantitativenEbene: irgendeineAusbil­

dung ist immer noch besserals keine. Selbst ein noch relativ

einfach zu überprüfendesQualitätskriteriumwie z.B. der erfolg­

reiche Obergangvom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystemwird

hier nicht überprüft, da sich die Aufmerksamkeit ausschließlich

auf die Bewältigung der "ersten Schwelle" richtet.

Landesberufsbildungsberichte

In mehreren Bundesländern besteht inzwischen die gesetzliche

Pflicht, kontinuierlich Berufsbildungsberichte zu veröffentli­

chen, wobei der Veröffentlichungsrhythmuszwischen jährlich (z.B.

Hamburg) oder einmal pro Legislaturperiode (z.B. Bremen)

schwankt. Für die regionale Berufsbildungsforschungsind beson­

ders die Berichte aus den Stadtstaatenvon Interesse,da sich

hier Berichts-undWirtschaftsraumweitgehenddecken. Deshalb wird

im folgenden nur auf diese Berichte eingegangen:

Am Beispiel der Berufsbildungsberichte von NRW ließe sich un­

schwer nachweisen,daß statistische Mittelwerte unterschiedliche

regionale Entwicklungen verdecken.

Anfang 1987 hat der bremischeSenator für Bildung, Wissenschaft

und Kunst seinenvierten Bildungsbericht vorgelegt (nach 1975,

1979 und 1982). Für diesen Bericht wurden die vorhandenenStati­

stiken zusammengestelltund keine Primärerhebungendurchgeführt.

Bereits im Vorwort wird auf eine mögliche Einseitigkeit hingewie-
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sen, da die Daten aus dem schulischenBereich weitaus differen­

zierter sind als die von den zuständigenStellen übermittelten

Daten zur betrieblichenAusbildung. In den nächstenJahrensoll

hier eine weitergehendeAbstimmung erfolgen (SenBIWiKu 1987). Oft

stimmen auf gleiche Gruppen bezogeneZahlen nicht überein, da die

unterschiedlichen Statistik führenden Institutionen auch unter­

schiedliche Abgrenzugskritierien verwenden. Einen besonderen

Schwerpunktbildet die Berichterstattungüber die öffentlich fi­

nanziertenSonderprogrammeder letzten Jahre.

Ahnlich struktriert ist der fünfte "Bericht an den Hamburger Se­

nat" über dringliche Probleme auf den Ausbildungsstellenmarkt

(Apel 19861. Auch hier wird auf die vorliegendenoffiziellen Sta­

tistiken mit ihren Mängeln zurückgegriffen. Eine große Rolle

spielt die Darstellung von Sondermaßnahmen (Hamburger Ausbil­

dungsplatz-Programm)und von Maßnahmenfür behinderteund beson­

ders benachteiligteJugendliche.Zusätzlich greift der Hamburger

Bericht das Problem der ·zweiten Schwelle" auf. Ober 20 % der Ju­

gendlichenwurde im Anschluß an die Berufsausbildungarbeitslos.

Zusammengefaßtsind beiden Berichten die folgenden Merkmale ge­

meinsam:

- vorliegendeDaten werden übernommenund nicht abgeglichen.auf

Primärerhebungenwird verzichtet;

- die quantitative Berichterstattungüber öffentlich finanzierte

Sonderprogrammenimmt einen breiten Raum ein. während Struk­

turdaten über die betrieblicheBerufsausbildungunvollständig

bleiben;

- Aussagen über Veränderungen im Berufsbildungssystemergeben

sich zwar zum Teil implizit aus dem Datenmaterial;

- sie sind jedoch nicht Gegenstanddes Interesses;

- direkt oder indirekt wird die Hoffnung ausgesprochen,daß sich

mit der Verringerung der entsprechendenJahrgangsstärkenab ca.

1990 wieder die Normalbiographie mit den StationenAllgemein­

bildende Schule - Berufsausbildungim dualen System - Eintritt

in ein Beschäftigungsverhältnisetabliert.
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Ansätze regionaler Berufsbildungsforschung

auf der Grundlage des Berufsbildungsbilanz-Schemas

Eine Sonderrolle im Rahmen der Berufsbildungsberichtespielt der

Berufsbildungsberichtfür die LandeshauptstadtMünchen für das

Ausbildungsjahr 1984/85. der von einer sozialwissenschaftlichen

und einer berufspädagogischenForschungsgruppeerstellt wurde. Es

ist nicht �a�u�s�z�u�s�c�h�l�i�e�~�e�n�, �d�a�~ die aus dieser Unabhängigkeitre­

sultierendenEgebnissemit dazu beigetragenhaben. �d�a�~ sich die

politische Diskussion um diesen Bericht höchst konfliktreich ge­

stalteteund eine Fortführung der Arbeit nicht mehr vorgesehen

ist (Pilnei 1987).

Grundlage der Darstellung der Ist-Situation ist das Berufsbil­

dungsbilanz-Schema,was mit den bereits angeführtenmethodischen

Problemen verbunden ist; auf Primärerhebungenwurde weitgehend

verzichtet. Abweichend von den bisher dargestelltenKonzepten ist

der Versuch, sowohl die versorgtenwie die unversorgtenJugendli­

chen in Unterbilanzennach Geschlecht.Nationalität und schuli­

scher Vorbildung zu differenzieren; die Datenlageerlaubt jedoch

auch hier nur sehr grobe Zuordnungen. Ungewöhnlich ist ebenfalls

der sehr umfangreichequalitative Teil des Berichts. �e�i�n�s�c�h�l�i�e�~�­

lieh einer Auflistung von Handlungsbedarfund möglichen Maßnah­

men. Zur Interpretationwerden hier ebensowie im quantitativen

Teil überregionaleDaten und Forschungsergebnisseherangezogen.

bei denen aber keineswegsgesichertist. �d�a�~ sie so auch für die

untersuchteRegion zutreffen.

Der Aufbau eines computerunterstütztenregionalen

Berufsbildungsinformationssystemsin Duisburg

Der gegenwärtiganspruchvollsteAnsatz für eine regionale Berufs­

bildungsforschungwird mit der Erstellung der Berufsbildungsbe­

richte der stadt Duisburg verfolgt (Duisburg 1986). Unter Leitung

des Fachgebietes Berufsbildungsforschung der Universität Duis­

burg (G. KutschaJ und des Amtes für Statistik und Stadtforschung

(G. Bensch) wird seit 1982 ein "Berufsbildungsinformationssystem"
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entwickelt, in das alle relevantenInstitutionen einbezogensind.

Neben den genanntenEinrichtungenwirken die zuständigenStellen,

das Arbeitsamt, die Gewerkschaftenund die freien Träger der Ju­

gendhilfe an dieser Arbeit mit (Kutscha/Stender1985; Kutscha/­

Stender1986). Die Aufgabe ist auf Dauer angelegt, nach Auskunft

des Projektleiters übertragen bisherige Träger der Berufsbil­

dungsstatistikdiese zunehmendauf die Arbeitsgruppe.

Methodisch wird von den bisher vorgestellten Konzepten abgewi­

chen: an die Stelle der �e�i�n�~�a�c�h�e�n Nachfrage - Angebot - Saldie­

rung tritt eine Input-Output-Matrix, die eine differenzierteRe­

konstruktion von Obergangsströmenbzw. Obergangsquotenerlauben

soll. Damit können Defizite qualitativ bestimmt und auf abgrenz­

bare Populationen bezogenwerden. Ebenso ist es im Prinzip mög­

lich, typische Bildungsbiographienzu definieren und Strukturver­

änderungenzu erkennen. Da die für ein solchesVorgehen notwendi­

gen Daten zu einem Teil nicht erhobenoder zwar erhoben und nicht

aufbereitetwerden, �i�~�t dieses Konzept auf eigene Primärerhebun­

gen, Zweitauswertungenvorhandener5tatistiken und in hohem Maße

ebenfalls auf Schätzungenangewiesen.

Im Normalfall kaum zu kompensierendeFehlerquellenliegen auch

bei extensivemAufwand bei der Datenbeschaffung

- in der Fluktuation bei einzelnenBildungsgängen(z.B. BVJ/BGJ)

- in der Zuverlässigkeit prospektiver Befragungen (z.B. Absol-

ventenbefragungenüber Berufsperspektivenund -entscheidungen)

- in den unterschiedlichenAbbrecherquoten/einzelnerAusbildungs­

berufe nach Vertragsabschluß

- in der sich kontinuierlich verschiebendenregionalenAbgrenzung

(z.B. Ein- und Auspendler)

- in dem unbekanntenVerhalten von "Altnachfragen" und Arbeits­

losen ohne abgeschlosseneBerufsausbildungsowie

- in der Inanspruchnahme überregionaler Bildungsangebote(z.S.

bei der Bundeswehr).
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Da auch in Duisburg in allen diesen Punkten Schätzungenoder

Plausibilitätserwägungeneingesetztwurden, sind die Ergebnisse

weiterführender Auswertungen zur Ausbildungsmarktsegmentierung

trotz des hohen methodischen Aufwandes (z.B. Cluster-Analyse)

zwar ein Fortschritt, aber mit eingeschränkterGültigkeit (Sten­

der 1987). Es stellt sich deshalbdie Frage, ob es sinnvoll ist,

den Ansatz der Input-Output-Matrix, der durchausstrukturelle

Veränderungenwiederzugebenvermag, mit extrem hohem Aufwand wei­

ter zu perfektionieren.Eine Alternative zu dieser unerfüllbaren

Konzeption totaler regionalerDurchsichtigkeitkönnte in der Un­

tersuchungder AusbildungsverläufeabgrenzbarerTeilgruppen lie­

gen.

3.4 Bigene Vorarbeiten

Seit Mitte 1982 leitet der Antragstellerdas von der Universität

Bremen geförderte Projekt "Analyse der Ausbildungssituationin

Bremen". Zielsetzungwar es zunächst, ein realistischesBild des

Ausbildungsplatzdefizitsim Lande Bremen zu erstellen. Gegenüber

den amtlichen Statistikenwurde hierzu als alternativesKonzept

einer Berufsbildungsgesamtrechnungdas Instrumentder Berufsbil­

dungsbilanzgewählt und weiterentwickelt. Für die Jahre 1982 bis

1986 wurden entsprechendeBerufsbildungsbilanzenveröffentlicht.

Es stellte sich jedoch sehr schnell heraus, daß die der Berufs­

bildungsbilanz immanente rein quantitative Betrachtungder Aus­

bildungssituationden Problemen der Jugendlichen beim Obergang

von der Schule in die Berufsausbildungbzw. von der Berufsausbil­

dung in die Erwerbstätigkeitnicht gerechtwird. Einer qualitati­

ven Untersuchungbedurfte vielmehr die Frage, welche Auswirkungen

die strukturellenVeränderungeninnerhalb des Systems der beruf­

lichen Erstausbildung auf die Ausbildungs- und Berufschancender

Jugendlichenhaben und welche Wirksamkeit staatlicheProgramme

zur Behebungdes Ausbildungsplatzmangelsund der Jugendarbeitslo­

sigkeit entwickeln.
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Als ein quantitativ bedeutsamer Bereich bot sich hier zunächst

die Untersuchung der "Berufsfachschule mit qualifizierendemAb­

�s�c�h�l�u�~ (BFS-qu)" in Bremen an. Sie wurde in Bremen far ca. 200­

500 Schaler in 6 - 12 anerkanntenAusbildungsberufeneingerich­

tet; diese Schaler können dort in einem in der Regel dreijährigen

Lehrgang in vollzeitschulischerForm (unter Einschluß von Be­

triebspraktika) den �A�b�s�c�h�l�u�~ in einem anerkanntenAusbildungsbe­

ruf erwerben. Zur Sicherungder Praxiskompetenzwurden mit erheb­

lichem Aufwand (ca. 200 Mio DM) Lehrwerkstättenund Obungskontore

eingerichtet.

In einer standardisiertenschriftlichen Befragung wurden 1985/86

die Absolventen des Jahrganges1984 - also knapp zwei Jahre nach

Abschluß ihrer Ausbildung - befragt zu

- dem bisherigenBildungsgang,
- Motiven far die Aufnahme einer Ausbildung an der BFS-qu,
- der Beurteilung dieser Ausbildung und
- den Problemender Berufseinmündung nach Abschluß dieser Aus-

bildung. .

Durch intensive Bemahungen(Kontaktherstellungaber die ehemali­

gen Klassenlehrer,Veranstaltungvon Klassentreffenu.a.) konnte

eine für die gewählte BefragungsmethodeungewöhnlicheRacklauf­

quote von knapp 80 % erreicht werden. (Zu den Veröffentlichungen

aus diesem Vorhaben vgl. das Literaturverzeichnis.Ziffer 3).

3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogrammund Zeitplan

3.51 Forschungsziele

Eine zentrale Legitimationsbasisfar das bundesdeutscheBerufs­

bildungssystem,insbesondereder dual organisiertenberuflichen

Bildung, ist der rechtlich fixierte Anspruch, Chancengerechtig­

keit zu gewähren. Formal gibt es keine Einschränkungenbeim

Zugang zu einem anerkanntenAusbildungsberufund ebenfallskeine
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Differenzierungenim Niveau und der Wertigkeit der Abschlüsse.

Jeder Ausbildungsberufkann von jedem gewählt werden (ein erfolg­

reicher Hauptschulabschlußwird bei den meisten Berufen lediglich

erwartet) und der Abschluß eines solchen Ausbildungsgangsführt

zu gleichwertigen sozialrechtlichen Ansprüchen und tariflichen

Eingruppierungen.

Alle empirischen Untersuchungender letzten Jahre bestärkendie

Hypothese, daß diese Vorstellung eines homogenenBerufsbildungs­

systemsz.ur Fiktion geworden ist. Unter Beibehaltungdes formalen

Gleichheitsanspruchshaben sich durchweg ungleiche Strukturen

entwickelt, die ihrerseitsnoch regional differieren. Es gibt Be­

rufe, in denen Abiturienten dominieren (Bankkaufleute, Gold­

schmiede oder Zahntechniker) und solche, in denen man nur

Hauptschulabsolventen- teilweise sogar noch ohne qualifizieren­

den Abschluß - findet (z.B. Handelsfachpacker).Ob eine �~�n�g�e�h�e�n�d�e

Floristin Abitur oder nur mittlere Reife hat, hängt auch davon

ab, ob sie in Nord- oder Süddeutschlandlebt.

Eine weitverbreitete These geht davon aus, daß die durchgängige

Erhöhung des Lebensaltersbei Aufnahme einer Berufsausbildungund

die bei einzelnenAusbildungsberufen zu konstatierendeAnhebung

des EingangsniveausvorübergehendeSachverhalteseien: spätestens

Mitte der neunzigerJahre würden demnachder Abbau des Geburten­

berges und der entstehendeFacharbeitermangelwieder zu den frü­

heren Verhältnissenzurückführen.

Demgegenübergeht das beantragteForschungsvorhabenvon der zen­

tralen Hypothese aus, daß die in den letzten Jahreneingetretenen

Veränderungenauf dem Ausbildungsmarktnicht demographisch,son­

dern strukturell bedingt sind. Tendenziell wird das Berufsbil­

dungssystemseine egalitäreFunktion verlieren; sowohl oberhalb

wie unterhalb des bisherigen Facharbeiter-bzw. Gehilfenniveaus

werden sich Ausbildungsgängeinstitutionalisieren, die zu einer

weiteren Hierarchisierungdes Beschäftigtensystemsführen werden.
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Selbst wenn man dnvon ausgeht- wofür jedoch zur Zeit I.och wenig

spricht -, �d�a�~ mittelfristig die Nachfrage von Abiturienten nach

Ausbildungsplätzenim dualen System zurückgeht, so wird dies die

Nachfragenach Ausbildungsformenoberhalbdes Facharbeiterniveaus

IAssistentenberufe,Berufsakademienlstärken. Hauptschulabsolven­

ten werden vielleicht sogar wieder in �g�r�ö�~�e�r�e�m Umfang Ausbil­

dungsverträgefür ausgewählteBerufe erhalten, jedoch mit redu­

zierten Beschäftigungschancennach �A�b�s�c�h�l�u�~ dieser Ausbildung.

GegenwärtigeBeobachtungenlassenerkennen, �d�a�~ das duale System

als Kern des BerufsbildungssystemsseinenAllgemeinheitsanspruch

verliert und nur noch für eine eingegrenzteGruppe - insbesondere

die Absolventen mittlerer Bildungsabschlüsse- ein funktionales

Element der Berufsbiographiedarstellt. Verstärkt wird diese Ten­

denz durch die sich gegenwärtigvollziehendeNeuordnungzentraler

Ausbildungsberufe.Namhafte Fachvertreter gehen davon aus, daß

die neugeordnetenindustriellenMetall- und Elektroberufevon ih­

ren inhaltlichen Ansprüchenher Hauptschülerüberfordern. Bei der

Neuordnung im Einzelhandelwurde die Frage nach der Notwendigkeit

einer der der bisherigen Berufsnachfrageund -rekrutierungent­

sprechenden Ausbildung unterhalb des neu festgelegtenNiveaus

vorerst vertagt und zur Beantwortungan eine Expertenkommission

verwiesen. Bei der anstehenden Neuordnungder Büroberufe sind

ähnliche Entwicklungen zu erwarten. Das Berufsbildungssystemzer­

fällt also in Teilsegmente,denen Arbeitsmarktsegmenteund unter­

schiedlicheBeschäftigungschancenentsprechen.

Ziel des Forschungsvorhabensist es, diese These anhand der Ver­

änderungendes regionalenBerufsbildungsangebotesin Bremen auf

der Grundlage der Entwicklung der letzten 15 Jahre zu überprüfen

und entsprechende Strukturveränderungenim Ausbildungssystemzu

beschreibenund zu analysieren. Die Eingrenzung auf eine Regio­

nalanalyse ist entsprechend der regionalisierten statistiken

zwingend, die Auswahl des StadtstaatesBremen erweist sich ange­

sichts der sich zuspitzendenAusbildungs- und Arbeitsmarktlage
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als sinnvoll. Die Untersuchung erfordert eine umfassendeSekun­

därauswertungdes von unterschiedlichenTrägern erhobenenstati­

stischenMaterials. In diesem Zusammenhangwird davon abgesehen,

Primärerhebungendurchzuführen oder die gegenwärtigenTräger der

Einzelstatistikenzu koordinieren, wie es z.B. in Duisburg ver­

sucht wird. Eine solche Intention kann bei der unterschiedlichen

Interessenlagekaum von einem Forschungsprojektausgehen;sie ist

vielmehr Aufgabe öffentlicher Instanzen.

Auf die methodischen Probleme bei der Umsetzungeines solchen

Programmswird in den nächstenAbschnitten eingegangen.

Aus der zunächstquantitativ angelegtenStrukturanalyseentwik­

keln sich Fragestellungen,die einer qualitativen Betrachtungauf

der Grundlage eigener Erhebungenbedürfen. Um mögliche qualitati­

ve Anschlußprojekte sinnvoll konzipieren zu können, sind bereits

im Rahmen der Strukturanalyse entsprechendeVorarbeiten zu lei­

sten. Dabei werden die beiden folgenden Problembereicheins Auge

gefaßt:

Die quantitativ und qualitativ bedeutsamstenStrukturveränderun­

gen im Bereich der beruflichen Bildung sind in den nächstenJah­

ren in der Einzelhandelsausbildungzu erwarten. Diesen Prozeß in

seinenstrukturellen Auswirkungen begleitendzu untersuchen,ist

eine sowohl lohnendewie dringliche Aufgabe, zumal zentralebil­

dungspolitische Entscheidungen noch nicht getroffen, sondern

trctz bereits in Kraft getretenerVeränderungenauf ca. 1990 ver­

schoben worden sind. Die Beteiligung an dieser zu erwartenden

kontroversenberufsbildungspolitischenDiskussion setzt eine un­

mittelbar beginnendeDatensammlungund Dokumentationvoraus.

Ein anderes ebenso interessanteswie unerforschtesTeilsegment

des Ausbildungsmarktesstellen die Programmedar, die Ausbildung

mit der Entwicklung von Beschäftigungsinitiativenverbinden. For­

mal halten sie sich überwiegendan den Rahmen des dualen Systems;

Träger der Ausbildung sind jedoch nicht erwerbswirtschaftliche



163
Teilprojekt A 2
Drechsel u.a.

Betriebe, sondern gemeinnützigeVereine, Stiftungen oder andere

öffentliche bzw. halböffentliche Bildungseinrichtungen.Finan­

ziert werden diese Projekte zum großen Teil aus dem EG-Sozial­

fonds. Kriterien der Mittelvergabe sind dabei, daß

die Anforderungen eines nationalen anerkanntenAusbildungs­
berufs voll erfüllt,

darüber hinaus nach einem übernationalen Maßstab innovative
Aspekte realisiert, und

- zumindest perspektivisch die Verbindung von Ausbildungs- und
Beschäftigungsinitiativenangestrebt

wird. Ein großer Teil der Ausbildungsträger ist der "Alternativ-

szene'! zuzurechnen. Auch regionale UntersuchungendiesesBerei­

ches kommen zu dem Ergebnis, daß mit einer langfristigen ökonomi­

schen Absicherung über marktorientierte Kleinbetriebe nicht

gerechnetwerden kann, sonderndaß neben "neuer Selbständigkeit"

und Lohnarbeiterexistenz auf dem erstenArbeitsmarkt die daneben

bestehenden mehr oder weniger öffentlich subventionierten­

ArbeitsmärkteZielpunkt der Ausbildung sein müssen.

Erste Beobachtungen lassen die Hypothese zu, daß sich mit der

skizziertenVerschiebungder Beschäftigungsperspektivedie Nach­

frager solcher Ausbildungsgängeveränderthaben. Waren sie früher

eher der Klientel des Benachteiligtenprogrammsdes Bundes ver­

gleichbar, so dominieren heute höhere Bildungsabschlüsse- bis

hin zu Hochschulexamen.

Die empirischeUntersuchungdiesesBereichs setzt eine längerfri­

stige Forschungsperspektivevoraus. Oft geht den dreijährigen

Ausbildungsangeboteneine einjährige (Berufs-)Vorbereitungsphase

voraus. Der Anspruch, Ausbildung mit Beschäftigungzu verbinden,

läßt sich sinnvollerweiseerst ca. zwei Jahre nach Abschluß der

Ausbildung evaluieren. Daraus resultiert, daß für diesenstruktu­

rell äußerst interessantenTeilaspekt der Segmentierung im

Berufsbildungssystemein Gesamtuntersuchungszeitraumvon fünf bis

sechsJahrenangesetztwerden muß.
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Im Rahmen des hier beantragtenTeilprojekts zur Strukturanalyse

der beruflichen Bildung in Bremen �m�ü�~�t�e�n deshalbzugleich die

vorbereitendenArbeiten für ein solches�A�n�s�c�h�l�u�~�p�r�o�j�e�k�t�, nämlich

die regionale Evaluation von EG-finanziertenAusbildungs- und Be­

schäftigungsinitiativen, geleistet werden. Die Voraussetzungen

für einen Erfolg dieses Projektessind relativ günstig, da der

Antragsteller schon seit längererZeit in engem Kontakt mit ent­

sprechendenProjektträgern steht.

3.52 Anlage der Untersuchungund Forschungsmethoden

In ihrem erstenHauptteil - der auf die Region Bremen gerichteten

Strukturanalyse- ist die geplanteUntersuchung als Sekundäraus­

wertung vorliegenderStatistikenangelegt.

Der Beschreibungdes methodischenVorgehenswird deshalbeine zu­

sammenfassendeSkizze grundlegender Probleme der statistischen

Basisdatenvorangestellt.

3.521 MethodischeProbleme regionalerBerufsbildungsstatistiken

Die seit JahrzehntenerhobenenKlagen über die mangelhafteStruk­

tur und die geringe Aussagekraft von Berufsbildungsstatistiken

(vgl. z.B. Lempert 1965 und 1966) sollten eigentlich spätestens

seit 1976 bzw. 1981 mit der Verabschiedungdes Berufsbildungsför­

derungsgesetzes,das in weiten Bereichenein Berufsbildungsstati­

stikgesetzist, der Vergangenheitangehören.Nach § 5 diesesGe­

setzeswerden alle wesentlichen Merkmale erhoben, die das duale

System betreffen (vgl. hierzu auch Abschnitt 3.522). Aus zwei

Hauptgründenbleibt die Aussagekraftdieser gesetzlichgeregelten

Berufsbildungsstatistikunzureichend:

Erstenswird nur ein Teilbereich des Gesamtplanesder beruflichen

Bildung �e�r�f�a�~�t�, wesentliche Teile �a�u�~�e�r�h�a�l�b des dualen Systems
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bleiben unberücksichtigtund auch das duale System selbst ist

nicht vollständig repräsentiert.

Zweitens werden die erhobenen Daten von den zuständigenStellen

bereits aggregiertüber ihre Spitzenorganisationenan das stati­

stische Bundesamt weitergeleitet. Dieses Verfahren kann metho­

disch durchauseine interessengebundeneVorauswertungeinschlie­

ßen; zumindest bleiben wertvolle Detailinformationenunveröffent­

licht oder sogar unzugänglich (vgl. Althoff 19841.

Im erstenFall muß die Berufsbildungsstatistik durch andereein­

schlägigeStatistiken ergänztwerden. im zweiten muß man sich um

eine gezielte Auswertung der Primärdaten bei den zuständigen

Stellen bemühen. Von Bedeutungsind vor allem vier Statistiken:

- die Berufsbildungsstatistikender zuständigenStellen;
- die Berufsberatungsstatistikender Arbeitsverwaltung;
- die Berufsschulstatistikender Bildungsbehördenund
- die Beschäftigungsstatistikender Arbeitsverwaltungen.Sozi-

alversicherungsträgerund statistischen(Landes-IAmter.

Für die Berufsbildungsstatistikender zuständigenStellengilt.

daß sie in regionalerDifferenzierungveröffentlicht werden; zum

einen in den Berufsbildungsberichtendes BMBW (Stichtag 30.9.1

und zum anderenin einer Fachseriedes StatistischenBundesamtes

(Stichtag 31.12.1. In beiden Publikationenfehlen Informationen

über wichtige Strukturmerkmalesowohl der Auszubildendenwie auch

der angebotenenAusbildungsplätze.

Abgesehenvon Sonderauszählungenin ausgewähltenKammerbezirken

liegen z.B. keine Angaben über die schulischeVorbildung. das Al­

ter und die soziale Herkunft der Auszubildendenvor. 1982 wurden

erstmalsDaten über die Staatsangehörigkeitveröffentlicht. Auch

die geschlechtsspezifischenDaten sind unzulänglich bzw. im Zeit­

vergleich außerdem unvollständig. So gibt es keine Informationen

über die Verteilung der neu abgeschlossenenAusbildungsverhält­

nisse nach Geschlecht. Die Beobachtung von quantitativenund

strukturellenVeränderungender Ausbildungssituation über einen

längerenZeitraum hinweg ist nur bedingt möglich. So liegen tür
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die Zeit vor 1973 lediglich von einzelnenzuständigenStellen,

nicht aber aus allen AusbildungsbereichenRegionaldatenvor. Ei­

nige Angaben werden erst seit wenigen Jahrenerhoben. zeitreihen

lassensich daher nur für relativ kurze Periodenerstellen. Hinzu

kommen erhebungstechnischeUngenauigkeiten(vgl. Althoff 1982).

Obwohl die Berufsbildungsstatistikseit Anfang der siebzigerJah­

re verbessert und 1976 auf eine gesetzlicheGrundlagegestellt

wurde, belegen ihre gravierendenUnzulänglichkeiten, �d�a�~ sie noch

immer eher den Charaktereiner Arbeitsmarktstatistikals einer

Bildungsstatistikhat. Die Ursachenfür die Lücken und Mängel der

Statistik sind nur zum Teil in dem mit der Erhebungverbundenen

personellenund finanziellen Aufwand zu sehen, denn viele der

fehlendenDaten sind bei den zuständigenStellen bereits vorhan­

den. Es liegt der Verdacht nahe, daß den Statistikeneine wichti­

ge Funktion bei der Selbstdarstellungder beteiligten Institutio­

nen in der öffentlichkeit, der Beeinflussung der öffentlichen

Meinung und berufsbildungspolitischerEntscheidungenbeigemessen

wird.

Der Aussagewertder Berufsberatungsstatistikwird dadurch einge­

schränkt, daß sie eine reine Geschäftsstatistikder Arbeitsver­

waltung darstellt. Durch den unterschiedlichenEinschaltungsgrad

der Berufsberatungwerden Vergleiche im Zeitablauf sowie interre­

gionale Analysen erschwert. Darüber hinaus ist bei der Interpre­

tation der regionalenDaten zu beachten,�d�a�~ sich die Einteilung

der Arbeitsamtsbezirke nicht an den Ausbildungsstellenmärkten

orientiert. Durch Ein- und Auspendlersteigt bzw. sinkt die Nach­

frage in vielen Bezirken. Werden die Pendlerströme�a�u�~�e�r acht ge­

lassen, so sind regionaleVerzerrungendie Folge. Zudem wird die

Berufsberatungsstatistikvon den einzelnen Arbeitsämternin un­

terschiedlichem Umfang und mit unterschiedlichenSchwerpunkten

ausgewertet,so �d�a�~ differenzierte Vergleiche teilweise aufgrund

der Datenlage nicht möglich sind. Beispielsweiseveröffentlicht

das Arbeitsamt Bremerhaven die Ergebnisse der Jahresstatistik
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seit Jahren in ausführlicherForm, während das Arbeitsamt Bremen

erst 1983 damit begonnenhat.

Insbesonderefür Bremen bildet die Berufsschulstatistik die dif­

ferenziertesten Informationen. Sie ist die einzige Quelle, die

über die Verteilung der Schüler in den beruflichen Vollzeitschu­

len/-artenAufschluß gibt. Für den Zeitraum ab 1975 liegen außer­

.dem Daten differenziert nach Geschlecht, Staatsangehörigkeit

(Deutsche/Ausländer),Alter und schulischerVorbildung vor. Seit

1982 wird auch das Merkmal "berufliche Vorbildung" erhoben. Die

Berufsschulstatistikliefert also Informationen über Auszubilden­

de im Qualen System, die anderenStatistikennicht entnommenwer­

den können, insbesondereüber

- den Frauenanteil an den Auszubildendenin Bremen und Bremer­

haven nach Berufsgruppen(seit 1975) bzw. nach Ausbildungsbe­

rufen (seit 1977),

- den Ausländeranteilan den Auszubildendeninsgesamt (seit 1975)

und nach Ausbildungsberufen(seit 1980),

- über die schulische Vorbildung der Auszubildenden nach Aus-

bildungsberufen(seit 1980).

Leider stimmt der zentraleStichtag der Berufsschulstatistiken

(15.11.) aber nicht mit dem anderer Statistikenüberein. was zu

deutlichenquantitativenVerschiebungenbei den jeweiligen Grund­

gesamtheitenführen kann.

Ergänzendmüssen regionale Beschäftigtenstatistikenherangezogen

werden. Dem bisher weitgehend unveröffentlichtenMaterial des

StatistischenLandesamtesBremen sind u.a. folgende Angaben zu

entnehmen:

Beschäftigte und Beschäftiger in der beruflichen Ausbildung
nach Wirtschaftszweigen,
Land Bremen: ab 1978
Bremen und Bremerhaven:ab 1979,

Beschäftigteund Beschäftiger in der beruflichen Ausbildung
nach Berufsabschnittenund ausgewähltenBerufsgruppen.
Land Bremen, Bremen und Bremerhaven:ab 1979
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Darüber hinaus wird auch der Frauen- bzw. Ausländeranteilan den

Beschäftigtenin beruflicher Ausbildung ausgewiesen.Der besonde­

re Stellenwertder Beschäftigtenstatistikergibt sich daraus, �d�a�~

sie in tiefer Gliederung Daten enthält, die die Zusammenhänge

zwischen regionaler Wirtschaftsstruktur, Veränderungen der

Berufsstrukturen,Beschäftigtenentwicklung und Ausbildungssystem

verdeutlichen.

Die Darstellung der wichtigsten statistischenQuellen offenbart

die vielfältigen Unzulänglichkeitender Ausbildungsstatistik.Ne­

ben den erhebungstechnischenund methodischenMängeln der einzel­

nen Statistikenist vor allem zu kritisieren, �d�a�~ es keine sich

auf den gesamtenAusbildungssektor erstreckendeStatistik gibt.

Es fehlen Daten über die gesamteNachfragebzw. das gesamteAnge­

bot an schulischen,betrieblichenund sonstigenAusbildungsstel­

len, über Jugendlicheohne Ausbildungsplatzsowie über Jugendli­

che, die neu ins Berufsbildungssystemeintretenbzw. dort insge­

samt versorgt werden.

3.522 Arbeitsschritteund geplantesmethodischesVorgehen

Aus den in 3.51 entwickeltenunterschiedlichenForschungszielen

resultierenzwei ebenfalls unterschiedlicheForschungsansätzeund

methodischeZugriffe.

Der erste Schritt besteht in der Weiterführung und Ausdifferen­

zierung der Erhebung und einer Strukturanalyseder regionalenBe­

rufsbildungssituationinsgesamt.Er �u�m�f�a�~�t weiter den Antrags­

zeitraum von drei Jahren. Zugleich wird ein weiterer Schritt zur

vertieften Analyse von Teilgruppen des Berufsbildungssystems

vorbereitet, die sich erst in jüngster Zeit herausgebildethaben.

Der hier systematischentwickelte Untersuchungsansatz�u�m�f�a�~�t des­

halb zwei Projektphasen(vgl. 3.6); grundsätzlichsind die beiden

Schritte in einem zeitlichen Nacheinanderzu sehen, wobei gewisse

Oberlappungenunvermeidbarsind. Der Schwerpunktder Oberlegungen

bezieht sich auf die erste Projektphase(1988-91).
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Ober die systematischeBeschreibungder quantitativenEntwicklung
hinaus, die sich zunächstnoch an dem Berufsbildungsbilanzschema
orientierenwird, sollen Strukturveränderungenim Ausbildungssy­
stem dargestellt und analysiert werden. Dazu sind typische Aus­
bildungsverläufein Zeitreihen zu rekonstruieren.Die Datenlage
legt es nahe, ca. 1972 bzw. 1973 zu beginnen, da von diesem Zeit­
punkt an zumindest teilweise differenzierteStatistikenvorlie-

.gen. Ab ca. 1976 werden bei den zuständigenStellen in Verbindung
mit der Führung des Verzeichnisses der Ausbildungsverhältnisse
die folgenden Merkmale erhoben:
- Alter
- Geschlecht
- Staatsangehörigkeit
- allgemeineund berufliche Vorbildung
- evtl. vorzeitig gelösteAusbildungsverhältnissemit Angabe von

Ausbildungsberuf,Geschlecht,Ausbildungsjahrund Grund
- Abkürzung oder Verlängerungder Ausbildungszeit
- �A�n�s�c�h�l�u�~�v�e�r�t�r�ä�g�e bei Stufenausbildung mit Angabe des Ausbil-

dungsberufs
- Träger der Ausbildung
- Prüfungserfolg nach Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit,

Vorbildung, Abkürzung oder Verlängerung des Ausbildungsver­
hältnisses,Art der Zulassung zur Prüfung und Bezeichnungdes
Abschlusses.

Aus diesenMerkmalen lassensich differenzierte Profile der ein­
zelnen Ausbildungsberufeerstellenund vermuteteVeränderungenin
Zeitreihen darstellen.

Für den Zeitraum von ca. 1972 bis 1976
Differenziertheitnicht möglich. Es soll
versucht werden, durch die Kombination

ist eine vergleichbare
jedoch auf jeden Fall
andererstatistischer

Quellen zumindest für die Ausbildungsberufedie Zeitreihen in die
Vergangenheitzu verlängern, bei denen sich in den letzten zehn
Jahren signifikante Strukturveränderungenergebenhaben. Anhand
einer vorab zu erstellendenGrobübersichtist zunächstzu klären,
welche Ausbildungsberufe in die Untersuchungder Zeitreihen ein­
bezogenwerden und welche sich z.B. sinnvollerweisein Berufs­
gruppen zusammenfassenlassen.
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Auswahlkriterien sind die relativ konstanteBesetzungund eine

gewisseMindestgrößean Auszubildenden pro Jahrgang. Setzt man

diese Mindestgruppengröße bei etwa 20 an, so müssennach vorläu­

figen Schätzungenknapp 100 Ausbildungsberufein die Untersuchung

einbezogenwerden, die jedoch über 90 % aller Ausbildungsverhält­

nisse repräsentieren. Da die Berufsbildungssituation der etwa

zehn zuständigen Stellen in Bremen erst in jüngster Zeit und nur

partiell auf elektronische Datenverarbeitung umgestellt werden,

muß man hier weitgehendvon einer Auswertung "per Hand" ausgehen.

Der Umfang der zu erhebendenund zu koordinierendenDaten läßt

sich überschlägigaus der Zahl der Merkmale und der Erhebungsfäl­

le errechnen: Im Untersuchungszeitraumhaben in Bremen pro Jahr

6000-8000Jugendlicheein Ausbildungsverhältnis aufgenommen.Die

Vielzahl der denkbarenUrsachenfür die als Untersuchungsergebnis

zu erwartendenStrukturveränderungenverlangt nach einer an der

Segmentationstheorieorientierten Interpretation,die über sta­

tistischeTrend- und Korrelationsanalysen hinausreicht. In der

bisherigenDiskussionwerden sowohl subjektive wie demographische

oder auch arbeitsmarktbezogeneEinflußfaktoren angeführt. Noch

unbeachtetsind dagegenmögliche Rückwirkungenberufsbildungspo­

litischer - als Reform gedachter- Eingriffe in das Gesamtsystem,

das dadurch für Teilgruppen zwar noch nicht unzugänglichwird,

aber seine Funktion verliert. So kann durchaus die Neuordnung

einzelner Ausbildungsberufe zur Folge gehabt haben, daß z.B.

Hauptschüler in berufliche Sackgassen abgedrängt wurden und

schließlich dazu führen, daß sich diese Entwicklung auch bei ei­

ner quantitativen Entspannungdes Ausbildungsmarktesnicht mehr

wieder umkehrt. Die kürzlich �e�r�f�o�l�~�t�e Neuordnungder industriel­

len Metall- und Elektroberufesowie die z.T. noch geplanteNeu­

ordnung in den kaufmännisch-verwaltendenBerufen wird zu noch

nicht absehbarenStrukturveränderungenführen, die mit einer ver­

schärften Hierarchisierung innerhalb des Berufsbildungssystems

einhergehenwerden. Auch aus diesem Grund soll dieser inhaltliche
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Aspekt bei der Analyse der empirischen Befunden in den Vorder­

grund gerückt werden.

Bei der bereits angedeuteten Fortsetzungsmöglichkeitdes Vorha­

bens (Untersuchung der neuen Ausbildungsorganisationim Einzel­

handel; Untersuchungvon integriertenAusbildungs- und Beschäfti­

gungsinitiativen) ist ein verändertesMethodenkonzeptanzuwenden.

das mit Sicherheit Primärerhebungeneinschließenmuß. Seine Prä­

zisierung setzt jedoch den Abschluß zentralerTeile des hier be­

antragtenProjektesvoraus.

3.53 Arbeitsprogrammund Zeitplan

1988

3. Quartal

4. Quartal

1989

1. Quartal

2. Quartal

3. Quartal

4. Quartal

Sammlung und Auswertung regionaler und überregio­
naler Berufsbildungsberichte und -bilanzen sowie
der Literatur zum Verhältnis der Entwicklung von
Arbeitsmarkt und Struktur der beruflichen Bildung

�S�a�m�m�l�u�n�~ aller einschlägigenStatistikeneinschi.
Sonderauswertungen;Versuch der Bereinigung unter­
schiedlicherErhebungsverfahren

Entwicklung eines Indikatorenschemaszur Auswer­
tung der vorliegendenStatistiken. Oberprüfungder
AussagefähigkeitanhanddiesesSchemas
ProbeweiseErstellung eines regionalenBerufsbil­
dungsberichtsauf der Grundlageder bisherigenAr­
beiten

Vorbereitungder Datenerhebungbei den zuständigen
Stellen; Erarbeitungvon Kriterien für die Auswahl
der in die UntersuchungeinzubeziehendenBerufe
und Berufsgruppen

Entwicklung eines rechnergestütztenDokumentati­
ons-und Auswertungskonzepts für die zu erhebenden
Daten; Erfahrungsaustauschmit ähnlich arbeitenden
Forschungsgruppen
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1990

1./2. Quartal Erfassenund Kodieren der Daten bei den zuständi­
gen Stellen; Einrichtung von Datenbanken,Erstel­
lung der entsprechendenRohtabellenund Zeitreihen

3./4. Quartal Interpretationder gewonnenenStrukturdaten;Ober­
prüfung möglicher Erklärungsmuster,insbesondere
der Hypotheseder strukturellenRückwirkungen sich
verändernderinhaltlicher Ausbildungsanforderungen
(bgl. das beabsichtigte Folgeprojekt); Analyse
evtl. regionalerAbweichungenvon bundesrepublika­
nischenTrends.

1991

1./2. Quartal Dokumentation der Ergebnisseund Anfertigung des
Abschlußberichtes;Intensivierungder Vorbereitung
des Folgeprojekts

3.6 Stellung innerhalb des Programmsdes Sonderforschungs­
bereichsund weitere Perspektiven

Zahlreiche der im SonderforschungsbereichbeantragtenProjekte

haben - auch durchausregionalbezogen- einen Bezugspunktzu den

generellenProblemendes Obergangsvom Bildungs- in das Beschäf­

tigungssystemund der Scharnierfunktiondes Systemsder berufli­

chen Bildung. Es gibt zahlreicheIndikatoren dafür, daß sich in

diesem Bereich gegenwärtigerheblichesozio-strukturelleVerände­

rungen vollziehen, die nicht nur mit dem Anwachsenund der Abnah­

me des "Geburtenberges" der späten sechzigerJahre erklärbar

sind.

Eine - wenn auch zunächstnur quantitativeund regionale - Struk­

turanalyse des Zusammenhangs von Bildung und Beschäftigungist

daher eine notwendigeGrundlagenforschungfür alle Projekte, die

sich mit dieser zentralenStatuspassageauseinandersetzen.

Nach Ansicht des Antragstellersgewinnt eine Strukturanalyseih­

ren Sinn und ihre Bedeutungnicht schon durch sich selbst, son-
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dern erst durch die daraus entstehendenneuen Forschungsfragen

und deren Bearbeitung mit mehreren Untersuchungsmethoden.Eine

zentrale Ausgangshypotheseder geplantenUntersuchungist, daß

sich der Ausbildungsmarktzunehmend in voneinanderabgeschottete

Teilmärkte und Segmenteaufgliedert, denen unterschiedlicheBe­

schäftigungschancen,aber auch -intentionen der Betroffenenkor­

respondieren.Hieraus resultiert, daß diese Teilmärkte und Seg­

,mente der weiteren Erforschung bedürfen. Von daher bezieht sich

der Antrag von seiner Intention her bereits auf zwei Projektgene­

rationen. Die ins Auge gefaßteKonzentrationauf die Teilbereiche

"neugeordnete Ausbildungsberufe" und "integrierte Ausbildungs­

und Beschäftigungsinitiativen"gründet sich auf die Annahme, daß

diese beiden "Ausbildungswege" in verschiedeneArbeitsmärkte­

den erstenund den dritten - führen, läßt sich aber auch von der

Notwendigkeit wissenschaftlicherArbeitsteilung her begründen:so

werden z.B. - wenn auch mit ungenügenderregionalerDifferenzie­

rung - die Erfolge der G- bzw. F-Lehrgängeder Arbeitsverwaltung

durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschungder Bun­

desanstaltfür Arbeit evaluiert. Ähnliches gilt für die Maßnahmen

nach dem Benachteiligtenprogramm. Ober die vollzeitschulische

Ausbildung in Bremen liegen erste Studien vor oder werden zur

Zeit im Rahmen von Modellversuchen (z.B. bei den naturwissen­

schaftlich-technischenAssistentenberufen)erarbeitet.

Im weiteren Vollzug der Arbeiten und der Entwicklung der Koopera­

tion der einzelnenbeantragten Teilprojekte können sich jedoch

neue Aspekte ergeben, die eine Neuschneidungdes inhaltlichen Ar­

beitsbereichserforderlich machen.
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sehenErhebungenund ihrer quantitativenwie qualitativen Auswer­

tung; federführendeMitwirkung bei der Abfassung des Ergebnisbe­

richtes und der Entwicklung eines Forschungsdesignsfür weiter­

führende Fragestellungen.

Einstellungsvoraussetzungen:
berufspädagogischerund/oder sozialwissenschaftlicherHochschul­
abschluß; eigene Erfahrungen in einer sozialwissenschaftlieh
orientiertenBerufsbildungsforschung (möglichst Promotion); de­
taillierte Kenntnisse im Bereich der Organisationsstrukturender
beruflichen Bildung.

2) Eine studentischeHilfskraft ohne Abschluß mit 19 Wochenstun­

den bzw. 83 Stundenpro Monat.

Aufgabenbereich: Recherchen und Beschaffungvon Literatur; Be­

schaffung neuererStatistikensowie deren Vorauswertung und Ar­

chivierung; Mitarbeit bei den empirischenErhebungen;Aufberei­

tung von Arbeitsmaterialien;technischeBetreuungbei der Erstel­

lung von Berichten und Kopier- und Schreibarbeiten.

3.72 Aufgliederung und Begründungder sachlichenVerwaltungsauf­
gaben (nach Haushaltsjahren)

Ober die ganze Laufzeit

stattung, Büromaterial

stattungfinanziert.

des Projekteswerden Raumkosten,Büroaus­

und Telefongrundkosten aus der Grundaus-

Ergänzungsausstattung

Bücher und Zeitschriften (512)

In der Startphase(2. Hälfte 1988) wird sich ein erhöhter Bedarf

ergeben, während es sich 1990 mehr um die Anschaffung laufender

Ergänzungenhandeln dürfte. Der im Arbeitsplan für 1990 vorgese­

hene Vergleich mit bundesweiten Entwicklungen macht zusätzliche

Anschaffungenerforderlich.

Kleingerlte (515)
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Beantragtwerden 1 elektronische Schreibmaschinefür die insge­

samt 4 Mitarbeiter des Vorhabens (1988) für ca. DM 2.000,- sowie

Mittel für zu erwartendeErweiterungsbedarfean der Rechneranla­

ge, wie z.B. Programmerweiterungen, Emulatoren zur Verarbeitung

von nach anderenSystemengespeichertenDatensätzenu.a.(1989).

Verbrauchsmittel (522)

Aus Mitteln der Grundausstattungstehenden Mitarbeitern des Pro­

jekts ca. DM 1.000,- pro Jahr an Verbrauchsmittelnzur Verfügung.

Die beantragteErgänzungsausstattungin gleicher Höhe ist erfor­

derlich, um den Mehraufwand an z.B. Disketten und Endlospapier

bestreitenzu können.

Reisemittel (527)

In den erstenbeiden Projektquartalensind -weitgehendim Rahmen

von Dienstgängen- alle Träger von Statistiken in Bremen und Bre­

merhavenaufzusuchenund nach ihren aktuellen Daten bzw. mögli­

cherweisedurchgeführten Sonderauswertungenzu befragen. Bei ca.

20 Institutionen und ca. DM 20,- Auslagenersatzergeben sich da­

durch DM 400,-.

Für 1989 ist für die Mitglieder der Forschungsgruppeeine zwei­

bis dreitägige Kontaktaufnahmemit anderenArbeitsgruppenvorge­

sehen. Gedacht ist an einen Besuch der ArbeitsgruppeDuisburg und

der Abteilung Bonn-Bad Godesbergdes Bundesinstitutsfür berufli­

che Bildung. Bei vier Teilnehmernergebensich darausbei Ausnut­

zung aller Vergünstigungen

Reisekostenvon 2 x DM 400,- = DM 800,--

sowie Tage- und Obernachtungsgelder
für 10 Tage von ca. DM 1.000,--

somit: DM 1.800,--

Der Ansatz von DM 1.200,- für 1990 begründetsich durch die sich

aus der FeldphaseergebendeHäufigkeit dieser Besucheund außer­

universitärenArbeitstreffen.
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Druck- und Vervielfiltigungskosten(53la, 531b)

Für die Jahre 1989 und 1990 wird nur der Kopierbedarf für die Si­

ehersteIlungder projektinternenund der sonderforschungsinternen

wissenschaftlichenKommunikation abgedeckt.Der für 1991 einge­

worbene Betrag ist kein �D�r�u�c�k�k�o�s�t�e�n�z�u�s�c�h�u�~�, sondernwird für die

redaktionelle Bearbeitung des Ergebnisberichts und seiner

internenVorab-Veröffentlichungbenötigt.

SonstigesachlicheVerwaltungsausgaben(1990):

Vorbereitung und Durchführung eines wissenschaftlichen

Kolloquiums zur regionalenBerufsbildungsforschung

in Bremen DM 6.000,--

Nach den bisherigenPlanungen wird die Universität Bremen 1990

wieder die "Hochschultage Berufliche Bildung" gestalten und

durchführen. Dies ist eines der seltenenFormen, die Berufsbil­

dungsforscher, Praktiker und Berufsbildungspolitiker in einen

Diskussionszusammenhangbringen. Der Zeitpunkt (ca. Oktober 1990)

böte sich für die Veranstaltungeines wissenschaftlichenKollo­

quiums zur regionalenBerufsbildungsforschungan.

Zum einen wäre das Projekt in seiner Arbeit soweit, daß es erste

Ergebnissezur wissenschaftlichenDiskussion stellen könnte. Zum

anderen dürften bis dahin im Kontext des Schwerpunktprogramms

"Berufsbildungsforschung"der DFG Neuansätze für eine regional­

orientierte Berufsbildungsforschungentwickelt worden sein. Si­

cherlich ist es finanziell nicht möglich. für eine solche Veran­

staltung Honorare zu zahlen. Bei der zu erwartendenEinladung von

fünf Forschungsgruppenmuß mit ca. DM 800,-- per Gruppe anteili­

ger Reisekostenerstattunggerechnetwerden, was einen Gesamtbe­

trag von DM 4.000,-- erfordert.

Für die Tagesvorbereitung.die Vervielfältigung von Tagungsleit­

fragen, deren Versand und die Auswertung der Tagung ist ein Ge­

samtbetragvon DM 2.000,-- eingesetzt. Dabei soll eine For­

schungsgruppe nur dann eine anteilige Reisekostenerstattung
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erhalten, wenn sie vorher

einreicht.

schriftlich einen Tagungsbeitrag

3.73 Investitionen

2.600,-­

20.100,--

Zur Durchführung des Vorhabenswird ein pe der oberen Leistungs­

klassebenötigt. wie z.B. die Modelle 60 oder 80 der neuen PC-Ge­

neration von IBM. Die Abwicklung komplexer sozialwissenschaftli­

cher Statistikprogrammewie SPSS verläuft wegen des Einsatzesdes

Intel 80386-Prozessorsgetaktetmit 16 bzw. 20 MHz, beim Modell

80 erheblich schneller und komfortabler als beim Modell 60

(80286-Prozessor,10 MHz); auch die mögliche Festplattenzugriffs­

zeit liegt um ca. 30 % niedriger. Bei vergleichbarerSpeicher­

und Festplattenkapazitätliegt der Preisvorteil des Modells 60

bei geringererLeistungsfähigkeitgegenüberdem Modell 80 bei ca.

DM 2.600.-.

Sicher wird das hier beantragteProjekt allein die Möglichkeit

und Kapazität des Modells 80 nicht voll ausnützen können. Demge­

genüberbietet das Modell 80 jedoch auch erweiterteMöglichkei­

ten, in einem dezentralenNetz die Effizienz andererweniger kom­

plexer Arbeitsplatzrechner zu erhöhen. Hiervon könnten andere

Projekte des sfb in einem Umfang profitieren, der die Preisdif­

ferenz rechtfertigt. Deshalb wird beantragt:

1 PC IBM Modell 80 (evtl. Typ 111), Hauptspeicher

2 MByte, getaktetmit 20 MHz, Festplatteca. 100 MByte,

mit Zubehör; Preis ca. DM 17.500,--

sowie hierzu ein ebenfallsqualitativ hochwertiger

Drucker, wie z.B. NEC P7 mit Zubehör, ca. �~�D�~�M�~�~�~�~�~�_

zusammenca. DM
_=======s===
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3.1 Allgemeine Angaben zum Projekt A 3

3.11 Thema: Selektionsprozesseim Berufsbildungssystemund

abweichendesVerhalten

3.11 Fachgebietund Arbeitsrichtung

Rechtssoziologie.Bildungsforschung

3.12 Leiter:

ProfessorDr. Karl F. Schumann

Universität Bremen

Fachbereich6 (Rechtswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel. (0421) 218-2134 (dienstlich)

(0421) 34

3.13 Bisherige und beantragte Förderung des Teilprojektes

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 53.400 6.500 - 59.900
1989 170.000 18.300 - 188.300
1990 170.000 15.200 - 185.200
1991 85.000 4.400 - 89.400
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3.2 Zusammenfassung

Im Rahmen der Berufswahlforschung wurde zwar der problematische
Einfluß der Restriktionendes Arbeitsmarktesauf das Berufswahl­
verhalten von Jugendlichengesehen.Außerdem ist aufgrund krimi­
nologischerUntersuchungenbekannt, daß (jugendliche) Straftäter
oftmals nur eine defizitäre Berufsausbildungund ebensohäufig
berufliche und Arbeitsproblemehaben, so daß zu vermuten ist, daß
geringer schulischerErfolg und eventuell bereits bestehendeKri­
minalisierung in der Phase des Obergangs vom allgemein- in das
berufsbildendeSystem eine Risikolage darstellen.Wie sich diese
Vorbelastungenaber auf dem Wegdurch das Berufsbildungssystem,
also während der Statuspassagein den Beruf angesichtsder Risi­
ken, die durch Ausbildungs- und Arbeitsmarktlage bedingt sind,
auswirken, ist bisher noch nicht erforscht worden.

An dieses Defizit anknüpfend soll mit dem geplantenProjekt un­
tersuchtwerden, welche Probleme sich beim Eintritt in das Be­
rufsbildungssystemfür die Jugendlichenmit geringem schulischem
Erfolg in Abhängigkeit zu dann bestehenderoder nicht bestehender
Kriminalisierung ergebenund wie sich die Art des jeweiligen Ein­
stiegs im weiteren Verlauf der beruflichen Bildung auf die Sta­
tuspassagein den Beruf auswirkt. BesonderesInteressegilt dabei
möglichen Interdependenzenzwischen Selektionsprozessendes Be­
rufsbildungssystems und dem Auftreten von Kriminalisierungspro­
zessenin dieser Phaseder Statuspassagein den Beruf.

Davon ausgehend,daß Berufsbildungsinstitutionendurch die Initi­
ierung von Abkühlungsprozessenbei bereits mißerfolgsbelasteten
Schülern diese Jugendlichenzu Aspirationsverzichtin bezug auf
Berufswünscheveranlassen,wird vor allem zu klären sein, in wel­
cher Beziehunghier Selektion durch Abkühlungs- zu derjenigen
durch Kriminalisierungsprozessesteht.

Im Vordergrund der geplanten Untersuchungsteht daher die Frage
nach dem Verlauf des Berufsbildungsweges von solchen Jugendli­
chen, die durch schulischenMißerfolg und/oder deviantesVerhal­
ten bereits vorbelastetsind, wenn sie in das Berufsbildungssy­
stem eintreten. Im Rahmen einer quantitativenund qualitativen
Längsschnittuntersuchungsoll daher der Frage nach Inhalten,
Strukturenund Funktionen von Interaktionsprozessenzwischen Be­
rufsschülern und Lehrern/Ausbildern sowie zwischen Berufsbil­
dungs-undggf. Kontrollinstanzennachgegangenwerden, um so Ent­
stehungund Verlauf der fraglichen Selektionsprozessezu erfas­
sen.
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3.3 Stand der Forschung

Im Zusammenhang mit der Erforschungder Funktion von Schule in

unsererGesellschaftrückte recht bald das Phänomen"Schule als

Instanz sozialerKontrolle", die zur Kriminalisierung von Jugend­

lichen einen nicht unerheblichen Beitrag leistet, ins Blickfeld

der Wissenschaft. Obwohl in den letzten Jahrenneben dem allge­

meinbildendenauch das berufsbildende (Schul-)SystemForschungs­

gegenstand geworden ist, wurde die Frage nach einer etwaigen

, Selektionsfunktiondes Berufsbildungssystems(im Wege der Krimi­

nalisierung abweichendendenVerhaltens) bisher jedoch kaum ge­

stellt. Dies ist umso erstaunlicher, als einerseits die

Kriminalitätsbelastungsich in den Altersstufenab 14 Jahrenbis

zu einem Maximalwert im Alter von 18-21 Jahrenständig erhöht (in

der Bundesrepublik Deutschlandbetrug die Kriminalitätsbelastung

der 8-14jährigen1986 3.030 Tatverdächtige pro 100.000 Einwohner

dieser Altersstufe, diejenige der 14-18jährigendagegenschon

7.778, die der 18-21jährigen 9.520 und die der 21-25jährigen

8.267 (Polizeiliche Kriminalstatistik 1987: 51). Andererseitsist

das Faktum von Berufsbildungsdefizitenbei Straftätern seit lan­

gem bekannt und problematisiertworden (einen historischenAbriß

zu diesemForschungsbereichliefert Kofler 1980: 4 ff). Wie es

jedoch zu diesenDefiziten kommt, wurde bisher noch nicht unter­

sucht.

Es stellt sich daher die Frage, ob und gegebenenfallsauf welche

Weise das Berufsbildungssystemdie Selektions-und Kriminalisie­

rungsfunktiondes allgemeinbildendenSchulsystems übernimmt bzw.

fortsetzt. Dieser Frage nachzugehen,ist Ziel des geplantenPro­

jektes. Unser Interesserichtet sich damit auf eine Forschungs­

lücke, die von Farrington et al. (1986: 10) bereits ausgemacht

wurde; sie weisen nämlich auf den Mangel an Wissen über erste

Arbeitserfahrungender Jugendlichenoder über die BeziehungSchu­

le - Arbeit hin.
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3.31 Forschungsstandim Bereich allgemeinbildenderSchulen

Im Bereich der allgemeinbildenden Schulen liegen eine Reihe von

empirischenBefunden - überwiegendaus den 70er Jahren- vor, die

zunächstdemZusammenhangvon Schulversagenund der Verhaltensauf­

fälligkeit von Schülerngelten. In der Folgezeit näher untersuch­

te Selektions- und Zuschreibungsprozesselieferten Hinweise auf

implizite Devianztheoriender Lehrer als diejenigenVariablen,

die solche Prozessesteuern (Lösel 1974:56f; Tornow 1978). Das

Problem der impliziten Devianztheorien, deren Funktion Asmus

(1979:113 f) in einer Orientierungshilfefür Schüler und Lehrer

in der Schule sah, bestehtin deren Selektivität und Verzerrung

der Realität. Eine der wichtigsten Studien aus diesem definiti­

onstheoretischorientiertenBereich wurde 1974 von Brusten und

Hurrelmann vorgelegt. Die wesentlichstenErgebnissedieser Unter­

suchungwaren der Nachweis, daß der Leistungsstatuseines Schü­

lers Ausgangs- und Kristallisationspunktfür Stereotypisierungen

bei Lehrern und Schülern sei (S.72) und daß einem so typisierten

Schüler nur noch ganz bestimmte (nämlich als abweichendeinge­

stufte) Rollen- und Handlungsalternativenoffenstehen(S.78). Bei

Hauptschülernträten dann als Problemlösungsstrategien(im Gegen­

satz zu "Fluchtdelikten" wie Drogenkonsumbei Gymnasiasten)vor­

nehmlich Eigentums- und Gewaltdelikte auf (S.123 f). Die Delin­

quenzbelastungder Jungen liege dabei deutlich unter derjenigen

der Mädchen (5.133 f). Dies wird sowohl damit erklärt, daß Mäd­

chen wesentlich eher mit Schuleschwänzen,Weglaufen und sexuell

devianten Verhaltensweisen reagieren,wodurch z.B. Eigentumsde­

likte zur Erschließungfinanzieller/materieller Ressourcen"ent­

behrlich" werden (Kieper 1980:18, l60f; Gerken 1982:110 sowie

Kaiser 1976: 85 f. m.w.N.), als auch mit dem geringerenEntdek­

kungs- und Registrierungsrisikoder Mädchen (Gipser 1975: 127).

Neben der Zuschreibungvon und Abdrängung in kriminelle Rollen

(die im übrigen auch aus dem anglo-amerikanischenBereich doku­

mentiert sind; Cicourel/Kitsuse1974; Schafer 1979) zielt schuli­

sche Selektion, indem sie sich an der Leistungsnormorientiert,
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aber auch auf die Aussonderungsogenannterleistungsschwacher

Schüler - und das sind den Befunden zufolge tendenziell eher Un­

terschichtskinder, wobei sich hier keine geschlechtsspezifische

Verzerrung (mehr) nachweisen�l�ä�~�t (Schweikert 1979: 13) - in sta­

tusniedrigereSchulstufen,wodurch dann über die Vergabe von Bil­

dungschancen die Schichtstruktur stabilisiert wird (Steinkamp

1972: 75; Hurrelmann 1979: 86 ff.).

Im Hinblick auf diesen �P�r�o�z�e�~�. der dann wiederum zu delinquenten

.Verarbeitungsmusternauf Schülerseiteführen kann. hat Homfeldt

(1972:181f) besonders die �L�ü�c�k�e�n�b�ü�~�e�r�-�F�u�n�k�t�i�o�n der Lernbehin­

derten-Sonderschulefür Grund- und Hauptschulenhervorgehoben.Er

betont. �d�a�~ mit dem Sonderschüler-Statuseine - auch von den Be­

troffenen selbst so empfundene- erhebliche Stigmatisierungver­

bunden sei (S.193): Mit der Oberführung in die Sonderschule.für

die der entscheidende. weil irreversible Prädestinationsfaktor

das Herkunftsmilieu sei (S.201). sei eine totale Statusdepriva­

tion verbunden, die überwiegendeinen Verbleib im "poverty cycle"

nach der Schulentlassungbedeute (S.197). Sei ein Schüler daher

erst einmal in die Sonderschule eingegliedert. bleibe ihm als

"Problemlösung" (und Stigmamanagement) oft nur der Weg in ab­

weichendes Verhalten. vom Schulschwänzen bis zur Delinquenz­

(S.237)•

Homfeldt hat so auf eine weitere Komponentedes schulischenSe­

lektionsprozesseshingewiesen. nämlich auf die mit einzelnen

Schulstufenverbundenen Statuszu-und -festschreibungen.Wenn er

damit auch bereits in gewisserWeise schulstufenübergreifendeSe­

lektionsprozesseangesprochenhat. so beschränktsich seinAnsatz

aber dennoch. ebensowie die übrigen bisher erwähntenUntersu­

chungen. auf eine Analyse innerschulischerProzesse,ohne deren

Funktion aufzuarbeiten.

Die "Schule als Kontrollinstanz" (Stallberg 1977) wurde umfassend

von Best (1979) untersucht. wobei die Vernetzungder Schule mit

anderenInstanzensozialer Kontrolle (Jugendamt.Erziehungsbera­

tung und Jugendpolizei) im Vordergrund stand. Ahnlich wie Brus-
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ten/Hurrelmann (1974) stellte auch Best (S.158) fest, daß der

Leistungsstanddes Schülersoder das Milieu seinesElternhauses

je für sich allein soziale Kontrolle auslösen (S.160). Und ähn­

lich wie Homfeldt (1972) und Rolff (1980) konstatierteBest die

"höchste Auffälligkeitsquote bei Sonderschülern"(S.76): Es fände

ein "Degradierungszeremoniell"statt, das die Oberweisungauf die

Sonderschuleformalisiere und institionelle Karrierremusterbe­

dinge (S.lll), die nach Bests Auffassung Teil von (schulischen)

"Cooling-out-Prozessen"sind: Sie zwingen betroffene Schüler mit

dem Etikett "verhaltensgestört",eine entsprechendeKarriere zu

akzeptieren (S.119), was noch dadurch begünstigtzu werden schei­

nt, daß die Definition der Begriffe "lernbehindert" und "verhal­

tensgestört",mit denen der größte Teil der Sonderschülergekenn­

zeichnet wird, als ebensounspezifischwie beliebig funktiona­

lisierbar eingeschätzt wird (Jasperneite/Langfeld1980: 31ff;

Quenstedt1983: 928). - Demnach können die von Best beschriebenen

"Degradierungszeremonien"letztlich als Statuszuweisungsprozesse

aufgefaßtwerden, bei denen die Schule - so Best (1979:158) - mit

Jugendamt und Polizei aufgrund einheitlicher Selektionsziele

zusammenwirkt.

An dieser Stelle bleibt so insgesamtfestzuhalten:

Das in den Schulen geltendeLeistungsprinzipwird im Zusammenhang

mit impliziten Persönlichkeitstheoriender Lehrer eingesetzt;da­

bei wirken sich Merkmale und Effekte der Schichtzugehörigkeitdes

Schülers in dem Sinne negativ aus, daß die Diagnose "begabt/unbe­

gabt" weitgehenddurch das Merkmal "Herkunft" gesteuertwird, wo­

durch über die Vergabe von Bildungschancen die Schichtstruktur

stabilisiert wird. Im Hinblick auf den Aspekt Kriminalität/abwei­

chendesVerhalten belegt die hier angesprocheneForschungein In­

einandergreifenvon Leistungsbeurteilungeneinerseitsund Verhal­

tensbeurteilungen andererseits: (Unter-)SchichtspezifischeVer­

haltensnormender Kinder kollidieren mit mittelschichtorientier­

ten Schulnormen, was Lernversagen bedingt. Die einzig mögliche

Reaktion der davon betroffenen Schüler ist ein Ausweichen in

Devianz. Der so ausgelösteProzeß führt letztlich zu einer zuneh-
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menden Stigmatisierungals Leistungsversagerund Abweichler, eine

Rolle, die von den Schülern in ihr Selbstbild übernommenwird und

die Entstehung "jugendlicher Karrieren" einleitet. Dabei wirkt

Schule als Instanz sozialer Kontrolle mit anderenKontrollinstan­

zen in sich gegenseitig verstärkendenund/oder auslösendenPro­

zessenzusammen.

3.32 Forschungsstand im Bereich des Berufsbildungssystems

Da das Berufsbildungssystemdurch differenzierte Kombinationen

von schulischer Teilzeit- und Vollzeit- sowie betrieblicherBe­

rufsausbildungrecht kompliziert gestaltet ist und zudem die

jeweiligen Angebote sich laufend umstrukturieren, inhaltlich

verändernund länderspezifischvariieren, soll auf eine detail­

lierte Darstellung z.B. der Bremer Angebote in der schulischen

Berufsbildungverzichtet werden. Vielmehr ist nach dem gegenwär­

tigen Stand der Entwicklung davon auszugehen, �d�a�~ für die hier

interessierenden,aus Haupt- und Sonderschulen entlassenenJu­

gendlichen im wesentlichendrei Einmündungswegein das Berufsbil­

dungssystemoffenstehen:

Zum erstenkönnen sie eine Ausbildung im dualen System beginnen.

Obwohl dafür ein �H�a�u�p�t�s�c�h�u�l�a�b�s�c�h�l�u�~ nicht zwingend vorgeschrieben

ist (arg. ex Senator für Bildung, Wissenschaftund Kunst, Bremen

1987, Pkt. 2.2), wird er - dies ergibt sich aus der Gesamtsitua­

tion im Berufsbildungsbereich- praktisch in aller Regel als Min­

destvoraussetzungerwartet. Jugendliche,die diese Bedingung er­

füllen und denen es gelingt, einen Ausbildungsplatzzu finden,

sind dann verpflichtet, ihrer Schulpflicht gern. § 35 Abs.l Brem

SchulG durch den Besuch einer berufsfeldbezogenenTeilzeitschule

nachzukommen.Diese schulischeAusbildung endet - je nach Dauer

des Ausbildungsvertrages- nach 2 bis 3 1/2 Jahrenmit einem Ab­

�s�c�h�l�u�~�.

Der zweite Einmündungswegin die berufliche Bildung ist durch den

Besuch von Berufsfachschulengegeben (BFS und BFSqu). Dabei han-
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delt es sich um Vollzeitschulen. die als Eingangsqualifikation

mindestenseinen �H�a�u�p�t�s�c�h�u�l�a�b�s�c�h�l�u�~ verlangen und als Vollzeit­

schulen konzipiert sind. Diese Ausbildung endet nach in der Regel

zwei Jahren mit einem �A�b�s�c�h�l�u�~�. der unter bestimmtenUmständen

zur Abkürzung einer sich anschließendenBerufsausbildungim dua­

len System berechtigt. Sofern die Berufsfachschuleeinen qualifi­

zierten Abschluß ermöglicht. entspricht ein dort erworbenesAb­

schlußzeugnisdem Abschluß einer anerkanntenBerufsausbildung.

Die dritte und letzte Möglichkeit für Haupt- und Sonderschulab­

solventen. in das Berufsbildungssystemeinzusteigen.ist der Be­

such von solchenMaßnahmen, die - sei es durch den Erwerb (weite­

rer) allgemeiner schulischer Qualifikationen. sei es durch die

Vorbereitung auf Anforderungenvon Berufsausbildung den Ein­

und Umstieg in das qualifizierendeBerufsbildungssystem.vornehm­

lich das duale System (Heinz u.a. 1985: 110). erleichternoder

erst ermöglichensollen (z.Z. z.B. Berufsvorbereitungsjahr= BVJ.

Ausbildungsvorbereitungsjahr AVJ. Berufsgrundbildungsjahr

BGJ. - Geradediese Kategorie schulischerBerufsausbildungkann

als AUffangbecken für solche Jugendlichenbetrachtet werden, die

bereits im allgemeinbildenden Schulsystemgescheitertsind und

denen der Einstieg in die Berufsbildung letztlich ebenfallsnicht

gelungen ist; für sie stellt der Besuch der genanntenMaßnahmen

lediglich eine Not- und Oberbrückungslösungdar, wie sich aus der

empirischenBerufsbildungsforschungergibt.

3.321 Empirische Befunde zum Berufsbildungssystem

Aus dem Bereich des Berufsbildungssystems.insbesonderezur Phase

des Obergangesvon der Schule in Ausbildung und Beruf. liegen

bisher fast nur Studien über das BerufswahlverhaltenJugendlicher

vor. Diese Studien haben den Obergang vom allgemein- in das be­

rufsbildende Schul- und Ausbildungssystemals einen Prozeß der

fortwährendenAnpassungvon ursprünglichen Berufswünschenan die

realen Möglichkeiten auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. "vor

allem (als) eine Geschichte von Wunschreduzierungenund Enttäu-
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schungen" (Mundt 1981: 66) beschriebenund die dabei wirksamen

Faktorenherausgearbeitet.

Demnach setzt sich in dieser Phaseeine Selektion fort, die sich

an denselben Kriterien orientiert, wie die Selektion im allge­

meinbildendenSchulsystem.Das bedeutet, �d�a�~ der soziale Status

der aerkunftsfamilie,der ursprünglichdie Schulkarrierebestimm­

te, (Kloas!Stenger1980:139 sprechen in diesem Zusammenhangvon

einem "sozialen Erbteil" der betroffenenJugendlichen)anschlie­

�~�e�n�d ebensobedeutsamfür die Wahl des Berufes wird (Beekhuis

u.a. 1983: 55; ebensofür den anglo-amerikanischenBereich Bach­

mann 1984: 140f); denn die Jugendlichen orientierensich in der

Phase der Berufswahl bereits selbst an ihrem Schulstatus:Zu­

nächst,präferierenHauptschüler (im Gegensatzzu Absolventenhö­

herer Schulstufen) ganz deutlich eine Ausbildung im dualen System

(Heinz u.a. 1985: 110). Dabei werden sie jedoch mit der Ausbil­

dungsstellenknappheitund dem zunehmendenKonkurrenzdruckdurch

die Nachfrage von Realschul-Absolventen nach dualen Ausbildungs­

plätzen konfrontiert (Schweikert 1979: 14).

Viele Jugendliche,besondersaber Mädchen (Hübner-Funk 1983:157),

suchen in dieser Situation bei der Berufsberatungdes Arbeitsam­

tes Hilfe. Das führt aber letztlich nur dazu, daß sie sich oft­

mals auf eine schulische Berufsbildungeinlassen, um ihre Kon­

kurrenzfähigkeitzu erhöhen (Beekhuis u.a. 1983: 56); denn ange­

sichts der Selektionsmachtdes Arbeitsmarktes"scheiternauch die

anspruchsvollen Berufsinformationen (des Arbeitsamtes, d.V.)"

Hübner-Funk 1983: 159). So nehmen die Jugendlichenursprüngliche

Aspirationen zurück und begründenaufgrund "subjektiver Harmoni­

sierungstendenzen"(Beekhuis 1983: 59) im Nachhinein die Aus­

weichlösungmit Neigung (Heinz u.a. 1985: 170 und 186). Jugend­

liche ohne �H�a�u�p�t�s�c�h�u�l�-�A�b�s�c�h�l�u�~�, also vor allem Sonder- und Haupt­

schulabgänger, sind von dieser Verzichtleistungbesondersbe­

troffen (Schweikert 1979: 14; 'Vogt 1981: 14; Kloas!Stenger1980:

138), so �d�a�~ sie letztlich äuch in der Gruppe der Jungarbeiter

und -angestelltenüberrepräsentiertsind. Auf diese Weise bleiben

Kinder von ungelerntenEltern selbst häufiger Ungelernteals Kin-
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der von Eltern mit Berufsausbildung,und (unausgebildete)Jungar­

beiter kommen deutlich häufiger als Auszubildendeaus sozial

schwachenSchichten (Schweikert 1979: 12). Diese (benachteiligte)

Gruppe von Jugendlichenohne Ausbildungsvertragwird dann im Be­

rufsschulsystem in einer Art "Sonderberufsschulsystem"(Voigt

1981: 15; Gerds 1981: 59) erfaßt, indem sie "explizit oder im­

plizit als "Lernbehinderte"eingestuft werden (Faulstich-Wieland

1981: 169), die entwedereiner besonderenFörderungbedürfen (Er­

werb der Berufsbildungsfähigkeit)oder als besondersschwierige

Schülergruppein der Berufsschulegelten, was z.B. an der steti­

gen Expansionvon Sonder- und Fördermaßnahmenfür diese sogenann­

ten benachteiligten Jugendlichen abzulesenund im übrigen seit

Jahrenbekannt ist (Voigt 1981: 15). Bemerkenswertist an diesem

Umgang mit ehemals "lernbehinderten" Schülerinnenund Schülern.

daß davon immer noch proportional mehr Mädchen betroffen sind (so

schon Voigt 1981: 16; vgl. im übrigen Tabelle 1, hier: S.33). Daß

die Mädchen neben und innerhalb den/der aufgrund ihrer $chulkar­

riere benachteiligten Gruppen wiederum besondersschwerwiegend

betroffen sind. werten Beekhuis u.a. (1983: 57) als "massiven

Hinweis der Verschiebungvon geschlechtsspezifischerDiskriminie­

rung von der Schule auf den Berufseintritt". Da Mädchen ohne

Schulabschluß"so gut wie keine Chance auf eine Ausbildungsstel­

le" (Beekhuis u.a. 1983: 56) haben. sind sie unter den Jugendli­

chen ohne Ausbildungsvertrag immer noch deutlich überrepräsen­

tiert (4. BerufsbildungsberichtBremen 1987: 60; so schon Schwei­

kert 1979: 13). obwohl sie eine qualifizierte Berufstätigkeitals

Teil ihres Lebens durchauseinplanen (6. Jugendbericht1984: 40;

4. Berufsbildungsbericht 1987: 60). Das Geschlechterweist sich

so als ein durchschlagendererFaktor als z.B. sozialökologische

Gesichtspunkte (Gaiser u.a. 1981: 150) oder der Schulabschluß.

der den Mädchen weniger zugute kommt als den Jungen: Die Mädchen

können zwar insgesamtmehr und bessereSchulabschlüsseaufweisen.

das verbessertihre Chancen auf einen Ausbildungsplatzjedoch

. deutlich weniger als es bei Jungen in entsprechenderSituation

der Fall ist (Jugend '81: 694; Schweikert 1979: 13 f.). So bleibt

ihnen nur noch der Weg in die schulischeBerufsausbildungund/
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oder in traditionelle Frauenberufeund -rollen, obwohl das "kei­

neswegsihrem eigenenLebensentwurf"entspricht (Jugend '81: 695;

Krüger 1984: 23). So fand Schweikert (1979: 11), �d�a�~ 80 , der von

ihm befragtenungelerntenFrauen in derartigenBereichen (vom Ge­

sundheitswesenüber private Haushalte bis zum Reinigungs- und

Körperpflegebereich)beschäftigtwaren.

Gleichzeitig ist denjenigen,die einen der wenigen gewerblichen

Ausbildungsplätzebekommen, damit jedoch immer noch nicht der

,Einstieg in das Berufslebenebensogut gelungenwir ihren männli­

chen Kollegen, denn Frauenwerden nach der Facharbeiterausbildung

überdurchschnittlichhäufig nicht in ein Beschäftigungsverhältnis

übernommen, besonderswenn sie in den traditionellen Frauenberu­

fen (Friseurin, Hauswirtschafterin)ausgebildetwurden (Stegmann

1983: 42). So stehensie vor einer nahezu ausweglosenSituation:

Selbst wenn sie die wichtigste Startbedingungerfüllen, nämlich

einen Hauptschul-Abschlußvorweisen können, stehenihnen fast nur

geschlechtsspezifischeAusbildungsplätze offen. Das sind jedoch

von vornherein vergleichsweisewenige (20' gegenüber 50' der

Ausbildungsplätze,die nur Jungen zugänglichsind; Hayer/Schütte

1984: 55). Dort treffen sie wiederum auf weniger qualifizierte

Ausbildungsgänge(dies. 1984: 58), was ihre zukünftigen Chancen

auf Erwerbstätigkeit (weiter) verringert. Daher überraschtes

nicht, daß junge Frauen die Beschränkungenauf dem Ausbildungs­

stellen- und Arbeitsmarkt vorweg nehmen und von vornherein auf

eine Bewerbung für eine Ausbildung im dualen System verzichten

(Heinz u.a. 1985: 112). Auch diese Frauen finden sich dann in der

schulischenBerufsbildung für Benachteiligtewieder (Hayer/Schüt­

te 1984: 70).

Ein andererTeil der Mädchen versucht, die Ausbildungsplatzchan­

cen durch weitere Qualifikationen im Vollzeit-Berufs- und Berufs­

fachschulsystemzu erhöhen, was zu einem überproportionalenund

ständig steigenden Anteil an jungen Frauen in diesen Einrichtun­

gen führt (Petschko/Rettke1984: 149). Allerdings werden ihnen

auch dort zu einem großen Teil hauswirtschaftlieheund familien­

bezogeneInhalte vermittelt (Krüger 1984: 27; Petschko/Rettke
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1984: 150), so �d�a�~ es ihnen auch auf diesem Wege letztlich nicht

gelingt. "aus ihrem Gefängnis hinauszukommen (6. Jugendbericht

1984: 49). Wurzbachers (1974: 87) Annahme, die betroffenenFrauen

hätten selbst keine "Laufbahnperspektive". ist demnach aufgrund

der zahlreichen Belege für den den Frauen abverlangtenAspira­

tionsverzichtwohl zwischenzeitlichals widerlegt anzusehen.

Als weitere (Problem-)Gruppe identifizierte die Berufswahlfor­

schung jugendliche Ausbildungsabbreeher.Nach Hensge (1984: 81)

korrigieren sie zwar oftmals lediglich �b�e�w�u�~�t eine falsch getrof­

fene Berufswahl, haben dann jedoch negative Konsequenzenzu ge­

wärtigen, die stigmatisierendwirken und sie so zu einer "Pro­

blemgruppe" machen. Bei dieser Gruppe handelt es sich offenbar

wiederum überwiegendum Jugendliche.die innerhalb der Auszubil­

denden-Gruppedie geringstenQualifikationen aufweisen (signifi­

kant weniger Realschul-Absolventenunter den Abbrechern als unter

den Auszubildenden);dennochweist Grieger (1981: 4) ausdrücklich

darauf hin, �d�a�~ der Abbruchgrundvermutlich nicht eine "Lernbe­

einträchtigung"sei. da die IQ-Werte der Abbrecher nicht so deut­

lich unter der Norm lägen, �d�a�~ dieser �S�c�h�l�u�~ gezogenwerden könn­

te. Allerdings können die Abbrecher zu 50 % als sozial benachtei­

ligt bezeichnetwerden. da sie signifikant häufiger als die Aus­

zubildendenaus sozialenUnterschichtenkommen. In diesem Merkmal

unterscheidensie sich nicht von den Jungarbeitern.Die Mädchen

sind unter den Abbrechernwiederum deutlich überrepräsentiert(zu

allem: Grieger 1981: 2 ff.).

Als zwei wichtige auslösendeFaktoren für den Ausbildungsabbruch

am Ende eines in der Regel längerenEntscheidungsprozessesnennen

�G�l�ö�~�/�K�ü�h�n�e (1984: 176) das �A�u�~�b�i�l�d�e�r�v�e�r�h�a�l�t�e�n (im Betrieb) und

Umstellungsprobleme(S.174). Letztere führten zu einem gehäuften

Ausbildungsabbruchim erstenAusbildungsjahr. da in dieser Zeit

eine völlige Umstrukturierungdes Alltags von den Auszubildenden

geleistetwerden �m�ü�~�t�e�. Die Ausbilder könnten demgegenüberdurch

ihr Verhalten - z.B. auch in schwierigenPhasender Umstellung­

sowohl zur Entlastungder Jugendlichenbeitragen. als auch den
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auf den AuszubildendenlastendenDruck erhöhen: Glöß/Kühne (1984:

176) sehendie betrieblichen Ausbilder wegen der verschiedenen

Anforderungen, die an sie gestellt sind (Wissens- und Fähigkeits­

vermittlung, Erfolgs- und Mißerfolgsbeurteilung,Hilfestellung,

Verständnis, innerbetriebliche Integrationshilfe) daher auch als

systematischin der Rolle überfordert an.

Hinsichtlich der angegebenen Abbruchgründe unterscheidensich

Jungen und Mädchen: Während Jungen sich häufiger auf Leistungs­

schwäche (auch in der Berufsschule) und Verfehlungenwährend der

Ausbildung beziehen, geben Mädchen häufiger gesundheitlicheGrün­

de und/oder solche an, die im betrieblichenUmfeld liegen (Grie­

ger 1981: 3; Weiss 1982: 569 u. 571), was sich mit den Befunden

von Glöß/Kühne (1984) deckt und die Problematik der Mädchen im

Berufsbildungssystemein weiteres Mal aufzeigt: Sie werden mehr

als Jungen in vergleichbarerLage im familiären Bereich zur Mit­

hilfe herangezogen(Jugend 1981: 696), so daß der Umstellungspro­

zeß für sie vermutlich dementsprechendschwieriger sein dürfte.

So läßt sich als Resümeeder dargestelltenBefunde festhalten:

Die in der allgemeinbildendenSchule gestellten Weichen in Rich­

tung auf Erreichung oder Nicht-Erreichungdes Hauptschul-Abschlu­

sseswirken sich in der Phaseder Berufswahl für die in niedri­

gere Schulstufen, insbesonderein die Sonderschuleselektierten

Schülerinnenund Schüler als Zugangsbarrierenzu qualifizierten

Ausbildungsstellenaus. Ihnen stehen somit letztlich nur (nicht

qualifizierende) schulische Berufsbildungswege und Ungelernten­

Tätigkeiten offen. Von dieser nahezu ausweglosanmutendenStatus­

zuweisung sind - in Fortsetzungder Selektion im allgemeinbilden­

den Schulsystem überwiegendJugendlicheaus sozial schwachem

Herkunftsmilieu betroffen; sie "erben" auf diese Weise den nie­

drigen Status ihrer Eltern, wobei der Ausbildungsstellen-(und

Arbeits-)markt das Ausmaß der Selektion wesentlich steuert. Be­

sondersbetroffen sind davon Mädchen. Ihnen gelingt es zwar, sich

schulisch - zumindest im allgemeinbildendenSystem - zu qualifi­

zieren, auf dem Arbeitsmarkt sind sie jedoch auf herkömmliche

geschlechtsspezifischeTätigkeiten und Ausbildungsangebotezu-
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rückgeworfen, zumal wenn ihre Schulkarrierebereits mit einem

Abstieg in die Sonderschuleverbundenwar.

3.322 Befunde Qber den Zusammenhangvon Schule, Arbeit und Kri­

minalität

Wie oben dargestellt, ist die Selektions-und Kriminalisierungs­

funktion allgemeinbildenderSchulen inzwischenhinlänglich belegt

(zuletzt HoltappeIs 1985). Ober derartige oder vergleichbare

Funktionen des Berufsbildungssystemsfehlen bisher jedoch - abge­

gesehen von einer kleinen Pilot-Studie von Winkelmann (1977)­

entsprechendeUntersuchungen.Vielmehr liegen lediglich krimino­

logische Befunde vor, die Ausbildungs- und Berufserfahrungenbzw.

-probleme von Straftäternerfassen.

Bereits 1968 stellte Bossard so in einer SchweizerUntersuchung

fest, �d�a�~ Fehlverhaltenund �M�i�~�e�r�f�o�l�g von Jugendlichen�~�n Schule

und Beruf auf der einen Seite und kriminelle Gefährdungauf der

anderennicht in einem ursächlichenZusammenhangständen, sondern

�d�a�~ es sich bei beiden Phänomenen um Parallelerscheinungenmit

gemeinsamen,in der Regel frühkindlichen Ursachenhandelte. Boss­

hard vermutete für beide Problemstellungen"innere und �ä�u�~�e�r�e An­

passungsunfähigkeit" der Jugendlichen als auslösendeFaktoren

(Bosshard1968: 133 f).

Zu ähnlichen Ergebnissenkamen Kofler (1980) und Schmehl (1980),

die 20- bis 30jährige Häftlinge und eine gleichaltrige Vergleich­

sgruppeuntersuchten.- Ebensowie Kofler im Hinblick auf Berufs­

probleme (1980: 191 f.) �s�c�h�l�i�e�~�t Schmehl aus seinenDaten, �d�a�~

zwischenAusbildungsschwierigkeitenund Delinquenz kein ursächli­

cher Zusammenhang bestehe.Das Scheiternin der Ausbildung trete

entwederparallel zur Delinquenz auf, oder diese sei dem Auftre­

ten von Ausbildungsproblemenvorgelagert. Dabei würden Problem­

verhaltensweisenaus der Schulzeit "auch bis zum 18. Lebensjahr

zumindestweit überwiegendbeibehalten" (S.206). Als mit beson­

ders weitreichendenKonsequenzenverbunden, erwies sich in diesem
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Zusammenhangdie Tendenz zu unkontrolliertenAugenblicksreaktio­

nen: Sie führten überwiegend zu Ausbildungsstellen-Wechseloder

gar Ausbildungsabbruch (S.2091. Wenn Schmehl daher von gemeinsa­

men Ursachen spricht, die hinter den PhänomenenDelinquenz und

Scheitern in Schule und Ausbildung lägen (S.232I, so meint er

damit offenbar derartigeReaktionsmusterder Betroffenen; denn er

vermutet als Ursacheder Abweichungennicht so sehr "rein äußere

soziale Umstände", sondern eher persönlichkeitsspezifischeGe­

sichtspunkte(S.2331.

Dem widerspricht die Deutung Lamneks (19851. Er stellt zunächst

fest, daß delinquenteund krimninalisierte Jugendliche mehr be­

rufliche Schwierigkeiten haben als nicht-delinquente.Die Krimi­

nalisierungselbst führe jedoch nicht zu einer Verstärkung inner­

beruflicher Probleme. Die Schwierigkeit scheint vielmehr darin zu

bestehen,daß die Kriminalisierten trotz eigener Bemühungennur

unzureichendeArbeits- und Berufschancenhaben und daher "häufig

Arbeits- und Ausbildungsplatzwechseln" (S.402 f.l. Lamnek führt

die Problembelastungder Kriminalisierten im Gegensatzzu Schmehl

also nicht auf persönlichkeitsspezifischeGesichtspunktezurück.

sondern deutet berufliches Scheiternanomietheoretischals Ge­

fährdungsfaktor,besondersfür die schwierige Lebensphasevom 14.

bis zum 18. Lebensjahr, in der berufliche Ausbildung in der Regel

stattfindet. Bei zunehmender Kriminalisierung trete dann nach

seiner Ansicht eine Reduktion konformer Handlungsmöglichkeiten

(im Sinne der Labeling-Theoriel ein (S.202 f.l.

Insgesamtkann nach den bisherigenkriminologischenBefunden dem­

nach als weitgehendgesichertgelten, daß Delinquenz in aller Re­

gel mit Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatzproblemeneinhergeht: Be­

reits durch frühere abweichendeVerhaltensweisenaufgefalleneund.
insofern "vorbelastete"Jugendlichescheinen geradewegen dieser

VorbelastungzunächstZugangsproblemezum Ausbildungsstellen-/Ar­

beitsmarkt zu haben. Diejenigen von den so Betroffenen, die diese

Hürde aber dennoch überspringenkönnen, scheinendann wiederum

alte (Problem?IVerhaltensweisenbeizubehalten. wodurch ihr Ver­

bleib im Ausbildungssystemgefährdet ist. So werden sie, die ge-



200
Teilprojekt A 3
SchumannU.a.

wissermaßen"als letzte" vom dualen Ausbild,ungssystemaufgenommen
wurden. als erste wieder herausselektiert.wodurch erneut abwei­
chendesVerhalten begünstigt (Anomie) bzw. verfestigt (Etikettie­
rung) wird (auf die theoretischeBedeutungder hier geschilderten
Befunde wird im folgenden (3.3.3) näher eingegangen).Das heißt.
Devianz und Ausbildunqsproblemewirken vor dem Hintergrund insti­
tutioneller Selektionsreaktioneninterdependentzu Lasten der Ju­
gendlichenzusammen.Offen ist dabei nach wie vor die Frage. war­
um Jugendlichez.B. die bereits als problematischerfahrenenVer­
haltensweisenbeibehalten.oder allgemeiner: welche Inhalte. Ver­
läufe und Funktionen die Prozessehaben. in denen sich berufli­
ches Scheitern manifestiert. Insbesondere die Rolle des Berufs­
bildungssystemsist in diesem Zusammenhang weitestgehendunge­
klärt.

Erste (und soweit ersichtlich die einzigen) Hinweise in dieser
Richtung liefert Winkelmann (1977). Ausgehend von der Annahme.
daß betriebliche Ausbilder durch ihre pragmatischenDevianztheo­
rien ebensozur Kriminalisierung jugendlicherAuszubildenderbei­
tragen könnten, wie es bei Lehrern im Hinblick auf ihre Schüler
der Fall ist. erhielt er aufgrund einer entsprechendenBefragung
in den Betrieben Informationendarüber. daß die Ausbilder in der
Tat Haltungen hatten. die eine Stigmatisierung besondersder be­
reits benachteiligten Jugendlichen(Vorbestrafteoder ausländi­
sche Auszubildende.S.224 f) begünstigten.So forderte er. diesen
erstenBefunden in weiteren Untersuchungenvertiefend nachzugehen
(S.319)•

3.33 TheoretischeErklärungsmodelle

Die dargestellten Forschungsbefunde (innerschulischeDefinition
und Selektion von Leistungsversagernund Devianten im allgemein­
bildenden Schulsystemund fortlaufende Anpassungan die Chancen
des Ausbildungsstellenmarktesdurch Aspirationsverzichtder Be­
nachteiligtenim berufsbildendenSystem) sind anomie- und etiket-
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tierungstheoretischerklärt und als Stabilisierungsfunktion für

die bestehendeSchichtstrukturder Gesellschaftgedeutetworden.

Im Hinblick auf die Funktion der Delinquenz für Jugendlichelegte

Qreenberg1977 (S.189 ff.) ein Modell vor, das an sozialisations­

theoretischenOberlegungenorientiert ist. GreenbergsAusgangs­

punkt ist die Feststellung,daß Vandalismusund Eigentumsdelikte

hauptsächlichim Alter von 15 bis 16 Jahren, Delikte gegen Perso­

nen dagegen hauptsächlichbei 19- bis 21jährigen auftreten (S.

,189). Deshalb fragt Greenbergangesichtsder strukturellenPosi­

tion der Jugendlichenin der Gesellschaftder USA, welche Ziele

Jugendlichein verschiedenenAltersstufen bevorzugenund inwie­

fern sie dadurch in anomischeSituationengeraten. Er deutet so

jugendlicheEigentumsdelikte als rationale Problemlösungsstrate­

gien: Im Alter von 15 bis 16 Jahrenhätten die Peersdeshalbeine

so große Bedeutungfür die Jugendlichen,weil sie (die Jugendli­

chen) auch aus gesellschaftsstrukturellenGründen von deren Aner­

kennung abhängigseien (ebenso Lamnek 1985: 175 m.w.N. für die

BRD). Diese Anerkennungerfordere erhebliche finanzielle Ressour­

cen. Da die Jugendlichenaber infolge der Arbeitsmarktgestaltung

(auch rechtlich beschränkteBeschäftigungsmöglichkeitenfür Ju­

gendliche) zunehmendweniger legale Zugangsmöglichkeitenhaben.

sei die Eigentumskriminalitätdieser Altersstufe die Antwort auf

die Diskrepanz zwischen dem Wunsch nach Teilnahme an sozialenAk­

tivitäten mit den Peersund dem Fehlen legaler Finanzierungsmög­

lichkeiten. Jugendliche, die nicht in der Lage seien, aufgrund

persönlicherEigenschaften Beliebtheit in Peer-Gruppenzu gewin­

nen bzw. diesen Anerkennungsmangel durch andere Selbstbestäti­

gungsmöglichkeiten auszugleichen, gerietenbesondersunter Ano­

mie-Druck. Bei der Bewältigung diesesDilemmas sei die Unterstüt­

zung durch die Eltern bedeutsamerals deren sozioökonomischer

Status, da mit steigendemStatus auch die sozialen Kosten stei­

gen.

Eine gewisse Bestätigungmag diese Oberlegungin den Daten Lam­

neks finden (1985: 192), wonach "sich der primäre Sozialisations­

bereich der Familie bei günstigen, funktionalen Voraussetzungen
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auf denkbare, negative Einflüsse durch die Peers in

�m�ä�~�i�g�e�n�d auswirken kann - bei ungünstigenBedingungen

verstärkend."

der Clique

jedoch auch

Die in den Schulen zu beobachtende Zerstörungswutder Jugendli­

chen sei mit dem finanziellen Bedarf jedoch nicht zu erklären.

Hier �m�ü�~�t�e�n schulinterne Bedingungen berücksichtigtwerden: die

Autonomie der Schüler, die �a�u�~�e�r�h�a�l�b der Schule mit zunehmendem

Alter und mit sinkender Sozialschichtsteige, werde durchgängig

verleugnetund es käme zu öffentlichen Degradierungszeremonien,

denen kein Erwachsenerausgesetztsei. Den Autonomieverlust�m�ü�~�­

ten die betroffenenJugendlichen,vor allem die Unterschicht-Ju­

gendlichen, die die �g�r�ö�~�t�e Diskrepanz zwischen inner- und �a�u�~�e�r�­

schulischer Autonomie bzw. Kontrolle erführen, angesichtsdes

Achtungsverlustesvor den Peerswieder wettmachen (mit stärkerer

Betonung der Bedeutungdes Selbstwertgefühlskommt �B�a�~�h�m�a�n�n 1984:

157, aufgrund seiner Ergebnisse zu demselbenErklärungsmodell).

In diesenFällen seien Gewaltdelikte (als Ausdruck der �M�i�~�a�c�h�t�u�n�g

des Wertsystemsder Schule und/oder der Erwachsenen),die - wenn

sie sichtbar bzw. in der Bande begangenwerden - einen vornehm­

lich demonstrativenCharakterhaben, die direkte Antwort. - Be­

rücksichtigt man dann noch die vielfach belegte "tendenziell

stigmatisierend-isolierend"(Lamnek 1985: 169) wirkende Selek­

tionsreaktionder Schule, so ist zugleich die sekundäreDelin­

quenz etikettierungstheoretischerklärt (so auch Stenger1984:

214 in seinem Desintegrationsmodell).

Die gegen PersonengerichtetenDelikte der 19-21jährigenwiederum

verstehtGreenberg als Ausdruck einer (gesellschaftlichbeding­

ten) Statusunsicherheit junger Männer: Sie seien daran gehindert

(Arbeitsmarkt, gesellschaftliche Normen), die konventionelle

männliche Rolle als Ernährer der Familie zu übernehmenund such­

ten einen Ausgleich dort, wo sie diese Rolle übernehmenkönnten.

So komme es zu Versuchen, Frauen zu beherrschen(Vergewaltigung)

und zu interpersonaler Gewalt, wobei materieller Gewinn auch

deshalbgar nicht angestrebtwerde, weil die Kosten für die Grup-
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pen-Zugehörigkeitin diesem Alter infolge mangelndenInteressesl

Bedarfs nicht mehr so hoch seien.

Als Faktor, der außerdem Einfluß auf das Ausmaß der Delinquenz

habe, nennt Greenbergschließlich die Chancen auf dem Arbeits­

markt: Schwarze Heranwachsendeund solche aus den sozialenUn­

terschichtenseien daher stärker delinquenzbelastetals etwa Ju­

gendliche, was den Daten der hiesigen Polizeilichen Kriminalsta­

tistik (PKS) über die erhöhte Belastung der l6-2ljährigen (s.o.)

ebenfalls entspricht.

Insgesamtgibt Greenbergalso ein zwar auf us-amerikanischenVer­

hältnissenbasierendesErklärungsmodell,das aber dennoch im we­

�s�e�n�t�~�i�c�h�e�n auf hiesige Verhältnisse übertragbarerscheint: Auch

hier sind Degradierungszeremonienin allgemeinbildendenSchulen

beschrieben worden (Brusten!Hurrelmann 1974; Best 1979), auch

hier ließ sich die Bedeutungder Peers für die Entstehungabwei­

chendenVerhaltens nachweisen(Lamnek 1985 m.w.N.) und auch hier

treten bestimmteDeliktstypengehäuft in bestimmtenAltersgruppen

auf:

Die Kriminalitätsbelastungsziffer für Diebstahl war 1984 im Land

Bremen in der Altersgruppeder 14- bis unter 18jährigen am höch­

sten: 4.884 Tatverdächtigepro 100.000 Einwohner dieser Alters­

gruppe gegenüber4.228 bei den 18- bis unter 21jährigen und 1.256

bei den über 21jährigen. Für Körperverletzungkonzentriertesich

die Kriminalitätsbelastungdagegenbei den 18- bis unter 21jähri­

gen mit 1.064 gegenüber626 bei den 14- bis unter 18jährigenund

447 bei den über 21jährigen (PKS des LKA Bremen 1984, Tab.20 und

eigene Berechnungen).

So ist also zunächstdavon auszugehen,daß abweichendesVerhalten

Jugendlicherals durchaus rationale Problemlösungsstrategiezu

verstehenist, die sich aus der strukturellenSituation der Ju­

gendlichenergibt.
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Die gesellschaftlicheFunktionalität des Kriminalisierungsprozes­

ses, also desjenigenVorganges, durch den aus dem (ubiquitären)

abweichendenVerhalten einzelneFälle/Personen offizieller Regi­

strierung zugeführt werden, ist damit jedoch nach wie vor nur un­

genügenderklärt. Ebenso bleibt letztlich unklar, wieweit das Mo­

dell Greenbergsfür das berufsbildende(Schul-)SystemGeltung be­

anspruchenkann, zumal die Berufsbildung in der BRD in einem Aus­

�m�a�~ formalisiert und institutionalisiert ist, wie in kaum einem

anderenLand sonst. Auf diesesProblem wird am Ende diesesAb­

schnitts noch einmal einzugehensein, da sich ähnliche Schwierig­

keiten auch in bezug auf die anderentheoretischen Ansätze erge­

ben, die in unseremZusammenhangbedeutsamerscheinen.

Das gilt zunächstfür Willis' Auseinandersetzungmit Entstehung

und Funktion der Arbeiterkultur (Wlilis 1982), die bestimmteFor­

men von abweichendem Verhalten männlicherJugendlicheraus dem

Arbeitermilieu vor und während des Obergangesins Berufslebenals

Teil und Ausdruck eben dieser Subkultur erklärt: Willis' Analysen

beziehensich auf englischeVerhältnisse.Die von ihm beobachte­

ten Jugendlichen entstammeneinem gewachsenenIndustrie-Proleta­

riat, in dem es eine (offenbar tief verwurzelte) eigenständige

Kultur gibt. Dies kann für die hiesige Situation, in der vornehm­

lich kleinbürgerliche Strukturenanzutreffen sein dürften, kaum

gesagtwerden. Auch der Hinweis, �d�a�~ die Jugendlichen,für die

der Obergangins Arbeitslebeneher ein "Stolpern aus der Schule"

sei (S.156 f.), erst im Betrieb und im Arbeitsalltagdie Ausweg­

losigkeit ihrer Lage (infolge ihres Bildungsdefizites) erkennen

(5.167), deutet auf Diskrepanzenzur Situation der sich frühzei­

tig ihrer Chancenlosigkeitbewußten bundesdeutschenJugendlichen

aus unteren Bildungsgruppenhin.

Im Gegensatzzum Modell Greenbergskann daher Willis' Analyse der

Arbeiterkultur in Mittelengland für diesesProjekt nur punktuell

Verständnishilfenliefern: Trotz aller Unterschiedewird auch bei

der englischen Studie deutlich, daß die Gleichaltrigen-Gruppe

die Normbildung der betreffenden Jugendlichenund somit deren
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Verhalten erheblich beeinflußt und daß die vorhergehendeschuli­

sche Qualifikation eine entscheidendeSteuerungsfunktion für den

Zugang zu bestimmtenBerufsfeldernhat.

Auch die Theorien über die gesellschaftliche Funktion des Bil­

dungssystemsbeziehensich nicht genau auf den uns interessieren­

den Berufsbildungsbereich,sonderneher auf das allgemeinbildende

Schulsystem,dessenprimäre Funktion darin zu sehensei, "daß die

Verteilung der wirtschaftlichen, beruflichen und sozialenPosi­

.tionen und Privilegien von einer Generationzur nächstenohne we­

sentlicheKorrekturen wiederhergestelltwird." (Hurrelmann 1974:

35; so auch Steinkamp 1972: 173). In der Schule habe dabei das

Leistungsprinzipdie entscheidendeSteuerungsfunktionfür Status­

zuweisungen(Hurrelmann 1979: 84), die in erster Linie über Ab­

kühlungsprozessebewirkt werden, wie Clark (1974: 379 ff.) sie

beschriebenhat: Die Funktion von Bildungseinrichtungensei die,

nur soviele hoch/höher Qualifizierte zu produzieren, wie das

Wirtschaftssystemnachfrage. Um diesenEffekt zu erzielen, kühl­

ten Bildungsinstitutionendie (zu hohen) Aspirationen ab, indem

sie den betroffenenLernenden durch ein zum Teil verdecktesSy­

stem der Umleitung von Interessenund Präferenzereine Umorien­

tierung auf statusniedrigere Ausbildungsziele nahelegten (5.

388 f), ohne daß sich der Betroffene dessen voll bewußt wird/

werden soll.

Dieser Weg der "sanften Selektion" sei insofern funktional für

das System, als massive Versagenserlebnisseund Degradierungs­

zeremonienweitgehendvermiedenund Abweichungen in bzw. Problem­

bewältigungdurch Devianz verhindert werde; vielmehr blieben die

"Abgekühlten" leistungsmotiviertund ständenso dem (Wirtschafts)

System weiterhin zur Verfügung (Clark 1974: 391).

Auch bei diesem Modell zeigt sich demnach, daß es nicht ohne wei­

teres auf die spezifischenBedingungeneines hoch-institutionali­

sierten Berufsbildungssystemsmit einer Vielzahl von formalisier­

ten Einstiegsmöglichkeiten, Obergängenund Abläufen, wie wir es

in der BRD finden, übertragbarist, da die von Clark beschriebe-
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nen Mechanismen auf das High-school- und College-Systemder USA

bezogensind, in dem es in erster Linie um die Absolvierung be­

stimmter renommierter Colleges geht (und damit implizit um den

Zugang zu statushöherenBerufsfeldern), nicht jedoch - wie bei

uns - um die Erreichung konkreter Berufsziele auch auf dem unte­

ren Niveau beruflicher Status. Der Unterschied bestehtdemnach

sowohl in der Formalisierungder Obergängeals auch in dem (Bil­

dungs-)Niveau, auf dem sich die fraglichen Prozesseabspielen.

Insgesamt liefern die theoretischen Erklärungsansätzedemnach

einerseitsDeutungsmusterfür die EntstehungdelinquentenVerhal­

tens (Coping-Strategien infolge anomischer Lebenslagenund Eti­

kettierungseffekte), andererseits Deutungsmusterfür die Selek­

tionsfunktion von Bildungsinstitutionen(Reproduktionder Sozial­

ordnung durch leistungsorientierteSelektions-und Abkühlungspro­

zesse).Offen bleibt dabei aber, warum es in einigen Fällen (le­

diglich) zur "sanften" Abkühlung von Aspirationen kommt. in ande­

ren jedoch zur "harten" Kriminalisierung.

Bezieht man die dargestelltenModelle auf die empirischenBefunde

über Selektions- und Kriminalisierungsprozesseim Ausbildungssy­

stem der BRD, dann ist es vorstellbar, �d�a�~ die Entscheidungzwi­

schen Abkühlung und Kriminalisierung von der Verzichtsbereit­

schaft betroffenerJugendlicherebensoabhängtwie von ihrer An­

passungsfähigkeit/-bereitschaftan die Leistungsanforderungendes

Bildungssystems.In dem Falle �l�i�e�~�e sich der Prozeß von Selektion

und Kriminalisierung in etwa �f�o�l�g�e�n�d�e�r�m�a�~�e�n verstehen:

Zunächst kommt es auf schulischerEbene aufgrund von Normkolli­

sionen (Unterschichtkinder in mittelschichtorientierterSchule)

zu Verhaltensweisen, die als abweichendklassifiziert werden,

während gleichzeitig Leistungsanforderungenunerfüllt bleiben. Im

Verlauf eines sich selbst verstärkendenProzessesvon Sanktionen,

Erhöhung von Anforderungen, Mißerfolgserlebnissen und Kompensa­

tion durch deviantesVerhalten wird die Rolle des Abweichlers zu­

nehmend festgeschrieben. Gleichzeitig bedingt die strukturelle
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(anomische) Position der Jugendlichenund Heranwachsenden,daß

ihnen nur illegale Wege zur Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung

stehen, so daß abweichendes Verhalten aus der Kumulation dieser
Faktoren resultiert.

Zur Kriminalisierung der betroffenen Jugendlichenkommt es nun,

wenn das abweichendeVerhalten mit Leistungsversagenund fehlen­

dem Aspirationsverzichtverknüpft ist: Wenn man davon ausgeht,

daß einerseitsabweichendesVerhalten von Jugendlichen/Heranwach­

.sendenubiquitär ist und andererseitsSelektion während der Aus­

bildungsphasedie gesellschaftlicheFunktion hat, ein bestimmtes

Kontingent von Personen/Schülernmit niedrigem Status zur Auf­

rechterhaltung des gesellschaftlichen statusquo zu "produzie­

ren", .so muß es ein Kriterium geben, nach dem diese Selektion

stattfindenkann. MacNaughton-Smith(1975: 197 ff) hat für der­

artige Kriterien den Begriff des second code geprägt, der "nicht

explizit (ist)", sondern "aus dem gefolgert werden (muß), was re­

al abläuft" (5.202). Im hier diskutierten Zusammenhangscheint es

sich um Arbeitstugenden wie Leistungswilligkeit, Anpassungsbe­

reitschaft, Zuverlässigkeitetc. zu handeln. Diese Eigenschaften

bieten sich als Selektionskriterienhier deshalban, weil sie ei­

nerseitsgesellschaftlich anerkannt, andererseitsinterpetierbar

(also verfügbar) und schließlich zugleich geeignetsind, Abküh­

lungsprozessezu initiieren. Wenn letztere bereits erfolgreich

sind, d.h. Aspirationsverzicht geleistet wird, ist einerseits

keine anomischeSituation mehr gegeben, die durch abweichendes

Verhalten bewältigt werden müßte und andererseitskein gesell­

schaftlicherBedarf, abweichendesVerhalten (das sich aus Normen­

kollisionen ableitet) zu kriminalisieren.

Wird auf Aspiration nicht verzichtet, weil die Erfolglosigkeit

eines solchenVerzichts bereits im Elternhaus erfahrbar war oder

z.B. der Erwartungsdruck der Eltern gegenüberdem Jugendlichen

einen Verzicht verbietet, so bleibt die Situation in der Wahrneh­

mung des betroffenenJugendlichenweiterhin anomisch, ebensowie

dann auf gesellschaftlicherEbene der Selektionsbedarfbestehen

bleibt. Hier erfüllt dann Kriminalisierung abweichendenVerhal-
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tens die Funktion einer "harten Selektion" (im Gegensatzzur

"weichen" Selektion durch Abkfihlung), die zugleich diejenigen,

die "freiwillig verzichteten" zu befrieden geeignet ist: Ihnen

werden auf diese Weise noch schwererBetroffene vor Augen ge­

ffihrt, wodurch der niedrige Status akzeptierbar gemacht und zu­

gleich sanktioniert wird; denn weiterer Abstieg droht, wenn die

geforderteAnpassungnicht erbrachtwird.

Diese Oberlegungdeckt sich mit den Annahmen Greenbergs(1977),

nach denen Unterschicht-Jugendlichedeshalbam stärkstenkrimina­

lisiert sind, weil sie am meisten Interessean Nicht-Anpassungan

bzw. Unterordnung unter Autoritäten haben; denn sie sehen an

ihren Eltern, daß diese Unterordnungzwar ständig gefordert (und

erbracht) wird, aber dennoch keine Statusverbesserungermöglicht.

Indem diese anpassungsunwilligenJugendlichen in einem Prozeß

fortlaufender Kriminalisierung und Ausgrenzung in untersteSta­

tusstufengedrängtwerden, symbolisierensie ffiL ihre anpassungs­

bereit(er)en Altersgenossenden drohendenAbstieg.

Im Hinblick auf den Obergangvom allgemein- in das berufsbildende

System scheint es nun so zu sein, daß Schu1bildungsdefizitezur

Oberleitung in aussichtslose, zumindest aber nicht in die ur­

sprfinglich angestrebtenAusbildungswegeffihren. Es muß also Aspi­

rationsverzichtgeleistet werden. Damit sind die gleichen Bedin­

gungen für die Entstehungvon Kriminalisierungsprozessengegeben,

wie ffir das allgemeinbildendeSystem soebenbeschrieben.Fraglich

ist hier aber, ob nicht die faktische Unzugänglichkeit des Aus­

bildungsmarktesin PhasenkonjunkturellenAUfschwungs einen sol­

chen Anpassungsdruck auf die betroffenen, gering qualifizierten

Jugendlichen ausfibt, daß sich entweder deren Bereitschaftzu

Aspirationsverzichterhöht bzw. der Anomie-Druck abnimmt (niedri­

ger beruflicher Statusgewinnt zunehmendan Normalität) oder der

gesellschaftlicheBedarf, durch Kriminalisierung zu selektieren,

sich verringert. Soweit es aber auch dann zu Kriminalisierung

kommt - immerhin gilt die "Befriedungsfunktion" in dieser Phase

der Statuszuweisungnach wie vor -, mfißte sie wiederum diejenigen
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betreffen, denen Nichterfüllung der Leistungsnormvorgeworfen

werden kann, also Jugendliche,die bereits als "Schulversager"

etikettiert sind. Ihre Kriminalisierung macht in der Regel alle

Chancenauf die Erlangung eines gesellschaftlichanerkanntenbe­

ruflichen Status zunichte, wie die empirischenBefunde zur beruf­

lichen Qualifikation von Straftäternbelegen.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Im Forschungsteam bestehenhinsichtlich der hier relevantenUn­

tersuchungsinhalteund -methodenbereits Vorerfahrungen:

Der �A�n�~�r�a�g�s�t�e�l�l�e�r K.F. Schumannhat in einer Befragungsstudiebei

740 Bremer Jugendlichender Jahrgänge1964 und 1965, die als Pa­

nelstudie angelegtwar, um die Kausalordnung zwischen Variablen

eindeutig klären zu können, umfassendeErfahrungenmit Forschun­

gen des beabsichtigtenTyps sammeln �k�ö�n�n�e�n�~ Die Studie diente der

Erklärung von Jugendkriminalitätund der Bestimmung des Einflus­

ses strafrechtlicherAbschreckung.Die Studie wurde von der DFG

gefördert (1979-1985; Schu 348/5). Im Rahmen der mehrfachenstan­

dardisiertenBefragung wurde Vertrautheit erlangt mit jugendgemä­

ßen Operationalisierungenvon Fragen, mit der EDV-Auswertung von

Daten aus mehrerenWellen, mit Datenschutz bei sensiblenDaten

(wie Kriminalität) und inhaltlich mit der Situation Bremer Ju­

gendlicher aus den Jahrgängen1964 und 1965 in Schule und Beruf

bzw. Berufsbildung. Auf diese Daten wird, wo ein Vergleich sinn­

voll ist, zurückgegriffen werden können. Die Ergebnissesind

publiziert (Schumann/Berlitz/Guth/Kaulitzki1987).

Eine weitere Studie über Bremer Problemjugendlichebedientesich

der Methoden der Aktenanalyseund der Befragung von Jugendlichen

im Jugendarrest(Schumann1985; 1986).

Wie in dem hier geplantenProjekt vorgesehen,erfolgten die Erhe­

bungen für eine Heimerziehungsstudie,die J. Gerken 1982 in Ham­

burg durchführte (Gerken 1982) durch leitfadengestütztequalita-
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tive Interviews mit ehemaligen und gegenwärtigenHeimbewohnerin­

nen und den dort tätigen Erzieher(inneln (Auswertung vollständi­

ger Transkriptel sowie im Wege einer Analyse der Jugendamtsakten

der ausgewählten Vergleichsjahrgängevon Fürsorgeerziehungspro­

bandinnen. Bei ihnen handeltees sich um junge Frauen, die - in

der Regel aus gestörtenfamiliären Verhältnissender unteren so­

zialen Schichtenstammend- wegen devianten Verhaltens (oftmals

Schulversagen,sog. Streunenund/oder Prostitution sowie Krimi­

nalitätl in Fürsorgeerziehunggenommen worden waren. Von daher

dürfte sich die damalige Zielpopulationmit der hier anvisierten

zum Teil überschneiden.- Im übrigen beinhaltetedie Untersuchung

einen Vergleich der Bewohnerinnen-mit der Erzieher(innenlper­

spektive, so daß auch in dieser Beziehungeine gewisse Paralleli­

tät zu der jetzt geplantenGegenüberstellungvon Berufsschüler­

und Lehrer-/Ausbilderperspektivebesteht.

1986 untersuchteJ. Gerken in einer von der �U�n�i�v�e�r�s�i�t�ä�~ Hamburg

finanziertenPilot-Studie Erfahrungenvon Jugendschöffenmit ih­

rer ehrenamtlichenRichtertätigkeit (Gerken 19861. Dabei ging es

inhaltlich unter anderemum die Alltagstheoriender Befragten zu

Themen wie 'Entstehung von Kriminalität' und 'Kriminalitätsbe­

kämpfung durch Strafe/Erziehung'sowie um konkrete Verhaltenswei­

sen gegenüberjugendlichen Angeklagten. Die angewandteMethode

war eine Kombination aus leitfadengestütztenqualitativen Inter­

views und standardisiertenFragebogen-Erhebungen.Diese Erfahrun­

gen können für die Lehrer-/Ausbilderbefragunggenutzt werden.

J. Gerken arbeitet gegenwärtig an einem bei der Wissenschaftli­

chen Einheit 'Kriminalpolitikforschung' an der Universität Bremen

angesiedeltenProjekt über jugendrichterlichesSanktionsverhalten

(Arbeitstitel: "Muß man immer strengerwerden?"l. - Diese Studie

beruht auf der Auswertung aller �B�u�n�d�e�s�z�~�n�t�r�a�l�r�e�g�i�s�t�e�r�e�i�n�t�r�a�g�u�n�g�e�n

einer Alterskohorte Bremer Jugendlicherin bezug auf die Art der

gegen sie verhängtenjugendrichterlichen Sanktionenbei mehrfa­

cher Straffälligkeit.
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In beiden vorgenanntenProjekten wurden Auswertungsroutinenent­

wickelt, die in diesem Projekt einsetzbarsind.

3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogrammund Zeitplan

3.51 Forschungsziele

Wie sich aus dem dargestelltenStand der Berufswahlforschunger­

geben hat, wurde in diesem Forschungsbereichzwar der problemati­

,sche �E�i�n�f�l�u�~ der Restriktionendes Arbeitsmarktesauf das Berufs­

wahlverhaltenvon Jugendlichengesehen;die Bedeutungvon schuli­

schem �M�i�~�e�r�f�o�1�g und eventuell bereits bestehenderKriminalisie­

rung für die EntstehungzusätzlicherRisikolagen in der Phasedes

Obergangsvom a1lgemein- in das berufsbildendeSystem wurde je­

doch weder theoretischnoch empirisch aufgearbeitet. An dieses

Defizit knüpft das geplanteProjekt an.

Aufgrund der dargestelltenempirischenBefunde, �d�a�~

1. die von der BerufswahlforschungbeschriebenenAnpassungspro­
zessean die Gegebenheiten des Ausbildungsstel1en- und Ar­
beitsmarktessich durchausals Aspirations-Abküh1ungsprozesse
auffassenlassen;

2. die Selektionskriterienaus dem allgemeinbildendenoffenbar
in das berufsbildende(Vollzeit-)Schu1systemübernommenwer­
den ("Sonderberufsschulwesen"Iund so die Nichterfüllung von
Aspirationen je nach Arbeitsmarktlagedem Verantwortungsbe­
reich der Betroffenenangelastetwird (LeistungsschwächeI:

3. sich in Ausbildungs- und ArbeitsproblemenSchulproblemewi­
derspiegeln, weil beiden dieselben-Anpassungsschwierigkei­
ten" der Jugendlichenzugrundeliegen;

4. betrieblicheAusbilder auf abweichendes Verhalten von Auszu­
bildenden mit pragmatischenDevianztheorienstigmatisierend
reagierenund

5. Delinquenz und Ausbildungs- bzw. Arbeitsproblemeparallel
auftretenund sich gegenseitigverstärken,

nehmen wir an, �d�a�~ die im allgemeinbildendenSchulsystembegonne­

nen Selektions-"nd Kriminalisierungsprozesseim berufsbildeLden

(Schul-)Systemfortgesetzt werden. Dabei ist jedoch zu erwarten,
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�d�a�~ der Anpassungsdruck,der vom Ausbildungsstellenmarktausgeht.

dazu führt, �d�a�~ Leistungsversagenund abweichendesVerhalten in

erster Linie in den Bereichendes Berufsbildungssystemsauftre­

ten, die kaum Chancenzur Realisierungvon Aspirationen eröffnen.

Daher interessierenuns die - auch interinstitutionellen- Inter­

aktionsprozesse,die möglicherweisezur Kriminalisierung von Ju­

gendlichen in dieser Phase der Statuspassagevon der Schule in

den Beruf führen. Wir wollen so im wesentlichenfolgender Frage­

stellung nachgehen:

1. Welche selektivenWirkungen/Implikationenhaben Interaktions­

prozesseinnerhalb der berufsbildendenInstitutionen zwischen

Lehrern und Berufsschülernbzw. zwischen Ausbildern und Aus­

zubildenden?

2. Welche externenInstitutionen wirken in die Selektionsprozes­

se hinein oder greifen sie auf?

Dabei soll zugleich geprüft werden. ob die oben (3.3.3) entwik­

kelten theoretischenErklärungsversuchein der Praxis tatsächlich

nachweisbarsind: Wirken (weiche) Abkühlungs- und andere (harte)

Selektionsprozessewie Kriminalisierung auf berufliche Aspiratio­

nen in sich ergänzenderWeise ein. und wird auf diese Weise bei

den Betroffenen letztlich Akzeptanz des niedrigen beruflichen

Status erreicht?

Zu 1.:

Selektive Interaktionsprozesseim Berufsbildungssystem

Hinsichtlich innerschulischer Interaktionsprozessewird wiederum

zu differenzieren sein zwischen Teilzeit-Berufsschulenim dualen

System. Berufsfachschulen und nicht-qualifizierendenTeilzeit­

und Vollzeitberufsschulen.

Für Auszubildende stellt der Berufsschulbesucheinen Teil ihrer

Berufsausbildungdar, so �d�a�~ sie sich auf diese Weise qualifizie­

ren können. Damit unterliegensie ähnlichem Kontrolldruck wie im

allgemeinbildendenSchulsystem,d.h. auch hier wird von ihnen das
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Erreichen eines Abschlussesverlangt. Zum anderenmüssensie sich

den betrieblichenAnforderungen anpassen. was eine weitgehende

Umstellung der Lebensgewohnheitenbedingt. Insofern ist zu vermu­

ten, �d�a�~ sie im berufsbildendenSystem dem �g�r�ö�~�t�e�n Anpassungs­

9ruck ausgesetzt sind. Diejenigen Auszubildenden.die in diese

Situation bereits mit ungünstigen Startbedingungeneintreten,

d.h. mit Vorbelastungendurch �M�i�~�e�r�f�o�l�g�s�e�r�l�e�b�n�i�s�s�e in der Schule

und/oder Kriminalisierungenwerden so die doppelte Anpassungslei­

stung schwerlich erbringen. da der Abkühlungsdrucksie von zwei

,Seitenerreicht, während sie bereits mit einseitigemAbkühlungs­

druck Schwierigkeiten gehabt haben. Es ist so zu vermuten. daß

sie deshalbdas �g�r�ö�~�t�e Abbrecher-Kontingentstellen. weil schu­

lische und innerbetrieblicheSelektionsprozessesich ergänzenund

gegenseitigverstärkenwerden. Anknüpfungspunkt dieser Selekti­

onsprozesse dürfte das jeweilige Verhalten der Betroffenen in

Schule bzw. Betrieb sein, da es der unmittelbaren Kontrolle der

Selektierendenunterliegt. Für eine erfolgreicheSelektion ist in

diesem Fall ein direktes Zusammenwirkenim Sinne direkter (fall­

bezogener) Interaktion zwischen Berufsschuleund betrieblichem

Ausbilder nicht zu erwarten.

Geht man angesichtsder empirischenBefunde davon aus. daß das

Hauptziel der Jugendlichen.die aus den unteren Stufen des all­

gemeinbildendenSystems abgehen. in aller Regel der Obergangin

das duale Ausbildungssystemist. so müssendiejenigen von ihnen.

die �s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h eine Berufsfachschule besuchen. oftmals einen

endgültigenVerzicht auf die Verwirklichung ihrer ursprünglichen

Wünsche leisten. Insofern ist zu erwarten. �d�a�~ hier ein gewisses

Maß an Unzufriedenheitherrscht. Allerdings bietet die Möglich­

keit. in einem Teil der Berufsfachschulen einen qualifizierenden

Abschluß zu erreichen. eine gewisse Kompensationsmöglichkeit.So

ist anzunehmen,�d�a�~ auch dort die Tendenz auftritt, eingeschlage­

ne (Notlösungs-)Wege im Nachhinein mit Neigung zu rechtfertigen,

und dies umso mehr. als überwiegendMädchen in diese Einmündungs­

wege geleitet werden. Abweichendes,deviantesVerhalten dürfte

hier also eher die Ausnahmedarstellen. zumal der Zugang zu den

Berufsfachschulenbereits eine Selektion impliziert: Nur die Lei-
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stungsstärkerender in Frage kommenden Jugendlichen werden in

diese Berufsbildungsmaßnahmengeleitet.

Anders stellt sich die Situation der Jugendlichenin den unter­

sten Stufen der schulischen Berufsbildungdar. Dort ist allein

die Tatsache, an einer schulischenBerufsbildungsmaßnahmeteil­

zunehmen, bereits Indiz für ein "Scheitern" (etwa vergleichbar

dem Abstieg in die Sonderschuleim allgemeinbildendenSchulsy­

stern!: Diese Jugendlichenkommen nicht "weiter", sonderngehen

von einem ausschließlichenin ein anderesausschließlichesSchul­

system über, wobei ihr weiteres Berufsbildungsschicksalungewiß

bleibt. Von daher ist zu erwarten, daß sie im allgemeinbildenden

Schulsystemgelernte (also auch deviante! Reaktions- bzw. Inter­

aktions- und Verarbeitungsmustermit Erlebnissendes Versagens

und der Ausgrenzungbeibehalten es sei denn, sie nehmen die

Interaktionsangebote, auf die sie in berufsbildendenSchulen

treffen, als so unterschiedlichzu den ihnen vertrauten-wahr,daß

sie neue Muster entwickeln müssen. Das wäre vorstellbar, wenn und

soweit für die Teilnahme an schulischer BerufsbildungEntgelte

gezahlt werden, also bei vom Arbeitsamt gefördertenMaßnahmen,

weil hierdurch ein Status erreichbar ist, der wenigstensvorüber­

gehend finanziell dem eines Auszubildenden vergleichbar ist.

Soweit ein solcher finanzieller Anreiz aber fehlt - und das gilt

für zahlreiche Maßnahmen- wird es zu keiner wesentlichenVerän­

derung von Interaktions-und Problemlösungsstrategienkommen.

Legt man nun weiter zugrunde, daß von dem Erfordernis des Aspira­

tionsabbausin dieser Phase am stärkstenAbsolventender Schul­

formen auf den unteren Stufen der Bildungshierarchiebetroffen

sind, so ist besondersin der Gruppe der Jugendlichenohne Schul­

abschluß (Hauptschul- und Sonderschulabsolventen!mit größtem

"Abkühlungsdruck" und daher mit der stärkstenGefährdung, von

harten Selektionsmaßnahmenbetroffen zu werden, zu rechnen: Diese

Jugendlichenhaben die geringsten Chancen, ihre Aspirationen zu

verwirklichen und sind bereits durch Erfahrungenim allgemeinbil­

denden Schulsystemin die Rolle der "Versager" eingeübt. Außerdem
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treffen sie wohl auf die am wenigstenveränderten(Schul-)Bedin­
gungen. Gerade in dieser Gruppe ist daher parallel bzw. in Fort­
setzungzu Prozessenim allgemeinbildendenSchulsystem mit einer
(weiteren) Abdrängung in deviante/kriminelleRandständigkeitzu
rechnen, weil die betroffenenJugendlichenaußerdemim Elternhaus
erfahrenhaben, �d�a�~ Aspirationsverzichtletztlich nicht "belohnt"
wird.

Für den Bereich der Teilzeit-Berufsschulenfür Jungarbeiterund­
angestelltegestaltet sich vermutlich die Struktur des Aspirati­
'onsabbausinsofern anders, als Jugendlichehier bereits auf eine
qualifizierte Ausbildung verzichtet haben. Der Berufsschulbesuch
dient bei ihnen nur noch der "Ableistung" der Schulpflicht. Sie
werden sich dieser ihnen vermutlich sinnlos erscheinendenPflicht
daher soweit wie möglich zu entziehenversuchen,zumal die Sank­
tion des Scheiternsauf dem Ausbildungsstellenmarktfür sie nicht
mehr greift.

Ähnliches dürfte für erwerbsloseJugendlicheohne Ausbildungsver­
trag in Teilzeit-Berufsschulengelten. Auch für sie hat das Bil­
dungssystemseine Kontroll-Macht weitgehendeingebüßt, sie stehen
bereits auf der untersten Stufe der Statushierarchie.Es dürfte
bei ihnen so einerseitsoffiziell - im Sinne der Legitimations­
funktion des (Berufs-)Bildungssystems- um eine Wiedereingliede­
rung in den qualifizierenden Bildungsbereichgehen, d.h. um die
Vermittlung von Lern-/Ausbildungsmotivationund - .soweit das er­
folglos bleibt - im Sinne der Abkühlungsfunktionum eine Fest­
schreibungdes vorhandenenniedrigen Status. In der Mehrzahl die­
ser Fälle dürfte deshalbauf beiden Seiten das Interessebeste­
hen. daß es in erster Linie nur noch darum geht, möglichst rei­
bungslos die restliche Schulpflichtzeit zu überbrücken. Auf mas­
sive Selektionsprozessekann hier also verzichtet werden.

Wie bereits zum Teil angedeutet,liegt die Sondersituationjunger
Frauen zu den beschriebenendrei Kategorien der Berufsbildungmit
ihren je spezifischen Problemen quer. Dies wird schon aus der
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zahlenmäßigenVerteilung der Geschlechter auf die verschiedenen
Berufsbildungsmaßnahmendeutlich:

Tabelle 1

SchOler en berufsbildendenSchulennechSchulgettungen,Vorbildung (Schulebschlua)und Geschlecht
• Schuljehr1985/86 (Novelber 1985;Stedt Breien)
.._-----........-_......_-_...........__.........- .........._..--_......---........_--....._--........__ ..........................- ....._----........--_........-------_........_--_..

ohne Heuptschul- lit Heuptschulebschlul
ebschlul

I Inss. lnsg. insg.
..__.......- .._-_.........._------_..- ..- ....- .....-- ...--_...........----_.........---.........._-_.......--_......._.....-..........---....-_.........--_........_.......

Berufsschule,Teilzeit 8.756 11.895 20.651 140 18' 324 1.761 3.947 5.708
lit Ausbildungsvertreg

8FS qu 519 601 1.120 15 114 129 296 288 58'
BFS 2.283 773 3.056 669 98 767
Berufseufbeuschulen 23 55 78 23 55 78
SchulendesGesund- 763 129 892 '3 13 56
heitswesens
Fechschulen 352 70 m 12 12
Fechoberschulen 50' 659 1.163

8erufsschule,Tellzeit 748 800 I. 548 207 223 430 355 m 812
ohne Ausblldungsvertreg

BVJ, AVJ 29' m 6'9 255 308 533 69 '7 116
BGJ 165 791 956 36 36 79 436 515

sonstigeSchulen 467 658 1.125 49 73 122 125 287 412

........----_.........................................- ......................._---...._......._---...------_..--.................._................._......- ....__.............._..........._........
zuseuen: 14.874 16.786 31.660 637 938 1.575 3.420 5.6'0 9.060

Quelle:
Senetor fOr Bildung, Wissenscheft und Kunst Breien: Ausl8ndische SchOleren den beruflichenSchulen11
lendeBreien. TebelleVlll Unverllffentllchte Ausz8hlung"e1 B6. Eigene Berechnungen

Da junge Frauen neben schichtspezifischenzusätzlichgeschlechts­
spezifische Benachteiligungen zu verarbeiten haben, sind sie
trotz der durchschnittlichbesserenschulischenLeistungen, alle­
mal aber nach schulischemMißerfolg, in noch größeremUmfang von
Abkühlungsforderungenbetroffen als benachteiligte junge Männer.
Sie reagierenaber offenbar besondersanpassungsbereit,indem sie
sich verstärkt auf schulischeBerufsbildungeinlassenund so über
diesen (Um-)Weg �l�~�t�z�t�l�i�c�h Aspirationsverzichtleisten und den Weg
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der traditionellen weiblichen Normalbiographie gehen: Verzicht

auf Berufsarbeitzugunstenvon Ehe und Familienarbeit. So dürften

von stigmatisierenden Selektionen in dieser Phase nur wenige

Frauen betroffen sein, und zwar wiederum diejenigen, die bereits

im allgemeinbildendenSchulsystem mit deviantem Verhalten rea­

giert haben. Es ist anzunehmen,daß geradediese Frauen die ihnen

angebotenen traditionellen geschlechtsspezifischenBerufsfelder

zurückweisenund sich der Schulpflicht (und damit dem Anpassungs­

druck) entziehen. Dabei dürften die Zugriffsmöglichkeitender

,Kontrollinstanzen auf diese Frauen insofern begrenztsein, als

bei sexuellerDevianz das (übliche) Reaktionsmittel der öffent­

lichen Erziehung nur für unter 18jährige zur Verfügung steht, so

daß in diesem Bereich mit (quantitativ) weniger offiziellen Reak­

tionen zu rechnen ist. Wenn hier infolge des Fehlens der sonst

verstärkendwirkenden Instanzen-Reaktionendie Verfestigung ab­

weichenderVerhaltensmuster zumindestnicht von institutioneller

Seite begünstigtwird, bestehtdie Chance, daß Devianz aufgegeben

werden kann und diese jungen Frauen den Obergang in berufliche

Arbeitsfelder erreichen. Da sie aber nicht die gefordertenQuali­

fikationen nachweisen können, dürften sie von einem erheblichen

Ausmaß an Instabilität in ihrem Berufslebenbetroffen sein.

Zu 2.:

Beteiligung externer Institutionen an Selektionsprozessen

Ober das konkrete Zusammenwirkender Instanzensozialer Kontrolle

mit berufsbildenden Schulen fehlen bisher - soweit ersichtlich­

jegliche systematischenInformationen.

Aufgrund des Alters der Jugendlichen (Schwelle zur Volljährig­

keit) dürfte die Bedeutungder Jugendämterals Kontrollinstanzen

in der fraglichen Phase zurückgehen.Für die justiziellen Instan­

zen sozialer Kontrolle gilt vermutlich eher das Gegenteil: Wegen

der gerade in der Altersstufe der 16- bis 21jährigen besonders

hohen Kriminalitätsbelastung werden vor allem Ermittlungsorgane

im weiteren Sinne (neben der Polizei auch die Jugendgerichtshil­

fe) Kontakte zum Ausbildungsbereichsuchen. Kontakte zu Vollzeit­

Schulen werden so in den Fällen von den JustiZ-Organeninitiiert
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werden, in denen einzelne Jugendlichestrafrechtlich in Erschei­

nung getretensind. Die berufsbildenden Schulen dürften dann

- entsprechendder Funktion allgemeinbildenderSchulen - als In­

formationslieferantendienen. Von Teilzeit-Berufsschulenist

dies weniger zu erwarten, da durch den (zeitlich) reduzierten

Kontakt der Lehrer mit den Schülern Lehrer bzw. Schule weniger

Informationen liefern können.

Bei Auszubildenden werden die Kontrollinstanzenin erster Linie

Kontakt zu betrieblichenAusbildern suchen. Vermutlich ist die

Reaktion von Ausbildern gegenüberAuszubildendenauf solche Poli­

zei-/Justizkontaktevon der Haltung der Ausbilder gegenüberden

Kontrollinstanzen abhängig: Lediglich wenn Ausbilder Vorbehalte

gegenüberJustiz/Polizei haben, werden sie den Justiz-Kontakt

nicht den Auszubildendenanlasten.Ansonstenist mit einer Erhö­

hung des Abbruch-Risikos für die betroffenen Jugendlichenzu

rechnen. Darauf deuten auch die von männlichenAuszubildenden

angegebenenAbbruchgründe (hier insbesondere: Fehlverhaltenwäh­

rend der Ausbildung) hin.

Hinsichtlich der Beteiligung außerschulischerInstanzenan den

Selektionsprozessentritt im Bereich der beruflichen Bildung im

Gegensatz zur Situation bei den allgemeinbildendenSchulen als

weitere Institution die Berufsberatungsstelledes Arbeitsamtesin

Erscheinung.Bisher ist unklar, ob und wie diese Institution an

etwaigen Selektionsprozessenbeteiligt ist; daß sie zur Aspira­

tionsabkühlungnicht unwesentlichbeiträgt, haben die Befunde der

Berufswahlforschungbereits belegt. Diese Befunde lassenvermu­

ten, daß die Hauptfunktion der Berufsberatungdarin besteht, ei­

nerseitsdie Illusion bestehender Chancen auf dem Ausbildungs­

stellenmarktaufrechtzuerhalten(indem Jugendlichezu immer neuen

Anstrengungen,sich zu qualifizieren, ermutigt werden) und ande­

rerseitsdie real nicht vorhandenenChancenals Versagender Ju­

gendlichenzu kaschieren.In letztererFunktion ist zwar ein Eti­

kettierungsprozeßzu sehen, er knüpft aber wohl nicht unmittelbar

an konkretem Verhalten einzelnerBetroffener an. So ist zu vermu-
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ten, daß direkte Kommunikationskanälezwischen berufsbildendem

Schulsystemund Arbeitsämtern zur Kontrolle/Selektioneinzelner

Jugendlicher nicht bestehen. Der Einfluß der Arbeitsämterwird

vielmehr im Bereich der Information über und der Empfehlung von

bestimmte(n} Bildungsgänge(n} besondersgroß sein. Das bedeutet,

daß das Arbeitsamt auf Selektions-bzw. Kriminalisierungsprozesse

innerhalb und während laufender Bi1dungsmaßnahmenkeinen systema­

tischen Einfluß nehmen dürfte.

3.52 Untersuchungsmethodenund Arbeitsprogramm

Um die vermuteten Interdependenzenzwischen den verschiedenen

Interaktions-und Selektionsprozessenerfassen zu können und zu

verallgemeinerungsfähigenAussagen zu kommen, ist eine methodi-

sche Anlage der Studie auf mehrerenErhebungsebenenerforderlich.

3.521 Erhebungsrahmenund -methoden

Die Studie ist als Längsschnittuntersuchungmit einer Kombination

aus qualitativen und quantitativen Erhebungenkonzipiert; vorge­

sehensind mündliche und schriftliche Befragungensowie Aktenana­

lysen.

Zielpopulation sollen alle Schüler von Haupt- und Sonderschulen

der Stadt Bremen sein, die sich im Schuljahr 1988/89 im neunten

Pflichtschuljahrbefinden. Diese haben mit Abschluß diesesSchul­

jahres ihre Vollzeitschulpflicht erfüllt und stehenvor der Ent­

scheidung, ob und wie sie in die Berufsbildung eintreten; insbe­

sondereSchüler aus Haupt- und Sonderschulenverlassenzu diesem

frühestmöglichenZeitpunkt vielfach die allgemeinbildendenSchu­

len.

Die Größe dieser Gesamtpopulation(alle Haupt- und Sonderschüler

des Jahrganges1988/89 im neunten Pflichtschuljahr) läßt sich

aufgrund statistischer Angaben (StatLA Bremen, Allgemeinbildende

Schulen im Lande Bremen, BIlj/801 und eigener Berechnungenauf

ca. 1.200 Schüler schätzen.Die vorliegendenSchulstatistikener-
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lauben weiterhin den �S�c�h�l�u�~�, daß von diesen 1.200 Schülern etwa

zwei Drittel die (Haupt- oder Sonder-)Schulegünstigstenfallsmit

dem Hauptschulabschlußverlassen.

Die (zwölf jährige) Schulpflicht dieser Jugendlichen dürfte in

aller Regel �n�~�c�h weiteren zwei bis dreieinhalbJahren, also nach

Absolvierung einer entsprechendenZeit in Berufsbildungsmaßnah­

men, enden.

a) Kohortenbefragung

Daher ist geplant, daß die Befragungenim Mai/Juni 1989 (vor Ende

des neunten Pflichtschuljahres)mit der ersten Befragung einer

großen Kohorte von Jugendlichenmittels eines standardisierten

Instrumentsbeginnenund nach Ablauf der Schulpflichtzeit (1992)

mit einer ebenfalls standardisiertenBefragung enden. Bei der Ko­

horte handelt es sich um die leistungsschwächstenBremer Schüler

im 9. Pflichtschuljahr, die dann ihre allgemeinbildendeSchul­

laufbahn beendenund im Anschluß daran kaum berufsqualifizierende

Bildungsmaßnahmendurchlaufenwerden.

Untersucht werden sollte dabei die Gesamtheitaller Bremer Haupt­

und Sonderschüler(auch Auswärtige, reduziert um Schüler von Son­

derschulen für Behinderte, die nicht interviewfähig sind) im

neunten Pflichtschuljahr; bei diesen ca. 1.200 Schülern handelt

es sich im Durchschnitt um dann 15jährige (Geburtsjahrgang1973).

Bei der Zweiterhebungnach Beendigungder Schulpflicht wird es

sich demgegenüberum ca. 600 dann 18jährige Jugendlichehandeln,

die die allgemeinbildendeSchule nach dem neuntenPflichtschul­

jahr '!erlassen haben und als Berufsschü1er in Bremen geblieben

sind.

Ist eine �T�o�t�~�l�e�r�h�e�b�u�n�g von Jugendlichenin ihrem neuntenPflicht­

schuljahr nicht durchführbar (Datenschutzo.ä.), kann ersatzweise

nach dem Merkmal Alter (z.B. Jahrgang1973, das sind ca. 55 % des
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neunten Pflichtschuljahrgangs} oder Schuljahr (neunte Klasse)

ausgewähltwerden.

Diese Kohorte bildet dann diejenige Schülergruppe, bei der die

uns interessierendenSelektionsprozessemit der größten Wahr­

scheinlichkeit auftretendürften. Die Informationen. die von die­

sen Probandenzu erhalten sind, werden die Datenbasis für eine

quantitative Verlaufsstudie der beruflichen Bildung bereitstel­

len, bei der für verschiedeneEinmündungstypen(1. Befragung) die

späterenBerufsbildungsverläufeerhoben werden (2. Befragung).

Da für die standardisierte Befragung eine klassenweiseErhebung

am effizientestenerscheint, ist von der Schulaufsichtsbehörde

dafür das Einverständniseinzuholen; dies auch, um die Lehrer zur

Mithilfe bei der Durchführung zu motivie4en. Die Folgebefragung

findet privat statt. Die Zahl der Erstbefragtensollte möglichst

hoch sein, da über den Zeitraum .on drei Jahrenmit einern Schwund

von 30 bis 60 % gerechnetwerden muß (so hatte die lAB-Studie

1977-80 eine Ausschöpfungnach drei Jahrenvon 55 %; vgl. Sater­

dag!Stegmann1982: 453).

b) Stichprobenbefragung

Für die Erklärung der Verläufe von Berufsbildung wird eine quali­

tative Studie bei einer TeilstichprobeDaten bereitstellen.Denn

während die quantitativeBefragung wegen der notwendigenStandar­

disierung des Instrumentsnaturgemäß nur wenige Daten erfassen

kann, bieten leitfadengestützteInterviews die Möglichkeit, die

Handlungs- und Problemlösungsmusterder befragtenJugendlichen

während ihrer Statuspassagenvon der Schule über Berufsbildungs­

maßnahmenin den Beruf sowohl detaillierter als auch in ihrer

Prozeßhaftigkeitnachzuzeichnen.

Daher ist .aus der Populationder standardisiertBefragteneine

Gruppe von 60 Jugendlichenauszuwählen,die bereit sind, an den

Intensivinterviewsfür drei Jahre teilzunehmen.



222
Teilprojekt A 3
Schumannu.a.

Diese Teilstichprobe soll

Schüler, die erwarten, nach

rufsausbildung beginnen zu

Erstbefragungkeine Aussicht

Auswahlkriterium soll dabei

des Schülerssein.

aus zwei Untergruppenbestehen:30

Schulende eina qualifizierendeBe­

können und weitere 30, die bis zur

auf einen Ausbildungsplatzhaben.

zunächstdie subjektive Einschätzung

Es ist geplant, die Stichproben-Jugendlichenauf ihrem Weg durch

das Berufsbildungssystem im Halbjahres-Rhythmusmit leitfadenge­

stützten Interviews zu begleiten. Die Vorteile einer regelmäßigen

und vergleichsweisehäufigen Befragung (Erinnerungslückendürften

so bei den vermutlich wenig kontemplativen Haupt- und Sonder­

schulabsolventennoch relativ gering sein, so daß die Gefahr von

linearisiertenex-post-Rekonstruktionengemindert ist) überwiegen

dabei gegenüber der Gefahr von Reaktivität durch die vielfache

Thematisierungvon Problemen (zusammenfassendeKritik an "Haw­

thorne-Effekten" vgl. Rice 1982), zumal eine Beeinflussungdes

stark institutionalisiertenBerufsbildungswegesdurch Befragungen

nicht sehr wahrscheinlichist.

Als Erhebungszeitpunkte für die Intensivbefragungensind jeweils

die Monate Mai und November vorgesehen;diese Zeitpunkte erschei­

nen insofern als günstig, als sie jeweils im erstenund zweiten

Halbjahr eines Schuljahresliegen; auf diese Weise bestehtzu den

Zeugnis- und Prüfungsterminen ein so großer zeitlicher Abstand,

daß sich Konsequenzendaraus (Verarbeitungvon Erfolg/Mißerfolg

durch die Jugendlichen, Reaktionenund InterventionenDritter)

gegebenenfallsbereits abzeichnen.Lediglich die erste Stichpro­

benbefragungsoll im Juli/August (1989) stattfinden, da sie sich

an die Kohortenbefragunganschließt, die erst im Mai/Juni (mög­

lichst nah zum Ende der Schulzeit) stattfindenkann. Ein so spä­

ter Zeitpunkt erscheinthier deshalbsinnvoll, weil die Entschei­

dungen über den letztlich beschrittenenEinmündungswegin das Be­

rufsbildungssystemin der Gruppe von Jugendlichen mit geringen

Chancenund Wahlmöglichkeitenerst relativ kurz vor der Schulent­

lassung - bei zunehmendemEntscheidungsdruck- fallen wird. Kom-
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plikationen wegen urlaubsbedingterAbwesenheitensind in der an­

gezieltenGruppe eher unwahrscheinlich.

Da auch hier mit Ausfällen zu rechnen ist (Panelmortalitätl über

drei Jahre ca. 50 %; Heinz u.a. 1985: 56 ff.l und vor allem zu

erwarten ist, daß leistungsstärkereSchüler überproportionalver­

treten sein werden, soll diese Gruppe vor der dritten Welle der

qualitativen Befragung auf mindestens50 Jugendliche"aufgefüllt"

werden. Wenn möglich sollten danach alle Bildungsgängeetwa­

,gleichmäßig�b�~�s�e�t�z�t sein.

Aus forschungsökonomischenGründen sollen die Gespräche von den

Interviewern mitprotokolliert werden. Der Interviewleitfadenwird

dabei.zugleichals Protokollbogendienen und das Mitschreiben er­

leichtern. Um gegebenenfalls Lücken und Ungenauigkeitenim An­

schluß an das Interview korrigieren zu können, werden die Gesprä­

che zudem auf Tonband aufgenommen.Aufgabe der Interviewer ist es

dann, eine Lese-Fassungder von ihnen erstelltenProtokolle sowie

eine stichwortartigeZusammenfassungder wesentlichstenEreignis­

se seit dem letzten Interview anzufertigen.Diese Zusammenfassung

ist jedem späteren Interviewer vor dem nächstenInterview zur

Kenntnis zu geben, damit auf früher Begonnenesoder Angekündigtes

Bezug genommenwerden kann.

Zu Beginn des ersten Interviews ist ein kurzer Standardfragebogen

zu Lebenslaufund bisherigem Bildungsweg auszufüllen. Am Ende

eines jeden Interviews wird dem Probandenein kurzer, standardi­

sierter Delinquenzfragebogenausgehändigt;er sendetdiesen über

einen Verschlüsselungsumwegdem Projektteam selbst per Post zu,

um so die Anonymität des Befragten zu wahren. Weil bei einem Pro­

jekt mit dieser Thematik immer die Gefahr besteht, daß Polizei

oder StaatsanwaltschaftProjektmaterialbeschlagnahmen,muß durch

Anonymisierungdas Material für Ermittlungsverfahrenwertlos ge­

macht werden, und - soweit dies nicht vollständig möglich ist­

durch eine entsprechendeVereinbarungmit der Staatsanwaltschaft

vor deren Zugriff geschützt werden. Im übrigen ist von den Ju­

gendlichender Kohorte im Vorwege deren Einverständnisfür die
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Stichprobenbefragung.die elektronischeVerarbeitung ihrer Daten

und die spätereEinsichtnahmein ihre Bundeszentralregisterauszü­

ge einzuholen.

c) Befragung von Lehrern und Ausbildern

Zur Erfassung der institutionellen Perspektivebei den von den

Jugendlichengeschilderten Prozessensollen Lehrer und Ausbilder

aus dem Berufsbildungsbereichbefragt werden. Auf diese Weise be­

steht zugleich die Möglichkeit, deren alltagstheoretischeVor­

stellungen, Umgangs- und Interventionsformen zu erheben. Da die

Befragungen lediglich schul- bzw. betriebsbezogensein sollen.

reichen unter Umständenschriftliche Befragungenaus.

Die Befragung der Lehrer und Ausbilder soll innerhalb des zweiten

Forschungsjahresstattfinden. Der Umfang der Untersuchungsgruppe

soll relativ klein sein (etwa 30 innerschulischeund ,30 außer­

schulische Lehrer bzw. Ausbilder). Dabei soll es sich um jene

Ausbildungsstättenund Schulen handeln, die von den befragten

Jugendlichenbesuchtwerden.

d) Aktenanalyse

Zur Rekonstruktionvon Zuschreibungsimpulsenbzw. Interaktionsab­

läufen bezüglich Status und Kriminalität sollen schließlich auf

einer vierten ErhebungsebenefallbezogeneDaten aus behördlichen

Akten gesammeltwerden. Dabei ist in ersterLinie der Bereich der

Strafjustiz (Eintragungen im Bundeszentral-bzw. Erziehungsregi­

ster sowie Strafakten) von Interesse.Bei entsprechendenHinwei­

sen aus diesen Eintragungensind fakultativ auch Bewährungshilfe­

akten heranzuziehen.Für die Einsichtnahmesoll der Jugendliche

um Einwilligung gebetenwerden. um datenschutzrechtlicheProbleme

zu vermeiden. Die fraglichen Dateien sollen mit zeitlicher Verzö­

gerung (ein bis drei Jahre nach Interviewbeginn) eingesehenwer­

den, so daß nach Möglichkeit sämtliche Eintragungenaus dem ge-
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samtenErhebungszeitraum�e�r�f�a�~�t und mit der selbstberichtetenDe­

linquenz der Jugendlichenverglichen werden können.

Die Aktenanalysebetrifft nur die qualitativ befragtenJugendli­

9hen (Sampie ab Drittbefragung). Da dieser Erhebungsschrittaber

erst in der zweiten Förderungsphasedurchgeführt werden soll und

von den bis dahin vorliegendenDaten abhängt, ist die Ablaufpla­

nung dazu im gegenwärtigenZeitpunkt noch nicht möglich.

,3.522 Erhebungsinstrumente

Für die Erhebungendes erstenTeilprojektes sind einerseitsein

standardisierter Fragebogen und ein Leitfaden für Jugendliche,

andererseitsein Leitfaden für Lehrer/Ausbilderzu entwickeln.

a) StandardisierterFragebogen(1. Kohortenbefragung)

Der Fragebogenwird mit Items zum bisherigenBildungsweg beginnen

und mit demographischenAngaben enden. Der mittlere (Haupt-)Teil

des Fragebogenswird sich auf die gegenwärtigeVerarbeitungdurch

den Jugendlichenbzw. auf seine Zukunftserwartungenbeziehen.

Zu den einzelnenFragenkomplexen liegen in gewissemUmfang be­

reits erprobte Items, Skalen und Fragen aus anderen Studien vor,

auf die zurückgegriffenwerden kann (Holtappeis 1985; Heinz u.a.

1985; Hübner-Funk 1983; Tornow 1978; Winkelmann 1977; Projekt­

gruppe Jugendbüro 1977; Lösel 1975; Gipser 1975; Brusten/Hurrel­

mann 1974). Sie beziehen sich insbesondere auf Leistungsstatus

(Selbst- und Fremdbild), (abweichendes)Verhalten und bisherigen

Bildungsweg. Für die Problematik der Zukunftserwartungenliegen­

soweit ersichtlich noch keine verwendbarenstandardisierten

Fragen vor, so �d�a�~ diese ebensowie entsprechendeFragen zur Ver­

arbeitung von schulischenErfolgs- und �M�i�~�e�r�f�o�l�g�s�e�r�l�e�b�n�i�s�s�e�n neu

konstruiert werden müssen. Es wird daher erforderlich sein, den

gesamtenFragebogen in einem Pretestin je einer 9. Klasse einer

Haupt- und einer Sonderschulein Bremerhavenan N 60 Jugendli­

chen im Hinblick auf seine Güte zu prüfen.
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Der Fragebogen soll aus Einzelfragen, Itemlisten und Skalen be­

stehenund einen solchen Umfang haben, daß er in einer Zeit von

60 Minuten (1 Doppel-Unterrichtsstunde, von der 30 Minuten für

die Klärung organisatorischer Fragen etc. abgehen) bearbeitet

werden kann. Dies erscheint für die anvisierte Zielpopulation als

eine zu �b�e�w�ä�l�t�i�g�~�n�d�e Beanspruchung und für die Forschungsziele

als ausreichendes Volumen. Wie weit dies realisiert sein wird,

muß ebenfalls im Pretestkontrolliert werden.

b) Interviewleitfaden (Stichprobenbefragung)

Da in den qualitativen Interviews die Themen aus der Kohortenbe­

fragung vertieft angesprochenwerden sollen, wird es hier zu in­

haltlichen überschneidungender relevantenThemenkomplexein bei­

den Jugendlichen-Befragungenkommen. Schwerpunktmäßigsollen in

der Stichprobenbefragungaber Erfolgs- und Mißerfolgserlebnisse

mit (Berufs-)Bildung und deren Verarbeitung, gegebenenfallsin

Interaktion mit Dritten und Institutionen, in ihrem Prozeßverlauf

erfaßt werden.

Daher ist vorgesehen,die Interviews durch fünf mit dem Leitfaden

vorgegebeneThemenkomplexeinhaltlich zu strukturieren, innerhalb

dieser Struktur aber genügendSpielraum für die Darstellung eige­

ner Sichtweisendurch die Befragten zu lassen.

Im Hinblick auf diese Interviewtechnikwird auf die einschlägigen

Erfahrungenim Projektteam (vgl. oben 3.4) sowie auf in der Lite­

ratur dokumentierteähnliche Vorgehensweisen(Hopf 1978 und 1982.

Mühlfeld u.a. 1981) zurückgegriffen.

In bezug auf die jeweiligen Erhebungswellensoll die Leitfaden­

struktur grundsätzlichbeibehaltenwerden. um so die Vergleich­

barkeit der Daten zu gewährleisten.Dennoch ist die Notwendigkeit

gewisserVeränderungen zur Berücksichtigung der jeweiligen Sta­

dien des Berufsbildungsprozessesnicht auszuschließen.Zum gegen­

wärtigen Zeitpunkt kann allerdings lediglich davon ausgegangen
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werden, �d�a�~ derartige Veränderungensich auf Einzelaspekteder

Themenkomplexe(die selbst unverändert bleiben sollen) beziehen

werden. Es ist eine durchschnittlicheInterviewdauervon einer

Stunde vorgesehen.

c) Delinquenzfragebogen(Kohorten- und Stichprobenbefragung)

Zur Erhebung der selbstberichtetenDelinquenz kann auf einen

Fragebogen aus einer früheren Untersuchungdes Antragstellers

,(vgi. oben 3.4) zurückgegriffen werden. Dieser Fragebogen�m�ü�~�t�e

im Hinblick auf den hier gegebenenBezugsrahmen'Schule' bzw.

'Berufsbildungsinstitutionen'überarbeitet werden (in Anlehnung

an Items aus anderenrelevantenStudien, z.B. Holtappeis 1985).

d) Interviewleitfaden (Lehrer-/Ausbilderbefragung)

Diese Befragung steht einerseitsin direktem Zusammenhangzu Da­

ten aus den Schüler-Befragungen (insbesondereder Stichprobenbe­

fragung) und ist andererseitsdavon insofern unabhängig, als All­

tagstheorien speziell der angezielten Personengruppe�e�r�f�a�~�t wer­

den sollen.

Die Interviewtechnik soll derjenigenbei der Stichprobenbefragung

entsprechen(Strukturierung der Gespräche durch den Leitfaden).

Dabei sollen die Alltagstheorien der Befragtendurch das Stimu­

lieren zum Erzählen von eigenen, konkreten Erfahrungen ("Fall-Ge­

schichten") erhobenwerden, da sich dies in einer früheren Studie

einer Projektmitarbeiterinals hilfreich für'die Artikulation an­

sonstennur schwer formulierbarer theoretischer(Laien-)Vorste1­

lungen erwiesenhat. Auch die Lehrer-/Ausbi1derinterviewssollen

die Dauer von einer Stunde nicht überschreiten.

3.523 Variablenliste
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann lediglich eine vorläufige und

noch unvollständige Variablenlistevorgelegt werden. Dabei kann

in Teilbereichen auf bereits vorliegendesMaterial �z�u�r�ü�c�k�g�e�g�r�i�f�~

fen werden.
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a) Variablen der Kohorten- und Stichprobenbefragung

Variablengruppe1 (Bildungsweg und Aspirationen; unter Berück­
sichtigung von: Gipser 1975; Projektgruppe
Jugendbüro1977; Heinz u.a. 1985)

eigener Bildungsweg (Klassenwiederholungen,Schulübergänge,
Schulwechsel,-unterbrechungen)

Bildungsweg der Eltern �(�S�c�h�u�l�a�b�s�c�h�l�u�~�, beruflicher Bildungs­
weg, Bildungsstand)

Aspirationen (zukünftiger Bildungs- bzw. Berufsbildungsweg,
Berufswunsch)

Zukunftsperspektiven(Beruf, allgemeineLebenssituation).

Variablengruppe2 (Zugangschancen; unter Berücksichtigungvon:
Hübner-Funk 1983; Heinz u.a. 1985)

Kenntnisseüber eigene Berufsbildungsmöglichkeiten

Kenntnisseüber allgemeine �B�e�r�u�f�s�b�i�l�d�u�n�g�s�m�ö�g�l�i�c�h�k�e�i�~�e�n

Versuche, Zugang zu Berufsbildungsmöglichkeitenzu bekommen.

Variablengruppe3 (Situationsbewertung; unter Berücksichtigung
von: ProjektgruppeJugendbüro1977)

Einschätzungder gegenwärtigeneigenenBildungssituationals
positiv oder negativ

Einschätzungder gegenwärtigeneigenensozialenSituation als
positiv oder negativ (finanzielle Situation, familiäre Situa­
tion).

Variablengruppe4 (Problemwahrnehmungen und -verarbeitungen;
unter Berücksichtigung von: Brusten/Hurrel­
mann 1974; Projektgruppe Jugendbüro 1977;
Holtappels 1985)

Wahrnehmungvon innerschulischenoder Problemenan der Aus­
bildungsstelle �(�L�e�i�s�t�u�n�g�s�s�t�a�t�u�~�, Erfolg, soziale Kontakte,
Status-und Rollenzuweisungen)

Reaktionendes Jugendlichen(Problemlösungen,problemverhal­
tensweisenim Sinne von Devianz, Selbstwahrnehmung)

Einschätzungder eigenenProbleme und der Angemessenheitder
eigenenReaktionen darauf (Lösbarkeit allgemein, Erfolg der
eigenenReaktionen).
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Variablengruppe5 (Fremdinterventionen; unter Berücksichtigung
von: Holtappeis 1985)

Wahrnehmung von innerschulischen und Problemen im Ausbil­
dungsbereichdurch Dritte (Eltern, Erziehende, Peers)

Reaktionender Eltern/Erziehendenauf diese Probleme (posi­
tiv/negativ, Unterstützung,Fremdbild, Rollenzuschreibungenl

Reaktionender Eltern/Erziehendenauf die Lösungs-/Verarbei­
tungsversuchedes Jugendlichen(positiv/negativ ... )

Reaktionender Peers auf die Probleme (positiv/negativ, Soli­
darität, Konkurrenz)

Reaktionender Peers auf die Lösungs- und Verarbeitungsversu­
che des Jugendlichen(Bestärkung, Rollenzuschreibung)

Wahrnehmungvon Problemen auf institutioneller Ebene (Bil­
dungsinstitutionen,Sozialinstitutionen)

Reaktionender Instanzenauf die Probleme (Art der Reaktio­
nen, Einschätzungder Reaktionendurch den Jugendlichen)

Reaktionender Instanzenauf �~�i�e Lösungs- und Verarbeitungs­
versuche des Jugendlichen (Konfliktregulierung, Kontrolle,
Einschätzungder Reaktionendurch den Jugendlichen).

PersönlicheAngaben (Alter, Geschlecht,Beruf der Eltern, soziale

Lebensbedingungenwie Vollständigkeit der Familie, Wohnsituation

etc.) werden am Ende der Erhebung - in der Stichprobenbefragung

in der 1. Welle - erfragt.

Die Erhebung der Delinquenz soll in einem gesondertenFragebogen

erfolgen und sich auf zwei Variablenkomplexebeziehen:

schul-/ausbildungsstellenbezogeneDelinquenz ("Schwänzen",
Aggressivität in der Schule/amAusbildungsplatz,Manipulation
von Leistungsnachweisen,Manipulation von Zugangsvorausset­
zungen)

Delinquenz außerhalbdes Bildungsbereichs(übliche Delinquenz
Jugendlicher).

b) Variablen der Lehrer-/Ausbilderbefragung

Variablengruppe1 (Problemwahrnehmung und -definition; unter
Berücksichtigungvon: Winkelmann 1977; Tornow
1978)
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Wahrnehmung und Bewertung innerschulischer/-betrieblicher
Problemeder Jugendlichenallgemein

Wahrnehmungund Bewertung von konkreten innerschulischen/-be­
trieblichen Problemeneinzelner, bestimmterJugendlicher.

Variablengruppe2 (Erklärungsmuster, Alltagstheorien; unter
Berücksichtigungvon: Lösel 1975; Winkelmann
1977; Tornow 1978)

Erklärung der beschriebenenProbleme (Ursachen)

Einschätzungder beschriebenen Probleme (Bedeutung für den
Jugendlichen, Bedeutung für die Bildungsinstitution, Bedeu­
tung für Lehrer/Ausbilderselbst)

sinnvolle Reaktionen (eigenes Verhalten, Begründungdieses
Verhaltens am konkreten Beispiel, Einschätzungoffizieller
institutioneller Reaktionen, Einschätzung der Reaktionen
Dritter).

3.524 Auswertungsverfahren

a) Kohortenbefragung(quantitativeDaten)

Die standardisierterhobenenDaten werden für die EDV aufbereitet

und dann im Wege von Häufigkeitsauszählungen,Mittelwertsverglei­

chen und Korrelationsanalysensowie multivariaten Verfahren - je

nach Skalenniveauder Daten - ausgewertet.Dafür eigenet sich das

am Rechenzentrum der Universität Bremen implementierteProgramm

SPSS X, mit dem bereits Erfahrungen aus früheren Projektenvor­

liegen.

b) Stichproben-und Lehrer-/Ausbilderbefragung(qualitative Da-

ten)

Die Auswertung der qualitativen Interviews wird zum einen quanti­

tative Analysen auf niedrigem statistischenNiveau (Häufigkeits­

auszählungen)beinhalten, zum anderenund vor allem aber inhalts­

analytischerfolgen und sich so an den von Mühlfeld u.a (1981)

sowie Lenz (1986: 144 ff.) beschriebenen Vorgehensweisenorien­

tieren.

Aus forschungsökonomischenGründen wird allerdings auf die Er­

stellung vollständiger Interview-Transkripte verzichtet. Insbe-
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sonderezwingt dies zu einer Beschränkung der Analyse auf rein

verbal-inhaltliche (und nicht auch paralinguistische)Äußerungen.

Dies stellt sicherlich einen Verzicht auf eine grundsätzlich

lohnenswerterscheinendeAnalyseebene dar, zumal es thematisch

auch um Situations- und Verhaltensbewertungenbzw. um unter Um­

ständenweni9 bewußte Orientierungsmuster(Alltagstheorien) geht;

dennoch erscheint das ins Auge gefaßte Vorgehen vertretbar, da

auch die (nur) verbale Ebene der ÄußerungenausreichendMaterial

für eine Analyse liefern dürfte.

Nachdem aufgrund der Protokoll-Technik (vgl. oben 3.5.2.1) be­

reits zu Beginn der Analyse eine den Leitfadenthemenzugeordnete

Struktur der Interviews vorliegen wird, sollen im ersten Schritt

�d�a�h�e�~ die zentralenKategorien, die in den Interviews Verarbei­

tungs- und sonstigeMuster kennzeichnen,markiert werden. Dabei

werden sowohl hypothesengeleiteteals auch in den Protokollen neu

entdeckteKategorien zu verwendensein.

Im zweiten Schritt müssen dann Belegstellenin den �I�n�t�e�r�v�i�e�~�s

aufgesuchtwerden, die die innere Logik der geschildertenWahr­

nehmungs-und Verarbeitungsprozessekennzeichnen.Dabei ist diese

Logik auch hinsichtlich etwaiger Inkonsistenzenund Widersprüche

sowie der InterpretationenzentralerBegriffe (im konkreten Ein­

zelfall) zu prüfen.

Die so gefundene"Verarbeitungsgeschichte"ist im dritten Schritt

dann in verdichteterForm zu protokollieren (vgl. Langer 1985),

so daß für jeden Fall das jeweils zugrundeliegendeWahrnehmungs­

und Verarbeitungsmusterfestgehaltenwird.

Dies ermöglicht im vierten Schritt eine Typisierung der Muster

und im Wege der Quantifizierung- die Beschreibung des gesamten

Materials. Dabei wird zugleich die bisherige inhaltliche Analyse

noch einmal im Hinblick auf etwaige selektive Wahrnehmungbei der

Bearbeitungder einzelnenProtokolle kontrolliert.
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Erst im fünften Schritt werden die Protokolle zergliedert, d.h.

zur Erstellung eines Auswertungstextes werden Interviewstellen

aus den einzelnen Protokollen als Beleg für die beschriebenen

Muster herangezogen.

Dieses fünfstufige Vorgehen soll dazu dienen, die individuell ge­

äußerten, jedoch für die Gesamtgruppeder Befragten typischen

Wahrnehmungs-und Verarbeitungsmusterhinsichtlich der Risiken

und Probleme im Berufsbildungssystemin ihrer Regelhaftigkeitzu

erfassenund so zu zeigen, welche Muster in Kriminalisierungspro­

zessenmünden und welche diese harte Selektion entbehrlichma­

chen.

3.525 Zeitplan

1988 3. Quartal - weitere Literaturaufarbeitung
- Klärung der Datenschutzproblematik

4. Quartal - Entwicklung der Instrumentefür Kohorten- und
Stichprobenbefragung

- organisatorischeVorbereitungder Kohortenbe­
fragung

1989 1. Quartal - Pretest im Rahmen der Kohortenbefragungund
des Interviewleitfadens für die Stichproben­
befragung

- Auswertung der Pretests
- Erstellung der endgültigenFassungdes Frage-

bogens und des Interviewleitfadens
- Interviewerschulungfür die Stichprobenbefra­

gung

2. Quartal - Durchführung der Kohortenbefragung
- Stichprobenrekrutierung

3. Quartal - 1.Welle der Stichprobenbefragung (Juli/Au­
gust)

- erste Auswertungender Protokolle
- Vorbereitung der 2.Welle der Stichprobenbe-

fragungen
- EDV-gestützte Auswertung der Kohortenbefra­

gung

4. Quartal - 2.Welle der Stichprobenbefragung
- Konsistenzprüfung der Protokolle mit denen

der 1.Welle
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- Auswertung der Kohortenbefragungund Dokumen­
tation der Befunde

1990 1. Quartal - Dokumentationder Befunde der 1. und 2.Welle
der Stichprobenbefragung(Eintritt in das Be­
rufsbildungssystem)

- Auswertung der Stichproben-Datenin bezug auf
deren Bedeutung für die Lehrer-/Ausbilderbe­
fragung

- Auswertung der Stichproben-Datenin bezug auf
die Befunde der Kohortenbefragung und Doku­
mentationdieser Ergebnisse

2. Quartal - Auffüllen der Stichprobe für die 3.Welle der
Stichprobenbefragung

- Vorbereitung und Durchführung der 3.Welle der
Stichprobenbefragung

- Entwicklung des Interviewleitfadensfür die
Lehrer-/Ausbilderbefragung

- organisatorische Vorbereitung der Lehrer­
/Ausbilderbefragung

3. Quartal - Auswertung der Stichprobenbefragungfür die
bis zur 3.Welle ausgeschiedenenFälle

- Konsistenzprüfungder Protokolle der 3.Welle
mit der 1. und 2.Welle

- Pretestdes Interviewleitfadensfür die Leh­
rer-/Ausbilderbefragung

- Auswertung des Pretestsund Interviewerschu­
lung

4. Quartal - Vorbereitung der 4.Welle der Stichprobenbe-
fragung

- Durchführung der 4.Welle der Stichprobenbe-
fragung

- Durchführung der Lehrer-/Ausbilderbefragung

1991 1. Quartal - Konsistenzprüfungder Protokolle der 4.Welle
der Stichprobenbefragung

- Dokumentationder Befunde für einen Folgean­
trag-Auswertungder Daten der Lehrer-/Ausbil­
derbefragung

- Dokumentation der Befunde aus der Lehrer­
/Ausbilderbefragung

2. Quartal - Durchführung der 5.Welle der Stichprobenbe­
fragung

- Konsistenzprüfungder Protokolle der 5.Welle
- Integration aller bis dahin vorliegendenBe-

funde und Erstellung eines Endberichtesfür
das ersteTeilprojekt.
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1992/93/94

(unverbindlicheGrobplanungfür das zweite Teilprojekt)

6. und letzte Welle der Stichprobenerhebung(3. Quartal'91)
Auswertung der 3. - 6. Welle der Stichprobenerhebung
2. Kohortenbefragung(2. Quartal '92 nach dem Ende der Be­
rufsbildungsphasebzw. der Schulpflichtzeit)
Erhebungder Bundeszentralregistereintragungender Kohorte für
den gesamtenZeitraum seit der ersten Befragung und EDV-Ana­
lyse der Daten (3. und 4. Quartal '92)
Analyse von Strafakten der Stichprobeaus dem gesamtenEr­
hebungszeitraum(1. und 2. Quartal '93)
Gesamtauswertungund Integration sämtlicher Daten sowie Er­
stellung eines entsprechendenForschungsberichtes.

3.6 Stellung des Projektes im Forschungsprogrammdes Stb

Das Projekt trägt zur generellenProblematik des Sfb sowie zur

Fragestellungdes Teilbereichs 'übergänge vom Ausbildungs- ins

Erwerbssystem(A)' bei.

Generell erlaubt sein Längsschnittdesign(6-Wellen-Panel),die

prozeßhaftverlaufende Adaption vorn Statusdes Schülers in den

Status des Auszubildendenzu erfassenund dabei die Änderung der

Innenperspektive des persönlichen beruflichen Lebensentwurfs

festzuhalten.Die Übernahmeexterner Standpunkteüber die Reali­

sierbarkeit von Berufsausbildungenkann - gegebenenfalls in ge­

schlechtsspezifischenVarianten in Abhängigkeit von den Ein­

trittsebenenin die berufliche Bildung (dual, qualifizierende,

nicht-qualifizierende schulische Berufsausbildung) untersucht

werden. Ferner kann untersuchtwerden, wie sich ein als passager

gedachterLebensabschnittdadurch zu einer andauerndenLebenspha­

se verlängert, daß in nicht wenigen Fällen Ausbildungsschleifen

stattfinden. Die Folgen derartiger Erfahrungenfür die Identität,

insbesonderefür das Schicksal ursprünglicher Aspirationen und

die auf dem Hintergrund beruflicher Normalbiographienbewertete

eigene Berufsperspektive,können studiert werden.
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Zweitens ist das Projekt eine Ergänzung zu dem Vorhaben A 1. wo

eher erfolgreiche Berufsbildung im Vordergrund steht und der Be­

rufseintritt studiert werden soll. Im Falle des Projekts A 3 sind

eher die schulisch Mißerfolgreichenin der Obergangsphasezwi­

schen Schule und ErwerbslebenGegenstandder Betrachtung, so daß

beide Projekte füreinanderergänzendVergleichsmaßstäbedarstel­

len können.

Als autonomeLeistung für den Sfb vermag das Projekt ansatzweise

den Relevanzgrad von Lebensereignissen,die strafrechtlicheFol­

gen haben (können), für Start, Ablauf und Beendigungvon Erwerbs­

biographien einzuschätzen. Theoretisch ist eine Interdependenz

zwischen beruflichen bzw. Bildungserfolgen oder -mißerfolgen und

cooling-out-Prozessen (Goffman) durch Kriminalisierungen in der

Weise zu unterstellen,daß derartigeSelektionen zu Reduktionen

beruflicher Chancen führen und diese Chancenverkürzungengleich­

zeitig legitimieren, weil sie als gerechte Folge subjektiver

Schuld darstellbarwerden. Ob diese Interdependenzbereits zu Be­

ginn des Einstiegs in das Erwerbsleben besteht. kann untersucht

werden.
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stütztenAnalyse von Kohortendatensammeln konnte, wird zunächst

hauptsächlichfür die Organisationund Betreuung der Datenaufbe­

reitung und -analysemittels EDV im Rahmen der Kohortenbefragung

zuständig �s�e�~�~ __ i der Entwicklung der Instrumentebeteiligt er

sich insbesondere im Rahmen der Kohorten- und Lehrer-/Ausbilder­

befragung, wo er ebenfalls an der Datenerhebungund qualitativen

Auswertung mitwirkt.

3. Die studentischenHilfskräfte sollen insbesonderefür die qua­

litativen Interviews im Rahmen der Stichprobenbefragungzur Ver­

fügung stehen. Die arbeitsvertragliche Bindung der SHK an das

Projekt bietet die Möglichkeit, deren Verschwiegenheitim sensib­

len Bereich der Stichproben-Interviewszu gewährleistenund somit

Datenschutzproblemenzu begegnen.Außerdem ist so eine unmittel­

bare Rückkoppelungzwischen Interviewern und Team im Zusammenhang

mit der Protokoll-Erstellung und Fehlerkorrekturgewährleistet

(auf diese Notwendigkeit weisen auch Mühlfeld u.a. 1981: 328,

hin) .

3.72 Begründungder sAchlichen Verwaltungsausgaben

1988

Mittel für Neuanschaf­
fung von Kleingeräten
(515) sowie Verbrauchs­
material (522)

- aus der Grundaus-
stattung 1.650

- aus der Ergänzungs­
ausstattungbeantragt 4.500

1989

3.300

2.500

1990

3.300

1991

1.650

Grundausstattunq
Pro Jahr werden DM 3.300 für Bürobedarf sowie Kleingeräte zur
Durchführung der Untersuchung als Grundausstattungbereitges­
tellt. Außerdem wird eine monatliche Schreibkapazität von 20
Stundenangesetzt.

Erqänzunqsausstattunq
Neuanschaffungvon Kleingeräten (515):
Für die Durchführung der Interviews in der Stichproben-sowie der
Lehrer-/Ausbilderbefragungist die Anschaffung von drei Casset-
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tenrecordernund einem Abspielgerät (zusammenDM 1.500) erforder­
lich. Für die von den SHK bzw. den jeweiligen Interviewern selbst
zu erstellendenInterview-Protokollewerden zwei Schreibmaschinen
benötigt, die nach Möglichkeit an Textverarbeitungssystemean­
schließbarsein sollten (Anschaffungspreispro Gerät: DM 2.000).

Verbrauchsmaterial(522):
Die beantragten Mittel werden zur Ergänzungder Grundausstattung
für Büro- und Schreibmaterial, insbesondere für die Erstellung
der Erhebungsinstrumenteund die Auswertungsarbeiten,benötigt.
Es wird eine Summe von DM 1.000 für Toncassettenund EDV-Daten­
träger sowie DM 500 für kostenpflichtigeLiteraturanfragenund
Dateienabrufeveranschlagt.

Reisekosten(527):
Für die Durchführung eines Workshops zum bisher kaum beforschten
Themenkomplex 'Berufsbildungsrisiken und Devianz' nach der vier­
ten Stichprobenbefragungsollen international 10 Wissenschaft­
ler/innen eingeladen werden. Für Reisekostensind pro PersonDM
1.000 anzusetzen.Für den Besuch von Fachtagungensind jährlich
DM 2.000 veranschlagt.

Druckkosten (53la) :
Für den Druck der Fragebögenfür die Kohortenbefragungsind für
1.300 Exemplare a DM 2,-- insgesamtDM 2.600 anzusetzen:

Vervielfältigungskosten(531b):
Die beantragtenMittel sollen für die Entwicklung der Erhebungs­
instrumenteund die Auswertungsarbeitenim Team sowie die Erstel­
lung von Zwischenberichtenverwendet werden. Es ist mit einem
jährlichen Bedarf von DM 2.000 während der gesamtenFörderungs­
dauer zu rechnen.

Sonstiges (547):
Als Erhebungskosten werden Interview-Honorare für die Stichpro­
benbefragunganfallen. Sie stellen einerseitseinen Ausgleich für
die zeitintensiveKooperation mit dem Forschungsteamdar und sol­
len andererseitsgewährleisten,daß die Panelmortalitätmöglichst
gering bleibt. Pro Interview werden DM 10 gezahlt, so daß für 60
Probandenbei zwei Wellen pro Jahr DM 1.200 jährlich anfallen.

Für die Absicherungdes Datenschutzeswird ein Notariatsvertrag
zu schließen sein, der pauschalmit DM 5.000 für den gesamten
Erhebungszeitraumzu vergüten ist.

Mit dem Codieren und der Fehlerkorrekturder quantitativenDaten
(Kohortenbefragung)wird eine dritte Person zu beauftragensein.
Dadurch entstehenKosten von pauschalDM 3.000.

Auch für das Schreibendes Ergebnisberichtessoll ein Arbeitsauf­
trag an Dritte vergebenwerden. Dafür werden pauschal DM 800 an­
gesetzt.
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3.0 ProjektbereichB

Statuspassagenzwischen Reproduktions-und Erwerbsarbeit

3.01 ZusammenfassendeDarstellungdes Projektbereichs

Die im ProjektbereichB vorgeschlagenenTeilprojekte thematisie­

ren Statuspassagenund Risikolagen, die Veränderungenin der tra­

ditionsreichenZuweisung der Geschlechter entweder auf die Er­

werbsarbeitoder auf die Familienarbeitstrukturieren.Familiale

Arbeit wird als Teil der Reproduktionsarbeitaufgefaßt, die indi­

viduell in der Familie erbrachtwird, aber auch durch die Inan­

sprucnnahmesozialer Dienstleistungenerledigt werden kann, die

Familienarbeit ersetzen oder ergänzen.Jedochbleibt diese Art

von Tätigkeiten innerhalb und außerhalbder Familie normativ und

weitgehendauch faktisch an die weibliche Arbeitskraft gebunden.

Im Projektbereichwird davon ausgegangen,daß die an das männli­

che oder weibliche Geschlechtgeknüpfte institutionelle wie indi­

viduelle Aufgabenzuweisung in besondererWeise gesellschaftlich­

strukturellen wie subjektiv-individuellen Entwicklungen unter­

liegt. Diese Entwicklungen verteilen die Statuspassagenzwischen

Familien- und Erwerbsarbeit und damit verbundenenRisikolagen

nicht nur geschlechtsspezifisch,sondern stellen auch differie­

rende Handlungsanforderungenan die Strukturierungdieser Pas­

sagendurch Männer und Frauen. Dieser Fragestellung wird im

ProjektbereichB auf unterschiedlichenEbenen nachgegangen.

In kritischer Auseinandersetzungmit der These der "nachgeholten

Individualisierung" werden die Versuche von Frauen, ihre Beteili­

gung an der Erwerbsarbeit im Lebensverlauf auszuweiten.um die

individuelle Abhängigkeit von einem Familienernährerzu verrin­

gern, mit dem Ziel untersucht, inwiefern es sich hierbei um tat­

sächlich neue Handlungsstrategienhandelt oder ob Veränderungen

im Erwerbs- und �F�a�m�i�l�i�e�n�s�y�s�t�e�~ neue Zugangschancenund Existenz­

sicherungsformenermöglichen, die v.a. von Frauen bewußt wahrge­

nommen und vorangetriebenwerden.
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Zum einen wird retrospektiv - danach gefragt, wie sich die

"Phasenmodelle"als normative Vorgaben für den weiblichen Le­

benslauf zu den zwischen Erwerbsarbeitund familialer Reprodukti­

onsarbeitgestaltetenPassagenbei Frauen verhalten, die heute am

übergangin die Verrentung stehen. Zum anderenwird -prospektiv­

danach gefragt, welche Bedeutung verändertenErwerbsbedingungen

und familialen Gestaltungsmusternbei den erstenPassagenin die

Erwerbsarbeitbzw. in die Familiengründung bei jungen Frauen

heute zukommt.

Normativer wie grundlegenderstruktureller Wandel in der Einbin­

dung der Geschlechter in das Erwerbs- und/oder Familiensystem

dürfte auch für Verschiebungenin der männlichenNormalbiographie

sorgen, wie sie sich möglicherweisebereits in der Analyse der

Statuspassagenim ProjektbereichC abzeichnenwerden. In der über

den jetzigen Bewilligungszeitraum hinausreichendenPerspektive

ist entsprechend geplant, sich detailiert auch mit männlichen

Statuspassagenzwischen familialer Reproduktions- und Erwerbsar­

beit zu befassen.

Neben den zu analysierendenfaktischen Beteiligungsmusternund

den Veränderungen der geschlechtsspezifischenOrientierungen

manifestierensich Verschiebungstendenzenin der Organisationder

Reproduktionsarbeitals Erwerbsarbeit und als unentgeltlich zu

leistende private Arbeit, in Abhängigkeit von der monetären

Krise des Sozialstaatseinerseits und des überschusses an Ar­

beitskräftenandererseits.Viele sogenannteDienstleistungsberufe

lassensich als erwerbsmäßigorganisierteDienstleisungen und in

dieser Form als Alternative zur privat zu erbringendenfamilialen

Arbeitsleistungbegreifen. Hier zeichnet sich nicht nur eine

strukturelle Verschiebung in der geschlechtsspezifischenZuord­

nung der Arbeiten auf entsprechendberuflich qualifizierte Männer

oder Frauen, sondern auch eine besonderesubjektive Problematik

ab, die durch die doppelte Verwertbarkeit dieser Tätigkeiten als

private unentgeltliche Leistung und als Erwerbsarbeitgegeben
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ist. Von daher �~�o�m�m�t den Statuspassagenvon fachlich qualifi­

zierten Männern und Frauen in entsprechendeReproduktionstätig­

�~�e�i�t�e�n im Angleichungsprozeßzwischen männlichen und weiblichen

Lebensverläufeneine besondereBedeutungzu.

In der bestehenden Organisation von Reproduktions- und Er­

werbsarbeitzeigen sich im Gesellschaftsvergleichbundesdeutsche

Spezifika, die es herauszuarbeitengilt. Dieses geschiehtin

einer Analyse der Situation von Männern und Frauen, die aus der

DDR in die BRD zugewandertsind, für die eine Integration in das

hiesige Reproduktions- und Erwerbssystemgeschlechtsspezifisch

unterschiedlich und angesichts divergierender kultureller und

normativer Muster nicht konfliktlos verlaufen sein dürfte. Diese

besonderenProblematiken für die Bewältigung von Statuspassagen

von Migranten aus Erfahrungskontexten mit verschiedenenVertei­

lungsstrukturenzwischen Erwerbs-undReproduktionsarbeitenstehen

im Mittelpunkt eines Teilprojekts, werden aber in der zukünftigen

Forschungsarbeitdes ProjektbereichsB weiterverfolgt werden.

Die verschiedenen ForschungsthemendiesesProjektbereichszielen

auf die Analyse von Veränderungenin den Grundmusternvon Status­

passagenzwischen Erwerbs- und Reproduktionsarbeitim individuel­

len Lebensverlauf.Sie können als kritische Folie für die in den

anderenProjektbereichen analysiertenStatuspassagenund Risiko­

lagen dienen, die strukturell wie individuell auch als Bestand­

teile von männlichenbzw. weiblichen Lebenslaufmusternverstanden

werden müssen.
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3.02 BeantragteFörderungdes ProjektbereichsB
(Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr

97 B 1 B 2 B 3 B 4 Gesamt - 98

1988 45.720 40.585 59.100 87.700 233.105

1989 91.740 84.250 117.413 196.204 489.607

1990 97.040 80.950 140.400 167.700 486.090

1991 43.370 38.650 58.900 95.570 236.490
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt B 1

3.11 Thema: statussequenzenvon Frauen zwischen Erwerbsarbeit

und Familie

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Familien- und Berufssoziologie

3.12 Projektleitung:

ProfessorDr. Helga Krüger

Universität Bremen

Fachbereich11 (Arbeits- und Bildungswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel.: 0421/218-2175 (218-3001) (dienstlich)

0421/ (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderungdes Teilprojektes

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 41.870 3.850 - 45.720
1989 83.740 8.000 - 91.740
1990 83.740 13.300 - 97.040
1991 41.870 1.500 - 43.370
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3.2 Zusammenfassung

Der für Frauen gesellschaftlichnormierte Lebensentwurfstruktu­
riert sich durch die sequenzielleVerknüpfung von Berufs- und Fa­
milientätigkeit. Normative Konzepte weiblicher Lebensgestaltung
finden entsprechenddurchgängigihren Ausdruck in Phasenmodellen,
in denen die Erwerbs- und Familienrollen gesellschaftlichgerahmt
werden. Phasenmodellelassensich empirisch als wiederholte Pas­
sagen in die Erwerbsarbeitfassen. Diese unterliegenjedoch seit
ihrer Herausbildung deutlich Veränderungen und Verschiebungen.
Neue Untersuchungenzeigen, �d�a�~ die realisiertenLebensmusterzu­
nehmendweniger den normativ vorgegebenenSequenzierungenfolgen;
Frauen, vor allem junge Frauen, versuchen,dem Nacheinandervon
Beruf und Familie die gleichzeitigeVereinbarungentgegenzuset­
zen.

In dem hier intendierten Projekt werden die Verarbeitungsmuster
durch Familienphasen unterbrochener Statuspassagen in den
Arbeitsmarkt bei Frauen untersucht,die - während ihrer Erwerbs­
biographie - mit Veränderungen normativer weiblicher Lebensent­
würfe konfrontiert waren. Es handelt sich um Frauen, die nach
Ende des Zweiten Weltkrieges über eine Lehre für unterschiedliche
Arbeitsmarktsegmentequalifiziert wurden und heute am Ende ihrer
Erwerbsbiographiestehen. Sie gehören zu der erstenFrauengene­
ration, für die das von Myrdal/Klein formulierte Drei-Phasen-Mo­
delI (Berufsarbeitvor und nach der Familienphase)Realität er­
langt hat, während zur Zeit ihrer beruflichen Erstausbildungnoch
das Zwei-Phasen-Modell galt, das Erwerbstätigkeitlediglich als
Zwischenstadiumzwischen Schulendeund Familiengründungdefinier­
te. Ziel ist es, zum einen auf der Basis quantitativ-strukturel­
ler Erhebungendie Rahmenbedingungenüber die Beziehungvon Erst­
ausbildung, Ersteinstiegund wiederholten Rückkehrversuchenvon
Frauen in zentralen Segmenten des weiblichen berufsfachlichen
Arbeitsmarktesin ihrer Bedeutung für individuelle Arrangements
aufzuschlüsseln.Zum anderengilt es, anhandqualitativer Inter­
views mit ausgewähltenPersonen aus diesen Gruppen zu untersu­
chen, welche Orientierungen auf Erwerb und Beruf sie am Ende
ihrer Erwerbsbiographie entwickelt haben, in welches Verhältnis
sie Phasenmodelle und realisierte Sequenzierungen setzenund
welche Arrangements sie von der jüngeren Frauengeneration
erwarten.
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3.3 Stand der Forschung

Aufgrund ihres Lebensaltersbefinden sich die uns interessieren­

den Frauen, die in der unmittelbaren Nachkriegszeitihre Lehre

durchlaufenhaben und entsprechend um 1930 geborensind, poten­

tiell oder faktisch am Übergang in die Verrentung. Wie Analysen

der Erwerbsstatistiken belegen, zeigen Frauen diesesJahrganges

bereits in sehr ausgeprägtem�M�a�~�e das Erwerbsmusterder Dreipha­

sigkeit, dessen Zustandekommen sie mitgestaltethaben (Willms

1983; Schwarz 1985). Nicht erkennbar- und auch in anderenStu­

dien nicht untersucht- ist, ob auf der Seite der Subjekte beson­

dere Erwerbsorientierungenoder berufsfachlicheInteressenvorla­

gen, damit die Erwerbsarbeit in der sog. nachfamilialenPhase

wieder aufgenommenwerden konnte, auf welchen Statuskonfigurati­

onserfahrungender Wiedereinstieg/nichtvollzogene Wiedereinstieg

anknüpft und ob sich bei den Rückkehrerinnenauf diesenNeuein­

stieg eine kontinuierliche zweite Erwerbsarbeitsphasebis in die

Verrentung gründet. Nicht ausgemachtist auch, ob die Frauen, die

nicht als Wiedereinsteigerinnenin der Statistik auftreten, tat­

sächlich erwerbsarbeitsfreileben oder aber unterhalb der Versi­

cherungsgrenzeoder nur kurzfristig in den Arbeitsmarkt zurück­

gekehrt sind.

Naegele (1985) hebt in seiner die Forschungslagezum Übergang von

Frauen in die Verrentung zusammenfassendenStudie hervor, �d�a�~

Frauen, die aufgrund ihres Lebensaltersam Ende ihrer Erwerbsbio­

graphie stehen, in der Regel als unqualifizierte Arbeitnehmerin­

nen beschrieben werden und daß ihnen, �g�l�e�i�c�h�e�r�m�a�~�e�n wie den

nichterwerbstätigenälteren Frauen, unterstellt wird, �d�a�~ für sie

das endgültige Ausscheidenaus dem Erwerbsleben keine besondere

Problematik darstellt. Er konstatiert ein generelleswissen­

schaftlichesDesinteressean dieser Statuspassagefür Frauen, das

er aus der Dominanz traditioneller Rollenvorstellungenin der

Forschungerklärt. Hiernach sei die Frage nach der Bedeutungder

Berufsrolle für Frauen dieser Generation nicht relevant bzw.
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werde explizit negiert. Zum einen wird dabei davon ausgegangen,

daß die (Rückkehr in die) Hausfrauenrolleselbst in der nachfa­

milialen Phaseeine befriedigende Alternative sei. Zum anderen

scheint die Frage der Berufsorientierungdieser Frauen vernach­

lässigt werden zu können, da bei ungelernt und angelerntTätigen,

zu denen die älteren Arbeitnehmerinnen gezählt werden, aus

arbeitsinhaltlichenGründen von einer identitätsstiftendenFunk­

tion der Berufsarbeitwohl abgesehenwerden könne. Neuere Unter­

suchungenzeigen, daß dies für die un- und angelernt tätigen

Arbeiterinnen zumindest in der Familienphasenicht gilt (Becker­

Schmidt u.a. 1983).

Die Entwicklung/dasVorhandenseineiner beruflichen Orientierung

oder Identität für Frauen in der Altersgruppe, die an der Status­

passagein die Verrentung steht, ist eine ungeklärteForschungs­

frage. Abgesehenvon Karrierewegenbei hochqualifiziertenFrauen,

die als Ausnahme von der Regel gelten und auf eine ununterbroche­

ne berufliche Tätigkeit zurückblicken können, scheint unter der

Annahme der Familienorientierungals strukturierendemElement für

Statussequenzenauch die Beziehung von Erstausbildung,Erstein­

stieg und wiederholten Rückkehrversuchen als vernachlässigens­

wert.

Bündelt man jedoch die zahlreicheLiteratur, z.T. über die Le­

bensbedingungender Frauen nach 1945, z.T. über einzelne Phasen

ihres Lebens, z.T. aber auch über ihren Qualifikationsstandzu

Beginn der ersten Passage ins Erwerbsleben, so läßt sich der

Kenntnis!'tand über die Abfolgegestaltung im Lebenslaufder zu

untersuchendenKohorte weiter aufschlüsseln.

Als Problem zeigt sich, daß erst neuere Studien die Dynamik des

Zusammenhangsvon Familien- und Erwerbsmusternbei Frauen thema­

tisieren, und diese Untersuchungensich - aUßer in den Kohorten­

vergleichsstudien des Projektes "Lebensläufeund �W�o�h�l�f�a�h�r�t�s�~�n�t�­

wicklung" (SFB 3 der DFG) - empirisch überwiegendauf die jüngere

Frauengenerationbeziehen. Dennoch sind geradedie Ergebnisse
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dieser Studien für die hier zu verfolgendeFragestellungnach der

Gestaltungund Verarbeitungder Passagenzwischen Erwerbsarbeit

und Familie von großer Bedeutung. Sie dienen deshalb als Hinter­

grundfolie für die Aufarbeitung des Forschungsstandes,der nach

folgenden Problemebenengegliedert ist:

zur Erstausbildungals Basis für eine Erwerbsbiographiedie­
ser Frauen,

zur empirischen Verbreitung von Phasenmodellen,die Relevanz
für die Verarbeitungund Planung von Periodisierungenzwi­
schen Familie und Beruf/Erwerb für diese Frauen haben,

�z�~�m Zusammenhangvon Arbeitsmarktsegment/Tätigkeitsbereichim
Erstberuf und daraus resultierenden Sequenzierungenwährend
der Phasehoher familialer Belastungen,

zur Aussagekraftvon Statistikenbezüglich der Gestaltungvon
Statuspassagenbei Frauen.

Damit bleiben Studien etwa aus

unberücksichtigtwie die sehr

den Familienalltag von Frauen

Mittelpunkt gerückt haben.

der Familienzyklusforschungebenso

zahlreichenStudien, die entweder

oder ihr Erwerbsverhaltenin den

3.31 Zur Erstausbildungnach Kriegsende

Daß ältere Arbeitnehmerinnenin der Literatur durchweg als unqua­

lifizierte Arbeitskräfte erscheinen,wird als Verzicht auf eine

Erstausbildungund diesesals Ausdruck der Orientierung auf Ehe

und Familie als existentiellerVerso.gungsinstanzgewertet. Unter

der Annahme der primären Familienorientierung, diedas Zwei-Pha­

sen-Modell für Frauen gesellschaftlichnormierte, scheint das In­

teresseam schnellenGelderwerb als ungelernteArbeitskraft den

Vorrang zu haben gegenüber der Orientierung an einer Berufsbio­

graphie, die eine qualifizierte Erstausbildungvoraussetzt.

Die zentrale Bedeutungder beruflichen Erstplazierungfür die ge­

samte Erwerbsbiographiehat Blossfeld (1985a) anhand eines reprä-
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sentativenKohortenvergleichs der Jahrgänge1929-1931, 1939-1941

und 1949-1951 - und damit auch für die hier im Zentrum stehende

Altersgruppe empirisch belegen können. Nach diesen Daten

scheinen Erstausbildung und Berufseintritt den Berufsverlauf

nicht nur von Männern zu strukturieren, sonderngleichermaßen

auch von Frauen. Tölke (1986 b) weist auf gleicher Datenbasis

diesen Zusammenhang im weiblichen Lebenslaufnach, allerdings

aufgrund der Anlage der Auswertung als Kohortenvergleichbegrenzt

auf den Zeitraum zwischen Ausbildungsabschluß und dem 31.

Lebensjahr.Die dort erhobenen Daten weisen aus, daß rund 37 %

der zwischen 1929 und 1931 geborenenFrauen eine Berufsausbildung

abschließenkonnten, deren Dauer für Frauen mit Volksschulab­

schluß bei immerhin durchschnittlich 2,5 Jahrenlag. Es zeigt

sich, daß in Relation zur jüngerenKohorte die Wahrscheinlichkeit

der Erwerbsunterbrechungbei Familiengründung/Schwangerschaft

sehr hoch war, und zwar unabhängig davon, ob eine berufliche

Erstausbildungvorlag oder nicht.

Wie heutige Untersuchungenüber junge weibliche Arbeitskräfte be­

legen, kann die Realisierungeiner Erstausbildung auch bei weib­

lichen Arbeitskräften als Indiz für die Planung einer unabhängi­

gen Existenzsicherunggesehenwerden (Seidenspinner/Burger1982;

Allerbeck/Hoag 1986). Der Wunsch danach bzw. das de-facto-Bemühen

darum ist einhelliges Ergebnis der sich mit dieser Thematik be­

fassendenStudien (Mertens 1984; Heinz/Krüger u.a. 1985).

Dagegen liegen für die uns interessierende Kohorte der Frauen,

die unmittelbar nach Kriegsende in ein Ausbildungsverhältnisge­

treten sind, Daten über die Qualität und Struktur von Ausbil­

dungsverhältnissennicht vor. Erstes, zudem lückenhaftesamtli­

ches Statistikmaterial über berufliche Ausbildungsabschlüsse

datiert aus 1953 (Lempert 1971). Auch aus den Ergebnissender

oben genannten repräsentativen Lebenslaufstudie (Teilprojekt

"Lebensläufeund Wohlfahrtsentwicklung"des DFG Sonderforschungs­

bereichs 3: MikroanalytischeGrundlagender Gesellschaftspolitik)
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lassensich aufgrund der dort vorgenommenenBildungsabschluß-und

Berufsklassifikationen Informationen über Art und Umfang der

Lehrabschlüssenicht entnehmen. Lempert (1966) belegt auf der

Basis eigener Umfragen und Berechnungenregionaler und überregio­

naler Kammer- und Behördenberichte jedoch, daß 1950 der Anteil

der Lehr- und Anlernlinge in der Altersgruppeder 15-l9jährigen

Jugendlichenrund 28 % betrug (bei den Jungen 40 %, bei den

Mädchen 14 %); der Anteil der Mädchen stieg in den nachfolgenden

Jahrenauf 24 %. Dort finden sich auch nach Geschlechtund Lehr­

bzw. Anlernberuf differenzierte Daten über die Verteilung der

Auszubildendenauf die zehn am meisten besetztenAusbildungsbe­

rufe (Lempert: 1966: 78/79). Hiernach lagen mit deutlichem

Abstand von den nachfolgenden Ausbildungsverhältnissenin der

gesamtenZeitspannevon 1950-1963bei den weiblichen Jugendlichen

die Lehr- und Anlern-Ausbildung zur Industriekauffrau, zur

Einzelhandelskauffrau (Verkäuferin), zur Damenschneiderin,zur

Friseurin an der Spitze der Nennungen - bis auf die Ausbildung

zur Damenschneiderin, die später von dem erst 1958 offiziell

eingerichteten Ausbildungsgang zur Arzt- und Zahnarzthelferin

verdrängt wurde, also Besetzungen,die den heutigen Rangfolgen in

der Lehrausbildungvon Mädchen weitgehendentsprechen.

Der Studie von Schwarz (1982) zufolge hatten von den 1928-33 ge­

borenen Frauen im Jahr 1978 32,7 % eine Lehr- und Anlernausbil­

dung mit �A�b�s�c�h�l�u�~�. Dieser Prozentsatzist überraschendhoch; er

entspricht ungefähr dem der weiblichen Haupt- und Realschulab­

solventinneneines Jahrgangsheute, die unmittelbar nach Schul­

ende eine Lehre beginnenkönnen. Demnach wäre zwar der Allgemein­

bildungsstandder Frauen, aber nicht die tatsächlicheLehrbetei­

ligung gestiegen, sondern hätte bereits in der Nachkriegszeit

einen ähnlichen Stand erreicht wie heute. Diese Vermutung muß

jedoch als vorschnell zurückgewiesen werden, da aus den Zahlen

der uns interessierende Sachverhalt nicht beantwortetwerden

kann, ob die Berufsausbildungtatsächlichden Beginn/Einstiegin

die Erwerbsbiographieausmachteoder späternachgeholtwurde.
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Trotz des Fehlens entsprechender Daten gibt es Hinweise darauf,

daß im Widerspruch zum damals geltendenZwei-Phasen-Modell,das

die Familie für Frauen als dominanten Lebenshorizontdefinierte

und das der Berufstätigkeit im weiblichen Lebenszusammenhangeine

eher randständigeRolle zumaß, auch die damals jungen Mädchen

eine qualifizierte Berufstätigkeit anstrebten. Baumert (1952)

konstatiert in seiner Untersuchung, daß sie "in allen Schichten

immer mehr dazu neigen, nicht als Bürogehilfe oder ungelernteAr­

beiterinnenetwas Geld zu verdienen, sonderneinen gut fundierten

und aussichtsreichenBeruf zu erlernen" (ebd., 180). In die selbe

Richtung weist die Untersuchungvon Schubert (1984), der zufolge

selbst in der ersten NachkriegszeitFrauen keineswegsjede Art

von Tätigkeit annahmen:1949 lagen rund 40 % aller bei den Ar­

beitsämterngemeldeten offenen Stellen für weibliche Arbeitssu­

chende z.B. in der Rubrik "Hausgehilfinnen oder verwandte Beru­

fe", d.h. Angebote an frauentypische Ungelernten-Arbeit,die

Frauen - häufig unter Verzicht auf die Arbeitslosenunterstüt­

zung -in der Mehrzahl ablehnten.

3.32 Statussequenzenund Phasenmodelle

Statistikenüber das Erwerbsverhalten der Frauengeneration,die

nach Kriegsende in das Erwerbsleben traten, geben zwar keinen

Aufschluß über den Qualifikationsstanddieser Arbeitskräfte, be­

legen aber deren Bereitschaft, auch gegen die jeweils geltenden

Normalitätsentwürfeje nach Arbeitsmarktlageauf den Arbeitsmarkt

zurückzukehren.Verfolgt man die den Frauen zugewiesenenLebens­

konzepte über längere Zeitläufe, so lassen sich anhandder Er­

werbsstatistiken folgende Veränderungen konstatieren: Das bis

heute fortwirkende Drei-Phasen-Modell (Myrdal/Klein 1971) ent­

stand erst vor ca. 30 Jahren, d.h. mit Beginn des wirtschaftli­

chen Aufschwungesund entsprechendemArbeitskräftemangel.Seither

erfolgt die Rückkehr der Frauen nach einer erwerbsfreien Fami­

lienphasein das Erwerbsleben, und zwar - wie sich statistisch

zeigt - mit kontinuierlicher Verkürzung der Unterbrechungszeiten
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(Willms 1983). Das statistischeDatenmaterialweist übereinstim­

mend aus, daß sich sowohl die Dauer der erstenErwerbserfahrung

als auch der Zeitpunkt des erstenAusstiegesveränderthaben.

Nach Tölke (1986b) ist der Eintritt ins Erwerbsleben nach der

Ausbildung auch für die um 1930 geborenenFrauen der Normalfall:

Rund 90 % der Frauen mit unteren Bildungsabschlüssenverfügten

über eine durchschnittlicheErwerbserfahrung von 5,8 Jahrenbis

'zum erstenAusstieg. Der Erstausstiegerfolgte - in Obereinstim­

mung mit den am nationalsozialistischenLeitbild des Frauen- und

Mutterideals ausgerichteten schulischen Inhalten (vgl. Schmidt

u.a. 1985) - mit der Heirat, d.h. konform dem Zwei-Phasen-Modell.

War es zunächst (im Zwei-Phasen-Modell)die Eheschließung,die

den Ausstieg terminierte, ist im Drei-Phasen-Modell die Geburt

des ersten Kindes das Ausstiegsdatum(Nave-Herz 1984). In Bezug

auf die uns interessierendeGruppe der um 1930 Geborenendiffe­

rieren jedoch die Annahmen über das Erwerbsverhaltenin den

erstenEhejahren. Während Tölke (1986 a) zu dem Ergebnis kommt,

daß sich bereits für die hier zu untersuchendenFrauen der Pro­

zentsatz,der bis zum 30. Lebensjahr kontinuierlich erwerbstätig

war, erheblich vergrößerthat, macht Müller (1983) im Gegensatz

dazu erst die nach 1930 Geborenen als die Kohorte aus, die als

Ehefrauen, d.h. nach der Heirat weitergearbeitethaben. Willms

schließlich konstatiertdieses Phänomenerst für die noch um zehn

Jahre späterGeborenen.Hinweis darauf, daß für die 1930er Kohor­

te häufiger die Eheschließung/Haushaltsgründungals die Geburt

des Kindes/die Familiengründungausschlaggebendfür den Ausstieg

aus der Erwerbstätigkeitwar, finden sich auch in der qualitati­

ven Studie von Nave-Herz (1987), die u.a. das Erwerbsverhalten

unterschiedlicherHeiratskohortenin Abhängigkeit von der Geburt

des erstenKindes untersuchte.

Zugleich zeigt die ForschungslageDifferenzen zwischen normativem

und faktischem Verhalten bei verheiratetenFrauen dieser Alters­

gruppe auf. Dem Statement, daß das "Reich der Frauen '" ( ••• )
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der Haushalt sei, und alles andere Sache des Mannes" (Junker

1965: 397) stimmten Ende der 50er Jahre noch nahezu60 % der Ehe­

frauen und Mütter zu, während es faktisch sukzessive an Reali­

tätsgehaltverlor, wie Statistiken zur Erwerbstätigkeitauswei­

sen: die ErwerbsquoteverheirateterFrauen im erwerbsfähigenAl­

ter lag zwar 1950 noch bei nur 26,4 %, stieg aber 1961 schon auf

36,5 % und liegt 1980 bereits bei 49 % (Willms, in Müller/Willms/

Hand11983: 35; Born/Vollmer 1983). Diese Entwicklung ist auch

durch die vermehrteRückkehr der Frauengeneration zu erklären,

die in der erstenNachkriegszeitin das Erwerbslebeneingetreten

ist und die den normierten Lebenslauf mit Ersteinstiegund dem

familienbedingtenfolgenden Ausstieg durch den Wiedereinstiegden

neuen Bedingungendes Arbeitsmarktesangepaßthaben.

Hofbauer (1979) zeigt jedoch auf, daß die konkreten Lebens- und

Berufsverläufedieser Frauen keineswegs einheitlich der gesell­

schaftlich normierten Phasenstrukturierungzu folgen scheinen.Es

offenbarensich vielmehr deutlich unterschiedlicheMuster von Er­

werbsarbeitsbiographien,die zum Teil dem gültigen Konzept des

weiblichen Normal-Lebenslaufes entsprechen,ihm häufig aber auch

zuwider laufen. Nach dieser Studie hatte mehr als ein Drittel der

Frauen, die 1978 35 Jahre und älter waren und ein Kind hatten,

ihre Erwerbstätigkeitgar nicht unterbrochen. Von den Müttern,

die nicht kontinuierlich gearbeitethatten, sind ein Drittel nach

weniger als zehn Jahren, ein weiters Drittel nach mehr als zehn

Jahren, und nur ein Drittel gar nicht ins Erwerbslebenzurückge­

kehrt. Dem Forschungsstandist also zu entnehmen,daß für Teile

der uns interessierendenKohorte der Frauen Realität und norma­

tive Vorgabe durchausauseinanderklafften,und zwar sowohl bezüg­

lich des Zwei-Phasen-Modells als auch bezüglich der Dauer der

Erwerbsunterbrechungim Drei-Phasen-Modell (vgl. auch Hoerning/

Krais 1987). Ununtersucht geblieben ist jedoch, ob materielle

Notlagen oder die mit der Erstausbildung verbundeneobjektive

Chancenstruktur zur Ausdifferenzierung der Erwerbsbiographien

geführt haben und wie diese Ausdifferenzierungberufsinhaltlich
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bzw. tätigkeitsspezifisch ausgesehenhat. Diese Lücke läßt sich

auch durch die bereits erwähnte Lebenslaufstudienicht schließen,

da das detaillierte Nachzeichnen/Nachvollziehenberuflicher Wech­

sel nach Aussagender Autoren aufgrund der vorgenommenenDatenag­

gregationnicht möglich ist (Blossfeld 1985a). Genausowenig läßt

sich für die Wiedereinsteigerinnenin den Arbeitsmarkt ausmachen,

ob dieser erneuteEinstieg auf der Basis einer erworbenenberuf­

lichen Fachqualifikationim gleichen Arbeitsmarktsegmenterfolg­

te, oder aber unter Verlust der erworbenenQualifikation als un­

gelernteArbeitskraft. So läßt sich auch nicht erfassen, ob in

der beruflichen Erstausbildungentwickelte berufliche Orientie­

rungen spätere Arbeitsmarktarrangementsmitstrukturieren oder

diese vorrangig familiären und/oder ökonomischenEngpässenge­

schuldet sind.

3.33 Zum Zusammenhang von Arbeitsrnarktsegrnent/Tätigkeitsbereich
und Erwerbsbiographie

Die Frage nach der Koordination von Beruf und Familie ist ein

historisch neues Forschungsfeld. Wie neuere empirischeUnter­

suchungen zur Vereinbarkeitsproblematik von Familien- und Er­

werbsarbeitder heutigen Frauen/Mütter (Born/Vollmer 1983) und

zur Rekrutierungspraxis der Betriebe (Born 1981; Bednarz-Braun

1983) zeigen, strahlt der "erwartete" Normal-Lebenslaufvon männ­

lichen und weiblichen Arbeitskräften als faktische Verwertungs­

bedingungder Arbeitskraftanbieterauf die Erwerbsarbeitaus, und

zwar unabhängigvon der Obernahmenormativer Vorgaben in das sub­

jektive Planungsverhaltenund von konjunkturellen Entwicklungen

auf dem Arbeitsmarkt. Nach diesenUntersuchungenist nicht davon

auszugehen,daß der Ausstieg aus der Erwerbsarbeitund der Wech­

sel in die Familienarbeitallein subjektiv entwickeltenOrientie­

rungen folgt. Versuchedes gegenläufigenHandeIns decken struk­

turelle Grenzen auf (Born/Krüger u.a.1985; Krüger/Born u.a.1987).

Diese gelten, wie Kohli (1985) betont, sowohl für die Wiederein­

stiegsphaseder Frauen als ebensoschon für die vorfamiliale Er-
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werbsphasebeider Geschlechter und selbst für die inhaltliche

Ausrichtung der Erstqualifikation unterhalbder Akademikerebene

INienhaus 1982; Schlüter 1987).

Die geschlechtsspezifischeSegmentierung des Arbeitsmarktesist

in der Tat seit der Entstehung des Berufsbildungssytemsin die

berufliche Erstausbildungvon Frauen hineinverlängert:Lehrver­

hältnissevon Frauen im dualen System zielen heute zu rund 80 %

auf den Verkauf, die Verwaltungstätigkeit im Büro-, Industrie­

und Bankbereich, das Friseurhandwerk,den Arzt-/Zahnarzthelferin­

nen-Bereich; vollzeitschulischeAusbildungsgängeauf den Pflege­

und Erzieherbereich, auf die Assistentinnenberufe,wobei diese

Verteilung häufig als Ausdruck der Kompatibilität von klassischer

Frauenrolleund Berufsrolle interpretiertwird. Aktuelle Untersu­

chungen (Cremer 1984; Gottschall/Müller 1986; Goldmann/Müller

1987; Krüger/Born u.a. 1987) belegen jedoch, daß es auf der Basis

dieser Ausbildungsgängeunterschiedlichgelingt, Berufs- und Fa­

milienrolle de facto miteinander zu vereinbaren.So wird Frauen

in der Verwaltung, der Krankenpflege, der Kindererziehung,dem

Assistentinnenbereichüberwiegend über das Angebot von Teilzeit­

beschäftigungsverhältnissendie Möglichkeit gegeben, auch in der

Phase hoher Familienbelastungen selbst durch kleine Kinder die

Berufsarbeitaufrechtzuerhalten.Andere Segmentedes traditionel­

len frauenspezifischen Arbeitsmarktesbieten diese Möglichkeiten

nicht. Sie scheinenvon vornherein auf Eheverzicht IOstner/Beck­

Gernsheim1979) oder auf fristige Verfügbarkeit hin angelegt zu

sein (Ostner 1987). Vornehmlich gilt dies für jene Segmente, in

denen der "Atmosphärenwert" junger Frauen eine größereRolle

spielt als die berufsfachliche Qualifikation: so der Friseur-,

der Arzt-/Zahnarzthelferinnen-Bereich,der Verkauf. In diesen

kundenkontaktintensivenArbeitsfeldern herrschen Arbeitszeit­

strukturenvor, die sich mit der Kinderbetreuungnicht vereinba­

ren lassenund Frauen entsprechendmit der Mutterschaft zur Auf­

gabe ihrer qualifizierten Erwerbsarbeitzwingen. Die Betriebe re­

krutieren gleichbleibend junges und attraktives Personal, dem
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aufgrund fehlender innerbetrieblicherKarrierewegeund geringer

Entlohnung der Ausstieg während der Familienphasenahegelegt

wird.

Der Wiedereinstieg erfolgt in der Regel in andere Segmentedes

Arbeitsmarktes,unter Verlust der Erstqualifikation und stellt

sich damit für Frauen als erneuter Ersteinstiegdar. Wie Bornl

'Vollmer (1983) belegen, gelingt dieser Wiedereinstiegüberwiegend

nach arbeitsmarktstrukturellenVorgaben, und zwar weniger nach

Maßgabedes Qualifikationsniveaus als vielmehr in Abhängigkeit

der Arbeitszeitstruktur, des Tätigkeitsfeldesund des dortigen

Arbeitskräftebedarfs.Zu fragen ist, ob diese Regelungenbereits

für die Kohorte der um 1930 Geborenengegoltenhaben, da über die

Statuspassagender uns interessierendenFrauengenerationkeine

nach Arbeitsmarktsegment und segmentspezifischerQualifikation

differenziertenDaten vorliegen. Ungeklärt ist auch, inwieweit

frauenspezifische Beschäftigungsbereiche,in denen es Müttern

heute gelingt, sich - zumeist mit reduzierterStundenzahl - in

ihrer qualifizierten Berufstätigkeitzu "halten", entsprechende

Möglichkeiten für diese Frauengenerationboten, oder ob mit der

weiblichen Berufsausbildung i.d.R. verbundenenormative Vorgaben

(wie z.B. die Orientierung am Zwei-Phasen-Modell in der Kinder­

pflege- und -gärtnerinnenausbildungoder an mit dem Alter ver­

bundene Attraktivitätsvorstellungen) von vornherein in die

Periodisierungdes Erwerbsverlaufseinbezogenwerden.

3.34 Zur Aussagekratt von Statistiken bezüglich der Gestaltung
von Statuspassagen

Aus den obigen Studien über ausbildungs- und arbeitsmarktstuktu­

rell bedingte Normalitätsvorgaben für die weibliche Normalbio­

graphie, die anderenIntentionen Schranken setzt. erklärt sich

unter anderem, daß es zu einer Chancengleichheitfür Frauen auch

bei veränderter subjektiver Langfristperspektive auf den Erhalt
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des Erwerbsstatusnicht so ohne weiteres kommen kann, obwohl heu­

te einer zunehmendenZahl von Frauen nicht länger die nötigen

Qualifikationsvoraussetzungenfehlen, die für die Statuszuweisung

in spätere Karriereprozessevon determinierenderBedeutungsind

(Hurrelmann, Rodax 1985; Handl 1986). Blossfeld (1985) stößt auf

Widerspruch, wenn er aufgrund seiner Ergebnisse der Kohorten­

Vergleichsanalysefür die jüngste Kohorte der um 1950 Geborenen

von einer Angleichung im Beschäftigungssystemim Sinne von glei­

chen beruflichen Chancenspricht, die sich am geplantenObergang

in die Familie brechen. Handl (1986) zum Beispiel weist nach, daß

der Gesamtumfang geschlechtsspezifischerSegregation nach be­

ruflicher Stellung in der Kohortenfolge unverändert hoch geblie­

ben ist, obwohl sich die Berufsorientierungendeutlich erhöht ha­

ben und sich gerade "die aus Bildungsdifferenzenentstehende

teilberufliche Ungleichheit zwischen den Geschlechternverringert

hat" (Handl 1986: 131). Dieser Tatbestandkonnte solangeverdeckt

bleiben, wie geringe Erstqualifikation und Arbeitsmarktausstiege

von Frauen sich entsp:achen.

Angesichtsder vorliegendenStudien bleibt jedoch fraglich, in­

wieweit sich von einem nicht erfolgten Aufbau einer beruflichen

Kontinuität von Frauen mit abgeschlossenerBerufsausbildungauf

geplante bzw. subjektiv erwünschte Statuspassagenaus dem Er­

werbslebenin die Familie/ins Rentendaseinschließen läßt, bzw.

ob die Beibehaltungvon Beschäftigungsverhältnissenin der Phase

der Mutterschaft bzw. die Wiederaufnahme in der nachfamilialen

Phase auf fehlende Familienorientierungen verweisen. Vielmehr

verstärkensich anhand qualitativer Studien Hinweise auf die Ent­

wicklung zu einer flexiblen Orientierung auf Familie und Beruf,

ohne daß diese in Erwerbs- oder Arbeitslosenstatistikenihren

offiziellen Niederschlag fänden. Die Aussagekraftdieser Stati­

stiken ist bezüglich der Lebenslagevon Frauen in der familialen

wie nachfamilialenLebensphasenicht nur als gering und unpräzise

zu veranschlagen (Möller 1983), sonderndiese Daten können -so

stellt es Naegele (1983) für die älteren Arbeitnehmerinnenfest-
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ein völlig falsches Bild zeichnen, denn sie stützen zum einen

Deutungsmuster,die das Verhalten der Frauen als Ausdruck des Ge­

wollten bezeichnen.Neuere qualitative Untersuchungenzeigen zu­

dem, daß die - auch in Wissenschaftund Theoriebildung - stati­

stisch übliche Dichotomisierungder Frauen in Erwerbsarbeitsfreie

(= Hausfrauen) und Erwerbstätige (= Berufsfrauen) die Handlungs­

entwürfe und auch das von Frauen realisierteErwerbsverhalten

ohnehin nicht mehr angemessenabbilden (Becker-Schmidtu.a. 1983;

Krüger/Born u.a. 1987). Allerdings liegt die Erwerbsarbeitdieser

Frauen häufig unter der statistischenErfassungsgrenzein den

�G�r�a�u�z�~�n�e�n des Arbeitsmarktes,d.h. in ungeschützten,befristeten,

unterhalbder SozialversicherungsgrenzeliegendenArbeitsverhält­

nissen. Für die Lebenssituation heutiger älterer Arbeitnehmerin­

nen liegen weder für die aktuelle Situation noch für zurücklie­

gende lebensbiographischePhasen entsprechende Ergebnisseoder

auch Kenntnissevor. Dabei könnte dies in besonderemMaße für die

50er/Anfang 60er Jahregelten, als einer Zeit, in der Teilzeit­

arbeitsverhältnissenoch als Nebentätigkeitenbezeichnetund sta­

tistisch gar nicht dokumentiert wurden (Eckart 1986). Der sta­

tistische Tatbestand, daß 1950 die Erwerbsquoteverheirateter

Frauen 26,4 % betrug, erscheintdamit in einem anderenLicht.

Bezüglich der uns interessierendenFrauen, die nach Kriegsende

ins Erwerbsleben eingetretensind und die statistischals Proto­

typ der Realisierungzunächst des Zwei-Phasen-Modells, dann als

Protagonistinnen des Drei-Phasen-Modells gelten, liegen keine

Erkenntnissezur Verarbeitungder realisiertenArrangements/Sta­

tuspassagenzwischen Beruf und Familie vor, vor allem nicht in

Abhängigkeit von normativen und strukturellenVorgaben der beruf­

lichen Erstausbildung und vom Arbeitsmarktsegment,in dem diese

berufliche Qualifizierung erfolgte. Wertet man das Absolvieren/­

den Abschluß beruflicher �~�l�1�s�b�i�l�d�u�n�g als Indiz für berufliche

Orientierung, so ist davon auszugehen,daß trotz der relativ nie­

drigen Ausbildungs- und Erwerbsquote der Beruf für diese damals

jungen Mädchen eine nicht unbedeutende Rolle spielte, die
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Durchsetzung entsprechenderberuflicher Orientierungen jedoch

möglicherweise außerhalb der statistischen Erfassungsgrenzen

blieb, d.h. in einer hohen Erwerbsquotenicht offen zutage treten

konnte, oder aber an extremenLebenssituationen der Nachkriegs­

zeit oder den arbeitsmarktsegmentspezifischenStrukturbedingungen

scheiterte.Offen bleibt nicht nur die Frage nach der Funktion,

die Frauen, die unter den damals realistischwie normativ-konzep­

tionell erschwerten Bedingungen eine berufliche Erstausbildung

absolviert haben, dieser faktisch zugewiesenhaben, sondernauch,

welche Bedeutung der Berufstätigkeit als identitätsstiftendem

Moment heute - am Ende ihrer Erwerbstätigkeit- an der Statuspas­

sage in die Verrentung zukommt.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Das projektierte Forschungsvorhabenknüpft an eine Reihe von Vor­

arbeiten an. Als abgeschlosseneempirischeUntersuchungensind im

wesentlichenzu nennendie Studie "Arbeitsmarkt und Berufsfin­

dung" von Heinz/Krüger u.a. (1985), die Untersuchungvon Krüger/

Born u.a. (1987) zur Situation von Müttern mit unter drei Jahre

alten Kindern in Familie und Arbeitsmarkt sowie Arbeiten zur ge­

schlechtsspezifischenBerufsfeldentwicklung (Krüger 1981, 1986),

die im aktuell laufendenProjekt zu den "Konstitutionsbedingungen

von Frauenberufen"fortgesetztwerden.

Im Mittelpunkt der von 1978 bis 1983 durchgeführtenqualitativen

Längsschnittstudiezu Berufsfindung und Arbeitsmarkt standendie

Berufswunschentwicklungenund Berufswahlentscheidungenvon Haupt­

schülerinnenund Hauptschülernim Prozeß der Eingliederung in den

Arbeitsmarkt. Für die projektierte UntersuchungrelevanteErgeb­

nisse zum BerufsverhaltenJugendlicherbestehenzum einen in der

großen BedeutungarbeitsmarktstrukturellerVorgaben, die die Be­

rufs·wahl" entscheidend bestimmen, und der deutlichen Berufsori­

entierungweiblicher Jugendlicher ohne Festlegung auf typische
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Frauenberufe. Gleichzeitig offenbart die Untersuchungdas zähe

Festhaltenvon Mädchen an ihren Qualifikationsinteressenüber

verschiedeneEtappen nicht realisierterEinbindungenin Lehrver­

hältnissehinweg, ohne �d�a�~ die Alternativrolle Hausfrau als Aus­

weg aus diesen Enttäuschungenaufgegriffen würde.

Zielsetzungdes in der Zeit von 1982 bis 1985 durchgeführtenFor­

schungsprojekteszu den Lebensbedingungenvon Müttern mit unter

drei Jahre alten Kindern war es, die strukturellenVerflechtungen

zwischen sozialstaatlichenDienstleistungen.familialer Reproduk­

tionsarbeit. Arbeitsmarktzwängen und damit zusammenhängendenAr­

rangementsder Mütter auch kleinster Kinder bezüglich der Phasie­

rungen/Parallelisierungvon Haus- und Berufsarbeit zu analysie­

ren. Für das hier konzipierte Projekt besondersrelevant ist die

Tatsache, �d�a�~ selbst sog. typische Frauenberufesich sehr unter­

schiedlich mit Mutterpflichten verbinden lassen. Der Verbleib der

Frauen hängt in wesentlichem Maße von unternehmerischenStrate­

gien ab, die sich in der Gestaltungder Arbeitsplätzezeitstruk­

turell und arbeitsinhaltlichausdrückenund für einzelne Berufs­

gruppen variieren. AngebotsrelevanteDeterminanten, wie die Wün­

sche und Qualifikationen der Frauen, spielen eine eher nachgeord­

nete Rolle bzw. finden in quantitativ meßbaremVerhalten keinen

angemessenenNiederschlag.

Schließlich befaßt sich die aktuell laufende, von 1985 bis 1988

terminierte Studie zu "Konstitutionsbedingungenvon Frauenberufen

mittlerer Qualifikationsstufe"mit den qualifikatorischenund ar­

beitsmarktstrukturellenBedingungenfür die kontinuierliche Er­

werbsarbeitvon Frauen über einen Vergleich der Situation vor und

nach der aktuellen Arbeitsmarktkrise.Unter arbeitsmarkttheoreti­

scher Perspektive fragt das Projekt danach, ob und inwieweit das

Berufsfeld der Betreuer- und Erzieherberufeden in ihm beschäf­

tigten Frauen Kontinuierungschancenfür eine lebenslangeBerufs­

arbeit bietet; handelt es sich doch - und dies gilt es zu unter­

suchen - im Gegensatzzu anderenauf Fristigkeit angelegtenFrau-
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enberufenum eine qualifizierte Tätigkeit, die in Bezug auf Be­

zahlung, Karrieremuster und die Vereinbarkeit von Beruf und

Familie eine kontinuierliche lebenslange Berufsperspektive

ermöglicht.

Methodisch wurden/werden in allen drei Studien - wie es auch im

geplantenVorhaben konzipiert ist - quantitative Erhebungsinstru­

mente (strukturanalytische Untersuchungen des Ausbildungs- und

Arbeitsmarktes) mit qualitativen Methoden (problemzentriertesIn­

terview) und standardisierteUmfragen verknüpft.
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3.5

3.51

Ziele. Methoden. Arbeitsprogramm.Zeitplan
Forschungsziele

Im Zentrum des hier vorgeschlagenenProjektessteht die Analyse

subjektiverGestaltungs-und Verarbeitungsmustervon realisierten

Statuspassagenim Lebenslauf von Frauen zwischen Handlungs­

feldern. die je strukturell auf Kontinuität angelegtsind, aber

sich für Frauen i.d.R. nur durch sequenzielleArrangementsmit­

einanderverbinden lassen: die Erwerbs- und die Familienarbeit.

Zur Bewältigung der Sequenzierungenstehenfür Frauen normative

Vorgaben in Gestalt von "Phasen-Modellen" zur Verfügung, nach

denen diese Passagenantizipiert und legitimiert werden können.

Die Untersuchung ist auf die Obergangsgestaltungder Statusse­

quenzenvon Frauen zwischen Erwerbsarbeit und Familie einge­

grenzt. die ihre Erwerbsbiographie auf der Basis eines berufs­

qualifizierenden Ausbildungsabschlussesbeginnen konnten, die

Erwerbsarbeit familienbedingt mindestens einmal unterbrochen

haben und heute an der �S�c�~�w�e�l�l�e ins Rentnerinnendaseinstehen.

Der Begriff der Statusseguenzwird in diesem Projekt als be­

schreibendeKategorie für wie1erholte Beteiligungsverschiebungen

zwischen dem Familien- und Erwe"bssystembenutzt. Er umfaßt so­

wohl Konfigurationsveränderungeni, der Teilhabe an beiden Syste­

men als auch Statuswechseldurch die Aufgabe eines der beiden

Systeme. Damit geben wir eine in der Theoriebildungbereits er­

reichte Differenzierung (Levy 1977) wieder auf. um uns nicht den

Blick auf die empirische Passagengestaltungund auf über die

Wechsel hinausreichende,subjektive Verbindungslinien in den Le­

bensläufender Frauen zu verstellen, die es zu untersuchengilt.

Die Begrifflichkeit der "Phasen-Modelle" suggeriert - ebenfalls

vorschnell trennscharfe Periodisierungen im Lebenslaufvon
Frauen. Ihre empirische Entsprechung ließe sich zwar im soge­

nanntenZwei-Phasen-Modellfinden, wenn der Ausstieg der Frauen
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aus dem Erwerbssystemmit Gründung der eigenenFamilie �v�o�l�l�~�o�g�e�n

ist. Schon das Drei-Phasen-Modell enthält aber als kategoriale

Unschärfe, daß i.d.R. mit der Rückkehr in den Arbeitsmarkt die

Familie nicht aufgegebenwird, sich also Konfigurationsverände­

rungen und nicht Statuswechselvollziehen. Wie in der Referierung

des Forschungsstandesdokumentiert. ist es empirisch auch für die

erste Frauengenerationder Nachkriegszeit. für die das Drei-Pha­

sen-Modell Gültigkeit erlangte. nicht ausgemacht. inwieweit es

sich bei diesen Wechseln um das tatsächlicheVerlasseneines der

beiden Systemehandelt oder ob zeitliche Verschiebungenim Umfang

der Einbindung sowohl in das Familien- wie das Erwerbssystemvor­

liegen. Auch die mit diesen Modellen verbundeneVorstellung von

der Obernahme der Alternativrollen Hausfrau/Berufsfrau.die als

Ausdruck akzeptierter Statuswechsel interpretiert werden,

definieren unhinterfragt als subjektiv geplante Intention. was

als Ergebnis erzwungenerArrangementsbegriffen werden kann. Wir

gehen davon aus, daß es sich bei der theoretischenFassungdieser

Beteiligungsverschiebungenals "Phasen-Modelle"um nachträgliche

Normierungen oder gesellschaftliche Rahmungen von vor allem

arbeitsmarktstrukturellenVorgaben handelt.

Dennoch dürften diese Modelle gesellschaftlicherwarteterLebens­

laufmuster auch individuell normative Kraft besitzen: als nach­

trägliche Legitimierung durch die Bereitstellungvon Interpreta­

tionsmusternfür erlebte Statussequenzen.als bereits bestehende

Normierung für die Entwicklung von Orientierungsrahmen. die dann

Konfliktlagen erzeugen, wenn strukturelle Vorgaben abweichende

Handlungsmustererzwingen.

Forschungsergebnisselassenvermuten. daß die hier zu untersu­

chende Kohorte normativen Wechselbädernausgesetztwar und diesen

jeweils partiell entsprochenhat. Nach einer Berufsausbildungauf

Berufstätigkeit eingestellt. bedeutet der Ausstieg mit der Ehe

die Verabschiedung von Orientierungsmustern. die mit Wiederein­

stieg in die Erwerbsarbeit erneut aufgebautwerden mußten; dies

zu einem Zeitpunkt, zu dem das "Drei-Phasen-Modell"noch nicht
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zur normativen Legitimation des Wechselsvorlag. Zu untersuchen

ist,

durch welche Handlungsentwürfe das über vielfältige Sozia­
lisationsinstanzen vermittelte "Zwei-Phasen-Modell" außer
Kraft gesetztwurde - und zwar zu Beginn der Berufsausbildung
und beim Wiedereinstiegin die Erwerbsarbeit;

welche Bedeutung die Frauen den realisiertenSequenzierungen
heute, am Ende ihrer Erwerbsbiographie, für ihr eigenes
Selbstverständnisgeben;

wie sie die heute als neu definierten Muster der Verbindbar­
keit von Familie und Erwerbsarbeit der jüngerenGeneration
bewerten.

Auf die Erkenntnisseder referiertenUntersuchungenzur Rolle der

Erstausbildungfür den Aufbau einer Erwerbsbiographiegestützt,

lassensich diese Fragen zur Verbindung normativer und arbeits­

marktstrukturellerVorgaben im weiblichen Lebenslaufweiter dif­

ferenzieren, wenn wie in dem hier vorgeschlagenenProjekt­

nicht das Qualifikationsniveau,sonderndie Qualifikationsinhalte

in die Betrachtungeinbezogen werden. Wir untersuchendie Sta­

tussequenzenvon Frauen, die eine Erstausbildung in damals zen­

tralen Berufsfeldern durchlaufenhaben. Wir vermuten, daß hier­

durch für die Verarbeitungund Gestaltungder Obergängenormative

Definitionsangebote unterhalb der Phasen-Modellevorliegen, die

diese stützen und Verknüpfungsmuster zwischen Erwerbsarbeitund

Familie anbieten, die je nach faktischen Bedingungenaktiviert

werden können. Die hier zu untersuchendenFrauen haben durch die

Einmündung in eine Berufsausbildungeinen erstenSchritt zum Auf­

bau ihrer Erwerbsbiographiegetan. Jedochverbinden sich gerade

mit weiblichen Ausbildungsberufenauf den hier einbezogenenQua­

lifikationsniveausobjektive und subjektive Lebenslaufnormierun­

gen. Strukturell sind diese Berufe auf den fristigen Verbleib im

Erwerbssystemangelegt, da sie nicht mit Familienpflichten, v.a.

der Betreuung von kleinen Kindern, zu vereinbarensind. In den

Ausbildungsinhaltensind normative und berufsfachlicheVorgaben

verschmolzen,je nach Ausbildungsberufmit unterschiedlicherGe-
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wichtung und auf andere Segmenteder Frauenrollebezogen. Diese

besitzenidentitätsstiftende Elemente jenseitsund diesseitsdes

Arbeitsmarktes.Es ist davon auszugehen,daß ausgebildeteFrauen

selbst in der Erwerbsbiographie die andere Seite ihres Daseins

nicht vernachlässigenkönnen, bzw. in der Familienbiographiedie

Erwerbsorientierungnicht aufgeben. Es läge hier ein Erklärungs­

muster dafür vor, wie es trotz der weiten Verbreitung des "Zwei­

Phasen-Modells"als normativer Vorgabe gelingen konnte, bei Ar­

beitskräftebedarfauch diese Frauengenerationfür die Rückkehr in

den Arbeitsmarkt zu motivieren.

Allerdings sind je nach Arbeitsmarktsegmentund Berufsausbil­

dungsinhaltunterschiedlicheobjektive Chancen für Teilkontinui­

tät bzw. das Wiederanknüpfen an die erste Erwerbsarbeitsphase

gegeben, ebenso wie normative Vorgaben, die unterschiedliche

Verarbeitungsmuster für die Statussequenzgestaltungbeinhalten.

Begreifen wir die jeweilige Erstausbildungals Vermittlungsprozeß

zwischen den Verwertungsbedingungender weiblichen Arbeitskraft

auf dem Arbeitsmarkt und den Orientierungen auf Familie und

Erwerbsarbeit, lassensich die oben formulierten Forschungsfragen

weiter ausdifferenzieren.Zu fragen ist, welche Bedeutungder

jeweiligen Erstausbildung

a) für die faktische Gestaltungder Erwerbssequenzen,

b) für den Umgang mit Brüchen in der Erwerbsbiographieund ihrer
Reinterpretationals Phasen-Modelle,

d) für die Beurteilung erlebter oder beobachteterBemühungender
jüngeren Frauengenerationum eine entsprechendeErstausbil­
dung

zukommt.

Damit trägt das Projekt zur Analyse sich ändernderBeteiligungs­

muster von Frauen zwischen Erwerbs- und Familienarbeitbei, die

in der Wissenschaftals Angleichung in der Erwerbs- und Familien­

biographie der Geschlechterdiskutiert werden. Sie gilt als Er­

gebnis unterschiedlicherProzesse:So gelten die Angleichungsten-
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denzen in der weiblichen Normalbiographieals Ergebnis veränder­

ter beruflicher Orientierungender Frauen, die Angleichungsten­

tenzen in der männlichen Normalbiographie als Ergebnis von

Zwangsentwicklungenauf dem Arbeitsmarkt. Hier wird der Frage

nachgegangen, inwiefern bei Frauen ebenfalls arbeitsmarkt­

strukturell bedingt - Doppelstrategien nahegelegt und verfolgt

wurden und welche Rolle diese für die Eigenstrukturierungder

'Statuspassagenzwischen beiden Handlungsfeldernspielen. Gleichen

sich für diese Frauen am Obergangin den Ruhestanddie Verarbei­

tungsmusterdenen der Männer an, für die diese Statuspassageals

Bruch beschrieben wird, oder definieren sie sich auf dem Hinter­

grund'derVerarbeitungvon Alternativrollen als Akteure mit brei­

tem Verhaltensrepertoire?Zugespitzt formuliert: werden die Ge­

staltungsmusterdieser Frauen als nachgeholterIndividualisie­

rungsprozeßadäquat beschriebenoder sind sie eher Vorreiter für

die Entwicklung von Orientierungen, in denen Erwerbs- und Repro­

duktionsarbeitsich flexibel aufeinanderbeziehen?

3.52 Anlage der Untersuchung

Das Forschungsinteresse gilt der individuellen Verarbeitung

struktureller und normativer Vorgaben erlebter Statuskonfigura­

tionen in der Rückschau und damit der Analyse subjektiver Ober­

legungenund Handlungsweisender Frauen an verschiedenenStatio­

nen ihres Lebens. Zur Untersuchungder oben formulierten For­

schungsfragenwählen wir ein Forschungsdesign,in dem standardi­

sierte und qualitative Erhebungsmethodenso miteinanderverknüpft

werden, daß sich strukturelleHintergrund- und qualitative Daten

zur Interpretation individueller Sequenzgestaltungaufeinander

beziehenlassen.

Dabei kommt der Auswahl der in die Untersuchungeinzubeziehenden

Berufsgruppeneine besondereBedeutungzu. Diese folgt zum einen

dem Interesse,Frauen mit solchen Erstausbildungen in die Unter-
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suchung einzubeziehen, die seinerzeit quantitativ an der Spitze

der Lehr- und Anlernverhältnisselagen, und die zum anderensub­

jektiv wie strukturell unterschiedlicheVorgaben für die Gestal­

tung von Statussequenzenenthalten. Der oben vorgestelltenStudie

von Lempert (1966) ist zu entnehmen,daß 1950 vier Lehr- und An­

lernberufe mit deutlichemAbstand an der Spitze der zehn am mei­

ssten von Frauen besetzten Ausbildungsabschlüssestanden: Die

Einzelhandelskauffrau(später in der Stufenausbildung:Verkäufe­

rin), Industriekauffrau (qualifizierte Bürotätigkeit), die Damen­

schneiderinund die Friseurin. Bis auf die Ausbildung zur Damen­

schneiderin,die rund 15 Jahre später durch die Ausbildung zur

Arzt- und Zahnarzthelferin(offiziell als Ausbildungsgangeinge­

führt erst 1958) verdrängt wurde, handelt es sich um Frauenberu­

fe, die mit leicht verschobenerRangfolge auch heute noch an der

Spitze der weiblichen Ausbildungsberufestehen.

Betrachten wir diese Ausbildungsberufeunter dem Gesichtspunkt

der Verknüpfung von berufsfachlichen und rollenspezifischenAus­

bildungsinhalten,so steht das Attraktivitätsmusterbei Verkäufe­

rinnen deutlich im Vordergrund, gegenüberdem der häuslichenVer­

wertbarkeit der Fachqualifikation als Damenschneiderin;in der

Ausbildung zur Friseurin kombinieren sich diese beiden mit der

Frauenrolle verknüpften Leitbilder (Attraktivität/Verwertbarkeit

im Rahmen des familialen Tätigkeitsspektrums), während bei der

Ausbildung zur Industriekauffraudie berufsfachlicheSeite gegen­

über den unter dem Stichwort "Atmosphärenwert"zusammengefaßten

Erwartungen überwiegt. Bezüglich der Verbindbarkeitschancenmit

Familienaufgabenund der Möglichkeiten zum Wiedereinstiegsind

die Berufe der Verkäuferin und Friseurin als relativ gleich un­

günstig einzuschätzen;für Damenschneiderinnenverschärftesich

die Situation nach dem Ausbau industrieller Fertigungenextrem,

während auf dem Arbeitsmarkt für Büroberufe als erstesTeilzeit­

formen angeboten wurden und in diesem Arbeitsmarktsegmenteinge­

arbeitetesPersonalnicht so ohne weiteres durch jüngeresersetzt

wird.
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Die mit diesenvier Berufen verknüpften Normalitätsvorstellungen

und Chancenstrukturenkönnen durchausals typisch für Frauenberu­

fe damals wie heute gelten, sind aber unter systematischenGe­

sichtspunktenzu erweitern um die Berufsgruppedes Pflegens, Die­

nens, Helfens. Der Ausbildungsgangzur Kinderpflegerin/Kinder­

gärtnerin Iheute:Erzieherin) ist ein traditionellesBerufsbil­

dungsangebotfür Frauen, das sich am deutlichstenin den Ausbil-

'dungsinhaltenanden normativen Vorgaben des Zwei-Phasen-Modells

orientiert, gehörte es doch zum beruflichen Selbstverständnis,

daß Kinder nur im äußersten Notfall außer Haus erzogenwerden

sollten. Obwohl kein Zahlenmaterialüber die quantitativeVer­

teilung dieser Ausbildungsgängezur damaligen Zeit vorliegt - als

vollzeitschulischeAusbildungsgänge, bzw. in privater Hand lie­

gende Ausbildungenwerden sie in den Statistikender Ausbildungs­

berufe nicht geführt - nehmen wir den Ausbildungsgangzur Kinder­

pflegerin/-gärtnerinin die Untersuchung auf, um eine möglichst

große Bandbreite von beruflichen Ausbildungssituationenin die

Untersuchungeinzubeziehen.

Obwohl die Untersuchungals qualitative Studie angelegt ist, gilt

ein Teil der Forschungsarbeitder Erhebung struktureller Hinter­

grunddatenüber die individuelle Sequenzgestaltungder zu unter­

suchendenKohorte. Auf der strukturellenEbene fragen wir nach

der Beziehung von beruflicher Erstausbildungund Wiederaufnahme

der Erwerbstätigkeit sowie nach jeweiligen Arbeitsmarktsegment­

zuweisungen und Familienkonstellationen über die postalische

Befragung einer Stichprobe von Frauen, die eine entsprechende

Ausbild\1ng durchlaufen haben. Der Stichprobenumfangdient nicht

als statistisch auswertbareBasis über die quantitativeVertei­

lung von Merkmalsausprägungenin der Sequenzierungder Lebensläu­

fe dieser Kohorte, sondern der SondierungerwartbarerVarianzen

und grober Eckdatenüber die Sequenzgestaltung.Ziel ist es, für

die uns interessierendegeseltschaftlicheGruppe Rahmendatenüber

die Statussequenzenund Kontinuitätsbrüche zu erhalten, die es

gestatten,diese über die Sekundärauswertungbereits vorliegender
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Studien und v.a. vom SFB 3 zu erwartenderweiterer Ergebnissein

den größeren gesellschaftlichenRahmen der Sequenzierungweibli­

cher Erwerbsverläufeeinzuarbeiten.

Die Ergebnissedienen zugleich der Auswahl der Interviewpartne­

rinnen, die in die weitere Untersuchungeinbezogenwerden. Auch

hierzu benötigenwir einen Überblick über die Variabilität reali­

sierter Sequenzierungender zu untersuchendenFrauenkohorte,um

eine unbeabsichtigteKonzentrationder Fälle auf bestimmte Se­

quenzengestaltungenzu vermeiden. Es soll gesichertsein, daß

über das Auswahlverfahrenin die qualitative Datenerhebungeine

maximale Vielfalt in der Ausprägungder Lebenslaufmustereinbezo­

gen wird. Damit bietet sich die Möglichkeit, in einer begrenzten

Anzahl individueller Verläufe die wesentlichenGestaltungsformen

der Statussequenzierungfür die zu untersuchendeFrauenkohorte

vertretenzu haben.

Somit untergliedert sich die Untersuchungin zwei zeitlich auf­

einander folgende Teiluntersuchungen mit je unterschiedlichen

Methoden. Da die Methodenauswahl, die Stichprobenbestimmungund

die Auswertungsverfahren aufeinander abgestimmt sind, erfolgt

ihre Darstellung analog zur Anlage der Teiluntersuchungen.

3.521 TeiluntersuchungA: StandardisierteBefragung

Die standardisierte Befragung bezieht ein Sampie von Frauen in

die Untersuchungein, die nach einem auf der Basis der zu be­

rücksichtigendenAusbildungsberufegeschichtetenAuswahlverfahren

zusammengestelltwerden. Die für die Stichprobenziehungerforder­

lichen Prüfungsunterlagenbefinden sich bei den entsprechenden

Kammern bzw. vollzeitschulischen Ausbildungsstätten regional

archiviert. Von daher ist es forschungsökonomischsinnvoll, den

Zugang zur in die Untersuchung einzubeziehendenFrauenkohorte

über diesenWeg zu wählen (regionalisierteStichprobenziehung).
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a) Regionalauswahl

Es ist davon auszugehen,daß die ausgewähltenDienstleistungsbe­

rufe, die sich tendenziell den in der Region bestehendenAusbil­

dungsbedarfen anpassen, relativ ähnliche Startchancenfür den

Ersteinstieg ins Erwerbsleben bieten und zugleich bundesweit

nachgefragtsind, so daß die entsprechendqualifizierten Frauen
•

. auch bei späteremUmzug in ein anderesBundesgebiet ähnliche Be-

dingungenvorfinden. Allerdings gilt es zu berücksichtigen,daß

unabhängigvom regionalenArbeits- und Lehrstellenmarkt je nach

städtischemoder ländlichem Raum unterschiedlicheRollenvorstel­

lungen und normative Vorgaben für Frauen zu erwarten sind, die

sich im Ausbildungs- und Erwerbsverhaltenniederschlagenkönnen.

Deshalb werden �K�a�m�m�e�r�n�/�v�o�l�l�z�e�i�t�s�~�h�u�l�i�s�c�h�e Ausbildungsstätten

einer städtischen Region mittlerer Größe und einer Region mit

überwiegendländlichem Einzug der Auszubildendenin die Untersu­

chung einbezogen. Als städtischesVerdichtungsgebiethaben wir

uns für Bremen als dem Ort der Universität/Forschergruppeent­

schieden,da hier besondersgute Kontakte zu Vermittlungsagentu­

ren und Datenträgernbestehenund zugleich Kosten minimiert wer­

den können. Als ländliche Region planen wir, den Kammerbezirk

Osnabrück in die Untersuchungeinzubeziehen,ein Gebiet mit aus­

geprägt ländlicher Struktur und religiöser Einbindung.

b) Stichprobenumfangund -ziehung

Die pro Berufsgruppe/Abschlußjahrgangin den Kammern/Schulenar­

chivierten Unterlagender ausgewähltenKohorte bilden die Grund­

gesamtheit,aus der eine Stichprobevon mindestens500 Frauen ge­

zogen wird, deren Erwerbs-Arbeits-Sequenzenüber eine schriftli­

che Befragung erfaßt werden. Aus den nicht nach Geschlechtsor­

tierten Prüfungsunterlagenwerden solange Adressengezogen, bis

pro Berufsgruppe mindestens80 bis 100 Frauen gleichverteilt auf

die Regionen in die Untersuchungeinbezogenwerden können.
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Der Zugang zu den Frauen geschiehtüber die Adressenkarteiender

Kammern/Schulenund des Einwohnermeldeamtes.Durch diese Vermitt­

lungsagenturenerfolgt die Kontaktierung der Frauen auf daten­

schutzrechtlichzulässigeWeise anonymisiert.

Die Rücklaufquote soll 40 % pro Berufsgruppe/Regionnicht unter­

schreiten, um der erwartbaren Ausdifferenzierungin den Status­

passagenRechnung zu tragen. Bei Unterschreitungwird der Stich­

probenumfangdurch entsprechendeNachziehungerhöht.

c) Durchführung und Auswertung

Diese in die Stichprobe eingezogenen Frauen werden mit Hilfe

eines Fragebogens um die schriftliche Skizzierungder Erwerbs­

phasen gebeten (zeitlicher Beginn/Ende; �T�ä�t�i�g�k�e�i�t�s�b�e�~�e�i�c�h�e�/�B�e�­

rufsbezeichnungen; Erwerbsarbeitsumfangnach Lage der.Arbeits­

zeiten), ergänzt um Sozialdaten zur Familienkonstellation(Hei­

rat, Geburt der Kinder, Trennungen).

Die Auswertung dieser postalischen Befragung erfolgt für jede

Berufsgruppe/jedenAusbildungsberufund nach Stadt und ländlicher

Region zum Zeitpunkt der Erstausbildunggetrennt. Als Ergebnis

erwarten wir einen Oberblick über die Variationsbreiterealisier­

ter Erst- und Wiedereinstiege. Zugleich verweisen mögliche

Gleichzeitigkeitenin den Abfolgemustern innerhalb/zwischenden

Berufsgruppenauf die Relelvanz einzelnerFaktoren/Faktorengrup­

pen in der Strukturierungder Passagenabfolgen.Zeigen sich auf­

fällige Kumulationen von Aus- und Wiedereinstiegenunabhängigvon

Familien- oder Berufsdaten,werden entsprechendeSekundäranalysen

über den Arbeitsmarkt einbezogen.

3.522 TeiluntersuchungB: Qualitative Befragung

Stichprobenkonstruktionund Anlage der Befragungdienen der Son­

dierung individueller Varianten in den Gestaltungsmusternund
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ihren Folgen

rungs- bzw.

Vorgaben.

für die Bewertung und Herausbildungvon Kontinuisie­

Phasierungsstrategienauf der Basis struktureller

a) Stichprobenkonstruktion:

In das weitere Auswahlverfahreneinbezogenwerden jene Frauen,

. die auf dem an sich anonym auszufüllendenFragebogen der Teilun­

tersuchungA durch die Angabe ihrer Adresse ihre Bereitschaftzu

einer weiteren Zusammenarbeitsignalisiert haben. Die Zusammen­

setzungder Stichprobeerfolgt dann auf der Basis der Auswertung

der standardisierten Befragung. Berücksichtigt werden zunächst

alle Frauen, die während ihres Lebenslaufsverheiratetund mehr

als eine Passagezwischen Erwerbs- und Familienarbeitvollzogen

haben. Unter diesen werden nach strukturellenDifferenzen in der

Sequenzierungder StatuspassagenGruppen

Personen zusammengestellt (theoretisches

von je acht bis zehn

Auswahlverfahrennach

Glaser/Strauss1979). Als Differenzierungsmerkmal kommen Kombi­

nationen in den Statussequenzenin Betracht, deren endgültige

Zusammensetzungerst nach der Auswertung der schriftlichen Befra­

gung definitiv zu benennen ist. Es kann jedoch vermutet werden,

daß zu unterscheidensein wird zwischen Frauen, die

in ihrem Ausbildungsberufmit familienbedingtenUnterbrechun­
gen weitergearbeitethaben,

nach einer erwerbsarbeitsfreienFamilienphasein Tätigkeits­
bereichezurückgekehrtsind, die keinen Bezug zum Ausbil­
dungsberufhaben,

kontinuierlich, aber
lichen Aufgabenfeldern
tätig waren,

in lebensphasenspezifischunterschied­
und/oder Arbeitszeitvoluminaerwerbs-

nach der familienbedingten Unterbrechungnicht mehr in ein
sozialversicherungsrechtlichabgesichertes Erwerbslebenein­
gestiegensind.

Aus der Kombination der Differenzierungskriterienscheint es rea­

listisch, von einer Zahl von 40-60 Interviews auszugehen.Inner-
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halb der Gruppen ist darauf zu achten, daß die Berufszugehörig­

keit der Erstausbildungebensoberücksichtigtwird wie die fami­

lien- und ortsgebundenenBesonderheiten.Dadurch soll individuel­

len Mustern der Gestaltung der Passagen Raum gegeben, aber zu­

gleich dafür Sorge getragenwerden, daß die für die individuelle

Sequenzverarbeitungals relevant vermutetenHintergrundsvariablen

in ihrer Breite und Verschiedenartigkeitin die Untersuchungein­

bezogenwerden.

bl Erhebungsinstrument:

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen qualitative Interviews,

die retrospektiven Charakterhaben. Daraus resultierenbesondere

methodischeProbleme, da Lebenslaufbilanzierungenimmer auch Brü­

che und WidersprücheglättendenCharakterhaben, die �N�e�~�- und Um­

interpretationenaus der aktuellen Situation geschuldetsind. Sie

sind Teil der biographischen Konstruktionenund Deutungsmuster,

die am Ende der Erwerbsbiographievorherrschen.Von daher ist dem

Erhebungszeitpunktund der Anlage der Interviews besondereBedeu­

tung zuzumessen.

Erhebungszeitpunkt

Der Erhebungszeitpunktbietet sich aus drei Gründen als günstig

für die Durchführung eines Interviews an:

Die Frauen stehen am Obergangin die Verrentung und haben
vermutlich deshalbbereits entsprechende Versucheunternom­
men, ihre Erwerbsbiographie(Fehlzeitenund rentenversiche­
rungsrechtlichanerkanntebzw. neu geltende Zeiten wie Er­
ziehungsjahrel für sich selbst zu rekonstruieren;

Sie sind als ältere Generationmit den Statuspassagenvon
Töchtern/Söhnen, Schwiegertöchtern/-söhnen,Kolleginnen am
Arbeitsplatz, von Nachbarinnen, konfrontiert; entwedermit
Großmutterfunktion zur Unterstützung der Erwerbsbemühungen
der jüngeren Frauengeneration,zumindest aber mit deren Pro­
blemen und Entscheidungen,zurVereinbarkeitvon Kinderbetreu­
ung und Erwerbsarbeit;
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sie stehen, wenn sie zum Befragungszeitpunkterwerbstätig
sind, selbst am Wechsel in den Ruhestandund damit zur Rück­
kehr in die ausschließlicheFamilienarbeit.

Anlage der Interviews:

Um ausführliche Erzählungendes Lebens zu begrenzenund die vom

Interviewten vorzunehmendeBi1anzierungauf jene Problemlagenhin

'zu konzentrieren, über die wir Aufschluß erwarten zum Verhältnis

normativer Vorgaben, subjektiv entwickelter Handlungsstrategien

und ihre Beurteilung durch die Interviewten heute, wird als qua­

litatives Befragungsinstrument das problemzentrierteInterview

gewählt (Witze1 1982). Es handelt sich dabei um eine halb-stan­

dardisierteInterviewtechnik, die es erlaubt, die Gesprächsfüh­

rung auf vorn Forschervorab definierte Problemkomplexe/Zeiträume/

Erfahrungsdimensionendurch entsprechendethematischeVorgaben zu

zentrieren. Die Anlage des problemzentriertenInterviews läßt

narrative Passagen soweit zu, wie sie verständnisgenerierende

Funktionen haben, verfolgt aber - im Gegensatzzum narrativen In­

terview - die Ausdifferenzierung der Aussagen durch Nachfragen.

Diese Art der Gesprächsführung,die bereits in früheren Projekten

zu Statuspassagen(Berufsfindung und Arbeitsmarkt; Familienbela­

stung und Berufstätigkeitvon Müttern; vgl. 3.4) von uns erprobt

wurde, ermöglicht es, dem Interviewten als Experten in der eige­

nen Situation Definitionsfreiheit in der Sicht und Deutung der

angesprochenenThematik zu geben. Zugleich wird durch Rückfragen

und Konfrontation mit Fakten/Fragestellungenaus der allgemeinen

empirischenund theoretischenKenntnis der angegebenenProbleme­

benen eine schrittweise Vertiefung der während des Interviews

erhaltenenExplikationen angestrebt.Ziel ist es, die Interview­

ten zu weiteren Erklärungen des Problemzusammenhangeszu veran­

lassen und mißverständliche Interpretationen während des Ge­

sprächsvon den Interviewten weitestgehendausräumenzu lassen,

mit der Intention, die Problemsichtder Interviewten auch gegen

die Forscherinterpretationenzur Geltung zu bringen, sie zu son-
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dieren und zu vertiefen und durch die wechselseitigeVerständi­

gung nachträglichenInterpretationendes Gemeintenvorzubeugen.

Um die Rekonstruktionder faktischen Sequenzierungim Lebenslauf

der Interviewten zu erleichtern und das Gesprächzu entlasten.

basiert das Interview auf der schriftlichen Befragung zu den

wichtigsten Stationen im Lebenslauf, die schon der Auswahl der

Gesprächspartnerinnenzugrunde lag (dokumentengestützteRekapi­

tulation der Stationen).

Das Gesprächselbst beginnt mit der Sondierungzur Einschätzung

der aktuellen Situation und konfrontiert die dort erhaltenenIn­

terpretationenmit dem angegebenen Verlauf früherer Statuspassa­

gen. Der Leitfaden wird den über die schriftliche Befragung er­

haltenenGrunddaten jeweils angepaßt, setzt aber in jedem Falle

folgende Schwerpunkte:

heutige Verarbeitung des bevorstehenden,letzten Berufsaus­
stieges (Bezug auf Themenfeld: Ältere Arbeitnehmerinnen;Dop­
pelbelastung;Verrentung; befriedigendeLösung; Zukunftsper­
spektive)

Auseinandersetzenum die Aufnahme einer Erstqualifikation/
Handlungsschritte zu ihrer Realisierung (Bezug auf Themen­
feld: Erstqualifikation; Lebensentwürfe für Frauen damals;
Ausbildungsinhalte;Erwerbsdauer;Erwartung)

Bemühen um Aufrechterhaltungder erworbenenQualifikationen­
Orientierungenan eigenem Lebensentwurf (Bezug auf Themen­
feld: Erstqualifikation und Berufslaufbahn;Familiensituation
und Wiedereinstieg; Tätigkeitsbezug;Arbeitsmarktchancenund
finanzielle Situation)

berufsinhaltlicheAnsprüche und Amalgamierungmit normativen
Lebenslaufkonzepten (Bezug auf Themenfeld: Erwartungenan
�F�~�a�u�e�n in der Erstausbildung/derErwerbsarbeit;Verarbeitung
von Brüchen/Belastungen)

Probleme der Verbindbarkeit von Beruf und Familie im eigenen
Lebensentwurf/Beurteilungder Interessenlagenheutiger Frauen
an Kontinuität auf der Basis des selbst realisiertenModells
(Bezug zum Themenfeld: Phasenmodelle- Verbindbarkeitsansprü­
che der jüngerenGeneration; Umgang mit daraus resultierenden
neuen Anforderungenan die ältere Generation.
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Je nach Gesprächsverlaufund angebotenenVerknüpfungensowie je

nach struktureller Besonderheitdes Lebenslaufeswird sowohl die

Reihenfolgeals auch der Konkretionsgradin der Konfrontation den

berichtetenErfahrungenangepaßt.

cl Auswertungsverfahren

bie qualitativen Interviews werden, obwohl durch Problemvorgaben

strukturiert, eine erhebliche Komplexität aufweisen. Zugleich

werden ganze Passagenim Interview der Erschließungvon Kontext­

bedingungen gewidmet sein, die dem Interviewer nicht bekannt

sind. In der Auswertung sind wir sowohl auf Faktenaussagenzu den

einzelnenStatuspassagenals auch auf die Nachzeichnungvon Deu­

tungsmusternder Realität, Selbstkonzepten und Argumentationsfi­

guren angewiesen, um Handlungsmuster,verarbeiteteErfahrung und

Bewertungsdimensionenaus den Interviews herauszufiltern.Daher

ist es unabdingbar,die Interviews auf Tonträger aufzunehmenund

zu transkribieren.Das einzelne Interview sollte zwei Stunden

nicht überschreiten.

Um die Kosten für Transkriptionenmöglichst gering zu halten, er­

folgt die Auswertung der Interviews halbstandardisiert über ein

gestuftes Auswertungsverfahren. Zunächst werden 20 Interviews

vollständig transkribiert. Auf der Basis dieser vollständig vor­

liegendenInterviews, die jeweils im biographischenZusammenhang

zu interpretierensind, werden Auswertungsrastererstellt, die im

weiteren Schritt der Aufbereitung aller Interviews zur verglei­

chendenAuswertung dienen. Sie stellen das Gerüst dar, um aus dem

systematischen Vergleich der Einzelfälle zu Verallgemeinerungen

zu kommen und somit ein erstes theoretischesKonzept herauszuar­

beiten. Bei allen weiteren Interviews wird zwar auf das Tonband

nicht verzichtet, jedoch rekapituliert der Interviewer das Ge­

spräch in schriftlicher Form unter Berücksichtigungdes Auswer­

tungsrastersund unter Angaben der Tonbandlaufwerkzahlen.Hier­

nach kann die Transkription auf als besonderswichtig erachtete

Interviewpassagenbegrenztwerden.
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3.53 Arbeitsprogrammund Zeitplan

Die oben beschriebenen beiden Teiluntersuchungen und deren

Auswertung sind in folgende. sich über einen Zeitraum von drei

JahrenerstreckendeArbeitsschritteuntergliedert:

TeiluntersuchungA:

1.7.88­
30.9.88

1.10.88­
31.1.89

1.2.89­
31.7.89

1.8.89­
31.10.89

Nach Einarbeitungdes Teams: Vorbereitung der er­
sten Erhebungdurch Kontaktaufnahmezu Kammern/für
die Ausbildung zuständigenStellen zur Sondierung
des Datenstandes; endgültige Auswahl der ländlich
strukturiertenRegion; Instrumentenentwicklung

Kontaktierung der Kammern; Stichprobenziehungvon
Frauen aus den ausgewähltenAusbildungsberufen;
Organisation der Zugangsschritte (Kontaktierung
der Vermittlungsagenturen); Instrumentenentwick­
lung zur schriftlichen Befragung; parallel dazu:
Aufarbeitung des neuesten Forschungsstandeszur
weiblichen Status-Rollen-Konfiguration auf der
Basis von Sekundäranalysen

Schriftliche Befragung von rund 500 Frauen. die in
dem am stärkstenbesetzten Jahrgangzwischen 1945
und 1950 in einem der ausgewähltenBerufe ihre
Lehre abgeschlossenhaben zur Struktur ihrer Er­
werbs- und Familienbiographie; möglicherweise
Nachziehungder Stichprobe; Auswertung der Ergeb­
nisse

Parallelisierung/Vergleich der empirisch erfaßten
Phasierungen/Ergebnissemit der vorliegendenLi­
teratur zu Phasenmodellenund Statistikenzum Er­
werbsverhaltenvon Frauen

TeiluntersuchungB:

1.11.89­
31.1.90 Vorbereitungder Erhebung: Stichprobenkonstruktion

(theoretisches Sampling) und Entwicklung des In­
terviewleitfadensauf der Basis der Ergebnisse/
Kenntnisse aus den bisherigenArbeitsschritten;



1.2.90­
31.5.90

·1.6.90­
31.12.90

1.1.91­
30.6.91
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Auswahl und Kontaktierungder Interviewpartnerin­
nen

Durchführung und Transkription der Interviews;
während dieser Erhebungsphase:exemplarischeAus­
wertung der ersten (vollständig transkribierten)
Interviews im jeweils biographischenZusammenhang;
Auswahl und Festlegungder Teiltranskriptionen

Gesamtauswertung der qualitativen Erhebung.
Systematische Interpretation der Interviews;
Kategorisierungnach Themengebieten;Zuordnung der
Textabschnitte; systematische Vergleichsanalyse
und Verallgemeinerungder Argumentation

Erstellung des Endberichtes/Veröffentlichung
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3.6 Stellung innerhalb des Programmsdes Sondertorschungsbe­
reichs und weitere Perspektiven

Das Projekt erhält seinen besonderenZuschnitt durch die Inten­

tion, nicht eine einzelne Statuspassage,sondernAbfolgemuster in

wiederholtenPassagenin die Erwerbsarbeit zu untersuchen,die

den Lebenslauf von Frauen zwischen Erwerbsarbeitund Familie

strukturieren.Es erlaubt, einzelne Passagenals Teil eines Ge­

staltungs-und Verarbeitungsprozesseszu begreifen. der den Indi­

viduen besondereIntegrationsleistungenabverlangt. Die Ergebnis­

se tragen auf unterschiedlichen Ebenen zum Diskussionszusammen­

hang des SFB bei:

1) Die die weibliche NormalbiographiedefinierendenPassagenrege­

lungen in Form von "Phasenmodellen"zeigen deutliche Verschiebun­

gen seit ihrer Herausbildung in der Nachkriegszeit.Sie können

als Ausdruck des sozialen Wandels begriffen werden, dessenAus­

wirkung auf und Gestaltungdurch die Subjekteder SFB besondere

Aufmerksamkeit widmet. Inwiefern subjektive Arrangements und

nachträgliche Normierungen sich wechselseitig stützen und

hierüber als statisches "Phasenmodell" reinterpretiertwerden

kann, was der Dynamik gesellschaftlicherEntwicklungsprozessege­

schuldet ist, gilt es im Kontext der übrigen Projekte zu disku­

tieren.

2) Durch die Anlage des Projektesreicht die Analyse der Rahmen­

bedingungen und Verarbeitungsmuster einzelner Passagenin die

Nachkriegszeitund die daran anschließendeProsperitätsphasezu­

rück. Damit ergebensich erste Ansätze zu einem systematischen

Vergleich mit Passagengestaltungenheute, die Gegenstandeiner

Reihe anderer Projekte im SFB sind. Es zeigt sich, daß die den

damals jungen Frauen zur Verfügung stehendenAusbildungsberufe

inhaltlich und berufsfachlichden heute von Frauendurchlaufenen

Ausbildungsgängenentsprechen.Da bezüglich der Verknüpfung nor­

mativer und berufsfachlicherInhalte auch in den Ausbildungsgän-
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gen selbst kaum Veränderungen zu verzeichnen sind, ergebensich

hier unmittelbare Anknüpfungspunktefür vergleichendeAuswertun­

gen zu den Projekten A 1 (Obergänge zwischen Berufsbildung und

Erwerbsarbeit) und B 2 (Obergängevon Frauen zwischen Berufsbil­

dung, Erwerbsarbeitund Familie). Für die Kooperation mit letzte­

rem dürfte auch von Bedeutungsein, daß die in unseremProjekt im

Mittelpunkt stehendenFrauen als Mütter/Großmütter die Planung

und Verarbeitung von Kontinuitätsversuchen der jüngeren Frauen­

'generationzwischen Berufs- und Familienarbeitmit beeinflussen.

3) Das Projekt konzentriert sich auf Phasierungen im Lebenslauf

von Frauen. Wir erwarten, daß sich hierüber der Blick auf Diffe­

renzen/Ahnlichkeitenin der Passagengestaltungzwischen den Ge­

schlechternschärft. Hierüber läßt sich die dem SFB-Antrag zu­

grunde liegende Basisannahmeüber normative und faktische Diffe­

renzen in der männlichenund weiblichen Normalbiographieschritt­

weise konkretisieren.Die Ergebnisse erhaltenunmittelbareRele­

vanz für die Anlayse von Veränderungsprozessenin der männlichen

Normalbiographie, in der zunehmend Diskontinuitätenauftreten.

Diese werden unter dem Stichwort der Angleichung in der Erwerbs­

und Familienbiographieder Geschlechterdiskutiert.

Wir gehen davon aus, daß trotz zu erwartender Brüche in der Er­

werbsbiographievon Männern allein durch die ausbildungsbedingt

unterschiedlicheGestaltungder ersten Statuspassagein den Ar­

beitsmarkt geschlechtsspezifischunterschiedlicheVerarbeitungs­

muster in der Orientierung auf die Erwerbs- und Reproduktionsar­

beit verstärkt werden. Diese dürften für die Verarbeitungvon

Diskontinuitätenin der männlichen Erwerbsbiographie von nicht

unerheblicherBedeutung sein. Der Untersuchungdieser Fragestel­

lung gilt die zukünftig geplanteArbeit.
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gestellt. Für die Durchführung der Untersuchungist das Projekt

vor allem auf die aus der GrundausstattungbeantragtenAufnahme­

und Abspielgeräteangewiesen.

Ergänzungsausstattung

Verbrauchsmaterial(522)

Die beantragten Mittel werden zur Ergänzungder Grundausstattung

für Büro- und Schreibmaterial(Matritzen), besondersaber für die

benötigtenToncassettensowie die projektinhaltlich bedingtener­

höhten Telefonkosten (Sondierung, Auswahl, Kontaktierungder Kam­

merbezirke - Terminabsprachenmit den Interviewpartnerinnen)benö­

tigt. Entsprechendder unterschiedlichen Teiluntersuchungenist

mit einem in Bezug auf die einzelnenPostenvariablen Bedarf zu

rechnen, die Summe der Einzelbeträgewird sich jedoch insgesamt

konstant auf DM 1.800,-- jährlich belaufen.

Reisekosten(527)
Die Reisekostenschlüsselnsich - nach Haushaltsjahrenaufgeglie­
dert - wie folgt auf:

1988
Stichprobenziehungaus vorhandenemDatenmaterial (Prüfungsunter­
lagen der Ausbildungsverhältnisse)bei den Kammern/für die Aus­
bildung zuständigenStellen in einer ländlichen Region in Nord­
deutschland(z.B. Osnabrück). Es wird davon ausgegangen,daß sich
zwei Mitarbeiterinnendes Projektes dreimal fünf Tage in den
relevanten Institutionen aufhalten werden. Es wird dabei davon
ausgegangen,daß es sich um eine studentischeHilfskraft und eine
wissenschaftlicheMitarbeiterin handelt.

Obernachtungskostenplus Tagegeld
dreimal Hin- und Rückfahrt für zwei Personen
Dienstgeschäftein Bremen (der ausgewählten
städtischstrukturiertenRegion)
= ca.

DM 2055,-­
DM 348,--

DM 100,-­
DM 2500,--

1990
Zur Durchführung der qualitativen Interviews werden nach Möglich­
keit Interviewpartnerinnengewonnen, die in Bremen bzw. geringer
Entfernung zum UntersuchungsstandortBremen leben. Da die Inter­
viewpartnerinnennicht feststehen,kann bei der Kostenberechnung
lediglich von Schätzwerten/Durchschnittszahlenausgegangenwer­
den. Es wird zugrundegelegt,daß maximal fünf Personen in einer
Entfernung von 750 km leben und dort interviewt werden müssen,
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297
Teilprojekt B 1
Krüger u.a.

rund zehn Interviewpartnerinnenin einer Entfernung zwischen 300
und 500 km wohnen, zehn bis fünfzehn weitere potentielle Inter­
viewpartnerinnenzwischen 150 und 350 km Entfernung wohnen und 15
Frauen rund 150 km von Bremen entfernt wohnen. Es wird weiterhin
davon ausgegangen,�d�a�~ die Interviews jeweils von einer Mitarbei­
terin des Projektesdurchgeführtwerden.
An Fahrtkosten,Obernachtungenund Tagegeld
Fahrtkostenund Tagegeld (ohne Obernachtung)
�~ insgesamt

·In den Haushaltsjahren1989 und 1991 fallen voraussichtlichkeine
Reisekostenan. Für projektrelevante Tagungen und Fachkontakte
wird mit einem jährlichen konstantenBedarf von DM 500,-- pro
Haushaltsjahrgerechnet.

Vervieltiltigungskosten(531b)
Die über die Büro- und Verbrauchsmittelhinaus ausgewiesenenVer­
vielfältigungskostenfallen vor allem für die empirischenPhasen,
d.h, die Herstellung der Erhebungsinstrumente (Fragebogenzur
quantitativen Befragung, Begleitschreiben) und für die Auswer­
tungsarbeiten(vor allem der qualitativen Interviews) an. Darüber
hinaus ist mit erhöhtenVervielfältigungskostendurch das Abfas­
sen von Interviewberichtenzu rechnen. Geringe Vervielfältigungs­
kosten sind lediglich im erstenHaushaltsjahrzu veranschlagen.
Ansonstenwird von einem konstantenBedarf von DM 500,-- ausge­
gangen.

Sonstiges
a) Erhebungskosten
Erhebungskostenfallen 1989 für die �D�u�r�c�h�f�ü�h�r�u�n�g�~�e�r quantitati­
ven Befragung an (500 Personen). Im einzelnen handelt es sich
dabei um Portokostenfür die Verschickungder Fragebogenund der
entsprechendenRückantworten (ca, DM 1300,--); die kostenpflich­
tige Adressenfindungdurch das Einwohnermeldeamt(ca. DM 4000,--)
und die aus datenschutztechnischenGründen von einer Versandfirma
vorgenommeneVersandaktionder Fragebogen(ca. DM 250,--).
b) Schreibkosten/Transkriptionder Interviews 1990
Die beantragten Mittel werden für einen Teil der Transkription
der Interviews benötigt, die zu den laufendenSchreibarbeiten
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(Korrespondenz, Berichte. Veröffentlichungen) von den aus der

GrundausstattungbereitgestelltenSchreibkräftennicht übernommen

werden können, zumal durch die Anhäufung der Schreibarbeitenzu

einem bestimmten Zeitpunkt in der Projektarbeit Teile der

Transkriptionennach �a�u�~�e�n vergebenwerden müssen. Wir gehen da­

von aus, �d�a�~ die Transkription von Teilauszügenaus den Tonband­

protokollen von den Schreibkräftenübernommenwerden können, die

aus der Ergänzungsausstattungals Pool für mehrereTeilprojekte

eingefordertwerden.

Bei einer Gesamtzahlvon rund 1.600 Schreibseitenentfallen auf

diese Schreibkräfteaus dem SFB-Pool an zusätzlicherSchreibzeit

100 Stunden. Bei Veranschlagung eines Seitenpreisesvon DM 5.-­

in der �A�u�~�e�n�v�e�r�g�a�b�e verbleibt für die restliche Schreibarbeitvon

ungefähr 1.200 Seiten ein Kostenbedarfvon DM 6.000,--.
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3.2 Zusammenfassung

In der weiblichen Normalbiographieist neuerdings eine Destabil­

sierung durch zwei Elemente des sozialenWandels festzustellen.

Zum einen wirken sich strukturelle Risikolagen auf die Verhal­

tenssicherheitund die Einlösbarkeitder Kontinuitätserwartungin

beiden Lebensbereichender Frau (Familie und ErwerbsarbeitJaus.

Die Krise auf dem Arbeitsmarkt hat dazu gefuhrt, daß viele der

heute neu auf den Arbeitsmarkt tretenden Frauen auf die sich

ausbreitendenungeschutztenBeschäftigungsverhältnisseangewiesen

sind. Dazu tritt eine Strukturveränderungder Ehe- und Familien­

beziehung, die keine lebensgeschichtlicheKontinuität mehr

sichert. Damit stellt sich für die Frauendie Frage ihrer dauer­

haften Existenz- und sozialen Sicherungvollständig neu. Zum

zweiten richtet sich die subjektive Lebensplanung der jungen

Frauen keineswegs mehr eindeutig auf die Familie als zentralen

Lebensinhalt; fur sie sind Ausbildung und �E�r�w�e�r�b�s�~�ä�t�i�g�k�e�i�t

zentral.

Daraus ergeben sich die Forschungsfragennach der Bandbreiteder

Optionen, die junge Frauen heute in dieser Statuspassagehaben,

nach ihren Bewältigungs- und Handlungsstrategienangesichts

widerspruchlicherAnforderungs- und Bedingungsstrukturenund nach

der Stabilität der neuen - durch die Priorität der Erwerbsarbeit

gekennzeichneten- Lebensentwurfe der jungen Frauengeneration.

Welche der neuen Optionen beim übergangin Erwerbsarbeitund in

Ehe- und FamilienbeziehungversprechenKontinuität, welche können

zu tragenden Elementenvon in Zukunft verbreitetenund gültigen

weiblichen Lebenslaufmusternwerden? Die Optionen im übergangin

das Erwerbssystemsollen bei Frauen im Alter von 20 bis 25 Jahren

untersuchtwerden, die eine Berufsausbildungabgeschlossenhaben

und in einem instabilen oder ungeschütztenBeschäftigungsverhält­

nis stehen. Auf der strukturellenSeite werden Arbeitsmarktsitua­

tion, institutionelle Normen und Interventionenals Rahmenbedin­

gungen der Optionslogik und der Erwerbschancen dieser Gruppe

analysiertwerden.
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3.3 Stand der Forschung

3.31 Vorbemerkung

In den letzten Jahren hat die Arbeitsteilung zwischen den Ge­

schlechternin Beruf und Familie neue Konturen bekommen; die ge­

schlechtsspezifischenLebenslaufmuster lassensich nicht mehr so

klar wie noch in den Goer Jahrenvoneinander abgrenzen.Die Ver­

änderungdes Selbstverständnissesund des Verhaltensder Frauen

in Familie und Arbeitswelt ist ein wesentlichesElement des sozi-

. alen Wandels der letzten Jahrzehnte.Diese "subtle revolution"

(Gerson �8�5�)�i�s�~ an einer ganzenReihe von Entwicklungen beschreib­

bar; für die Lebenssituation junger Frauen sind in erster Linie

zu nennen:

im Bildungs- und Ausbildungsstandhaben die Frauen gleichge­
zogen, zum Teil sogar ein höheres Niveau erreicht als
gleichaltrige Männer,

die Erwerbsbeteiligung, v.a. auch von verheiratetenFrauen
und Frauen mit Kindern, steigt kontinuierlich an und ist
auch während der Arbeitsmarktkrisenicht zurückgegangen,

gegen konservativenWiderstand ist eine familien- und sozi­
alrecht1icheBesserstellungder Frauen durchgesetztworden,

die jungen Frauen haben für sich eigenständigeLebensformen
und neue Formen der Partnerbeziehungenentdeckt, und

die Planbarkeitvon Geburtenhat zu einem Rückgang der Kin­
derzahl geführt, zur Möglichkeit der freien Entscheidungfür
oder gegen eigene Kinder und der Planung des Zeitpunkts der
Familiengründung.

Wissenschaftlich reflektieren sich diese Veränderungenin der

Jugend- und Familiensoziologie, in der Arbeitsmarkt- und Sozial­

politikforschung, die der Frauenbeschäftigungund -arbeitslosig­

keit sowie der sozialen Sicherungder Frauen zunehmendAufmerk­

samkeit schenken, wie auch in der allgemeinenSoziologie, in der

sich ein eigener Zweig der Erforschungder Frauenarbeit in Beruf

und Familie etabliert hat und gesellschaftstheoretischeOberle­

gungen zur Integration der Frau in die Gesellschaft ("verspätete"

Individualisierung: Beck-Gernsheim83 a+b) angestelltwerden. Die

in der BiographieforschungentwickeltenThesen von der Auflösung

traditioneller Bindungen und vom Leben als "selbst zu gestalten-
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der Aufgabe", als "individuellem Projekt" (Kohli 86:185) gelten

für Frauen ebensowie für Männer. Dieser Wandel ist für Frauen

zugleich einschneidend und widersprüchlich; der Familienzyklus

als biographischer Rahmen (Haller 74, Müller 83) verliert an

Orientierungskraft,und ein gültiges Lebenslaufmuster, das von

der Erwerbsarbeit strukturiert wird, existiert für Frauen (noch)

nicht. Die für Arbeitsmarkt-Steuerungund Familienpolitik zustän­

digen Institutionen operierenauf der Grundlage von Normen und

Normalitätsunterstellungen,die die Frau in der Familie verorten.

Es ist nicht ausgemacht,ob in der gegenwärtigenUmbruchsituation

institutionelle Beharrungoder neue Lebensentwürfesich durchset­

zen werden. In welche Richtung dabei die Arbeitsmarktprozesse

weisen und ob die Zuständigkeit für die Familien- und Hausarbeit

weiterhin die weiblichen Erwerbsverläufeprägt, ist nicht ent­

schieden.

Wenn man davon ausgeht, daß diese Zuständigkeitnicht naturgege­

ben ist, sonderndaß es sich um soziale Zuweisungsprozessehan­

delt, muß nach den gesellschaftlichenStrukturen gefragt werden,

die die gesellschaftliche Arbeitsteilung bestimmen. Ober lange

Zeit hinweg wurden für die Entwicklung und Obernahme der Ge­

schlechtsrolle(vgl. kritisch Eckert 79) die Sozialisationspro­

zesseals entscheidendangesehen, die - in welcher Vermittlung

von Individuum und Gesellschaft auch immer - dazu führen, daß

Frauen ihr Leben auf Ehe, Familie und Hausarbeit ausrichten. In

dieser Sichtweisewaren die Arbeitsmarktstrukturen,in denen sich

die Arbeitsteilung zwischen Produktion und Reproduktionwider­

spiegelt, nur Ausdruck und Folge dieser Sozialisationund des

Handeins der Frauen selbst. Diese Erklärung spielt in der Diskus­

sion der Berufswahl von Mädchen, die zu einer scheinbarfreien

Einmündung in frauenspezifischeBerufe führt, nach wie vor eine

große Rolle (Neuendorff-Bub 79), ebensowie beispielweisein der

Erklärung der geringen Zahl von Frauen in Aufstiegspositionen.

Die Forschungenzur Segmentationdes Arbeitsmarktes (zusammenfas­
send: Sengenberger 87, zum "weiblichen" Segment: Beck-Gernsheim
76, Hofbauer 78a+b, Lappe 82), zur Verteilung auf Berufsgruppen
und Arbeitsmarktsegmente(Rabe-Kleberg87) und zur Geschichteder
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Frauen-Lohnarbeit(überblick bei Ostner 86a) haben jedoch die
entscheidendeBedeutungder Ausbildungs- und Arbeitsmarktstruktu­
ren (Heinz/Krüger 85), der Sozialverfassung,der Auswirkungen des
technischenWandels, der Beschäftigungspolitik der Betriebe und
des geschlechtsrollentypischenVerhaltens der Männer (Metz­
Göckel/Müller 85) als mindestensebensoentscheidendeFaktoren
wie die weibliche Sozialisation für die Aufrechterhaltungder
geschlechtsspezifischenArbeitsteilung identifiziert. Historische
Studien zur Frauenerwerbsarbeitzeigen, daß seit Beginn der Indu­
strialisierung zu fast allen Zeiten ein erheblicherTeil der
Frauen außerhäuslichoder in Heimarbeit erwerbstätig war und ihr
temporärer Ausschluß von Lohnarbeit nicht nur mit kulturellen
Mustern der Lebensführung, sondern (mindestens) ebensosehrmit
politischen und �a�r�b�~�i�t�s�m�a�r�k�t�s�t�r�u�k�t�u�r�e�l�l�e�n Einflüssen erklärt
werden muß (Willms-Herget 85).

Gegenwärtigist ein deutlicher Legitimationsverlustder traditio­

nellen Rollenzuweisungund geschlechtsspezifischenArbeitsteilung

zu beobachten.Der Ausschluß vom bzw. die Diskriminierung von

Frauen auf dem Arbeitsmarkt gilt als gesellschaftlichesProblem.

Die jüngere Generationder Frauen ist gut ausgebildet (Blossfeld

85) und will berufstätig sein (Krüger u.a.87). Auf der anderen

Seite ist unübersehbar,daß der ganz überwiegendeTeil der Frauen

sich in irgendeinerForm mit der Zuständigkeit für Kindererzie­

hung und Hausarbeitarrangiert, obwohl dies nach wie vor Nach­

teile am Arbeitsplatz und auf dem Arbeitsmarkt mit sich �~�r�i�n�g�t�.

3.32 Verlängerungder Ausbildungsphase

Das biographische Dilemma der Frauen zwischen Erwerbsarbeitund

Familie gewinnt im jungen Erwachsenenalter an Bedeutung. For­

schungenzur Situation der Jugend haben ergeben, daß Adoleszenz

und Ausbildungsphasetendenziell länger und die Übergängeins

Erwerbslebenheterogenerund riskanter werden (Heinz 85:150). Die

jungen Frauen haben an der Ausdehnung der Ausbildungsphase(über

das 20.Lebensjahr hinaus) allerdings in geringeremAusmaß teil

als die jungen Männer. Der - seit den 60er Jahrenbeobachtete­

Rückgang des Prozentsatzesder Jugendlichen.die ihren Lebens­

unterhalt durch Erwerbstätigkeit bestreiten, ist bei ihnen

relativ geringer als bei den jungen Männern.1 Diese Differenz ist

I) Je nach Vergleichszeitraumist der Anteil sogar angestie­
gen: Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit (einschl.Arbeitslo­
senunterstützung)bei Frauen zwischen 20 und 24 Jahren:
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auch auf die absolute Abnahme des Hausfrauenstatusin dieser Al­

tersgruppezurückzuführen;die jungen Frauen sind, wenn sie nicht

in Ausbildung stehen. erwerbstätig - oder arbeitslos.z Die Ver­

längerungder Adoleszenzbringt es mit sich, daß die Integration

in das Erwerbssystemmit der erstenPartnerbindungbzw. der Fami­

liengründung3 zusammenfällt. Die beiden Lebensbereicheund sie

betreffendenbiographischenProzesse sind eng miteinanderver­

knüpft. Die Jugendstudienvernachlässigen in der Regel, daß der

Obergang in das Erwerbssystemfür junge Frauen - anders als für

junge Männer - durch die Antizipation ihrer Arbeitsmarktposition

als Erwachsene bestimmt ist. In alle ihre beruflichen und

arbeitsmarktbezogenen Entscheidungen gehen antizipatorisch

bereits die Einschränkungender weiblichen Berufsbiographiedurch

die Familienaufgabenein, kurz: sie sind in diesen Entscheidungen

sowohl am Arbeitsplatz wie auf dem Arbeitsmarkt mit der "Alterna­

tivrolle" Hausfrau, die die traditionelle weibliche Normalbiogra­

phie prägte, und mit dem "Drei-Phasen-Modell"konfrontiert.

Zwischen (etwa) dem 20. und dem 25. Lebensjahr fällt für dieje­

nigen jungen Frauen, die (nach der Haupt- oder der Realschule)

eine Berufsausbildunggemacht haben, die erste Entscheidungüber

eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit,das heißt, ob und in wel­

cher Weise diese Ausbildung langfristig verwertbar ist (vgl. die

Aufsätze in Rudolph u.a. (Hg.) 86). Die Entscheidungdarüber,wel­

che familiale Lebensformgewählt wird, ist also - im Unterschied

zu früher - mit Entscheidungenüber den Beginn und den Verlauf

der erstenErwerbstätigkeit(en)verbunden.

1970: 63%, 1980: 66% (M: 84% zu 77%) - Q:Baethge83:93

Z) Die einzige Gruppe unter den 23-24-jährigenFrauen, bei
denen ein relevanterAnteil Hausfrauenanzutreffenist(20 -23%),
sind die jungen Frauen ohne qualifizierten schulischenund ohne
beruflichen Abschluß, vgl.Stegmann/Kraft87

3) Das durchschnittliche Heiratsalterder Frauen ist seit
1960 im wesentlichenunverändert (knapp 24 Jahre), auch wenn die
Varianz zugenommenhat.
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Der erste Schritt in das Erwachsenenlebenstellt für Mädchen der
Auszug aus dem Elternhaus dar. übereinstimmend berichten ver­
schiedeneStudien, daß die persönlicheUnabhängigkeit. die dieser
Schritt mit sich bringt, von jungen Frauen höher bewertet wird
als von jungen Männern (Becker-Schmidt80), früher vollzogen und
auch gegen erhebliche Widerstände (z.B. bei Arbeitslosigkeit)
versucht wird durchzusetzen.Die jungen Frauen betrachtennicht
mehr die Eheschließungals Ausweis des Erwachsenseins,sondern
sie sind zunächstam Gelingen des übergangsin das Erwerbssystem
(Heinz/Krüger 85:266ff) und an einer Lösung von der Herkunftsfa­
milie interessiert. Zur Bestimmung der Lebenssituationjunger
Frauen nach der Ausbildung tragen die Art des Arbeitsverhältnis­
ses, die Höhe des Einkommens und die Lebensweise (im Elternhaus,
allein oder in einer Partnerbeziehunglebend) in gleicher Weise
bei (vgl.Gaiser 83). Die (wenigen) Untersuchungenzu "modernen
familialen Lebensformen" (Lüscher 85) und nichtehelichenLebens­
gemeinschaften zeigen zwar einen Zusammenhangzwischen der Le­
bensweiseund dem Erwerbsstatus (Meyer/Schulze 83:746), dieses
Ergebnis wird jedoch nicht auf die geschlechtsspezifischeForm
der Integration in das Erwerbssystembezogen. Das Erkenntnisin­
teresserichtet sich in erster Linie auf die Dauerhaftigkeitder
Partnerbeziehung,auch wenn sich die Erkenntnis durchgesetzthat,
daß es eine einheitliche Normalität von Familien nicht mehr gibt
(Spiegel 86).

Die Forschungenzur Ausbildung und Erwerbsarbeitvon Frauen haben

Ergebnisse vorgelegt, aus denen hervorgeht, daß junge Frauen

heute Erwerbsarbeitund Familie nicht als alternativeEntschei­

dungen sehen. "Offensichtlich haben sich Orientierungen,Lebens­

lage, Status der jungen Frauen zwischen den 50er und den 80er

Jahren in besonderer Weise verändert." (Fuchs/ Zinnecker 1985:

15). Diese Veränderungbedeuteteine Ausweitung von persönlichen

Freiräumenund Lebenschancenund ist gleichzeitig durch Risiken,

die diesen neuen Chancen immanent sind, sowie durch neue - in der

Arbeitsmarktkriseentstandene - Risiken und Zwänge geprägt. Die

Orientierungsprozesseund Lebensplanungen in Auseinandersetzung

mit den neuen Möglichkeiten in der biographischenPhasenach der

Ausbildung sind jedoch kaum erforscht. Das DeutscheJugendinsti­

tut betont daher in einem überblick zur Jugendforschung(DJI-Bul­

letin 3-87), daß heute empirische Forschung ausdrücklichüber

Mädchen und junge Frauen notwendig sei, da deren Lebenssituation

zum einen von traditionellen Rollenbildern und der (erzwungenen)

Bindung ans Elternhaus, auf der anderenSeite von Perspektiv­

losigkeit im Erwerbslebenund in Bezug auf die Realisierungei­

gener Lebensinteressengeprägt sei. Daß diese Lebensinteressen
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mit den traditionellen Rollenbildern konfligieren, wird dabei

offenbar unterstellt.

3.33 Männliche und weibliche Normalbiographie

Die für individuelle HandlungsfähigkeiterforderlicheKontinui­
tätserwartung(Kohli 1986) wird vom "Ablaufprogramm" der Normal­
biographie eingelöst. Die aufeinander folgenden Phasendes in
strukturelle Zwänge und subjektive Ziele eingebundenenLebens­
laufs stellen ein Kontinuitätsmodelldar; überindividuell gültige
Lebenslaufmusterstellen in der Gegenwart "Rahmungen" für vergan­
genes und zUkünftiges Handeln bereit. Die Statuspassagenverbin­
den die biographischenPhasenmiteinander: in erwartbarer,plan­
barer und nur bedingt beeinflußbarerWeise. Die Kontinuitäts­
erwartungenwerden jedoch nur von denjenigen Statuspassagenein­
gelöst, die innerhalb der institutionalisiertenNormalbiographie
liegen. Welche Orientierungsleistungdie überkommenenLebenslauf­
muster in den sich verlängernden,wiederholenden,unabgeschlosse­
nen Statuspassagenbieten, mit denen die junge Generationheute
zu tun hat, ist nicht geklärt.

Die Ausdifferenzierung der männlichenund der weiblichen Normal­

biographie geschieht in der Phaseder Berufsausbildungund mit

dem Obergang in den Erwachsenenstatus,auch wenn sich vorher die

Statuspassagenfür junge Männer und Frauen angenäherthaben(Ober­

gang Schule-Berufsausbildung) und die Lebenslagen materiell

gleich gestaltetsind (Levy 77:43). Die Theorie der Geschlechter­

differenzierung (Tyrell 86) hebt - ungeachtetzahlreichermögli­

cher Differenzierungsgründe für unsere Gesellschaft den

sozialenGeschlechtsunterschiedhervor; der Anteil der natürli­

chen Unterschiede an der Geschlechterdifferenzierungkann im

Grunde nicht benannt werden. Will man die historisch-gesell­

schaftlicheAusprägungder Geschlechterpolaritätund ihren Wandel

erklären, dann sind Erkenntnisseüber die geschlechtsspezifischen

lIormalbiographien und die Statuspassagenim Zusammenhangmit

Handlungsstrategienund Lebensentwürfe auf der einen seite und

über die institutionellen Vorgaben und Arbeitsmarktstrukturenauf

der anderennotwendig.

Ein wesentlicher Punkt, an dem sich die weibliche von der männ­

lichen Normalbiographieunterscheidet,ist der Lebensbereich,auf

den sich die Erwartungenan lebensgeschichtlicheKontinuität und
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Sicherheit richten. Beim Mann gibt die Orientierung auf lebens­

lange Erwerbsarbeit zugleich den lebensgeschichtlichenZeithori­

zont ab. In der Normalbiographieder Frau dagegen ist - unabhän­

gig davon, ob in irgendeinerForm Beruf und Familie koordiniert

werden - der lebensgeschichtlicheZeithorizont auf den Familien­

zyklus gerichtet (Ostner 87, vgl. auch Kaufmann 73:156ff). Die

weibliche Normalbiographieist bestimmt durch Existenzsicherung

(Unterhalt) über die Ehe, die Arbeit in der Familie und durch ab­

geleitetesoziale Sicherung (Riedmüller 85b), im Unterschiedzur

männlichenNormalbiographie,die durch Existenzsicherungüber Er­

werbsarbeit,eigenständigesoziale Sicherungund Reproduktionder

Arbeitskraft in der Familie definiert ist (vgl.u.a. Beck-Gerns­

heim 80:82ff). Die Frau hat in der Normalbiographienach der Hei­

rat gegenüber der Erwerbsarbeit keine freien Optionen mehr: die

Einbeziehungvon Erwerbsarbeitfolgt den Zwängen von Einkommens­

höhe des Mannes auf der einen Seite, von Hausarbeit,Kinderer­

ziehung und Belastbarkeitauf der anderen. Je nachdem nimmt sie

die Form von Heimarbeit, "Mithelfen" im Familienbetrieboder

Zuverdienstan.

In der Prosperitätder Nachkriegszeitreflektierten die empiri­
schen Studien und Monographien zur Frauenarbeit ein enges Bild
dieser weiblichen Normalbiographie: Unabhängig von seiner realen
quantitativenBedeutung (dazu vgl. die Fragestellungdes Teilpro­
jekts B 1) wurde den Frauen ein biographisches Muster vorgeführt
und normativ zugespitzt, in dem ihre Erwerbstätigkeitmit der
Eheschließungbzw. mit dem erstenKind enden sollte. Eine "moder­
nisierte", eher realitätsnaheFassung entstandin den 50er und
60er Jahren- von Myrdal und Klein 1956 formuliert -, indem eine
zeitlich reduzierteErwerbstätigkeitin die Biographie von Frauen
integriert wurde. Levy (77) hat explizit das Drei-Phasen-Modell
als "Statusbiographie" der Frau konzeptualisiert.Diese Einbe­
ziehung von Erwerbsarbeitin den Lebenslauf verheirateterFrauen
und Mütter stellte allerdings die geschlechtsspezifischeArbeits­
teilung nicht in Frage; für die Frau hatte die Sorge für die Fa­
milie objektiv (z.B.im Familienrecht) und subjektiv Vorrang, so
wie dem Mann die ErwerbsarbeitVerpflichtung und Lebenssinnwar.

Während die männliche Normalbiographie in ihren wesentlichen

Merkmalen konstant blieb, wird am biographischenNormalitätsmo­

dell der Frauen kontinuierlich "gearbeitet". Gemeinsam ist jeder

Erwerbstätigkeitvon Frauen bis heute, daß sie nur ausnahmsweise

eine unabhängigeReproduktionermöglicht, sondern in der Regel in
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die asymmetrische Komplementarität gegenüberder Erwerbsarbeit

des Mannes eingebundenbleibt (Beck-Gernsheim80). Das gilt so­

wohl für die Wirtschaftsbereicheund Arbeitsplätzeder Frauen als

auch für die innerfamiliale Definition der Frauenarbeitals Zuar­

beit. Diese Komplementaritätwar auf der einen Seite immer kon­

fliktreich (was sich etwa im Kampf für gleichen Lohn manifestier­

te) , in der Eingebundenheitder geschlechtsspezifischenAr­

beitsteilung in kulturelle Muster und das Selbstverständnisder

Geschlechterjedoch zugleich gesellschaftlicherKonsens (vgl.z.B.

Pross 78). Der aktuellen "Bearbeitung" der weiblichen Normalbio­

graphie liegt jedoch offenbar kein allgemeinesEinverständnis

über die Geschlechterhierarchiemehr zugrunde.

Sowohl die männliche wie die (traditionale oder "modernisierte")

weibliche Normalbiographie enthaltenjeweils spezifischeKonti­

nuitätserwartungen.In der weiblichen Normalbiographiesind dies

im wesentlichen die Stabilität der Ehebeziehung- wegen des not­

wendigen Unterhalts - und die soziale Sicherung im Alter über den

Ehemann; sie enthält jedenfalls keine Kontinuitätserwartungauf

die Erwerbstätigkeit.Auch die Risiken sind im traditionalenMo­

dell geschlechtsspezifischverteilt: institutionelle Sicherung

bei Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter leitet sich aus der

Erwerbsarbeither; daher hat der Mann nur gegen die Risiken, die

aus der familialen Sphäre kommen, keine institutionelle Siche­

rung. Die Frau hat gegen alle Risiken keine eigenständigeinsti­

tutionelle, sondernnur Sozialhilfe als "Restsicherung" (Ried­

müller 85a:313ff). Die Subalternität der Erwerbsarbeitder Frau

sowohl gegenüberihren Familienaufgaben als auch gegenüberder

Erwerbsarbeitdes Mannes führt daher zu einer geringerenAbsiche­

rung im Alter wie auch gegen Risiken wie Arbeitslosigkeit und

Erwerbsunfähigkeit (ebd.). Soweit gesonderteNormen zum Schutz

der Frau im Erwerbslebenvorhandensind, funktionieren sie oft im

�s�i�~�n�e der Arbeitsmarkt-Segregation(dazu Pfarr 86).

3.34 Optionen zwischen Erwerbsarbeitund Familie

wie der Begriff Kontinuitätserwartungfür die Normalbiographie

zentral ist, so ist der Begriff Option für die Bestimmungder
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Statuspassagewichtig: wieviele Ausgängehat die Statuspasage?

Welche Optionen können gewählt werden? Wo sind Normen oder insti­

tutionelle Interventionen so stark, daß bestimmte Optionen nicht

bestehen?Welchen Gruppen stehenwelche Optionen offen? Aussagen

zu diesen Fragen können erst für eng begrenztegesellschaftliche

Teilbereiche (z.B. den innerbetrieblichenStatuswechselund -auf­

stieg) gemacht werden.

Wenn in der ArbeitsmarktkriseStatuspassagenunabschließbaroder

zu Sackgassenwerden, wird die "Optionalität" (Ostner 86a:239)

des Einzelnen eingeschränkt.Ostner weist darauf hin, daß Optio­

nalität (individuelle Entscheidbarkeit, welche Option gewählt

wird) für Frauen auf dem Arbeitsmarkt strukturell weniger gegeben

ist als für Männer. Wenn Frauen nur das wählen können,wasihnen

aufgrund der vorgegebenen Lebenslaufmuster und der Normen und

institutionellen Interventionenoffensteht. haben sie eben keine

Wahl.

Schon in der modernisiertenVariante der Normalbiographie (Einbe­

ziehung von Erwerbsarbeit) ist die StatuspassageHeirat/Famili­

engründungzwar keine Einbahnstraßemehr für die Frauen. Es gibt

neue Optionen gegenüberdem traditionalenModell. In der Zustän­

digkeit für die Familienarbeit liegt jedoch der entscheidende

Grund für die nach wie vor eingeschränkte "Optionalität". Die

Zielsetzungder modernisiertenVariante ist die Ausbalancierung

der verschiedenenArbeitsanforderungen mithilfe von individuell

organisiertenRegelungen- im wesentlichenArbeitszeitmodifikati­

onen. In diesen Kompromißbildungenperpetuierensich die Nachtei­

le der Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Die "Doppelbelastung"ist ein

objektiver Nachteil auf dem Arbeitsmarkt; das "Normalarbeitsver­

hältnis" (Mückenberger 85) ist auf die von Reproduktionsarbeit

freigestellteArbeitskraft (Beck-Gernsheim80) zugeschnitten.Die

Verinnerlichungder eingeschränktenWahl und die Ausbalancierung

der verschiedenen Lebens- und Arbeitsbereiche trifft nur die

Frauen und wird nur von ihnen geleistet (Pleck 8S,Krüger u.a.87).
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Im Unterschied zur Betonung der Belastungenund Nachteile heben
andere Ansätze auch die Chancender Verbindung von Erwerbs- und
Familienarbeithervor, da sie es den Frauen - gerade im Sozial­
staat der Dienstleistungenund sozialen und kommunikativen Anfor­
derungenund Angebote - erlauben, in beiden Lebensbereichen"an­
wesend" zu sein: das italienischeKonzept der "doppia presenza"
etwa sieht die Frauen als aktives Bindeglied zwischen verschiede­
nen gesellschaftlichenSphären (Baibo 84:16).

Die abgeleitetePosition der Frau in bezug auf materielle und
soziale Sicherungwird jedoch von den Modellen der Verbindung von
Erwerbs- und Familienarbeit nicht �a�b�g�e�l�ö�s�~�. Der Erwerbsverlauf
bleibt der familienzentriertenweiblichen Normalbiographienach­
geordnet (Tölke 86). Auch die Erwerbsarbeit der Frau innerhalb
der modernisierten Variante der weiblichen Normalbiographieer­
füllt also das Komplementaritätsprinzip gegenüberder männlichen
Normalbiographie. Im Konfliktfall sind es meist Frauen, die ihre
Erwerbstätigkeitaufgebenoder die Ehe lösen.

Die modernisierteFassungder weiblichen Normalbiographieist zum

einen Ergebnis von wirtschaftlichen und Arbeitsmarkt-Veränderun­

gen: in den 60er Jahren führte der Arbeitskräftemangeldazu, daß

Frauen als flexibel einsetzbareund vergleichswpiseanspruchslose

Arbeitskräfte (vgl.Lappe 82) in das Erwerbssystemintegriert wur­

den. Zum zweiten ist diese Modernisierung Ausdruck davon, daß

Frauen dem Autonomiegewinndurch ErwerbsarbeitwachsendeBedeu­

tung zumessen4 gegenüberden beziehungsorientiertenMotiven, die

zu Heirat und Familiengründungführen (Beck-Gernsheim83b). Daher

werden Modelle der Vereinbarkeit von Familie und Beruf konstru­

iert - und ja auch gelebt. Die Bandbreiteder Entscheidungsalter­

nativen (Optionalität) von Frauen haben sich erweitert - sowohl

in der Phasedes Erwachsenwerdensals auch später: neue Status­

passagenwie z.B. die Rückkehr in das Erwerbslebenentstehen

dadurch erst (dazu z.B.Ley 84). Im Ergebnis haben diese Verein­

barkeitsmodellezur Durchsetzungder für die Nachkriegszeit­

neuen "Normalität" geführt, daß auch verheirateteFrauen erwerbs­

tätig sind.

Heute ist die Vereinbarungvon ausbildungsadäquaterErwerbstätig­

keit und Familie das Lebenslaufmuster,das von der überwiegenden

4) Die Feststellung,daß von einem "Rückgang der subjektiven
Bedeutung der Arbeit nicht die Rede" sein kann (Allerbeck
85:209), trifft auf jeden Fall für die jüngerenFrauen zu.
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Mehrheit der

Identitäten

müssen; zu

jüngerenFrauen gewollt wird, ohne sich zwischen den

"berufstätige Frau" und "Mutter" entscheidenzu

diesem Ergebnis kommen auch "nicht-feministische"

Untersuchungsansätze(z.B. AG "Aul3erschulischeBildung"). Dennoch

Stellt der wissenschaftliche Beirat beim Familienministerium

fest, "dal3 sich in der Aufbauphaseder Familie das traditionelle

Rollenmusterwieder verstärkt herausbildet" (BMJFG 84:113), auch

wenn die Frau "diesen Wechsel nicht ...als erfreulich und ihrem

Lebensplanangemessenakzeptiert" (ebd.). Aussagenüber mögliche

'Folgen einer "Wahlfreiheit zwischen Erwerbstätigkeitund Famili­

entätigkeit und Vereinbarkeit zwischen beiden" werden als "reine

Spekulation" bezeichnet (a.a.O.: 114f).

Ungeachtetdes offensichtlichenForschungsbedarfslassendie ein­

schlägigenForschungsansätzedie Probleme des Obergangs in das

Erwerbssystem im Leben junger Frauen unberücksichtigtoder be­

handeln sie zu global. Sie vernachlässigen die komplexen subjek­

tiven Entscheidungssituationen, in denen die Diskrepanzen

zwischen den individuellen Interessen, Arbeitsmarktzwängenund

normativen Vorgaben austariertwerden müssen.

3.35 Frauenerwerbstätigkeitheute

Die inzwischen sehr umfangreiche Forschungzur Frauenerwerbsar­

beit und zu Berufsverläufen5 untersuchtdiese wichtige biographi­

sche Phase nicht explizit. Grundlage für die Untersuchungverän­

derter erwerbsbezogener Entscheidungsmöglichkeiten(Optionen)

junger Frauen ist zunächstdie quantitativeAnalyse: die Erwerbs­

quote der Frauen steigt kontinuierlich an, wie eine Längsschnitt­

studie über einen Zeitraum von hundert Jahrenzeigt (Sfb 3:Mül­

ler/Willms/Handl 83 und Willms-Herget 85). 1984 lag die weibliche

Erwerbsbeteiligungnur noch 31 % unter der der Männer (Engelbrech

87a:47). Besondersstark ist die Zunahme der Erwerbsquote in der

Gruppe der 25- bis 40jährigen Frauen. d.h. in der eigentlichen

5) Aspekte der Fragestellungwerden angesprochenin dem lau­
fenden Projekt "Die Vermittlung von sozialen und biographischen
Zeitstrukturen- Das Beispiel der Zeitarbeit", vgl.Zwischenbe­
richt: Brose u.a.87
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Familienphase. Erwerbstätigkeit ist heute bei Frauen aller Al­

tersgruppen und Lebenslagen verbreitet; N1cht-Erwerbstätigkeit

konzentriert sich zunehmendauf ganz wenige Jahre der Betreuung

kleiner Kinder (Willms 83:111, Müller 83). Diese Tendenzenwerden

neuerlich auch von den Daten des sozio-ökonomischenPanels (Sfb

3/DIW) bestätigt (vgl.DIW-Wochenbericht 29/87). Eine differen­

zierte Analyse von Erwerbsverläufen ergibt. daß die Frauen, die

überhaupt ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen haben, neuerdings

nicht mehr erst in der "Nachkinder-Phase", sondernoffenbar so

früh wie irgend möglich ins Erwerbsleben zurückkehren (Schmid

79:330). Jüngere Frauen berichten, daß sie versuchen,ohne Un­

�t�~�r�b�r�e�c�h�u�n�g erwerbstätig zu sein; der Mangel an öffentlichen

Einrichtungen zur Versorgung kleiner Kinder zwingt ihnen gegen

ihren Willen jedoch häufig eine Unterbrechungauf (Krügeru.a.87).

Von einer ausschließlichen(zudem 10-15-jährigen) Familienphase,

wie im "Drei-Phasen-Modell"unterstellt, kann heute kaum noch die

Rede sein. Dabei soll auf die offensichtlichenZusammenhängemit

den Veränderungen in der struktur der Familien, der Kinderzahl

und der Abfolge und Dauer der Phasenim Familienzyklus (Glick)

hier nur verwiesenwerden.

Seit den 60er Jahren ist zwar der wirtschaftliche Strukturwandel

für die Frauenbeschäftigungrelativ günstig gewesen (vgl.u.a.lfo­

Studie 83). Dies gilt selbst für die ersten acht bis zehn Jahre

der Arbeitsmarktkrise. Die Arbeitsplätzeder Frauen sind vom Ar­

beitsplatzabbauin geringeremMaße betroffen gewesen als die der

Männer (Friedmann/Pfau 85. Ifo 83). "Bildungsexpansionund Ter­

tiarisierung haben sich insoweit für die Frauen sinnvoll ergänzt"

(Blossfeld 85:124): die Frauenbeschäftigungist bis 1984 auf über

11 Millionen angestiegen(Engelbrech 87a). Scheinbarparadoxer­

weise hat die Frauenarbeitslosigkeitgleichzeitig zugenommen:

beides beweist den kontinuierlichen Anstieg des weiblichen Ar­

beitskräfte-Potentials. Die aktuelle Stagnationder Frauen-Be­

schäftigungund die starke Zunahme der weiblichen Arbeitslosig­

keit läßt allerdings die Hoffnung versiegen,mit Bildungsexpan­

sion und Tertiarisierungseien die Probleme der Frauenbeschäfti­

gung gelöst (Rabe-Kleberg 87:67ff); die Arbeitslosenquoteder



317
Teilprojekt B 2
Geissler u.a.

Frauen liegt weiterhin erheblich über der der Männer (1985:F 12%,

M 7,5%, vgl.DIW 87). Von besonderemInteresseist dabei, daß in

der Altersgruppederjenigen, die die Integration in das Beschäf­

tigungssystemsuchen, seit geraumer Zeit auch die höchstenAr­

beitslosigkeitsquotenanzutreffensind.

In den steigenden Beschäftigungs- wie Arbeitslosigkeitszahlen

spiegelt sich bereits das Interessevon Frauen an eigenständiger

Erwerbstätigkeit,das sich - ganz unspektakulär- den wieder auf-

'gelebten Weiblichkeitsidealen6 widersetzt. Die kontinuierlich

steigendenErwerbsquotenunterstützenzugleich die auf Erwerbsar­

beit als zentralen Lebensinhalt gerichteten Lebensplanungen

junger Frauen. Diejenigen neuen Studien, die die Berufswahl und

Berufsausbildung von Jugendlichenuntersuchen(Heinz/Krüger 85,

Stiegler(Hg.) 85), finden ebenso wie die "Mädchenstudien",daß­

entgegen verbreiteten Annahmen die Normalbiographie, in der

Familien- und Hausarbeitdie Grenzen der Entfaltung der Erwerbs­

biographie bestimmen, von den jungen Frauen, die noch in der

Ausbildung sind, keineswegsals unausweichlichakzeptiertwird.

Für die Mädchen,und jungen Frauen der 80er Jahre steht die Aus­

übung einer Berufstätigkeit, die ihrer Qualifikation entspricht

(mit Verdienst- ,und Aufstiegsmöglichkeiten),in ihrer Lebenspla­

nung an erster Stelle. Die Übernahme einer Hausfrauenrolle,in

der Erwerbstätigkeitnur noch möglich ist, soweit sie den Vorrang

der familialen Pflichten nicht bedroht, lehnen die jungen Frauen

mehrheitlich ab; nur eine Minderheit jedoch schließt für die ei­

gene Lebensplanungdie Gründung einer Familie aus (Burger/Seiden­

spinner 85). Auf eine materielle Abhängigkeit vom Ehemann wollen

sie sich nicht �~�i�n�l�a�s�s�e�n�. Dies gilt auch für arbeitsloseMädchen,

deren Berufsorientierungstabil bleibt und die auch in einer frü-

6) An der Aufwertung traditionell weiblicher Rollenzuschrei­
bungen setzt eine gesellschaftliche Tendenz der (temporären)
"Transformation von Lohnarbeit in Nicht-Lohnarbeit" (Blanke
u.a.86:306l an, einer Tendenz, die ganz spezifischauf �j�~�n�g�e

Frauen zielt. Ein Beispiel dafür sind Modellversuche, junge
unverheirate Frauen während einer Zeit der Kindererziehungzu
alimentieren, sofern sie nicht erwerbstätigsind (Schultheis 87).
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hen Eheschließungkeine Lösung ihrer Probleme sehen können (Die­

zinger 84:35).

Eine große Zahl von Studien zur Frauenerwerbsarbeituntersuchtin
erster Linie die Motive für eine Erwerbstätigkeit bei bereits
verheirateten Frauen, die Vereinbarkeit von Familie, Haus- und
Berufsarbeit (Überblick über die älteren Studien: Pross/von
Schweitzer76, neuere z.B.:Weltz/Diezingeru.a.79, Eckart u.a.79,
Born/Vollmer 83, BMJFG 84, internat. Überblick: WZB 83) und die
subjektive Wahrnehmung und Verarbeitung der "Widersprücheund
Ambivalenzen" (Becker-Schmidt82, Becker-Schmidt u.a.83, Krüger
u.a.87). Die Zuständigkeit für beide Lebensbereicheals wesentli­
che Bestimmungsgröße für Erwerbstätigkeit und Berufsverlauf von
Frauen ist der Ausgangspunktdieser Fragestellungen,auch wenn
die Belastungen,die familien- bzw. berufsbezogenenOrientierun­
gen der befragtenFrauen, die biographischen Verläufe und Ver­
schränkungenverschiedener Lebensbereiche in den verschiedenen
Untersuchungen durchaus unterschiedlich bewertet werden. Die
meisten Studien heben die subjektive Bedeutung der Erwerbstä­
tigkeit für die Frauen - gegen den materiellenZwang als einziges
Erwerbsmotiv - hervor. Die Studien zur Frauenarbeitin Haus und
Familie stellen im wesentlichendie problematischenFolgen der
Beschränkungder Frau auf die familiale Sphäre heraus (Kontos/
Walser 79, Wiegmann 80, dagegen: Pross 75) und betonendie Not­
wendigkeit einer eigenständigen- möglichst unterhaltssichernden
- Erwerbsarbeitder Frauen. Für die gesellschaftlicheSituation
der Frau kennzeichnendeRisikolagen werden hier aus der traditio­
nellen weiblichen Normalbiographieabgeleitet, d.h. der proble­
matischenIdentität der Hausfrau aufgrund der Nichtanerkennung
der Haus- und Erziehungsarbeit,der finanziellen Abhängigkeit vom
Ehemann und der unzureichendensozialen Sicherung.

Obwohl in allen diesen Ansätzen Benachteiligungen und Ambivalen­

zen, gelegentlich auch familien- und arbeitsmarktpolitischeLö­

sungsvorschlägeangesprochen werden, beantworten sie nicht, wie

die Biographien junger Frauen mit dem strukturellenDilemma zwi­

schen Familie und Berufsarbeitverbundenwerden. Der Weg von der

Ausbildung über Erwerbstätigkeit in die Familienrolle und ihre

Beschränkungen scheint vorgezeichnat, ohne Zutun der jungen

Frauen zu verlaufen.

3.36 Ausbildung und Arbeitsmarkt

Die berufliche Verbleibsforschung hat umfangreichequantitative

Analysen des Übergangsprozessesnach der Berufsausbildunger­

bracht; dabei wird in aller Regel konstatiert, daß von Arbeits­

losigkeit bzw. nicht-ausbildungsadäquaterTätigkeit junge Frauen
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in stärkeremMaße betroffen sind als junge Männer. Dies bestätigt

auch die Längsschnittstudiedes lAB zur Berufsbiographieder 1977

in den Arbeitsmarkt eingetretenen Jugendlichen, die 1985 -im

Alter von 23-24 Jahren zum zweitenmal befragt worden sind

�(�~�t�e�g�m�a�n�n�/�K�r�a�f�t 87). Die Oberschneidungvon zwei "Problemgruppen"

des Arbeitsmarktesin der Gruppe der jungen Frauen nach Abschluß

der Berufsausbildung ist allerdings bisher noch nicht explizit

zum Ausgangspunkteiner Arbeitsmarktuntersuchunggemacht worden.

Auch die Arbeitsmarkt- und Verbleibsforschung thematisiertalso

nicht die besonderenRisiken, die sich aus der Oberlagerungder

beiden Statuspassagenin die Erwerbsarbeit und in die Familie

durch die Verlängerung der Ausbildungsphaseergeben. Die sog.

"zweite Schwelle" wird zwar in den letzten Jahren als zunehmend

wichtiger werdendes Problem angesehen.Unumstritten ist dabei,

daß junge Frauen nach einer Berufsausbildung(ob in einem tradi­

tionell Frauen zugewiesenen Beruf oder in einem "Männerberuf")

besondereSchwierigkeitender Integration in das Erwerbssystem

haben (Bednarz-Braun 86:153). Eine Sekundäranalyseempirischer

Studien unter dem Gesichtspunktder Lage von Berufsanfängerinnen

(Rabe-Kleberg/Mayer 86) konstatiert eine generelleTendenz des

beruflichen Abstiegs von Frauen nach der Ausbildung. Auch hier

kann jedoch nichts über die subjektiven Entscheidungen und

Planungenausgesagtwerden.

Das Unterangebotan Arbeitsplätzenist kein Problem, das sich mit

den weniger "geburtenstarken Jahrgängen" erledigenwürde; die

meistenArbeitsmarktprognosen rechnennicht mit einer Verringe­

rung, sondern mit einer Zuspitzung der Arbeitslosigkeit bis zum

Jahr 2000 (z.B.PrognosAG 85). Während auf der einen Seite gerade

die Frauenerwerbsquotein der Altersgruppe zwischen 20 und 25

Jahrenbesondershoch liegt (1982: 72%), werden auf der anderen

Seite diese jungen Frauen herkömmlich von den Arbeitgebernals

eine Gruppe betrachtet,die nicht dauerhaft in die Belegschaft

integriert wird, sonderneine F1exibilitäts- und Fluktuationsre­

serve darstellt (Bednarz-Braun 84). Die sogenanntentypischen

Frauenberufesind meist ohnehin auf eine Fristigkeit des Erwerbs-
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interessesder Frauen ausgelegt. Diese von den jungen Frauen

erwartetebzw. ihnen als EigeninteresseunterstellteFlexibilität

ist jedoch heute auf der Seite der Frauen selbst kaum noch anzu­

treffen (Schulze-Böing/Wohlrab86).

Die Forschungenzur betrieblichenBeschäftigungspolitikhaben vor

allem die Tendenz zur Reduzierungder Beschäftigtenzahlauf eine

stabile Mindestbelegschaft, der dann im Bedarfsfall instabile

Beschäftigtengruppenassoziiert werden, hervorgehoben, um den

kontinuierlichen Rückgang der Zahl der (regulären) Arbeitsplätze

zu erklären (Dombois 86). Im Zusammenhang dieser Beschäftigungs­

politik haben die Betriebe in den letzten Jahreneine unbefriste­

te Obernahme nach der Ausbildung sehr erschwert; die "normale"

Einstellung ist inzwischen eine befristete (Linne/Voswinkel 87).

An die Auszubildenden (auch die männlichen) werden hohe Selekti­

onskriterienangelegt, unter denen die uneingeschränkteVerfügung

über die Arbeitskraft und die unterstelltelangfristige,Betriebs­

zugehörigkeit zunehmend wichtiger werden. Diese Merkmale der be­

trieblichen wie auch der institutionellen (Gerhard/Metz 84) Po­

litik lassen die "zweite Schwelle" vor allem für Frauen immer

höher werden (Stegmann85). Für die neu auf den Arbeitsmarkt tre­

tende Generation bedeutetdas nicht nur ein erhöhtesRisiko, ar­

beitslos zu werden (Kloas 85, Stegmann85), sondern auch zum Be­

rufswechselund zu nicht ausbildungsadäquaterBeschäftigung (Hof­

bauer/Nagel87) gezwungenzu sein, häufig den Betrieb zu wech­

seln, oder Teilzeitarbeit (Casey 84), befristeteoder arbeits­

rechtlich ungeschützte Beschäftigungsverhältnisseannehmen zu

müssen. Zu den bestehenden Segmentationslinienauf dem Arbeits­

markt treten also neue hinzu. Ein diskontinuierlicherBerufsver­

lauf wird zu einem eigenständigenArbeitsmarktrisiko.

3.37 UngeschützteBeschäftigungund Normalarbeitsverhältnis

In den letzten Jahren sind über die quantitativeAnalyse hinaus

auch differenzierteArbeitsmarktprozesse "unterhalb" der Unter­

scheidung"arbeitslos" oder "beschäftigt" gerichtet worden. Dabei

wird zum einen in den Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit
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innerhalb derjenigen, die nach der Berufsausbildungein stabiles

Beschäftigungsverhältniseingegangen sind, danach unterschieden,

ob die Beschäftigung ausbildungsadäquatist und welche Ströme

zwischen verschiedenen Ausbildungsberufen stattfinden. Diese

Unterscheidungist allerdings nicht neu, denn quantitative Frik­

tionen zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystemin dem

Sinn, daß die Ausbildungsquotein bestimmtenBerufen zu hoch lag,

hat es immer schon gegeben.Trotzdem sind diese Ergebnissevon

Interesse,weil kaum von der Hand zu weisen ist, daß der Druck

der Arbeitslosigkeit viele Absolventen einer Berufsausbildung

eine Beschäftigungakzeptierenläßt, in der ihre gerade erworbene

Qualifikation sofort wieder verfällt. Eine neue Studie zum Be­

rufsverlauf nach der Ausbildung (Vergleich 1979-1984) zeigt ein­

drucksvoll, daß in vielen Frauen-Ausbildungsberufendie Arbeits­

losigkeit nach der Berufsausbildungextrem hoch bzw. die Abwande­

rung in andere Berufe notwendig ist (Hofbauer/Nagel87:53).

Im Hinblick auf die Frauenbeschäftigungbesondersinteressant

sind die Ansätze zu einer weiteren Unterscheidungin der Qualität

der Arbeitsverhältnisse;hier wird gefragt, ob das nach der Aus­

bildung eingegangene Beschäftigungsverhältnisstabil oder zeit­

lich befristet, ein Vollzeit- oder Teilzeitverhältnis ist (Be­

rufsbildungsberichte86:63 und 87:33 ff). Die analytisch proble­

matisch gewordene Sichtweise, alle beschäftigtenArbeitnehmer

unterschiedsloseiner Kategorie zuzuordnen, wird hier zwar schon

überwunden (element 85:177). es wird jedoch noch nicht der sy­

stematisch neue Stellenwert der instabilen und ungeschützten

Beschäftigungsverhältnissefür das Erwerbssystem (nicht nur für

den Obergang zwischen Ausbildung und Beschäftigungssystem)the­

matisiert.

BerufsbiographischeStudien zeigen, daß für das Handeln und die

Strategien männlicher Arbeitnehmer nicht nur kurzfristig die

Lohnhöhe, sondern zunehmend die längerfristige Vermeidung von

Risiken, also Arbeitsplatz- und soziale Sicherung, zum Maßstab

des HandeIns wird (Baumeisteru.a.87). Inwieweit diese Ergebnisse

auf Frauen übertragbarsind, ist unklar. Es gibt jedoch Indizien
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aus den zitierten Studien (z.B.bei Krüger u.a.87). �d�a�~ die nicht

oder nicht vollzeiterwerbstätigenFrauen 1ie relative Unsicher­

heit ihrer Situation durchauswahrnehmen.Unsicherheit ist dabei

nicht in Armut und Not als solcher, sondern in deren subjektiver

Antizipation angesiedelt (Kaufmann 73:15).

Seit Beginn der 80er Jahre entsteht durch die Ausbreitung und

Legalisierung vorn Normalarbeitsverhältnis(Mückenberger85) ab­

weichenderBeschäftigungsformeneine "Grauzone" des Arbeitsmarkts

(Dombois/Geissler/Pfau 86). die weit über den staatlich alimen­

tierten "zweiten Arbeitsmarkt" der �A�r�b�e�i�t�s�b�e�s�c�h�a�f�f�u�n�g�s�m�a�~�n�a�h�m�e�n

und AFG-geförderten Beschäftigungund den - in ökonomisch-fiska­

lischen Kategorien - als "Schattenwirtschaft"beschriebenenBe­

reich hinausgeht (Definition der verschiedenenBeschäftigungs­

formen der "Grauzone" bei Möller 83:8ff). Die Orientierung an den

unbezweifelbarenVorteilen des Normalarbeitsverhältnissesfür den

"Normalarbeitnehmer"und die Kritik an der Erosion der, arbeits­

und sozialrechtlichen Regulierung, die bei den Kommentatorendes

Beschäftigungsförderungsgesetzesvon 1985 (z.B.Wahsneru.a.85)

und bei den Gewerkschaftenvorherrscht, �l�ä�~�t allerdings unberück­

sichtigt, �d�a�~ schon vor der politisch vorangetriebenenDeregu­

lierung tariflose und sozialpolitisch unregulierteBeschäfti­

gungsformenexistierten (Brinkmann/Kohler 81, Landenberger84).

Es braucht nicht besonders betont zu werden, �d�a�~ in diesen Be­

schäftigungsformenfrüher wie heute ganz überwiegendFrauen anzu­

treffen sind', die die im Normalarbeitsverhältnisunterstellte

kontinuierliche Berufsbiographie und vollständigeVerfügbarkeit

ihrer Arbeitskraft mit ihren Familienpflichtennicht vereinbaren

können und daher Arbeitsverhältnisse akzeptieren,die - im Ver­

gleich zum Normalarbeitsverhältnis- in rechtlicher, tariflicher

oder zeitlicher Hinsicht flexibel gestaltet sind (Mückenberger

85:419, Büchtemann 8G:155ff). Auch bei den Frauen sind diese in­

stabilen und flexiblen Erwerbsformennach Alter und Qualifikation

ungleich verteilt (Gottschall 8Gb). In der Vergangenheithaben

') Eine Untersuchung im Dienstleistungssektoreiner �G�r�o�~�­

stadt ergab, �d�a�~ 72% aller instabilen und ungeschütztenBeschäf­
�t�i�g�u�n�g�s�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�c Frauen innehatten. Möller 87:61
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die Schutzmechanismenund Standardisierungendes Normalarbeits­

verhältnissesdie Erwerbstätigkeitvon Frauen und ihre Erwerbs­

biographie also weit weniger strukturiert als die der Männer.

Trotz seiner sozial selektivenGültigkeit ist die bisherigeLite­

ratur zum Normalarbeitsverhältnisund zu seiner Erosion weitge­

hend auf die Analyse und Kritik der negativen Auswirkungen ge­

richtet (Bosch 86). Nur ausnahmsweisewird die Frage gestellt, in

welche Richtung die Erosion des Normalarbeitsverhältnissesfür

'Frauen wirkt; möglicherweiseerhöhen sich die Zahlen der berufli­

chen Optionen für Frauen dadurch. Ostner betont dagegendie Risi­

ken, wenn sie aus der segregiertenIntegration der Frauen in den

Arbeitsmarkt die Schlußfolgerungzieht, daß "die Krise des männ­

lichen Normalarbeitsverhältnissesheute ... nicht nur eine Krise

des familialen Unterhalts (bedeutet), sonderndaß es für Frauen

fast unmöglich ist, Ansprüche auf qualifizierte kontinuierliche

Berufsarbeitgleich dem Mann anzumelden,also einen eigenständi­

gen Reproduktionswegeinzuschlagen."(Ostner 86b:246).

Diese Schlußfolgerung ist jedoch verfrüht. Das Vorherrschendes

Normalarbeitsverhältnisseshat den (verheirateten) Frauen den

"eigenständigenRaproduktionsweg" jedenfalls versperrt; wenn ge­

genwärtig die Tendenz tatsächlich in Richtung auf ein "entstan­

dardisiertesplurales 'Unterbeschäftigungssystem'"(Beck 85:

geht, müssen in der spezifischen Betroffenheit von Frauen die

Elemente "Entstandardisierung" und "Unterbeschäftigung"getrennt

werden. Die vorherrschendenKriterien für ein "normales" Arbeits­

verhältnis können dabei kaum übernommenwerden.

3.4 Eigene Vorarbeiten

1. Die Antragstellerinsteht in einem langfristigen Forschungs­

zusammenhangüber Arbeitsmarktprozesseund Berufsverläufein der

Zentralen Wissenschaftlichen Einrichtung (ZWE) "Arbeit und Be­

trieb" der Universität Bremen. Sie hat dort in einem - von Prof.

M.Osterlandgeleiteten - DFG-Projekt zu "Individuellen Arbeits-
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marktstrategienvon Facharbeiternin der Krise" (Baumeisteru.a.

87) mitgearbeitet, das im Rahmen des (1986 abgeschlossenen)For­

schungsprogrammsder ZWE zum "Arbeitsmarkt Bremen" durchgefOhrt

wurde. Wesentlicher UntersuchungsgegenstanddiesesProjekts war

die Entwicklung, Veränderungund Durchsetzungindividueller be­

ruflicher Motive, Ziele und Strategienbei jOngeren Arbeitnehmern

in Auseinandersetzungmit den Zwängen, die sich fOr sie aus der

individuellen Lebenslage sowie aus den Strukturendes Arbeits­

marktes und der betrieblichen Politik ergeben. Die methodischen

Erfahrungenaus diesem wie aus frOheren Projekten �(�"�K�r�i�s�e�n�b�e�w�u�~�t�­

sein von Industriearbeitern"unter der Leitung von Prof. Rainer

Zoll, vgl. Geissler 84) in der DurchfOhrung und Auswertung thema­

tisch strukturierter Interviews sind für das intendierteProjekt

fruchtbar zu machen.

Bei den Betriebserhebungenim Projekt zu "Individuellen Arbeits­

marktstrategien"ging es unter anderemum die Ausbildungs- und

übernahmepolitikder Betriebe (Geissler 87) als einem wesentli­

chen Element, das auf die beruflichen Perspektivenund Strategien

jüngerer Arbeitnehmer vor und nach der "zweiten Schwelle" ein­

wirkt. Neben der Mitarbeit in den genanntenempirischenProjekten

- deren SampIes �a�u�s�s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h oder überwiegendaus männlichen

Arbeitnehmernbestanden- ist die Antragstellerin in inner- und

�a�u�~�e�r�u�n�i�v�e�r�s�i�t�ä�r�e Diskussionszusammenhängezu Erwerbsarbeitund

Berufsverläufenvon Frauen (Berufsverlaufsstudie (Pfau 86),Wiss.

Einheit "Frauenforschung"der Universität) eingebunden.

In der ZWE "Arbeit und Betrieb" war die Antragstellerin an der

Entwicklung des 1987 begonnenen Forschungsprogramms,das die

"Arbeit in der Grauzone des Arbeitsmarktes:Zwischen Arbeits­

losigkeit und Normalarbeitsverhältnis"(Dombois/Pfau/Geissler87)

zum Gegenstandhat beteiligt.

2. Prof. Walter Heinz bringt Erfahrungenaus einer qualitativen

Längsschnittstudieein, die Veränderungen von beruflichen Plänen

beim übergang von der Schule in das berufliche Ausbildungssystem

inder ArbeitsmarktregionBremen zum Gegenstandhatte (Heinz/Krü-
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ger 85, Heinz 84). Die Jugendlichenaus der Hauptschulebzw. in

berufsvorbereitendenMaßnahmenverfolgen die sich im Verlauf der

Suche nach einem Ausbildungsplatz ergebendenOptionen mit dem

Ziel, auf jeden Fall einen betrieblichen Ausbildungsplatzzu

erhalten. Auch die Jugendlichen - meist Mädchen - die auf eine

schulischeBerufsausbildung ausweichen mußten, geben ihre An­

sprüche an eine berufliche Qualifizierung nicht auf.

'3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogrammund Zeitplan

3.51 Forschungsziele

Auf GrundlagegesellschaftlicherModernisierungsprozesse,die die

Normalitätsunterstellungenüber den Status von Erwerbstätigkeit

im Leben von Frauen nicht grundsätzlich, aber immerhin graduell

veränderten,zeichnensich gegenwärtig substantielleVeränderun­

gen der weiblichen Lebensentwürfeab. Dies betrifft ganz wesent­

lich den Modus der Integration der Erwerbstätigkeitin den weib­

lichen Lebenslauf. Die Zentralität der Familie im Leben der Frau,

ihr Ausschluß aus dem bzw. ihre partielle Einbeziehung in das

Erwerbslebenund die daraus folgenden Unterschiedein den Lebens­

laufmustern (und in den Risiken) werden nicht mehr als selbstver­

ständlicher Ausdruck der Geschlechterdifferenzierungangesehen,

sondernals durch soziale Ungleichheit strukturiert (ungleiche

Machtverteilung in der Gesellschaft,Geld, Status) betrachtet.

Auf der anderenSeite strebt jedoch nur ein kleinerer Teil der

jungen Frauen ein männliches Erwerbsmodellunter Verzicht auf

eine eigene Familie an.

Es ist wichtig, die verschiedenenNormalbiographien für Mann und

Frau auch nach den Institutionen zu unterscheiden,in deren

Einzugsbereichder Obergangin den Erwachsenenstatusführt. Nor­

malbiographien und Statuspassagensind "soziale Tatsachen"und

damit Gegenstand politischer Regulierung und institutioneller

Intervention. Die Frau unterliegt traditionell der normativen,

"still wirkenden" Institution Familie. Entsprechendihrem nicht­

öffentlichen Charakter werden die Verhaltenszuweisungenin der
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Familie weniger durch Sanktionen und Interventionen als durch

verinnerlichte Kontrollmechanismen aufrecht erhalten. Primäres

Mittel der Verhaltenssteuerungsind Normalitätsunterstellungen,­

zentral sind dabei diejenigen über die weibliche Normalbiographie

und ihre Funktion für die Familie.

Im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt herrschen- im Unterschied

zur Familie - explizite Regeln, die die Arbeitsbereitschaftund

das Verhalten steuern. Unvollständige Verfügbarkeit auf dem Ar­

beitsmarkt und Diskontinuität der Erwerbstätigkeitgelten als

negativesAuslesekriterium. Die weibliche Normalbiographiekolli­

diert mit �a�r�b�e�i�t�s�(�m�a�r�k�t�)�b�e�~�o�g�e�n�e�n Normen und Interventionen.Die

Institutionen, die den Politikfeldern Arbeitsmarkt und Sozialpo­

litik zugeordnet sind, unterstellendas Normalarbeitsverhältnis,

die Familienernährerrolledes Mannes (vgl.Metz-GÖckel/Müller 87:

14) und familienabhängigesoziale Sicherungder Frau.

Den jungen Frauen, die in der PhaRe der Integration in das Er­

werbssystemstehen, stellt sich dieser Integrationsprozessalso

widersprüchlichdar: kennzeichnendfür die Beschäftigungspolitik

der Betriebe ebensowiefür das Verhalten unterschiedlicherIn­

stitutionen gegenüber erwerbstätigen Frauen ist es, daß ihnen

Normen und Normalitätsunterstellungenaus dem männlich geprägten

Normalarbeitsverhältnisebenso wie aus der traditionalen famili­

enzentriertenNormalbiographieoder aus der modernisiertenVari­

ante ("Vereinbarkeit") zugrunde �l�i�e�g�e�~ können, ohne daß dies ex­

plizit gemacht würde. Aus der Diffusität der Normalitätsunter­

stellungenüber junge Frauen (die ja zugleich Arbeitnehmerinnen

wie potentielle Familienfrauensind) entstehenWidersprüchezwi­

schen "allgemeinen" Rechtsnormen,ihrer AnweLdung auf Frauen und

institutionellen Interventionen.

Die grundlegendeFragestellungist hier, inwieweit junge Frauen

weiterhin bereit sind, diese Widersprücheauszuhalten,das heißt,

die Familiengründungund ihre �V�e�r�p�f�l�~�c�h�t�u�n�g�e�n zu antizipieren,

wenn damit zugleich die Verwirklichung einer eigenständigenbe­

ruflichen Perspektivebehindert wird.
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Die gesellschaftlicheReformphasemit der sozialen Offnung der

Klassen- und Geschlechterschrankenhat - unter anderem- eine

Gegenbewegunggegen die Einschränkungender weiblichen Normalbio­

graphie (auch in der modernisiertenVariante) mit sich gebracht:

bie Frauender jungen Generationklagen "Optionalität" ein: Hei­

rat, Kinder, Arbeitsteilung in der Familie, Rollenverhalten.bis­

her eingespielteKompromissestehen zur Disposition, wollen ge­

wählt werden, nicht aufgezwungen. Kurzgefaßt könnte man die

Veränderungen als Tendenz zur Autonomisierung der weiblichen

Lebensentwürfe von der Definition durch Beziehungen (Ehe und

Familie) bezeichnen, zugunsten von sozialer und materieller

Verselbständigungdurch berufliche Tätigkeiten.

Mögliche Gründe für die Gegenbewegungsind subjektiver wie objek­

tiver Art: den Frauen sind die Risiken der über die Familie defi­

nierten Situation bewußt geworden. Sie begreifen sich subjektiv

als von anderenPersonenunabhängigeIndividuen und verlangendie

Teilhabe am Erwerbsleben- über die kulturellen Modernisierungen

hinaus - , um an den gesellschaftlichenRessourcenpartizipieren

zu können. Auch objek':iv ist die "Zukunftsgewißheit" (Lutz 84:40)

der Normalbiographiezerbrochen:Ehe und Familie können das Kon­

tinuitätsversprechennicht mehr uneingeschränkteinlösen (vgl.die

Aufsätze in Karsten/Otto (Hg.)87). Die jungen Frauen akzeptieren

nicht mehr die Definition ihrer Arbeit als Zuverdienst, die Dis­

kontinuität und soziale Unsicherheit. Aber ihnen erscheintauch

nicht das Normalarbeitsverhältnismit Voll (zeitlerwerbstätigkeit

als die einzig anzustrebendeErwerbsform, weil es eine Lebensform

ist, die Familienarbeitausschließt.

Ein Fazit der bereits zitierten Längsschnittstudiezur Erwerbs­

beteiligung der Frauen ist, daß jede Frauengeneration "in der

Etablierung neuer Verhaltensstandardseine spezifischeAufgabe

übernimmt, die ihr im Zusammenwirkenmit den Bedingungen auf dem

Arbeitsmarkt zuwuchs" (Willms-Herget 85:100). Die Frauen-Genera­

tion, die gegenwärtigauf den Arbeitsmarkt tritt, hat vielleicht

die "Aufgabe", Verhaltensformenzu entwickeln. die ihr explizites

Interessean einer lebenslangen Vereinbarkeit von Erwerbstätig-
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keit und Familienarbeit gegen die Ausgrenzungsmechanismendes

Arbeitsmarkts - und gegen die Oberforderung durch das "männliche"

Normalarbeitsverhältnis(Geissler/Pfau 87) - durchsetzenkönnen.

Die Arbeitsmarktentwicklungsetzt allerdings den neuen Ansprüchen

enge Grenzen. Trotz der weitergehenden(langsameren)Ausdehnung

des tertiären Sektors verengt sich das Arbeitsmarktsegmentder

Frauenarbeitsplätze.Auf die mittel- und hochqualifiziertenund

relativ gutbezahltenArbeitsplätzedes privaten Dienstleistungs­

sektors, in dem sich in den Goer und 70er Jahrender Frauenanteil

erheblich erhöhte, drängen zunehmend die jungen Männer; .in den

Bereichendes öffentlichen Dienstes, in denen ebenfalls ein hoher

Frauenanteilbesteht (Erziehungs-und Gesundheitswesen,mittlere

Verwaltung), werden kaum noch Einstellungenvorgenommen.

Die jungen Frauen sind nicht nur mit einem stagnierendenArbeits­

platzangebotund mit den überkommenenStrukturendes geschlechts­

spezifischen Arbeitsmarkts konfrontiert, die ihren �O�b�~�r�g�a�n�g in

ein Arbeitsverhältniserschweren,sondernauch mit neuen Arbeits­

marktprozessen, deren Reichweite unklar ist. Gemeint ist die

Zunahme von instabilen und ungeschütztenBeschäftigungsformen,

die - verglichen mit dem Normalarbeitsverhältnis- wenig Kontinu­

ität versprechenkönnen. Die negativenFolgen für die Lebens- und

Arbeitssituationder Frauen in solchen Erwerbsformensollen nicht

bagatellisiertwerden; es ist jedoch nicht von der Hand zu

weisen, daß sie auch dem Bestrebender Frauen entgegenkommen,

Familienarbeitund Erwerbsarbeitmiteinander zu vereinbaren.Es

ist daher nicht auszuschliessen,daß - angesichtsder Arbeitslo­

senquote- solche Beschäftigungsformen neue Optionen eröffnen,

denn die spezifischenRisiken und Chancen für junge Frauen, die

sich im übergang in das Beschäftigungssystemund zugleich in die

Familiengründungbefinden, sind nach den Kriterien des Normalar­

beitsverhältnissesund der männlichen Berufsbiographienicht zu

erfassen. Möglicherweise finden daher die ungeschützten und

instabilen Beschäftigungsformen bei Frauen nicht nur Kritik,

sondern auch subjektive Ansatzpunkte. Auf der anderenseite

könnte die Tatsache, daß Frauen solchen Beschäftigungsformen

weniger Widerstand entgegensetzen (können), die Durchsetzung
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eines "Normalarbeitsverhältnisseszweiter Klasse" für Frauen

begünstigen.

Das Teilprojekt will die Entwicklung der Risikolagen und die

Bandbreitevon Wahlmöglichkeiten (Optionen) in den Statuspassa­

gen, die für junge Frauen in den Erwachsenenstatusführen

(Erwerbstätigkeit und Partnerbeziehung/Familiengründung),

untersuchen.Dies geschiehtvor dem Hintergrund der anhaltenden

Arbeitsmarkt-Kriseund der Entstehung eines Sektors von unge­

schützten Beschäftigungsverhältnissen.Von besonderemInteresse

ist dabei die Arbeits- und Lebenssituationjunger Frauen, die in

unterschiedlichen Formen instabiler, befristeter, arbeits- und

sozialrechtlich nicht abgesicherter oder auch selbständiger

�(�"�a�l�t�e�~�n�a�t�i�v�e�r�"�) Erwerbsarbeit tätig sind, und die Bedeutung

dieser Beschäftigungsformen für ihre Erwerbs- bzw. Berufsorien­

tierung. Werden durch die neuen Erwerbsformenneue Lebensentwürfe

begünstigtoder drängensie die jungen Frauen in die traditionel­

le Familienlaufbahnzurück?

Zugleich sind in der jungen GenerationunkonventionelleLebens­

weisen, neue Beziehungs-und Familienformenverbreitet, zu deren

Verständnisdie gängigenErklärungsmuster wie Bildungsstandund

Schichtzugehörigkeit nicht ausreichen. Es ist bisher nicht

unternommen worden, den Zusammenhang der Lebensweisemit den

Beschäftigungsformenund den von ihnen für junge Frauen ausgehen­

den Chancen für Selbständigkeit,berufliche Selbstverwirklichung

und Zukunftsaussichtenzu erkunden. Wie sieht die wechselseitige

Beinflussungder Erfahrungenin der Arbeitswelt und der Entwick­

lung individueller Präferenzen und Handlungen in bezug auf

Erwerbsarbeitund private Beziehungenaus? In welcher Weise gehen

neue oder überkommeneOrientierungen in diesen Prozeß ein und

unter welchen Bedingungen werden neue entwickelt? Das Gelingen

oder Mißlingen des Obergangs in einem Lebensbereichhat mittel­

bare oder unmittelbareFolgen für den anderen: der Druck, jede

Erwerbstätigkeit anzunehmen, wird bei dem Verlust oder dem

Verzicht auf andere Unterhaltsquellen (Elternhaus, Ehe- oder

Partnerbeziehung)unausweichlich,und umgekehrt mag eine Famili-
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engründungbei dauerhafterArbeitslosigkeit oder nach frustrie­

renden Arbeitserfahrungenals Ausweg erscheinen.

Ober die Interdependenzder neuen Optionen und Risikolagen auf

der einen Seite, der Entwicklung von Zukunftsperspektivenund

Kontinuitätserwartungenund den biographischenEntscheidungenund

Planungen auf der anderen bei jungen Frauen gibt es keine

empirischenUntersuchungen.

,
Auch die Studien, die die Erwerbsarbeitvon Frauen in ungeschütz-

ten Beschäftigungsformen untersuchen, können die aufgeworfenen

Fragen nicht beantworten,weil sie die Einbindung in biographi­

sche Phasenund Statuspassagenvernachlässigen.Dasselbegilt für

die arbeitmarkttheoretischausgerichteten Verbleibsstudien.Die

Längsschnittstudien des BiBB (Qualifikation und Berufsverlauf)

und des lAB zur Erwerbssituation der 23-24-Jährigen(Stegmann/

Kraft 87) sind - obwohl die Daten für die Geschlechtergetrennt

ausgewertetwerden - für diese Fragen wenig aufschlußreich.Es

gibt keinen Bezug zum Aspekt der Familiengründung und zur

längerfristigenLebensplanung.Auch sind die Formen der Erwerbs­

tätigkeit nicht tief genug differenziert.

Andere Studien, die die Interdependenz von Erwerbsarbeitund

Lebensweisethematisieren,gehen von der bereits existierenden

Familie aus (vgl.oben die Studien zu Frauenerwerbsarbeit;laufen­

des Projekt des DJI: Dauerbeobachtung von Familien); ihre

Fragestellung liegt also quasi "hinter" der hier angezielten

Entscheidungsphase. Aufschlußreiche Ergebnisse darüber, in

welchen Formen sich die Integration junger Frauen in das Erwerbs­

system längerfristig entwickelt, sind dagegenvorn "Sozio-ökonomi­

schen Panel" des Sfb 3 (MikroanalytischeGrundlagender Gesell­

schaftspolitik) zu erwarten.

3.52 Fragestellungenund Variablen

Mit dem Teilprojekt sollen folgende Fragen - im Spannungsverhält-
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nis von �b�e�w�u�~�t�-�a�k�t�i�v�e�m Handeln und "Logik" der Optionen-

verfolgt werden:

- Welche Ausbildungs- und Erwerbsverläufeführen junge Frauen in
instabile oder ungeschützteBeschäftigungsverhältnisse?

Variablen: Berufswahl, Ausbildungsniveau,Geradlinigkeit des
Berufswegs, institutionelle Eingriffe, Arbeitslosigkeit,
Berufs- und Betriebswechsel

- Wie gestaltensich die einzelnenObergänge?
Variablen: Verlassen des Elternhauses, Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit,Wechsel in eine instabile oder ungeschütz­
te Beschäftigung, Eingeheneiner stabilen Partnerbeziehung,
Familiengründung

Umfang und Regelmäßigkeit der Beschäftigung,
Qualifikation, Arbeitsbedingungen, soziale
Beschäftigungsperspektive, körperliche und

Belastungen

- Wie sehensolche
konkret aus?

Variablen:
Einkommen,
Sicherung,
psychische

Beschäftigungsverhältnissefür junge Frauen

- Wie werden Lebensweiseund Wohnform davon beeinflußt?
Variablen: weitere Einkommensquellen, Wohnsituation und
Planungendazu, Art einer Partnerbeziehung,Erwerbstätigkeit
des Partners,häuslicheArbeitsteilung

Wie sieht die Erwerbsorientierung von Frauen in den genannten
Beschäftigungsverhältnissenaus?

Variablen: Einschätzung der Arbeitsmarktlage,Einschätzung
der gegenwärtigenBeschäftigunggegenüber der Berufsausbil­
dung und früheren Arbeitserfahrungen, Vereinbarkeit mit
häuslicherArbeit

Wie setzensie sich mit den institutionellen Anreizen auseinan­
der, sich vom formellen Arbeitsmarkt zurückzuziehen,und was
bedeutensolche Anreize für ihre Berufs- und Erwerbsorientierung?

Variablen: Kenntnisse ihrer sozialrechtlichen Situation und
der familienfördernden Maßnahmen, Einschätzungder Arbeits­
marktchancenund der Zukunft des Berufs, Kinderwunsch

- Mit welchen Perspektivenfür spätere Lebensphasen werden die
Optionen im Obergang in das Erwerbssystemverknüpft? In welcher
Reihenfolge treffen junge Frauen die Entscheidungen zur Erwerbs­
arbeit und zur Partner- und Familienbeziehung?

Variablen: Reichweite des biographischen Zeithorizonts,
Einschätzungder sozialenSicherung über die Familie bzw.
über eigene Erwerbstätigkeit, Kenntnis der Regelungendes
Arbeitsförderungsgesetzesund andererGesetze, Einschätzung
der Arbeitsmarktlageund der betrieblichenBeschäftigungspo­
litik gegenüberFrauen nach einer Erwerbsunterbrechung

- In welcher Weise deuten und verarbeiten sie die Phasierung
ihres vergangenen Berufsverlaufs, und wie sieht ihre zeitliche
Perspektivein Bezug auf die Erwerbstätigkeitaus?
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Variablen: Arbeitsmarktstrategienin und gegebenenfallsnach
der gegenwärtigen Beschäftigung, Umschulungs-/Weiterbil­
dungspläne,Einschätzungder vergangenen und gegenwärtigen
Arbeitsmarktlage, Strukturierung der Zukunft über institu­
tionelle Regelungen

Wie sehen sie die Zusammenhänge zwischen beruflichen und
"privaten" Entscheidungen in der Vergangenheit, und welche
Zukunftsperspektivehabe sie in Bezug auf die Partnerbeziehung
und Familiengründung?

Variablen: bisherige biographischeStationenund Passagen,
Thematisierung der Widersprüche, Rückkehrzwänge in die
Familienrolle, Zeithorizont für Ehe und Familiengründung,
orientierendeVorgaben aus der Elterngeneration,Bewälti­
gungsstrategiender Konflikte

3.53 Anlage der Untersuchungund methodischesVorgehen

Nur wenn die Optionen für Frauen am Anfang der Erwerbsbiographie

- beim Zugang zu Ausbildungs- und Arbeitsplätzen - zahlreicher

werden, können strukturell andereLebensläufe (und Erwerbsbiogra­

phien in ihnen) entstehen. Mit der Ausdifferenzierung der

Erwerbs-Optionenund der Entstehungneuer Risiken verändernsich

auch die Handlungsspielräumeim privaten Bereich. Daher muß die

Untersuchung das Wechselverhältnis dieser beiden Bereiche

einbeziehen.Dabei gilt es die Möglichkeit einer wechselseitigen

Destabilisierungder beiden Bereiche zu berücksichtigen:Arbeits­

marktrisiken destabilisieren die Lebensplanung und die sozialen

Beziehungen,und die (antizipierbarenJAnforderungender Ehe- und

Familienbeziehungim Modell der Kleinfamilie bestimmen die Ver­

fügbarkeit von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Dabei wird Arbeit in

ungeschütztenund instabilen Beschäftigungsformen zunächstals

eine Bewältigungsform des strukturellen Dilemmas zwischen dem

wachsendenInteressean Erwerbstätigkeit und der Verengung der

Arbeitsmarkt-Chancenangesehen.

Die Untersuchungrichtet sich

(1) auf die Arbeitsmarkt-Strukturen, Beschäftigungsformen,
sozialen Normen und institutionellen Interventionen, mit
denen junge Frauen heute in den ersten Jahrennach dem
Abschluß einer Berufsausbildung konfrontiert sind: sowohl
was ihre Integration ins Erwerbssystembetrifft als auch was
ihren Handlungsspielraum in Richtung auf Autonomie der
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Lebensführung, Partnerbeziehungund Gründung einer Familie
angeht,

(2) auf die Wahrnehmung und Verarbeitung dieser Chancenund
Risiken, Normen und Interventionendurch die jungen Frauen,
auf die Folgen für ihre Wahlmöglichkeiten, für die Stabili­
sierung und Generierungvon beruflichen Orientierungen,von
biographischen Entscheidungen und Zielsetzungen vor dem
Hintergrund ihrer Lebensplanung.

Zum erstenTeil der Untersuchung:

Eine eigene repräsentativeErhebung über die Beschäftigungsformen
junger Frauen wird nicht angestrebt;dafür stehenInstitutionen

. wie der Bundesanstaltfür Arbeit oder den StatistischenLandesäm­
tern geeignetere Instrumente zur Verfügung. Die Untersuchung
zielt jedoch darauf, die vorhandenenDaten unter dem Gesichts­
punkt der Obergangsproblematikjunger Frauen zu sichten und die
Ergebnissezu bündeln, um sie mit den Ergebnissender qualitati­
ven Erhebung zusammenzuführen.Einzubeziehensind dabei:
- die'Arbeitsamtstatistiken,die neuerdings zusätzliGheInforma­
tionen - z.B. über die Beschäftigungsdauer- ausweisen,

- die genannten sozialwissenschaftlichenErhebungen (lAB, Sfb 3,
evtl.Sonderauswertungendes Mikrozensus),

- in Bremen laufende Teilstudien zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,
Leiharbeit, geringfügiger Arbeit.

- Gedacht ist auch an eine Nutzung der (in der ZWE "Arbeit und
Betrieb") geplanten Neuauflage der repräsentativen Befragung
Bremer Arbeitnehmer, die auf der Grundlage einer �D�~�t�e�i durchge­
führt wird, in der alle abhängigBeschäftigtenunabhängigvon Art
und zeitlichem Umfang der Tätigkeit erfaßt sind. Diese Befragung
wird einen eigenenTeil zu instabiler und ungeschützterBeschäf­
tigung enthalten.

Was die Verteilung dieser Beschäftigungsverhältnisseauf Branchen
und Betriebstypenangeht, ihre beschäftigungspolitischeDurchset­
zung und betriebliche Funktion, so kann auf Zwischenergebnisse
des Anfang 1988 im Rahmen des Forschungsprogrammsder ZWE "Arbeit
und Betrieb" beginnenden Projekts zu "Betrieb und Grauzone"
zurückgegriffenwerden. In diesem Projekt wird ein Oberblick über
die Entwicklung und Verbreitung ungeschützter und instabiler
Beschäftigungsverhältnissein der Region Bremen erstellt werden.

Für die sozialrechtlichen, sozial- und familienpolitischen,

arbeitsmarktpolitischenund bildungspolitischenRahmenbedingungen

der Optionen: - Aus- und Weiterbildung, Alleinerziehenvon

Kindern, Ehe und Familiengründung, Inanspruchnahme von

Transfer- und Unterhaltszahlungen müssen die entsprechenden

Gesetze und Verfahren unter dem Gesichtspunktder untersuchten

Statuspassagenbei jungen Frauen gesichtetwerden. Dasselbegilt
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für die arbeitsrechtlichen und betriebsverfassungsrechtlichen

Normen, die das Verhalten von Arbeitgeber und Beschäftigtenam

Arbeitsplatz und bei Arbeitsplatz-Wechselregeln. Diese Arbeiten

setzeneine juristische Qualifikation voraus und sollen daher

über die Vergabe eines Werkvertragseingebrachtwerden. Im ersten

Teil der Untersuchungwird also auch die normativ-institutionelle

Seite der Statuspassagenin Erwerbsarbeitund in Familie analy­

siert werden. Einzubeziehensind:

- Gesetzestexte: AFG, Beschäftigungsförderungsgesetz,
Bafög, Erziehungsgeld-/urlaubsgesetz,Paragraph218,

BSHG,

- steuerlicheRegeln des Familienlastenausgleichs,Erziehungszei­
ten in der Rentenversicherung, Anwartschaften,Altersgrenzenin
Versicherungen,

- tarif- und arbeitsrechtliche Situation: Kündigungsschutz,
"Leichtlohngruppen", Regulierungder Teilzeitarbeit, Arbeitszeit­
gesetz,

- arbeitsmarktpolitische Initiativen: Qualifizierungsoffensive
der Bundesanstaltfür Arbeit, Lohnbeihilfen des Arbeitsamtes

- andere institutionelle Maßnahmenwie die Bundesstiftung"Mutter
und Kind" u.ä.

Für die besondereAnwendung der Gesetze (vor allem BSHG und AFG)

auf junge Frauen, die je nach Ausbildung, Erwerbsverlaufund

Familiensituation unterschiedlich und entsprechendundurch­

schaubar- ist, sollen Experteninterviewsmit Verantwortlichen in

der Arbeits- und Sozialverwaltungdurchgeführtwerden.

Der zweite Teil der Untersuchungrichtet sich auf das Handeln,

die Bewältigungsstrategien, die Orientierungen, Zukunfts- und

Zeitperspektivender jungen Frauen selbst. Zur Erhebung subjek­

tiver Erfahrungsmuster,Orientierungen und Lebensplanungensind

qualitative Methoden besonders angebracht.Daher sollen thema­

tisch strukturiertequalitative Interviews durchgeführtwerden.

Dieser Teil der Studie ist als Längsschnittüber den Zeitraum von

drei Jahren angelegt. Nur eine Befragung zu (mindestens) zwei

Zeitpunkten kann die ungewöhnlichen und problematischenElemente

des Übergangs in das Erwerbssystem aufdecken, die durch die

neuartige Beschäftigungentstehen.Die Beschäftigungsverhältnisse
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der jungen Frauen sind zum einen durch zeitliche Instabilität

(Befristung, Fehlen eines Kündigungsschutzes, �u�n�r�e�g�e�l�m�ä�~�i�g�e

Arbeitszeit) gekennzeichnet.Zum anderenkönnen Arbeitsinhalt und

-bedingungen, Lohnhöhe, Belastungen in .unvorhersehbarerWeise

sich ändern, da gesetzliche oder tarifliche Regulierungennicht

gelten oder nicht greifen. Eine Veränderung der Erwerbssituation

in relativ kurzen Zeiträumen ist also den meisten der genannten

Beschäftigungsformenimmanent. Die individuelle Auseinanderset­

zung mit dieser Situation ist von vorgängigen, mehr oder weniger

'stabilen Interessenund Ansprüchenbestimmt und muß zugleich auf

die Veränderungen antworten; sie kann daher nicht nur zu einem

Zeitpunkt erhobenund analysiertwerden. Nur als Prozeß ist die

Entstehung und Modifizierung der Interessen und Strategien

nachzuvollziehen.

Die Frage, ob Frauen in instabilen und ungeschütztenBeschäfti­

gungsverhältnissensubjektive Ansatzpunkte für ihre Interessen

sehen können, und wie sie die Vorteile neuer Optionen gegen die

Nachteile, die diese Erwerbsformen von Anfang an oder im

Zeitverlauf - mit sich bringen, abwägen, verlangt als methodi­

schen Zuschnitt das Panel.

3.54 Auswahlverfahren

Die Konstruktion des Sampies ist davon geleitet, möglichst

verschiedeneBerufsbiographien und Beschäftigungslageneinzube­

ziehen. Der erste Gesichtspunktdafür ist, daß junge Frauen sehr

kurz nach Abschluß der Ausbildung ebenso vertretensein sollen

wie Frauen mit mehrjährigerBerufserfahrung.Auch die Beschäfti­

gungsdauer in instabiler/ungeschützer Erwerbstätigkeit soll

unterschiedlich lang sein. Für dieses Auswahlkriterium gilt

jedoch ebensowie für die im folgenden genannten, daß die Befra­

gung von Arbeitnehmerinnenaußerhalbregulärer betrieblicher und

beruflicher Strukturen mit Schwierigkeiten konfrontiert sein

wird, die bei Untersuchungenüber Arbeitnehmer in regulär verfaß­

ter Erwerbstätigkeitnicht bekannt sind. Bei jungen Frauen in

unsicherer Erwerbs- und Lebenssituationwird die Bereitschaft,

sich überhauptan einer Unterscuhungzu beteiligen, geringer sein
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als bei anderen Beschäftigtengruppen;die Problemewerden hier

nicht unterschätzt.Ober verschiedene Zugänge (siehe unten) und

durch die ausgedehntenKontakte der Projektmitarbeiterlinnenv.a.

im Weiterbildungsbereichist dies jedoch zu bewältigen.

Die Zusammensetzungdes SampIes leitet sich eavon ab, �d�a�~ die

neuen Optionen in der Statuspassagein die Erwerbsarbeitnicht

den Anforderungen an typisierbare normalbiographischeVerläufe

eutsprechen; sie sind kaum geeignet, lebensgeschichtlicheKon­

tinuität zu begründen. In der Ausbildung bauen die Mädchen Erwar­

tungen an Erwerbstätigkeit, selbständige Lebensführung und

Verwendung der erworbenenQualifikation auf. In den verschiedenen

Ausbildungsgängenund -niveaus wird jedoch zugleich - in unter­

�~�c�h�i�e�d�l�i�c�h�e�m �A�u�s�m�a�~ - diese Erwartung abgekühlt und mit "reali­

stischen" Einschätzungen und Informationenüber Arbeitsmarktlage

und Beschäftigungschancenkonfrontiert.

Die Auswahl der Altersgruppe ist von pragmatischenBegrenzungen

nach unten (Abschluß der Ausbildung) und nach oben (durchschnitt­

licher Zeitpunkt der Familiengründung)bestimmt. Die untersuchten

Statuspassagenkönnen früher beginnen und späterenden. Die be­

fragten Frauen sollen noch keine Kinder haben. Für die Begrenzung

auf die Altersgruppe zwischen 20 und 25 Jahrenspricht auch, daß

es sich hierbei um eine in den Statistiken verwendeteAbgrenzung

handelt, so daß die Verknüpfung der quantitativenund qualitati­

ven Ergebnisseerleichtert wird.

Das �~ Kriterium für die Auswahl der Interviewpartnerinnenist

daher, möglichst unterschiedlicheAusbildungsniveauseinzubezie­

hen, die zugleich verschiedeneAusbildungssysteme(duales System,

schulische Berufsausbildung und öffentliche �E�r�s�a�t�z�m�a�~�n�a�h�m�e�n�)

repräsentieren.Untersucht werden sollen mehrere Gruppen, bei

denen die Einmündung in das Erwerbssystem sich durch instabile

oder ungeschützteBeschäftigung verlängert, in eine berufliche

Sackgasse einzumünden droht oder nicht gelingt. Im einzelnen

sollen unter dem Kriterium "Ausbildung" vertretensein:
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(1) Frauen mit abgeschlossenerBerufsausbildungim dualen System
in einem gewerblichenBeruf oder einem einfachensozialenoder
Angestelltenberuf,

(2) Frauen mit abgeschlossenerBerufsausbildungim dualen System
in einem qualifizierten Angestelltenberufoder einem Beruf der
sozialenDienste (einschI. schulischer Ausbildung mit berufsqua­
lifizierendem Abschluß),

(3) Frauen mit einer Berufsausbildung außerhalb des dualen
Systems (schulischeAusbildung als Ersatzmaßnahmeoder Benachtei­
ligtenprogramm- vgl. das Teilprojekt A 1).

,Diese Ausbildungsniveaus entsprechen einer Unterscheidung,die
sich empirisch bewährt hat (Gottschall 8Gb); auf die Einbeziehung
von hochqualifizierten Frauen (Hoch-bzw. Fachhochschulabschluß)
soll verzichtet werden, weil sie sich auf einem gesonderten
Teilarbeitsmarktbewegen (vgl. das Teilprojekt B 3) und weil in
akademischenBerufen die Fristigkeit der Erwerbstätigkeitbei
Frauen zunächstnicht unterstelltwird.

In der Gruppe (1) sollen Frauen befragt werden, die eine Ausbil­

dung in einem Beruf absolviert haben, der schon vor der Arbeits­

marktkrise nur geringe Aussichten auf einen langfristig gesicher­

ten Arbeitsplatz und ein existenzsicherndesEinkommen bot. Frauen

mit einer Ausbildung in dieser Berufsgruppe (z.B. zur Schneiderin

oder Verkäuferin) sind seit dem Wiederanstieg der Frauenerwerbs­

quote in den GOer Jahrendas Reservoir für un- und angelernteBe­

schäftigungenin der Industrie, im Dienstleistungssektorund im

Handel, übrigens immer auch schon zu einem gewissenAnteil mit

ungeschützter Beschäftigl.ng. Bei dieser Gruppe wird daher

angenommen, daß die Wege in die gegenwärtigeungesicherteBe­

schäftigungstrukturell den Wegen in die ungelernteArbeit, über

die in BerufsverlaufsstudienErkenntnisse vorliegen, ähneln.

üblicherweisewird diesen Frauen wie auch den ungelernten­

eine gering ausgeprägte Arbeitsorientierung gegenüber einer

dominantenFamilienorientierungunterstellt; das würde bedeuten,

daß für sie in einer instabilen Beschäftigungssituationdie

"Alternativrolle" Hausfrau oder auch die Arbeitslosigkeit (mit

Arbeitslosenunterstützung oder Sozialhilfe) Attraktivität

besitzenmüßte und ihre Kontinuitätserwartungensich wieder auf

die Ehe/Familie richten. Auf diese Gruppe richten sich die

Appelle, aus dem Arbeitsmarkt auszuscheiden.
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Demgegenüberist bei der Gruppe (2) an Frauen mit einer qualifi­

zierten Ausbildung in einem Angestelltenberufoder einem Sozial­

beruf (z.B. Industriekauffrau, Verwaltungsangestellte,Kranken­

schwester) gedacht, die bis vor Beginn der Arbeitsmarktkrise­

und je nach regionaler Arbeitsmarktlageauch heute noch - eine

dauerhafte Beschäftigungsperspektiveund bei Vollzeitbeschäfti­

gung auch ein ausreichendes Einkommen erwarten konnten. Diese

Gruppe �m�u�~ neben den Risiken der ungeschütztenBeschäftigungnoch

die Destabilisierung bzw. den Verlust der Berufsperspektive

bewältigen.

Als dritte Gruppe (3) sollen Frauen zusammengefaßtwerden, die

bereits im Obergangvon der Schule in die Berufsausbildung�g�r�o�~�e

Schwierigkeiten hatten und keinen Ausbildungsplatz im dualen

System gefunden haben. Sie sind trotzdem nicht ohne Ausbildung

geblieben, sondern haben aus eigenemAntrieb oder aufgrund

institutioneller Angebote - eine vollzeitschulischeBerufsausbil­

dung gemacht oder an einer �M�a�~�n�a�h�m�e im Rahmen öffentlicher Aus­

bildungsangebote teilgenommen. In diesen �E�r�s�a�t�z�m�a�~�n�a�h�m�e�n wird

sowohl in Berufen mit guten Arbeitsmarktchancenals auch in wenig

aussichtsreichenBerufen ausgebildet;unabhängig davon haben die

jungen Frauen, die ihre Ausbildung nicht im dualen System abge­

schlossenhaben, noch schlechtere Arbeitsmarktchancen als ihre

Altersgenossinnen.

Neben dem Ausbildungsniveau ist die spezifischeRisikolage auf

dem Arbeitsmarkt zweiter Ausgangspunkt der Gruppenbildung.Wei­

teres Kriterien für die Auswahl zu befragenderjunger Frauen ist

daher die Art ihres Beschäftigungsverhältnisses.Nach einer Be­

rufsausbildunggibt es bei jungen Frauen verschiedeneFormen der

stabilen oder instabilen Integration ins Erwerbssystem; als

instabile bzw. ungeschützteErwerbsform ist anzutreffen:

- befristeteVollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung
- unfreiwillige Teilzeitarbeit
- geringfügige Beschäftigung- häufig auch befristet
- Teilzeitarbeit unter 20 Stunden/Woche
- Leih-/Zeitarbeit
- Heimarbeit
- zeitflexible Beschäftigung:Kapovaz, Job-sharing
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- ABM-Beschäftigung
- Aus-oder Weiterbildung/Umschulungnach AFG
- "neue Selbständigkeit",Arbeit in einern Alternativprojekt
- Kombination von mehreren der instabilen Beschäftigungs-

formen

In der Altergruppe der 20- bis 25jährigen sind die Frauen, die in

stabiler Beschäftigung stehen, nach wie vor die größte Gruppe.

Die amtlichen Statistikensind in dieser Hinsicht jedoch nicht

zuverlässig, da dort auch befristet oder in einer Arbeitsbeschaf­

fungsmaßnahme Beschäftigte als regulär beschäftigt geführt

werden. Daher wird für die Sample-Konstruktiondie Unterscheidung

"beschäftigt" oder "arbeitslos" keine Rolle spielen.

Unter-der Voraussetzung,daß die Statuspassageder Integration in

das Erwerbssystemfür die jungen Frauen heute einen eigenenStel­

lenwert besitzt - nicht nur den Obergang in die familiale Exi­

stenzsicherung bedeutet bestimmt die Erwerbstätigkeitdas

Gelingen der Statuspassage"Erwachsenwerden" als ganzer; die

Beschäftigungsform ist daher ein entscheidendesKriterium zur

Sampledefinition.Aufgrund der notwendig informellen Zugänge zu

den Interviewpartnerinnenkann es keine vorgängigenInformationen

über die konkrete Beschäftigungsformwie auch die Art der Ausbil­

dung geben. Daher sollen aus jeder der im folgenden Tableau be­

stimmten Gruppen soviele Personenbefragt werden, bis alle insta­

bilen und ungeschütztenErwerbsformenhinreichendvertretensind.

Als Vorgabe zur Auswahl der Interviewpartnerinnen können nur die

beiden Merkmale: abgeschlosseneAusbildung und: keine normale

Erwerbsform angegebenwerden. Um welchen Ausbildungstyp es sich

handelt und in welcher Erwerbsform sie stehen, wird erst im

Verlauf des Interviews selbst erfaßt werden können. Die instabi­

len und ungeschütztenErwerbsformen (einschI. arbeitsmarktpoli­

tisch induzierter Weiterbildung) können nach gemeinsamenMerkma­

len zu Beschäftigungstypengruppiert werden:

- arbeits- und sozialrechtlichnicht abgesicherteErwerbsformen
(z.B. illegale Leiharbeit, Schwarzarbeit. geringfügige und
unregelmäßigeErwerbsarbeit, Teilzeitarbeit unter 20 Stunden/Wo­
che oder eine Kombination verschiedener dieser Erwerbsformenl:
TYlU.,
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- instabile Beschäftigung (Befristung, Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
me, job-sharing, Zeit-Arbeit): �~�,

- Weiterbildung, Umschulung: TY2-l.

Im folgenden ist die angestrebte Interviewverteilung nach den
oben unterschiedenenAusbildungsniveausdargestellt.

Besch. Ausbildungs- Ausbildungs- Ausbildungs-
typ typ (1) typ (2) typ (3)

1 10 10 10

2 10 10 10

3 5 5 5

Wegen der Unschärfe der gebräuchlichenErwerbskategorienkönnen

vermutlich (fast) jeder Gruppe Frauen zugeordnetwerden, die sich

selbst als erwerbstätig,arbeitslosoder in Ausbildung befinölich

bezeichnen. In den Beschäftigungsgruppen1 und 2 sind jeweils

doppelt so viel Interviews vorgesehenwie in der Beschäftigungs­

gruppe 3, da die Beschäftigungsformenstärker in sich ausdiffe­

renziert sind als die Weiterbildungsangebotedes AFG.

Die qualitative Studie wird auf die Region Bremen beschränkt;es
gibt zum einen keinen Grund anzunehmen,daß die subjektiv-biogra­
phische Problematik in anderenRegionen sich andersdarstellt. Da
über den Bremer Arbeitsmarkt und die Branchenstruktur,Betriebs­
typen und BeschäftigungspolitikDaten vorliegen, kann das Teil­
projekt schon mit der SystematisierungdiesesMaterials beginnen.

Kontakte zu den Interviewpartnerinnensollen auf verschiedenen
Wegen hergestelltwerden. Zum einen können über die Beschäftiger­
betriebe einschlägiger Branchen (Dienstleistungen, Handel,
Verleihfirmen) Gesprächspartnerinnengewonnen werden. Hier sind
zum einen bereits bestehende Betriebskontakte zu nutzen, zum
anderen in der Kooperation mit dem Projekt "Betrieb und Grauzone"
neue herzustellen. Dabei werden die Arbeitnehmerkammern des
Landes (Kooperationspartnerder Universität Bremen) die Unter­
stützung der betreffendenEinzelgewerkschaftenund Betriebsräte
vermitteln. Auf diesem Weg werden jedoch im wesentlichenFrauen
zu erreichen sein, die relativ dauerhaft in einem Betrieb
arbeiten (ABM, Putzhilfe); um in die wahrhaft "graue" Zone
gelegentlichoder schwarz arbeitender, sich mit (selbständiger)
Heim- oder mit Zeitarbeit durchschlagendenFrauen zu gelangen,
müssen unorthodoxe Wege eingeschlagenwerden. Gedacht ist hier
zum einen an das Schneeballsystem,zum anderenan die Kontaktauf­
nahme über Weiterbildungsträger(Bildungsurlaub), Berufsschulen



341
Teilprojekt B 2
Geissler U.a.

sowie an Zeitungsartikel und Annoncen. Der im allgemeinen
prekären Einkommenssituation entsprechendsollen die Interviews
vergütet werden.

3.55 Erhebungsschritte

Insgesamtist an ca.75 thematischstrukturierteLeitfaden-Inter­

views gedacht. Die bisherige Ausbildung und Erwerbsbiographie,

die Merkmale der gegenwärtigen Beschäftigung(einschl.Branche,

Betriebstyp) und die Lebenssituation und Wohnform werden mit

(tei1-)standardisiertenFragen erhoben. Anhand der Fragestel­

lungen und Variablen wird der nichtstandardisierteTeil thema­

tisch vorstrukturiert; der Gesprächsverlauf soll in diesem Teil

jedoch· so offen bleiben, daß die Gesprächspartnerinnenauch

Pläne, Hoffnungen, Befürchtungenund Ambivalenzen äußern können.

Es muß den Gesprächsparterinnenüberlassenbleiben, in welchem

Kontext sie die Beziehungen zwischen verschiedenenLebensbe­

reichen, die unterschiedliche "Logik" von Erwerbssystem und

Beziehungssystemund ihre individuelle Form des Abwägens zwischen

verschiedenenOptionen thematisieren.Von Seiten der Interviewe­

rinnen ist lediglich sicherzustellen,daß im Rahmen der vorgängi­

gen Strukturierung alle vorgesehenen Themen zur Sprachekommen.

Die Länge des Interviews kann daher nicht normiert werden. Alle

Interviews werden von den Frauen der Projektgruppe- die alle in

der Gesprächsführung in nicht-standardisiertenInterviews Er­

fahrung haben - durchgeführt (und im unmittelbarenAnschluß mit

Hilfe der Tonbandaufzeichnungprotokolliert) .8

Die vorgeseheneZahl der Interviews ist relativ gering, weil für

die Fragestellung eine Panel-Untersuchung �u�n�v�e�r�z�i�c�h�~�b�a�r er­

scheint; aus Zeitgründenmuß daher auf eine weitere Ausdifferen-

8) Die Interviews werden von den Mitarbeiterinnendes Pro­
jekts - mit Unterstützung einer Tonbandaufzeichnung - diktiert.
Dieses Vorgehen läßt die besonderszeitintensiveTranskription
vom Tonband entfallen. Während der beiden knapp bemessenenInter­
viewphasen muß für das Abschreiben der diktierten Interviews
Schreibkapazitätvorhandensein; sie wird im Rahmen der Gesamtbe­
antragungim Teilprojekt Z vorgesehen.
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zierung und Erweiterung des Sampiesverzichtet werden. Wenn die

Arbeit in instabiler und ungeschützterBeschäftigung eine Bewäl­

tigungsform der Konfliktlage zwischen Ansprüchenund Arbeits­

marktchancenist, dann können Aussagenüber die lebenslagenspezi­

fische Bewältigung dieses Konflikts nur gemacht werden, wenn der

Bewältigungsprozessein Stück weit begleitet wird. Zwischen den

beiden Interviews soll mindestensein Jahr liegen. In der ersten

Arbeitsphasesteht daher die Vorbereitung und Durchführung der

qualitativen Befragung im Vordergrund; die erste Erhebungswelle

soll im erstenHalbjahr 1989 abgeschlossensein. Parallel wird

die Sichtung und Auswertung vorhandenerStrukturanalysenbegin­

nen, - systematischer Arbeitsschwerpunkt wird dies im zweiten

Halbjahr 1989 sein.

Die institutions- und strukturanalytischenUntersuchungsabschnit­

te und die Auswertung der Erst-Interviewssollen in der Mitte des

Untersuchungszeitraumsin eine Phaseder Theoriebildungüber die

objektive und subjektive Bedeutungvon instabilen und ungeschütz­

ten Beschäftigungsverhältnissenfür die Arbeitsmarktlage,die

Strategienund die Lebensplanungvon jungen Frauen einmünden. In

der zweiten Jahreshälfte1990 sind die Zweit-Interviews vorgese­

hen, in deren standardisiertem Teil vor allem die berufsbiogra­

phischenEntwicklungen zentral sind. Im diskursiv-narrativenTeil

werden - weniger retrospektiv als im Erstinterview - biographi­

sche Entscheidungen und die Entwicklung von Zukunftsperspektiven

angesprochenwerden.

3.56 Auswertungsschritte

In der Auswertung der Interviews sollen zum einen Stationen,Ober­

gänge, "Schleifen", Regulierungenund institutionelle Interven­

tionen in der Lebensphase nach Abschluß der Berufsausbildungin

ihrer für Frauen charakteristischenVerflechtung von zwei lebens­

geschichtlichenSträngenrekonstruiertwerden. Zum zweiten sollen

aus der Perspektiveder Handelndendie beruflichen und "privaten"

Entscheidungenund ihre Motive rekonstruiertund analysiertwer­

den. Die Statuspassagennach der Ausbildung gehen mit einem

Prozeß der "Selbstsozialisation" einher, in dem weniger die
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Verinnerlichung von Normen und "Ideologien" (Möller 83:12) statt­

findet als eine aktive "Identitätsgestaltung" (Heinz 84:4). In

der Auswertung der qualitativen Anteile der Interviews werden

daher der �P�r�o�z�e�~ der Herausbildungund Modifizierung des eigenen

Lebensentwurfsin Auseinandersetzungmit sozialen Deutungsmustern

und die Antizipation von Handlungsstrategiengegenüber den Zwän­

gen, die aus Erwerbsarbeit und Familiengründungerwachsen, im

Mittelpunkt stehen.

Damit die Durchführung und Auswertung von zwei Wellen qualitati­
ver Interviews in einen realistischenZeitplan �e�i�n�g�e�p�a�~�t werden
kann, �m�u�~ auf die Ergänzung der Informationen über Beschäfti­
gungsform und Arbeitssituation, die von den Frauen gewonnen
werden, durch Arbeitsplatz- oder Betriebserhebungenverzichtet
werden. Wie erwähnt, ist die Zuweisung bestimmter Beschäftigungs­
formen an bestimmte Personengruppenwie auch die Funktion insta­
biler . und ungeschützter Beschäftigungsverhältnissefür die Be­
triebe die Fragestellungdes Projekts "Betrieb und Grauzone" in
der ZWE "Arbeit und Betrieb", mit dem kooperiert werden soll.

Der standardisierteTeil des Fragebogensbaut auf den Ergebnissen

der vorliegenden Arbeitsmarkts- und Verbleibsstudien auf. Wie

dieser Teil kann auch die Auswertung des erzählend-diskursiven

Teils des Interviews rechnergestützterfolgen. Für jeden Themen­

�b�e�r�~�i�c�h und die dazugehörigenVariablen (s.o.: Fragestellungen

und Variablen) sollen - entlang des empirischenMaterials - eine

Reihe verschiedenerArgumentationsmusterformuliert werden. Diese

inhaltsanalytische"semantische Verschlüsselung" ist der erste

entscheidendeAuswertungsschritt, der bei beiden Interviewwellen

sofort im �A�n�s�c�h�l�u�~ an die Interview-Phase selbst geschieht. Für

diesen Auswertungsschritt ist ein Zeitraum von zwei bis drei

Monaten vorgesehen. Mithilfe des sozialwissenschaftlichen

Auswertungsprogramms SAS (im Rechenzentrum der Universität

vorhanden) können dann Zuordnungen von Argumentationsmustern

innerhalb der verschiedenen Themen (qualitativer Teil des

Interviews) wie auch zwischen diesen Klassifikationen und den

standardisiert erhobenen Informationen hergestellt werden.

Dadurch ist eine vollständige und für das Material repräsentative

Auswertung möglich; es soll der Gefahr interpretativerAuswer­

tungsverfahren begegnet werden, �d�a�~ die verschiedenen Fälle

ungleichgewichtig"zu Wort" kommen.
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Als zweiter wichtiger Auswertungsschrittist dann eine Beschrei­

bung entstehenderArgumentationsmuster und ihre Interpretation­

im Rückgriff auf Merkmale der Befragten - vorgesehen.Ein letzter

vergleichenderAuswertungsschrittsetzt die Interviews der ersten

und zweiten Welle miteinander in Beziehung. Daß mit einer solchen

Klassifikation auch biographischeProzesse im Zeitablauf darge­

stellt und analysiert werden können, zeigt Gerson (85:125

"alternative adult pathways and future plans") in ihrer Studie

über Stabilität und Wandel der Familienorientierungvon Frauen.

3.57 Arbeitsprogrammund Zeitplan

1988

1989

3. Quartal

- Literatursichtung

- Oberprüfung und Auswertung der Ergebnisse der neueren
sozialwissenschaftlichen Forschung, der statistischen
Massendatenund laufenderUntersuchungen

- Hypothesenpräzisierungund Entwicklung von Analysekatego­
rien für themenstrukturierteInterviews

- Kontaktaufnahme mit Betrieben. Multiplikatoren und
Institutionen zur Vermittlung von Interviewpartnerinnen

4. Quartal

- Fortsetzungder Arbeiten des 3.Quartals

- Entwicklung des Interviewleitfadens

- Gewinnung von Interviewpartnerinnen

- Durchführung von Pretest-Interviews

- Auswertung des Pretests

1. Quartal

- Oberarbeitungdes Interviewleitfadens

- Abstimmen des Verhaltensder Interviewerinnen



345
Teilprojekt B 2
Geissler u.a.

- Beginn der Durchführung und Protokollierungvon Interviews
(l.Welle)

- parallel: Erstellen einer Obersicht über die Zusammenset­
zung des Samples

2. Quartal

- gezieltes Ansprechen weiterer Interviewpartnerinnenzur
Vervollständigungdes Tableaus

- Abschluß der Durchführung und Protokollierunqvon Inter­
views (l.Welle)

3.Quartal

- Interviewkontrolle

- Auswertung des standardisiertenTeils der Interviews

- Sichtung aller Interviews und Formulierung verschiedener
Argumentationsmuster

- Aktualisierung der vorliegenden Strukturanalysen des
regionalenArbeitsmarktesfür junge Frauen

- Analyse der in den Kategoriender Statistikenenthaltenen
instabilen und ungeschütztenErwerbsformen

4.Quartal

- Auswertung des qualitativen Teils der Interviews

zur Anwendung der
und Verfahren.

junger Frauen

- Umsetzungder Programmvorgaben(SAS) für eine rechnerge­
stützte Klassifikation
- Erstellen einer juristischenExpertise
arbeits- und sozialrechtlichen Normen
inwieweit sie für die Obergangsprozesse
relevant sind (Werkvertrag)

- Expertengesprächezur Anwendung sozial- und arbeitspoliti­
scher Normen

1990 1.Quartal

- Auswertung der repräsentativenArbeitnehmerbefragungnach
Erwerbsbiographie und Beschäftigungsformen der Frauen
zwischen 20 und 25 Jahren
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- Zusammenfassungder Ergebnisse der institutionellen und
strukturellenUntersuchungsabschnitte

- Theoriebildung über die Bedeutung von instabilen und
ungeschütztenErwerbsformenim Lebenslauf junger Frauen

2.Quartal

- Oberarbeitungder Hypothesenund des Fragebogensfür die
Zweitinterviews

- Vorbereitung der Zweitinterviews

- Kontaktaufnahmemit den Interviewpartnerinnen

3.Quartal

- Durchführung und Protokollierungvon Interviews (2.Welle)

- Interviewkontrolle und Sichtung aller Interviews

- Auswertung des standardisiertenTeils der Interviews

4.Quartal

- Vergleich der Interviews der erstenund zweiten Befragung
(standardisierterTeil)

- Auswertung des qualitativenTeils der Zweitinterviews nach
Argumentationsmustern

- rechnergestützteKlassifikation

- Erstellen von Auswertungsentwürfen

1991 I.Quartal

- rechnergestützterVergleich der Ergebnisse der erstenund
zweiten Befragung

- Verknüpfung der Ergebnisseder Strukturuntersuchungenund
der qualitativen Befragung

- Vergleich der gesamten Auswertungsergebnisseder ersten
und zweiten Befragung

2.Quartal

- Erstellen eines Untersuchungsberichts
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3.6 Stellung innerhalb des Forschungsprogramms des Sfb

Die unterschiedlicheAusprägungdes männlichenund des weiblichen

Lebenlaufmustersals Grundlage von Normen und individuc'llen Stra­

tegien ist konstitutiv für die Fragestellungen des Sfb. In der

grundsätzlichenEinheitlichkeit der geschlechtsspezifischenNor­

malbiographiendarf nicht übersehenwerden, daß die Frau in ver­

schiedenenLebensphasen differierenden Anforderungenausgesetzt

ist und daher innerhalb des familienzentriertenGrundmusterssich

verschiedenePhasenmodelle entwickelt haben. In' der 'Gegenwart

entstehtmöglicherweise danebenein Lebenslaufmusterfür Frauen,

in dem Erwerbsarbeitzum dominantenStatus wird. Ob es sich dabei

um eine Angleichung an das männliche oder um eine Ausdiffe­

renzierungbzw. eine vorübergehende Zurückdrängungdes traditio­

nellen weiblichen Musters handelt, ist offen. Die Untersuchung

des Verhaltensder Institutionengegenübersolchen neuen Lebens­

laufmusterngehört zum zentralenForschungsbereichdes Sfb; ähn­

liche Fragen sind auch GegenstandandererTeilprojekte.

In der längerfristigenPerspektive soll im Teilprojekt die The­

matik bearbeitet werden, ob es zwischen der asymmetrischenKom­

plementaritätzwischen männlichem und weiblichem Lebenslaufmu­

ster und der Anpassungder Frauen an das männliche Erwerbsmodell

einen "dritten Weg" geben kann. Dabei muß der bisher noch nicht

angeschnittenenFrage, was die Veränderungder weiblichen Lebens­

verläufe für das männliche Verlaufsmusterbedeutet, ebensonach­

gegangenwerden wie der Frage, welche individuellen und gesell­

schaftlichenFolgen es hat, wenn nur Frauen eine neue Integration

von Familien- und Reproduktionsarbeiterprobenund praktizieren.
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Grundausstattung:

Aus der Grundausstattungwerden neben Büromaterial und Telefonko­
sten die Ausgaben (außer Reisekostenl für die Beschaffungund
Sichtung des sozialwisenschaftlichenDatenbeständegedeckt.

Ergänzungsausstattung:

Die beantragten Mittel der Ergänzungsausstattungfür 515 und 522
werden 1989 im wesentlichen zur Anschaffung von 200 Tonbandkas­
settenund 1990/1991 zur Anschaffung von Disketten verwendet. Für
die ßbertragungder Interviews soll außerdem 1989 ein Diktierge­
rät gekauft werden.

Gesamt

Reisekosten(527)

Für den Besuch von Tagungen und Konferenzen, die
einschlägigsind, werden pro Jahr zwei Reisen (a DM
eine Projektmitarbeiterinbeantragt 1988

1989
1990
1991

Für die empirische Durchführung der Untersuchung:

DM 5.000,-

zur Thematik
400,-) für je

400,­
800,­
800,-

400,-

- 1988:
Zur Sichtung der sozialwissenschaftlichenDatenbestände:
a) eine Reise nach Köln (Zentralarchiv) - 1 Person
b) eine Reise nach Nürnberg (lAB) - 1 Person

einschl.Tagegelder 735,-

- 1989:
Zur Vorbereitung und Durchführung der Interviews (l.Welle)
- Kurzreisen (ohne Tagegelder) der Interviewerinnen
in der Region Bremen 300,-

- 1990: dasselbe(2.Welle)

Gesamt:

Druckkosten (53la)

300,-

DM 3.735,-

werden nur 1991 für Projektveröffentlichungen
beantragt

Vervielfältigungskosten(531b)

DM 800,-

Zum Literaturüberblick sind vor allem am Beginn der Arbeit
Mittel zur Vervielfältigung notwendig. Da während der Interviews
mitprotokolliert werden soll, muß für jedes Interview ein eigener
(kopierter) Leitfaden vorhandensein. Zur Auswertung sollen die
Interviews in je drei Exemplarenzur Verfügung stehen (=zweimal
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fotokopiert). Vervielfältigung von Auswertungsentwürfen,Arbeits­
papierenund Veröffentlichungen
(pro Jahr 6000 Kopien) 1.800,-

Beschaffungvon grauer Literatur u.ä.

Kopien der Interviewleitfäden
(1989/90: 3.000 Kopien)

Auswertungskopiender Interviews
(1989/90: 5.000 Kopien)

Gesamt

Sonstiges (547)

DM

500,-

300,-

500,­

3.100.

- 1988:
Gebühren für eventuelleSekundärauswertungen

Kleininseratezur Gewinnung von Interviewpart­
nerinnen

Interview-Geld (Pretest)

- 1989:
Interview-Geld (a DM 20,- /75 Interviews)

Werkvertrag juristische Expertise - 2 Monate

-1990:
EOV-Aufbereitung der repräsentativenArbeitnehmer­
befragung - weibliches Teilsampie

Interview-Geld (a DM 20,- /75 Interviews)

Gesamt

Literaturverzeichnis

1.000,-

800,-

100,-

1.500,-

4.800,-

2.500,-

1.500,-

DM 12.200,

AG außerschulischeBildung: Die junge "Arbeiterelite" traut sich
selbst viel zu, in: Frankfurter Rundschau- Dokumenta-
tion vom 29.8.1986

Allerbeck, Klaus: Arbeitswerte im Wandel, in: MittAB 2/1985

Baethge, Martin: Jugend und Krise, in: Kärtner u.a. (Hg.)1983

Balbo, Laura: Famiglia e stato nella societa contemporanea,in:
Stato e Mercato n. 10, April 1984
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Baumeister, Hella/Bollinger, Doris/Geissler, Birgit/Osterland,
Martin: Individuelle Arbeitsmarktstrategien - Fachar­
beiter in der Krise. Abschlußbericht,Bremen 1987

Beck, Ulrich: Ausbildung ohne Beschäftigung.Zum Funktionswandel
des Bildungssystemsim Systemwandelder Arbeitsgesellschaft,
in: Hradil, Stephan(Hg.):Sozialstruktur im Umbruch, Opladen
1985

Becker-Schmidt,Regina: Wunsch nach Familie - berufliche Orienti­
erungen: zwei Bezugspunkte,zwei Fluchtpunkte, eine Zwick­
mühle im Lebenszusammenhangjunger Arbeiterfrauen, in:
Bremer HochschultageBerufliche Bildung - Tagungsschwerpunkt
"Berufliche Bildung von Frauen", Bremen 1980

dies.: Lebenserfahrungund Fabrikarbeit-PsychosozialeBedeutungs­
dimensionenindustrieller Tätigkeit, in: KZfSS Sonderband24
(1982)

Becker-Schmidt.Regina/Brandes-Erlhoff,Uta/Rumpf, Mechthild/
Schmidt, Beate: Arbeitsleben- Lebensarbeit,Konflikte und
Erfahrungenvon Fabrikarbeiterinnen,Bonn 1983

Beck-Gernsheim, Elisabeth: Der geschlechtsspezifischeArbeits­
markt. Zur Ideologie und Realität von Frauenberufen,Frank­
furt 1976

dies.: Das halbierte Leben, Frankfurt 1980

dies.: Neue Entscheidungsmusterim weiblichen Lebenszusammenhang:
Beispiel späteMutterschaft, in: Schneider, Ulrike (Hg.):
Was macht Frauen krank? Frankfurt 1981

dies.: Familie im Modernisierungsprozess,in: Bolte. Karl Martin/
Treutner, Erhard (Hg.): Subjektorientierte Arbeits- und
Berufssoziologie,Frankfurt/New York 1983 a

dies.: Vom "Dasein fOr andere" zum Anspruch
eigenesLeben" - Individualisierungsprozesse
Lebenszusammenhang,in: Soziale Welt 3/1983 b

auf ein "StOck
im weiblichen

Bednarz-Braun. Iris: Kurzfristige Beschäftigung: von Frauen
gewollt - von Unternehmen geplant? in: Mayer/Krüger/Rabe­
Kleberg/SchOtte (Hg.) 1984

dies.: Nach der Ausbildung "ungelernte" Industriearbeit?in:
Rudolph, Hedwig u.a. (Hg.) 1986

Blanke, Bernhard u.a.: Großstadt und Arbeitslosigkeit - Das
Beispiel Hannover. Endbericht, Hannover 1986

Blossfeld, Hans-Peter: Bildungsexpansionund Beschäftigungschan­
cen, Frankfurt/New York 1985



354
Teilprojekt B 2
Geissler u.a.

Born, Claudia/Vollmer, Christine: FamilienfreundlicheGestaltung
des Arbeitslebens, Bundesminister für Jugend, Familie und
GesundheitSchriftenreiheBand 135, Stuttgart u.a. 1983

Bosch, Gerhard: Hat das Normalarbeitsverhältniseine Zukunft? in:
WSI-Mitteilungen 3/1986

Brinkmann, Christian/Kohler, Hans: Am Rande der Erwerbsbeteili­
gung. Frauen mit geringfügiger, gelegentlicheroder befri­
steter Arbeit, in: Beitr.AB 56, Nürnberg 1981

Brose, Hanns-Georg: Arbeit auf Zeit - Biographie auf Zeit, in:
Kohli/Robert (Hg.) 1984

Brose, Hanns-Georg/Schulze-Boeing,Matthias/Wohlrab-Sahr,Monika:
Zeitarbeit. Soziologische Aspekte eines neuen Beschäfti­
gungsverhältnisses.Zwischenbericht,Marburg 1987

Büchtemann, Christoph F.: Risiko-Umverteilung durch den Sozial­
staat, in: Sozialpolitische Bilanz II, Arbeitspapieredes
FSP "Reproduktionsrisiken"Nr. 56, Bremen 1986

Bundesministerfür Bildung und Wissenschaft:Berufsbildungsbe­
richt 1986, Bonn 1986

ders.: Berufsbildungsbericht1987, Bonn 1987

Bundesministerfür Jugend, Familie und Gesundheit (Hg.):
Nichteheliche Lebensgemeinschaftenin der Bundesrepublik
Deutschland,SchriftenreiheBand 170, Stuttgart u.a. 1985

Bundesregierung: Stellungnahme zum Sechsten
"Verbesserung der Chancengleichheit von
Drs.10/1007, 15.2.1984

Jugendbericht
Mädchen", BT-

ders.: Familie und Arbeitswelt (Gutachtendes wissenschaftlichen
Beirats), SchriftenreiheBand 143, Stuttgart u. a. 1984

Burger, Angelika/Seidenspinner, Gerlinde: Zur Erforschungder
Lebenslagevon Mädchen, in: Phil Cohen/Martin Baethgeu. a.,
Verborgen im Licht, Frankfurt 1985

Casey, Bernard: Teilzeitarbeit nach der Lehre
Arbeitsmarktphänomen? in: MittAB 3/1984

ein neues

Clement, Wolfgang: Die Fragmentierung des Arbeitsmarkts (Frank­
reich/USA), �B�~�i�t�r�.�A�B 91, Nürnberg 1985

DeutschesInstitut für Wirtschaftsforschung:Immer mehr Frauen im
Beruf, in: Wochenbericht29/87, Berlin 1987

DeutschesJugendinstitut:Entwurf und Erprobung eines Forschungs­
konzepts zur kontinuierlichen Beobachtung von Familien,
München 1986
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Diezinger, Angelika: Arbeitslose Mädchen - ohne Berufsorientie­
rung? in: Mayer u.a. (Hg.) 1984

Dombois, Rainer: Befristete Einstellungenund das Beschäftigungs­
förderungsgesetz- das Beispiel von Bremerhaven, in: Mittei­
lungsblatt der ZWE "Arbeit und Betrieb" Nr.16, Bremen 1986a

ders.: Betriebliche Beschäftigungspolitikund Arbeitsmarktrisi­
ken, in: Arbeitsplatz- und Arbeitsmarktsituationin Bremen,
Forschungsberichteder ZWE "Arbeit und Betrieb", Bremen
1986b

Dombois, Rainer/Geissler, Birgit/Pfau, Birgit: Arbeit in der
Grauzone des Arbeitsmarktes:Zwischen Arbeitslosigkeit und
Normalarbeitsverhältnis, in: Mitteilungsblatt der ZWE
"Arbeit und Betrieb" Nr. 17, Bremen 1987

Eckart, Christel/Jaerisch, Ursula/Kramer, Helgard: Frauenarbeit
in Familie und Fabrik, Frankfurt/New York 1979

Eckart, Christel: Halbtags durch das Wirschaftswunder. Die
Entwicklung der Teilzeitarbeit in den sechzigerJahren, in:
Kramer, Helgard u.a.(Hg.): Grenzen der Frauenlohnarbeit,
Frankfurt/New York 1986

Eckert, Roland: Geschlechtsrollen im Wandel gesellschaftlicher
Arbeitsteilung, in: ders.(Hg.), Geschlechtsrollen und
Arbeitsteilung, München 1979

Engelbrech, Gerhard: Zukunftsperspektivenfür Mädchen und Frauen
im Erwerbsleben, in: Soziale Welt 1/1987 a

ders.: Erwerbsverhaltenund Berufsverlauf von Frauen: Ergebnisse
neuererUntersuchungenim überblick, in: MittAB 2/1987 b

Friedmann, Petra/Pfau. Birgit: Frauenarbeit in der Krise­
Frauenarbeittrotz Krise? in: Leviathan 2/1985

Fuchs, Werner/Zinnecker. Jürgen: Nachkriegsjugend und Jugend
heute. Werkstattbericht aus einer laufenden Studie. in: ZSE
1-1985

Gaiser. Wolfgang: Erwachsenwerden
Plazierungsproblemeauf dem
Kärtner u.a. (Hg.) 1983

und
Wohn-

gesellschaflicheKrise,
und Arbeitsmarkt, in:

Geissler. Birgit: Die Arbeitsorientierungvon Lohnarbeitern, in:
Zoll, Rainer (Hg.): "Hauptsache, ich habe meine Arbeit".
Frankfurt 1984

dies.: Facharbeiter'nachder Ausbildung - Zur Beschäftigungspoli­
tik der Betriebe �g�e�~�e�n�ü�b�e�r jungen Facharbeitern. in:
Kooperation Universität-Arbeiterkammer (Hg.): Stadtstaatim
Umbruch. Hamburg 1987 (im Druck).
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Geissler, Birgit/Pfau, Birgit: Überlegungenzur Quotierungsforde­
rung, in: Freibeuter32 (1987)

Gerhard, Ute: Sozialpolitik auf Kosten der Frauen, in: Heinze,
Rolf G./Hombach, Bodo/Scherf, Henning(Hg.), Sozialstaat
2000. Auf dem Weg zu neuen Grundlagender sozialen Siche­
rung, Bonn 1987 (im Druck)

Gerhard, Ute/Metz, Rainer: Gleichberechtigung und ökonomische
Krise. Ober den kontinuierlichenAbbau von Frauenrechtenim
Arbeitsförderungsrecht,in: Vorgänge Nr.69 (1984)

Gerson, Kathleen: Hard Choices. How women decide about work,
careerand motherhood, Berkeley 1985

Gottschall, Karin: Arbeitsmarktpolitik für Frauen - Zur Teilhabe
erwerbsloserFrauen am Arbeitsmarkt, in: SOFI-Mitteilungen
Nr.13, 1986a

dies.: Frauen auf dem Arbeitsmarkt, in: WSI-Mitteilungen 8/1986 b

Haller, Max: Lebenszyklusund Familientheorie, in: KZfSS 1/1974

Hanesch, Walter: Armutspolitik
Perspektiven jenseits des
Tennstedt (Hg.) 1985

und neue Beschäftigungsformen.
Arbeitszwangs, in: Leibfried/

Heinz, Walter R.: Der Übergang von
Selbstsozialisation,in: Bremer
logie, Nr. 26 (lS84)

der Schule in den Beruf als
Beiträge zur Psycho-

Heinz, Walter R./Krüger, Helga u.a.: "Hauptsacheeine Lehrstelle"
- �~�u�g�e�n�d�l�i�c�h�e vor den Hürden des Arbeitsmarkts, Weinheim/Ba­
seI 1985

Hoerning, Erika M.: Frauen: Eine vernachlässigte Gruppe in der
Mobilitätstheorie und -forschung, in: HWP (Hg.): Jahrbuch
für Sozialökonomieund Gesellschaftstheorie,Opladen 1984

Hofbauer, Hans: Die Untersuchungendes lAB über Berufsverläufe
bei Frauen, in: MittAB 2/1978 a

ders.: Ausbildung und Berufsverlauf bei Frauen mit betrieblicher
Berufsausbildung,in: MittAB 4/1978 b

ders.: Zum Erwerbsverhalten verheirateter Frauen, in: MittAB
2/1979

Hofbauer, Hans/Nagel, Elisabeth: Mobilität nach Abschluß der
betrieblichenBerufsausbildung,in: MittAB 1/1987

Hudson, Barbara: Feminity and Adolescence, in: Mc Robbie,
Angela/Nava, Mica: Gender and Generation, London 1984

IFO - Institut für Sozialforschung Köln: Technik und Frauenar­
beit, Vorstudie HdA, 1983
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Karsten, Maria E./Otto, Hans-Uwe(Hg.): Die sozialpädagogische
Ordnung der Familie, Weinheim/München1987

Kärtner, Georg/Leu,
Ausbildung und
1983

Hans-R./Otto, Eva-M./Wahler, Peter(Hg.):
ArbeitsplatzrisikoJugendlicher, DJI München

Kaufmann, Franz-Xaver: Sicherheit als soziologischesund sozial­
politisches Problem. Untersuchungen zu einer Wertidee
hochdifferenzierterGesellschaften,Stuttgart 1973

Kloas, Peter W.: Nach der Lehre arbeitslos - Konsequenzenfür die
Berufsorientierung,in: Kaiser, Manfred U.a. (Hg.): Beitr.AB
90.1, Nürnberg 1985

Kohli, Martin: Antizipätion, Bilanzierung, Irreversibilität­
Projekt Arbeit und Altern, Arbeitsbericht Nr. 6, Berlin 1982

ders.: Die Institutionalisierungdes Lebenslaufs,in:KZfSS
.1/1985

ders.: Gesellschaftszeit und Lebenszeit, in: �B�e�r�g�~�r�, Johannes
(Hg.), Die Moderne - Kontinuitäten und Zäsuren, Soziale Welt
Sonderband4(1986)

Kohli, Martin/Robert, GÜnther(Hg.): Biographie und soziale
Wirklichkeit, Stuttgart 1984

Kontos, Silvia/Walser, Karin: ...weil nur zählt, was Geld
einbringt. Probleme der Hausfrauenarbeit,Gelnhausen1979

Krüger, Helga/Lorn, Claudia u.a.: PrivatsacheKind - Privatsache
Beruf. Zur Lebenssituationvon Frauen mit kleinen Kindern in
unsererGesellschaft,Opladen 1987

Landenberger, Margarete: Flexible Arbeitszeitformenund soziale
Sicherungder Beschäftigten, IIM/LMP 84 - 17 Wissenschafts­
zentrum Berlin 1984

Lappe, Lothar: Frauen im Ghetto. Der frauenspezifischeArbeits­
markt, in: Prokla 49(1982)

Leibfried, Stephan/Tennstedt,Florian(Hg.): Politik der Armut und
Die Spaltungdes Sozialstaats,Frankfurt 1985

Levy, Rene: Der Lebenslauf als Statusbiographie,Stuttgart 1977

Ley, Katharina: Von der Norrnal- zur Wahlbiographie, in: Kohli/
Robert (Hg.) 1984

Linne, G"drun/Voswinkel. Stefan: Befristete Arbeitsverhältnisse­
Eine BetrachtungjenseitsarbeitsmarktpolitischerPerspekti­
ven, in: Mitteilungsblatt der ZWE "Arbeit und Betrieb" Nr.
19, Bremen 1987 (im Druck)
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Lutz, Burkart: Der kurze Traum immerwährender Prosperität,
Frankfurt/New York 1984

Mayer, Christine/Krüger, Helga/Rabe-Kleberg,Ursula/Schütte,Ilse
(Hg.): Mädchen und Frauen Beruf und Biographie, DJI
München 1984

Metz-Göckel, Sigrid/Müller, Ursula: Der Mann. Die Brigitte­
Studie, Weinheim 1986

dies.: Partner oder Gegner?Oberlebensweisender Ideologie vom
männlichenFamilienernährer,in: Soziale Welt 1/1987

Meyer, Sibylle/Schulze,
Alternativen zur
in: KZfSS 4/1983

Eva: NichtehelicheLebensgemeinschaften­
Ehe? Eine internationaleDatenübersicht,

Moen, Phyllis: Continuities and Discontinuities in Women's Labor
Force Activity, in: EIder Jr., GIen H. (Hg.), Life Course
Dynamics - Trajectoriesand Transitions, 1968-1980, Ithaca­
London 1985

Möller, Carola: UngeschützteBeschäftigung- verstärkteSpaltung
der abhängig Arbeitenden, in: Beiträge zur feministischen
Theorie und Praxis 9-10/1983

dies.: "Die haben wir dann sehr gerne, diese Damen••. ", in: Bei­
träge zur feministischenTheorie und Praxis 19/1987

Mückenberger, Ulrich: Die Krise
Hat das Arbeitsrecht noch
Sozialreform 7-8/1985

des Normalarbeitsverhältnisses­
Zukunft? in: Zeitschrift für

Müller, Walter/Willms, Angelika/Handl, Johann: Strukturwandelder
Frauenarbeit1880-1980, Frankfurt/New York 1983

Müller, Walter: Frauenerwerbstätigkeitim Lebenslauf, in: Müller/
Willms/Handl 1983

Myrdal, Alva/Klein, Viola: Die Doppelrolle der Frau in Familie
und Beruf, Köln/Berlin 1971 (Women's Two Roles, London 1956)

Neuendorff-Bub, Brigitte: Stereotype und geschlechtstypisches
Verhalten,in: Eckert (Hg.) 1979

Ostner, Ilona: Frauenarbeitund Frauenarbeitsforschung- endlos,
glücklos, hoffnungslos "von gestern"?, in: Soziologische
Revue 1986a

dies.: Prekäre Subsidiarität und partielle Individualisierung,
in: Berger, Johannes(Hg.): Die Moderne - Kontinuitäten und
Zäsuren, Soziale Welt Sonderband4 (1986)b

dies.: Individualisierung der Familie? in: Karsten/Otto (Hg.)
1987
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Pfarr, Heide: Deregulierung als Diskriminierung, in: Die neue
Gesellschaft4/1986

Pfau, Birgit: Veränderungenvon Erwerbsverläufen in der Krise,
in: Arbeitsplatz- und Arbeitsmarktsituationin Bremen. For­
schungsberichteder ZWE "Arbeit und Betrieb", Bremen 1986

Pfeil, Elisabeth: Die 23-Jährigen,Tübingen 1968

Pleck, JosephH.: Working Wives/Working Husbands, Beverly Hills/
California 1985

Prognos AG: Die Zukunft der Arbeitslandschaft,in: Beitr.AB 94/1
+2, Nürnberg 1985

Pross, Helge/von Schweitzer, Rosemarie: Die Familienhaushalteim
wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Kommission für
wirtschaftlichenund sozialenWandel Bd. 98, Göttingen 1976

Pross; Helge: Die Wirklichkeit der Hausfrau. Die erste reprä­
sentative Untersuchung über nicht erwerbstätigeEhefrauen,
Reinbek 1975

Rabe-Kleberg, Ursula/Mayer, Christine: Stolpersteine Zur
aktuellen Situation von Berufsanfängerinnen,in: Rudo1ph,
u.a. (Hg.) 1986

Rabe-Kleberg, Ursula: Frauenberufe
Berufswelt, Bielefe1d 1987

Zur Segmentierung der

Riedmüller, Barbara: Armutspolitik und Familienpolitik. Die Armut
der Familie ist die Armut der Frau, in: Leibfried/ Tennstedt
(Hg.) 1985 a

dies.: Margina1isierung als sozialpolitische Alternative? in:
Lutz, Burkart (Hg.), Soziologie und gesellschaftliche
Entwicklung (22.DeutscherSoziologentag1984), Frankfurt/New
York 1985 b

Rudolph, Hedwig u.a.(Hg.): Berufsverläufe von Frauen. Lebensent­
würfe im Umbruch, DJI Weinheim/München1986

Schober, Karin: Jugend im Wartestand: Zur aktuellen Situation der
Jugendlichenauf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt,
in: MittAB 2/1985

Schultheis, Franz: Fatale Strategienund ungeplanteKonsequenzen
beim Aushandeln "familialer Risiken" zwischen Mutter, Kind
und "Vater Staat", in: Soziale Welt 1/1987

Schu1ze-Boeing,Matthias/Wohlrab, Monika: Leiharbeit - Perspekti­
ven eines "neuen Beschäftigungsverhältnisses", in: DGB
LandesbezirkBaden-Würtemberg,Kongreßdokumentation"Zukunft
der Arbeit", Stuttgart 1986
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Schmid, Günther: Frauenarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik
�D�e�u�t�s�c�h�l�a�n�d�~ Deutungsmuster und Oberlegungen zu einer
Strategie integrierter Arbeitsmarktpolitik, in: Brinkmann,
Christian u.a., Arbeitsmarktsegmentation,Beitr.AB Nürnberg
1979

Sengenberger,Werner: Struktur und Funktionsweise von Arbeits­
märkten, Frankfurt/New York 1987

Spiegel,Erika: Neue Haushaltstypen. Entstehungsbedingungen,
Lebenssituation,Wohn- und Standortverhältnisse,Frankfurtl
New York 1986

Stegmann, Heinz/Kraft, Hermine: Ausbildungs- und Berufswegevon
23-24jährigen, in: MittAB 2/1987

Stegmann, Heinz: Wird die "Zweite Schwelle" immer höher? in:
Kaiser, Manfred u.a.(Hg.): Berufliche Verbleibsforschungin
der Diskussion, Beitr.AB 90.1, Nürnberg 1985

Stiegler, Barbara: Die Entwicklung
männlichen und weiblichen
technischer Ausbildung und
1985

der Zukunftserwartungenvon
Jugendlichen in gewerblich­

Beschäftigung, in: dies.(Hg.)

dies.(Hg.): Blaumann über der Schürze. Ober die Chancen für
Frauen in gewerblich-technischenBerufen, Bonn 1985

Tölke, Angelika: Zentrale Lebensereignissevon Frauen. Verände­
rungen im Lebensverlaufsmusterin den letzten 30 Jahren, in:
Brose, Hanns-Georg (Hg.), Berufsbiographien im Wandel,
Opladen 1986

Tyrell, Hartmann: GeschlechtlicheDifferenzierungund Geschlech­
terklassifikation, in: KZfSS 3/1986

Wahsner, Roderich u.a.: Heuern und Feuern. Arbeitsrechtnach der
"Wende", Schriftenreihe der ArbeiterkammerBremen, Hamburg
1985

Weltz, Friedrich/Diezinger,Angelika u.a.: Junge Frauen zwischen
Beruf und Familie, Frankfurt 1979

Willms, Angelika: Segregationauf Dauer? in: Müller/Willlms/Handl
1983

WissenschaftszentrumBerlin Gruppe Politik-Informationen:
Maßnahmenzur besserenVereinbarkeit von Familie und Beruf,
IIM/LMP 83 - 7, Berlin 1983

Zoll, Rainer/Oechsle,Mechtild u.a.: "Nicht so wie unsereEltern"
- Hypothese eines neuen kulturellen Modells, erscheint
demnächst (Frankfurt 1988)
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3.1 Allgemeine Angaben zum Projekt B 3

3.11 Thema: Unvollendete Statuspassagenzwischen Studium und

Beruf: auf dem Weg zu neuartigenArbeitsverhältnissenin

sozialenBerufen?

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Berufssoziologie.Sozialpädagogik

3.12 Leiterin:

Dr. Ursula Rabe-Kleberg. Wiss. Mitarbeiterin

Fachbereich 11 (Arbeits- und Bildungswissenschaften)

Universität Bremen

2800 Bremen 33

Tel. 0421 - 218 2835 (dienstlich)

0421 - (privat)

3.13 Bisherige und beantragte

(Ergänzungsausstattung)

bisherige Förderung: keine

beantragteFörderung:

Förderung des Teilprojekts

Haushalts- Personal- SächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 53.400 5.700 59.100
1989 106.800 10.613 117.413
1990 132.200 8.200 140.400
1991 53:400 5.500 58.900
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3.2 Zusammenfassung

Für eine wachsendeZahl von Absolventen der �U�n�i�v�~�r�s�i�t�ä�t�e�n und
Fachhochschulenwird der übergangvon der Ausbildung in das ange­
strebte Berufsfeld langwieriger und schwieriger, gelingt nur über
Umwege oder ist auf absehbareZeit - wenn nicht sogar gänzlich­
blockiert. Für die Absolventenweitet sich die Statuspassageim­
mer mehr zu einem eigenständigenLebensabschnittaus. Die gesell­
schaftlich erwartetePassagebleibt für sie vorläufig unvollendet
und ihr Ausgang ungewiß. Trotzdem geben die meisten ihre Option
auf eine ausbildungsadäquateErwerbstätigkeitim angestrebtenBe­
rufsfeld nicht auf, sondernsie entwickeln vielfältige und eigen­
ständigeStrategienfür ihr materielles, soziales und qualifika­
torisches "überleben".

Ein gemeinsames Merkmal dieser Handlungsmusterist das Auseinan­
derfallen von Existenzsicherung, Erwerbsarbeit und beruflicher
Tätigkeit, wobei die letztere in der Regel unbezahltgeleistet
wird. Mit der Aufsplittung dieser im sog. Normalarbeitsverhältnis
(zumindest in der qualifizierten Berufsarbeit) untrennbarverbun­
denen Elemente erhöht sich das soziale Risiko für diejenigen, die
dies praktizieren - aktuell und längerfristig.

Während unbezahlte Arbeitsverhältnisseim erlerntenBeruf grund­
sätzlich als arbeitsmarktpolitischer"Skandal" gelten und besten­
falls als vorübergehendeNotlösung im Interesseeinzelnerpraxis­
suchenderBerufsanfängerakzeptiert werden, bietet der Bereich
sozialer Dienstleistungen, in dem der Arbeitsmarkt für Berufsan­
fänger nahezu ganz verschlossenist, erwerbssuchendenAbsolventen
mit den Möglichkeiten der ehrenamtlichenArbeit bzw. der Selbst­
hilfe einen Rahmen für das von ihnen gewünschte berufliche Han­
deln - jedoch weitgehendohne Entlohnung. Diese Absolventen sind
demnachgenötigt, unter Bedingungen, die weder ihren qualifikato­
rischen Voraussetzungennoch ihren Erwartungenan inhaltliche Ar­
, �~�i�t und beruflichen Status entsprechen,neuartigeArrangements
',wischen Existenzsicherung, Erwerbsarbeitund ihrer beruflichen
ätigkeit so zu treffen, daß ihnen ihre Tätigkeit sozial und �p�o�~

itisch sinnvoll erscheint, aber auch den Weg in die bezahlte
Sphäre sozialer Arbeit nicht verbaut.

Die Untersuchungzielt auf die Handlungsmöglichkeiten und -stra­
tegien sozialberuflich Qualifizierter, die in der Phasenicht­
vollendeter Statuspassagein den Beruf stehen. Anhand dieses
Beispiels soll nach Ausmaß und Struktur sowie nach den gesell­
schaftlichenwie individuellen Auswirkungen dieser gegenüberdem
Normalarbeitsverhältnis andersartigen Arrangementsvon Arbeits­
verhältnissenbefragt werden.
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3.3 Stand der Forschung

Die Tatsache,daß in zunehmendem Ausmaße Absolventen beruflich

qualifizierenderAusbildungs- und StudiengängeunbezahlteArbeit

�e�~�b�r�i�n�g�e�n�, ist bislang vor allem Vertretern der Berufspraxisund

- in geringeremUmfang - der Ausbildungsinstitutionenbekannt und

wird als Problem diskutiert, das wachsende Relevanz erlangenund

hohe Brisanz auf verschiedenen Konfliktebenen erzeugenwird. Zu

dieser spezifischenEntwicklung liegen jedoch bislang keine empi­

rischen Forschungsarbeitenvor.

Im Berufsfeld soziale Dienstleistungenwird unbezahltesoziale

Arbeit unter dem Stichwort "Ehrenamt" bzw. "ehrenamtlicheArbeit"

untersucht. Diese Untersuchungen tragen zur Aufklärung über

diesesneue Phänomenund sein Kernproblem jedoch nur am Rande

bei, weil in ihnen das Verhältnis von unbezahlterzu bezahlter

Arbeit auf der Seite der Arbeitendenselbst in der Regel als das

zwischen "Professionellen" und "Laien" gesehenwird. während in

diesem Fall die Frage der Qualifikations- und Kompetenzverteilung

durch Komplementarität gekennzeichnet und akzeptiert wird, ist

die Auf teilung der sozialenArbeit in bezahlteund nicht bezahlte

an gleich oder ähnlich qualifizierte Berufsträger von einem

Defizit an Legitimität bestimmt. Ober diese Personen,die unbe­

zahlte soziale Arbeit leisten und eine einschlägigeBerufsquali­

fikation haben, gibt es bislang keine spezifischenUntersuchun­

gen. Deshalb müssenDaten aus anderenZusammenhängenund Einzel­

ergebnisse aus breiter angelegten Untersuchungenherangezogen

werden, nach denen Aussagen über die Struktur dieser Gruppe

möglich sind, und es muß überlegt werden, in welcher Weise sich

die Gesamtentwicklungdes sog. "Wohlfahrtsstaates"für Ausbildung

und Arbeitsmarkt sowie auf die soziale Lage derjenigenauswirkt,

die heute in das Berufsfeld sozialer Dienstleistungeneintreten

wollen (Kohorteneffektl. Hier seien einige Merkmale genannt, mit

denen die Zusammensetzungdieser Gruppierung und ihre Risikolage

gekennzeichnetwerden können:
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Die Gruppe ist relativ jung, sie setzt sich vor allem aus solchen

Personenzusammen, die innerhalb der letzten Jahre ihr Examen an

einer Fachhochschulefür Sozialwesenoder an der Universität als

Diplompädagogen mit dem SchwerpunktSozialpädagogikdurchlaufen

haben. Die Daten, die von Kaiser (1981), Busch und Hommerich

(198la, 1981b), Kaiser/Hallermann/Otto(1984), Blossfeld (1985)

und Stooss (1985) geliefert werden, weisen auf ein in den letzten

zehn Jahren steigendes Arbeitslosigkeitsrisiko bei Berufsan­

fängern hin, das trotz des (zwar verlangsamten, doch) �~�~ ,

steigendenPersonalzuwachsesim Bereich sozialer Dienstleistungen

nicht beseitigt werden kann.

Die Gruppierung besteht zu einem relativ hohen Anteil aus Frauen.

Dies nicht allein deshalb, weil der Anteil der Frauen an Ausbil­

dung und im Beruf trotz Verschiebungen zugunsten der Zahl der

Männer immer noch bedeutendhöher liegt (Frauenanteilin den "so­

zialpflegerischenBerufen" bei �c�a�~ 80 %; vgl. Wirtschaft und Sta­

tistik 1983: 614). Vielmehr steigt der Anteil der Frauen unter

den erwerbslosenAbsolventen überproportional (Kaiser 1981), auch

werden ungeschützteund unsichereArbeitsverhältnisse(z.B. Hono­

rar- und Zeitverträge) eher von Frauen eingegangen(Busch/Homme­

rich 1981a), Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen(ABM), die an Frauen

gegebenwerden, sind zu über der Hälfte im Feld sozialer Dienst­

leistungenangesiedelt(Bl euer/Helmich1979).

Es kann davon ausgegangenwerden, daß die heutigen Berufsanfänger

sich während ihres Studiums in einem Prozeß der Antizipation mit

ihrer Risikolage auf dem Arbeitsmarkt auseinandergesetzthaben.

Dabei ist es ungewiß, mit welchem Ergebnis für Arbeits- und Be­

rufsorientierung sowie sozialem Engagementdies geschehenist.

Als wichtige Faktoren, die in die antizipierte Bewältigung ein­

gehen, sind dabei zu beachten,daß zum einen viele der Studenten

im Sozialwesengesellschaftliche "Aufsteiger" sind und bereits

einen "ungeliebten" Beruf haben und daß zum anderenfür Studen­

tinnen die Frauenrolle traditionell andere Betätigungsformenals

die der beruflichen Erwerbsarbeitals normalitätsgerechtzuläßt.

Die gesamteKohorte der heutigen Berufsanfängerist zudem von dem



365
Teilprojekt B 3
Rabe-Klebergu.a.

"nachprofessionellenDiskurs" in der Sozialpädagogikbeeinflußt.

der im wesentlichenvon der Kritik am Experten und vom Selbsthil­

fegedankenbestimmt ist. Von großen Teilen der Absolventen wird

der Alternativbereichbewußtseinsmäßiggetragenund als mögliches

Praxisfeld akzeptiert.

Eine solche studentische Orientierungwird unter Umständenwe­

sentlich durch eine Grundeinsteilungbei Trägern von Sozialberu­

fen bestärkt, nach der Bezahlungund Arbeitsbedingungenberufli-

'eher Arbeit in einem besonderenVerhältnis stehen: Bereits 1981

haben Busch und Hommerich bei der Mehrzahl der befragtenDiplom­

pädagogeneine Einstellung angetroffen. nach der diese (vor allem

die Frauen) eine Bezahlung für ihre Arbeit hinnehmen. die weder

der Ausbildung noch der Tätigkeit adäquat ist. Andererseitsaber

hängt die Zufriedenheitmit einer Arbeitsstellenur unwesentlich

von der Höhe des erzieltenGehaltesab. Die Zufriedenheit steigt

dagegenan Arbeitsplätzenmit offener und unbürokratischerOrga­

nisation. mit hohem Ermessensspielraumund geringer Kontrolle.

Eben diese Bedingungen werden von Absolventen heute eher in

selbstorganisiertenProjekten und in unbezahltersozialer Arbeit

denn in bezahltenPositionenvermutet.

Es ist jedoch zweifelhaft. ob die im biographischenProzeß der

Antizipation gewonnenen Orientierungenauf eine mögliche alter­

native berufliche Praxis mit dem Verzicht auf fachliche. pro­

fessionelleAnsprüche einhergehen.Vielmehr muß unterstelltwer­

den, daß der selbstorganisierteBereich sozialer Arbeit oder un­

bezahlteArbeiten am Rande und außerhalb traditioneller Verbände

und öffentlicher Träger eher dem Anspruch professionell-fachli­

cher Selbstverwirklichungentspricht als bezahlteArbeitsplätze

in bürokratischenStrukturen (Behrens 1984).

Auch in Bezug auf die Trennung der existenziellenSicherungvon

der beruflich-gua1ifiziertenArbeit hat die Kohorte der Berufsan­

fänger vermutlich bereits Erfahrungengesammelt. bevor sie über­

haupt auf den bereichsspezifischenArbeitsmarkt getreten ist. We­

gen der Kürzung der Stipendienund der geringen familiären Unter-
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stützung haben viele Sozialpädagogikstudenten"gejobbt", um ihr

Studium zu bezahlenund gleichzeitig oder zeitlich versetzt in

sozialen Praxisprojekten und in ehrenamtlichenBezügengearbei­

tet.

Die Herausbildung neuartigerArrangementsvon Arbeitsverhältnis­

sen im Sozialbereich, in denen die Individuen versuchen, die Si­

cherung ihrer materiellenExistenz, Arbeit gegen Entgelt und eine

Tätigkeit in dem erlerntenSozialberuf in phasenweisewechselnden

Arrangementszu gestalten,basiert auf zwei grundlegendenVoraus­

setzungen:

gesellschaftlichauf der Entwicklung des Berufsfeldesund des

Arbeitsmarktesin den sozialenDienstleistungenund den sich

daraus ergebendenZwangslagenfür die qualifizierten Arbeit­

nehmer,

subjektiv bei einer wachsendenGruppe vor allem akademisch

Qualifizierter aber auch auf einem verändertenVerständnis

von Arbeit und Beruf, das sich von den ideologischenImpli­

kationen des Normalarbeitsverhältnissesabgelösthat.

Für die Einsicht in die Risikolage der von diesen Entwicklungen

betroffenenGruppe und zur Einschätzungder Folgen der Verände­

rungen des gesellschaftlichen Normalarbeitsverhältnissesmüssen

diese beiden Voraussetzungen miteinander verknüpft betrachtet

werden.

Im folgenden soll auf Arbeiten eingegangenwerden, die zur Formu­

lierung der hier anstehendenForschungsfrageführen sollen. Dazu

werden zunächst (in 3.31) solche Arbeiten herangezogen,die auf

die politische Gestaltungdes Arbeitsmarktesund der Arbeitsbe­

dingungen in den sozialenBerufen eingehen und die Handlungsmög­

lichkeiten der erwerbssuchendenBerufsträger untersuchen. In

einem zweiten Schritt (in 3.32) werden Arbeiten aufgeführt, die

die Ebene des Selbstverständnissesund der Optionen der von die­

ser Entwicklung Betroffenen sowie den wissenschaftlichenDiskurs

darüber thematisieren und damit die Frage nach den Voraussetzun-
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gen der Veränderungen des gesellschaftlichenNormalarbeitsver­

hältnissesin den Subjektenselbst aufwerfen.

3.31 Arbeitsmarkt und Arbeitsverhältnisseim Bereich der sozialen

Berufe

Die Entwicklung von Beschäftigung und Erwerbslosigkeit der Ar­

beitnehmerim Dienstleistungssektorzeigt im Vergleich zu anderen

WirtschaftsbereichenEigentümlichkeiten.Diese ergeben sich zum

einen aus der direkten oder vermittelten Abhängigkeit der Ar­

'beitsverhältnissevon staatlicherSozial- und Finanzpolitik. Sie

ergebensich zum anderenaus dem Charakterder beruflichen Arbeit

als Dienstleistungund der Möglichkeit ihrer Externalisierung,

d.h. ihres Ersatzesdurch privat erbrachteArbeit. Gesellschaft­

lich organisiertwird diesesVerhältnis von staatlicherRestrik­

tionspolitik und Externalisierungnach dem Prinzip der Subsidia­

rität, womit die Nachordnungstaatlichersozialer Leistupgenge­

genüberprivat erbrachterbegründetwird.

Im Bereich der sozialenDienstleistungenhat in den 70er und auch

noch in den 80er Jahreneine Expansion an Arbeitsplätzenstattge­

funden. Neben den kontinuierlich veröffentlichtenempirisch-sta­

tistischenStudien des lAB über die Entwicklung von Ausbildung,

die Veränderungen der Arbeitsmarktstrukturund die Beschäftigung

im Dienstleistungssektor(vgl. z.B. Höhnekopp/Ullmann1980). sind

es vor allem die Arbeiten von Offe und Berger (in: Offe 1984), in

denen theoretischdie Zusammenhänge von Sozialpolitik und Ar­

beitsmarktpolitik und Dienstleistung und Externalisierungsmög­

lichkeit erörtert werden. Darüber hinaus finden wir in den Arbei­

ten von Ostner (1978. 1984) die Tatsache,nach der größereTeile

der Dienstleistungenadministrativer wie personengebundenerArt

von Frauen erbracht wird, empirisch untersuchtund theoretisch

als Kritik an geschlechtsneutralenArgumenten zur Dienstlei­

stungsgesellschaftformuliert.

Hier soll zunächstaufgezeigtwerden. wie die arbeitsmarkt-bzw.

beschäftigungspolitischeLage am Ende der Expansion des sozialen

Dienstleistungsbereichsgesehen wird. Ausschlaggebendist dabei
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die Tatsache,daß der Staat in seinen partikularenFunktionen

erstensauf die Definition diesesTyps von Arbeit, die Dienstlei­

stung ist, und zweitens auf die Strukturierung,der entsprechenden

Ausbildungs- und ArbeitsbedingungenEinfluß nimmt, sowie drittens

mit finanz- und beschäftigungspolitischenInterventioneneine

entscheidendeRolle bei der quantitativenEntwicklung diesesBe­

reiches spielt. Alle drei Funktionen sind trotz der Gemeinsam­

keit, im generellenSinne staatlich zu sein, weder untereinander

abgestimmtnoch interessenhomogenausgerichtet. In verschiedenen

Arbeiten werden auch solche disparatenEntwicklungen aufgrund der

Auswirkungen des intervenierendenund Verwaltungshandelnsunter­

schiedlicherPolitikbereiche auf den Dienstleistungsbereichver­

wiesen:

So sind nach Heinze (1986) im Dienstleistungsbereichzwischeh
Bundes-, Landes- und kommunalen Institutionen und Administratio­
nen wie auch zwischen den jeweils fachlich zuständigenBehörden
aufgrund unterschiedlicher Interessen in der Finanz- und Haus­
haltspolitik Ungleichzeitigkeiten,Brüche und gegenseitigesZu­
schiebenvon Problemen festzustellen.Nach der sozialpolitischen
Wende 1982 hat mit den Sparbeschlüssender Bundesregierungweni­
ger eine Stagnation, sonderneher eine Verschiebungder Personal­
ausgabenvon staatlichenzu privaten Trägern stattgefunden.

Blossfeld (1985), Stooss (1985), Kaiser/Hallermann/Otto(1984)
weisen auf das Mißverhältnis von Absolventenzahlenund Berufs­
chancen im Bereich der sozialen Dienstleistungen hin. Es ist
bislang nicht möglich gewesen, Handlungsstrategienstaatlicher
wie staatlich finanzierter, sog. privater Träger mit Ausbildungs-

und Arbeitgeberfunktion so aufeinander abzustimmen, daß die
hohen Erwerbslosenquoten junger beruflich Qualifizierter zu
reduzierengewesenwären.

Heinze (1983) spricht von einem Immobilismus der bundesdeutschen
Beschäftigungsp01itik, die im öffentlichen Dienst zusätzlich
durch die Sparpolitik seit Anfang der 8Der Jahre vor allem im
Bereich der sozialenDienstleistungeneinschneidendeAuswirkungen
hat. Dagegensetzt Heinze die Rechnung, daß eine erwerbslosePer­
son bei Zusammenrechnung ailer Leistungen und entstehender
Kosten, d.h. bei der Überwindung des haushaltstechnischen
Partikularismus, genausoviel kostet wie ein Beschäftigterim
öffentlichen Dienst.

Offe (1984) faßt die Linien der wissenschaftlichenund politi­

schen Diskussion um die Arbeitsmarktentwicklung zusammen.Hier.

interessiertvor allem, in welcher Weise Sozialpolitik und Wirt­

schaftspolitik dabei in der Rolle von Arbeitsmarkt- und Beschäf-
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tigungspolitik gesehen werden können. Es wird deutlich, �d�a�~ man

in jedem Fall von der Minimierung der Beschäftigung von qualifi­

zierten und bezahltenArbeitskräften im Bereich sozialer Dienst­

leistungenausgehenund dabei inhaltliche und strukturelle Verän­

derungenin Kauf nehmen wird. Es werden Tendenzensichtbar, wo­

nach vor allem auf solche Strategien zur Oberwindung der sekto­

ralen ErwerbslosigkeitHoffnungen gesetztwerden,

die auf die Verschiebung der Kosten der Arbeitskraft auf

Haushalte �a�u�~�e�r�h�a�l�b des Dienstleistungsbereichssetzen, hier

vor allem auf Finanzierungsmöglichkeitendes Arbeits­

förderungsgesetzes(z.B. ABM),

die auf der Ebene der Organisationsozialer Dienstleistungen

mit der Entwicklung des informellen Sektors von Selbsthilfe

und selbstorganisierterFremdhilfe, auf Bürgerinitiative und

Engagementals kostenminderndeErgänzungtraditioneller In­

stitutionen und organisierterHilfe rechnen,

die bei den Subjekten von Veränderungen der Arbeitsmotiva­

tion in Richtung auf Selbstverwirklichungin und durch die

Arbeit profitieren wollen.

Diese Entwicklung wird in ihren beschäftigungspolitischenEffek­

ten allerdings kontrovers diskutiert:

Heinze (1986) zeigt, �d�a�~ das Absorbtionspotentialder selbstorga­
nisierten und ehrenamtlichenArbeit weit überschätzt wird. Hege­
ner (1986) weist aber darauf hin, �d�a�~ langfristig öffentliche
Aufgaben und bezahlteArbeit in privat zu verantwortende,unbe­
zahlte Eigenarbeit zu verwandelnmöglich sei, weil diese Entwick­
lung von Veränderungenin den Arbeitsmotivationen geradebei so­
zial interessiertenMenschengetragenwerde.

Offe (1984) geht jedoch davon aus, �d�a�~ Frauen nicht mehr ohne po­
litische Legitimationsproblemevom Arbeitsmarkt gedrängtwerden
könnten. Gerade der soziale Dienstleistungsbereichist aber nach
Rein (1985) und Blossfeld (1985) ein Hauptarbeitsgebietvon Frau­
en. Umso schärfer wirkt sich die tendenzielleAbschottungdes
Dienstleistungsarbeitsmarktesgegen alle Neuzugänge von Arbeits­
kräften für weibliche Absolventen mit sozialenBerufsqualifika­
tionen aus.

Bereits 1985 haben Kaiser und Otto vorausgesehen,�d�a�~ die verän­

derten Arbeitsmarktbedingungenalle Absolventen zu neuartigen

Obergangsstrategienin den Beruf nötigen werden, die zu dem Zeit-
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punkt jedoch noch nicht erkundet waren. Inzwischen sind Umrisse

solcher Strategiensichtbar geworden, die Frauen und Männer mit

sozialen beruflichen Qualifikationen allerdings in je unter­

schiedlicherWeise betreffen. Zu nennen ist hier zunächstdie

Koppelung der Ausgrenzung von Teilen der potentiellenErwerbs­

bevölkerung vorn Arbeitsmarkt mit der Forcierungder gesellschaft­

lichen Aufwertung unbezahlterweiblicher Arbeit als Hausfrau und

Mutter. Des weiteren ist generell eine Entwicklung zu beobachten,

Absolventen universitärer Studiengänge wie fachschulischer

Ausbildung statusgeminderteund sozial ungesichertePassagenin

ihr spezifischesBerufsfeld anzubieten.Hierzu gehören

zeitlich beschränkte und finanziell verschlechterteVer­

tragsverhältnisse,

ungesicherteArbeitsverhältnissewie Honorar- und Werkver­

träge bis hin zu

unbezahltenArbeitsverhältnissen.

Im sozialen Bereich wird diese Tendenz durch zwei Besonderheiten

gefördert. Erstens ist es traditionellerweise so, daß Anstel­

lungsträgerKandidatenvorrangig nach vorweisbarerberuflich ein­

schlägigerPraxis und eher formal nach Ausbildungszertifikaten

beurteilenund einstellen (Klapprott 1987). Ein Absolvent muß bis

zum Obergang in das Berufssystemalso alles daransetzen,Praxis­

erfahrungenzu sammeln. Zweitens sind Absolventensozialer Aus­

bildungsgängedeutlich weniger bereit, bei Einstellungsschwierig­

keiten die Orientierung auf den erlernten Beruf aufzugebenals

anderevergleichbareAbsolventen. Dies hat Kaiser (1981) in einer

Vergleichsstudievon Fachhochschulabsolventenherausgefunden.

Die Externalisierungvon Dienstleistungenwird jedoch im sozialen

Bereich keineswegsnur als Folge der Sparpolitik beklagt. Die ge­

sellschaftlicheOrganisationsform des Helfens ist stattdessenin

die Diskussion gekommen. Dabei wird vor allem gefragt, ob die

Entwicklung, das Helfen als Grundkategoriesozialer Arbeit beruf­

lich zu strukturieren, nicht sogar vielleicht der falsche Weg ge­

wesen sei. Bereits im Zusammenhangmit der Kritik an der Profes­

sionalisierung,vor allem aber der Verstaatlichung und damit

Bürokratisierung des Helfens sind Leistungspotentialejenseits
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des staatlichenHilfesektors wieder in den Blick genommenworden.

Hegener (1986) hat in diesem Zusammenhangan das Spektrum der

durch gesellschaftliche Normen und Verpflichtungen gesicherten

Organisation des Helfens erinnert. Dabei thematisierter, daß

zwischen den nicht reziproken und wenig formal gesichertenHilfe­

beziehungeninnerhalb des Familien-, Verwandtschafts-und Nach­

barschaftssystemszum einen, den formal geordneten,subsidiären

und öffentlichen Formen der Fremd- und Eigenhilfe zum anderenund

drittens den professionellorganisiertenHelferberufenund -orga­

'nisationenfließende Obergängeund gegenseitigeErgänzungenund

Vermischungenbestehen.Es wird deutlich, daß immer schon soziale

Dienstleistungenin einern Spektrum zwischen

privaten und öffentlichen Organisationsformen

professionell, ehrenamtlichund privat erbrachterArbeit und

auf der Basis von Erfahrung und in formaler Ausbildung

erworbenerQualifikation

angesiedeltist. Mit der Expansiondes Wohlfahrtstaateswar vor

allem die eine Seite, die formal organisierteund beruflich

strukturierteHilfe unterstützt worden, informelle Aspekte von

Hilfe oder sozialer Arbeit im weiteren Sinne waren - trotz ihres

Weiterbestehens- politisch und wissenschaftlichvernachlässigt

worden.

Evers (1986) macht darauf aufmerksam, daß aus der Kritik an der

fortschreitendenstaatlichenIntervention in die Lebenswelt je

nach politischem Standort sehr unterschiedlicheStrategienfür

die Formation sozialer Dienstleistungen jenseitsvon Erwerbsar­

beit und jenseitsder bürokratischenOrganisationentwickelt wur­

den. So bieten CDU/CSU-Politiker vor allem Frauen die Form des

Ehrenamtesin der traditionellen Wohlfahrtsorganisationwie auch

in Selbsthilfegruppenals Alternative zur Erwerbsarbeit an und

setzenauf die traditionellen Gemeinschaftsformenzur Sicherung

der Existenz dieser Frauen. Der Selbsthilfebewegung und Vertre­

tern grüner bis hin zu sozialdemokratischenpositionengeht es

dagegenum eine neue Ausbalancierungvon Erwerbsarbeitund Eigen­

arbeit mit alternativenEinkommenssicherungen.
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Mit Blick auf die zukünftige Entwicklung des Sozialstaatesim

allgemeinen und der Beschäftigungsmöglichkeitenspezifisch-be­

ruflich qualifizierter Arbeitskräfte im besonderenwird von den

meisten Autoren nicht von einer weiteren Expansiondes Dienstlei­

stungssektorsin den alten Strukturen ausgegangen.Evers (1986)

kritisiert in ,'iesem Zusammenhang,daß diejenigen, die sich heute

in Se1bsthi1fe- und Eigenarbeitsprojektenaktiv an den Verände­

rungen sozialer Arbeit beteiligen, dies teilweise in sozial un­

würdigen, risikoreichenund für die weitere Entwicklung ihrer Er­

werbsbiographieprekärenFormen tun müssen. Er betont aber auch,

daß die gewerkschaftlich getragenenDefinitionen des Normalar­

beitsverhältnissesnie für Frauen nur in der historisch unter

Umständeneinmaligen, kurzen Expansionsphaseder sozialenDienst­

leistungenin diesem Berufsbereich gegoltenhaben. Positive be­

schäftigungspolitischeEffekte seien nur durch Umbau des Systems

sozialer Dienstleistungenmöglich bei gleichzeitigerNeuregulie­

rung der Sicherungund Legitimierung alternativerFormen von Ar­

beit. Mit der doppeltenForderung an eine Neuorientierungder so­

zialen Arbeit und Politik wird auf eine Entwicklung angesprochen,

in deren Verlauf die Trennungslinienzwischen traditionellen und

alternativen Formen sozialer Arbeit und ihrer Organisationbe­

reits brüchig geworden sind:

Heinze (1983) spricht allgemein von fließenden Übergängenzwi­
schen formeller Erwerbsarbeitund selbstorganisiertenTätigkei­
ten, Evers (1986) von einer organisatorischenVernetzungund Ver­
knüpfung informeller und formeller Arbeit zwischen Verbändenund
Einzelprojekten.Selbst in einzelnen Selbsthilfegruppentreffen
wir auf unterschiedlicheMischungen von unentgeltlicherund be­
zahlter Arbeit bei ihren Mitgliedern.

Für Blanke/Evers/Wo11mann(1986) ist die Rückkehr zu den reinen
Formen der sozialen Lohn-Arbeit auf der einen und der Realisie­
rung der puristischen, alternativen Organisationgesellschaftli­
cher Hilfe unvorstellbar. Vielmehr sehensie ein sozial und poli­
tisch brisantes Gemisch von Organisationsformen, Arbeits- und
Vertragsverhältnissen.

Diese strukturelle "Gemengelage"findet ihr GegenstQckin den Le­

bens- und Arbeitsformen derjenigen, die soziale Arbeit in den un­

terschiedlichenFormen erbringen. Sie haben sich mit phasen-und

gruppenweisewechselnden Arrangementsdes Verhältnissesvon Be-
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ruf, Erwerbsarbeit und sozialer Sicherungauseinanderzusetzen.

Wie diejenigen, die von der Notwendigkeit betroffen sind, immer

neue Arrangementszwischen traditionell über Lohn gesicherterBe­

rufsarbeit und aus wechselnden Quellen alimentiertergesell­

schaftlich sinnvoller Eigenarbeitzu sichern, subjektiv mit den

konkreten Veränderungenvon Arbeit umgehen, ist weitgehendunbe­

kannt.

3.32 Arbeits- und- Berufsverständnisim Bereich sozialer Dienst-

leistungen

Im vorhergehendenAbschnitt sind die aktuellen Diskussionenüber

die möglichen Formen der gesellschaftlichenOrganisationdes Hel­

fens angeführt worden. Dabei wurde das neu erwachte Interessean

Formen des Helfens jenseits formaler und beruflicher Strukturen

herausgestellt.In diesem Kapitel sollen solche Arbeiten genannt

werden, die auf Veränderungenin Verständnisvon Arbeit und Beruf

eingehen. Dabei sollen vor allem solche Oberlegungenerwähnt wer­

den, die sich auf jene Personengruppebeziehen, die durch die

Veränderungenin den 7erhältnissenihrer Arbeit und ihres Berufs­

feldes genötigt sind, ihr Verständnisvon Arbeit und Beruf zu

überdenkenund zu reformulieren.

Die Personengruppeder für einen sozialen Beruf Qualifizierten

hat dabei Anteil an einem gesamtgesellschaftlichenWandel des

Verständnissesvon Arbeit. Sie stellt U.U. sogar die sog. "Speer­

spitze der Bewegung" dar, dies nicht nur, weil in ihrem Arbeits­

marktbereichdie Lage besonders bedrängend ist, sondernauch,

weil im sozialenBereich traditionellerweiseverschiedeneTypen

von Arbeit nebeneinanderexistieren, das sog. Normalarbeitsver­

hältnis also keineswegsden Hegemonialtypdarstellt.

Die Verschiebungen im allgemeinenVerständnisvon Arbeit haben

nicht nur Relevanz für das subjektive Bewußtseinund die indivi­

duelle Lage der Betroffenen. Vielmehr wird in der gesellschafts­

theoretischenLiteratur davon ausgegangen, daß Arbeit zum einen

eine zentrale Kategorie für das theoretischeVerständnisvon Ge-
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seilschaftsstrukturenist, zum anderen praktisch aber auch die

soziale Integration der Gesellschaftsmitgliederleistet. Die Ver­

änderungendes Arbeitsverständnisseswerden deshalbvon der su­

ziologischenForschungauf den Ebenen der Auseinandersetzungüber

den Begriff von Arbeit, der Funktion von Arbeit für die gesell­

schaftliche Integration und der subjektivenRelevanz für die Ge­

seilschaftsmitgliederdiskutiert.

Wenn seit Ende der 70er Jahre von der "Krise der Arbeitsgesell­

schaft" gesprochenwird und gefragt wird, ob die Gesellschaftwe­

niger durch Arbeit geprägt werde, so wird in der Regel unter Ar­

beit die Lohnarbeit verstanden- zumeist sogar nicht einmal Lohn­

arbeit in ihrer allgemeinenGeltung, sondernes wird stillschwei­

gend das Modell qualifizierter Facharbeitvon Männern in der Pro­

duktion vorausgesetzt.Auf einer konsensualenEbene alltäglichen

und wissenschaftlichen Gebrauchshat der Begriff "Arbeit" damit

eine Verengung erfahren, die ein umfassenderes �V�e�r�s�t�ä�~�d�n�i�s von

Arbeit als Auseinandersetzungdes Menschenmit seiner physischen,

sozialen und kulturellen Umwelt eher verstellt. In der neueren

Diskussion werden Tätigkeiten jenseitsder Lohnarbeit nun auch

als Arbeit verstandenund in Absetzung von der primären, entlohn­

ten Arbeit als sekundäreSelbst- oder Eigenarbeitdefiniert. Die­

se von �D�a�h�~�i�m (1977) vorgeschlageneUnterscheidung wird zum Aus­

gang einer theoretischenAuseinandersetzung, die durch die Ent­

wicklung in der gesellschaftlichenPraxis, insbesondereim sozia­

len Bereich, notwendig geworden ist. Grundsätzlichwird davon

ausgegangen,daß die insgesamt zu leistende Arbeit aufzuteilen

ist

in individuell und privat zu erbringende,

in gesellschaftlichorganisierteEigenarbeitund

in (teilweise beruflich strukturierte) Lohn- bzw. Erwerbs­

arbeit.

Ein Typ von Arbeit ist danachnicht ohne weiteresdurch den ande­

ren zu ersetzen.Die genaueGrenzziehungzwischenden Typen ist

Ergebnis gesellschaftlicherAuseinandersetzung.
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In der aktuellen Diskussiongeht es zum einen darum, die gesell­

schaftliche Entwicklung der verschiedenen Formen von Fremd- bis

Eigenarbeitbegrifflich klar voneinander ubzugrenzen und ihre

Auswirkung auf den gesellschaftlichenGesamtzusammenhangzu pro­

gnostizieren.Zum anderenwird versucht, empirisch das jeweilige

"Mischungsverhältnis", das bei den neuartigenArrangementsvon

Arbeitsverhältnissenzwischen Fremd- und Eigenarbeit �v�o�r�k�o�m�~�t�,

herauszufinden.

Ebenfalls Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzungenist

die Verteilung der Typen von Arbeit auf ihre Mitglieder. Die Fra­

ge, wer welche Arbeit unter welchen Bedingungenleistet, ist vor

allem im Rahmen der Frauenforschungmit Blick auf die Arbeitstei­

lung unter den Geschlechtern und die hauptsächlichunbezahlte

(Haus-)Arbeit der Frauen gestellt worden (zusammengefaßtdarge­

stellt bei Beer 1985).

Unbezahlte Arbeit kann aber auch geradezuals konstituierendes

Element sozialer Dienstleistungenbegriffen werden. Dies gilt für

den historischen Entstehungsprozeßsozialer Arbeit als Frauenbe­

ruf in ähnlich widersprüchlicherWeise wie für die Phasedes Aus­

baues erwerbsförmig organisierterSozialarbeit in den 70er Jah­

ren; aktuell erfährt unbezahltesoziale Arbeit von unterschiedli­

chen Seiten eine wachsendeBeachtung- aber auch Kritik. Histori­

sche Entstehungsbedingungendes Berufs als Frauenberuf (Riemann

1985; Sachße 1986; Zeller 1987) wie auch aktuelle Entwicklungen

bezahlterund unbezahlterSozialarbeit weisen auf Besonderheiten

der Berufskonstitution hin, die in Begriffen wie "unvollständige

Verberuflichung" oder "Semi-Professionalität" (Dewe/Otto 1984;

Gieseke/Schmelzle1984) auftauchen.Die Tatsache,daß wesentliche

Anteile sozialerArbeit unbezahlt, von nicht spezifischqualifi­

zierten Arbeitskräftenund in Organisationsformenerbrachtwerden

können, die zeitlich, rechtlich und hierarchisch"ungeordnet"

sind, stellt die Beruflichkeit auch und gerade der bezahltenund

"geordneten"Sozialarbeit in Frage. Der moderne Berufsbegriff

nämlich hat in erster Linie die gesellschaftlicheFunktion der

Arbeitsmarktsegregation,d.h. der Konkurrenzminderung mit den
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Mitteln der Definition von Kompetenzbereichenfür bestimmtePer­

sonengruppen,die durch formalisierte Ausbildungsprozesssequali­

fiziert und deren Lohnansprüchegesichertwerden sollen (vgl. Da­

heim 1982).

Es ist Offe (1984) zuzustimmen, daß von einer Einheit des Ar­

beitsbegriffsund einer ihm zugrunde liegendenRationalität nicht

mehr auszugehenist. Damit steht aber auch die Gemeinsamkeitder

soziologischenPerspektive zur Disposition, in der (Lohn-)Arbeit

als das zentrale gesellschaftliche Instrument der Integration,

der Typ des (männlichen) Lohnarbeitersals hegemonialesLebens­

modell und die OrganisationandererLebensbereiche sowie gesell­

schaftlicherAspekte wie Familie, Kultur oder Wohnfermen von der

Normalität der Lohnarbeit abgeleitet werden. Praktisch-politisch

ergeben sich bedeutende Probleme daraus, daß alle gesetzlich

relevantenMechanismen sozialer Integration aber weiterhin im

wesentlichen über Lohnarbeit organisiert sind. Durch die Ver­

drängungganzer Teile der Bevölkerung aus der Erwerbssphärewer­

den diese potentiell der kulturellen, ökonomischenund sozialen

Teilhabe an Gesellschaftentfremdet. Es stellt sich �f�o�l�g�~�i�c�h die

Frage nach der subjektivenRelevanz von Lohnarbeit vor allem für

solche Menschen. deren Status im Erwerbssystem gefährdet ist und

die neuartige Arrangementsinitiieren müssen. Einige Autoren ge­

hen von einer Dezentrierung der Arbeitssphäre gegenüberanderen

�L�e�b�e�n�s�~�e�z�ü�g�e�n sogar bei solchenGruppen aus, deren Status im Er­

werbslebennicht gefährdet ist. Von anderen Autoren wird dagegen

auch auf die gegenteiligeEntwicklung hingewiesen,die vor allem

bei Personenim sozial- und personenorientiertenQualifikations­

und �B�e�r�u�f�s�b�e�r�e�~�:�h zu finden ist und die als der Versuch zu kenn-

zeichnen ist, die Aufhebung von

nen Freizeit- und Hobbyphasen

der Arbeit selbst:

Entfremdung

des Lebens

nicht in arbeitsfer­

zu suchen, sondern in

Behrens (1984) sichtet die neuerenempirischenUmfrageergebnisse
zur Arbeits- und Berufsorientierungund führt aus, daß Selbstver­
wirklichung im Beruf - einmal als Lebenserwartungund Habitus von
freien Professionen und leitenden Angestelltenübernommen- vor
allem bei Absolventender Ausbildung für soziale Berufe ange­
sichts des verstopftenArbeitsmarkteszu Strategienführt, deren



377
Teilprojekt B 3
Rabe-Klebergu.a.

gemeinsamesMerkmal die Trennung von Erwerb bzw. Existenzsiche­
rung und solcher Arbeit ist, durch die "Selbstverwirklichung" an­
gestrebtbzw. gewährleistetwird. Dies können Tätigkeiten in Ini­
tiativen, im selbstorganisiertenHandwerk und in künstlerischen
Bereichensein. Bevorzugt aber werden Tätigkeiten in der Nähe des
Berufsfeldes,auf das sie sich in langen Ausbildungsprozessenhin
orientiert haben. Auch wenn sie dabei keinen oder nur geringen
Lohn erzielen können, so gewährenihnen solche quasi-berufsförmi­
gen Tätigkeiten Momente der angestrebtenSelbstverwirklichungwie
z.B. die gesellschaftlicheSichtbarkeit ihrer Arbeit, die Reali­
sierung ihrer erworbenenKompetenzen und den gleichberechtigten
Austauschmit Fachkollegen.

'Dabei kann aber nicht davon ausgegangen werden, daß sich diese

Gruppe, die unbezahltesoziale Arbeit leistet, an den traditio­

nellen Handlungsmustern ehrenamtlicherArbeit orientiert. Es ist

sowieso in einer neueren Untersuchungüber Personen,die ehren­

amtlich arbeiten, herausgefundenworden, daß die Hauptgruppeeh­

renamtlich Tätiger, bürgerliche Frauen in der zweiten Lebenshälf­

te, in zunehmenderWeise an qualifizierter Erwerbsarbeitorien­

tiert ist und unbezahlteArbeit ablehnt. Notz (1986) hat statt­

desseneine Gruppe von Männern und Frauen ausgemacht,die eine

berufsfremdeAusbildung haben, im Erwerbslebenstehen und ehren­

amtliche Arbeit mit einem spezifischenpolitischen Laienbewußt­

sein betreibenund diese als notwendige Ergänzungprofessioneller

Arbeit verstehen, - sich aber auch in der Wahl der Methoden und

ihrem Selbstverständnisund Selbstbewußtseinvon den Professio­

nellen absetzen. Weder die traditionellen noch die sich neu ent­

wickelnden Formen ehrenamtlicherArbeit stellen sich als Hand­

lungsmusterbzw. Vorbild für diejenigendar, die auf der Basis

einschlägigerQualifikationen in ihrem sozialenBerufsfeld unbe­

zahlt arbeiten. Vielmehr müssen sie eigenständignach einer Ge­

staltung ihrer Lebenslagesuchenund entsprechendeOrientierungen

entwickeln. Ober diesen �Z�u�s�a�m�~�e�n�h�a�n�g ist wenig bekannt.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Die Antragstellerinbefaßt sich seit ca. 1980 mit dem Feld sozia­

le Dienstleistungenund den soziologischenProblemen, die sich in

der Ausbildung und auf dem Arbeitsmarkt sowie in der Berufsent-
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wicklung diesesBereichs ergeben. Neben theoretischenund emp1r1­

sehenArbeiten sind auch Vorbereitung und Auswertung von Tagungen

sowie konzeptionelle. planendeund organisatorischeArbeiten im

Forschungsschwerpunkt"Arbeit und Bildung" als eigene Vorarbeiten

zu nennen:

1. In der auf Basis einer Literaturstudie erstelltentheoreti­

schen Arbeit zu Frauenberufen(Rabe-Kleberg1987) wird der beson­

dere Weg der Entwicklung solcher Berufe nachgezeichnet.die quan­

titativ vor allem von Frauen ausgeübtwerden und die qualitativ

als für Frauen besonders geeignetgelten. Es kann nachgewiesen

werden. daß diese Berufe gemessenam herrschendenVerständnisvon

Beruf und den Vorstellungen von einem Normalarbeitsverhältnis

Defizite haben und deshalb.für Frauen auf dem Arbeitsmarkt risi­

kogenerierendsind. Vor allem am Beispiel der erziehendenund

helfendenFrauenberufe wird aber auch gezeigt. daß das obenge­

nannte Manko ebensoals ein qualitativer Gewinn verstandenwerden

kann. Anders als in dem vor allem für Männer geltendenModell von

Beruf und Lohnarbeit findet sich vor allem in den traditionellen

Frauenberufeneine Mischung aus Merkmalen verschiedenerArbeits­

typen (Haus-. Eigen- und Lohnarbeit) und Beimischungenaus ande­

ren Handlungssphärenund Funktionsbereichen.- eine Mischung. die

offensichtlich für die zu erbringendeLeistung optimal ist.

Eine ähnliche Widersprüchlichkeitergibt sich aus der Tatsache.

daß die meisten der Tätigkeiten in Frauenberufenin oberflächlich

ähnlicher Weise von Frauen auch privat erbrachtwerden. was die

Grenzen der Beruflichkeit unbestimmbarmacht und Externalisierung

als Rationalisierungsprinzipnahelegt.

Diese Arbeit kann als eine theoretische Vorarbeit für das hier

beantragteVorhaben verstandenwerden.

2. Im direkten zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhangmit der

obengenanntenArbeit läuft an der Universität Bremen unter Mit­

wirkung der Antragstellerin (und unter Leitung von Prof. Dr. Hel­

ga Krüger) ein empirischesProjekt zu Berufsverläufenvon Kinder­

pflegerinnenuna Erzieherinnen.
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Hier werden Kohorten von Absolventinnenunterer und mittlerer Be­

rufsqualifikationenim sozialen Bereich untersucht,die in ver­

schiedenensozial- und bildungspolitischen"Konjunkturphasen"auf

den Arbeitsmarkt gekommen sind und sich selbst in verschiedenen

Phasenihres Lebenszyklus (z.B. Mutter mit kleinem Kind) finden.

Ziel der Untersuchungist es herauszufinden, in welcher Weise

Frauen

ihre beruflichen Qualifikationen auf einem zunehmendabge­

schottetenArbeitsmarkt verwerten können und unter Umständen

eigenständige, innovatorische

realisieren;

sich berufliche und Erwerbsorientierungen kohorten-,

konjunktur- und lebensphasenspezifischverändern.

Im Unterschied zu dem geplantenVorhaben interessiertin diesem

Projekt insbesondere,in welcher Weise Frauen dieser unteren und

mittleren Qualifikationsstufe und der in der Ausbildung vermit­

telten Orientierung auf typisch weibliche Inhalte und -formen an­

gesichtsder restriktiven Arbeitsmarktentwicklungund der zuneh­

menden Familien- und Mütterlichkeitspropagandaeinen eigenständi­

gen Weg finden. Methodisch wird in diesem Projekt ähnlich vorge­

gangen wie in dem geplanten:

(1) Auf der Basis von Expertengesprächenwird die Entwicklung der
Ausbildungsgängeseit der Bildungsreform (ca. 1970) und die des
regionalenArbeitsmarktes (Land Bremen) für diese Absolventinnen
rekonstruiert.

(2) Die Absolventinnender Examensjahrgänge1974, 1979 und 1985
werden in einer Vollerhebung schriftlich mit einem kurzen Frage­
bogen auf ihren Berufsverlauf hin untersucht.

(3) Mit einem besonderenSample von Absolventinnenwerden quali­
tative, themenzentrierteInterviews geführt.

3. Im Bereich der pädagogischen Berufsausbildungund -tätigkeit

hat die Antragstellerinwesentlich an der Vorbereitung, Durchfüh­

rung und Veröffentlichung der Ergebnisse von drei Fachtagungen

mitgewirkt, bei denen Vertreter der einschlägigenForschungmit

Ausbildern und Praktikern im Beruf in eine gemeinsameDiskussion

gebrachtwurden (VeröffentlichungenKrüger/Rabe-Kleberg/vonDer­

schau 1981; Rabe-Kleberg/Krüger/von Derschau 1983 und 1986).-
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Zur Entwicklung des Verhältnissesvon beruflicher Ausbildung und

Erwerbstätigkeitvon Frauen war die Antragstellerin ebenfalls an

den Vorarbeiten und der Durchführung von drei wissenschaftlichen

Konferenzenbeteiligt und ist Mitherausgeberinder Veröffentli­

chungen (Mayer u.a. 1984; Rudolph u.a. 1986; Rudolph/Manthayu.a.

1987) .

4. Als Mitglied des Sprechergremiums des universitären For­

schungsschwerpunktesArbeit und Bildung ist die Antragstellerin

mit der Konzeptionierung, Planung und Organisation von For­

schungszusammenhängen�b�e�f�a�~�t und hat vor allem zu der Ausgestal­

tung des thematischenSchwerpunktes"Unsichere Erwerbsbiographien

und individuelle Marktstrategien"beigetragen(veröffentlicht in:

Arbeit und Bildung 1986). Als Leiterin der Projektgruppe"Frauen­

arbeit und Frauenbildung" ist sie an der Konzeptionierungeines

theoretischenGesamtrahmensfür den For,chungsschwerpunktArbeit

und Bildung beteiligt.

3.5 Ziele und Arbeitsprogramm

3.51 Ziele

Auf dem Hintergrund der vorliegendenForschungsergebnissewird

davon ausgegangen,�d�a�~ seit einigen Jahren Absolventensozialer

und sozialpädagogischerStudiengänge der Eintritt in eine aus­

bildungs- und statusadäquateErwerbstätigkeit nur in seltenen

Fällen unmittelbar oder nach kurzer Frist gelingt. Vielmehr ver­

längert sich die Phase der Statuspassagezwischen Studium und

Berufseintritt immer mehr und erhält den Charaktereines eigen­

ständigenLebensabschnitts,in dem die vorgesehenePassagein das

normale Erwerbsleben unvollendet bleibt und ein geglückter Ab­

�s�c�h�l�u�~�, d.h. ein sicherer Obergang in die "normale" Berufstä­

tigkeit. in ungewisseZukunft vertagt wird.

Die Untersuchungrichtet sich auf die Personengruppe,die sich in

dieser Phasenach �A�b�s�c�h�l�u�~ des Studiums und damit in einer spezi­

fischen Risikolage befindet. Das Forschungsvorhabenfragt nach
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den Handlungsbedingungen,die das Berufsfeld und angrenzendeBe­

reiche dieser nachrückendenGenerationfür die praktischeAnwen­

dung und die Verwertung ihrer erworbenenQualifikation bietet. Im

Zentrum des Vorhabensaber stehendie strategiender Absolventen

selbst, im angebotenenBezugsrahmenund in neuen Feldern ihre be­

ruflichen Wünsche zu realisieren - ebensowie die Erfolge und

Konflikte, die sie dabei haben. In diesem Zusammenhangwerden

auch Bewältigungsstrategienerforscht, mit denen die Absolventen

auf ihre risikoreiche Lebenssituation reagieren, mit denen sie

'diese interpretierenund bearbeiten.

1. Im Berufsfeld sozialer Dienstleistungen haben sich die Hand­

lungsbedingungenfür die Entwicklung von Strategien zur Berufs­

einmündung in den letzten Jahrenbedeutendverändert:

Zu diesem Bedingungsgefügegehört zunächstdie datenmäßigeini­

germaßeneindeutig zu beschreibende Entwicklung des Arbeitsmark­

tes, d.h. der Zahl der freien und angebotenenhauptamtlichen

Stellen. Wichtig für die Chancen der Berufsanfänger ist hier

aber, in welcher Weise die Erwartungender Arbeitgeber an die

potentiellenArbeitnehmer ausgeprägtsind. In der Regel stehen

für bezahlte Positionenberufserfahrene Arbeitsuchendezur Ver­

fügung. Die Verbände und öffentlichen Institutionen sozialer

Dienstleistungsind aber nicht nur Arbeitgeber im sinne normaler

Arbeitsverhältnisse,sondern traditionellerweiseauch Organisato­

ren und Träger ehrenamtlicher,unbezahltersozialer Arbeit von

Laien. Angesichtsder aktuellen Lage sehen sich die Träger in der

Situation, daß einerseits soziale Arbeit zu leisten ist, die

nicht mehr bezahlt werden kann, andererseits immer mehr sozial

Qualifizierte vom Arbeitsmarkt ausgegrenztwerden, auf die die

Träger zurückgreifenkönnen, ohne daß sie ihnen bezahltePositio­

nen anbietenmüssen. Je nach Tradition, politischer Orientierung,

professionellemSelbstverständnis,vor allem aber der Finanzlage

sind bei den Trägern Unterschiededarin zu erkennen, wie, in wel­

chem Umfang und zu welchen Tätigkeiten sie beruflich Qualifizier­

te ohne Entlohnung heranziehen.
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Die Handlungsbedingungender Zielgruppe diesesVorhabenswerden

aber nicht nur durch Entscheidungsträgerin den Institutionen der

sozialen Arbeit, sondern auch durch solche Personen in den

Organisationen gestaltet, die dort hauptamtlich tätig sind,­

durch die potentiellen "Kollegen". Zwischen diesen und denjeni­

gen, die auf den Arbeitsmarkt drängen und auch unter Umständen

bereit sind, unbezahlt beruflich qualifizierte Arbeit zu tun,

entstehenjedoch eher Konkurrenz- und Konfliktpotentiale, als daß

sich die Erwartung der Absolventenauf gleichberechtigteKontakte

und fachlichen Austauschunter Kollegen erfüllte.

In Reaktion auf die wachsendeBereitschaftvon Absolventen, unbe­

zahlt innerhalb und selbstorganisiertneben und vernetzt mit den

traditionellen Organisationensozialer Dienstleistungenzu arbei­

ten, verändernsich diese Institutionen auch selbst und damit ihr

Einfluß auf diese Statuspassagenzwischen Studium und Beruf. Es

entstehen brisante Mischstrukturen zwischen den �v�e�r�~�c�h�i�e�d�e�n�e�n

Gruppen, die Dienstleistungenerbringen auf der eine, innerhalb

der und zwischen den Organisationenauf der anderenSeite. Die

Auswirkungen dieser Entwicklungen auf die Handlungsbedingungen

der zu untersuchenden Gruppierungmüssenbeobachtetwerden. Es

ist z.B. denkbar, daß es zu weiteren Abschottungsprozessenkommt,

die die Risikolage der Betroffenen weiter erhöhen und kom­

plizieren würde.

Die Handlungsbedingungender Absolventensozialer und sozialpäda­

gogischer Studiengänge werden im regional unterschiedlichenKon­

text wesentlich durch die Entwicklung von selbstorganisierten

Selbst- und Fremdhilfegruppenauf der einen und der Entwicklung

des sog. "zweiten und dritten Arbeitsmarktes" auf der anderen

Seite bestimmt. Diese Arbeitsmarktsegmentewerden regional oder

auch kommunal durch Politiken der Arbeitsverwaltung,der Sozial-,

Jugend- und anderer Behörden und von verschiedenenTrägern struk­

turiert. Es werden Maßnahmenund Mittel bereitgestellt,mit denen

u.a. auch soziale Arbeit finanziert wird, die von potentiell Er­

werbslosenerbracht wird. Die Institutionen reagieren damit auf

den Druck, der von der Erwerbslosigkeitganzer Berufsgruppenund
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Kohorten, aber auch von den selbstorganisiertenProjekten und

Gruppen selbst ausgeht. Das regional unterschiedlicheNetz dieser

Gruppen, d.h. die Dichte der sog. "Szene", ihre Vielfalt und auf

der Seite der Subjekte die Selbstverständlichkeit, mit der be­

reits die Studentensozialer Studiengängein diese Lebens- und

Arbeitsverhältrisse hineingewachsen sind, bestimmen daher die

Handlungsbedingungender Absolventen.

In diesem Zusammenhangmuß mit wesentlichen Unterschiedenzwi­

schen den Handlungsbedingungenmännlicher und weiblicher Absol­

venten gerechnetwerden. Bedeutend mehr weibliche als männliche

Absolventen sozialer Studiengänge verlassen die Hochschulen.

Männer haben jedoch in der Konkurrenz um die wenigen begehrten

Stellen die besserenChancen. Frauen sind stärker als Männer auf

die regional unter umständen begrenzten Arbeitsmärkte fixiert,

andererseits aber weniger bereit, ihre Orientierung auf den

sozialenBereich aufzugeben.Zudem verfügen sie über langfristi­

ge, auch berufliche Erfahrung in sozialen Berufen, die sie

bereits vor dem Hochschulstudiumausgeübthaben. Frauen sind also

noch stärker als Männer darauf angewiesen,sich in der Region ein

Betätigungsfeldsozialer Arbeit zu verschaffen.Bei der Untersu­

chung der Handlungsbedingungender Absolventen sollen die

geschlechtsspezifischenUnterschiede besondere Aufmerksamkeit

genießen.

Auf der Ebene der Handlungsbedingungeninsgesamtmüssenden all­

gemein zugänglichenErkenntnissen über die bereichsspezifischen

und regionalen Arbeitsmärkte (Statistiken, Daten) und über die

Entwicklung des BerufsfeldesInformationen über Umfang und Aus­

maß, über Strukturen, aber auch über die innere Dynamik der hier

entstehendenneuartigenArbeits- und Lebensverhältnissegewonnen

werden.

2. Die Handlungsstrategiender Absolventenangesichtsdes ver­

schlossenenArbeitsmarktessowie die Formen der Bewältigung der

individuellen Risikolagen zu untersuchen, ist das Hauptziel der

Untersuchung.
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Unter den Absolventenwerden nur ganz wenige sein, denen die

Einmündung in regulär bezahlte Berufsarbeit reibungslos und

innerhalb eines überschaubarenZeitraums gelingt. Es kann auch

davon ausgegangenwerden, daß die Gruppe derjenigenrelativ klein

ist, die sich von dem Berufsfeld, für das sie ausgebildetwurden,

abgewandt und andere Ausbildungenbegonnenoder sich dauerhaft

für eine andere berufliche Tätigkeit entschieden haben. Auch

diejenigen, die ihre Erwerbslosigkeitberufsstrategischinaktiv

in bezug auf das soziale Handlungsfeld hinnehmen, dürften eher

den geringeren Anteil an der Gesamtzahl der Absolventenausma­

chen. Es wird stattdessen erwartet, daß ein großer Teil der

erwerbslosen Absolventen versucht, durch berufsspezifische

Tätigkeiten auch dann innerhalb oder am Rande ihres Berufsfeldes

zu bleiben, wenn ihre Arbeit nicht bezahlt wird und sie Arrange­

ments zwischen unbezahlter fachlicher und existenzsichernder

fachfremder Arbeit eingehen bzw. andere Formen materieller

Existenzsicherungsuchenmüssen.

GenauerequantitativeAngaben über die Verteilung der Absolventen

auf diese �H�a�n�d�l�u�n�g�s�t�y�~�e�n liegen nicht vor. Unbekannt ist auch, in

welcher Weise Personen die Handlungsstrategienwechseln, d.h.

z.B. welche Zeitspannedie Personenin wechselndenArrangements

verbringen, bevor sie entweder die Bemühungen aufgeben, inaktiv

werden oder das Berufsfeld ganz verlassen. �U�n�b�e�k�a�~�n�t ist auch,

welche Chancenüberhaupt für die Absolventen darin liegen, unbe­

zahlte soziale Arbeit zu leisten, auf diesem Weg in die hauptamt­

liche bezahlteArbeit überwechseln zu können - und damit diese

Statuspassagedoch noch vollenden zu können. Es ist ja auch denk­

bar, daß für einen Teil der sozialberuflichQualifizierten diese

neuartigenArbeitsverhältnisse, d.h: die Zusammensetzungder in­

dividuell erbrachtenArbeit aus verschiedenenTypen von Arbeit zu

einer Dauerlösung wird, d.h. die Statuspassagenicht in gesell­

schaftlich (bisher noch) erwarteterWeise vollendet wird.

Weiterhin ist es notwendig

Frauen, bei Absolventen

solchen aus Universitäten

herauszufinden, ob bei Männern und

von Fachhochschulenim Unterschiedzu

und andererseits bei Berufsanfängern
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mit und ohne Berufs- und PraxiserfahrungunterschiedlicheHand­

lungs- und Bewältigungsstrategiengegenüber der Risikolage vor­

herrschen. Aus vorliegenden Forschungsergebnissengeht hervor,

daß die Kategorie Geschlecht, formale Qualifikation und berufli­

che Praxiserfahrung entscheidendfür die Verteilung der Chancen

auf dem bereichsspezifischenArbeitsmarkt sind - bzw. waren. Auch

die Orientierung auf bestimmte Einsatzfelderinnerhalb der sozia­

len Dienstleistungenund das Anspruchsniveauin bezug auf Status,

Karriere und Selbstverwirklichung im Beruf werden davon beein­

flußt. In einer Phase, �i�~ der der Zugang zur Erwerbsarbeitim Be­

rufsbereichversperrt ist'und die Notwendigkeit besteht, gegen­

über der normalen Berufsarbeit alternative Orientierungenund

Strategienzu entwickeln, tut sich die Frage auf, ob und wie die

KategorienGeschlecht,Qualifikation und Praxiserfahrungauch auf

Wahl und Wechsel der HandlungsstrategienentsprechendenEinfluß

haben. Hierzu können bis jetzt nur e1n1ge Vermutungen formuliert

werden. Diese aufgrund der vorgesehenenErhebungenzu bestätigen

oder zu verwerfen. ist Ziel des Vorhabens.

Die Wissensbasisfür die folgenden Annahmen ist unter Bedingungen

der Normalität von bezahlterArbeit - auch bezahltersozialer Ar­

beit - gewonnen. Hier wird der Versuch gemacht, sich vorzustel­

len, was aus Orientierungen und Handlungsstrategienunter den

beschriebenenverändertenBedingungenwerden könnte:

Für Männer z.B. ist die lebenslangeBerufs- und Erwerbsarbeitzur
Normalität geworden, ab einer gewissenQualifikationsstufeauch
die Vorstellung von einer Karriere im Beruf. So sind Männer in
die Berufe des sozialenDienstleistungsbereichsauch erst ver­
mehrt eingestiegen,als sich diese durch Bürokratisierung,Hie­
rarchisierung und Verwissenschaftlichungeiner "professionellen
Normalisierung" unterzogenhatten. Dabei haben Männer vor allem
die definierenden und anleitendensowie die kontrollierendenund
entscheidendenFunktionen übernommen. Traditionellerweiseaber
sind die soziale" DienstleistungsberufeFrauenberufe,in denen
viele positionenbis heute keinerlei Aufstiegsmöglichkeitenbie­
ten. Frauen haben immer in erster Linie solche Arbeiten übernom­
men, die nahe an den persönlichenProblemender Klienten angesie­
delt waren. Helfen und Beraten kennzeichnenden weiblichen Part
der sozialenArbeit vorrangig. Nur in der kurzen Phaseder Expan­
sion des Wohlfahrtsstaateshaben auch sie an dem Prozeß der Aus­
differenzierungder Hierarchie teilgenommen, allerdings ohne daß
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diese Entwicklung das quantitativeGeschlechterverhältnisin den
leitenden Positionenausgeglichenhätte.

Eine ähnliche Verteilung von �H�a�n�d�l�u�n�g�s�m�u�s�t�e�~�n findet sich auch
bei der traditionellen Form der unbezahltensozialenArbeit: wäh­
rend das Ehrenamt - als kontrollierende und bewahrendeFunktion
der Leitungsebene von Verbänden und Ämtern zugeordnet- eher an
der Berufsarbeitorientiert ist und hauptsächlich von Männern
wahrgenommen wird, ähnelt die ehrenamtlicheArbeit der Frauen
eher der Haus- und Familienarbeit.

So stellt sich die Frage, ob sich in den Handlungsstrategienvon

männlichen und weiblichen Absolventen ähnliche geschlechtsspezi­

fische Auf teilungen der Orientierungenund Handlungsmusterfinden

lassenund wie sich diese unter den Bedingungender nicht gelin­

genden Statuspassagenausprägen:

So läßt sich z.B. fragen, ob sich Frauen unter Umständeneher auf
statusgeminderte,unsichereoder minimal bezahlteArbeitsverhält­
nisse bei traditionellen Trägern einlassen,während Männer viel­
leicht eher innovatorische Strategienaußerhalbtraditioneller
Strukturen wählen, in denen z.B. organisatorischeQualifikationen
zum Tragen kommen.

So ist es z.B. auch denkbar, daß sich Frauen in dieser Phaseun­
geklärter Berufschancenauf das vorgegebeneLebensmodellder Mut­
ter und Hausfrau mit vielfältigen sozialen Interessenund Aktivi­
täten besinnen, während Männer genötigt sind, sich mit den Verän­
derungender Relevanz von Lohn- und Berufsarbeit in ihrem Leben
auseinandersetzenzu müssen.

Diese Unterscheidung nach geschlechtsspezifischenOrientierungen

und Neigungen sind hier nur "holzschnittartig" und unter Umstän­

den vorurteilsgeladenformuliert, d.h. die Ambivalenzen und wi­

dersprüche,gerade aber auch die Veränderungder Orientierungen,

die in den geschlechtsspezifischen Denkmustern auf dem Hinter­

grund der Erfahrungenvon Erwerbslosigkeitgeschehenkönnen, wer­

den nicht erfaßt. Dies ist allerdings auch nicht ohne konkrete

empirische Ergebnissemöglich.

Ähnliche Vermutungen über Unterschiedebei Handlungsstrategien

und Bewältigungsmusternkönnen für Absolventen verschiedenerStu­

diengängeund mit unterschiedlichenPraxiserfahrungenangestellt

werden:
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Bereits durch den vorgegebenen Zwang, ein praktischesAnerken­
nungsjahr nach Abschluß des Studiums an der Fachhochschulezu
durchlaufen, haben z.B. graduierte Sozialarbeiterund -pädagogen
Einblick in das Berufsfeld gewonnenund dort Kontakte geknüpft,
die für zukünftige Aktivitäten wertvoll sind. Zusätzlich sind
Fachhochschulabsolventeneher berufliche Aufsteiger, die in ihren
alten Beruf - oftmals (vor allem bei Frauen) auch im sozialen Be­
reich - zurückgehenkönnen, bzw. dort Erwerb finden.

Die Ansprüche auf Einsatzfelder und Status im Beruf decken sich
bei Universitätsabsolventenund denen aus Fachhochschulennur zum
Teil. Ob z.B. die Orientierung auf wissenschaftlichstrukturierte
Arbeit auf der einen und praktisch-organisatorischeArbeit auf

.der anderen Seite Einfluß auf die Handlungstypenauch unter den
Bedingungenvon Erwerbslosigkeithat. ist anzunehmen, aber nicht
realitätsgerecht festzuhalten, da entsprechende Ergebnisse
fehlen.

Für �a�~�l�e Absolventengilt, daß sie sich vermutlich unterschied­

lich nach Geschlecht,Qualifikation und Praxiserfahrungmit einem

Arbeitsverständnisjenseitsvon professionellenRealisierungsmög­

lichkeiten in ihrem spezifischen Bereich und allgemein jenseits

des Normalarbeitsverhältnissesauseinandersetzenmüssen. Dabei

interessiert,

ob im Studium bereits eine Orientierung auf Erwerbsarbeitim

Beruf und ein Anspruch auf Selbstverwirklichung in der Ar­

beit überhaupterworben wurde,

wie sich diese Orientierungen im Laufe der Phasenach dem

Studium verändernund

welche Erwartungenan Beruf und Arbeit in der Zukunft ent­

wickelt werden.

Wichtig dabei ist, ob der Anspruch auf eine Vollendung der

Statuspassagein das normale Berufs- und Arbeitsverhältnishinein

überhaupt noch aufrechterhalten wird, oder ob das Leben in

wechselnden Arrangements von Erwerb, Beruf und materieller

Sicherung zu einer neuen Normalität geworden ist.
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3.52 Arbeitsprogramm

3.521 Anlage der Untersuchungund Forschungsmethoden

Die Untersuchung ist in vier Erhebungengegliedert, die in bezug

auf die jeweilig notwendigen Vorinformationen, die Entwicklung

der Instrumente und die Samplebildungaufeinanderaufbauenund

deren Ergebnisseaufeinanderbezogenausgewertetwerden. Die Er­

hebungenwerden zum Teil zeitlich parallel und zeitlich versetzt

durchgeführt.

Folgende Erhebungensind vorgesehen:

Erhebung A: Schriftliche, standardisierte Befragung, Kurzfrage­

bogen, Vollerhebung eines Absolventenjahrgangsin

drei ausgewähltenRegionen;

Erhebung B: Strukturanalysevon drei Regionen, Sekundäranalyse

von Strukturdaten.Expertenbefragung;

Erhebung C: Mündliche Befragung, problemzentrierte

Interviews mit einem TeilsampIe aus der

in drei Regionen;

Erhebung D: Schriftliche standardisierte

SampIe wie in der ErhebungA,

gen.

Im folgenden wird zunächst auf die Bildung des SampIesund die

regionale Schwerpunktsetzungeingegangen.Danach werden die Erhe­

bungen �u�n�~ die Methoden der Durchführung in der Reihenfolgedes

geplantenAblaufs vorgestellt.

Die SampIe für die drei unter den Absolventen vorgesehenenErhe­

bungen setzen sich aus Personenzusammen, die eine berufliche

Ausbildung als graduierteoder diplomierte Sozialarbeiter/Sozial­

pädagogenan Fachhochschulenoder als diplomierte Pädagogenmit

dem Schwerpunkt Sozialpädagogik an Universitätenabgeschlossen

haben. Unter diesen Personen wird nach dem Kohortenprinzip ein

Examensjahrgangausgesucht,und zwar derjenige, dessenstaatliche

Anerkennungbzw. Universitätsexamenzum Zeitpunkt der erstenEr­

hebung ca. zwei Jahre zurückliegt (voraussichtlich Jahrgang



389
Teilprojekt B 3
Rabe-Rlebergu.a.

1985/1986). Das SampIe wird darüber hinaus regional eingegrenzt

auf die Absolventen von Hochschulenan drei Standorten, an denen

beide Typen von Ausbildung vertretensind (s.u. regionale Aus­

wahl) .

Es werden insgesamtdrei Erhebungen durchgeführt, in denen in

unterschiedlicher Weise auf diesesGrundsampIezurückgegriffen

wird. In der ersten Erhebung (A) werden alle Personendieses

SampIes schriftlich und anonym befragt (die Erhebungenwerden

'weiter unten genau beschrieben). Zusätzlich werden sie gebeten,

sich zu Interviews bereitzuerklären und hierfür ihre Adresse

mitzuteilen. Mit einer Auswahl dieser nunmehr identifizierten

Personenwird ein TeilsampIe gebildet, mit dem im Rahmen einer

weiteren Erhebung (C) qualitative Interviews durchgeführtwerden.

In einer Abschlußerhebung(D) wird das GrundsampIenoch einmal

schriftlich und anonym befragt. Es wird so deutlich, daß die be­

fragten Personennur in der Linie von der ErhebungA zur Erhebung

B zu identifizieren sein werden, weil sie sich freiwillig zu er­

kennen geben. Zwischen den Personen,die auf die Befragung A und

D antworten, kann aber keine Identifizierung vorgenommenwerden.

Diese Einschränkung, die sich aus Methoden- und Datenschutzgrün­

den ergibt, muß erwähnt werden, weil so erst deutlich wird, daß

die Antworten auf die in den drei ErhebungengestelltenFragen

zwar in verschiedenenPhasen der Statuspassagegegebenwerden,

aber nicht von identischen Personen.Es handelt sich also nicht

um eine Längsschnittuntersuchungvon identischenPersonen,wohl

aber von einer relativ fest umrissenenGruppierungmit vergleich­

barer sozialer Risikolage. Es wird versucht, diese Beschränkungen

bei der Entwicklung der Fragebögenfür die beiden schriftlichen,

anonymenErhebungenzu minimieren (s.u. Erhebung D).

Die Eingrenzungauf Regionen begründet sich nicht nur aus der

Notwendigkeit quantitativer Beschränkungenim Rahmen der für das

Forschungsprojektzur Verfügung stehendenZeit und Mittel. Viel­

mehr muß davon ausgegangenwerden, daß Ausbildung, kommunale So­

zial- und Arbeitsmarktpolitik und die Aktivitäten der Trägerver­

bände, Gruppen und Netzwerke je für sich und im Verhältnis zuein-
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ander einer relativ großen qualitativenVariationsbreiteunter­

liegen. So gilt z.B.:

Ausbildungsgänge an Fachhochschulenund Universitätensind

jeweilig nur äußerlich gleich und bieten formal gleichbe­

rechtigende Zertifikate an. Aufgrund der Arbeitsmarktlage

dUrften Unterschiedezwischen "Magister" und Diplom - auch

wenn z.B. auf der pädagogischenHochschuleerworben - sowie

zwischen den von den FachhochschulenverliehenenGraduierun­

gen oder Diplomierungenkaum noch eine Rolle spielen. We­

sentlich fUr den angesprochenenProblemkreisist nicht nur

der Umfang des Jahrgangs, sondern auch die Verankerungder

Ausbildungsstättenin der sozialenPraxis der jeweiligen Re­

gionen, z.B. durch studentischePraxisprojekte,soziale Ak­

tivitäten der Lehrendenoder Anbindung der Ausbildungsstätte

an einen Trägerverband.

Kommunale Sozialpolitik ist zugleich regionaleArbeitsmarkt­

politik für Absolventensozialer Studiengänge.Unterschied­

liche Marktauswirkungenkönnen an den viel diskutiertenBei­

spielen Hamburg und Berlin deutlich gemacht werden.

Aufgrund politischer und gesellschaftlicherEntwicklungen

und Traditionen sind Träger von sozialer Arbeit in verschie­

denen Regionen in ihren Ausrichtungen, Handlungsschwerpunk­

ten und auch in ihren Strategienbezüglich unbezahlterso­

zialer Arbeit zu unterscheiden. Ebenso ist die Ausprägung

der Selbsthilfeprojekte- die "Szene" - entscheidendestruk­

turelle VoraussetzungenfUr die Entwicklung unbezahlterso­

zialer Arbeit.

Die hier genanntenZusammenhängekennzeichnendie regionale Spe­

zifik der Handlungsbedingungenvon �A�b�s�o�~�v�e�n�t�e�n�.

Für die Erhebung sollen drei Regionen bzw. Städte ausgewählt

werden, bei denen aufgrund von allgemein zugänglichenKenntnissen

davon ausgegangenwerden kann, daß sie sich in bezug auf

Anzahl und �S�t�r�u�~�t�u�r der �a�n�g�e�z�i�e�l�t�e�~ Absolventengruppen,

die bereichsspezifische�~�r�b�e�i�t�s�m�a�r�k�t�p�o�l�i�t�i�k (hierzu gehören

auch kommunale Sozialpolitik, die Entwicklung von zweiten
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und dritten regionalenArbeitsmärkten, spezifischeAktivitä­

ten von Verbänden),

Umfang und �S�t�r�~�k�t�u�r der selbstorganisiertenGruppen

unterscheiden.Nach diesen Kriterien sind vorläufig die Standorte

Bremen, Dortmund und Freiburg ausgewähltworden.

An allen drei regionalen Standorten sind universitäre und

Studiengänge an Fachhochschulen im Bereich Sozial-Pädagogik

vertreten, die ihre Absolventenauf die regionalenArbeitsmärkte

entlassen.Während in Bremen eine Beharrungder Absolventenauf

den Stadtbereichzu beobachtenist, kann der bereichsspezifische

Arbeitsmarkt in Dortmund als nahezu auf das gesamteGebiet des

städtisch strukturierten Ruhrgebiets ausgedehnt betrachtet

werden: Hierbei muß allerdings beachtetwerden, daß die einzelnen

Kommunen kleinräumigem Partikularismusanhängen. Die süddeutsche

Region Freiburg umfaßt dagegenstädtischeund ländliche Räume,

die sehr unterschiedlicheArbeits- und Lebensbedingungenbieten.

Der bereichsspezifischeArbeitsmarkt ist vor allem in Bremen

durch sozialpolitische Interventionenund Maßnahmenstrukturiert

und hierarchisiert.Die sogenannte "Szene" der selbstorganisier­

ten Projekte ist weit entwickelt und zeigt Tendenzenzu (quasi­

institutionellen) Vernetzungen. Vor allem die traditionellen

kirchlich orientierten Verbände haben relativ wenig Einfluß.

Dortmund ist ähnlich wie Bremen von hoher allgemeinerErwerbslo­

sigkeit betroffen, unterscheidet sich aber in bezug auf die

sozialpolitischbestimmteArbeitsmarktpolitik. Die traditionellen

Verbände sind relativ stark vertreten, die selbstorganisierten

Gruppen und Projekte nicht so stark vernetzt. Freiburg ist im

Vergleich zu den beiden anderenStädteneine eher prosperierende

Region. Wie an anderen Hochschulstandortengibt es eine Ausprä­

gung von selbstorganisiertenGruppen. Die traditionellenVerbände

sind jedoch relativ stark vertreten. In allen drei Regionen

bestehenKontakte zu verschiedenen Vertretern der Forschungund

der Ausbildung, zu Vertretern aus Verbändenund selbstorganisier­

ten Gruppen, die als Experten über Wissen und Kontakte in bezug

auf die Region verfügen.
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Im folgenden werden die Erhebungenin der vorgesehenenAbfolge

vorgestellt. Dabei werden die Erhebungsinstrumenteund die Art

der erwartetenErgebnissediskutiert:

Erhebung A: erste schriftliche, standardisierteBefragung

Die schriftliche Befragung wird in den drei Regionen als Voller­

hebung eines Absolventenjahrgangs (vgl. oben Samplebildungl

durchgeführt. Die Absolventenbefinden sich zu Beginn der ersten

Erhebung ca. zwei Jahre auf dem Abeitsmarkt. Die Grundgesamtheit

wird aufgrund der Prüfungskarteien der betroffenenHochschulen

gebildet. Die Adressenwerden im Rahmen der Datenschutzvorschrif­

ten durch eine Versandfirmamit dem Fragebogenbeschickt.

Angesichtsdes relativ geringen Zeitabstandeszwischen dem Examen

und der ersten Befragung wird hier mit einem relativ geringen

Verlust an Ansprechadressendurch Wegzug gerechnet. Zudem zeigen

Erfahrungenähnlicher Untersuchungen,daß diese Absolventengruppe

relativ gering räumlich mobil ist. Dagegen muß davon ausgegangen

werden, daß in dieser Gruppe ein relativ großesMißtrauen gegen­

über schriftlichen Befragungen vorherrscht. Einer Verweigerung

gegenüberder Befragung muß durch entsprechendeErläuterungendes

Erkenntnisinteressessowie durch mehrere U.U. weitere Erklärungen

anbietendeErinnerungsschreibenbegegnetwerden. Wegen diesesUn­

sicherheitsfaktorsist die Rücklaufquote schwer zu prognostizie­

ren, kann aber nach ErfahrungenandererUntersuchungenbei ca. 20

bis 25 % angesetztwerden.

Der Fragebogenwird möglichst kurz gehalten. Er richtet sich auf

Praxiserfahrungenvor und während des Studiums

berufliche Tätigkeiten nach dem Examen: bezahlte und unbe­

zahlte, fachfremde Erwerbsarbeitund andere Formen der Exi­

stenzsicherungsowie auf

Erwartungenund Strategienfür die weitere berufliche Zu­

kunft.

Es werden Daten und Fakten über den bisherigenVerlauf der Nach­

studienphaseerfragt sowie um Einschätzungenmit offenen Antwort­

möglichkeiten gebeten.
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Die Ergebnisseder Fragebogenauswertungbieten

einen Oberblick über mögliche Typen von Handlungsstrategien

und ihre quantitativeVerteilung in dem SampIe,

die Möglichkeit, Typen von Arrangementszu beschreibenund

Verlaufsmustervon wechselndenArrangementsfestzuhalten.

Vergleiche zwischen Geschlechtern,Ausbildungsgängen,prak­

tischer Vorqualifikation und Regionen anzustellen.

Die mit

den am

Adresse

der schriftlichen Erhebung anonym befragtenPersonenwer­

Ende des Fragebogensgebeten, sich durch die Angabe ihrer

für weitere mündliche Befragungenbereitzuerklären.

Erhebung B: regionale Strukturanalyse

Die regionale Strukturanalysewird in zwei Untersuchungsschritten

vorgenommen:

Sekundäranalyse:In diesem Arbeitsschritt werden vorliegendeDa­

ten und Informationen über die Regionen zusammengetragenund aus­

gewertet, die sich im Rahmen der sozialen Dienstleistungenauf

Ausbildung, Arbeitsmarktstruktur/-politik,auf die Arbeit der öf­

fentlichen und freien Träger der sozialen Arbeit sowie auf die

Lage selbstorganisierterProjekte beziehen. Hierzu werden tele­

fonisch und schriftlich Anfragen an entsprechendeVertreter von

Institutionen gerichtet. Im Zusammenhang mit diesem Arbeits­

schritt wird entschieden, bei welchen Kontakten mit Vertretern

der Institutionen bzw. selbstorganisiertenGruppen es sich lohnt,

ausführlichereGesprächezu führen.

Expertengespräche:Die Expertengesprächesollen mit solchen Per­

sonen geführt werden, die in ihrer Region Einblick in die Lage

der von uns untersuchten Gruppe haben und deren Probleme und

Strategienbeschreibenkönnen. Von diesen Gesprächen werden we­

sentliche Hinweise für die allgemeine Entwicklung und regionale

Ausprägungder Arrangementsvon Arbeitsverhältnissender betrof­

fenen Gruppierung erwartet. Experten werden in verschiedenenIn­

stitutionen und Positionen aufgesucht. Ihre Aussagen aus ver­

schiedenenPerspektivenwerden voraussichtlicherst in der Zusam­

menschauein mosaikartiges Bild über Handlungsbedingungenund

Handlungsstrategiender betroffenenGruppe bilden.
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Von der regionalen Strukturanalysewerden Ergebnisseerwartet,

die sich auf das Handlungsfeldder Zielgruppe dieser Untersuchung

richten. aber auch darüber hinaus weisen. Die Vertreter von

Ausbildungsinstitutionen,von Trägern - sei es als potentielle

Vorgesetzte,sei es als OrganisatorenunbezahlterArbeit, sei es

als potentielle Kollegen - sowie die Aktiven aus den Netzwerken

oder aus einzelnen Gruppierungen sind mit dem Problem der

unbezahltensozialenArbeit in weit umfassenderer Weise konfron­

tiert. Mit ihren Informationen können wir ein Bild des gesamten

Umfeldes zusammenstellen,in das die Risikolage der uns interes­

sierendenGruppe eingebettetwerden kann.

Erhebung C: mündliche Befragung

Aufgrund der Ergebnisseder erstenschriftlichen Befragung (Erhe­

bung A) sowie der regionalenStrukturanalyse (Erhebung B) kann

für die anschließendemündliche Befragung mit qualitativen Inter­

views (Erhebung C) ein theoretischesAuswahlverfahrenzUr Sample­

bildung sowie das Erhebungsinstrument für problemzentrierteIn­

terviews (Witzel 1983) entwickelt werden.

Bei dem Auswahlverfahrensoll gewährleistetwerden, daß wesentli­

che Merkmale, die in vorangegangenenErhebungenals relevant her­

ausgestelltwerden, in ihrer Breite und Verschiedenheitbei den

Befragten anzutreffen sind. Hierzu kommen wiederum die Faktoren

zum Tragen �w�i�~

Region, Ausbildung und Geschlecht

Handlungsstrategien,mit denen die unsichere, bzw. unvollen­

dete Statuspassage"gemeistert" werden soll,

Muster der Orientierung auf Arbeit und Beruf und deren Ver­

änderung.

Die Anzahl der Interviews richtet sich im wesentlichen nach der

in den ErhebungenA und B absehbarenVariationsbreiteder Fakto­

ren. Es wird davon auszugehensein, daß in jeder Region ca. 10

bis 15 Interviews durchzuführen sind. Die Interviews sollen in

ihrer Länge 60 bis 90 Minuten nicht überschreiten.Sie werden auf

Tonträger aufgenommenund transkribiert.
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Die Entwicklung des Erhebungsinstrumentesfür das themenzentrier­

te, qualitative Interview basiert auf Problemkomplexen, die sich

aufgrund der bis dahin erzielten Ergebnisseformulieren lassen.

Es wird ein Interviewleitfaden erstellt, der für das Gespräch

Strukturenvorgibt, aber Raum für Schwerpunktsetzungenund -ver­

lagerungensowie die Einführung neuer Problembereiche durch die

Interviewten zuläßt. Die Interviewten werden so als Experten für

ihre eigene Situation verstanden, über die sie Informationen,

Deutungenund Einschätzungenliefern. Es wird eine wechselseitige

'diskursive Verständigung zwischen Interviewtem und Interviewer

angestrebt,Mißverständnissesollen bereits während des Gesprächs

geklärt werden. Deshalb sind Rückfragen, Bitten um vertiefende

Erläuterungen ebenso möglich wie Hinweise auf Ungenauigkeiten,

�L�ü�c�k�e�~ und Widersprüche.Narrative Phasen sind möglich, werden

aber durch den Interviewer zum Problembezugin Verbindung ge­

bracht.

Da die thematisiertebiographischePhaserelativ kurz ist, werden

Erinnerungslücken,die durch HinzuziehungdokumentarischenMate­

rials geschlossenwerden können, relativ selten sein. Grundlage

des Interviews ist aber in jedem Fall der jeweilige Kurzfragebo­

gen. Umdeutungenund Neuinterpretationen der gesamtenbiographi­

schen Phase im Lichte der augenblicklichen Position des Inter­

viewten ist aber aufgrund der ideologischenund gesellschaftlich­

politischen, aber auch der existenziellen"Aufladung" der Proble­

matik nicht auszuschließenund können nur durch entsprechende

Nachfragenrelativiert werden.

Die Auswertung der transkribiertenInterviews ist ebensowie das

Interview selbst halb-standardisiert.Parallel zum Interviewleit­

faden wird ein Auswertungsrasterentwickelt, das aufgrund der neu

eingebrachtenThemen differenziert und ausgewertetwerden kann.

In zwei Arbeitsschritten werden nach diesem Verfahren zunächst

jedes einzelne Interview analysiert und danach Argumentationsmu­

ster innerhalb der Interviews verglichen.
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Gegenüberder Erhebung A werden hier vor allem Ergebnisseauf der

Ebene von Erleben, Bewältigen, Planen, insgesamtdes HandeIns er­

wartet, die Aufschlüsse über individuelle Orientierungenund

Strategiensowie ihre Veränderungenzulassen. Im Zusammenhangmit

den Ergebnissen der Erhebung B können die Beziehungenzwischen

Bedingungen, ihren Auswirkungen und den Bewältigungsstrategien

sichtbar gemacht werden.

Erhebung D: zweite schriftliche Befragung

Während sich die erste Befragung (ErhebungAl vor allem auf Ver­

laufsformen und -typen richtet, ist es das Ziel dieser zweiten

Befragung herauszufinden, ob und in welcher Weise die Statuspas­

sage beendetwurde und in welcher Weise das angenommeneEnde der

Statuspassagemit den Verlaufsformender Passagephasein Verbin­

dung steht. Mit einem entsprechendenKurzfragebogen werden die

Absolventendes Samplesder ErhebungA hier ein weiteres Mal be­

fragt. Zum Zeitpunkt dieser zweiten schriftlichen Befragung sind

die Absolventen ca. vier Jahre auf dem Arbeitsmarkt. Es kann da­

mit gerechnetwerden, daß der größereTeil von ihnen die Status­

passagein irgendeinerWeise abgeschlossenhat. Die Kernfrage des

Fragebogensrichtet sich deswegenauf diesen Typ des Abschlusses

der Statuspassage.Zusätzlich wird nach den hauptsächlichenVer­

laufsmusternder Statuspassagegefragt. Auf der Basis der Ergeb­

nisse der erstenschriftlichen Befragung sowie der qualitativen

Interviews werden hierzu Typen von Arrangements und Verlaufsmu­

stern formuliert, denen sich die Befragten zuordnen sollen.

Interesseund Motivation, an der Befragung teilzunehmen, sollen

dadurch geweckt werden, daß der AbsolventengruppewesentlicheEr­

gebnisse der bis dahin durchgeführtenUntersuchungmitgeteilt

werden.

Mit den drei Erhebungen,die sich direkt an die Absolventengruppe

richten, können ca. vier Jahre überblickt werden, in der sich die

Statuspassagevom Studium in den Beruf abspielensoll. Mit den

unterschiedlichen'Erhebungen werden die Interviewten auf relativ

kurz zurückliegendeZeitspannenhin befragt. Da es sich zum einen
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um relativ klare Daten und Entscheidungen handelt, auf die hin

sie befragt werden, zum anderenum existenzielleEntscheidungen,

Erfolge und Mißerfolge sowie grundsätzlicheindividuelle und so­

ziale Einschätzungenkann davon ausgegangenwerden, daß die Be­

fragten in der Lage sind, die gewünschtenAuskünfte zu geben.

Weiterhin kann davon ausgegangen werden, daß die Interviewten

auch selbst Interessean dieser Untersuchung haben werden. Die

Bereitschaft, sich zumindest an den mündlichen Interviews zu be­

teiligen, kann daher als relativ hoch angenommenwerden. Unter

Umständenwird es nötig sein, die schriftliche Befragung in die­

ser Absolventengruppe durch persönlicheKontakte abzusichernund

zu unterstützen.

Es ist' selbstverständlich,daß über alle Erhebungenhinweg, über

die Gesamtdauer des Projektes laufend Informationen und Daten

über die ausgewähltenRegionen gesammeltund im Hinblick auf die

Fragestellungdes Projektesausgewertet werden und daß mit den

Experten in den Regionen ebenfalls über die Gesamtzeit des Pro­

jektes ein informeller Kontakt gehaltenwird, um über Veränderun­

gen in den Regionen informiert zu sein.

In der folgenden Abbildung wird die Abfolge bzw. zeitliche Ver­

setzung sowie die Verknüpfung der vier Erhebungenschematisch

dargestellt. {Zusätzlich wird der Einsatz wissenschaftlicher

Hilfskräfte eingezeichnet, auf den weiter unten eingegangen

wird.>
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3.522 Zeitplan

1988 Juli - Sept.Einarbeitungder neuen Teammitglieder
Vorbereitung der Erhebung A

Sept. - Dez.

1989 Jan. - April

Mai - Juni

Juli - Dez.

1990 Jan. - Juni

Juli - Dez.

1991 Jan. - März

April - Juni

Erhebung A: schriftliche standardisierte
Befragung
Samplebildung, Adressensammlung,-sicherung
(Datenschutz)
Fragebogenentwicklung
Versand der Fragebögen,Mahnungen

Auswertung der Erhebung A
Erhebung B: regionale Strukturanalyse
Informations- und Datensammlung über die
Regionen
Kontaktaufnahmeund Auswahl von Experten in
den Regionen
Entwicklung der Leitfäden für Expertenge­
spräche
Durchführung der Experteninterviewsin den
Regionen
Auswertung der Interviews anhand von Proto­
kollen

gemeinsameAuswertung der ErhebungenA und
B als Vorbereitung für

Erhebung C: mündliche, qualitative Inter­
views
theoretischeAuswahl des SampIes
Entwicklung des Interviewleitfadens
Durchführung von 10-15 qualitativen Inter­
views pro Region

Entwicklung eines halb-standardisierten
Auswertungsrasters
Auswertung der qualitativen Interviews
Vergleich dieser Ergebnissemit denen aus
der Erhebung A und B
Vorbereitung der

Erhebung D: schriftliche standardisierte
Befragung
Adressenüberprüfung
Fragebogenentwicklung
Versand der Fragebögen,Mahnungen
Auswertung der beantwortetenFragebögen
Vergleich mit Ergebnissenaus den Erhebun­
gen A, B, C
Weiterführung der gemeinsamenAuswertung

Veröffentlichung der Ergebnisse
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3.6 Stellung des Projektes innerhalb des Programms des Sonder­
forschungsbereichs

Mit dem Projekt werden zentrale theoretischeProbleme des Sonder­

forschungsbereichesangesprochen.Es wird eine Statuspassagethe­

matisiert, in der für die Subjekte aktuell existenzielleund bio­

graphischentscheidendeRisiken entstehen.Grundsätzlichwird die

Gefahr thematisiert, daß eine Statuspassage,die für den Ablauf

des Lebens als normal gilt, für eine bedeutendeZahl von Mitglie­

dern der Gesellschaftunvollendetbleibt. Es entstehtdabei aber

nicht nur eine neue Lebensphase,die einer Normalisierungbedürf­

te, auch das Grundverständnisdes Normalarbeitsverhältnisseswird

mit diesen Entwicklungen in Frage gestellt. Weiterhin wird davon

ausgegangen,daß die Problematik, die hier an einem Fall gezeigt

wird, ebensofür andere Berufsgruppengilt oder gelten wird.

Zwar wird in diesem Projekt von einer Statuspassageausgegangen,

die den Obergangvon der Ausbildung in den Beruf thematisiert.

Trotzdem ist dieses Forschungsvorhabennicht der ProjektgruppeA

zuzuordnen, weil im Zentrum dieser Untersuchungdie in dieser

Phaseentstehenden�A�r�~�a�n�g�e�m�e�n�t�s von neuartigenArbeitsverhältnis­

sen stehen. Das Projekt ist deshalb im Bereich B angesiedelt,wo

verschiedeneFormen von Arbeit innerhalb von Statuspassagenange­

sprochenwerden. Die Dualität von "Reproduktionsarbeit"und Er­

werbsarbeit tritt bisher vor allem als Problem der weiblichen

Normalbiographieauf. Mit diesem Projekt soll jedoch ein Beitrag

zu der Fragestellunggeleistetwerden, ob sich das weibliche Mo­

dell weitgehend ungeregelterund unsichererArbeitsverhältnisse

im Erwerbsbereichund die notwendigenKombinationen und Arrange­

ments von Arbeitstypen zeitlich parallel oder verschobennicht

für weitere Teile auch und geradeder hoch qualifizierten Bevöl­

kerung zu einem möglichen allgemeinenentwickelt und damit seine

Geschlechtsspezifikverliert.

Für die Fortführung der Arbeit sind folgende Überlegungenwich­

tig. Durch die Einschränkungder Untersuchungauf eine Fallgruppe

�k�~�n�n die Allgemüinheit der Tendenz dieser Entwicklung nur auf dem

Hintergrund von Plausibilität bzw. alltäglicher Einsicht in die
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Lebenslagennachwachsender beruflich Qualifizierter argumentiert

werden. Eine sinnvolle Fortführung beständedaher in der Ausdeh­

nung auf andere Fachgruppen,andere Berufe, andere Kohorten. We­

gen der Spezifik der jeweiligen Handlungsmöglichkeitennach Beru­

fen, Regionen und Kohorten sind repräsentativeErhebungendagegen

nicht sinnvoll.

In diesem Projekt wird die Untersuchung der Institutionen, die

für diese Statuspassage"zuständig" sind bzw. der Personen,die

Einfluß auf die Normalitätsstandardsund auf das Gelingen oder

Mißlingen dieser Phasenehmen können, nur soweit betrieben, daß

ihr spezifischer Einfluß auf die Handlungsbedingungender Un­

tersuchungsgruppein den Blick genommenwird. Aber auch die Mög­

lichkeiten und Strategien der Institutionen müssensich ange­

sichts der Ausweitung von unvollendeten Statuspassagenund der

Entwicklung neuartiger Arbeitsverhältnisse ändern - haben sich

wahrscheinlichschon im Laufe der letzten Jahre verändert. Eine

Untersuchungauf der Ebene der Institutionen und der Personen,

die als sog. gatekeeperfungieren, wäre von daher sinnvoll.
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promovierte/nwissenschaftliche/nMitarbeiter/in (mit 20 h/Woche,

BAT 2a) aus dem Bereich der Pädagogik/Sozialpädagogikmit guten

Kenntnissenim sozialpädagogischenBerufsfeld einzustellen. Im

Jahr 1990 wird zusätzlich eine studentische Hilfskraft (für 12

Monate) gebraucht.

N.N., promovierte/r Sozialwissenschaftler/inmit dem Schwerpunkt

Arbeitsmarkt und Berufsforschungist mit der gesamtenArbeitszeit

(40 h/Woche) im Teilprojekt tätig und an allen Arbeits- und Erhe­

'bungsschritten beteiligt. Vor allem übernimmt er/sie alle ar­

beitsmarkttheryretischenund datenmäßigenArbeiten. Weiterhin ist

er/sie zuständig für die Planung, Organisationund Durchführung

der empirischen Erhebungenund der entsprechendenAuswertungen.

Bei der Erstellung der Ergebnisberichteübernimmt er/sie vor al­

lem die Formulierung der Ergebnisseaus den regionalenStruktur­

analysenund den standardisiertenBefragungen.

N.N., Sozial-Pädagoge/inmit universitäremAbschluß, Erfahrungen

mit qualitativen Interviews und beruflicher Praxis im Feld sozia­

ler Arbeit ist mit 20 h/Woche im Teilprojekt tätig und im Rahmen

der beschränktenArbeitszeit an möglichst allen Arbeitsschritten

beteiligt. Vor allem wird erwartet, daß sie/er Informationen über

und Kontakte zum Berufsfeld sozialer Arbeit verfügt, bzw. auf dem

Hintergrund der Erfahrungenverschaffenkann. Sie/er wird schwer­

punktmäßig bei der Vorbereitung und Auswertung der Gesprächemit

Experten und den qualitativen Interviews eingesetzt.

�~�, studentischeHilfskraft mit sozialwissenschaftlicherStudi­

enrichtungwird für 12 Monate im Projektjahr 1990 eingesetzt.

Ebenso wie die studentischenHilfskräfte aus der Grundausstattung

wird sie/er vor allem für organisatorische Hilfsarbeiten, insbe­

sonderebei der Erhebung D eingesetzt, aber auch nach entspre­

chender Schulung und unter Anleitung bei der Auswertung der Erhe­

bung C.

Schreibkapazität wird aus der Ergänzungsausstattungzusätzlich

für Transkriptionen der qualitativen Interviews benötigt (vor
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allem im letzten Quartal 1989, ca. 2500 Seiten), sowie für größe­

re zusammenhängendeTexte (vor allem 2. Quartal 1989: ca. 500

Seiten; 1. Quartal 1990: ca. 500 Seiten und im erstenHalbjahr

1991:ca. 1000 Seiten). Es werden keine Mittel für die Transkrip­

tion im Rahmen diesesTeilprojekts ausgegeben.Es wird davon aus­

gegangen, daß im zentralen Schreibpooldes SFB genügendKapazi­

täten - auch gleichzeitig - vorhandensind. Es ist darauf hinzu­

weisen, daß aufgrund der Zeitplanungdie Transkription von Inter­

views innerhalb relativ kurzer Zeit notwendig ist.

3.72 Aufgliederung und Begründungder SächlichenVerwaltungsaus­

gaben (nach Haushaltsjahren)

Kleingeräte (515) und Verbrauchsmittel (522)

1988 1989 1990 1991

133 134 135 135a

- aus der Grundausstattung 1.650,- 3.300,- 3.300,- 1.650,-

- aus der Ergänzungsausstat- - 2.000,- 1.500,- -
tung beantragt (vgl.Sp.
114 - 119b)

Grundausstattung
Es werden U.a. Mittel
von DM 3.300 jährlich
bereitgestellt.

für Bürobedarf und Kleingeräte im Umfang
aus der Grundausstattungder Universität

Erqänzunqsausstattung
Bei der Aufstellung der Sachmittel wird davon ausgegangen,daß
Geräte zur Aufnahme der Interviews auf Tonträger, Geräte zum Ab­
hören durch die Projektmitarbeiter sowie die technischeAusrü­
stung zur Transkription in dem Zentralgerätepooldes SFB vorhan­
den sind. Es wird davon ausgegangen, daß in den Interviewphasen
(vor allem 2. Quartal 1989 und 1. Quartal 1990) zwei bis drei
Aufnahmegerätegleichzeitig und über mehrere Wochen hintereinan­
der benötigt werden. Die beantragtenMittel werden zur Ergänzung
der �G�r�u�n�d�a�u�s�s�t�~�t�t�u�n�g fOr BOro- unj Schreibmaterial,besonders
aber für die benötigtenToncassettensowie die projektinhaltlich
bedingten erhöhteIl Telefonkosten (Sondierung, Auswahl, Kontaktie­
rung und Terminabsprache mit den Interviewpartner/inne/n).Im
Jahr 1939 ist �w�~�g�e�n der Erhebung B und der Samplebildungder
Erhebung C vor allem mit höheren Telefonkostenzu rechnen. Die



407
Teilprojekt B 3
Rabe-Klebergu.a.

speziellenKosten für die Erhebungenwerden gesondertausgewiesen
(vgl. Sonstiges).

Reisekosten(527)
entstehennur im Haushaltsjahr1989.
Für die Erhebung B sind folgende Reisen vorgesehen:

Region Dortmund:

1 Person insges. 14 Tage Aufenthalt (950 DM);
4 Hin- und Rückreisen (330 DM), insgesamt

Region Freiburg:

2 Personeninsges. 10 Tage (1548 DM);
je 1 Hin- und Rückreise (414 DM), insgesamt

DM 1.280

DM 1.962

Für die Erhebung B entstehenReisekostenin Höhe von DM 3.242

Für �d�~�e Erhebung C sind folgende Reisen geplant:

Region Dortmund:

2 Personeninsges. 14 Tage (1900 DM);
4 Hin- und Rückreisen (660 DM), insgesamt

Region Freiburg:

2 Personeninsges. 14 Tage (1900 DM);
je 1 Hin- und Rückreise (414 DM), insgesamt

InsgesamtReisekostenfür die Erhebung C:

Insgesamtentstehenim Haushaltsjahr1989
Reisekosten.

DM 2.560

DM 2.314

DM 4.871

DM 8.113

Vervielfältigungskosten(531b)

Die über die Büro- und Verbrauchsmittelhinaus ausgewiesenenVer­

vielfältigungskostenfallen vor allem für die empirischenPhasen,

d.h. die Herstellung der Erhebungsinstrumente(Fragebogenzur

quantitativenBefragung, Begleitschreibenetc.) und für die Aus­

wertungsarbeiten (vor allem der qualitativen Interviews) an.

Darüber hinaus ist mit erhöhtenVervielfältigungskostendurch das

Abfassen von Berichten zu rechnen. In jedem Haushaltsjahrwird

mit DM 500 Vervielfältigungskostengerechnet.

Sonstiges (547)

a) Erhebungskosten

fallen in den Jahren1988 und 1990 an. Dabei handelt es sich um

Portokostenfür das Verschickender Fragebögen,von Freiumschlä-
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gen für die Rückantworten.Zusätzlich entstehen Kosten durch die

Adressenfindungdurch das Einwohnermeldeamt.Für das Verschicken

von Fragebogenan ca. 1000 AdressenentstehenKosten von DM 4200.

Für die �A�d�~�e�s�s�e�n�f�i�n�d�u�n�g durch das Einwohnermeldeamtmüssen für

das Jahr 1988 DM 1.000 angesetzt werden. Im Jahre 1990 erhöht

sich dieser Posten um das Doppelte. Insgesamtentstehenim Jahre

1988 Erhebungskostenvon DM 5200, im Jahre 1990 in Höhe von

DM 6200.

bl Transkriptionskosten

1989 müssen etwa 2500 Seiten transkribierteInterviews herge­

stellt werden. Für die Durchführungqualitativer Interviews ist

es methodisch unumgänglich, diese Interviews zu transkribieren.

Erfahrungenaus anderenProjekten zeigen, �d�a�~ wesentlicheInfor­

mationen und Aspekte bei anderenMethoden (z.B. der Protokollie­

rung) verloren gehen.

cl Veröffentlichungen

Für die Veröffentlichungender Projektergebnissewird ein Druck­

�k�o�s�t�e�n�z�u�s�c�h�u�~ von DM 5000 angesetzt.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt B 4

3.11 Thema: Berufliche und soziale Integration von DDR-Zuwande­

rern in Phasender Prosperitätund der Massenarbeitslosig­

keit

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Soziologie. Migrationsforschung

3.12 Leiter:

. ProfessorDr. Karl F. Schumann

Universität Bremen

FB 6 (Rechtswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel.: 0421 / 218-2134 (dienstlich)

0421 / (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderungdes Teilprojekts

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 81.100 6.600 10.000 97.800
1989 162.200 34.004 196.204
1990 162.200 5.500 167.700
1991 81.100 14.470 85.570
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3.2 Zusammenfassung

DDR-Bürger, die legal (per Ausreiseantragusw.) oder illegal in
die Bundesrepublikübersiedeltsind, durchlaufeneine Reihe von
Statuspassagen:Wechsel der Berufstätigkeitoder von Berufstätig­
keit in Arbeitslosigkeit, Ausscheidenaus dem Erwerbsleben(ins­
besonderebei Frauen) oder Wechsel in Ausbildungs- und Weiterbil­
dungsstatus.Dabei ist insbesondere die Situation des Arbeits­
marktes von Bedeutung für die Chancender Eingliederung. So macht
es einen Unterschied, ob die Wanderung zum Zeitpunkt von Vollbe­
schäftigungoder Massenarbeitslosigkeiterfolgt; die der Wande­
rung folgende Zeit von Arbeitslosigkeit bzw. das Innehabenvon
Arbeitsstellen,die gegenüberder mitgebrachtenberuflichen Qua­
lifikation in der Regel einen Abstieg darstellen, wird von diesen
Kontextbedingungenabhängen.Weiterhin ist zu vermuten, daß Frau­
en, die in der DDR regelmäßigberufstätigsind, die Anpassungan
die in der Bundesrepublikgültige weibliche Normalbiographie,die
nach der Geburt der Kinder ein Ausscheidenaus dem Beruf vor­
sieht, nicht ohne Schwierigkeiten leisten können, zumal in der
Anfangsphaseder Existenz in der Bundesrepublik ein ,doppelter
Verdienst dringlich erwünscht ist.

Es soll ein SampIe von 150 DDR-Zuwandererninterviewt werden,
deren Wanderung in den Jahren 1983-1985 stattfand, mithin in
einer Phase der Massenarbeitslosigkeit.Die Auswirkungen dieser
Kontextsituation für Statuspassagen im Erwerbsleben sollen
festgestelltwerden; ein Vergleich mit Wanderungenim wirtschaft­
lichen Kontext der Prosperität ("Wirtschaftswunder") ist vorgese­
hen. Die dazu geplante Befragung von Zuwanderernin den Jahren
1959-1961 soll allerdings erst in der zweiten Förderungsphase
stattfinden. Im Vordergrund der Untersuchungwerden die Spiralen
der beruflichen Eingliederungstehen, die subjektiv als Prozesse
des zeitweisen oder auch dauerhaftenberuflichen Abstiegs erlebt
werden können. Die Abhängigkeit des Verlaufs dieser Statuspassa­
gen innerhalb des Erwerbslebens oder aus dem Erwerbslebenin
Arbeitslosigkeit bzw. ausschließlicheReproduktionstätigkeit(bei
Frauen) von Variablen wie Alter, berufliche Qualifikation und
Geschlechtsoll überprüft werden. Kulturelle Eingliederungspro­
bleme, die sich aus den normativen Unterschiedenbeider Gesell­
schaftssystemeergeben, sollen ebenfalls erfaßt werden.

Diese Ebene des individuellen Erlebens der Integration soll
schließlich kontrastiert werden mit der institutionellen Hand­
lungsebene;dazu sollen Institutionen, die mit Eingliederungsfra­
gen (Anerkennungpolitischer Wanderungsmotive;Anerkennungberuf­
licher Qualifikationen bzw. Bildungsnachweise;Kredit- und Unter­
stützungsvergabe; Arbeitsvermittlung; Sozialfürsorge) betraut
sind hinsichtlich ihrer Entscheidungsmusterund Zielvorstellungen
für die Eingliederunguntersuchtwerden.
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3.3 Stand der Forschung

Vorbemerkung

Obgleich es zum Thema Wanderung zwischen DDR und Bundesrepublik

eine beachtlicheLiteratur gibt, ist doch nur ein kleiner Teil

davon als soziologischeAnalyse zu werten. Vielfach handelt es

·sich um politikwissenschaftliche oder auch zeitgeschichtliche

Arbeiten; daneben finden sich sozialpolitischeund sozialpäda­

gogische Studien. Nicht selten steht die Frage nach den Gründen

der Migration stärker im Vordergrund als die Frage der späteren

Eingli'ederung. Es scheint beinahe, als sei die Eingliederungs­

frage im wesentlichenals unproblematischangesehenworden.

Damit hat sich die deutscheSoziologie einer Forschungschancebe­

geben, die - wie aus der Geschichteder amerikanischenSoziologie

ersichtlich - der theoretischen oder auch methodischenFortent­

wicklung besondersnützlich gewesen sein könnte. Denn die Inte­

grationsproblematikvon Einwanderernwar nicht nur Gegenstandder

Pionierarbeitenmit der biographischenMethode (Thomas und Znia­

niecki 1919; 1921); sie war auch Auslöser für die Theoriebildung

in der Chicago-Schule,wobei nicht nur stadt-ökologische,sondern

auch minoritätstheoretischeTheoremeentwickelt wurden (vgl. Park

1928) .

In der Bundesrepublikwandte sich die Soziologie Fragen der Mi­

gration erst im Zusammenhang mit der wachsendenZahl ausländi­

scher Arbeitsmigrantenzu. Daß für den bundesdeutschenArbeits­

markt im Ausland Arbeitskräfte angeworbenwurden, hatte seine

Ursache im Versiegendes Zuwandererstromsaus der DDR nach dem

Mauerbau im Jahr 1961. Zuvor konnte insbesonderein der zeit des

beginnenden"Wirtschaftswunders" die Nachfrage nach vermehrter

Arbeitskraft durch die DDR-Zuwandererbefriedigt werden, wobei

sicherlich die Frage zu �s�t�e�l�l�~�n wäre, ob - ähnlich wie bei Gast­

arbeitern - die Arbeitskräfte aus dem Osten zunächst für die min-



416
Tei1prvjekt B 4
Schumannu.a.

derqualifiziertenTätigkeiten rekrutiert wurden. Es drdngt sich

�g�e�w�i�s�s�e�r�m�a�~�e�r eine Problemsichtauf, die Hypothesenaus der Inte­

grationsforschungvon ausländischenMigranten, oder auch Spätaus­

siedlern, auf DDR-Zuwandererüberträgt. Andererseitsscheint die

kulturelle Verwobenheit und sprachliche Einheit beider deutscher

Staatenin Geschichteund Gegenwartgegen die Nützlichkeit dieser

Problemsicht zu sprechen. So scheint es angemessen,bei der Ober­

tragung von Fragestellungender Gastarbeitersoziologieauf DDR­

Zuwanderersehr gezielt auszuwählenund etwa mit Fragen nach der

Eingliederung in das �E�r�w�e�r�b�~�l�e�b�e�n zu beginnen, um im Zusammenhang

damit Probleme der kulturellen Eingliederung mit aufzugreifen.

Ein Verzicht auf Anwendung migrationssoziologischerTheoreme auf

die Zuwandereraus der DDR �h�i�e�~�e�, die Fiktion der Soziologie der

50er Jahre fortleben zu lassen, Wanderungenzwischen Ost und West

seien keineswegsvon starken Integrationsproblemengeprägt: z.B.

von sozialen Abstiegen, Diskriminierungen, Vorurteilen gegenüber

Fremden, Akku1turations- und Assimilationsproblemen usw. Es

scheint vielmehr an der Zeit, die aus dem politischen Selbstver­

ständnisder Bundesrepublik ("Traum jedes DDR-Bürgers") resultie­

rende Leugnung der Möglichkeit von Kulturkonflikten allmählich­

jedenfalls im Rahmen soziologischerForschung- aufzugeben.

Bei der Diskussion des Forschungsstandessoll sehr gezielt auf

Untersuchungenabgestellt werden, die zum hier ins Auge gefaßten

Thema Wissensbeständeaufweisen. Priorität hat der Blick auf die

Folgen der Wanderung für die Erwerbsbiographie bei Männern und

Frauen. Auch Ausbildungs- und Weiterbildungsfragenwerden einbe­

zogen, soweit tS dazu Material gibt: ebensonatürlich Arbeiten

zur Integration allgemein. Mit diesem selektivenForschungsüber­

blick können einzelne Dimensionen der Statuspassagen,die die

Wanderungerzeugt, verdeutlicht �w�e�r�~�e�n�.
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Oberblick

Zunächst ist es nützlich, ein grobes zeitliches Raster der Abfol­

ge uoziologischer Forschungen voranzustellen.Dadurch sind zu­

gleich bestimmte Wanderungsepochen beschreibbar, die jene 40

Jahre, in denen Personen zwischen den Regionen der DDR und der

�B�u�n�d�e�~�r�e�p�u�b�l�i�k wanderten, zu untergliedernerlauben.

Zu den wesentlichenempirischenArbeiten gehören die Studien des

Vereins für Socialpolitik zur Eingliederungder Vertriebenenund

Flüchtlinge in die einzelnenBundesländer(Pfister 1954 ff.; Lem­

pert/Edding 1959), bei denen allerdings die Gruppe der DDR­

Flüchtlinge eher beiläufig analysiert wurde. Hauptthemadieser

erstenForschungsarteitenwar die berufliche und wohnungsbezogene

Eingliederung von vielen Millionen von Ost-West-Wanderernin

einer �w�i�r�t�s�c�~�a�f�t�l�i�c�h�e�n Phasehoher Arbeitslosigkeit; im Jahr 1951

betrug die Arbeitslosenratein der Bundesrepubliknoch über 10 %.

Sie sank erst 1955 unter die Grenze von 1 Million (Bethlehem

1982: 82).

Neben dieser Enquete sind �e�~�n�~�g�e kleine Untersuchungeninsbeson­

dere zur Eingliederung von jugendlichenZuwanderern (Schröter

1958; BundesarbeitsgemeinschaftJugendaufbauwerk1969) erwähnens­

wert, die z.B. folgenden Fragen galten:

Wie werden Erfahrungendes kapitalistischenAlltags auf dem Hin­

tergrund der eigenenSozialisation in der DDR verarbeitet?Wie

verläuft die berufliche Integration insbesonderez.B. der Mäd­

chen, die in Männerberufenausgebildetworden waren?

Danebenwurden kleinere Studien angefertigt zu Wanderungsmotiven

(Klein 1955), Eingliederungsproblemenin den Arbeitsmarkt (Hilfs­

werk der Ev. Kirche 1954) oder der Lebenssituationpolitisch

nicht anerkannterFlüchtlinge (Wanstrat 1953).

Damit erschöpft sich der Wissensstand über DDR-Zuwanderer im

Zeitraum vor dem Mauerbau. Ober die Wanderungsströmesplbst ist

festzuhalten: In der zweiten Hälfte der 50er Jahre nahm die Zahl
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der Zuwanderer leicht zu; bis 1961 lag deren jährliche Zahl über

oder in der Nähe von 200.000 Personen.Nach dem Bau der Mauer in

Berlin und dem Ausbau der Sperranlagen sank die Zahl der Zuwan­

derer auf 15.000 bis 20.000 Personen im Jahresdurchschnittab.

Interessanterweisefiel der Zeitraum der wirtschaftlichenProspe­

rität ("Wirtschaftswunder") nur teilweise zusammenmit der Zeit

der größten Wanderung zwischen Ost und West. Orientiert man sich

an der Relation zwischen offenen Stellen und Arbeitslosen, so

dürfte als Prosperitätsphaseder Bundesrepubliketwa die Zeit von

1956 bis 1975 zu bezeichnensein; 1961 sank die Zahl der Arbeits­

losen unter 1 %, 1960-1974 gab es mehr offene Stellen als Ar­

beitslose (Bethlehem 1982: 82). Nur für den kurzen Zeitraum 1956

bis August 1961 traf der Zuwandererstrom aus der DDR also auf

eine Situation der Vollbeschäftigung.Nachdem am 13.8.1961die

weitere Zuwanderungfast unmöglich gewordenwar, beganndie An­

werbung von Gastarbeitern in Südeuropaeine größere Dimension

anzunehmen.Dieser wirtschaftspolitischeZusammenhang ist insbe­

sondere von Wissenschaftlern. die sich mit neuesterSozialge­

schichte befassen,hervorgehoben worden: Gastarbeiter sind das

funktionale Äquivalent der DDR-Zuwanderergeworden (Bade 1987).

In der Zeit nach 1961 erschieneneinige Studien, auf die inhalt­

lich bzw. methodischausführlichereinzugehenist. Dazu gehört in

erster Linie die Arbeit von Jolles (1965), die eine gründliche

Kompilation des bis dahin erreichtenForschungsstandesdarstellt.

Ferner hat Hinst (1968) das Verhältnis zwischen Westdeutschenund

Flüchtlingen untersuchtsowie Haeberlin (1971) die Integration

von Jugendlichen. Im Mikrozensus 1971 lief eine Sondererfassung

zum Bildungs- und Berufsweg der Vertriebenen und Flüchtlinge mit

die Ergebnisse wurden kürzlich im Detail analysiert (Lüttinger

1986; Rossmann 1986), so daß nun makrosoziologischeine Bilanz

der beruflichen Eingliederungder bis 1971 Zugewandertenmöglich

ist. Leider erlaubenaber die Daten keine Aufschlüsse über den
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�E�i�n�f�l�u�~ des Wanderungszeitpunktes(vor bzw. während der Prosperi­

tät) auf die berufliche Integration.

Eine letzte starke Beachtung durch Sozialforschung erhielt das

Zuwanderungsprobleminfolge der Ausreisewelle1984; in jenem Jahr

wurde einer mehr als verdoppeltenQuote von Ausreisewilligender

Antrag genehmigt. Mehr als 40.000 DDR-Bürger, überwiegend jüngere

Erwerbstätige,kamen in die Bundesrepublik. Ihre berufliche und

soziale Eingliederung wurde gezielt untersucht (Range 1985; Hof­

bauer 1985). Erfahrungenbei der Eingliederungwurden im �A�u�s�s�c�h�u�~

für Lnner1eutsche Beziehungendes Bundestagesdiskutiert (Proto­

koll der 41. Sitzung vom 12.6.1985). Im Zusammenhang mit diesen

Untersuchungenwurden die Eingliederungsproblemevon Zuwanderern

in der Phaseder Massenarbeitslosigkeit,die in dem hier geplan­

ten Projekt im Vordergrund stehen, ansatzweisethematisiert.

Zuwanderungvor 1961

Die berufliche Integration von Männern, die Y2L oder in der �~

speritätsphasewanderten, ergibt sich in groben Konturen aus den

Daten des Mikrozensus 1971 in der Detailanalyse,die Lüttinger

vorgelegt hat. Schon die Volkszählung 1970 hatte gezeigt, �d�a�~ die

DDR-Zuwanderer einen höheren Bildungsstatus aufwiesen als die

übrigen Bevölkerungsgruppen:Rund 40' (gegenüber28' der Ein­

heimischen) hatten Realschule,Oberschule,Fach- bzw. Ingenieur­

schule oder Hochschule besucht (Statistisches Bundesamt1975:

24). Nach Lüttinger hat die DDR in den fünfziger Jahren "ein

Drittel ihrer Akademiker und eine beträchtliche Zahl von Techni­

kern und Facharbeitern"verloren (1986: 30). Dem hohen Qualifika­

tionsniveauentsprachauch, �d�a�~ der Arbeiteranteil bei den DDR­

Zuwanderernrelativ niedrig war. Dieser stieg aber �~ der Wan­

derung an, und zwar auch für unqualifizierte Arbeit (Lüttinger

1986: 28 f). Diese von der Wanderungbewirkte Abwärtsmobilität

zeigte sich in allen Altersgruppen.Der Vergleich der Berufspo-
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sitionen, die in den Jahren1950, 1960 und 1971 ausgeübtwurden,

ergab bei Flüchtlingen zwischen 1950 und 1960 eine Abwärtsmobili­

tät in fast doppelter Höhe der Einheimischen, zugleich allerdings

auch eine größere Quote an Abwärtsmobilen. Die Unterschiedeni­

vellierten sich in der Zeit nach 1960 (Lüttinger 1984: 129). In

der Bilanz: Es existiert ein erhöhtesRisiko der Abwärtsmobilität

im Zeitraum kurz nach der Wanderung, das aber im Verlauf einer

Prosperitätsphaseanschließenddurch Aufstiege wieder wettgemacht

wird.

Die berufliche Integration von Frauen, die aus der DDR zuwander­

ten, ist für die Zeit vor und in der Prosperitätsphasenur sche­

menhaft dokumentiert. Nach den Daten der Volkszählung 1970 be­

steht bei ihnen eine leicht höhere Erwerbstätigenquoteals für

die Einheimischen (Statistisches Bundesamt1975: 24). Für 1957

zeigte die statistischeErhebung von Nellmer (in Edding/Lemberg

1959: 136) dagegen eine etwas geringereErwerbsquote.Generell

scheint aber eine höhere berufliche Qualifikation der DDR-Zuwan­

derinnen sowie die in der DDR übliche Berufstätigkeit von Frauen

zu einer vermehrtenBerufstätigkeit der jungen Frauen nach der

Wanderung zu führen. Allerdings lag die Erwerbsquotenach der

Wanderung nie mehr über 50 %, sondernglich sich den in der Bun­

desrepubliküblichen Quoten um 33 % zunehmend an, erster Beleg

dafür, daß für viele Frauen die Wanderung zugleich Berufsaufgabe

bedeutet.

Aus der Untersuchungvon Rossmann; die sich auf den Mikrozensus

1971 stützte, ergab sich, daß die aus der DDR zugewandertenFrau­

en erheblich weniger als die Vertriebenenfrauenzur Unterschich­

tung, also der Auffüllung unterer Arbeiter- und Angeste11tenposi­

tionen beitrugen. Rossmannsieht den Grund darin, daß DDR-Zuwan­

derinnen seltenerin der Landwirtschaft tätig wurden und stärker

im tertiären bzw. sekundärenBerufssektorarbeiteten. Ihre These

ist, daß die DDR-Zuwanderinnenin der Phaseder Prosperitätstark
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vom Ausbau des tertiären Sektors profitiert haben. wobei ihre

höhere berufliche Qualifikation die Aufstiegschancenverbesserte

(1986: 105). Da Rossmann nur die noch erwerbstätigGebliebenen

untersuchte,betrifft diesesResultat aber nur eine Minderheit

der Frauen.

Die auf den Mikrozensus 1971 gestütztenStudien von Lüttinger und

Rossmanninformieren aber nur summarischüber die Zugehörigkeit

von Wanderern zu Erwerbsgruppen; über individuelle Verläufe des

Erwerbslebenssagensie nichts aus. Die hier bestehendeFor­

schungslückegilt ebensofür die Wanderungenvor 1955, dem Beginn

der Prosperitätsphase,wie für die Zeit bis 1961, dem Zeitpunkt

des Mauerbaues,nach dem für längere Zeit nur Personenim Renten­

alter wandern konnten. Aus der Frühzeit liegt eine Studie des

Hilfswerks der EvangelischenKirche (1954) vor, die für alle Er­

werbstätigengruppen (Landwirte, Arbeiter, Angestellte) einen

deutlichen sozialen Abstieg nach der Wanderungkonstatierte,und

insbesonderebei den Frauen einen hohen Anteil an unqualifizier­

ten Arbeiterinnen und Beschäftigungslosenfeststellte (1954:

24 ff). Allerdings ist diese Studie in ihrem zeitlichen Rahmen

(drei Monate nach der Wanderung) zu eng, um mittelfristige Wande­

rungsfolgenerfassenzu können.

Ober Integration von männlichen und weiblichen Jugendlichenlie­

gen Ergebnisse einer vom Bundesministeriumfür gesamtdeutsche

Fragen in Auftrag gegebenenInfratest-Studievor (Schröter 1958).

558 Personen (darunter 35 % Mädchen), die im Alter von 15 bis 24

Jahrendie DDR in den Jahren 1954-1956 verließen, wurden minde­

stens neun Monate nach ihrer Zuwanderungbefragt. Mit der beruf­

lichen Eingliederungzufrieden waren gut ein Drittel. Ein weite­

res gutes Drittel gab an. kleinere Schwierigkeitenim Beruf zu

haben und die restlichen etwa 30 % waren beruflich stark unzu­

frieden oder arbeitslos bzw. konnten sich beruflich überhaupt

nicht zurechtfinden (1958: 51 f). Die Zufriedenheit war bei den
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Mädchen etwas �g�r�ö�~�e�r�; andererseits hatten nur 43 % der Mädchen

(gegenüber75 % der Jungen) in der DDR eine Ausbildung begonnen.

37 % der Mädchen �b�e�s�a�~�e�n keine Berufsausbildung(5.54). Mögli­

cherweiselagen also die Berufserwartungenbei den Jungenhöher,

so �d�a�~ die Integration, wenn sie mit beruflichem Abstieg erkauft

wurde, weniger befriedigte. Ein Jahr nach der Wanderungwaren von

den Mädchen 6 % arbeitslos, 14 % Hausfrauenund 8 % Hausange­

stellte, d.h. zu einem guten Viertel waren die Mädchen aus dem

normalen Erwerbsleben ausgeschieden. In der Mehrzahl, so �l�ä�~�t

sich zusammenfassen, war nach rund einem Jahr den jugendlichen

Wanderern das Erreichen einer zufriedenstelIendenberuflichen

Lage gelungen. Ein Drittel befand sich noch in einer prekären

Situation (5.68). Schröter bezog in diese Bewertung auch die

soziale Eingliederungmit ein. �D�a�~ ein Teil der jugendlichen

Zuwanderer in die DDR zurückkehrte, �b�e�s�a�~ für die politischen

Auftraggeberder Infratest-Studie�g�r�o�~�e Brisanz. Einerseitswurde

die DDR-Zuwanderungstets als "Abstimmung mit den �F�ü�~�e�n�" zwischen

dem sozialistischen und dem kapitalitischenWirtschaftssystem

�a�u�f�g�e�f�a�~�t�; Rückkehrer in die DDR widersprachendem Bild westli­

cher Systemüberlegenheit.Andererseitsbestand gegenüberden im

DDR-Bildungssystem ideologisch geprägtenjungen Zuwanderernauch

die Sorge, �d�a�~ sie das sozialistische Gedankengutbeibehielten,

möglicherweise bestärkt durch negative Erfahrungen mit dem

kapitalistischenAlltag an Arbeitsplatz und im Wirtschaftsleben.

Die Infratest-Studie wies nach, �d�a�~ ein Viertel der Jugendlichen

keinen Kontakt in der neuen Umgebung fand oder doch �g�r�o�~�e

Kontaktschwierigkeiten hatte. Die soziale Isolation war sicher

ein wesentlicher Rückkehrgrund; wer sich in der DDR wohler

gefühlt hatte, hob insbesondere die persönlichenBeziehungen

unter den Menschendort hervor (5.30). Bezüglich der ideologi­

schen Konturen stellte sich heraus, �d�a�~ die JugendlichenMerkmale

der sozialistischenGesellschaft,die sie selbst erfahrenhatten,

lobten: soziale Leistungen und die Bildungsförderung (5.35 f).

Zur Beruhigung der Auftraggeber konnte Infratest aber feststel-
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len, daß nur bei 50 % der Befragten "Restbeständekommunistischer

Propagandavorhanden" waren; sie wurden in gegenläufigerAbhän­

gigkeit zum Eingliederungsgradfestgestellt (S.49). Festzuhalten

bleibt, daß eine Tendenz aufgefundenwurde, die beruflichen und

sozialenErfahrungenin der BRD mit denen der DDR zu vergleichen;

zumindest jeder Dritte bilanzierte etwa ein Jahr nach der

·Wanderungeher negativ. Dieser Anteil könnte im Laufe der Zeit

weiter geschrumpft sein, insbesondere in der .Prosperitätsphase,

sofern beruflicher Aufstieg gelang.

Zusammenfassend:Die Hälfte der jugendlichenZuwandererwarf die

eigen.n Erfahrungenmit dem "realexistierendenSozialismus" nicht

über Bord, sondernverarbeitete die BRD-Wirklichkeit auf diesem

Hintergrund.

Weitere Forschungen zur Integration jugendlicher Zuwandererer­

gänzenmosaikartig unser Wissen. Haeberlin (1971) hat das Inte­

grationsproblemdurch Vergleich einer Gruppe jugendlicher DDR­

Flüchtlinge und einer "Kontrollgruppe" von Einheimischenzu stu­

dieren versucht; Integration war definiert als Ähnlichkeit der

Antwortstruktur auf gleiche Fragen bei beiden Gruppen. Er fand

wenig gruppentypischeUnterschiedeund schloß daraus auf Anglei­

chung (Assimilation). Soziologischist diese Studie unbefriedi­

gend; alle Fragen nach der Eingliederungsrealität bleiben offen

(das konzidiert selbst Haeberlin 1971: 239). Interessantist al­

lenfalls, daß die DDR-Zuwanderer das soziale Verhalten der Bun­

desbürger ab dem zweiten Aufenthaltsjahr negativer bewerten

(S.156 ei .

In einem Sammelbandüber ihre Arbeit hat die Bundesarbeitsgemein­

schaft Jugendaufbauwerk 1969 unter anderemauch Forschungsergeb­

nisse dokumentiert. Danach betrug der Anteil von Personenzwi­

schen 18 und 25 Jahren an den Zuwanderernregelmäßigknapp ein

Viertel aller Flüchtlinge. Sofern die Jugendlichen sich noch in

der Berufsausbildung befanden, waren sie in Gefahr, die Ausbil-
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dung abzubrechen;diesesRisiko war doppelt so hoch wie das der

Einheimischen.Das karge Lehrgeld verbot die Teilnahme am Konsum;

der Nachholbedarfan Konsum ließ sich leichter decken durch un­

oder angelernte Berufstätigkeit. Die Verlockung, sich im Konsu­

mentenstatusangleichenzu können, legte den Verzicht auf beruf­

liche Weiterqualifikation nahe. Mädchen, die in der DDR Männerbe­

rufe gelernt hatten (Maurer, Fahrdienstleiter der Bahn usw.),

mußten einen Abstieg in HilfsarbeitersteIlungenhinnehmen (S.94).

Aus Erlebnisberichtenjugendlicher Zuwanderer geht hervor, daß

sie die Unterbringung in Lagern oder Schlichtwohnungenals dis­

kriminierend erlebten; diese Jugendlichenlitten besondersdarun­

ter, daß die DDR-Realität, die ihr bisherigesLeben ausmachte,

niemandeninteressierte,d.h. nicht zählte (S.115 f). Die �j�u�g�~�n�d�­

lichen Wanderer, auf der Suche nach einer Lebensperspektive,kon­

statiertenAusbeutung, Benachteiligungund Desinteresse.Die zur

Integration gegründeten Jugendgemeinschaftswerkewaren nur teil­

weise erfolgreich; 15 % der von ihnen betreutenZuwanderer schei­

terten (S.162); sie gingen zur Fremdenlegion, in den Jugendstraf­

vollzug, teilweise kehrten sie zurück. In einer Denkschrift "Zur

Situation der jugendlichen SBZ-Flüchtlinge nach dem 13. August

1961" des Jugendaufbauwerkswird davon gesprochen, daß 30 % der

betreutenJugendlichen (d.h. der allein gewanderten)noch nicht

erfolgreich eingegliedertseien; "das gilt vor allem für die Mäd­

chen" (S.357).

Wurde bei Jugendlichendie Eingliederungsproblematikumfassender

in der Literatur behandelt, so daß auch für einige lebensweltli­

che Aspekte Informationen verfügbar sind (Freundschaften,Wohn­

verhältnisse,Diskriminierungenusw.), so ist für erwachseneMän­

ner und Frauen offenbar die Eingliederungsthematikauf berufliche

Integration beschränktgeblieben. Ein allgemeinesDefizit an Wis­

sen über �s�o�z�i�~�l�p�s�y�c�h�o�l�o�g�i�s�c�h�e Aspekte der Wanderung zwischen Ost

und West ist zu konstatieren.
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Ein Grund kann darin liegen, daß vermutet wurde, die erwachsenen

DDR-Bürger seien in ihrer Sozialisationnoch stark beeinflußt von

der früheren bürgerlichen Gesellschaft. Die sozialistischen

Grundstrukturender neuen Gesellschaftwaren ja erst in den 50er

Jahrendurchgesetzt worden, so daß insbesondere die Kinder und

Jugendlichendavon durch die Sozialisationsprozesseinsbesondere

·in schulischerErziehung beeinflußt waren. Ihre Eingliederung in

eine kapitalistisch verfaßte Gesellschafterschienoffenbar pro­

blematischgenug, um sie zu untersuchen.

Zuwanaerungin der Phaseder Massenarbeitslosigkeit

Dem Wissensdefizitüber die sozialenund kulturellen Integrati­

onsproblemeder Zuwanderer in der Zeit der Prosperitätsteht ein

nur wenig kleineres gegenüber, was die Integration von DDR­

Bürgern, die in den 80er Jahren zuwanderten,anbelangt. Zwar

wurden in den Massenmedien gelegentlichEingliederungsprobleme

thematisiert, wobei insbesonderediskriminierendeErlebnisseam

Arbeitsplatz, im Bekanntenkreisund bei den Behörden dokumentiert

wurden (ZEIT-Magazin Nr.16/1984). Auch der dramatischeStatusver­

lust, der im Abstieg von einer durchschnittlichensozialen Lage

in der DDR zur Sozialhilfeabhängigkeit in der Bundesrepublik

erlebt wird, wurde betont; er indiziert grob die Umorientierung

von Erwartungen und Ansprüchen, die nach dem Staatcnwechsel

stattfand (vgl. Mischke in FR vom 24.3.1984).

wie schon im Oberblick skizziert, ist die Eingliederung von DDR­

Zuwanderern in einen von Massenarbeitslosigkeitgeprägten

Arbeitsmarkt bislang nur im Zusammenhang mit der sogenannten

Ausreisewelle im ersten Halbjahr 1984 punktuell untersucht

worden. Vom Institut fOr Arbeitsmarkt- und Berufsforschungder

Bundesanstaltfür Arbeit (lAB) wurde die berufliche Eingliederung

von 4106 arbeitslos gemeld",ten Obersiedlern nach ilt:"ht Banaten

überprüft, Parallel dazu ließ Ronge zusammen mit Infratest 522
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Zuwandererbefragenund Pratsch interviewte 30 Zuwandererfamilien

als Panel nach 6 bzw. 12 Monaten. Die lAB-Studie, die Repräsenta­

tivität reklamieren kann, konstatierte bei 28 % der Männer und

53 % der Frauen nach acht Monaten immer noch Arbeitslosigkeit

(Hofbauer 1985: 340). Für die Männer bedeutetediese Quote eine

etwas günstigere Integration als bei einheimischenArbeitslosen;

von jenen bleiben etwa 33 % über ein Jahr arbeitslos.Dagegen ist

der Vergleichswert einheimischer Frauen mit 34 % erheblich

niedriger als die Arbeitslosenquote der DDR-Zuwanderinnen

(S.343). Hofbauer vermutet, die DDR-Zuwanderinnenkostetendas

Arbeitslosengeldfür ein Jahr aus, ehe sie sich für eine Stelle

entschieden. Man muß diese hohen Arbeitslosigkeitsziffern

allerdings auf dem Hintergrund der Tatsachewerten, daß die DDR­

Zuwanderer nach (besserer)Ausbildung und (geringerem) Alter zu

den leichter Vermittelbarengehören.

Von den erwerbstätigenMännern betrachtetenviele ihre Stelle als

Not- oder Obergangslösung;die Hälfte fühlte sich nicht oder nur

teilweise ihren Kenntnissen entsprechend eingesetzt (S.347).

Vielfach hatte sich ein Berufswechselnicht vermeiden lassen. Im

Vergleich zur einheimischenErwerbsbevölkerung waren Hilfs- und

angelernteArbeiter überreprässentiert.Je besserdie berufliche

Qualifikation, desto seltenerdie angemesseneErwerbstätigkeit.

Pratsch (1985) kam zu ähnlichen Ergebnissen.Nur ein Drittel der

Haushaltsvorständewar nach 5-6 Monaten qualifiziert tätig, eben­

so viele waren Absteiger oder waren noch arbeitslos (S.43). Von

den Ehefrauen hatte nur eine Minderheit qualifiziert eine Arbeit

gefunden. Ihre überwiegendeArbeitslosigkeit wurde teilweise von

fehlenden Kinderbetreuungsmöglichkeitenerzwungen (S.83). Die

durch die Arbeitslosigkeit bewirkte Isolation führte zu persönli­

chen Krisen. Eine Nachuntersuchungder Männer nach weiteren sechs

Monaten ergab, daß immer noch ein Drittel der Personenarbeitslos

war (Pratsch/Rong8 1985: 719). darunter überwiegendstrukturelle
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Arbeitslose (höheresAlter, akademischeBerufe), aber auch mitt­

lerweile wieder arbeitslosgewordeneSchnelleinsteiger(S.720).

In ihrer Beziehung zur Arbeit hatten die DDR-ZuwandererExistenz­

ängsteübernommen. Im Gegensatz zur DDR-Existenz waren sie sich

ihres Arbeitsplatzesnicht mehr sicher (S.724). Insoweit hatten

sie sich an die Einheimischenangeglichen, insbesonderean die

,Perspektivenvon minderqualifiziert Tätigen. Muteten für viele

die Erfahrungen mit Hierarchie am Arbeitsplatz merkwürdig an,­

im Vergleich zu den aus der DDR gewohntenKollektiventscheidun­

gen -, so wurden sie bald mit Realitätsgehaltgesättigt: bei Miß­

achtung der Hierarchie drohte Entlassung (Pratsch 1985: 59). Die

Wuppertaler Studie erfaßt verschiedeneIntegrationsdimensionen

mit (Wohnung, materielle Lage, �K�o�n�s�u�m�s�~�a�t�u�s�, soziale Kontakte,

Anerkennungvon DDR-Leistungen, Integration der Kinder usw.), auf

die hier nur selektiv eingegangenwerden soll; die Befunde sind

nicht repräsentativ erhobenund nicht kontrollierbar durch Daten

der lAB-Studie, die sich allein auf das Erwerbsleben bezog. Es

ist erforderlich, diese Integrationsaspekteumfassendweiter zu

erforschen,weil sie den labilen Status des DDR-Zuwanderersin

der Zielgesellschaft erkennenlassen. Aus der Fülle der Aspekte

seien einige herausgegriffen:

Von den Zuwanderernwird der Arbeitsalltag kritisiert (Streß, Mo­

notonie), insbesondere bei unterqualifizierter Beschäftigung;

Kollegialität bei den Arbeitskollegen wird vermißt; DDR-Zuwande­

rer fühlen sich ähnlich diskriminiert wie ausländischeArbeiter;

die Arbeitskraft zu verkaufen, ist ihnen ungewohnt; als Mieter,

Kunde oder Kreditnehmer scheinenFehlentscheidungenaus mangeln­

der Erfahrung unvermeidlich; für einige Zuwandererfamilien, ins­

besonderedie Arbeitslosen, folgt ein Leben in Armut; Bundesbür­

ger werden als menschlichdesinteressierterlebt, als Ansammlung

von Egoisten (Pratsch1985: passim).
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Ein Sechstel der Befragten ist - laut Pratsch- an der Integra­

tion gescheitert (S.144 f): verschuldet, ohne berufliche Perspek­

tive, isoliert. Diese Aspekte der Lebenslagekönnten für eine

Gruppe kennzeichnendsein, die später in Obdachlosigkeitgerät.

Aus der sozialpädagogischenLiteratur ist bekannt, daß der Anteil

der DDR-Bürger an den Obdachlosenweit überproportionalist ge­

genüber dem Bevölkerungsanteil (16 % gegenüber 7,5 %; Specht

1980:4). Dieser Prozentwertwurde auch in Zeiten des Wirtschafts­

wunders erreicht (Specht 1980: 5). 1983 z.B. sind 3000 DDR-Zuwan­

derer obdachlosgeworden (41. Sitzung des Ausschussesfür inner­

deutscheBeziehungen, 10. Bundestag, vom 12.6.1985, 5.21). Wahr­

scheinlich ist ein überschuldungs- und Isolationskreislauffür

den Weg in die Obdachlosigkeitbei einem beträchtlichenAnteil

von 10 % der Zuwanderer verantwortlich. GenaueUntersuchungen

hierzu fehlen aber.

Der Stand der Forschung zeigt insgesamt,daß die Zuwandererder

80er Jahre ein erheblich höheresArbeitslosigkeitsrisikoerleben

als diejenigen der Prosperitätsphase.Die Integration in den Ar­

beitsmarkt ist erschwert, insbesonderefür Frauen, für die in der

DDR Berufstätigkeit zur Normalbiographiegehörte. Sie müssen sich

an geänderteNormalitätsvorstellungen in der westdeutschenGe­

sellschaft anpassen: Frauen versorgenhier mangels umfassender

staatlicherKinderbetreuungdie Kinder.

Im Vergleich zu den früheren Phasen der DDR-Zuwanderung ist ein

weiterer Unterschied markant: die Neulinge in der Bundesrepublik

verhalten sich beim Neubeginn ähnlich den Westdeutschender 50er

Jahre. "Der DDR-Übersiedler sieht sich selbst individuell in

einer Situation, die derjenigen des 'Aufbaus vom Nullpunkt' der

nachkriegszeitähnelt" (Ronge 1985: 81). Diese Attitüde ist völ­

lig verschiedenv?n einer postmaterialistischenHaltung, wie sie

von der Wertewandeldiskussionfür westeuropäischeGesellschaften

behauptetwird. Die lebensweltlichen Muster der DDR-Zuwanderer
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dürften sich als abweichend erweisenund zugleich als diskrimi­

nierungsfähig. �W�~�h�r�e�n�d in den ersten Jahren der Ost-West-Wande­

rung eine Situation bestand, in der Flüchtlinge und Einheimisch..

sich gemeinsam im Prozeß "der allgemeinen Integration aller in

eine �r�~�u�e Zeit" (v. Plato 1985: 210) befanden, kennten gegenwär­

tig die DDR-Zuwanderer in verschiedenerHinsicht als "verspätet"

erscheinen.Dies mag in der Phase des Wirtschaftswundersschon

angelegt gewesen sein; heute ist diese Diskrepanz virulent. �E�~

scheint daher sinnvoll, für die weitere Forschungüber DDR-Zuwan­

derer sehr viel stärker als bisher Fragestellungender Marginali­

tätstheorieheranzuziehen. Zum Typus des "marginal man" (Stone­

quist 1937) 0ehört die Unterstellung, die �m�a�r�g�i�n�~�l�e Person lebe

in zwei Gesellschaften, deren Erwartungenzueinanderdurchaus

kontrovers sein können. Die Marginalisierunggilt dabei für beide

Gesellschaften;in Bezug auf die Werte belder lebt die Person am

Rande, gewissermaßen"zwischen den Stühlen" (Heckmann 1981: 116).

FGr die DDR-Zuwandererkönnte �~�i�n�e komplexe Situation derart b.. ­

�s�t�~�h�e�n�, daß der Harginalisierungsprozeßlange vor der Migration

beginnt und spätestens dann eskaliert, wenn der Wanderungsent­

s c h l uß offenkundig ,... ire! (llusreiseantragst",llung,Flucht lISw.). Er'

bleibt nach der Wanderung, nun in Bezug auf die gesellschaftli­

chen Normen der BRD, bestehen,und verliert an Bedeutungnur bei

jenen, die bewußt eine Assimilation anstreben und bereit sind,

die in der �D�D�R�-�S�o�z�i�a�l�i�s�a�t�~�o�n erworbenenkulturellen und normati­

ven Muster aufzugeben. insbesonderewo diese verspätetwirken.

JenerTeil der DDR-Zuwanderer, für die gilt, daß "die Entschei­

dung zur Flucht kein Ja zur Bundesrepublikist" (Kessler/Miermei­

ster 1983: 26), bleibt jedoch in einer marginalen Position; wie

groß er ist, wäre eine empirische Frage.
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3.4 Eigene Vorarbeiten

�O�b�~�r DDR-Zuwanderer hat der Antragstellerbisher noch nicht ge­

forscht. Es besteht die Hoffnung, methodische und theoretische

�E�r�f�~�h�r�u�n�g�e�n�, die auf benachbartenForschungsgebietengesammelt

wurden, zweckmäßig einsetzenzu können.

n,'r �~�n�l�r�a�g�s�t�e�l�)�~�r ist recht gut vertraut mit qualitativen Metho­

den und ihrem erkenntnistheoretischenHintergrund. Aus eigener

praktisrher Erfahrung, n5mlich der Interpretationvon Fallanaly­

svn (Beschreibungen von Sozialforschern zum Ablauf von Konflik­

�t�e�n�/�B�~�h�i�n�d�e�r�u�n�g�e�n bei Datenerhebungen; vgl. Brusten/Eberwein/­

GollncrlSchumann 1981) und aus forschungskritischerBetrachtung

ist die eingeschränkteGÜltigkeit von Daten, die mit quantitati­

ver Methodologie erhoben wurden, ebensobekannt, wie das Problem

begrenzter methodischer Kontrollierbarkeit von interpretativen

Auswertungsverfahren in der qualitativen Forschung (Schumann

lQ86). nie Entscheidung, in diesem Projekt Qberwiegendqualitativ

zu fOlschen, beruht auf dem Wunsch, an Fortschrittenin dieser

Methodologie beteiligt zu sein (vgl. auch Schumann1983).

Die ins Auge gefaßteMethode des Interviews, das auf vorliegende

lebensgeschichtlicheDokumente gestützt wird, wurde in einer frü­

hen Studie über Studienerfolg von Wirtschaftswissenschaftlern

entwickelt. In jener Studie wurden Studentennach dem Abschluß­

examen über ihre Studienpraxis in den ersten Semesternbefragt.

Sie sollten dazu ihr Studienbuchheranziehen,und über ihre Be­

suchsfrequenzund eine inhaltliche Bewertung der Kurse Auskunft

geben. Diese Retrospektiv-BefragungstechnikerbrachteDaten, die

- obwohl eine Zeitspannevon 4 Jahren im Durchschnitt überbrückt

werden mußte eine beachtlicheDetailliertheit aufwiesenund

sich für eine Prognosestudiegut eigneten (Claus/Schumann1971).

Aufmerksam auf Integrationsproblemevon DDR-Zuwanderernwurde der

Antragsteller, neben eigener persönlicherErfahrung, vor allem

durch Forschungen über Strafvollzug, wo sich überproportional
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viele Personen, die aus der DDR kamen, befinden (vgl. Lüderssen/

Schumann/Weiss1978). In der mehr als zehnjährigenBefassungmit

Problemenvon Strafgefangenen,Entlassenenund Randgruppenangehö­

rigen wurde zunehmenddeutlich, �d�a�~ eine Informationssammlungaus

der Sicht der Betroffenen Chancen zur �B�e�w�u�~�t�m�a�c�h�u�n�g der Gesell­

schaft selbst bieten (vgl. Schumannin Mathiesen1979).

3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm,Zeitplan

Die Wanderungvon Personenaus der DDR in die Bundesrepublikist

bisher weniger als offene Forschungsfragedenn als ideologische

Thematik behandeltworden. �D�a�~ es stets mehr Ost-West-Wanderer

gab als West-Ost-Wanderer (vgl. Wirtschaft und Statistik 1957,

S.310; 1961, S.521)_, galt als Beweis der Systemüberlegenheitder

kapitalistischenWirtschaftsordnungmit seinem liberalen Demokra­

tiemodell..Nimmt man jedoch den Argumentationsstrangder jüngeren

Wirtschafts- und Sozialgeschichtsforschungauf und sieht die DDÄ­

Zuwanderungals Teil der europäischenArbeitsmigration an (Bade

1987; Bethlehem 1982), so gewinnt man die Nüchternheit, um die

Integrationsthematikähnlich umfassendzu behandelnwie bei Gast­

arbeitern, Spätaussiedlern oder Asylsuchenden. Insbesondere

Fragestellungen,wie sie in der internationalenMigrationsfor­

schung 2.B. in traditionellen Einwandererländern(USA, Austra­

lien) aufgeworfenwurden, erlaubenes, die Migration aus der DDR

komplexer zu untersuchen,als dies bislang geschah.

Fragestellungen

In dem geplantenProjeXt soll die Eingliederungbestimmter Perso­

nengruppen (Jugendliche- Erwachsene; Männer - Frauen) verglei­

chend analysiert werden in Abhängigkeit von Unterschiedender

wirtschaftlichen �L�~�g�e (Prospefität - Massenarbeitslosigkeit).Es

sind also drei vergleichsebenen(Wirtschaftskontext,Geschlecht,
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Altersstatus} zugrundegelegt,die geeignetsind, vertieft in die

IntegrationsproblematikEinblick zu gewinnen.

Integration kann nach Taft (1953: 43 ff) aufgefaßt werden als mo­

nistische, pluralistischeoder interaktive Assimilation. Zwischen

völligem Aufgehen in der Kultur des Aufnahmelandes(monistisch),

dem Festhaltenan eigenen, mitgebrachtenkulturellen Traditionen

(pluralistisch) und der wechselseitigenBeeinflussungvon Her­

kunfts- und Zielkultur (interaktionistisch) wäre also zu unter­

scheiden. Die Integration der DDR-Zuwandererdürfte generell als

monistischeAssimilation verstandenworden sein. In der ersten

Nachkriegszeit dagegen mochte die Integration von Vertriebenen

und Flüchtlingen durchaus interaktionistisch verlaufen; bp.ide

Gruppen integriertensich gemeinsammit den Einheimischen"in die

Neue Zeit" (v. Plato 1985: 172). Die politischen Sprecherder

Vertriebenenunterstellten dagegenstets eine pluralistischeIn­

tegration und demonstriertendies durch Beibehaltungheimatlicher

Traditionen als Symbol des verbliebenenRückkehrverlangens(vgl.

Jolles 1965: 336 ff). Deutlich wird daran, daß Tafts Typlogie an­

fällig für politische Deutungen ist; ihre analytischeBrauchbar­

keit ist eingeschränkt(Esser 1980: 19).

Haeberlin hat festgestellt, die Masse der DDR-Zuwandererwolle

eine interaktionistische Eingliederung (1971: 185: 71 % der Be­

fragten). Er fragte aber nicht, welche Erfahrungenaus der ge­

sellschaftlichenWirklichkeit der DDR an die Aufnahrnegesellschaft

Bundesrepublikweitergegebenwerden könnten und sollten. Zu den­

ken wäre etwa an die Normalität weiblicher Berufstätigkeit, an

die Erfahrung des garantierten Arbeitsplatzes, an egalitäre

Strukturen einer "Gesellschaft der kleinen Leute" (Gaus 1986:

31 f) usw. Inwieweit solche Aspekte gesellschaftlichenLebens

allerdings Oberzeugungskraft entwickeln könnten gegenüberden

politischen und wirtschaftlichen Selbstverständnissender Bun-
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desrepublik ist offen. Zu eingespielt ist die Formel "geh doch

wieder rOber" als Reaktion auf Lob der DDR-Verhältnisse.

Selbst wenn also der Anspruch interaktiver Integration schwer

einlösbarwäre, bleibt er doch als Erwartung der Zuwandererprä­

sent. Sie erlebensich nach Eintreffen in der BundesrepublikfOr

,längereZeit als "marginal men", als konfrontiert mit dem Re-So­

zialisierungsgebotin den westlichenAlltag und seine Kultur und

um die Chance gebracht, eigene positive Erfahrungenmit der DDR­

Gesellschaftzu Gehör zu bringen. GegenOberdieser Assimilations­

erwartungdOrf te insbesonderebei ErwachsenenWiderstrebenbeste­

hen.

Ein wichtiger Forschungsansatzkönnte daher sein, Konflikte im

Integrationsprozeß aufzugreifen. Ins Auge fällt aus dem For­

schungsstanddie Diskrepanz zwischen Bundesrepublikund DDR hin­

sichtlich der Normalität von Frauenerwerbsarbeitund der Breite

der Struktur von Vollzeitberufen für Frauen. Die in der Bundes­

republik gOltige Normalitätserwartung,weibliche Berufstätigkeit

sei auszusetzenzugunstender Kinderversorgung (vgl. Levy 1977:

51 f), muß Anpassungsproblemebei den Zuwanderinnenauslösen,

weil sie ihre Erfahrungenmit Emanzipation verdrängenmOssen als

Folge der herrschendenNormalitätsunterstellung. Wie werden Zu­

wanderinnendamit fertig? Wie setzensie sich mit den monisti­

schen Anpassungserwartungen,die konkret durch Arbeits- und So­

zialämter vorgegebenwerden, auseinander?Zu untersuchen ist, ob

Frauen im Vergleich zu Männern weniger bereitwillig die bundes­

republikanischeneue Existenz akzeptieren.

Die zweite zentraleEbene des Vergleichs betrifft die Rahmenbe­

dingungendes ArbeitsmarktesfOr die berufliche Integration. Mi­

gration bedeutet in der Regel, daß in der Aufnahmegesellschaft

die Zuwanderer zur Unterschichtungbeitragen; die berufliche Ein­

gliederunggelingt zunächstnur �b�e�~ Inkaufnahme des beruflichen



434
Teilprojekt B 4
Schumannu.a.

Abstiegs. Eine Ruckgewinnungdes vor der Wanderung innegehabten

Status kann leichter gelingen, wenn eine wirtschaftliche Situa­

tion der Vollblschäftigung Chancenzu beruflichem Aufstieg eröff­

net. Herrscht in der AufnahmegesellschaftdagegenMassenarbeits­

losigkeit, stagniert die berufliche Eingliederung längerfristig

auf dem minderen Niveau. Wie passen sich Zuwanderer aus der DDR

den in Zeiten der Massenarbeitslosigkeitvon Arbeitsämternund

Sozialämternformulierten Erwartungenan, �d�a�~ befristeteBeschäf­

tigung oder Umschulung oder Zeiten der Arbeitslosigkeit als nor­

mal hingenommenwerden mussen? Auf dem Hintergrund der Normali­

tätserwartung in der DDR, �d�a�~ Arbeitsplätzegarantiert sind,

stellt die Erfahrung des Kundigungs- bzw. Entlassungsrisikoseine

zentraleVerunsicherung der Arbeitshaltungendar. Individualkon­

kurrenz zur Abwehr oder Minderung des Kündigungsrisikosverdrängt

Gruppensolidarität;wie verhalten sich Zuwanderergegenuberdie­

sen anderenArbeitsnormen?

Zu untersuchenist ferner, in welchem Grade Risikolagen auf dem

Arbeitsmarkt die berufliche Integration konkret �b�e�e�i�n�f�l�u�~�t haben:

Arbeitslosigkeit, Umschulungen,Zeitverträge,Teilzeitarbeit, un­

terqualifizierte Tätigkeiten - wie häufig waren sie und wie wer­

den sie verarbeitet?Wie werden Anerkennungsproblemeberuflicher

Qualifikationen·gelöst?Wenn das Arbeitslosengeld,berechnetnach

dem DDR-Beruf, höher ausfällt, als es nach Ausubung einer befri­

stetenminderqualifizierten Tätigkeit in der BRD �~�u erwartenwä­

re. lernen die Zuwandererdann. auf Arbeit zu verzichten?Und wie

gehen sie mit solchen abwärtsgerichtetenSpiralen um?

Zu untersuchenist ferner das Problem der Statusinkonsistenz.Die

Zuwanderer �~�a�c�h�e�n nicht blep statuspassagenvon stabilen zu labi­

len Berufspositionen mit. von Erwerbsarbeit in Arbeitslosigkeit.

�U�~�s�c�h�u�l�u�n�g oder �O�b�e�r�~�a�n�g�s�b�e�r�u�f�s�t�ä�t�i�g�k�e�i�t�; sie geraten auch in

�e�:�r�.�~ �i�r�.�k�~�n�s�i�s�t�e�n�t�e soziale Lage. Ihrer überwiegend�q�u�a�l�i�f�i�z�i�e�r�t�e�~
Bildung und Berufsbildung entsprechenweder die ausgeübtenTätig-
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keiten oder die Arbeitslosigkeit noch ihr Status der Armut, bezo­

gen auf Gebrauchsgüterund Besitz. Hier bestehenallerdings Un­

terschiede, je nachdem, ob eine legale oder illegale übersiedlung

stattfand; wer seinen Besitz mitnehmen konnte, beginnt nicht in

einer existentiellenNullpunktsituation. Ein weiterer Unterschied

in der Stellung der Zuwanderer �b�e�e�i�n�f�l�u�~�t den Grad der Status­

inkonsistenz: ob deren Wanderungsmotiv durch ein entsprechendes

Verfahren als politisch anerkannt wurde (e-Ausweise; Gleichstel­

lung mit Vertriebenen) oder nicht (d.h. als allein familiär oder

wirtschaftlich motiviert gilt). Bis 1961 wurde bei zwischen 20

und 25' % der Zuwanderer anerkannt (Fleischer 1966: 37), �d�a�~ sie

"flüchten �m�u�~�t�e�n�, um sich einer von ihnen nicht zu vertretenden

Zwangslage zu entziehen und dort nicht durch (ihr) Verhalten

gegen die Grundsätzeder Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit

�v�e�r�s�t�o�~�e�n hat(ten)" (§ 3 BVFG). Die Anerkennungpolitischer Grün­

de garantiert bestimmte Rechte, z.B. auf Leistungennach dem LAG.

aus dem Härtefonds. nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG für Angehö­

rige des öffentlichen Dienstes usw. (Granicky 1959: 501 ff). Die­

se Rechte stellen Privilegierungen dar, die es erleichtern, den

sozialen Status zu restaurieren, der durch die Wanderung (z.B.

bei Landwirten, Selbständigen.Akademikern usw., also dem Mittel­

stand) prekär wurde.

Das Problem der Verarbeitung von Statusinkonsistenzstellt sich

für Jugendlichenoch nicht. Ganz allgemein gelten Jugendlicheals

leichter integrierbar als Erwachsene(Esser 1980: 83). Die jungen

DDR-Zuwandererverfügen überwiegendüber qualifizierte berufliche

Ausbildungen, haben aber noch nicht einen eigenenberuflichen

Status erworben. den es zurückzugewinnengälte. Die Berufsausbil­

dungen der Mädchen sind allerdings an Berufsstrukturenorien­

tiert, die in der Bundesrepublikz.B. für Frauen häufig unzugäng­

lich sind. Umschulungenoder Abbruch der Berufslaufbahnkönnten

die Folge sein. Für die Eingliederung relevant ist darüber

hinaus, ob die Jugendlichenallein zuwanderten (z.B. illegal als
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"Sperrbrecher";Bundesministerium des Innern 1982, S.89) oder im

Familienverband.Für die Alleinwanderer wird unterstellt, daß sie

in einer anomischen Situation handelten, einer erlebten Ziel­

Mittel-Diskrepanz, die durch die Migration gelöst werden sollte.

Ohne an dieser Stelle weiter auf die Wanderungsmotiveeingehenzu

wollen (vgl. Storbeck 1963; Klein 1955), wird die Priorität von

wirtschaftlichen bzw. politischen Motiven bedeutungsvollsein.

Die Wanderung aus wirtschaftlichen Motiven rechtfertigt sich

retrospektiv am Eingliederungserfolgin die Berufsstruktur. Die

Wanderung aus politischen Motiven kann, muß aber nicht, ein "Ja

zur Bundesrepublik" sein (Kessler/Miermeister 1983: 26). Die

Wanderung im Familienverbandbedeutetoft zwar ein Mittragen des

Migrationsentschlussesder Erwachsenen,nicht notwendig aber eine

eindeutigeBejahung. Gleichwohl hatten jene Wanderer,'die nach

Jahreneine Ausreisegenehmigungerhielten, oft einen Zeitraum von

Diskriminierungen (Hausdurchsuchungen, Post- und Telefonüberwa­

chung, Erschwernisse in Beruf, Kontaktverweigerungenusw.; vgl.

Ronge 1985: 19) zu überstehen, der auch für die Jugendlichen

Iz.T. durch verschiedeneFormen des Druckes) eine Marginalisie­

rung bedeutete.Zu vermuten ist, daß im übrigen in der Zeit der

Massenarbeitslosigkeitdie Jugendlichen bereiter sind, sich in

die Berufsausbildungsangebotezu integrieren, d.h. ihre Ausbil­

dungszeit zu verlängern, als dies zur Zeit des Wirtschaftswunders

der Fall war, wo der Sog des Arbeitsmarktes langfristige Ausbil­

dungsperspektiven wegen des damit implizierten Konsumverzichts

unterlief.

Schließlich dürften bezüglich der Integration Unterschiedezwi­

schen llädchen und Jungen bestehen,die aus der unterschiedlichen

Verwertbarkeit in der DDR begonnener Ausbildungen resultieren.

Auch bleibt zu untersuchen, welche Diskriminierungserlebnisse

sich ergebendadurch, daß die Armutsposition nach der Zuwanderung

das Fehlen jenes Arsenals von Besitztümern impliziert, die den
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Status in der Jugendkultur ausmachen (vgl. Shell-Jugendstudie

1981: 150, 170 ff).

Zusammengefaßtsollen also Eingliederungserfahrungenvon DDR-Zu­

wanderernerforscht werden, die unter Anknüpfung an den erlebten

Bruch im Erwerbslebenbzw. in der Ausbildungssituationdie Passa­

.ge bis zum Erwerb eines stabilen Status in der Erwerbsstruktur

der Bundesrepublik kennzeichnen. Dabei wird nicht, wie üblich,

Beschäftigungals solche schon als Gradmesser der Eingliederung

verstanden(Jolles 1965: 185), sondernBeschäftigungin Relation

zu der in der DDR erworbenenBerufsqualifikationgesetzt und auf

diesem Hintergrund die sich in der BundesrepublikbietendenChan­

cen für eine Erwerbsbiographiegewichtet; Unterschiededes Wande­

rungszeitpunktessowie der Statusvariablen Geschlechtund Alter

sollen erlauben, die Varianz der Integrationsproblematik zu er­

fassen.

Variablen

Zu den erhobenen'Variablenwerden folgende gehören:

1. DDR-Existenz: Bildung, Ausbildung, Berufslaufbahn;ökonomi­
sche Lage, Besitz; soziale Integration; Zukunftsperspekti­
ven; Kritikpunkte, Aspekte anomischersituation, Gründe und
Anlässe der Migration; Vorbereitungszeit,Hafterfahrungen,
Erlebnisse im Zeitraum zwischen Offenlegung/Entdeckungdes
Wanderungsentschlussesund Verlassender DDR.

2. Wanderung: Ereignisketteder Aussiedlungbzw. illegalen Aus­
reise bzw. Nichtrückkehr nach legaler Ausreise, Flucht,
überwindungder Grenzsperren usw., Lageraufenthalte,Ver­
schubungzwischen Lagern usw.

3. Integrationsbeginn:Stadien der Wohnungssuche,Verläufe der
Arbeitsstellensuche,Anerkennungserfahrungenfür Qualifika­
tionen, Erfahrungenmit dem Arbeitsamt, Leistungenund Ange­
bote des Sozialamts, politische Anerkennungsverfahren,
(Fehl)Entscheidungenim Konsumverhaltenusw.

4. Längerfristige Eingliederung: Abfolge der Berufspositionen
des Befragten und der Familienmitglieder; Besitz, soziale
Lage; Zukunftsaussichten, berufliche Pläne; Beurteilung der
eigenenIntegration.
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5. Soziale Kontakte: Beziehung zu DDR-Bürgern, Beziehung zu
Nachbarn, Arbeitskollegenusw., Erfahrungenmit Diskriminie­
rung, Beeinflussungund Hilfestellung durch Vereine, Jugend­
aufbauwerk, sozialpädagogischeVerbände usw.

6. Kognitive Verarbeitung der Realität in der Bundesrepublik:
Kognitive Dissonanzenbezüglich der Erwartungenvor der Wan­
derung; Beurteilung der wirtschaftlichen und politischen
Verhältnisse; gesamtdeutscheSolidarität; Umstrukturierungen
des Wertesystems;Änderungender Rollenerwartungenusw.

7. Marginalität: Erfahrungen mit Aufklärung über DDR-Gesell­
schaft; Kritik an Bundesrepublik; Lebensbereiche,in denen
Nach-Sozialisationerforderlich war; Rückkehrpläneund Grün­
de dafür usw.

Die Variablen werden teilweise standardisierterhoben, teilweise

durch offene Fragen. Wo es möglich ist, werden Frageformulierun­

gen verwendet, die in früheren Studien (Schröter 1957; Ronge

1985; Hofbauer 1985) zur Anwendung karnen, um die Vergleichbarkeit

der hier geplantenStudie mit Vorgängern zu überprüfen.

Forschungsmethoden,Instrumente

Die Interviews werden teilweise als offene Intensivinterviews

gestaltet,die - gestützt auf einen Leitfaden - mit Tonband/Cas­

sette mitgeschnitten und später protokolliert werden; teilweise

5011 standardisierterhobenwerden.

Das dokumentengestütztestandardisierteInterview betrifft insbe­

sonderedie Erwerbsbiographieund die materiellenEingliederungs­

hilfen. Die Befragten werden gebeten,die Akten hervorzusuchen,

die im Zusammenhangmit der Eingliederung in den erstenJahren

Lebenszeit in der Bundesrepublikanfielen. Aufgrund dieser Akten

soll die Abfolge der Berufstätigkeiten,Phasen der Arbeitslosig­

keit und der Weiterbildung usw. rekonstruiertwerden nach Zeit­

dauer und Inhalt. Ferner sollen die finanziellen Leistungen sowie

die Ergebnissevon Anerkennungsverfahrender beruflichen und Bil­

dungsqualifikationenregistriert werden. Nach guten Erfahrungen
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mit einer dokumentengestütztenErhebungstechnik(Claus/Schumann

1969; 1971) bestehtdie Hoffnung, daß die Befragtendie Dokumente

bzw. Akten in der Mehrzahl zur Verfügung haben und heranziehen.

Der Kontext der Vorbereitung und Durchführung der Migration in

die Bundesrepublik (Variablenbereiche1 und 2) dürfte als biogra­

phischer Meilenstein, d.h. lebensgestaltendezentraleEntschei­

dung, präsent und damit erinnerungsfähigbleiben. Dies ist die

Erfahrung der Oral History-Forschung;markante Lebensstationen

bleiben langzeitig im Gedächtnis (Niethammer 1986: 404). Die Er­

eigniskettedes Wanderungsgeschehens(Vorbereitung, Ablauf, Nach­

wirkungen und Folgen) dürfte erinnerungsfähig sein. Dagegenkann

die Motivation zum Fortgang aus der DDR nicht mehr ungefiltert

rekonstruiertwerden. Als Form abweichendenVerhaltens nach in­

formellen (DDR-Bekanntenkreis) und formellen (§ 213 StGB-DDR)

Normen sind Neutralisierungenzu erwarten (Sykes/Matza1968), die

sich teilweise an den Kriterien der Anerkennungpolitischer

Fluchtgründeorientieren. Sachkenner behaupten, "es wurde noch

nie so viel gelogen wie beim C-Ausweis-Verfahren" (Naegele. 10.

DeutscherBundestag, 41. Sitzung, 17. Ausschuß, S.13). Motivum­

deutungen mit dem Ziel. in den Genuß von Geldleistungen(LAG

usw.) zu kommen, sind erwartbar; dieser Vorbehalt gilt schon für

die Sammlung von Flüchtlingsgeschichtenvon E.v.Hornstein (1985).

Auch die erstenAdaptionen an den westdeutschenAlltag (Variab­

lenbereich3) sind langfristig rückblickend kaum mehr korrekt zu

ermitteln. Die Stichhaltigkeit der Daten muß sich möglichst auf

Rückbindung an Dokumente (Korrespondenz.Bewerbungen.Lohnsteuer­

karten, Bescheideusw.) stützen. Die Beiziehung von Dokumenten

entspricht übrigens der Tradition biographischerErhebungsver­

fahren (Shaw 1930; Fuchs 1980: 341).

Bei der Erhebungder übrigen Variablenbereiche per Leitfadenin­

terview sind insbesondereReaktivitätsproblemedurch den gestal­

tenden Einfluß der Interviewer zu berücksichtigen (vgl. Hopf
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1978). Eine Kontrolle ist nur dadurch möglich, daß die Interviews

per Cassettenrecordermitgeschnitten werden, während sich die

Interviewer gleichzeitig Notizen machen. Aufgrund der Notizen und

des Mitschnitts wird ein ausführlichesProtokoll erstellt. Dieses

Protokoll wird von einem anderen Mitarbeiter anhanddes Mit­

schnitts kontrolliert, wobei insbesonderegeprüft wird, ob Daten

durch suggestive Fragetechnikbeeinflußt sein können. Teile des

Interviews, die sich auf normative Deutungsmusterin DDR und BRD

beziehen, sind wörtlich zu transkribieren.

Als Interviewer sollen der Projektleiter und Mitarbeiter im Pro­

jekt (wissenschaftliche Mitarbeiter, Hilfskräfte) tätig sein.

Jeder soll etwa 30 Interviews durchführen; dies dürfte die obere

Grenze darstellen, weil sonst das Interessean den Interviewpart­

nern erlahmen dürfte (vgl. Thompson 1980: 278). Wie schon in der

frühen Studie von Wanstrat (1953: 5/Band II) soll nach Möglich­

keit bei der Personalauswahl darauf geachtetwerden, daß mög­

lichst Personenmit eigener DDR-Erfahrung angeworben werden. Es

zeigte sich, daß ein solches Projekt an Gültigkeit gewinnt, wenn

Projektleiter und Interviewer durch eine ähnliche Biographie eine

Vertrauensbasiszu den Befragten begründenkönnen (vgl. Stepien

1981: 137).

Stichproben

Es sollen im Verlauf des �g�e�s�a�~�t�e�n Projektes zwei Stichprobenvon

jeweils 150 Zuwanderernbefragt werden. In der erstenFörderungs­

phase sind es Personen,die zwischen 1983-1985 in die Bundesre­

publik kamen (SampIe I). Für die zweite Förderungsphaseist eine

Vergleichsstudiemit einem SampIe von Zuwanderern aus den Jahren

1958-1961 (SampIe II) geplant. Für beide SampIessind die jewei­

ligen Grundgesamtheitenunterschiedlichvon den Notaufnahmebehör­

den erfaßt. Von Population I dürften alle in die Bundesrepublik

gezogenenPersonenin den Akten des NotaufnahmelagersGießen re-
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gistriert sein. Population II dagegenist in den einzelnenNot­

aufnahmelagernnur insoweit �e�r�f�a�~�t�, als die Personendamals ein

Notaufnahmeverfahrenbeantragten.Der Anteil der "illegal" in der

BundesrepublikWohnendenging in den 50er Jahrenzunehmendzurück

(Granicky 1959: 489); er wird insgesamtauf etwa ein Viertel ge­

schätzt (Bethlehem1982: 92).

Datenschutzprobleme�s�c�h�l�i�e�~�e�n allerdings den einfachenRückgriff

auf die Dateien des Notaufnahmeverfahrensund die Aktualisierung

der dort aufgefundenenAdressen von Zuwanderern aus. Am ehesten

läßt sich das Problem noch bei der Population I lösen. Die Stich­

probe I soll etwa 150 Personen umfassen, zur Hälfte Männer und

Frauen, davon 30 Jugendliche{unter 21 Jahre} und 120 Erwachsene

(21-45). Bei den Erwachsenen soll sich die Berufstätigkeitetwa

so gliedern, �d�a�~ jeweils 50 aus Handwerk und Industrie bzw. Land­

wirtschaft einerseits bzw. aus Dienstleistung!Bürotätigkeiten

andererseits kommen. Zusätzlich sollen 20 Hochschulabsolventen

(Arzte, Ingenieure usw.) befragt werden. Ein Quotenplan, der

nicht strikt befolgt werden, sondernzur strukturellenAbsiche­

rung relevanterVarianz (vgl. Thompson 1980: 276 ff; Glaser 1978,

Kapitel 3) als Richtschnur dienen soll, könnte wie folgt ausse­

hen:



442
Teilprojekt B 4
Schumannu.a.

Männer Frauen Summe

Erwachsene(über 21 Jahre)
Industrie/Handwerk/
Landwirtschaft 25 25 50

Dienstleistungen(Büro/
Verkehr/Gesundheit) 25 25 50

Hochschulabsolventen
(Ärzte/Ingenieureusw.) 10 10 20

Jugendliche (unter 21 Jahren) 15 15 30

75 75 150

Die zahlenmäßige Stärke der einzelnenGruppen richtet sich nach

dem Erfahrungswert,daß bei qualitativen Analysen in Studien der

Or 1 History bei einer Anzahl von 15-30 Interviews "ein hinrei­

chender sättigungsgrad"(Brüggemeier1987: 155) erreicht ist. Die

Aufgliederung nach Berufsgruppenentsprichtder Berufsstruktur,

die Hofbauer (1985: 341) für die Obersiedlerwelle1984 fand.

Die Grundgesamtheitist wie folgt zu schätzen:

In den Jahren1983 und 1985 wanderten jeweils ca. 12.000 Personen

aus der DDR zu. Die Altersgruppebis 21 hatte daran einen Anteil

von etwa 5 %, die 21- bis 45jährigen machten ca. 12 % aus, legt

man früher ermittelte �R�e�l�a�t�i�~�n�e�n zugrunde (Haeberlin 1971: 16).

Zu den etwa 2.400 Jugendlichenund ca. 6.000 Erwachsenenkamen im

Jahr 1984 durch die Ausreisewelle (41.000 Zuwanderer) rund 8.000

Jugendlicheund etwa 24.000 junge Erwachsene(21-45 Jahre) hinzu.

Diese Grundgesamtheiten (ca. 10.000 bzw. 30.000) sollen durch

eine Stichprobe abgebildet werden, die nach dem Vorbild der

Studie von Schröter (1958) gezogenwerden soll. Bei einem Aus­

wahlsatz von 1:10 kann eine Vorstichprobe gezogen werden (ca.
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4000 Adressen). Für diese Personen�m�ü�~�t�e die Anschrift aktuali­

siert werden; denkbar wäre, �d�a�~ vom Notaufnahmelager�G�i�e�~�e�n ein

vertrauenswürdiger früherer Mitarbeiter mit der erforderlichen

Korrespondenzmit den Einwohnermeldeämtern und Ausgleichsämtern

betraut wird. Da zwischen Wegzug aus dem Lager und der Adressen­

recherchebis zu fünf Jahre vergangen sein könnten, dürfte der

Anteil nicht auffindbarer Personen bei 50-60 % liegen (Schröter

hatte nach bis zu vier Jahren 40 % Schwund; 1985: 5). Die ver­

bleibenden 800-1000 Adressen wären vom Notaufnahmelageranzu­

schreibenmit der Bitte, sich für ein Interview bereit zu erklä­

ren. Bei Zustimmung würde die Adresse dem Projektteamzugänglich

gemacht.

Zu erwarten sind Zustimmungen mit einem Prozentsatz�z�~�i�s�c�h�e�n 20

und 30 %; Ronges Untersuchung stützte sich (nach kürzerer Inte­

rimszeit) auf 25 % der Angeschriebenen,Pratsch bekam über das

Sozialamt 37 % Rücklauf (1985: 21). Hinst hatte einen Rücklauf

von 38 % (1969: 34), Hofbauer dagegenvon 70 % (1985: 341). Geht

man von etwa 300 Einwilligungen aus, so bleibt eine genügend

�g�r�o�~�e Reserve, um auf ein Sampie in der gewünschtenAufgliederung

zu kommen. Obersteigtdie Einwilligungsquotediese recht vorsich­

tige Kalkulation erheblich, �l�i�e�~�e�n sich regionale Klumpen bilden.

Ähnlich wie Schröterwären dazu zufällig 30 Adressenauszuwählen

und weitere regional benachbartejeweils 5 - 6 Adressenhinzuzu­

fügen. Diese Klumpenstichprobekönnte die Interviewtätigkeit ver­

einfachen (vgl. Schröter 1958: 6).

Aus der Population II �l�ä�~�t sich keine Stichprobe mehr in ver­

gleichbarerWeise ziehen. Es verbleibt daher wohl kein anderer

Weg, als per Zeitungsinseratin jenen Regionen, aus denen Befrag­

te des SampIes I stammen, Befragungswilligezu suchen. Unter­

stützt werden kann die Suche nach Interviewwilligen durch die

Bitte an die Ausgleichsämtervon Kreisstädten,aus denen Befragte

des Sampies I stammen, bei Antragstellern nach dem Beweissiche-
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rungs- und Feststellungsgesetz(BFG) , deren Schadenseintrittin

der Zeit zwischen 1958 und 1961 erfolgte und die zwischen 1913

und 1943 geporenwurden, die Interviewwilligkeit zu erfragen. Da

die Schadensfeststellungenbis zum gegenwärtigenZeitpunkt abge­

wickelt werden, dürfte das in den Ausgleichsämternvorrätige

�A�d�r�e�s�~�e�n�m�a�t�e�r�i�a�l relativ korrekt sein. Eine Verzerrung liegt dar­

in, daß nur Personen mit (Erb-)Ansprüchenauf Sparguthabenoder

Immobilien, die in der DDR verblieben, erfaßbarsind. Im übrigen

dürfte diese Vorgehensweisenur auf einige Ausgleichsämterange­

wandt werden können, weil sie doch sehr aufwendig sind. Dort wo

sie angewendet wird, erlaubtesie allerdings, die Verzerrung ei­

ner �S�a�m�p�l�~�b�i�l�d�u�n�g per Zeitungsinseratzu korrigieren.

Auch das SampIe II soll für die Quoten jüngerer und älterer männ­

licher bzw. weiblicher Zuwanderer in der Prosperitätsphaseeine

ähnliche Zusammensetzung aufweisen. Denkbar wäre, in gewissem

Umfang einen Schneeballeffekt(Bekannte, Familienangehörigeder

Zielpersonen) miteinzubeziehen,wenn nur so der Quotenzielumfang

erreicht werden kann. Für die Festlegungder Sampling-Prozedur

sollen die Erfahrungenbei der Stichprobenziehung der Zuwanderer

1983-1985verwertet werden. Deshalb kann hier nur ein erster Hin­

weis gegebenwerden.

Zum Vergleichs-Designvon zwei Wanderungsphasen

Obwohl die Studie auch bei Einschränkung auf die Zuwanderer in

der Phase der Massenarbeitslosigkeitsinnvoll ist, liegt ihre

Pointe doch im Vergleich mit Daten über Zuwanderer in einer Phase

der Prosperität. Dieser Ansatz ist allerdings nur zweckmäßig,

wenn es gelingt, die Verzerrungen durch Stichprobenziehungund

Datenerhebungeinigermaßenzu kontrollieren. So dürften im SampIe

II vor allem die erfolgreich integrierten Personendominieren,

weil gescheiterte Personenweniger interviewbereit sein dürften,

aber auch in geringeremUmfang überlebt haben könnten bzw. noch
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in der Bundesrepublikleben (Auswanderung, Rückkehr, Leben in In­

stitutionen. Heimen, Obdachlosigkeit,Tod usw.). Bei der Erhebung

ist von großen Erinnerungslückenhinsichtlich der Integrationser­

lebnisseauszugehen.Daher sind die Befragungen nur möglich bei

Personen, die sich auf vergleichbareDokumente (wie SampIe I)

stützenkönnen. Darin liegt ein weiteres Selektionsrisiko.Nicht

jeder besitzt die Dokumente in ausreichendem Umfang. Die Erhe­

bungsmethode�~�u�ß ferner durch Standardisierungdiesen Problemen

Rechnung tragen. Für die berufliche Integrationdürfte der Ver­

gleich allerdings gut möglich sein, insbesondere wenn auf Unter­

lagen der Rentenberechnungzurückgegriffenwerden kann.

Gut rekonstruierbar sein dürften ferner Erfahrungenmit Nichtan­

erkennungder beruflichen Qualifikation. Zu vermuten ist, daß in

der Prosperitätsphasedie Absicherung der erworbenenQualifika­

tionen durch Umschulung, Nachschulung, Betreibung von Anerken­

nungsverfahrenusw. weniger relevant war als in den aOer Jahren,

in denen kaum Alternativen dazu bestehen, durch Anerkennungder

erworbenenQualifikationen eine Option auf statuserhaltendeTä­

tigkeit zu sichern. Während in der Prosperitätsphaseminderqua­

lifizierte Tätigkeiten angenommenworden sein könnten in der Er­

wartung des Aufstiegs, ist zu vermuten, daß in der Zeit nach 1975

überwiegend Umschulung als Alternative zur Arbeitslosigkeit im

Vordergrund stand. Solche unterschiedlichen Erfahrungenmit der

beruflichen Einstufung machen ein entscheidendesElement der Sta­

tuspassageaus. Entscheidendist natürlich, daß die Rekonstruk­

tion von Ausbildung und Arbeitsleben in der DDR sowie der Berufs­

tätigkeiten in der Bundesrepublik bei den stichprobenI und II

vergleichbar geschieht. Denkbar wäre schließlich, daß in der

Phaseder Massenarbeitslosigkeitein größererAnteil der Zuwan­

derer von der Anerkennungpolitischer Motive profitieren konnte,

als dies in der Prosperitätsphaseder Fall war, so daß eine ge­

wisse Kompensation der erhöhtenArbeitsmarktrisikengegebenist.

Dies ist eine empirisch klärbare Frage, ebensowie die nach den



446
Teilprojekt B 4
Schumannu.a.

�E�r�l�e�i�~�h�t�e�r�u�n�g�e�n�, die eine Anerkennungals politischer Flüchtling

für die Eingliederungkonkret bewirkte.

Interviews mit Experten aus Institutionen

Ergänzendzu den Interviews mit Zuwanderern ist die Untersuchung

der Arbeit von Institutionen geplant, die mit der Eingliederung

befaßt waren. Dazu gehören:

- Notaufnahmelager
- Sozialämter
- Arbeitsämter,
- Bundesanstaltfür Arbeit (Anerkennungberuflicher Zertifikate)
- Jugendaufbauwerke
- Wohlfahrtsverbände
- Ausgleichsämter
- kommunale Flüchtlingsämter(politische Anerkennung)
- Flüchtlingshilfeorganisationenusw.

Zunächst sollen Gesprächemit Experten aus diesen Institutionen

geführt werden. Die Interviews (vom Projektleiterdurchzuführen)

sollen Aufschluß geben, wie durch gezielte Aktenstudiendie In­

terventions-und Selektionspraxisder Institutionen zu den ver­

schiedenenWanderungszeitpunktenrekonstruiertwerden könnte. So

soll bei allen Interviewten eine Einverständniserklärungzur Ak­

teneinsichtdurch das Projektteam erwirkt werden, so daß eine

Rekonstruktionihrer Integration auf Aktenbasis im Prinzip mög­

lich wäre. Auf dem Hintergrund der Expertengesprächesoll die

Institutionenuntersuchung,die für die 2. Förderungsphasevorge­

sehen ist, geplant werden. Sie könnte z.B. anhand von Gruppen­

diskussionen von Behördenmitarbeiternuber die Entscheidungsmu­

ster, wie sie sich aus den Aktenfällen ergeben, durchgeführt wer­

den. Denkbar wären aber auch breiter angelegteAktenuntersuchun-
. gen.

Auswertung

Die beim Sample I und II durchgeführtenInterviews werden teil­

weise quantitativ, teilweise qualitativ ausgewertet.Die standar-
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disierten Fragen werden nach den üblichen Verfahren nach einer

Datenkontrolleauf EDV-Datenträgerübernommen und durch Erstel­

lung von Häufigkeitsverteilungenund bivariaten Analysen ausge­

wertet. Verfahren von Typenbildungen (etwa der Abfolge von Be­

rufstätigkeiten) sind geplant.

Die AusfÜhrungen der Befragten zu den im Leitfaden angesprochenen

Themen, soweit sie als Protokoll komprimiert oder als Auszug

wörtlich transkribiert vorliegen, werden nach der Vorgehensweise

von Glaser und Strauss (1968) daraufhin untersucht, ob es für die

einzelnen thematischenBereichebegrifflich vorstrukturierteUn­

terschiede im Material gibt. Solche "Begriffsbilder" (Lehmann

1980: 50) müssen allerdings insoweit authentisch sein, als sie

spontan (nicht Interviewer-indiziert auf Nachfragen) geäußert

werden. Es ist also zugleich erforderlich, die Darlegungender

Befragten methodisch zu qualifizieren und etwa wie Becker und

Geer (1979: 165) zwischen freiwilligen und abgefragtenKonzepten

zu unterscheiden.

Bei der wiederholtenSichtung des Materials geht es darum, Grund­

muster, die sich voneinander unterscheiden,herauszuarbeiten.

Durch die Methode des konstantenVergleichs bei möglichst voll­

ständigerMaterialberücksichtigung (vgl. Kohli 1978: 20) sollte

es möglich sein, typische Varianten herauszufinden;dabei handelt

es sich dann um Unterscheidungenzwischen deskriptivenModellen

(Lenz 1986: 146 f). Anzustreben ist, für die gefundenenunter­

schiedlichenDeutungsmusterzu prüfen, ob auf der Ebene der Han­

delnden Indikatoren bestehenfür ihre Verbindlichkeit (vgl. Hopf

1982: 317).

Diese Analyse wird zunächstgetrennt für Männer, Frauen und Ju­

gendliche durchzuführen sein. �D�a�n�a�~�h wird die Berufsgruppenzuge­

hörigkeit als theoretischrelevantesMerkmal der Untergruppenbil­

dung heranzuziehen sein. Schließlich wird die Konsistenz der Er-
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gebnissequantitativer und qualitativer Analysen zu untersuchen

sein. In allen Auswertungsphasensollen wenigstenszwei Mitarbei­

ter zusammenarbeiten,auch als wechselseitigeKontrolle der In­

terpretation.

Arbeitsprogrammund Zeitplan

1988

1989

3. Quartal:

Literatursichtung
�~�h�e�o�r�e�t�i�s�c�h�e Arbeit und Hypothesenpräzisierung
Auswahl von Operationalisierungen,die von anderenFor­
schern übernommenwerden können

4. Quartal:

Organisationder Adressenaktualisierungfür die stich­
probe
Ziehung der Vorstichprobe
Adressenaktualisierung
Ziehung einer Pretest-Stichprobe
Entwicklung des Fragebogensund Interviewleitfadens

1. Quartal

Durchführung von Pretests
Auswertung der Pretests
Erarbeitungder Endfassungdes Instruments
Interviewerschulung
Ziehung der Hauptstichprobe

2. Quartal

Verabredungder Interviews
Durchführung der Interviews
Protokollierungund selektive Transkription der ersten
Interviews
Interviewkontrolle der ersten Interviews

3. Quartal

Durchführung von Interviews
Protokollierung und selektive Transkription
Interviewkontrolle



1990

1991

449
Teilprojekt B 4
Schumannu.a.

4. Quartal

Abschluß der Interviewkontrolle
Übernahmevon standardisiertenDaten auf EDV
Fehlerkontrolle
quantitativeAuswertung für befragte Frauen
Durchführung von Expertengesprächenmit Angehörigen
verschiedener Institutionen (BfA, Ministerien, Aus­
gleichsämterusw.)

1. Quartal

Auswertung der qualitativen Daten über die Lebensphasen
in der DDR
Auswertung der quantitativenDaten für Männer
Erarbeitungeines Erhebungsplansfür die Institutionen­
studie

2. Quartal

Auswertung der qualitativen Daten über Wanderungund
erste Integrationszeit
Verknüpfungender Daten aus der standardisiertenErhe­
bung mit Interpretationenüber DDR-Zeit

3. Quartal

Auswertung der qualitativen Daten zu Integration und
Marginalität
Abschluß der Verknüpfung der standardisiertenDaten mit
Interpretationender qualitativen Erhebung über Inte­
gration

4., Quartal

Interpretation der Unterschiede zwischen Männern und
Frauen sowie zwischen Erwachsenenund Jugendlichen
Revision des Erhebungsinstrumentsfür die Erhebungbei
dem SampIe 11 (vor 1961 zugewanderteDDR-Bewohner)

1. Quartal

Erstellen eines Ergebnisberichts
Entscheidungüber die regionale Struktur des SampIe 11
Beginn der Adressengewinnungfür SampIe 11
Abschluß der Auswertungender Erhebung bei SampIe I
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2. Quartal

Abschluß der Adressengewinnungfür Sampie II
Pretestdes revidierten Instruments
Vorbereitung der Institutionenstudie
Auswertung des Pretests

3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe­
reichs und Entwicklungsperspektivedes Projekts

1. Das Projekt hat einen generellenZuschnitt und erlaubt, die

gesellschaftlichenund normativen Muster, an denen Lebensläufein

der Bundesrepublik orientiert sind, recht umfassendherauszuar­

beiten. Der Wechsel von einer deutschenGesellschaftin die ande­

re macht unterschiedlicheDeutungssystemesichtbar. Nach dem vor­

liegendenProjektzuschnittsoll dabei das Erwerbslebenim Vorder­

grund stehen. Welche Normalitätsvorstellungen über angemessene

Berufsverläufenach durch die WanderungerzeugtenBrüchen seitens

der Arbeitsämtervorgegebenwerden und insbesonderewelche Spira­

len in der Erwerbsbiographie (Zeiträume der Arbeitslosigkeit,

Stufen der Angemessenheitvon Arbeit) als normal angesehenwer­

den, lassendie Daten erkennen. Insofern ist das Projekt zugleich

ein Beitrag zum ArbeitsbereichC. Zu den dort betriebenenProjek­

ten wird enger Kontakt gesuchtwerden, insbesonderezum Teilpro­

jekt C 4.

2. Die Verankerungdes Projekts im Teilbereich B beruht auf der

besonderenChance, die das Projekt zur Klärung von Normalitäts­

entwürfen für weibliche Erwerbstätigkeit bietet, da in dieser

Frage die beiden deutschenGesellschaftssystememarkant verschie­

den.sind. So läßt sich durch dieses Projekt die Normalität der

Berufsaufgabe im Leben von Frauen als Lebenslaufmuster in

westeuropäischenGesellschaften herausarbeiten.Hinsichtlich der

Verarbeitung solcher Erwartungsmuster durch Frauen bestehtein

enger Sachzusammenhanginsbesonderemit Projekt B 2.
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3. In seiner historischenDimension, d.h. dem Zeitvergleich zur

Feststellungder Wirksamkeit unterschiedlichergesellschaftlicher

und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen (d.h. verschieden�g�r�o�~�e

Arbeitsmarktrisiken) auf individuelle Erwerbsbiographien,über­

schneidensich einige Fragestellungenmit den Themen, die in den

Projekten B 1 (als auf Nachkriegszeitund Wirtschaftswunderphase

bezogen) und 0 1 (Zusammenhang zwischen �w�i�r�t�s�c�h�a�f�t�l�i�c�h�e�~ Rahmen­

bedingungenund medizinischerBewertung der Risiken des Arbeits­

prozesses)aufgegriffen werden, so �d�a�~ für die Rekonstruktionbe­

stimmter Epochen in der Geschichteder Bundesrepublikein Ar­

beitszusammenhangbesteht.

Entwicklungsperspektive

Wie bereits mehrfach erwähnt, ist das Projekt in zweierlei Hin­

sicht auf eine Ergänzung in der zweiten Förderungsphasedes Sfb

angelegt.

1. Die Erforschungder Integrationsprobleme von Zuwanderernin

der Phase der Prosperität (1958-1961), also die Befragung des

Sample 11, ist für die 2. Förderungsphasegeplant.

2. Die komplementäreUntersuchungder Institutionen, die lenkend

in die Integrationsproblematik eingreifen, steht"ebenfalls für

den �a�n�s�c�q�l�i�e�~�e�n�d�e�n Förderungszeitraumaus. Dabei sind Fragen der

beruflichen Steuerung durch Arbeitsämter, der Anerkennungbzw.

Einordnung beruflicher Qualifikationen, der Anerkennungpoliti­

scher Wanderungsmotive (nebst aller wirtschaftlichenFolgeent­

scheidungen)sowie der Arbeit von Sozialdiensten,Flüchtlingsor­

ganisationenund Jugendaufbauwerkenaufzugreifen. Erkenntnislei­

tend soll dabei die Frage sein, welche Integrationserwartungen

als legitim bzw. illegitim angesehenwerden, d.h. welche Normali­

tätsvorstellungenüber Wanderungskostenbei den Institutionenbe­

standenund bestehen.
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3. Weiter läßt sich daraufhin das Datenmaterialüber die Erleb­

nisperspektiveder Wanderer und über die �E�n�t�s�c�h�e�i�d�u�n�g�~�m�u�s�t�e�r der

�I�n�s�t�i�t�u�t�i�o�n�~�n aufeinander beziehen.Dadurch dürfte die Anpassung

der Integrationserwartungender Wanderer an die normativen Vorga­

ben der Institutionen sichtbar werden. Die Anlage der Forschungs­

schritte erfolgt bewußt nicht im sinne der denkbarenKausalität

(institutionelle Vorgaben beeinflussenWahrnehmungsmusterder Zu­

wanderer) - auch um eine Gefahr reaktiver Forschungzu vermeiden,

die gegeben wäre, wenn erst die institutionellenMuster erhoben

würden, dann die Erlebnisebeneder Zuwanderer, wobei die auf In­

stitutionsebeneerzielten Ergebnissekaum bei Erhebung und Inter­

pretation der Zuwanderer-Befragung ausgeblendet werden könnten.

Vermutlich ist aber die Erwartung begründet, daß zwischen der In­

stitutionenanalyseund den Interviewergebnissenbei Zuwanderern

spezifischeDiskrepanzenzutage treten. Denkbar wäre, solche Dis­

krepanzenzum Thema einer weiteren Zuwanderer-Erhebungzu machen.
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Grundausstattung

Die erheblichen Telefonkostenfür Interviewverabredungenim Bun­

desgebietsowie Büroausstattungund Büromaterial werden aus der

Grundausstattunggedeckt.

Ergänzungsausstattung

Verbrauchsmaterial(522)

Zur Ergänzung der Bürosachmittel sowie zur Anschaffung von etwa

400 Cassettenund 100 Discetten ist die Ergänzungsausstattungbe­

antragt.

Anschaffung von Kleingeräten (515)

Es werden fünf Cassettenrecorderund zwei Abspielgerätesowie

zwei elektronischeSchreibmaschinenbenötigt: ca. DM 10.000,--.

Reisekosten(527)

1988 Zur Vorbereitung der Kooperation mit dem
NotaufnahmelagerGießen und den Bundesbe­
hörden sind zwei Reisen nach Gießen und
eine Reise nach Bonn vorgesehen: 800,--

1989 Um die in der Bundesrepublikverstreutwohnenden
Interviewpartnerkostengünstigaufzusuchen,soll
1 übertragbareBundesbahnnetzkarte(Jahr) 2. Kl. 7.910,-­
gekauft werden. Sie kann auch für alle Experten­
gesprächezur Vorbereitung der Untersuchungbei
Institutionen benutzt werden.

In der Hauptinterviewphase(April, Mai) sind
ferner 2 x 4 Monatsnetzkartender Bundesbahn
anzuschaffen(8 x 818,- DM) 2. Kl. = 6.544,--

Tagegelderfür 150 Reisetage(ä DM 70,-) =10.500,--

Reisekosten1989:
1990 Besuch eines Methodenworkshopsbei ZUMA

1991 Zur Verhandlungmit Ausgleichsämternund
sonstigenBehördenbei der Gewinnung des
SampIes II wird wieder eine in die gesamte
Bundesrepublikführende Reisetätigkeitdes
Projektleiterserforderlich sein. Kosten­
günstig scheint daher wieder eine (persön­
liche) Bundesbahnnetzkarte(Jahr) zu sein:

24.954,-­
500,--

6.170,--
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�V�e�r�v�i�~�l�f�ä�l�t�i�g�u�n�g�s�k�o�s�t�e�n (531b)

Herstellungder Erhebungsinstrumente,Vervielfältigung der Inter­

viewprotokolle und Auszugstranskriptionenfür die kollegiale Aus­

wertung und das Kopieren von Auswertungsskizzenfür die Mitarbei­

ter stellen erfahrungsgemäßeinen großen Kostenfaktor dar. In der

Hauptauswertungsphase(1990) beträgt der Ansatz DM 3.000,--,

sonst jährlich DM 2.000,--.

Sonstiges (547)

Für die �A�d�~�e�s�s�e�n�r�e�c�h�e�r�c�h�e des SampIes I soll im Notaufnahmelager

Gießen eine Person, die das Vertrauen der Behörde genießt, mit

Werkvertrag (1988 und 1989 jeweils DM 1.800,--) beschäftigtwer­

den. Die Adressenklärung soll durch Korrespondenz der Behörde

(Portoerstattung1988 und 1989 jeweils DM 2.000,--) vorgenommen

werden. Für 1989 ist ein Sonderbedarfan Telefonkosteneingesetzt

(DM 1.000,--), der ebenfalls dem Notaufnahmelagererstattetwer­

den soll. 1991 ist für die Gewinnung von SampIe 11 ein Betrag für

Kleininserate in Tageszeitungenvorgesehen(DM 6.000,--).

Ferner ist für die Verschriftung des Datenmaterialsund die er­

wartbar umfangreicheKorrespondenz mit Befragten, Behörden und

Verbändenein Anrecht auf 10 Wochenstundeneiner Sekretäriner­

forderlich.
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3.0 ProjektbereichC

Statuspassageninnerhalb der Brwerbsarbeit

3.01 ZusammenfassendeDarstellung des Projektbere1chs

Die von Veränderungenim Beschäftigungssystemund der fortschrei­

tenden Segmentation des Arbeitsmarkts ausgehendenRisikolagen

sind ein zentralerBezugspunkt des Forschungsprogrammsdes Sfb.

Die Teilprojekte im ProjektbereichC gehen dementsprechenddavon

aus, �d�a�~ das Normalarbeitsverhältnismit der anhaltendenBeschäf­

tigungskrise immer mehr an faktischer Geltung verliert. In den

Berufsverläufen ist die normalbiographische Vorstellung, �d�a�~

Berufstätigkeit dauerhaft, qualifikationsentsprechendund auf

Vollzeit-Basis ausgeübt wird, sowie Aufstiegschancenzu bieten

hat, nicht mehr die Regel. Immer mehr Erwerbsbiographiensind

durch Unterbechungen, Auf- und Abstiegsspiralen oder einen

Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit gekenn­

zeichnet.

Wie Betriebe und Arbeitskräfte mit diesem Wandel normativer

Grundmusterumgehen, wie also betrieblicheBeschäftigungsstrate­

gien und individuelle Erwerbsverläufesich verändern, wird durch

die Untersuchungen in diesem Projektbereich aus verschiedenen

Blickrichtungen verfolgt. Ausgangspunktist, �d�a�~ für die Erwerbs­

biographienneben den betrieblichen Selektionsprozessenund den

von den Individuen verfolgten Erwerbsstrategienauch die Normen

über Voraussetzungen und Grenzen der Leistungsfähigkeit der

Arbeitskräfte zunehmendan Bedeutunggewinnen.

Es werden einmal Veränderungenim normativen Beschäftigungsmodell

selbst dort untersucht, wo die Stellung der Arbeitskräfte tradi­

tionell durch das Normalarbeitverhältnisdefiniert ist - nämlich

im öffentlichen Dienst. Auch hier zeichnensich Veränderungender

Beschäftigungsnormenund eine verstärkteDifferenzierungder Ar-
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beitsverhältnisseab. Daher wird durch eine vergleichendeAnalyse

kommunaler Beschäftigungspraktikendas Spektrum neu entstandener

und prekärerArbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst unter­

sucht. Dabei wird auch gefragt, inwieweit dadurch neue Normali­

tätsvorstellungenentstehen, die den fortdauerndenRisikolagen

angemessensind.

Als Ausweg aus Risikolagen, aber auch als Alternative zur Lohnar­

beit werden gegenwärtigStatuspassagenin die "neue Selbständig­

keit" kont{overs diskutiert. Der Wechsel aus abhängigerErwerbs­

arbeit in die Gründung eines Betriebs ist Bestandteil von Auf­

stiegsmustern im Handwerk oder im Dienstleistungsbereich.Der

Ausstieg aus der Arbeitslosigkeit durch die Gründung einer

selbständigen Existenz ist demgegenübereine neuartigeMobili­

tätsvariante,deren Erfolg oder �M�i�~�e�r�f�o�l�g nicht nur von der

Risikobereitschaftder Gründer abhängt, sondernauch von den je­

weiligen regionalenFörderkonzeptenund -praktiken. Die individu­

elle Gestaltung und die institutionelle Steuerungdieser Status­

passagenin ihrem Wechselverhältbnis zu untersuchen, bietet die

Möglichkeit, auch konstruktive Potentiale von Risikolagen

sichtbar zu machen.

Ein weiterer, in der Forschungbislang weniger beachteterZugang

zur Analyse betrieblicher Statuspassagenwird durch die Frage

nach dem Stellenwert ärztlicher Experten bei Entscheidungenüber

die Aufnahme, Fortsetzung, Unterbrechung oder Aufgabe von Er­

werbsverläufeneröffnet. Am Beispiel der Betriebsärzte wird dem

Spannungsverhältniszwischen medizinischemNormalitätsverständnis

von körperlicher Leistungsfähigkeit und den arbeitspolitischen

sowie individuellen Interessenlagennachgegangen.Zwischen dieser

Untersuchungund den im ProjektbereichD verfolgten sozialpoli­

tischen ThemensteIlungenbestehenvielversprechendeKooperations­

möglichkeiten.
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Wie und wann Statuspassaqenaus der Erwerbstätigkeitherausdurch

Krankschreibung eingeleitet und schließlich festgeschrieben

werden können, wird in einer prospektivenLänqsschnittstudie

anhand von Krankenkassendatenverfolgt. Dadurch sollen Verlaufs­

muster von gesundheitlichdefinierten Krisen der Erwerbstätigkeit

nachgezeichnetwerden. Durch massenstatistischeAuswertungenwird

es möglich sein, Zusammenhänge zwischen Krankheitsverläufen,

Rehabilitationsmaßnahmenund betrieblichenWiedereinqliederungs­

sowie Ausgliederungsprozessenzu rekonstruieren.

Der Einfluß der �A�r�b�~�i�t�s�m�a�r�k�t�e�n�t�w�i�c�k�l�u�n�q�, der betrieblichenBe­

schäftigungspolitikund des Umgangs mit �a�r�b�e�~�t�s�b�e�d�i�n�g�t�e�n Gesund­

heitsrisiken guf Erwerbsverläufebildet also die gemeinsamePer­

spektive dieses Projektbereichs,von der auch Verbindungen insbe­

sondere zur Analyse institutioneller Steuerungsmechanismenim

Bereich der Sozialpolitik entstehen.

3.02 BeantragteFörderungdes ProjektbereichsC

(Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr

97 C 1 C 2 C 3 C 4 Gesamt - 98

1988 45.290 82.300 81.238 105.247 314.075

1989 94.484 157.645 156.746204.847 613.722

1990 94.256 158.390 161.386 211.939 625.971

1991 45.284 78.355 77.700 103.390 304.729
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Allgemeine Angaben zum Teilprojekt C 1

Thema: Regulierung von Statuspassagenim Erwerbsleben
durch Experten. Das Beispiel der Betriebsärzte

Fachgebietund Arbeitsrichtung:
Medizinsoziologie, Arbeitsmedizin, Sozialpolitik

Projektleiter:
Rainer Müller, Frof. Dr. med.
Universität Bremen
Fachbereich11 (Arbeits- und Bildllngswissenschaften)

2800 �B�r�e�~�e�n 33
Tel.: 0421/218-3059/3274(dienstlich)

0421/ (privat)

Bisherige und
tungl
Bisherige Förderung: keine
BeantragteFörderung:

-Haushalts- Personal- sächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 44.500 790 45.290
1989 89.000 5.484 94.484
1990 89.000 5.256 94.256
1991 44.500 784 45.284
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3.2 Zusammenfassung

Untersuchtwerden soll am Beispiel von Ärzten die hislanq wenig
beachteteRolle, die Experten und Professionen bei der staatli­
chen'und privaten Regulierung von Statuspassagendes betriebli­
chen und überbetrieblichenArbeitsmarktesspielen und zwar beson­
�d�~�r�s mit ihren �g�u�t�a�c�h�t�~�r�l�i�c�h�e�n �S�t�e�l�l�u�n�g�n�a�h�~�e�n über die ArcEits­
und Leistungsfähigkeiteiner Person. Innerhalb der verschiedenEn
Positionensteuern Xrzte Erwerbsbiographien�~�n�d prägen nicht �u�~�­
erheblich die Lebenslagenvon Individuen und �F�a�~�i�l�i�e�n�.

Ein Erwerbstätiger,der in seinem �B�e�~�u�f�s�v�e�r�l�a�u�f nie durch  ¬�i�~�c�n
. Arzt hinsichtlich seinesArbeitsvermögensbegutachtetwurde, ist

eine selteneAusnahme. Im System der auf Erwerbsarbeitbezogenen
sozialen Sicherung bestimmen Ärzte Erwerbskarrieren,indem sie
als Kassen- bzw. vertrauensärzteArbeits-, Berufs- bzw. Erwerbs­
unfähigkeit prüfen oder rehabilitative Maßnahmenempfehlen, als
Arbeitsamtsärztean der Kanalisierungund Filterung von Arbeits­
kräfteströmenbeteiligt sind, oder für die Berufsausbildung.Um­
schulung und Weiterbildung von Arbeitssuchendenärztliche Stel­
lungnahmen ,abgeben. Nicht selten werden Statuspassagendurch
ärztliche Zuschr€ibungenangestoßen.

Im Teilprojekt soll am Beispiel der Betriebsärzteder Frage nach­
gegangenwerden, welche Rolle ärztliche Experten innerhalb insti­
tutioneller Regulierungvon Statuspassagenspielen und durch wel­
che Bedingungen cas Urteilen und Handeln der ärztlichen Instanz
bestimmt werden. Die Betriebsärztewerden mit anderenregulieren­
den Ärzten verglichen. Der Betriebsarzthat von seiner prakti­
schen Arbeit und arbeitsmedizinischenQualifikation her die größ­
te "Nähe" zu den ursächlichenZusammenhängender industriellen
Pathogenitätund steht mitten in den betrieblichenKonfliktfel­
dern. Die Anforderungenan Betriebsärzteund die praktischeTä­
tigkeit sollen im Hinblick auf Rollenkonflikte und Verhaltensmu­
ster untersucht. Die sozialpolitischenund individuellen Hand­
lungsspielräumedieser expertlichenRegulierung von Statuspassa­
gen sollen durch standardisierteBefragungen,angeleiteteSelbst­
beobachtung,Dokumentenauswertung, Gruppendiskussion und offene
Interviews eruiert werden.
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3.3. Stand der �F�o�r�~�c�h�u�n�g

Sozialwissenschaftlicr.e �S�t�u�d�i�~�n�. die sich mit der Funktion �~�c�n

Betriebsärztenals institutionelle �R�~�g�u�l�i�(�'�r�~�r von statuspassagen
bzw. professionwlle �U�n�t�e�r�s�t�n�t�z�u�n�g�&�s�y�~�t�a�r�n�b zur �B�e�w�~�l�t�i�g�u�~�g von R!­
sikolagen �b�e�s�c�h�~�f�t�i�g�e�n�, liegen fOr aie Bundesrepublik �i�~ Unter­
schied zu anderen�L�~�n�d�~�r�n �~�i�t �~�l�l�c�r�d�i�n�c�s kaum �v�e�r�g�l�e�i�c�h�b�a�r�e�~ Pe­
dingungen (Freidson 1975) nicht vor. Es fehlen selbst �s�o�~�i�o�l�o�g�i�­

sehe Untersuchungen zum Wirken von �~�r�z�t�e�n im Kontext sozialpoli­
tischer steuerungvon Risikolagen und arbeitsmarktpolitischenMn­
bilitätsprczessen.Der Mangel empirischerForschungüber die �P�r�~�­

xis der ärztlichen Professionbei der politischen Gestaltungvon
sozialen Lebenslagen wurde zwar wiederholt beklagt (Riedmüller
u.a. 1980, Novak, Zipp 1981), forschungspraktisch aber nicht an­
gegangen.

Oberlegungenliegen vor für das Beispiel "Rehabilitation und Ar­
beitslosigkeit", wozu thesenartigzentrale Forschungsfragenfor­
muliert wurden:

Wie schlagen sich institutionelle Mechanismender Zuweisung und
�V�~�r�s�c�h�i�e�b�u�n�g ven Arbeitslosigkeit und Krankheit in der Abhängig­
�k�~�i�t cer Gesuncheitspolitikvon �d�e�r�~�r�b�e�i�t�s�m�a�r�k�t�p�o�l�i�t�i�k nieder?

Wie sehendie konkreten sozialpolitischenHandlungsstrategiender
beteiligten Tnstqnzcn und deren Folgen für die Lebenslagevon
Arbeitslosen. Frührentnern,Behindertenund Kranken aus?

Wie sieht die �A�~�s�g�e�s�t�a�l�t�u�n�g

allen Dingen der Arzte, in
Instanzenaus?

der Rollen der �P�r�o�f�e�s�s�i�o�n�~�l�l�e�n�, vor
den regulierendensozialpolitischen

Welcher Handlungsspielraum steht Experten offen, um Prozesse
sozialer Integration zu fördern?

Einen ers,tenempirischenEinstieg in diese Fragen hat Thomann in
�F�o�r�~ eines Werkstattberichtesüber �s�p�.�i�~�e eigene arbeitsamtsärzt­
liehe Tätigkeit genommen (Thomann 1983). Er reflektiert an �'�e�x�e�m�~

plarischenFällen "gesellschaftlicheFunktion, Aufgaben und Pro­
bleme des ärztlichen Dienstesder Arbeitsimter in der �K�r�i�s�e�"�~�.�D�i�e�,

gesellschaftlicheFunktion der Arbeitumtsirztewird vom �A�u�t�o�r�.�i�~ i.
folgenden Punkten angesprochen: ,Sicherung�v�o�l�k�s�w�i�r�t�s�~�h�a�f�t�l�i�c�h�e�r�j�:

.. . ," - - ' .' • " -, • 'I �~�,�'
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�E�f�f�e�k�t�i�v�i�t�~�t und �P�r�o�d�u�k�t�i�v�i�t�~�t�, arbeitsmarktpolitischesInstru­

ment zur Steuerungvon �A�r�b�e�i�t�s�k�r�~�f�t�e�s�t�r�ö�m�e�n�, Steuerung der Be­

rufsausbildung, der Umschulung und Weiterbildung, medizinische

Definition der �L�e�i�s�t�u�n�g�s�f�~�h�i�g�k�e�i�t�, ein Instrument zur Eingrenzung

�d�e�s�~�r�b�e�i�t�s�k�r�~�f�t�e�p�o�t�e�n�t�i�a�l�s�; Mitwirkung und Legitimierupg bei der

Anwendung gesetzlicherSanktionengegenüberArbeitslosen; indivi­

duelle Beratung von �~�r�b�e�i�t�s�u�c�h�e�n�d�e�n Jnd Arbeitslosen im Hinblick

auf einen konstitutionell angemessenenArbeitsplatz, Schutz vor

�ü�b�e�r�m�~�ß�i�g�e�r gesurdheitlicherBelastung.

Thomann postuliert: "durch seine �T�~�t�i�g�k�e�i�t steuertder �~�r�z�t�l�i�c�h�e

liehe Dienst den �s�p�~�t�e�r�e�n Berufs- und Lebenswegeiner größeren

Anzahl von' Arbeitsuchenden" (Thomann 1983, S. 84). Eine Analyse

der Handlungsbedingungen�d�e�r�A�r�b�e�i�t�s�a�m�t�s�~�r�z�t�e in konkreten Situa-

�'�t�i�o�n�e�n�w�i�r�d�~�v�o�n�i�h�m jedoch nicht vorgenommen. Es werden Zahlen

über �~�r�z�t�l�i�c�h�e Gutachtenund aus der eigenen �~�r�z�t�l�i�c�h�e�n gutach­

terlichen Titigkeit werden Fallbeispiele vorgestellt, die die

gesundheitliche�B�e�e�i�n�t�r�~�c�h�t�i�g�u�n�g von �A�r�b�e�~�t�s�l�o�s�e�n und ihren Fami­

lien dokumentierensollen.

Mit betriebsärztlichem Wirken im Kontext von Arbeitsmarkt und

Gesundheitspolitik haben sich unter betriebswirtschaftlichen

Kosten-Nutzen-Gesichtspunkteneinige Studien �b�e�s�c�h�~�f�t�i�g�t (Eich

1967, Diehr u.a. 1970, Ossler 1984, Magnus 1985). Als Indikatoren

der ökonomischen Kalkulation wurden unter anderemherangezogen:

Kostenersparnis durch Einstellungsuntersuchungen(Vermeidung

einer Beteiligung andererÄrzte, nicht angefalleneKrankheitsko­

sten bei nicht eingestellten Bewerbern, zu erwartendeAnlernko­

sten nicht eingestellterungeeigneterBewerber), durch rechtzei­

tige Veranlassungeines Arbeitsplatzwechsels, Erstversorgungvon

kleinerenVerletzungendurch �A�r�b�e�i�t�s�u�n�f�~�l�l�e�, Senkung des Kranken­

standesdurch therapeutischeMaßnahmen und Schutzimpfungensowie

Betreuungvon Mitarbeitern nach leichten �U�n�f�~�l�l�e�n�.
�~�,�;�'�:�:�!�: '.:;

Ebenfalls in den Kreis �b�e�t�r�i�e�b�s�w�i�r�t�s�c�h�a�f�t�l�i�c�h�e�r�A�u�s�e�i�n�a�n�d�e�r�s�~�~�i�;
:zung mit der Institution,Betriebsmedizin,ist die �A�r�b�e�i�t�.�v�o�~�·�:�i�h�;�;�i�r�i�'�;�~

:' �,�~�~�~�,�~�' �~�-�'�:�.�:�' ..\:;"
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berg u.a. (BIomberg, König, Merz, Postheimer1980) einzuordnen.

In dieser Studie wurde der Zeitbedarf der Betriebsärzte für die

Durchführung der Tätigkeiten nach den Aufgaben des Arbeitssicher­

heitsgesetzesgcffiescen an den hetriebswirtschaftlichen�K�e�n�n�g�r�ö�~�'�,�n

�r�e�c�h�n�~�r�i�s�c�n abgeleitet.

Einen guten Oberblick über dia Funktionen und rechtliche Stellung

des Becriebsarztesin Unternehmen geben die Publikationenvon

Budde, Wittina (1984) und Fritsche (19841. In beiden Arbeiten

wurde keine rechtssoziologischeAnalyse des Betriebsarztes,son­

dern eine Exegeseeinschlägigerrechtlicher �R�e�g�e�l�u�n�g�~�n�, richter­

licher Entscheidungen und rechtswissenschaftlicherLiteratur

vorgenommen.

Deppe legte 1973 im Vorfeld des Arbeitssicherheitsgesetzeseinen

"Beitrag zur Soziologie medizinischer Institutionen am Beispiel

des werksärztlichen Dienstes in der BRD" vor �(�D�~�p�p�e 1973). Die

Publikation beschäftigtsich mit der Entwicklung des werksäzrtli­

ehen Dienstes in der Bundesrepublik,dem Risiko von Arbeitsunfäl­

len, den betrieblichenRationalisierungsstrategienund der Renta­

bilität des werksärztlichen Dienstes. Die Studie basiert nicht

auf eigenen �e�~�p�i�r�i�s�c�h�e�n Erhebungen. Die Wirkungen des Betriebs­

arztes auf die "Karriere" des Erwerbstätigenwerden nicht behan­

delt.

Ergebnisse einer soziologischen Untersuchung zur Organisation

betriebsärztlicherDienste in Krankenhäusernwurden kürzlich vor­

gelegt (Hofman, Stößel, Mutschler-Kehl 1986, Mutschler-Kehl, Hof­

man, Stößel 1987, Hofman, Stößel, Mutschler-Kehl 1987, Hofman,

Stößel 1986). Mit einem teilstandisiertenFragebogen waren alle

286 Kliniken in der Bundesrepublikmit mehr als 500 Betten be­

fragt worden. Es wurde ein Rücklauf von 56 % mit jedoch hoher

Ausfallquote bei einzelnen Fragen erreicht. Im Mittelpunkt des

Interessesstandendie Fragen, ob die gesetzlichenVorschriften

erfüllt werden und welche personelle, räumliche, apparative,un(\.',

organisatorischeAusgestaltungin den einzelnen�b�e�t�r�i�e�b�s�_�ä�r�z�t�,�H�1�~�i
':-," -.,:;,/,,'.f.

chen Diensten vorhandenist. Zu den arbeitsmedizinischen�~�n�t�~�~�~�~�~�~
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chungenwurde deren Häufigkeit erfragt. 90 befragte �K�r�a�~�k�e�n�h�ä�u�s�e�r

äußerten sich zur Frage nach den arbeitsschutzrechtlichvorge­

schriebenenarbeitsmedizinischenVorsorgeuntersuchungen.Nur 42 %

gaben.an, .solche Untersuchungendurchzuführen.

Mit ähnlichen organisatorischenFragestellungen befaßt sich ein

zur Zeit laufendes Forschungsprojekt zur arbeitsmedizinischen

Betreuung im öffentlichen Dienst (streich, Ritz, 1987). Von 250

Gebietskörperschafteneines Gemeindeunfallverbandeswurden 100

mit ca. 80.000 Beschäftigtenschriftlich befragt. Von 90 Körper­

schaftenliegt eine Antwort vor. Die erstenZwischenergebnisse

geben Auskunft über die Verteilung der betriebsärztlichenDienste

auf unterschiedlicheBetriebsarten, die daraus sich ergebenden

zeitlichen Betreuungserfordernisseund den Stand der Abdeckung

durch unterschiedliche Formen der Bestellungbzw. Verpflichtung

von Betriebsärzten. 60 % der Gebietskörperschaftenweisen keine

betriebsärztlicheBetreuung auf. Ein wichtiger Grund für dieses

Defizit wird darin gesehen,daß in 90 % der Fälle die ermittelten

Einsatzzeitenfür Betriebsärzteunter dem Volumen einer halben

Stelle (800 Stundenpro Jahr liegen).

Eine empirische, eher politikwissenschaftlicheals soziologische

Analyse der Funktion von Betriebsärzten,allerdings mit Blick auf

die präventive AUfgabensteIlunggemäß dem Arbeit5icherheitsgesetz

von 1974, stellt die Untersuchungvon Rosenbrock (1982)· dar. Die

Studie behandeltdie gesundheitspolitischenRahmenbedingungendes

professionellen�A�r�b�e�i�t�s�~�c�h�u�t�z�e�s�, die �i�n�s�t�i�t�~�t�i�o�n�e�l�l�e�n und perso­

nellen Ausprägungen.des Arbeitsschutzesim Betrieb und die Hand- .

lungsfelderinsbesondereder Betriebsärzte und Sicherheitsfach­

kräfte. Der Autor hat über schriftliche Befragungenvon �1�4�0�2�B�e�~

triebsrätenund Gruppendiskussionenmit 250 Betriebsräten'das

Wirken von Betriebsärzten im Kontext folgender�F�r�a�g�e�s�t�e�l�l�u�n�g�e�~
untersucht:

- Artikulation und Thematisierung von
blemen als Probleme von Gesundheit

.. �B�e�.�s�c�h�ä�f�t�i�g�t�~�n�; ....-

'';'.

betrieblichen-.Arbeitspro::::
und - Krankheit.-' durch,·diif'
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- Arbeitsschutzpraxisder Belegschaft bzw. der Belegschaftsver­
tretung;

- �A�r�b�e�i�t�s�s�c�h�u�t�z�p�r�a�~�i�s �~�e�r professionellenArbeitsschutzakteureim
Betrieb.

Die erklärendenVariablen wurden zu folgenden Gruppen zusammenge­

stellt:

- Arbeitsbelastungund -beanspruchung(einschließlichBefindlich­
ke:itsstörungen);

- Potential des Unternehmershinsichtlich ökonomischerRessourcen
Mobilisierung und �b�e�t�r�i�e�b�s�s�p�e�~�i�f�i�s�c�h�e�r Durchsetzung;

- InteressenspolitischeNiveau der �B�e�l�e�~�s�c�h�a�f�t sowie deren Struk­
tur.

In dieser Studie wurden u.a. auch das Ausmaß der Funktion von

Betriebsärztenbei der Regulierung von Statuspassagenbeim Ein­

tritt in den Betrieb, beim Umsetzen innerhalb des Betriebesund

beim Verlassendes Betriebesuntersucht.Es wurde nach arbeitsme­

dizinischen Einstellungs-, Oberwachungs-und Entlassungsuntersu­

chungen sowie deren Folgen für die Betroffenengefragt.

Ungefähr 1/4 der Befragten wurde regelmäßigarbeitsmedizinisch

untersucht.Den Untersuchtenwar häufig nicht bekannt, ob es sich

um Untersuchungenauf Grundlage von Rechtsvorschriftenoder um im

Betrieb veranlaßteUntersuchungender Betriebsärztehandelte. Von

den regelmäßig Untersuchtenin Betriebenmit mehr als 1000 Be­

schäftigtenhielten mehr als 1/3 einen Arbeitsplatzverlustals

Folge der ärztlichen Untersuchungfür möglich (S. 145). Inwieweit

Betriebsärztean der Aussonderung leistungsgeminderterchronisch

Kranker beteiligt waren, wurde ebenfallsherauszufindenversucht.

Ober 50 % aller Befragten gahen an, daß die Entlassung von der

Personalabteilung durch Kontrolle der Fehlzeitenausgesprochen

werde. Bei 30 % geschiehtdie Entlassungdurch Vorgesetzteunmit­

telbar und bei 10 % durch die Untersuchungder Betriebsärzte.In

Betriebenmit mehr als 2000 Beschäftigtenwaren Betriebsärzte,�m�i�~�~�'

16,5 % an der Selektion beteiligt (S. 170). Nach Auffassungde.'
. �,�~�.�~�~

Autors sind für die "Medizinisierung" der Selektion festange,"?
J

stellte Betriebsärzte und freiberuflicpe Vertragsärzte�l�e�i�c�h�t�e�~
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durch das Managementzu funktionalisierenals arbeitsmedizinische

Zentren. (S. 172)

Die betriebliche Personalpolitik im Umgang mit gesundheitlich

Beeinträchtigtensteht im Mittelpunkt einer Studie von Kotthoff

und Ochs (Kotthoff, Ochs 1987, Kotthoff 1986). In 33 IndustrieLe­

trieben und fünf Dienstleistungsbetrieben für das Saarlara

repräsentativ- wurden Betriebsleiter, �P�e�r�s�o�n�a�l�l�e�i�t�~�r�, Betriebs-

,räte und Behindertenvertrauensleutemit nicht �s�t�a�n�d�a�~�d�i�s�i�e�r�t�e�n

Ir.terviews befragt. 100 gesundheitlichbeeinträchtigteArbeitneh­

mer aus 13 der 38 Betriebe wurden in ihrer Wohnung interviewt.

Kotthoff und Ochs haben in ihrer UntersuchungsiebenMuster des

personalpolitischenUmgangs mit gesundheitlichbeeinträchtigten

Arbeitnehmernherausgefunden:

1. Instrumentell organisierte Politik der Diskriminierung und
Ausgliederung;

2. SelbstgesteuerteDiskriminierung und Ausgliederung im über­
schaubarenKleinbetriet;

3. durch einen konfliktbereiten BetriebsratgebremsteDiskrimi­
nierung und Ausgliederung;
4. unbürokratischeIntergration durch sozialfürsorglicheNähe;

5. beiläufige Integration in der gering determiniertenArbeitsor­
ganisation;

6. Integration und Fürsorge im sozialenSchutz des Mitbestim­
mungsbetriebes;

7. das Stabsmodell:defensive Integration in �G�r�o�~�b�e�t�r�i�e�b�e�n�.

In sechsvon 33 Betrieben wird die systematischeDiskriminierung

betrieben (Muster 1) "Nicht seltenwerden die Arbeiter vom Be­

trieb formell aufgefordert, sich durch einen Facharztuntersuchen

und den Gesundheitsschadenbestätigenzu lassen, um dann mit der

Vorlage des Attestes die Ausgliederung einzuleiten... Vorge"

setzteund Betriebsarztwerden auf die programmierteRücksichts­

losigkeit verpflichtet. Es wird ein eigenes �k�o�o�r�d�i�n�i�e�r�t�e�s�I�r�i�f�o�~�~
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mations- und Handlungssystemdafür aufgebaut." (Kotthoff 1986, S.

21, 22)

In den Betrieben dieses Musters werden keine balastungsreduzie­

renden Maßnahmen durchgefOhrt. Eine unbürokratischeIntegration

durch sozialfGrsorJorischeN&he (Muster 4) wird in acht der 33

Betriebe praktiziert. Die Betriebe besch&ftigen ca. 300 bis 1000

Arbeitnehmer. Die �~�~�t�s�~�h�e�i�d�e�n�d�e Regulierungsinstanz stellt der

Betriebsratdar, "in einigen Fällen auch der (externe) Betriebs­

arzt, der in schwierigen F§11en die medizinischeDringlichkeit

best&tigt und eventuell den Betriebsratbei der Suche nach geeig­

neten Arbeitsplätzenbegleitendunterstützt." (Kotthoff 1986, S.

30) In den montanmitbestimmten Betrieben (Muster 6) sind die

Betriebsärzteweselltlich an der Integration der Leistungsgemin­

derten beteiligt.

Beim Stabsmodell der defensiven Integration, dem,Versuch die

Problematik aus den Interessens- und Machtprozessenherauszuhal­

ten, sind die eingestellten Betriebsärztean den strengenPrü­

fungs- und Erkundungsverfahren Ober Krankheitsgeschichte und

Lebensumständebeteiligt. Der "vereinträgtigtenEinsatz hat hier

eine Kontroll-, Disziplinierungs- und Eindämmungskomponente.Er

wird von oben exekutiert." (Kotthoff 1986, S. 36) Auf die Frage,

woran es liegt, daß manche Betriebe eine Integration und �a�n�d�e�~�e

eine Diskreminierung der Leistungsgemindertenbetreiben, wird

festgestellt: Es gibt eine traditionelle betrieblicheSozialbe­

ziehung zwischen Arbeitgeber und Belegschaft.Entscheidendfür

deren integrative Formen ist das Wirkungsfeld der Montanmitbe­

stimmung. Eine Teilerklärung liefert auch "die Art der Produk­

tionsstruktur und das damit gegebene Niveau an �L�a�c�~�g�e�f�r�a�g�t�e�r

Qualifikation. In stark entqualifiziertenArbeitsstrukturenist

die Chance für ein integrativesMuster geringer als in Betrieben

mit überwiegend qualifizierten angelerntenTätigkeiten oder in

Facharbeiterbetrieben."Kotthoff 1986, . S•. 40) Ebenso Gbt �d�i�~�_

Betriebsqrößeeinen Einfluß aus.
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Von den Untersuchungsbetriebenmit weniger als 100 Beschäftigten

praktiziert keiner einen integrativen �~�m�g�a�n�g�. Von denen mit 101

bis 500 Beschäftigtenist es 1/3, und von denen mit 501 bis 1000

Beschäftigten3/4 sowie von denen mit mehr als 1000 Beschäftigten

3/5 (Kotthoff 1986, S. 41). Die wirtschaftliche Lage des Betrie­

bes spielt für die Wahl des Musters keine Rolle. Diese für das

Saargebiet repräsentativen Ergebnisse können nach Meinung der

Autoren nicht einfach auf die �g�e�s�a�~�t�e Bundesrepublikübertragen

�·�w�e�~�d�e�n�. Die Ergebnissewerden als zu positiv für die Bundesrepu­

blik eingeschätzt.

3.4 Eigene'Vorarbeiten

Die Antragsteller haben sich in der Vergangenheitinsofern mit

dem Thema "Risikolage und Statuspassage"�w�i�s�s�e�n�s�c�h�~�f�t�l�i�c�h be­

schäftigt, als sie sich mit Fragen der Gesundheitsrisiken in und

durch Lohnarbeit, der Epidemiologie und theoretischenKonzeptio­

nierungenvon arbeitsbedingtenErkrankungensowie den sozialpoli­

tischen Bewältigungsstrategienvon Gesundheitsgefährdungin der

Arbeitswelt beschäftigthaben. &0 wurden arbeitswissenschaftliche

tzw. arbeitsmedizinische Studien hinsichtli:h bestimmterBela­

stungsfaktorenwie Blei und Kohlenmonoxyd (MGller, Praysnar1978)

angestelltoder die Belastungssituation und Morbidität spezifi­

scher Berufsgruppenuntersucht (MGller 1980 b, 1931).

Mit dem historischenund aktuellen professionspolitischemInter­

esse von Kassenärzten, betriebsärztlich tätig zu sein, befaßt

sich der Aufsatz "Kassenarztals betrieblicher "Präventionsarzt"?

(Müller, Milles 1987) Es wiru der Frage nachgegangen,ob die Dop­

peltätigkeit als Kassenarzteinerseits und Betriebsarztanderer-.

seits eine Organisationsationsformdarstellt, um die gesundheits­

gefährdenden Bedingungengungen in Mittel- und Kleinbetrieben

adäquatzu bearbeitenund ob KassenärztedafGr ein ausreichendes_

professionellesFachwissenmitbringen.
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In sozialhistorischenRückblendenwurde aufgezeigt, daß Kassenme­

dizin von Anfang auf �d�e�~ Gesundheitsrisikoder Erwerbsarbeitauf­

baute, aber eben nicht um Gesundheitsgefährdungenund Gesund­

heitsverschleißder Lohnarbeit prophylaktischwirksam zu bekämp­

fen.

Der Grund für das zahlenmäß1gstarke Hineinwachsenvon doppelt

freiberuflich Tätigen Arzten in die Betriebsmedizinwird in darr.

Geflecht �g�e�s�2�~�e�n�, bestehendaus dem gesellschaftlichen und be­

trieblichenlichenBedürfnis nach Experten für Probleme der indu­

striellen Gesundheitsrisiken,dem Interessedes Staatesan steue­

rung dieser Gefährdungspotentialeund dem professionspolitischen

Strebender Ärzte nach Einfluß und AUSKommen.

Erkrankungenvon Erwerbstätigen,z.T. auch als arbeitsbedingtbe­

wertet, wurden in früheren Studien einmal als Indikator von ge­

sellschaftlichenRisikolagen interpretiert und �z�~�g�l�e�i�c�h als Er­

eignisse betrachtet, die Statuspassagenkonstituieren. Dieser

Zusammenhangwurde in der Arbeit "Arbeitsbelastung,arbeitsbe­

dingte Erkrankung und Frühinvalidität" thematisiert (Müller,

Volkholz 1980). Diese Studie versuchteim Gegensatzzu der veren­

genden Perspektive von epidemiologischenQuerschnittstudienpnd

der arbeitsmedizinischenFixierung auf einzelne Belastungsfakto­

ren, 1ie Prozeßhaftigkeitvon erlittenen mehrfachenArbeitsbela­

stungen, von Gesundheitsverschleißund den daraus resultierenden

Berufs- und Lebensverläufen zu beschreiben.Ausgangspunktder

Überlegungenwaren die Ergebnisse einer Hochrechnung des Insti­

tuts für Arbeitsmarkt und Berufsforschungvon 1978. Danach errei­

chen bis 1990 nur 30 %$ der erwerbstätigen Männer das normale

Rentenalter, während 37 % wegen �F�r�~�h�v�e�r�r�e�n�t�u�n�g und 33 % durch

vorzeitigen Tod aus dem Erwerbslebenausscheiden.

Im Forschungsprojekt"Verlauf und Verteilung von Arbeitsunfihig­

keit aus Krankheitsgründen"(Müller u.a. 1983, s. auch Milles/

Müller 1935) wurden Patienten- und Erwerbstätigenkarrieren�(�S�e�~

quenzen), wie sie sich in Routinedateneiner �g�e�s�e�t�z�l�i�c�h�e�n�X�r�a�n�~�(

kenversicherungabbilden, über 5 Jahre verfolgt. Es wurden'di!!.,
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unterschiedlichenRisikolagen für verschiedeneBerufsgruppenund

die BedeutungchronischerErkrankungenfür die Konstituierung der

StatuspassagenArbeitsplatzwechsel,in Arbeitslosigkeit, in Früh­

rente und Tod zahlenmäßigdargestellt (Müller u.a. 1983).

Die epidemiologischenStudien wurden ergänztdurch eine Auseinan­

dersetzungmit den theoretischen und konzeptionellenGrundlagen

der Arbeitsmedizin (Müller 1983, 1984, 1985,1986). Es wurde der

Frage nachgegangen,ob die professionelleArbeit von Arbeitsmedi­

zinern in Betrieben und als Gutachter sich an einem Höchstmaß

wissenschaftlicherErkenntnis und damit gesellschaftlicherRatio­

nalität orientiert oder einem Reduktionismus verhaftenbleibt,

der sich 'als eigentümlich funktional zum Konfliktfeld Lohnarbeit

und Kapital verhält. Es konnte gezeigt werden, daß das arbeits­

physiologische und toxikologische Belastungs/Beanspruchungsrno­

delI, das Berufskrankheiten- und Grenzwertkonzept als zentrale

Theoremeder Arbeitsmedizin die Funktion der Reduzierunggesell­

schaftlicherWidersprücheerfüllen.

Dies leitete über zu Fragen nach der Einbindung der (Arbeits-)

Medizin in die sozialpolitischeRegulierungder "industriellen

Pathogenität".Im historischen Rückblick wurde die Geneseder

Einbindung der Medizin in die institutionelle Prägung und Steue­

rurJ von Erwerbsbiographienund Lebensläufennachgezeichnet(Mül­

ler, Milles 1984). Die verschiedenenForschungsergebnissewurden

mit dem Begriff der "Dethematisierung"industrieller Pathogenität

zusammengefaßt(MilIes, Müller 1987). Die&er Begriff korrespon­

diert mit den heute noch wirkenden vier wesentlichenVerkürzungen

des betrieblichenGesundheitsschutzes:

- Individualisierungder Problemlagen,d.h. die ursächlichenZu­
.samrnenhängegesundheitlicherGefährdung oder Schäden werden in
die Verantwortlichkeit einzelner Personenverlagert;

- Auslage.ungen sozialpolitischer Verantwortung, d.h.·diebe:!
hördliche Intervention oder die soziapolitische Gestaltungge­
sellschaftlicherBedingungen von Gefährdung oder .Schädenwerder
zugunstenprivater, meist wirtschaftlicher �P�r�i�o�r�i�~�ä�~�e�n�b�e�g�~�~�n�~�t�7

," . . -.' .......,.'...,
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- Medizin-polizeilicher Begriff staatlicher Intervention, d.h.
der Ausbau sozialer Kontrolle gegenGberindividuellen Verfehlun­
gen oder die Ausgrenzungvon Normalabweichungen in der Orientie­
rung auf einzelne Fille;

- ökonomisierung des gesundheitlichen Schutzesund dar gesund­
heitlichen Versorgung, d.h. die Legitimierung sozialpolitischer
Intervention von Wirtschaftlichkeit aus und die Regelung der
Versorgung über Umverteilung von Geld.

Überlegungenzu �d�~�n Handlungsmöglichkeiten von Betriebsärzten,

Prlvention von albeitsbedingten Erkrenkungen zu betreibenund

soziale Verantwortungbei der Streßbewlltigung am Arbeitsplatz

ausüben zu können, haben �~�i�c�h in zwei Publikationenniederge­

schlagen (l1üller 1983, 1986). Zwar bieten rechtliche Regelungen

und auch wissenschaftlicheErkenntnissedie Möglichkeit zur Prä­

vention und Streßbekämpfung,jedoch erschwerendie genanntenVer­

kürzungsweisendes betrieblichenGesundheitsschutzesund der Ar­

beitsmedizineinen generellen Erfolg. Festgestellt wurde, daß

keine empirische Studien über das konkrete Tun von Betriebslrzten

vorliegen.

3.5 Ziele

Im Vorhaben soll am Beispiel der Betriebsärzteden Fragen nachge­

gangenwerden,

1. welche Rolle Experten bei der RegUlierung von Statuspassagen
spielen,

2. inwieweit ihre Wissensbeständeund ihr Professionshabitussie
befähigt, ihrem Auftrag unter konfligierendenErwartungengerecht
zu werden,

3. welche Bedingungendas Urteilen und Handeln der ärztlichen In­
stanz bestimmenund

4. welche Folgen für die Klienten hinsichtlich der Verstärkung,
Abschwächungoder Beseitigungvon kummulierendenRisikolagen �d�~�r�­
aus resultierenkönnen.

Das Beispiel Betriebsärztewurde aus folgenden Grandengewählt}

Im Vergleich mit den anderen regulierenden Ärzten hat der sJ::)
triebsarztvon seiner praktischenArbeit und arbeitsmedizinischen
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Qualifikation her die größte Nähe zum Arbeitsmarkt, d.h. zu den

konkreten Arbeitsbedingungen bzw. -anforderungender zu beurtei­

lenden Person. Er steht als "Türhüter" an den Statuspassagenin

die Erwerbstätigkeit, an den Passagenzwischen den verschiedenen

beruflichen Tätigkeiten während der Erwerbstätigkeitund an den

Passagenaus der Erwerbstätigkeit heraus. Dabei machen die Sta­

tuspassageninnerhalb der Erwerbszeit den größten Teil der be­

triebsärztlichenTätigkeit aus.

In dem Vorhaben soll geprüft werden, wie hoch der Grad der Pro­

fessionalitätder Betriebsärztegemessen an den Kriterien Auto­

nomie gegenüberden Klienten (hier sowohl Arbeitgeber, Arbeitneh­

mer/Arbeitsuchender)als auch den Institutionen (hier Unfallver­

sicherungen bzw. Staat) und systematischeshandlungsleitendes

berufliches Wissen einzuschätzenist.

An dieser Stelle ist an die Eigenschaftgesichertenmedizinischen

Wissens, hier insbesondere der Arbeitsmedizin, zu erinnern. Es

ist ein Wissen post festum. Wie alles Wissen hängt �e�~ stark von

den Erhebungs-und Prüfungsmethodenab. Seine Systematikbasip.t

auf Hintergrundannahmenund au2 Normalitätsunterstel'ungen.Nun

zeichnet es Ärzte aus, daß sie in aller Regel wissen, ihre wis­

senschaftreicht in keiner Situation zu einer vollständig gesi­

chertenAbleitung der einzigen richtigen Handlung aus. Es bleibe

immer eine Entscheidung unter Untersicherheit zu treffen. Von

daher gibt es eine prinzipielle Offenheit der Medizin für das,

was als Laienkompetenzund Alltagswissenbezeichnetwird. Von der

Struktur ihres Wissens her müßte die Professionbescheidenersein

und die Begrenztheitihres Deutungs-und Handlungswissenseinge­

stehen. Dies hätte zur Konsequenz,daß die Betriebsmedizinviel

deutlicher die Grenzen zwischen medizinisch-ärztlichemWissen und

interessensmäßigenAlltagsentscheidungenhier auf betrieblicher

Ebene über Statuspassagp.noffenlegenmüßte.

Diese Fragen und Thesen sollen an den Situationenanalysiert'
_ . _ ,t.',�'�.�~�' -

werden, wo BetriebsärzteArbeitnehmermedizinisch/ärztlichunterf.;
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suchen und Entscheidungenüber Statuspassagensowie Risikolagen

treffen bzw. beeinflussenoder die Legitimation für Regulierungen

liefern.

An solchen Ansprüchen an Betriebsärzte �~�~�d ihre Untersuchungen

sollen erforscht werden:

1. ArbeitsmedizinischeUntersuchungen nach § 3 Abs. 2 des Ar­
beitssicherheitsgesetzes..Dort heißt es: "Sie haben insbe­
sonderedie Arbeitnehmer zu untersuchen,arbeitsmedizinisch
zu beurteilen und zu beratensowie Untersuchungsergebnisse
zu erfassenund auszuwerten."

2. Arbeitsm-dizinischeVorsorgeuntersuchungennach Vorschriften
der Berufsgenossenschaftenund des Staates.Eine der wesent­
lichen Vorschriften stellt die Unfallverhütungsvorschrift
VBG 100 dar. Nach dieser Vorschrift ist der Gesundheitszu­
stand von Arbeitnehmerndurch arbeitsmedizinischeVorsorge­
untersuchungen (Erstuntersuchungenvor Aufnahme der Be­
schäftigungund �N�a�c�h�~�n�t�e�r�s�u�c�h�u�n�g während der Beschäftigung)
zu überwachen,wenn sie chemischen,physikalischenoder bio­
logischen Einwirkungen ausgesetztsind oder gefährdendeTä-
tigkeiten ausüben. .

3. Untersuchungenauf Grundlage des Vertrages mit dem Arbeitge­
ber. In diesem Zusammenhanghat der BetriebsarztEinstel­
lungsuntersuchungenbzw. Überwachungsuntersuchungenauf An­
weisung des Unternehmersdurchzuführen.

4. Untersuchungennach Arbeitsunfällen.

5. Untersuchungen bei Konsultationen. Arbeitnehmer suchen Be­
triebsärzteauf, um sich Rat zu holen, ihren Gesundheitszu­
stand überwachenzu lassen (z.B. Kontrolle des Blutdruckes),
Unterstützungbei Umsetzungswünschenim Betrieb zu erhalten
und um gutachter1iche Stellungnahmenbei Anträgen auf Be­
rufs-, Erwerbsunfähigkeitund Schwerbehinderungzu bekommen.

In diesen verschiedenenUntersuchungenwird der Betriebsarztmit

unterschiedlichenz.T. widersprüchlichenAnforderungeninsbeson­

dere von Seiten des Arbeitnehmers/Arbeitsuchenden,der Betriebs­

leitung und der Berufsgenossenschaftbzw. der staatlichenGewer­

beaufsichtkonfrontiert. Alle diese Anforderungensind gesetzlich

oder vertraglich berechtigt. Sie können nicht unter'Verweisauf

Gesetz und Vertrag abgewiesen werden. Wenn diese �A�n�f�o�r�d�e�~�u�n�g�e�n

konf1igieren, handelt es sich um �I�n�t�e�r�r�o�l�l�e�n�k�o�n�f�l�~�k�t�e�.
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Es stehen sich in den Grundzügenzwei Anforderungsmustergegen­
über. Auf der einen Seite wird vom Betriebsarzt erwartet, daß er
die Arbeitssituationen mit ihren Belastungenin Zusammenhangmit
dem Gesundheitszustandbzw. der Beanspruchungdes Arbeitnehmers
bringt und darauspräventive bzw. rehabilitative Maßnahmenablei­
tet. Auf der anderenSeite soll er lediglich die körperliche Lei­
stungsfähigkeitder Person, diagnostizierenund prognostischab­
schätzen.Damit steht er, verglichen mit allen anderen Institu­
tionen, insofern einzigartig undifferenziertenAnforderungenge­
genüber. Alle anderen Institutionen sind nämlich entweder auf
präventive Maßnahmenoder auf Personenauswahlspezialisiert.

Das Beispiel der Betriebsärztesteht einmal für die verschiedenen
Funktionen von Ärzten, Statuspassagenim Erwerbslebenzu regulie­
ren und generell für die Rolle von Experten, Passagenzu steuern
und Risikolagen zu definieren, zu generierenund zu kompensieren.

Diese These ist zu begründen. So ist es wahrscheinlichgenerell
kennzeichnend für die Verwissenschaftlichung unserer Gesell­
schaft, daß an allen StatuspassagenwissenschaftlicheExperten
stehen, weil bloße Sympathie, Zufall oder soziale Herkunft of­
fenbar als Legitimation nicht ausreichen, jemandemeine Passage
zu verweigern, ihm eine Passageaufzuzwingenoder zu ermöglichen.
Den Experten wird ihre Wissenschaftlichkeitunterschiedlichstark
geglaubt, Graphologenweniger als Schulpsychologenund diesen we­
niger als niedergelassenen.Ärzten und diesenwiederum weniger als
�B�e�t�r�i�e�b�s�m�~�d�i�z�i�n�e�r�n�, wenn es z.B. um arbeitsbedingteErkrankungen
geht.

.c.• �>�/�~�;�>�~�.�. .
Autonomie gegenüberKlienten, Laien �u�n�d�"�I�n�s�t�i�t�u�t�f�o�i�i�~�~�i�'�~�"�M�6�n�i�;�·�;�:�:�:�.
polisierung.eines 'öffentlichen Auftrages �b�z�w�;�;�,�d�e�r�,�·�,�B�e�f�r�~�~�(�U�.�~

." �~ . " �~�.�.�.�. . .. �~�. -', "-, - ,-, - �~

:.; �~ "'-.--

Alle genanntenExpertenbemühensich, ihre Wissensbestände.dieje­
nige Struktur zu geben, die die Medizin hat.' Die ärztliche' �P�r�o�~

fession gilt als Musterbeispieldes Expertentull1s•. Die' Dominanz",
,.-. �~�.�I�-

. der Experten beruht auf ,', . " ".
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gung kollektiver Bedürfnisse (z.B. Bildung, Gesundheit, so­
ziRle UnterstGtzung);

Ausbildung systeMatischenberuflichen Wissens und Könnens;

berufsständiscte OrganisRtionen zur Wahrnehmungund Durch­
�~�e�t�z�u�~�g �s�o�z�i�o�5�k�o�n�o�~�i�s�c�h�e�r Intressen, Formulierung eines
eigenen Wert- und Uormenkodex. Vereinheitlichungund Kon­
trolle von Berufsausbildung-und Ausübung sowie des Berufs­
zugangs, Sicherung des öffentlichen Mandats und Vertrauens.
�(�n�a�h�e�i�~ 1967, Freidson 1975, Novak, Zipp 1981, v. Ferber
1985) .

Ärzte beeinflussen nicht unerheblichErwerbsverläufeund dabei

auch die Lebenslagenvon Individuen und Familien. Ein Erwerbstä­

tiger, der in seinem Berufsverlauf nie durch einen Arzt hinsicht­

lich seinesArbeitsvermögensbegutachtet wurde, wird eher eine

sehr selteneAusnahme darstellen. Im System der Ruf Erwerbsarbeit

bezogenensozialen Sicherung bestimmenÄrzte Erwerbskarrieren,in

dem sie als KassenärzteArbeitsunfähigkeitattestierenund als

�V�e�r�t�r�a�u�e�n�s�ä�r�z�~�e Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeitprü!en'odermedi­

zinische �H�e�i�l�m�a�~�n�a�h�m�e�n empfehlen. Arbeitsamtsärztesind an der

Kanalisierungund �F�i�~�t�e�r�u�n�g von Arbeitskräfteströmenbeteiligt.

Für die Berufsausbildung, Umschulung und Weiterbildung von Ar­

beitsuchendengeben sie ärztliche Stellungnahmenab. Früher haben

sie die gesundheitliche Eignung von potentiellenGastarbeitern

getestet.

PersonalpolitischeEntscheidungenin Betrieben über Arbeitsauf­

nahme, Entlassungoder Arbeitsplatzumsetzungstützen sich mit zu­

nehmenderTendenz auf diagnostischeund prognostischeUrteile von

Betriebsärztenüber die gesundheitlicheTauglichkeit der Arbeit­

nehmer bzw. Arbeitsuchenden.Für eine Reihe von Tätigkeiten mit

gewisser Gesundheitsgefährdunguntersuchen Ärzte, in der Regel

Betriebsärzte,im Auftrag der Unfallversicherungund des Staates,

Arbeitnehmerdaraufhin, ob sie für die Tätigkeit geeignetsind.

Ärzte innerhalb der staatlichen GewerbeaufsichtbegutachtenAr­
beitnehmer im Rahmen der Kompensationvon Arbeitsunfällen und Be­

rufskrankheiten.



488
Teilprojekt C 1

Müller u.a.

Diese Funktion übt der Betriebsarztals Berater des Unternehmers

und als Ausführungsorgandes Staatesbzw. der Unfallversicherun­

gen aus. Sein Verhältnis zum Arbeitnehmer bzw. Arbeitsuchenden

läßt sich nicht ohne weiteres mit der üblichen Rollenstrukturder

Arzt-Patient-Beziehungder Klinik bzw. der ambulantenmedizini­

schen Versorgung beschreiben.Arbeitnehmerbzw. Arbeitlose ersu­

chen den Arzt bei den obligatorischenarbeitsmedizinischenUnter­

suchungenund den Tauglichkeitsuntersuchungengemäß Auftrag des

Unternehmersnicht um Rat und Behandlungwegen einer Erkrankung.

Es stellt sich die Frage, ob das von der kurativen Medizin ge­

prägte Rollenverständnis von Arzt und Patient sowohl das Handeln

des Betriebsarztesals auch die Bereitschaft der Arbeitnehmer,

Arbeitsuchendenin der konkreten Untersuchungssiutaionbestimmt.

Am Beisp,iel der Betriebsärzteläßt sich genauerals bei den ande­

ren Arzte der Entscheidungsprozeßüber Statuszuweisung im Ver­

hältnis von "endogenen"professionellenBestimmungenzu den "exo­

genen" �b�e�t�r�i�~�b�l�i�c�h�e�n personal- und arbeitspolitischenKalkülen

sowie den individuellen lebensperspektivischenInteressender Ar­

beitnehmeruntersuchen.

Ihre Funktion an den Ein- und Ausgängender Statuspassagenver­

danken Betriebsärzte einigen Zuschreibungen,wie sie die Gesell­

schaft für die Medizin und die ärztliche Profession generell be­

re'.thält. Medizin gilt als die Humanwissenschaftschlechthinund

Arzte als die berufenen Sachwalter von Gesundheit.Gesundheit

wiederum kann als ein wesentlichernormativer Fluchtpunkt der

bürgerlichen�G�e�s�e�l�l�s�c�h�~�f�t begriffen werden (Labisch 1984). Die

Rolle der Medizin und der Arzte beruht auf einem Wechselverhält­

nis zwischenhumanitärenAnspruch und einer methodischenPraxis,

die auf den Naturwissenschaftenbasiert. �D�i�e�s�~�r doppelte Bezug

macht Medizin und Arzte nahezuunangreifbar.Der Patient bzw.,cdie.

Personwird als Subjekt angesprochenund als Objekt ärztlicher

Diagnostik und Entscheidungunterworfen.

Hier offenbart sich eine zweite Funktionsebene der Medizin 'und
.. -:, .:.: �'�~�~�~�'�l�'�;�, ,·-. �~�i�~�:

�d�e�r�.�~�A�r�z�t�e .::· Erkrankungen, z.T. sozial bedingt,.'treten' �a�l�s�.�·�.�~�o�z�i�a�l�e�·�'.. ' , , .. -." ".,' ';. '-...; ::::}''-'.'''',...._ ... �~�~�: .......
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Probleme auf und werden auch durch die ärztliche Diagnostik auf

körperliche �S�y�m�p�t�o�~�e reduziert sowie ihrer Gesellschaftlichkeit

entkleidet. Oie naturwissenschaftlicheMethode erlaubt es, den

Erkrankungsprozepauf körperliche Defekte des Individuums zu be­

schränken. Soziale Probleme werden zu medizinischen�u�m�d�e�f�i�n�i�e�r�~

und damit sozialpolitisch handhabbargemacht.

Im Vorhaben sollen folgende Fragen untersuchtwerden:

Lfißt sich die S0 �~�h�~�r�a�k�t�e�r�i�s�i�e�r�t�e allgemeine Funktion von
Medizin auch bei der Organisationvon 5tatuspassagenin und
aus �d�e�~ �~�r�~�e�r�b�s�l�e�h�e�n heraus im Handeln und bei den Zuschrei­
bungen von �S�e�t�r�i�e�b�~�ä�r�z�t�e�n beobachtenund, wenn ja, wie wer­
den Gesundheitsst5rung'nals Indikatoren fUr Risikolagen und
Auslöser von Statuspassagenprofessionelldefiniert.

Welch., formelle Normen prägen das Verhalten der Arzte in
ihrer Position als Betriebsarzt. Ist der Status des Be­
triebsarzteseindeutig bestimmt? Welche Erwartungenwerden
an ihn herangetragen?Können �s�o�l�~�h�e Erwartungenwidersprüch­
lich sein und ihn in Rollenkonflikte bringen? Wer sind die
Bezugspersonender Betriebsärzte?

Geben Betriebsärzte ihr Urteil auf der Basis universalisti­
scher, erprobter, quantitativ bestimmbarer Kriterien und
Wissensbeständeab? Wird ihnen von allen Beteiligten ihre
Wissenschaftlichkeit und damit Neutralität gleichermaßen
entgegengebracht?Dient die behaupteteWissenschaftlichkeit
zur Legitimation von Macht in Verbindung mit �b�e�t�r�i�e�b�l�i�c�~�e�r
Herrschaft und staatlicher Sanktionsgewalt? Oder wachsen
Akzeptanzprobleme?

FUhrt diese Verankerung:u einer kulturellen Hegemonie über
Artikulationschancen,hier zum Thema Arbeitsbedingungenund
Gesundheitbzw. Gesundheitsverschleiß?Kann gegen das Urteil
der Betriebsmedizin, die Behauptung,ein Arbeitsplatz sei
�g�e�s�u�n�d�h�e�i�t�s�s�c�h�~�d�l�i�c�h aufrechtgehaltenwerden? Wird mit der
Hinzuziehung von Betriebsärztenals Experten für die Taug­
lichkeit und die Gesundheitsschädlichkeitvon Arbeitsbedin­
gungen ein arbeitspolitischesProblem an die Betriebsmediz·n
delegiert und den betrieblichen�A�u�s�h�a�n�d�l�<�~�g�s�p�r�o�z�e�s�s�e�n entzo­
gen?

Wie ist angesichtsder WächtersteIlung der Betriebsärztean
Statuspassagenund bei der Definition von Risikolagen zu
prüfen, ob Betriebsärztedie Lehrstellen ihres Wissens of­
fenlegen und womit Betriebsärzte diese Leerstellenihrer
Wissensbeständegegebenenfalls füllen. Ziehen sie sich in
Konfliktfällen auf arbeitsmedizinisch gesichertes Wissen
zurück. Welche Normalitätsunterstellungenlegen sie ihren'
Urteilen zugrunde? "
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Lassensich Variationen von Verhaltensmusternherausfinden?
Welche Bedingungenhaben solche unterschiedlichenMuster?

Untersuchungsprogramm

Die genanntenForschungszielesollen in vier Arbeitsschrittenun­
tersuchtwerden, die an dieser Stelle zunächstnur kurz genannt
werden sollen.
1. Darstellung der Anforderungen an den Betriebsarzt,wie sie
sich aus den Arbeitsschutzvorschriften, dem Vertrag mit dem Un­
ternehmer und den informellen Erwartungenbei der Untersuchung
von Arbeitnehmern/Arbeitsuchendenergeben. Beschreibung der dar­
aus herrührendenErwartungenund möglichen Rollenkonflikte.

2. Darstellung von konkreten Verhaltensmusterin den ärztlichen
Untersuchungssituationenmit ihren �j�e�w�e�i�l�~�g�e�n Rollenkonflikten.

3. Analyse der Verhaltensmuster in Abhängigkeit von Ressourcen
und Strukturmerkmalender Untersuchungssituationen.'

4. Diskussion der Ergebnisse für Fragen nach den individuellen
und sozialpolitischenKonsequenzen der expertlichenRegulierung
von Statuspassagen.

Anforderungenan das SampIe, Datenzugang,Datenstruktur

SystematischeInformationen über die Grundgesamtheitder. in der
Bundesrepubliktätigen Betriebsärztenach z.B. Alter, Geschlecht,
·Qualifikation ,und Art der Anstellung liegen nicht �a�u�s�r�e�~�c�h�e�n�d

:.:,:..' ,
... vor • Folgende Informationengibt es gleichwohl:,'

:,:{'

Um als Betriebsarzttätig sein zu dürfen" gelten -. zur �'�Z�~�i�t ,dre:!
von den· Landesärztekam:nernerteilte Berechtigungen;'�A�~�z�t�,�.�"�f�ü�r�:�:�A�t�"�,�;�,

:' ", �"�-�,�_�.�~�~�t�. �~�;�~�' -,", �~�.�.�:�.�.�~ ..',

bei�t�s�m�e�d�i�z�i�n�~�' Betriebsmedizin (alsZusatzbezei<:hn.ung�U�t�:�u�n�~�,�'�"�,�;�=�!�~�r�;
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Fachkundenachweisnach der Unfallverhütungsvorschrift"Betriebs­

ärzte".

Nach Statistikender Landes!rztekammernwaren bis zum 31.12.1984

folgende Qualifikationsnachweise erteilt worden: Arzt für Ar­

beitsmedizin 1445, Betriebsmedizin 3298 und kleine Fachkunde

13362. Wieviele davon tatsächlich in dieser Funktion arbeiten

oder wievie1e UnternehMen sich ärztlicher Diagnostik oder Begut­

achtung bei der Einstellung und Gesundheitsüberwachungihrer Be­

schäftigtenbedienen, ist nicht bekannt. Zur Zeit wird die Zahl

jährlicher Untersuchungen mit der Frage, ob ärztliche Bedenken

gegen die Ausübung einer bestimmtenTätigkeit bestehen,auf weit

über 4 Millionen geschätzt. Davon entfallen über 2,4 Millionen

auf arbeitsMedizinischeVorsorgeuntersuchung,die vom Staat oder

den Unfallversicherungen vorgeschrieben sind. (Gensch 1985, S.

51) 1935 wurden von 8292 hierzu ermächtigtenÄrzten über 1,5 Mil­

lionen Untersuchungennach �b�e�r�u�f�s�g�e�n�o�s�s�e�n�s�c�h�a�f�t�l�i�c�~�e�n�'�G�r�u�n�d�s�ä�t�z�e�n

durchgeführt (BG-Informati)nen vom 26.9.1986). In einem Prozent

der Fälle wurden dauerndegesundheitlicheBedenkenbescheinigt.

Wegen dieses Mangels an Wissen über Merkmale der Grundgesamtheit

der �t�~�t�i�g�e�n Betriebsärztelassen sich die Auswahlkriterien der zu

befragendenBetriebsärztenicht eindeutig definieren.

Ein Weg, �u�~ dennoch eine gewisse Repräsentativitätzu erreichen,

wird in folgendem VerfahreIl gesehen: Im Verband DeutscherBe­

triebs- und W'3rksäl'zte e.v . sind etwa 2000 BetriebOsärzteorgani­

siert. Mit Einwilligung der einzelnen Mitglieder des Verbandes

hat die Geschäftsführungein Mitgliederverzeichniserstellt, das

Mitgliedern zur Verfügung steht. Im Vorhaben sollen nun alle im

Verzeichnis aufgeführten Betriebsärzteangeschriebenwerden. Dem

Anschreibensoll ein standartisierter Kurzfragebogenbeiliegen.

l1it diesem Fragebogensollen folgende Variablen erhobenwerden:

Alter, �G�e�s�c�h�l�~�c�h�t�, Qualifikation, Art des Vertrages mit Betrie­

ben, Größe der betreutenBetriebe nach Belegschaftszahl,Branche)

des Betriebes, Postleitzahldes Arbeitsortes, Art und �Z�a�h�l�-�4�e�~

arbeitsmedizinischenund sonstigenärztlichen �U�n�t�e�r�s�\�.�l�c�h�u�n�g�e�n�~�;�'
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Im Fragebogen soll außerdem nach der Bereitschaft für ein münd­

liches Interview gefragt werden. Wie hoch die Rücklaufquotesein

wird, läßt sich zur Zeit nicht abschätzen.Um eine hohe Beteili­

gung zu erreichen, soll die Unterstützungdes VerbandesDeutscher

Betriebs- und Werksärztee.V. gewonnenwerden.

Aus dem Kreis derjenigen, die zu einern Interview bereit sind,

sollen mindestensfünfzig Betriebsärztefür eine weitere schrift­

liche und mündliche Befragung ausgewähltwerden. Die Interview­

partner sollen so aU.•gewählt werden, daß eine gleichmäßigeregio­

nale Verteilung gesichertist, Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe

sowie die drei Berechtigungstypenfür betriebsärztlicheTätigkeit

und die Art der vertraglichenStellung zum Betrieb (Angestellte,

Freiberuflichkeit, Arzt in einern Zentrum) zu je einern Drittel

vertretensind. Etwa 40 % der Befragtensollten lrztinnen sein.

Das Alter der Befragtensollte gleichmäßigüber die Altersstufen

streuen.

An dieser Stelle soll angemerkt werden, daß, soweit möglich,

'Gruppendiskussionenangestrebtwerden.

Aus dem SampIe der fünfzig Betriebsärztesollen etwa 10 lrzte da­

für gewonnen werden, über ein bis zwei Wochen einen speziellen

Dokumentationsbogenüber einzelne ärztliche Untersuchungenauszu­

füllen.

Gestützt auf diese Protokolle soll mit einigen lrzter ein zweites

nichtstandartisiertesInterview durchgeführtwerden.

In der Anfangsphasedes Vorhabenssoller inhaltsanalytischFall­

berichte über Konflikfälle bei betriebsärztlichenUntersuchungen'

ausgewertetwerden. Dazu sollen die letzten' fünf Jahrgängefol"'" "
gender Zeitschriften durchgesehenwerden: ' ,':" .

. .. . . " _ . ... �'�·�\�E�;�:�:�;�h�:�'�:�}�-�:�~�~�~�·�~�.�~�:�,
.- Arbe1tsmed1z1n, Soz1almed1z1n,Pravent1vmed1z1n ...>C,.: ":,;.',,',r

. �~�:�- • �'�/�~�'�,�-�>�,�.�~�'�:�:�:�"�:�' -...�~
- Zentralblatt für. Arbeitsmedizin, �A�r�b�e�i�t�s�s�c�~�u�.�t�.�z�; �P�r�o�P�~�y�~�:�~�~�~�:�'�u�.�n�d �~

'tErgonomifi'!
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- Zeitschrift für Arbeitswissenschaft
- Bundesarbeitsblatt.

Arbeitsschritteund Ebenen der Untersuchung

1. ArLeitsschritt: Darstellungder Anforderungenund Erwartungen
an Betriebsärzte ausgehendvon den formellen und informellen Ee­
ziehungen.

In diesem Analyseschrittgeht 65 um die Analyse der gesetzlichen,
vertraglichen und informellen - habituellen Erwartungenan den
Betriebsarztals Experte an Statuspassagenund Definitionsinstanz

von Risikolagen. Es sollen die objektiven Rollenkonflikte heraus­
gearbeitetwerden, die sich aus den verschiedenen�E�r�w�~�r�t�u�n�g�e�n er­
geben können.

Folgendedrei Funktionen werden für die berufliche Tätigkeit von
Betriebsärztenangenommen und sollen überprüft, gegebenenfalls
neu formuliert werden:

1. Arzte handeln im Rahmen eines Vertragesmit Unternehmenim
Kontext personalpolitischerKalküle des Betriebes. Sie führen in
diesem Zusammenhang Tauglichkeitsuntersuchungendurch, d.h. sie
entscheidenmit darüber, ob eine Arbeitnehmer einen Arbeitsplatz
erhält oder ein Beschäftigterseinen Arbeitsplatz behält bzw. auf
einen nderen überwechselnkann. In diese.Beziehungvon Betriebs­
arzt und Unternehmer �i�s�~ historisch die ältesteTradition in der
Betriebsmedizin.

2. Arzte führen �g�e�m�ä�~ den Vorschriften der Unfallversicherungen
und des Staates arbeitsmedizinischekörperliche Untersuchungen
durch. Solche T'ntersuchungensind durchzuführen,wenn Arbeitneh­
mer beschäftigtsind oder beschäftigtwerden sollen, wo sie risi­
kohaft chemischen.physikalischenoder biologischenEinwirkungen
ausgesetztsind oder gefährdendeTätigkeiten ausüben.

3. Betriebsärzte beraten�g�e�m�ä�~ Arbeitssicherheitsgesetzvon 1974
den Unternehmerund Betriebsdrat/Personalratsowie den einzelnen
Arbeitnehmer in allen Fragen des betrieblichenGesundheitsschut­
zes. Sie haben Arbeitnehmer zu untersuchenund arbeitsmedizinisch
zu beurteilen. Zu ihren Aufgaben gehört es, Ursachenvon arbeits­
bedingtenErkrankungenzu untersuchenund Maßhahmenzur Verhütung
dieser Erkrankungendem Arbeitgeber vorzuschlagen. '.
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In der Regel übt der Betriebsarztdie drei genanntenFunktionen

in einer Personzugleich aus. Hieraus entspringenwidersprüch­

liche Anforderungsmuster und Rollenkonflikte. Mit dem Arbeitssi­

�c�h�e�r�h�e�i�t�s�g�e�s�~�t�z von 1974 sind den Unternehmenarbeitsmedizini­

sehenbzw. betriebsärztlicheBeratungs-und Begutachtungsinstan­

zen verordnet worden, die nun für die Interessen des Managements

nach tauglichen Mitarbeitern funktionalisiert werden können. An­

sieh bestanddie sozialreformerische�A�~ sicht des Gesetzesdarin,

.Unternehmenauf eine präventive �G�e�s�u�n�d�h�e�i�t�s�s�c�h�u�t�z�~�o�l�i�t�i�k zu ver­

pflichten und sich dabei der arbeitsmedizinischen sowie sicher­

heitstechnischenKompetenz im Betrieb zu bedienen.

Für die Handlungsstrategieder einzelnenArzte ist weiterhin die

formale Zuordnung zu dem Betrieb von Bedeutung. (Fritsche o.J.)

Es �l�a�s�s�e�~ sich hier folgende Typen unterscheiden:In Großbetrie­

ben sind BetriebsärztL vollzeit angestellt (arbeitsrechtliches

Modell). Sie haben die Funktion eines leitendenAngestellten.

Gegenüber den nachgeordneten.Betriebsärztengilt das Chefarzt­

prinzip. Mittel- und Kleinbetriebe haben entweder einen einzelnen

Arzt nebenberuflich engagiert (freiberuflichesModelll oder wer­

den von einem betriebsärztlichen Zentrum betreut. Die nebenbe­

ruflich �t�ä�~�i�g�e�n Betriebsärztesind in der Regel niedergelassene

Kassenärzte.Träger von betriebsärztlichen Zentren können nur

verschiedeneInstitutionen sein: z.B. der TOV oder eingetragene

Vereine, häufig bestehendaus Unternehmern,oder auch privatwirt­

schaftlieheOrganisation.Für die Baubranchegilt ein Sonderfall.

Hier wird jeder Unternehmer, auch wenn er nur eine Personbe­

schäftigt, zuwangsweise von dem betriebsärztlichenDienst dieser

Berufsgenossenschaftbetreut. Anzumerken ist, daß etwa 40' der

Erwerbstätigenin der Bundesrepublik, insbesonderein Klein- und

Mittelbetriebennicht betriebsärztlich. versorgt �·�w�e�r�d�e�n�.�~�e�d�o�c�h

liegen für die Bundesrepublikkeine repräsentativenAngaben �ü�b�~�~�~�:
die Art und Verteilung der betriebsärztlichen.Versorgung�v�o�r�~�;�~�~�$�;
Forschungsprojektsoll hier z.T. Angaben liefern. :
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Das institutionelle Handeln der Betriebsärztebezieht sich wider­
sprüchlich auf bestimmtebetrieblicheRisikolagen und deren Aus­
wirkungen auf die Gesundheitund damit Biographie der Beschäftig­
ten. Eine �R�e�j�h�~ von rechtlichen Regelungen des �A�r�b�e�i�t�s�s�c�h�u�t�z�e�~

wurden dazu �e�~�l�a�s�s�e�n und �b�e�s�t�i�f�f�i�~�e�n �d�~�d�u�r�c�h die betriebsärztlich?
Praxis. Zu �d�e�~ �k�l�R�s�~�i�s�G�h�e�n Risiken der �R�~�r�r�n�a�l�e�r�w�e�r�b�s�t�ä�t�i�g�k�e�i�t wie
�g�e�s�u�n�d�h�e�i�t�l�i�~�h�e�r Verschleiß, �A�r�b�e�i�~�s�p�l�A�t�z�v�u�r�l�u�s�t�, innerbetrieh­
lieher ;'hc;tieg ",i-,d In den l;>t:otf'n �:�!�"�h�~�l�~�n "lE'ue RisH:o'!n hin:?u\jO;>­
treten. So werden Burufs- bzw. �A�r�b�e�l�t�s�~�i�Q�g�r�a�p�h�i�e�n für eine �i�~�~�e�r

größere Zahl von �P�~�r�s�o�n�a�~ bezogEn auf Raum, Zeit und �k�n�n�k�r�~�t�~�r

Tätigkeit �z�u�r�.�e�h�~�e�n�d stärker flexibilisiert. Instabile Lebenslagen
und Berufsverlaufsrusterlrplizieren �g�e�s�u�n�d�h�e�i�~�l�i�c�h�e Gefährdungen
und psychophysische 3eschädigungen. Zugleich können solche ge­
sundheitlichenBeeinträchtigungeninstabile Lebenslagen und Ver­
laufsmustererzeugen. Be:rn Zugang zu Erwerbsarbeit und bei �d�~�m

Arbeitseinsatzim Betrieb werden zwischenzeitlichimmer neue Kri­
terien hinsichtlich der Leistungsfähigkeitdefiniert. In den per­
�s�o�n�a�l�p�o�l�i�~�i�s�c�h�~�~ Kalkülen der �U�~�t�e�r�n�e�h�m�e�r bzw. des Maragements
�b�E�k�o�~�m�~�n selche Kriterien dEr Leistungsfähigkeiteinen höheren
Stellenwert. Reben der Frage nach der beruflichen bzw. tätig­
keitsspezifischenQualifikation �~�i�r�d prognostischenAbschätzungen
über die gesundheitliche Einsatzfähigkeit, die psychophysische
�W�e�r�t�i�~�k�e�i�t�, die Belastbarkeit und die Wahrscheinlichkeitvon
Fehlzeiteneine höhere Aufmerksamkeit geschenktwerden.

Ob nun Statuspassagen,angestoßendurch Risikolagen z.B. Erkran­
kungen, gelingen oder defizitär verlaufen, hängt unter anderem
von den Zuschreibungen,Etikettierungen über Tauglichkeit durch
Betriebsärzteab. Für verschiedene Arbeitsplätzeund Arbeitsan­
forderungensowie die Qualifikationen der Arbeitnehmerwerden
Leistungs- und Einsatzkriterienunter Bezug auf arbeitsmedizini­
sehe Erkenntnisseformuliert. Hieran werden wie gesagt, dann Ar­
beitnehmerbzw. Arbeitsuchendedurch Betriebsärzte�g�e�m�e�s�s�e�n�~ .

. �~ ':

Die Situation, in denen Betriebsärzteregelnd auf die �O�r�g�a�D�~�~�~�:�-�.�'
tion von StatuspassagenEinflup nehmen, stellen die �a�r�b�e�i�t�s�~�'�d�i�~�y

. :.' ".': �~ . �'�r�:�i�'�_�r�'�~�~�·�t�~�·�-�.�·
zinischen und sonstigen ärztlichen Untersuchungen�d�a�r�~�~�, �'�;�~�p�.�'�~�d�~�~�.

. ..... . ';" �~�:�·�r�:
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Übersicht 1 werden die Untersuchungsmöglichkeitenund die damit

verbundenenAnfcrderungen bzw. Erwartungenseitensdes "Nachfra­

gers" angegeben:

übersicht

BetriebsärztlicheUntersuchungen,ihre Nachfrager und �E�r�w�a�r�t�u�~�g�s�n

1. �A�r�b�e�~�t�s�m�e�d�i�z�i�n�i�s�c�h�e Vorsorgeuntersuchungen(durch Staat und
Unfallversicherungenvorgeschrieben)

2. Arbeitsmedizinische Untersuchungen nach dem Arbeitssicher­
heitsgesetz

3. Arztliehe Untersuchungengemäß Arbeitsvertrag (Einstellungsun­
tersuchung,überwachungsuntersuchung)

4. Untersuchungennach Arbeitsunfällen, Erste Hilfe

5. Konsultation durch den Arbeitnehmer (Beratung in
Fragen gesundheitlichenBefindens, Gutachten wegen
Erwerbsunfähigkeit Schwerbehinderung, Interesse an
Kontrolle von Gesundheitz.B. Bluthochdruck)

6. Untersuchungenim Rahmen von Impfaktionen

allgemeinen
Berufs- und
Umsetzung,

Nachfrager: Staat, Berufsgenossenschaft,Unternehmer, Arbeitneh­
mer

Erwartung: z.B. Hilfe, Selektion, Verbesserungder Arbeitsbedin­
gungen, Umsetzung, Arbeitsvertrag, Präve.ltion.

Wie sehennun die objektiven Rollenkonflikte und Widersprüche

durch die Normensetzungund Erwartungender Beteiligten aus? Wie

kommt die überforderungder Handlungskompentenzdes Experten (Be­

triebsarztes)zustande? Sind z.B. arbeitsmedizinischeWissensbe­

ständenicht ausreichend,um Entscheidungenabzusichern? Ist der

Modus der Professionalisierungunterentwickelt, in dem dieses

ausgehaltenwerden kann? Soll für die staatlichen�~�n�d berufsge­

nossenschaftlichenVorschriften eine andere inhaltsanalystische

Aufbereitung vonstattengehen? (Siehe Konfliktmatrix in _den �A�r�~

beitsschritten)
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Die ambivalenten Situationen
beitsvertraglicheBedingungen
ffiit 50 Betriebsärztenerhoben

und Rollenkonflikte, die aus ar­
herrühren, sollen durch Intervi( IS

werden.

Die durch informelle-habituelleErwartungsmusterzumindest teil­
weise induzierten Rollenkonflihte sollen ebenfalls durch die
Interviews herausgefundenwerden.

Es wird sich dabei um nicht durch �L�~�i�t�f�a�d�e�n vorstrukturierte,
sondern um narrativ orientierte Interviews über Konfliktfälle
tandeln. Wenn der Interviewer Rückfragenstellt, wird ausdrür.k­
lich unterschiedenzwischen dem, was der Interviewte von sicb aus
sagte, und dem, was er zu einern Bewertungsangebotdes Inter­
viewers �ä�u�~�e�r�t�. Es sollen, wenn die Bereitschaftda ist, unbe­
�d�~�n�g�t durch GruppendiskussionenKonfliktfälle und entsprechende
�H�a�n�d�l�u�n�g�s�~�u�s�t�e�r herausgearbeitetwerden.

2. Arbeitsschritt: Darstellungder konreten Verhaltensmusterin
den ärztlichen Untersuchungssituationen.

In diesem Arbeitsschritt sollen die konkreten Verhaltensmuster
der Betriebsärztein den Untersuchungssituationenherausgefunden
werden, in denen die Arzte über Statuspassagenentscheidenund
Risikolagen von Beschäftigtenbzw. Arbeitsuchendendefinieren.
Erhoben werden sollen Handlungsprotokolle an Statuspassagenund
Verläufen durch Passagen hindurch. Berichterstatterfür solche
Handlungsprotokolle,in denen sich die beruflichen Grundmuster
von Entscheidungsroutinen (Habitus) vor Betriebsärztenäußert,
sind Betriebsärzteselbst, aber auch schriftliche Quellen. Der
Habitus der Instanz Betriebsarztzeigt sich insbesondereim Konf­
liktfall, wie er sich über alle �i�n�d�i�v�i�d�~�e�l�l�e�n Meinungen und �~�r�i�v�- .
aten Vorstellungeneines Betriebsarzteshinweg durchsetzt.Solche
Konflikte lassensich in einer Matrix gebildet aus den beteilig-;.,
ten Bezugsgruppen und -personensowie den vorne genannte,?unter->'
suchungssituationenstudieren. -
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Die Konsequenzender ärztlichen Begutachtungfür die untersuchten

Personenkönnen lauten:

- Aufnahme der Arbeit
- Verbleib am Arbeitsplatz
- Wechsel des Arbeitsplatzes
- Entlassungaus dem Betrieb#
- Medizinische Maßnahmen

Typische Konflikte lassensich beispielhaft �f�o�l�g�e�n�d�e�r�m�~�ß�e �b�e�~�~�n�­

nen (siehe folgende Matrix):

Erläuterung:

Untersuchungsarten (Beurteilung individueller Tauglichkeit und

der Arbeitsbedingungen)nach ihrer Zielsetzung

a ) "rein"

b) "Versetzt"

c) "raus"

d) "VerbesserungArbeitsplatz"

e) "medizinischeMaßnahme"

(Die Zahlen bbziehensich auf die entsprechenderläutertenBei­

spiele.)
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Matrix: Konfliktlipien für die Verortung von Konfliktfällen

KonfliktpnrtEien Untersuchungsarten

3)

a

Unternehmer

Geschäftsführer/

Betriebsleiter

Personalabteilung

Fachabteill.::Jg

direkter Vorgesetzter

Arbeitnehmer

Arbeitsuchender

Betriebs-jPersonalrQt 5)

Ausschuß für Arbeitsschutz

Sicherheitsingenieur

Sicher;leitsbeauftragter

Schwerbehinderten­

Vertrauensperson

informelle Gruppen

ärztlicher Leiter des

Betriebsärztezentrums

Verwaltungsleiterdes

Betriebsärztezentrums

Berufsgenossenschaft

Landesgewerbearzt

sozialmedizinischerDienst

Hausarzt

ärztlicher Gegengutachter

Standesorganisation

Ärztekammer

b

2)

6)

c

1)

d e

1. Von der Berufsgenossenschaftermächtigt, untersucht der �B�e�~

triebsarztarzteinen Arbeitnehmergemäß den �a�r�b�e�i�t�s�m�e�d�i�z�i�r�i�i�s�c�h�e�r�i�~

Vorsorgeuntersuchungenz , B. G. 26 "Schwerer Atemschutz�"�,�.�~ Der �l�u�:�:�z�t�:�:�~�l
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attestiert gesundheitliche Bedenken". Eine �~�e�i�t�e�r�b�e�s�c�h�ä�f�t�i�g�u�n�g

auf dem Arbeitsplatz ist also nicht mehr möglich. Eine Umsetzung

im Betrieb ist also notwendig. In seltenenFällen kann es auch

zur Entlassungkommen.

2. Unter Beschäftigtenin einem Arbeitsbereichtreten über zufäl­

lig vermehrt Hauterkrankungen als allergischeReaktionen auf.

�S�c�h�u�t�z�m�a�~�n�a�h�m�e�n reduzieren die Gefährdungsexpositiondeutlich,

dennoch zeigen �~�w�e�i Arbeitnehmer wegen hoher Sensibilität gegen­

über dem Gefahrstoff weiterhin allergische Reaktionen. Die Ar­

beitnehmermüssen im Betrieb umgesetztwerden.

3. Der Betriebsarzthat zahlreicheArbeitsuchendenauf ihre Taug­

lichkeit für eine Beschäftigungzu untersuchen,wo mit Lösemittel

umgegangenwerden �m�u�~�. Bewerber, deren Blutuntersuchungenpatho­

logische Befunde zeigten, wurden nicht eingestellt. Die Personen

wurden über.die Befunde nicht unterrichtet.

4. Der Betriebsarzthat einen Arbeitsuchenden als geeignet für

eine Tätigkeit befunden. Nach Ablauf der Probezeit fehlt der

Arbeitnehmer längerfristig wegen einer chronischenErkrankung.

Die Personalabteilungkritisiert die Beurteilung des Betriebsarz­

tes.

5. Ein Arbeitnehmer fehlt häufiger wegen Erkrankung mit und ohne

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungeines Kassenarztes. Die Person

wird von der Personalabteilungaufgefordert, sich beim Betriebs­

arzt vorzustellen. Nach 3 Abs. 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes

ist klargestellt,�·�d�a�~ es nicht zu den Aufgaben des Betriebsarztes

gehört, Krankmeldungender Arbeitnehmerauf ihre Berechtigungzu

überprüfen. Der Betriebsarztteilt ohne ausdrückliche�E�~�n�w�i�l�l�i�-�:�~�.

gung des Arbeitnehmersdie Diagnoseder Persona1abteilung.mit.Es

kommt zur "krankheitsbedingten�K�ü�n�d�i�g�u�n�g�"�~

6. Wegen zunehmenderchronischerErkrankung der Wirbelsäule.'�k�a�n�J�.�1�~�~
ein angelernterArbeiter das hohe.Niveauseiner�L�e�i�s�t�U�r�t�g�s�v�e�~�~�u�e�i�~

, ., .. ", .. ' ......,
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gabung nicht �~�~�h�r halten. Der Meister drängt auf Versetzung,

während �d�~�r eingeschalteteBetriebsarzt �t�~�c�h�n�i�s�c�h�e und arbeitsor­

ganisatorischeMaßnahrren zur Erleichterungder ArbeitsanforderunQ

vorschlägt.

7. Ein ,"hronisch kranker Arbeiternehmersucht mit mehr oder weni­

ger deutlicher Empfehlung seiner Vorgesetztenden Betriebsarzt

�~�i�t d_r Bitte �~�u�f�, ein Gutacht8n zur Begründung einer Erwerbsun­

fähigkeit zu erstatten.Der Rentenantragist erfolgreich.

An �s�o�l�c�h�~�n �h�~�r�a�u�s�z�u�f�i�n�d�e�n�d�e�n Konfliktfällen sollen die Grundmu­

ster von �E�~�t�s�c�~�E�i�d�u�n�~�s�r�o�u�t�i�n�e�n der Betriebsärzteuntersuchtwer­

�d�~�n�, wie sie sich in dHr Auseinand.•Is8tzung um Statuspassagen

zeigen. In die Auseinandersetzungsind alle unter Umständenin

der Matrix genanntenKonfliktparteien und Bezugspersoneneinbezo­

gen und daher Gegenstand der Untersuchung, deren Fokus auf der

�n�o�r�m�a�l�i�s�i�e�r�e�r�~�e�n Macht von Betriebsärzten �l�i�e�g�~ Der Untersu­

chungsschritthat also beruflichesHandeln zum Gegenstand,nicht

etwa nur dIe �E�i�n�s�t�e�l�l�u�~�g�e�n oder sogar Meinungen von Betriebsärz­

ten. Handeln dokumentiert sich in Konfliktfällen. Soweit die

Erhebungsmethode das Interview ist, sollen Handlungsprotokolle

(Fallberichte) zutage gefördert werden. In diesen Fällen kommen

die Klienten und die Konfliktpartner der Betriebsärztezum Aus­

druck. Gefragt werden die Betriebsärztenicht nach ihren Einstel­

lungen und Meinungen, sondern als Berichterstattungder Prozesse

um Statuspassagenund aller ihrer Prozeßbeteiligten.

Solche Handlungsprotokollesollen durch narrativ orientierte In­

terviews Mit 50 Betriebsärztenund durch Selbstdokumentationder

Ärzte von einzelnenUntersuchungengewonnenwerden.

Die Selbstdokumentation soll mit Hilfe standardisierterErhe­

bungsbögengeschehen. Es soll von untersuchenden Arzt über ein

bis zwei Wochen jede ärztliche Untersuchung hinsichtlich �f�o�l�g�e�n�~�j

der Variablen dokumentiertwerden: Soziale Merkmale des �P�r�o�b�a�n�d�e�~

(Alter, Geschlecht,Tätigkeit), Anlaß der Untersuchung,Konse4i
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quenz für Statuspassagebzw. Patientenkarriere,theoretischeund

methodischeAbgesichertheitder Entscheidung,nicht- arbeitswedi­

zinische Gesichtspunkte Iz.B. Interesse des �G�e�s�a�~�t�b�e�t�r�i�e�b�e�s�,

soziale Lage des Probanden) für die Entscheidung, die Fragen

sollten anregend für den Arzt sein, so daß er das Interessehat,

eventuell spatermit den Mitgliedern der Forschungsgruppeüber

Einzelfälle zu diskutieren.

Dritter Arbeitsschritt:

Analyse der Verhaltensmusterin Abhängigkeit von Ressourcenund

Strukturmerkmalder Untersuchungssituationen

In diesem'Untersuchungsteil soll einmal die handlungsleitende

Funktion arbeitsmedizinischenWissens überprüft werden und zum

zweiten �d�i�e�~�e�r�h�o�b�e�n�e�n Fallberichtedaraufhin überprOft werden, ob

bestimmteHandlungstypensich beschreibenlassen.

Zum ersten Bereich ist zu untersuchen,welche wissenschaftlichen

Theoreme und Konstrukte die Betriebs- bzw. Arbeitsmedizinheraus­

gebildet hat und welche Normalitätsunterstellungendarin enthal­

ten sind. Es soll untersuchtwerden, ob die Normalitätsannahmen

aus der Arbeitsphysiologiehinsichtlich der Kategorie flormallei­

stung und der Vorstellung Ober Hornoiostasebei der Bewertung von

totikologischen Fragestellungen herangezogen werden? Zu klären

ist, wie diese Konzepte sich herausgebildet haben und wie die

Gewergehygieneund sozialpolitischenNormierungenmit ihren Nor­

malitätsvorstellungen�~�i�c�h wechselseitigbeeinflußt haben.

Bei diesemBearbeitungsschrittsoll eng mit dem Teilprojekt "Nor­

malisierung durch Gutachtermedizin.Eine historisch vergleichende

Untersuchung des arbeitsmedizinischen�E�x�p�e�r�t�e�n�w�i�s�s�e�~�~ in -der

Unfallversicherung"zusammengearbeitetwerden.

Es soll erforscht werden, ob die professionellenWissensbestände

wie sie sich herausgebildethaben, für die Handlungsprozesse•�u�~�d�_
',...< . "
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Entscheidungsroutinenin den vorne genanntenUntersuchungskatego­
rien relevant werden.

Im zweiten Teil dieser Arbeitsphase sollen die Handlungsproto­
kolle der Interviews nach individuell variierendenVariablen
ausgewertetwerden und Typen professionellerWahrnehmung, Deutung
und �E�n�t�~�c�h�e�i�d�u�n�g über Risikolagen und Statuspassagenuntersuchter
Personenanalysiertwerden. Am Vergleich unterschiedlichpositio­
nierter und ausges.atteterBetriebsärztrmüßten objektive Rollen­
konflikte, ir. denen sich Experten an Statuspassagenbefinden,
deutlich werden.

FolgendeVariablen seIlen als Einflußgrößenbetrachtetwerden

- soziale Merkmale des Arztes wie Alter, Geschlecht

- Qualifikation des Arztes, Jahre der Berufsausübung,Speziali­
sierung

- Meinungen, Einstellungen, Deutungsmusterzur Präventivmedizin,
Rolle von Betriebsmedizin,zum Anforderungskatalogdes Arbeitssi­
cherheitsgesetzesund zu arbeitsmedizinischenSchulen

- Merkmale des betreutenBetriebes: Zahl der Beschäftigten,Tä­
tigkeiten, Belastungen, Branche, stand der Sozialbeziehungzwi­
schen Managementund Belegschaft, personalpolitischerUmgangmit
leistungsgemindertenArbeitnehmern, Indikatoren der gesundheitli­
chen Lage der Beschäftigten(Krankenstand,Fluktuation)

- formales Verhältnis zum Betrieb

- Art und Zahl der arbeitsmedizinischensonstigenärztlichen
Untersuchungen.

Vierter Arbeitsschritt:
Diskussion der Ergebnissefnr Fragen nach den individuellen und
sozialpolitischenKonsequenzender expertlichen Regulierungvon
Statuspassagen

In diesem Abschnitt sollen die Ergebnisse'der ersten drei'
Schritte danach diskutiert werden, ob eine �p�r�o�f�e�s�s�i�o�n�e�l�l�e�R�e�g�u�~�'
lierung von Statuspassagendazu beiträgt, daß �s�o�l�c�h�e�.�e�h�e�r�g�e�l�i�n�~�:

" :"\\

gen. Kann eine bessere Ausstattung der'�E�x�p�e�r�t�e�n�k�o�m�p�e�t�;�e�n�z�~�~�~�'�~�J
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beitragen. die "Labilisierungsspirale von Abstiegskarrieren"

frühzeitig zu unterbrechen?In die5em Punkt soll mit dem Teilpro­

jekt "Passagen in Abstiegs- und Abwehrkarrieren. �I�n�s�t�i�t�u�t�i�o�n�e�l�]�~

Normalisierung. nberbrückung und Verschärfung von Krisen der

Erwerbsfähigkeit" zusammengearbeitetwerden.

Es stellt sich die Frage. ob Betriebsärztezureichendpr of e s si.. ­

nalisiert sind: schützt sie ihre �P�r�o�f�e�s�s�i�o�n�s�h�a�b�i�t�u�~ davor, bei

nie vollkommenem Expertenwissenihre Rolle an Statuspassagenzu

sthr zu beanspruchen? Oder führt womöglich eine unzureichende

institutionelle Entwicklung der Profession dazu, daß gerade Be­

triebsärzted'lrch nberforderungprovoziert werden. ihr Experten­

wissen zu Gberziehen?

Gesellschaftstheoretischsoll �A�~�~ Teilprojekt am Beispiel von

Betriebsärztenan s t at usp> . �J�~�.�' einen Beitrag dazu leisten, die

These der Szientifizierung und wachsender Expertokratie des

Alltagslebens zu überprüfen und Funktionen wie Folgen der

zunehmendenBedeutung von wissenschaftlichenExperten an Status­

passagenaufzuklären.

In dem Teilprojekt soll jedoch zugleich hinterfragt werden, in­

wieweit solche professionelleDominanz durch strukturelle Ober­

forderung der Arzte provoziert wird und auf welchem Wege hier ein

Ausgleich möglich ist.

Zeitplan

Der Zeitplan erfaßt die dargelegtenArbeitsschritte;hinzu kommt

eine einleitende Phase, die der Orientierung, der Sammlung von

Sekundärmaterialsowie der Konzeption dient, und eine abschlies­

sende Phase,die der Formulierungder Forschungsergebnissevorbe­

halten ist. So ergebensich folgende Arbeitsschritte:

1) Einarbeiten in das Thema; Kontaktaufnahmemit dem Verband
. DeutscherBetriebs- und Werksärzte e.V. sowie mit den,ein-'

zelnen Betriebsärzten:4 Monate . ',"
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2) Sammlung und Dokumentation der Konfliktfälle/Fallberichte
aus Zeitschriften sowie der gesetzlichenRegelungen:
5 Honate

3) Entwicklung des Fragebogensfür die bundesweiteBefragung:
1 Honat

4) Durchführung und Auswertung der Befragung: 3 Monate

5) Entwicklung eines Interviewleitfadens für die mündliche
Befragung: 2 MLnate

6) Entwicklung eines Erhebungsbogenszur Selbstdokumentation:
1 Monat

7) Durchführung der Interviews: 4 Monate

8) Transkription und Auswertung der Interviews: 7 Monate

9) Auswertung der Erhebungsbögen:2 Monate

10) Mündliche Interviews, gestützt auf �E�r�g�e�b�n�i�~�S�~ 1er Erhebungs­
bögen: 1 Monat

11) Abfassendes Endberichtes:6 Monate

3.6 Stellenwert innerhalb des Sonderforschungsbereichsund Ent­
wicklungsperspektivendes Projekts

Das Teilprojekt zielt auf die Rolle von Experten bei der Regulie­

rung von Statuspassagen.Das Beispiel der Betriebsärzteist von

weitreichenderBedeutung im Zusammenhangdes Sonderforschungsbe­

reichs, insofern zum einen die Arzte als die professionellenEx­

perten schlechthin �u�n�t�e�r�~�u�c�h�t werden können und zum anderendie

Regulierungder Passagenin den zentralen Statusder Erwerbstä­

tigkeit betrachtet wird. Untersuchungenund Ergebnissedes Teil­

projekts korrespondierendaher m t den vielfältigen Aspekten, bei

denen in anderenTeilprojekten Experten und expertlicheRegulie­

rungen der Erwerbstätigkeitangesprochenwerden.

Ein besondersenger Forschungszusammenhangergibt sich zu den'

Teilprojekten, in denen Gesundheitsgefährdungenresp. �-�s�c�h�ä�~�'

digungen und medizinischeProblemwahrnehmungenuntersuchtwerden'

sollen. Dies betrifft zunächstdas Teilprojekt C-4 "Abstiegskar,,:

rieren", weil hier aufgrund medizinischerDiagnosen�s�p�e�z�i�f�Ü�c�'�i�~�.�{
Krankheitsverläufeverfolgt werden sollen. Mit �d�e�m�T�e�i�I�P�r�o�j�~�k�~�S�~�~�1



506
Teilprojekt C 1

Müller u.a.

1 "Gutachtermedizin"verbindet das vorliegende Teilprojekt vor

allem die Untersuchungder medizinischenBeurteilung, wobei die

Kooperation sich insbesondere auf die wissenschaftlichenund

ideologischen Normalitätsunterstellungenbeziehensoll. Mit dem

Teilprojekt D-2 "Altersgrenze" teilt das vorliegende Projekt vor

allem den Bezug zur demographischbrisantenAltersstruktur und

deren Rückwirkungen auf die Statuspassagenaus dem Erwerbsleben.
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3.72 Aufgliederung und Begründungder sachlichenVerwaltungsaus­
gaben (nach Haushaltsjahren)

Kleingeräte (515) und Verbrauchsmaterial(522):

1988 1989 1990 1991

- aus der Grundausstattung 1650 3300 1300 1650

- aus der Ergänzungsausstattung
beantragt

Grundausstattung:

500 800

Es werden �~�.�a�. Mittel für Bürobedarf, Telefon und Kleingeräte zur
Verfügung gestellt.

Ergänzungsausstattung:

Die beantragtenMittel werden zur Ergänzung der 9ürosachmitte1
und zur Anschaffung von Cassettenund Disketten benötigt.

Reisekosten(527)

1988
Gesprächmit den beiden Vorsitzenden
des VerbandesDeutscherBetriebs- und Werks­
ärzte e.V. in Koblenz und Sindelfingen
Bundesbahnzweimal DM �1�8�0�~�-�-
Tagegelderfür vier �R�e�i�s�e�t�a�~�e a DM 70,-­

Summe:

1989
Zur Durchführung von ca. 25 Interviews voraus­
sichtlich in der gesamtenBundesrepubliksind
zumindestvier Reisen mit je 5 Tagen notwendig
Flug Berlin
Bundesbahndreimal DM 180,-­
Tagegelderfür 20 Reisetagea DM 70,--

Sl:mme:

1990
Ca. 25 Interviews werden wahrscheinlichin
Frankfurt/Saarbrücken,Duisburg/Essen/Bochum.
Hagen/Dortmund/Kamen,Hambug. Emden und
Bremerhavendurchgeführt.

Bundesbahneinmal DM 180,-­
zweimal" 130,--

". 56,--

360,-­
280,-­
640,--

294,-­
540.-­

1400,-­
2234,--

180,-';''';.
260.-';;'

�-�"�1�.�;�~�~�.�~�.�~
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einmal 24,--
Tagegelderfür 19 Reisetagea DM 70,-­

Summe:

1991
Diskussionenvon Ergebnissenmit Betriebs­
ärzten wahrscheinlichin Berlin und Dortmund
Bundesbahneinmal DM 130,-- .
Flug Berlin· DM 294,--
Tagegelderfür drei Reisetagea 70,--

Summe:

Vervielfältigungskosten(531)

24,-­
1330,-­
1906,--

130,-­
294,-­
210,-­
634,--

Fßr die Herstellung von Erhebungsinstrumenten,Vervielfältigungen
der Transkriptionenund Protokolle sowie Fallberichte werden 1989
DM 500 und 1990 DN 300 sowie in den Jahren1988 und 1991 jeweils
DM 150 benötigt.
Sonstiges

Die beantragten Mittel werden für die Transkription der Inter­
views benötigt. Zum Teil können die Schreibarbeitenvon den aus
der Grundausstattung �b�e�r�e�i�t�~�e�s�t�e�l�l�t�e�n Schreibkräftenübernommen
werden. Jedoch wird davon ausgegangen,daß 1989 und 1990 jeweiJs
15 Interviews a 30 Seiten mit einem Seitenpreisvon DM 5,-- �~�x�t�r�a
anfallen werden. Dies ergibt für 1989 und 1990 jeweils DM 2250,-.
Dieser Bedarf ist indie Berechnung der Schreibkapazität im
Teilprojekt Zeingegangen.
Fßr die schriftliche bundesweite �B�~�f�r�a�g�u�n�g von 2000 Betriebs­
ärzten fallen 1989 DM 2,60 = DM 4160,-- Portokostenan, soweit
diese Kosten nicht aus der Grundausstattunggedeckt werden
können, soll auf die Ausstattungim Teilprojekt Z zurückgegriffen
werden.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt C 2

3.11 Thema: Erosion traditioneller Normalitätsmusterder Beschäf­

tigung im öffentlichen Dienst

3.111Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Soziologie upd Arbeitsmarktforschung

3.12 Leiter:

ProfessorDr. Martin Osterland

Universität Bremen

FB 9 (Human- und Sozialwissenschaften)

2800 Bremen 33

Te].: 0421 ! 218-3288 / 218-3290 (dienstlich)

0421 / (privat)

in Zusammenarbeitmit:

ProfessorDr. Roderich Wahsner

Universität Bremen

FB 6 (Rechtswissenschaft)

2800 Bremen 33

Tel.: 0421 / 218-3407 / 218-3289 (dienstlich)

0421 / (privat)

3.13 Bi.sherige und beantragteFörderungdes Teilprojekts

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal SächlicheVer- !nvesti- Gesamt
jahr mittel wa1tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 75 470 6 830 &2 300
1989 150 940 6 705 157 645
1990 150 940 7 450 158 390
1991 75 470 2 885 78 355
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3.2 Zusammenfassung

Das Bild des öffentlichen Dienstes der Bundesrepublikist - vor­
nehmlich für die Lebenszeitbeamten- gekennzeichnetdurch stabi­
le, auf Dauer hin angelegteBeschäftigungsverhältnisse,die eine
durchgängige,mit guten Aufstiegschancenverbundeneindividuelle
Erwerbsbiographieund eine sozial gesicherteLebensplanungmög­
lich machen. Dieses Normalitätsmusterprägt die gesamteStruktur
des öffentlichen Dienstes. Ihm folgen mehr oder weniger auch die
Beschäftigungsverhältnisseder auf PlanstellenbeschäftigtenAn­
gestelltenund Arbeiter.

Neuerdingswerden - ähnlich wie in den Betrieben der Wirtschaft­
�~�m öffentlichen Dienst zunehmendBeschäftigungsverhältnissean­
geboten und begründet, die dem Standardder "Normalbeschäftigung"
nicht (mehr) entsprechen.Dazu gehören neben Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmenund der "Hilfe zur Arbeit für Sozialhilfeempfänger"vor
allem Zeitverträge und Teilzeitarbeit einschließlichder gering­
fügigen Beschäftigungund der "Arbeit auf Abruf". Hinzu kommt die
Privatisierungin Form der Vergabe von Tätigkeiten an wirklich
oder scheinbar selbständige Gewerbetreibende im Rahmen von
Dienst- oder Werkverträgenauf Honorarbasis.

Alle diese Beschäftigungsverhältnissedurchbrechendie traditio­
nellen Muster des Zugangs zum öffentlichen Dienst und der Karrie­
ren im öffentlichen Dienst mit prekären Folgen für die so Bes­
chäftigten. Zu erklären wäre, ob diese Entwicklung nicht die Kon­
sequenz hat, daß die bisher maßgeblichenNormalitätsmusterder
Beschäftigungim öffentlichen Dienst und der darauf aufbauenden
Erwerbs- und Lebensverläufeinsgesamteinem Erosionsprozeßausge­
setzt sind.

Das Projekt versteht sich als Pilotstudie. In ihm sollen zunächst
- soweit möglich - durch SekundäranalysenstatistischerDaten und
einschlägiger Forschungsergebnissedas Ausmaß und die innere
Struktur der prekären Beschäftigung im öffentlichen Dienst
ermittelt werden. Ergänzt wird diese Bestandsaufnahmedurch als
Fallstudienangelegte qualitative Untersuchungenin öffentlichen
Betrieben (Dienststellen).Dabei sind die Auswertung von Haus­
haltsplänenund von Stellen- und Besetzungsplänensowie Experten­
gespräche vorgesehen.Auf diese Weise können sowohl die quanti­
tative Verbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisseund deren
Entwicklung seit der Mitte der 70er Jahre als auch die für deren
Verwendung bestimmenden Ursachen wie z.B.finanzielle und/oder
technologischeFaktoren, beschäftigungspolitischeStrategiender
öffentlichen Arbeitgeber oder politisch-ideologischmotivierte
Konzepte einer Umgestaltungdes öffentlichen Dienstesermittelt
werden. Dies schließt die Frage ein, welche Folgen derartige
Beschäftigungsverhältnissefür die Gesamtstruktur der Beschäfti­
gung im öffentlichen Dienst haben (können).
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3.3 Stand der Forschung

3.31 "Normalarbeitsverhältnis"im öffentlichen Dienst?

Die Gesamtheit der Beschäftigtendes öffentlichen Dienstes setzt

sich nach einem verbreitetenVerständnisaus drei, rechtlich und

in den Einstellungender Beschäftigtenselbst gegeneinanderdeut­

lich abgegrenztenStatusgruppenzusammen.

Neben den Angestelltenund Arbeitern, die in einem durch Vertrag

begründeten Arbeitsverhältnis zu ihrem öffentlichen Arbeitgeber

stehenund die statusrechtlichden Arbeitnehmernin den Betrieben

und Verwaltungen der Wirtschaft gleichgestelltsind, gibt es im

öffentlichen Dienst die Beamten als eine nur hier anzutreffende

besondere Statusgruppe. Der hauptsächliche Unterschied ihrer

statusrechtlichenStellung gegenüberden Arbeitnehmernreduziert

sich allerdings bei genauererBetrachtungauf einen formal-recht­

lichen Unterschiedbei der Begründungdes Beschäftigungsverhält­

nisses. Beruht das Beschäftigungsverhältnisder Arbeitnehmerauf

einem Vertrag als dem juristischenInbegriff übereinstimmender,

auf einen Rechtserfolg gerichteter Willenserklärungen zweier

rechtlich gleichgeordneterRechtssubjekte,so beruht das Beamten­

verhältnis auf einern Verwaltungsakt: der als Ausdruck hoheitli­

chen Handelns des Staates begriffenenbeamtenrechtlichenErnen­

nung.

Aufgrund des Lebenszeitprinzipssind die Beamten von ihrer Ernen­

nung an nahezu unkündbar. Ihnen bieten sich innerhalb der jewei­

ligen Laufbahn-Gruppen vielfältige Qualifizierungs- und

Aufstiegsmöglichkeiten. Regelmäßige Verdienststeigerungensind

ihnen nach den Grundsätzen des Dienstaltersalle zwei Jahre si­

cher. Sie haben von Anfang an ein Anrecht auf eine lebenslange

"standesgemäße"Versorgung für sich und ihre unterhaltsberechtig­

ten Familienangehörigen,sind also dadurch in besondererWeise

sozial abgesichert.

Auch seinen Angestelltenbietet der öffentliche Dienst im Ergeb­

nis gewerkschaftlicherTarifpolitik mit gewissenAbstufungen



522
Teilprojekt C 2
Osterland/Wahsner

gegenüberden Beamten - ein hohes Maß an Beschäftigungssicher­

heit, regelmäßige Verdienststeigerungen,günstige Aufstiegschan­

cen und eine die gesetzlicheSozialversicherungergänzendesozi­

ale Zusatzversorgung.Selbst noch die Arbeiter des öffentlichen

Dienstes nehmen - allerdings im geringerenUmfang als die Ange­

stellten - an diesen Vorteilen einer Beschäftigungim öffentli­

chen Dienst teil.

Die Beschäftigungsverhältnissealler drei Statusgruppendes öf­

fentiichen Dienstes entsprechendemnach in ganz besondererWeise

dem Rechtsmodell des "Normalarbeitsverhältnisses",das als Leit­

bild, als "herrschendejuristische Fiktion" (MGckenberger1984: 4

f., 7) der rechtlichen Regulierungder abhängigenErwerbsarbeit

und des darauf bezogenen Systems sozialer Sicherung zugrunde

liegt.

Solange die soziale Wahrnehmung des öffentlichen Dienstes auf

diese drei Statusgruppenbeschränktbleibt, kann der öffentliche

Dienst der Bundesrepublikgeradezuals Prototyp eines Beschäfti­

gungsbereichesgelten, der seinen Beschäftigteneine kontinuier­

liche, in ihren StatuspassageneinigermaßenberechenbareErwerbs­

biographie ermöglicht und der ihnen gleichzeitig materiell gesi­

cherte Lebensperspektivenbietet.

3.32 Vom Normalarbeitsverhältnis abweichendeBeschäftigungsver

hältnisseim öffentlichen Dienst

Auch wenn in Rechnung gestellt wird, daß das "Normalarbeitsver­

hältnis" im Sinne von MGckenbergererst das späte Produkt des in­

zwischen beendetenrelativ "kurzen Traumes immerwährenderProspe­

rität" (Lutz 1984) war und in seinen fGr das Rechtssystemmaßgeb­

lichen Konturen erst seit Beginn der 70er Jahre in der oben be­

schriebenenWeise wirksam geworden ist, dGrfte gelten, daß die

Realität des öffentlichen Dienstes dem jeweiligen maßgeblichen

Normalitätsstandardzu keinem Zeitpunkt voll entsprochenhat. (So

hatten sich z. B. zu Beginn diesesJahrhunderts und in den 20er
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Jahrenvor allem die Lehrer mit eher ungewissen�B�e�s�c�h�~�f�t�i�g�u�n�g�s�­

�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�e�n abzufinden).

Gleichwohl ist die Differenz zwischen der Realität des öffentli­

chen Dienstes und dem im Begriff "Normalitätsverhältnis"brenn­

punktartig zusammengefaßtenBild von der Normalität der Beschäf­

tigung im öffentlichen Dienst gegenwärtigoffenbar größer denn je

zuvor. Zu vermuten ist, daß von einer bestimmtenGrößenordnungan

Sogwirkungenund neue Folgeprobleme für den öffentlichen Dienst

insgesamteintretenwerden.

Ausweislieh öffentlich zugänglicherDatenquellenund vereinzelter

auf dieser Grundlage durchgeführterUntersuchungensind in der

Beschäftigungspraxisdes öffentlichen Dienstes zur Zeit die fol­

genden, in der ein oder anderen Hinsicht vom Normalarbeitsver­

�h�~�l�t�n�i�s abweichendenBeschäftigungsformengebräuchlich:

a} �V�o�l�l�z�e�i�t�a�r�b�e�i�t�s�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�e zu einem geringeren als dem ei­

gentlich fälligen Tariflohn (herabgestufteErsteingruppierung);

b} �T�e�i�l�z�e�i�t�a�r�b�e�i�t�s�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�e einschließlich der statistisch

nicht erfaßten (und schwer erfaßbaren),unterhalb der Sozialver­

sicherungspflichtgrenzeliegenden "geringfügigenBeschäftigung",

zu der in der Regel auch die sogenannte"Arbeit auf Abruf" �z�~�h�l�e�n

dürfte;

c) durch einen Zeitvertrag befristet oder auflösendbedingt abge­

schlossenen�A�r�b�e�i�t�s�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�e und die

d) ebenfalls befristete �B�e�s�c�h�~�f�t�i�g�u�n�g in Arbeitsbeschaffungsmaß­

nahmen, die zu etwa 80 % im öffentlichen Dienst angesiedeltsind;

el die - meistens ebenfalls nur kurzzeitige, zum Teil saisonar­

tige - �B�e�s�c�h�~�f�t�i�g�u�n�g von Sozialhilfeempfängern zu den üblichen

�S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�s�~�t�z�e�n der "Hilfe zum Lebensunterhalt"zuzUglieh ei­

ner angemessenenEntschädigungfür Mehraufwendungenoder zu einem

üblichen Tariflohn der unteren Lohngruppengemäß § 19 Abs. 2­

BSHG;

f) Saisonarbeitz. B. in der Pflege öffentlicher GrUnanlagen;

gl Fern- bzw. Heimarbeitsverhältnissez. B. bei �S�c�h�r�e�i�b�k�r�~�f�t�e�n�;

h) �L�e�i�h�a�r�b�e�i�t�s�v�e�r�h�~�l�t�n�i�s�s�e�;
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i) die Vergabe einzelner Dienst- oder Werkaufträgean wirklich

oder scheinbar Selbständige,wie insbesondereder Einsatz soge­

nannter "freier Mitarbeiter";

j) Fremdfirmenarbeitauf der Grundlage von Subkontraktenmit Un­

ternehmen des privatwirtschaftlichen Sektors und mit kleineren

Selbständigen("Privatisierung" in der Form der "Kommerzia1isie­

rung"); sowie

k) die Beschäftigungvon Praktikantenund Volontären.

Alle diese Beschäftigungsformensind nicht neu. Gerade im öffent­

lichen Dienst haben sie teilweise eine längere Tradition. Auch

weisen einige von ihnen schon seit längeremeine zahlenmäßige

Zunahme auf. So hat z. B. die Teilzeitarbeit als "Domäne" von

Frauen gerade im öffentlichen Dienst in den 60er Jahrenerheblich

zugenommen- von 1963 bis 1968 um 25,5 % und von 1969 bis 1973

sogar um 56,1 % (Wagener 1977:239 ff). Zwar führte die überdurch­

schnittliche Zunahme der Teilzeitbeschäftigung nicht dazu, daß

sich deren Anteil an der Gesamtheitder Beschäftigtendes öffent­

lichen Dienstesdramatischerhöht hätte. Dieser lag aber 1963 bei

knapp unter 6 % und zehn Jahre später immerhin bei ca. 10 %.

Der Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnissean allen Be­

schäftigungsverhältnissendes öffentlichen Dienstes fiel im Ver­

gleich dazu weniger ins Gewicht; er lag in den 60er t"nd 70er Jah­

ren mit �g�e�r�i�n�g�e�~ Schwankungen bei Werten zwischen 3,1 % (=

49.800) im Jahre 1963 und 3,9 % (= 74.200) im Jahre 1974 (Lörcher

1982: 61). Kommt schon in diesen Werten eine leicht steigende

Tendenz zum Ausdruck. so signalisierenbegrenzt aussagekräftige

Befunde einzelnerUntersuchungen(Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner

1986; Linne/Voswinke1 1986 a) eine deutliche Zunahme der Zeitver­

tragspraxisim öffentlichen Dienst seit Anfang der 80er Jahre.

Dabei dürfte auch die Ausweitung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

eine Rolle gespielt haben und spielen.

Von Untersuchungeneinzelnerdieser Beschäftigungsformen�a�b�g�~�s�e�­

hen, ist die Auswirkung der Gesamtheitder vom Normalarbeitsver­

hältnis abweichendenBeschäftigungsverhältnisseauf den öffentli-
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ehen Dienst bisher nicht als Problem gesehenund untersuchtwor­

den. In dcor kaum noch zu übersehendenLiteratur zu folgenden Pro­

blembereichenwerden diese allenfalls indirekt angesprochen:

- Studien zur Reform des öffentlichen Dienstes

Die aus der Arbeit der "Studienkommissionfür die Reform des öf­
fentlichen Dienstes" hervorgegangenenVeröffentlichungen (10 Bän­
de, 1973), stellen zwar die Normalität des auf die drei Status­
gruppen gestützten Systems der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst mehr oder weniger weitgehendin Frage, allerdings nur im
Hinblick auf die einerseitsbesondersprivilegierte, andererseits
aber in Bezug auf die betrieblicheund gewerkschaftlicheInteres­
senvertretungund auf das Streikrecht ambivalenteSonderstellung
der Beamten.

Gerade mit der Suche nach Möglichkeiten, den Beamtenstatusdurch
eine Reformpolitik zu ändern und rechtliche Differenzierungenzu
beseitigen, die funktional nicht mehr begründbarsind, bleiben
aber vor allem die verfassungsrechtlichenund verfassungspoliti­
schen Expertisen (z. B. von Münch 1973, Thieme 1973, Ule 1973,
Dagtoglou 1973, Herzog 1973, Sontheimer/Bleek 1973) - zumeist
unausg"sprochenauf das überkommene Bild des öffentlichen Dien­
stes bezogen. Auch die von der Studienkommssionin 'Auftrag gege­
benen empirisch-sozialwissenschaftlichenUntersuchungen (EII­
wein/Zoll 1973, Siedentopf1973, Lohmann/Maintz 1973, Triebe/Fi­
scher/Ulitz 1973, Behr/Schu1tz-Wild1973) konzentrierensich in
ihren Fragestellungen(im allgemeinen explizit) auf Übereinstim­
mungen bzw. Disparitäten?wischen ausgeübterFunktion und recht­
lichem Status im Verhältnis der Beamten zu den Angestelltenund
Arbeitern (Arbeitnehmern) des öffentlichen Dienstes.

Das von der sozial-liberalenRegierung vorgegebeneReformziel,
das auf einen einheitlichen Status der "Beschäftigtendes öffent­
lichen Dienstes" gerichtet war, hatte damals noch nicht die von
der Normalbeschäftigungin diesendrei Statusgruppenabweichenden
Beschäftigungsverhältnissewie etwa die Teilzeitbeschäftigung
oder die befristeteBeschäftigungvon Arbeitern und Angestellten
im Blickfeld; diese hatten damals für die Gesamtstrukturder Be­
schäftigung im öffentlichen Dienst noch keine ins Gewicht fallen­
de Bedeutung oder konnten deswegenvernachlässigtwerden, weil
die einigermaßenstabile Situation am Arbeitsmarkt und die zu Be­
ginn der 70er Jahre geradezuexpansiveBeschäftigungspolitikdes
öffentlichen Dienstes günstige Chancenbot, ggfs. in unbefristete
Beschäftigungsverhältnisseübernommen zu werden und/oder je nach
Wunsch (wieder) in Vollzeitbeschäftigung überzuwechseln.Zudem
ist gerade im öffentlichen Dienst auch eine Teilzeitbeschäftigung
im �a�l�l�g�e�~�e�i�n�e�n noch mit einer gesicherten Dauerperspektivever­
bunden, was hier eine Teilzeitbeschäftigunggerade für Frauen als
attraktiv erscheinenläßt.
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Rationalisierung,Privatisierungund Haushaltkonsolidierungim

öffentlichen Dienst

Auch die gegen Ende der 60er Jahre einsetzende und verstärkt ab
Mitte der 70er Jahre im Zeichen der weltweiten Wirtschaftsrezes­
sion und der "Finanzkrisedes verschuldetenSteuerstaates"(Met­
telsiefen u. a. 1986: 15l geführte politische Diskussion um eine
Konsolidierung der öffentlichen Haushalteund die darauf bezogene
wissenschaftliche Diskussion über unterschiedlicheKonsolidie­
rungskonzepteund -strategienbezieht sich durchweg auf die über­
kommenen Strukturenund Normalitätsvorstellungendes öffentlichen
Dienstes, indem sie im Interesseder HaushaltskonsolidierungEin­
sparungsmöglichkeitenim öffentlichen Dienst und damit zusammen­
hängendeProbleme untersucht.

Zu erwähnensind insoweit Untersuchungenzur kommunalenGebiets­
und Verwaltungreform (Wrage 1975l; zur Rationalisierungund Me­
chanisierungim öffentlichen Dienst (Lutz u. a. 1969/1970; Düll/­
Sauer 1976;' Brinckmann u. a. 1981; Armanski 1983l und zur Priva­
tisierung (z. B. Mendener/Sauerborn1982l sowie finanzwissen­
schaftlieheUntersuchungen über die Gesetzmäßigkeitenwachsender
Staatsausgaben(Mettelsiefen u. a. 1986l.

Im Zentrum der Fragestellungenvor allem der als Fallstudien an­
gelegten empirisch-sozialwissenschaftlichenUntersuchungen zur
Rationalisierungund Privatisierungim öffentlichen Dienst stehen
- ganz in der Tradition der empirischenrndustriesoziologie­
quantitativeVeränderungen der Beschäftigung(Personaleinsparun­
gen) und (qualitative) Auswirkungen �~�u�f die Qualifikationsstruk­
tur und auf die Arbeitsbedingungender Beschäftigten(Veränderun­
gen der Belastungsstrukturund der Arbeitsintensitätl.

In neuerenUntersuchungen,die dem "Staat als Arbeitgeber" gelten

(AutorengemeinschaftPaderborn1985l, und die das Hauptaugenmerk

auf die makroökonomischenVeränderungen des Personalbestandsim

öffentlichen Dienst, auf das Nachfrageverhaltender öffentlichen

Arbeitgeber, auf die Fluktuation der Beschäftigten und auf die

Staatsspezifitätder Beschäftigungim öffentlichen Dienst rich­

ten, geratenunter dem Aspekt der Strukturen der Beschäftigungim

öffentlichen Dienst nur die in die Normalbeschäftigungdes öf­

fentlichen Dienstes übernommenenGruppen der Beamten. der Ange­

stellten und der Arbeiter ins Blickfeld, nicht aber die jenseits

davon angesiedelten, von der "Normalbeschäftigung"abweichenden

Beschäftigungsverhältnisse.

Demgegennberfinden die vom Normalarbeitsverhältnisabweichenden

Beschäftigungsverhältnissein der sozialwissenschaftliehund/oder
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ökonomisch orientiertenArbeitsmarktforschung(Sengenberger1978;

Biehler u. a. 1931). in Untersuchungenzur "Flexibilisierung" von

Arbeitszeitenund Beschäftigungsverhältnissen(Lutz u. a. 1982;

Schmid 1986; Butler 1986), in Forschungenzur Verbreitung und

Funktion "prekärer" Beschäftigungsverhältnisse(Möller 1987) so­

wie in theoretischenArbeiten zur "Erosion" der für die Arbeits­

und Sozialpolitik maßgeblichennormativen Leitbilder (Mückenber­

ger 1985) zunehmendBeachtung.

Die vorliegendenUntersuchungensind jedoch fast durchweg auf die

Situation in der privaten Wirtschaft zentriert. Nur einige stu­

dien über Teilarbeitsmärkte(Dombois/ZWE 1986; Möller 1987) gehen

auch auf den öffentlichen Dienst ein, allerdings mehr am Rande

und ohne daß dabei die BesonderheitendiesesBeschäftigungs­

bereichssystematischberücksichtigtwürden. Keller (1985) wendet

den Segmentationsansatzauf die spezifische Situation im öf­

fentlichen Dienst an und belegt die Existenz eines sekundären

Arbeitsmarktsegmentsim öffentlichen Sektor mit näherenAngaben

zur Verbreitung der Teilzeitbeschäftigung und der Zeitvertrags­

praxis.

Für andere von der Normalität abweichendeBeschäftigungsverhält­

nisse ist immerhin die Verbreitung im öffentlichen Dienst durch

Untersuchungen teilweise belegt. So ist z. B. die befristete

Beschäftigung in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmenrelativ breit

diskutiert und teilweise auch empirisch untersucht worden

(Laatz/Jauss1985), im allgemeinen allerdings unter dem Aspekt

des "zweiten Arbeitsmarktes"oder als Unterfall der "befristeten

Beschäftigung", nicht aber in ihrer Funktion als eine von der

Normalbeschäftigung abweichende spezifische Beschäftigungsform

des öffentlichen Dienstes.

Die Heranziehungvon Sozialhilfeempfängern im Rahmen der "Hilfe

zur Arbeit" ist bisher nur in der juristischenLiteratur (Trenck­

Hinterberger1984; Birk 1985; Münder 1986) und hier im allgemei­

nen (auf der Grundlage schwach fundierter und wenig verläßlicher
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empirischerDaten) als Rechtsproblernder Sozial- und Verfassungs­

ordnung der Bundesrepublikdiskutiert worden.

Die in unterschiedlicherechtliche Formen gekleideteBeschäfti­

gung iogenannter"freier Mitarbeiter" (die als "Selbständige"ge­

führt werden, obwohl sie zu einem beachtlichenTeil faktisch Ar­

beitnehmersind, denen auf diese Weise jeglicher arbeits- und

sozialrechtliche Schutz vorenthalten bleibt), ist in den 70er

Jahren einer breiterenÖffentlichkeit durch eine bis vor das Bun­

desverfassungsgerichtgetragene arbeitsgerichtlicheProzeßserie

"freier Mitarbeiter" bei Rundfunk- und Fernsehanstaltenbekannt

geworden. Deren Begehren, die Arbeitnehmereigenschaftzuerkannt

zu bekommen, konnte damals noch als "Sonderproblem"diesesTeil­

bereichs des öffentlichen Dienstes juristisch kleingearbeitet

werden. Inzwischen haben derartigeBeschäftigungsformenteilweise

auch in anderenBereichendes öffentlichen Diensteswie z. B. in

der kommunalen Sozialarbeit Eingang gefunden (Baumann-Czichon/

Borgaes/Wahsner1986) , sind aber hinsichtlich ihrer Verbreitung

im öffentlichen Dienst insgesamtbisher nicht untersuchtworden.

Dies gilt auch für die im öffentlichen Dienst vorfindlichen For-

men von "Saisonarbeit", "Heimarbeit" und "Arbeitskräfteverleih",

für die Beschäftigungvon Praktikantenund Volontären sowie für

die in Teilbereichendes öffentlichen Dienstes praktizierte "in­

formatorischeBeschäftigung" von arbeitslosenJugendlichengegen

ein geringes Anerkennungsgeld (Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner

1986) .

Lediglich Möller und Hehr (vgl. Möller u. a. 1987) unternehmenin

ihrer noch laufendenUntersuchung den Versuch, für "ausgewählte

Betriebe des Kölner Dienstleistungssektors"(darunter auch solche

des öffentlichen Dienstes) einen beschreibendenüberblick über

die Verbreitung (fast) aller vom Normalarbeitsverhältnisabwei­

chendenFormen betrieblich organisierter "prekärer" Beschäfti­

gungsverhältnissezu gewinnpn.

Die gesamte, längst unübersehbargewordeneLiteratur, die sich

den Konjunkturen der gesellschaftspolitischenAuseinandersetzung
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folgend seit den frühen 70er Jahrenmit Fragen der Beschäftigung

im öffentlichen Dienst befaßt, bezieht sich demnacheinerseits

nur auf das überkommeneNormalitätsmusterder Beschäftigungim

öffentlichen Dienst und nimmt andererseitsdie von der Normalität

abweichendenBeschäftigungsverhältnisseerst teilweise und empi­

risch schwach gesichertzur Kenntnis. Empirische Arbeiten, die

das Gesamtspektrum der im öffentlichen Dienst vorfindlichen, vom

Normalarbeitsverhältnis abweichenden Beschäftigungsverhältnisse

unter Aspekten ihrer Verbreitung und spezifischenBedeutungfür

den öffentlichen Dienst und für dessen Funktion im Beschäfti­

gungssystemder Bundesrepublikinsgesamtsystematischuntersuchen

würden, sind bisher - soweit ersichtlich - nicht vorgelegt und

offenbar nicht einmal in Angriff genommenworden.

An diesen offenen Fragen setzt das geplanteForschungsprojektan.

Ihre Bearbeitungerscheintum so dringlicher, als der öffentliche

Dienst der bei weitem größte Arbeitgeber in der. Bundesrepublik

ist (Keller 1985: 649) und ihm schon deswegeneine zentraleFunk­

tion für das gesamteBeschäftigungssystemder Bundesrepublikzu­

fällt. Diese Funktion wird noch gesteigert dadurch, daß der öf­

fentliche Dienst wegen der ihn unmittelbar bindendenverfassungs­

rechtlichenund sozialstaatlichenVorgaben Vorbild- und Vorrei­

terfunktionen für alle anderen Beschäftigungsbereicheund damit

für den Arbeitsmarkt insgesamterfüllt.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Im Rahmen des Forschungsprogramms"Arbeitsplatz- und Arbeits­

marktsituation in Bremen" der Zentralen WissenschaftlichenEin­

richtung (ZWE) "Arbeit und Betrieb", an dem die Antragsteller

mitgewirkt haben, sind u. a. - unter partieller Berücksichtigung

des öffentlichen Dienstes (Dombois 1986) - Untersuchungenzur be­

trieblichen Beschäftigungspolitik durchgeführt worden. An die

daran verfolgten Fragestellungen kann in der geplantenStudie

angeknüpft werden. Diese steht zudem in einem engen Zusammenhang

mit dem neuen, für die Jahre 1987 bis 1992 geplantenForschungs-
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programm der ZWE zur "Arbeit in der Grauzonedes Arbeitsmarkts".

Auch dieses Forschungsprogrammbezieht sich in seiner Rahmenkon­

zeption und in den einzelnendazu entwickelten Projekten auf das

"Normalarbeitsverhältnis"und hat zum Ziel, das Gesamtfeldder

hiervon abweichenden Beschäftigungsverhältnissehinsichtlich ih­

rer beschäftigungspolitischenFunktion und ihrer Implikationen

für die soziale Situation und für die Arbeits- und Lebensperspek­

tiven der Beschäftigtenzu untersuchen.

Darüber hinaus ist in einem von der Hans-Böckler-Stiftungfinan­

zierten und an der ZWE durchgeführtenanwendungsbezogenenFor­

schungsprojektüber "Stellenabbau,Privatisierung und Rationali­

sierung als Handlungsfelderder betrieblichenInteressenvertre­

tung im öfientlichen Dienst" auch das Problem der vom Normalar­

beitsverhältnis abweichenden Beschäftigungsverhältnisseim öf­

fentlichen Dienst aufgegriffen und für den Verwaltungs- und

Dienstleistungssektoreines Landkreisesuntersuchtund beschrie­

ben worden (Baumann-Czichon/Borgaes/Wahsner1986). Daneben sind

für das geplanteProjekt folgende aus der Forschungsarbeitder

ZWE hervorgegangeneVeröffentlichungenrelevant:

Individuelle Arbeitsmarktstrategien - Facharbeiterin der Krise
(Baumeister/Bollinger/Geissler/Osterland1987)

Zum arbeitsrechtlichen Programm der "Wende" - Ansatzpunkteeiner
Kritik des Beschäftigungsförderungsgesetzes(Wahsner/Steinbrück
1985)

"Heuern und Feuern" - Arbeitsrecht nach der Wende (Wahsner u. a.
1985)

Handlungsmöglichkeiten der Betriebsräte gegen die ausufernde
Zeitvertragspraxis(Wahsner 1986)

Neue Arbeitsplätzedurch mehr Zeitarbeit (Wahsner 1987)

Schließlich kann im Rahmen des geplantenProjekts auf Erfahrungen

zurückgegriffenwerden, die Prof. Dr. Klaus Dammann von der so­

ziologischenFakultät der Universität Bielefeld im Rahmen seiner

zahlreichenUntersuchungenzum öffentlichen Dienst gewonnen hat;

mit ihm ist eine engere Zusammenarbeitvorgesehen.
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3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan

3.51 Ziele

Die Untersuchungzielt zunächstdarauf ab, Erkenntnissezu gewin­

nen über

1) Ausmaß und innere Struktur des Gesamtfeldes der von der Nor­

malbeschäftigungabweichenden und in diesem Sinne "prekären"

Beschäftigungsverhältnisseim öffentlichen Dienst:

2) wechselseitige Abhängigkeiten und ßberschneidungenzwischen

einzelnendieser Verhältnissesowie

3) Ursachendafür, daß öffentliche Arbeitgeber - ganz ähnlich wie

private - in erheblichem Umfange von der Normalbeschäftigung

abweichenund prekäre Beschäftigungsverhältnisseanbieten.

Mit diesen Erkenntniszielen konzentriert sich die Untersuchung

zunächstauf die institutionelle Ebene: sie �g�i�l�~ vorrangig den

personalpolitischenStrategien und personalwirtschaftlichenKon­

zepten, mit denen öffentliche Arbeitgeber Rahmenbedingungender

Beschäftigungim öffentlichen Dienst setzenund Beschäftigungs­

verhältnissekonkret ausprägen,die für die Beschäftigtenunter

verschiedenenAspekten mit "prekären" Folgen verbundensein kön­

nen.

"Prekäre Beschäftigung"wird hier allerdings andersdefiniert als

in dem zuerst in Frankreich entwickelten Konzept der "Prekarisie­

rung" (Henriet 1981: Caire 1982; Freyssinet 1983). Jenem Konzept

zufolge wird die Frage, welche Beschäftigung"prekär" ist, in

erster Linie aus der Perspektiveder betroffenenSubjekte unter­

sucht. Dem liegt die Erkenr.:nis zugrunde, daß die vom Normalar­

beitsverhältnisabweichendenBeschäftigungsformen und die damit

verbundenenobjektiven Nachteile nicht notwendig auch eine pre­

käre Erwerbs- und Lebenssituation zur Folge haben und/oder von

den Beschäftigtenals "prekär" wahrgenommenwerden.

Hier wird demgegenüberdavon ausgegangen,daß "prekäre Beschäfti­

gung" auch in diesem subjektiven Sinne zunächsteinmal durch ob-
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jektive Risiken und nachteiligeFolgen gekennzeichnetist, die

sich dann in der Tat je nach Erwerbs- und Lebenslageder Beschäf­

tigten unterschiedlich auswirken können und subjektiv unter­

schiedlich verarbeitetwerden.

Als Kriterien, nach denen die Zuordnung zur "prekären Beschäfti­

gung" erfolgt, dienen dabei nicht die Beschäftigungsformenund ­

verhältnisseund deren rechtliche Unterscheidungsmerkmale,son­

dern die nachfolgendgenannten,damit typischerweiseverbundenen

sozialenNachteile und Risiken für die Beschäftigten:

- deutlich verringertesEinkommen gegenüber der Normalbeschäfti­

gung;

- von der Normalarbeitszeitabweichende Arbeitszeiten, oft ver­

bunden mit einer

- Verwischung der klaren Trennung zwischen Arbeitszeit und Frei­

zeit und mit Einbußenhinsichtlich der Zeitsouveränität;

- Benachteiligungenbei der Wahrnehmungdes Rechts auf Urlaub und

auf Bildungsurlaub sowie beim Recht auf Lohnfortzahlung im

Krankheitsfall;

- Verlust von Kündigungsschutz und damit ungewisseBeschäfti­

gungsperspektivenund Kontinuitätserwartungen;

- Entzug oder Minderung des sozialversicherungsrechtlichenSchut­

zes und damit verbundenungewissesoziale Zukunftsperspektiven

sowie

- Probleme bei der Wahrnehmungkollektiver betrieblicher und ge­

werkschaftlicherRechte und Interessen.

Diese Risiken treten bei einzelnenvom Normalarbeitsverhältnis

abweichendenBeschäftigungsformenkumuliert auf (z. B. bei befri­

steten Beschäftigungsverhältnissenund bei Teilzeitarbeitl; sie

sind besondersstark ausgeprägt dann, wenn derartige Beschäfti­

gungsformenzusätzlichmiteinandergekoppelt werden (z. B. befri­

steteTeilzeitarbeitl.

Dabei mag es Fälle geben, in denen selbst das Zusammentreffenal­

ler dieser objektiven Nachteile und Risiken keine prekärenFolgen

im subjektiven Sinne hat. Dies dürfte insbesonderedann gelten,
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wenn sich z. B. Beschäftigtein den oberen Qualifikationsrängen

des öffentlichen Dienstesselbst für eine Teilzeitbeschäftigung

oder etwa für ein befristetes"politisches" Amt entscheidenoder

wenn sie aufgrund eines Werk- oder Privatdienstvertrageseiner

Nebentätigkeitnachgehen. Doch dürfte für die Mehrzahl der Be­

schäftigten, denen im öffentlichen Dienst vom Normalarbeitsver­

hältnis abweichende Beschäftigungsverhältnisseangebotenwerden,

dies auch eine "prekäre Beschäftigung" im subjektiven Sinne zu

Folge haben. Eine offene Frage ist, ob nicht auch Frauen in der­

artigen Beschäftigungsverhältnissen,obwohl sie in ihnen noch am

ehesten Erwerbsarbeit mit ihrer Rolle als Hausfrau und Mutter

vereinbarenkönnen, ihre dadurch bedingte Erwerbs- und Lebensper­

spektive als prekär empfinden. Solchen und ähnlichen Fragen, die

in Bezug auf "prekäre Beschäftigung" im subjektiven Sinne zu

stellen sind, wird in einem späteren,auf den Ergebnissendieser

UntersuchungaufbauendenProjekt nachzugehensein.

Anders als dies in dem in Frankreich entwickelten Konzept der

"prekären Beschäftigung" geschieht,das u. a. mit Theorien ge­

samtgesellschaftlicherEntwicklung verbundenwurde (etwa dem Re­

gulierungsansatzbei Caire 1982; Boyer 1986) und inzwischen teil­

weise auch in der Bundesrepublik (Möller 1987) für empirische

Untersuchungen nutzbar gemacht worden ist, soll also hier die

Frage nach den subjektiven Folgen für die Beschäftigten und nach

deren Wahrnehmung und Verarbeitung dieser Folgen vorerst ausge­

klammert bleiben.

Zugeschnittenauf die Besonderheiten des öffentlichen Dienstes

geht es in diesem Projekt im einzelnenum folgende Fragestellun-

�~

1) Im Hinblick auf Verbreitung und Struktur der Gesamtheitder

prekären Beschäftigungsverhältnisseim öffentlichen Dienst ist

von Interesse,in welchen Bereichenund Tätigkeitsfeldernüber­

haupt von solchen BeschäftigungsverhältnissenGebrauchgemacht

wird und welche Formen dabei jeweils aus welchen Gründen zur An­

wendung gelangen. Nach bisherigem Kenntnisstand läßt sich
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vermuten, daß prekäre Beschäftigungsverhältnisse in solchen

Bereichendes öffentlichen Dienstesnicht oder nur in der jeweils

nachgeordnetenVerwaltung anzutreffensind, in denen die Aufga­

benerledigungwegen ihrer unmittelbarenNähe zu den hoheitlichen

Aufgaben des Staates (Regierung, Polizei und Gerichte) aufgrund

rechtlicher Vorgaben Beamten und Richtern oder auf Planstellen

beschäftigtenAngestelltenvorbehaltenist und zudem ein Personal

mit hoher Qualifikation und mit möglichst großer politischer

Loyalität erfordert oder als wünschenswerterscheinenläßt.

Sofern in Ein,elfällen Richter oder leitende Verwaltungsbeamte

oder -angestellte halbe Dezernate bzw. halbe Stellen verwalten,

steht zu vermuten, daß dies dem eigenenWunsch des Beschäftigten

entsprichtund nicht eine von ihm nur hinzunehmendeKonsequenz

einer personalpolitischenStrategiedes öffentlichen Arbeitgebers

(Dienstherrn) darstellt. Demgegenübergeht die Untersuchungdavon

aus, daß prekäre Beschäftigungsverhältnissestärker in denjenigen

Bereichen und Tätigkeitsfeldern des öffentlichen Dienstes (vor

allem mit geringeren Qualifikationsanforderungen) verbreitet

sind, in denen nur Zuarbeit zur Erledigung hoheitlicher Aufgaben

geleistetwird (z. B. Schreibdienst), oder in denen im Interesse

sozialstaatlicherAufgaben ein öffentlich-rechtlichorganisiertes

Dienstleistungsangebotbereitgehaltenwird (z. B. Sozialverwal­

tung und Sozialbetreuung)oder in denen sich die Aufgaben in der

Unterhaltungund Pflege öffentlicher Gebäude, Einrichtungenund

Anlagen erschöpfen.

2) Im Hinblick auf die Struktur der prekärenBeschäftigungim öf­

fentlichen Dienst ist u. a. von Interesse,welche der Beschäfti­

gungsformendurch jeweils welche anderensubstituierbarsind und

in der Beschäftigungspraxisder öffentlichen Arbeitgeber substi­

tuiert werden (z. B. Saisonarbeitdurch kurzzeitige Beschäftigung

von Sozialhilfeempfängern und/oder durch Arbeitsbeschaffungsmaß­

nahmen; Leiharbeit durch befristeteBeschäftigung,durch Arbeits­

beschaffungsmaßnahmenoder durch Werkaufträge).



535
Teilprojekt C 2
Osterland/Wahsner

3) Hinsichtlich der Ursachengibt die Entwicklung der Teilzeitar­

beit, der Zeitvertragspraxisund der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

und die gegenwärtigeVerbreitung allein dieser Formen einer pre­

kären Beschäftigungzu folgenden Fragen Anlaß:

Reagierenöffentliche Arbeitgeber mit prekärenBeschäftigungs­

verhältnissenauf Personalengpässe,die sich deswegenergeben

haben, weil die Beschäftigungauf Planstellenzuvor infolge

von Stellen- und Besetzungsstoppseingefrorenund unter Nut­

zung der "natGrlichen Fluktuation" zum Teil erheblich zurGck­

gefahrenworden ist?

War also mit anderenWorten auslösendeUrsache für die gegen­

wärtige Verbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisseim

öffentlichen Dienst die Finanzkriseder öffentlichen Haushalte

und die in Reaktion darauf politisch durchgesetztendrasti­

schen Sparmaßnahmenbei den Ausgabenund hier vor allem bei

den am stärksten ins Gewicht fallenden Personalausgabenim

Mittel- und Unterbau des öffentlichen Dienstes?

Liegen hierin insbesonderedie GrGnde dafGr, daß öffentliche

Arbeitgeber auf eine Beschäftigungaußerhalbdes Planstellen­

kontingents (Aushilfsbeschäftigung in befristetenArbeitsver­

hältnissen und in Formen des Arbeitskräfteaustauschesbzw.­

verleihs) zurGckgreifen, oder die Finanzierung von Stellen

aber "Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen"auf die BundesanstaltfGr

Arbeit abwälzen oder solche Formen der Aufgabenerledigungnut­

zen, deren Finanzierungin die haushaltsrechtlicheRubrik der

"Sachmittel" fällt und die formalrechtlich keine Stellenbeset­

zung darstellen (Arbeitsaufträge,Werk- und Privatdienstver­

träge)?

Auf der anderenSeite ist zu fragen, welche Rolle politische

Konzepte, mit denen Bund, Länder und Kommunen auf die Arbeits­

marktsituat ion �r�{�~�a�g�i�e�r�e�n (" zweiter Arbeitsmarkt" in Hamburg

und Bremen; "Beschäftigungsinitiativen"des Bundes und z. B.

des Landes liiedersachsen),fOr die Verbreitung prekärer Be­

schäftigungsverhältnisseim öffentlichen Dienst spielen?Sind
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- so ist zu fragen prekäre Beschäftigungsverhältnissewie

insbesondere die Beschäftigungin Arbeitsbeschaffungsmaßnah­

men, in Umschulungsprogrammenfür Arbeitslose und in Ausbil­

dungsprogrammen für arbeitslose Jugendlichein Regionen mit

überdurchschnittlichhoher Arbeitslosigkeit (Norddeutschland,

Grenzgebiete zur DDR, Ruhrgebiet und Saarland) signifikant

höher als in Gebieten mit einer durchschnittlichen oder un­

terdurchschnittlichenArbeitslosenrate?

Schließlich ist vor dem Hintergrund fortbestehenderpoliti­

scher Kritik am öffentlichen Dienst und politischer Forderun­

gen nach einer größeren Leistungsorientierungder Beschäfti­

gung im .öffentlichen Dienst einerseitsund nach einer Rück­

nahme staatlicher Aktivitäten zugunstenprivater Leistungsan­

gebote andererseitszu fragen, ob in der Verbreitung prekärer

Beschäftigungsverhältnisseim öffentlichen Dienst ein länger­

fristig angelegtespolitisches Programm der Umstrukturierung

des öffentlichen Dienstes �z�~�m Ausdruck kommt, das sich in der

aktuellen Situation nur der Beschäftigungsinstrumentedes Ar­

beitsförderungsgesetzesund der von der Bundesregierungange­

regten "Beschäftigungsinitiativen"bedient. Zielt z. B. der

Einsatz prekärer Beschäftigungsverhältnisseim öffentlichen

Dienst darauf ab, die "Stammbelegschaften" des öffentlichen

Dienstesnach außenhin abzuschotten,der Aufnahme in normale

Beschäftigungsverhältnissedes öffentlichen Dienstes längere

Probe-, Auslese- und Disziplinierungsphasenvorzuschaltenund

so den Zugang zur Normalbeschäftigungim öffentlichen Dienst

zu erschweren? Oder soll gar im öffentlichen Dienst insgesamt

das von konservativerund liberaler seite seit langem kriti­

sier:e und hier besondershohe Niveau der Arbeitsplatzsicher­

heit und der sozialen Sicherungabgebautwerden?

Unter dem Gesichtspunktder Folgen für die Beschäftigtenwäre

schließlich die These der AutorengemeinschaftPaderborn,daß

"die Beschäftigungbeim Staat ( ... ) auch außerhalbdes Beam­

tenbereichsungleich sicherer ist als in der privaten wirt­

schaft" (1985: 429), zu überprüfen. Insoweit ist die Frage von
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Interesse,

chen Dienst

schäftigten

welche institutionellen Vorkehrungenim öffentli­

getroffen werden. um prekäre Folgen für die Be­

zu �m�i�n�i�m�i�e�r�~�n oder ganz auszuschließen.

3.52 Untersuchungsmethoden

Die Konzeptualisierung dieser Untersuchungszieleund Fragestel­

lungen für als PilotstudienverstandeneUntersuchungen in ausge­

wählten Bereichen des öffentlichen Diensteserfordert neben der

Ausdifferenzierungund Präzisierung des Konzepts der "prekären

Beschäftigung" im Vergleich zur "Normalbeschäftigung"im öffent­

lichen Dienst vor allem eine nähereEingrenzungdes Gegenstands­

bereichs "öffentlicher Dienst" und eine Bestimmung von Auswahl­

kriterien für diejenigenBetriebe und Verwaltungen des öffentli­

chen Dienstes, in denen die im Rahmen der Untersuchunggeplanten

explorativenFallstudienansetzensollen.

Aus dem Gegenstandsbereich"öffentlicher Dienst" sollen von vorn­

herein solche Betriebe ausgeklammert werden, in denen trotz öf­

fentlich-rechtlicher Organisationsform das Gewinnkalkül (ver­

gleichbar zur Situation in Betriebendes privatwirtschaftlichen

Sektors) eine dominanteRolle spielt wie z. B. in Landesbanken

oder Sparkassen. In diesen und ähnlichen Institutionen sind die

spezifischen. für die Beschäftigten maßgeblichenBedingungendes

öffentlichen Dienstes längst durch Strukturenund Mechanismen

überlagert, wie sie den privatwirtschaftlichen,auf Unternehmens­

gewinn ausgerichteten Sektor bestimmen. Insbesonderegelten hier

nicht die strengenMaßstäbe der öffentlichen Haushaltspläneund

der Stellen- und Besetzungsplänedes öffentlichen Dienstes.

Die Auswahl der für die FallstudiengeeignetenBetriebe und Ver­

waltungen (Dienststellen) soll nach folgenden an den Untersu­

chungszielenorientiertenKritierien vorgenommenwerden:

a) Um formal miteinandervergleichbareUntersuchungseinheitenzu

gewinnen. sollen die einzelnen Fallstudienan "Dienststellen"
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im Sinne desPersonalvertretungsrechtsdes Bundes und der Län­

der ansetzen.Der Begriff der "Dienststelle" umfaßt im ar­

beitstechnischenSinne sowohl Betriebe als auch Verwaltungen

des öffentlichen Dienstes, bietet also den Vorteil, Einrich­

tungen in die Untersuchungeinzubeziehen,die nach Aufgaben

und Arbeitsorganisationvoneinanderunterschieden sind, denen

aber gemeinsam ist. daß sie über eine eigene Personalverwal­

tung mit (zum Teil begrenzter)eigener Personalhoheitverfü­

gen, der jeweils eine eigenehierfür gebildetePersonalvertre­

tung gegenübersteht.die von der Leitung der Dienststelleüber

alle Personalvorgängezu informieren ist.

b) Einerseitsgilt es, Dienststellenin die untersuchungeinzube­

ziehen, in denen nach Vorinformationen erwartet werden kann,

daß in ihnen das Gesamtspektrumprekärer Beschäftigungsver­

hältnissegebräuchlichund deren quantitativeVerbreitung be-

sondersgroß ist. Andererseitssollen - vor allem im Hinblick

auf die Frage nach den Ursachen- nach der Methode der abwei­

chenden Fälle mindestens zwei Dienststellenin das Untersu­

chungssampIeaufgenommenwerden, für die Vorinformationen auf

das Gegenteil hindeuten. Denn Aufschluß über die Ursachenver­

spricht nicht nur die Frage nach dem "Warum?" in bestimmten

Bereichen, sondern auch die konträre Frage nach dem "Warum

nicht?" in anderenBereichen.

c) Geht man von der Hypothese aus, daß die Höhe der Arbeitslosig­

keit einer der Einflußfaktoren ist, von dem die Verbreitung

der "prekären" Beschäftigungim öffentlichen Dienst abhängt.

so sollte je einer der Fälle mit,vermutbar hoher und einer mit

vermutbar niedriger Rate an prekärenBeschäftigungsverhältnis­

sen aus Regionen mit besondershoher bzw. besondersniedriger

Arbeitslosigkeit (ausweislich der Arbeitslosenquote und des

Ausmaßesder Dauerarbeitslosigkeit)ausgewähltwerden.

d) Um zu ermitteln, ob und �~�.�n welcher Weise Ausmaß und Struktur

der prekärenBeschäftigung im öffentlichen Dienst auch von

unterschiedlichenpolitischen Grundorientierungender die Be-
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schäftigungspolitik des öffentlichen Dienstes bestimmenden

politischen Instanzen (Verwaltungsspitzen)beeinflußt werden,

wird ferner bei der Auswahl zu berücksichtigensein, daß etwa

zu gleichen Teilen Betriebe in politischen Einheiten mit so­

zialdemokratischer(bzw. sozialliberaler) und mit christlich­

konservativerbzw. konservativ-liberalerDominanz erfaßt wer­

den.

Auf der Grundlagedieser Kritierien dürfte für die geplanteex­

plorative Studie ein SampIe von sechs (bis max. sieben) Dienst­

stellen erforderlich, aber auch ausreichendsein.

Unter Beachtungder Auswahlkriterien werden auf der Grundlage

vorhandener Vorinformationen und bestehenderForschungskontakte

die folgenden Dienststellenin die Untersuchungeinbezogen:

1) Aus den norddeutschenProblemregionennördliches Niedersachsen

und Bremerhaven/Bremensollen der öffentliche Dienst des Land­

kreises Cuxhaven und einige, im einzelnen noch auszuwählende

Dienststellenaus der Verwaltung des Landes Bremen berücksich­

tigt werden - beides Bereiche des öffentlichen Dienstes, zu

denen die AntragstellerZugang haben und über Vorinformationen

verfügen, wonach hier die gesamteBandbreiteprekärer Beschäf­

tigungsverhältnisse anzutreffen und deren Anteil an der Ge­

samtbeschäftigungbesondershoch ist. Beide Fälle machen es

zudem möglich, die Situation in einer sozialdemokratischbe­

herrschtenStadtregionmit hoher Arbeitslosigkeit mit derjeni­

gen in einem CDU-geführten Landkreis mit ebenfallshoher Ar­

beitslosigkeit zu vergleichen. Sie bieten ferner den Vorteil,

daß sowohl in Cuxhaven als auch im Land Bremen eine die öf­

fentliche Verwaltung im engereu Sinne und andere öffentliche

Einrichtungen umfassendeeinheitliche Personalbewirtschaftung

und -verwaltung besteht.

2) Im Kontrast zu diesen beiden Untersuchungsfeldernsollen vier

bis fünf enger umgrenzte Dienststellenaus Regionen in Nord­

rhein-Westfalenoder in Süddeutschlandmit deutlich geringerer

Arbeitslosigkeit als im Norden einbezogenwerden. Zu denken
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ist dabei an die Region Bielefeld/östliches Westfalen und an

den Großraum Stuttgart. Aus diesen Regionen sollen unter Be­

rücksichtigungder obigen Kriterien eine Dienststelleeines

Bundesunternehmens(Bundespost) und größere, aber auch klei­

nere überschaubareDienststellender Länder Nordrhein-Westfa­

�l�~�n und Baden-Württembergund/oder der StadtgemeindenBiele­

feld und Reutlingen in die Untersuchungeinbezogenwerden.

Die Entscheidungüber die konkret in die Untersuchungaufzuneh­

menden Dienststellen aus diesen Regionen soll erst auf der

Grundlage fundierter Vorinformationen getroffen werden. Zwecks

Felderschließung sind daher für die erste Untersuchungsphase

neben der Auswertung statistischerDaten des Bundes. der Länder

und der' Arbeitgeberverbände des öffentlichen Dienstes Erkun­

dungsgesprächemit Experten der Gewerkschaftendes öffentlichen

Dienstes (OTV, DAG und Deutsche �P�o�s�t�g�e�~�e�r�k�s�c�h�a�f�t�) sowie mit

Repräsentantender Spitzenverbändeder öffentlichen Arbeitgeber

vorgesehen.

Daten und Informationen zum Umfang der prekärenBeschäftigung, zu

deren Entwicklung seit der Mitte der 70er Jahre und zu den dafür

maßgeblichenUrsachen und Einflußfaktoren sollen in den in die

Untersuchungeinbezogenen Dienststellen durch Auswertungenvon

Haushaltsplänenund von Stellen- und Besetzungsplänensowie durch

Expertengesprächemit Vertretern der jeweiligen Personalämter,

Personalverwaltungenund der Personalräte erhobenwerden. Als

Zugangswegekommen in Betracht:

- Die Kooperation mit den Verwaltungsspitzenmit Zustimmung der

jeweiligen Personalräte und evtl. mit Hilfe von Frauengleich­

stellungsstellenund

- die Kooperation nur mit den Personalräten vermittelt über die

Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. Dieser zweite Weg

kann auch genutzt werden, um über ei.n auf die Personalvertre­

tungsgesetze gestütztes Informationsbegehrender Personalräte

Informationen von den jeweiligen Dienststellen zu erlangen.

Erfahrungenmit dieser Zugangsmöglichkeithaben die Antragstel­

ler in früheren Forschungsvorhabengesammelt. Dabei ist bei den
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Gewerkschaftenund einem Teil der Personalratsmitgliedereine

wachsendeSensibilität für die angesprochenenProbleme und da­

mit auch eine zunehmendeBereitschaftzu verzeichnen, Informa­

tionen zu geben und bei der Informationsbeschaffung bei der

Dienststellemitzuhelfen.

- Sofern auf diesen beiden Wegen Daten und Informationen nicht zu

gewinnen sein sollten, soll von einer ErhebungsmethodeGebrauch

gemacht werden, die in der Polizeiforschungin Großbritannien

Tradition hat: die Sozialforscher veranlassendie Volksvertre­

ter, ihre Forschungsfragen als parlamentarischeAnfragen zu

stellen.

Arheitsprogrammund Zeitplan

1988

1989

3. Quartal

- Aufarbeitung der einschlägigensozialwissenschaftlichen
und juristischenLiteratur '

- Spezifizierungund Operationalisierungdes Konzepts "Nor­
malarbeitsverhältnis/prekäreBeschäftigung" in Bezug auf
die Besonderheiten der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst

- Vorbereitung der Felderschließung durch Kontaktaufnahme
mit Gewerkschaftenund Arbeitgeberverbändendes öffentli­
chen Dienstes, Terminabsprachenfür Gespräche

- Vorbereitung und Beginn der Feldarbeit in Cuxhaven und
Bremen

4. Quartal

- Ermittlung der quantitativen Verbreitung prekärer Be­
schäftigungsverhältnisseim öffentlichen Dienst durch
Auswertung allgemein zugänglicherstatistischerDaten des
Bundes, der Länder und des Deutschen Städte- und Gemein­
detages

- Felderschließuncr durch Expertengesprlchemit Vertretern
der Gewerkschaften und der Arbeitgeberdes öffentlichen
Dienstes

- Feldarbeit in Cuxhaven und Bremen

1. Quartal

- Auswahl der für eine Vollerhebung geeignetenDienststel­
len außerhalbdes Landkreises Cuxhaven und des Landes
Bremen
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2. Quartal

Entwicklung und Erprobung eines methodischenKonzepts für
die Auswertung der Haushaltspläne und der Stellen- und
Besetzungspläne

3. Quartal

Entwicklung und Erprobung eines Leitfadens für Experten­
gesprächemit den Leitern der Personalabteilungenund mit
Personalrätenin den ausgewählten Betrieben und Verwal­
tungen bzw. für die Ermittlung und Erprobung entspre­
chenderparlamentarischerAnfragen

- Verabredungvon Interviews

4. Quartal

Feldarbeit in den ausgewähltenBetrieben und Verwaltungen

1990

1991

1. Quartal

- Fortsetzungder Feldarbeit

2. Quartal

- Auswertung der dabei erhobenenDaten und Informationen

3. Quartal

- Kontroll- und Nacherhebungen

4. Quartal

- Abfassung der Fallstudien

1. und 2. Quartal

- Erstellung und redaktionelleüberarbeitungdes Abschluß­
berichts
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3.6 Stellung innerhalb des Programmsdes Sonderforschungsbereichs

und Entwicklungsperspektivedes Projekts

Bezogen auf das �P�r�o�g�r�a�~�m des Sonderforschungsbereichssetzt das

Projekt mit seinenUntersuchungszielenund Fragestellungenan der

institutionellen Ebene an.

Es richtet sich auf den öffentlichen Dienst als eine Institution,

die wegen ihrer großen Bedeutungfür den Arbeitsmarkt und das Be­

schäftigungssysteminsgesamt in besonderer Weise dazu beiträgt,

das jeweils geltendeBild der Normalität abhängigerErwerbsarbeit

und der damit zusammenhängendenVerarbeitungsformenvon Status­

passagenund Risikolagen zu prägen.

Veränderungenim Beschäftigungssystemdes öffentlichen Dienstes

sind daher auch in besondererWeise geeignet, das für die gelten­

de normative Rahmung abhängigerErwerbsarbeitund des darauf be­

zogenen Systems sozialer Sicherungmaßgebliche"Normalarbeitsver­

hältnis" zu destabilisierenoder auf einem qualitativ neuen Ni­

veau zu stabilisieren,

Von hier aus bezieht sich das Projekt unter folgenden Aspekten

auf die Ziele des Sonderforschungsbereichs:

- Welchen Beitrag leistet der öffentliche Dienst als ein den po­

litischen Steuerungsinstanzendes Staatesdirekt zugeordneter

Beschäftigungsbereichzur Schaffung neuer Risikolagen und zur

Verunsicherungbisher sicherer Statuspassagen?

- Welche Versuche unternehmen die öffentlichen Arbeitgeber, um

angesichtsdes Ausmaßesder Nutzung prekärerBeschäftigungsver­

hältnisse die tradiertenNormalitätsvorstellungenaufrecht zu

erhalten oder in Richtung auf neue Normalitätsmuster hin zu

reformulieren?

- Welche �~�n�s�t�r�e�n�g�u�n�g�e�n werden z. B. im öffentlichen Dienst unter­

nommen, um die'in prekäre Beschäftigungsverhältnisseübernom-
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menen Beschäftigten bei der Bewältigung daraus resultierender

Risikolagen und unsichererStatuspassagenzu unterstützen?

Für eine spätereProjektgeneration bietet sich an, die prekäre

Beschäftigungim öffentlichen Dienst aus der Perspektiveder Sub­

jekte zu untersuchen,also etwa der Frage nachzugehen, wie die

Beschäftigten,denen prekäre Beschäftigungsverhältnisseangeboten

bzw. zugemutetwerden, ihrerseits auf dadurch bedingte Risikola­

gen und auf die Verunsicherungihrer Statuspassagereagieren?

�H�a�l�t�e�~ sie an den tradiertenMustern von "Normalbeschäftigung"im

öffentlichen Dienst als einer �M�e�~�l�a�t�t�e für ihre eigenen Erwartun­

gen fest oder passensie umgekehrt ihre Normalitätsvorstellungen

an ihre prekäre Erwerbssituationan? Empfinden sie möglicherweise

ihre Arbeits- und Lebenssituation,weil sie sie im Hinblick auf

die ihnen sonst drohende Arbeitslosigkeit beurteLlen. überhaupt

nicht als prekär?
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öffentlichen Dienstes) ist schwerpunktmäßig zuständig für

die Ausarbeitung und Operationalisierung des Konzepts

"Normalbeschäftigung/prekäreBeschäftigung im öffentlichen

Dienst"; er/sie arbeitet unter Anleitung der Projektleiter

und der sozialwissenschaftlichen Mitarbeiterin an der

Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Expertenge­

sprächeund an der Auswertung von Haushalts-, Stellen- und

Besetzungsplänenmit.

3. N. N. (BAT IIa-Stelle für eine(n) Betriebswirt/Be­

triebswirtin mit Kenntnissen und Erfahrungen im Bereich

Personalwirtschaft, personalpolitische Strategien) ist­

schwerpunktmäßigzuständig für die personalwirtschaftlichen

und personalpolitischen Aspekte der Untersuchung;er/sie

arbeitet unter Anleitung der Projektleiter und der sozial­

wissenschaftlichen Mitarbeiterin mit bei der Vorbereitung,

Durchführung und Auswertung der Expertengesprächeund bei

der Auswertung von Haushalts-, Stellen- und Besetzungsplä-

nen.

4. Eine studentische Hilfskraft (zu zwei Drittel) unter­

stützt das Projektteam durch Literaturrecherchenund gibt

technischeAssistenz, wo dies erforderlich wird.

5. Im Projekt fallen umfangreiche Schreibarbeiten an, und
zwar für

- Korrespondenzen mit Institutionen und Ge-
sprächspartnern
- Erstellung der Erhebungsinstrumente
- Abfassungdes Zwischenberichts, der Gesprächsproto-
kolle und der einzelnenFallstudien zur Situation in
den untersuchtenDienststellensowie
- Zeitschriftenbeiträgeund Buchpublikationen

Dafür wird ein zusätzlicher Schreibbedarfim Umfang von 20

Stunden/Wocheangesetzt, da durch die Grundausstattungnur

der normale projektbezogeneSchreibbedarf der Antragsteller

abgedecktist.
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3.72 Aufgliederung und Begründungder sächlichenVerwaltungsaus­
gaben (nach Haushaltsjahren)

Neuanschaffungvon Kleingeräten (515) sowie
Verbrauchsmaterial(522):

1988 1989 1990 1991

133 134 135 135a

- aus der Grundausstattung 1.650 3.300 3.300 1.650

- aus der Ergänzungsausstat- 1.258 1.500 1.500 1.500
tung beantragt (vg1.Sp.
114 -119a)

Grundausstattung

Aus der Grundausstattungwird der laufende Geschäftsbedarfan
Büromaterial einschließlich Disketten gedeckt.

Ergänzungsausstattung

Verbrauchsm!ttel (522):

Bedarf ab 1989 jährlich DM 1 500,-

Kontaktaufnahmeund Terminabsprachen mit Gesprächspartnernder
Gewerkschaften,der Arbeitgeberverbände,der öffentlichen Arbeit­
geber und der Personalrätesowie eventuell mit Kontaktpersonenin
Landes- und Kommunalparlamentenmachen neben einer umfangreichen
schriftlichen Korrespondenz zahlreiche Telefongesprächewährend
der täglichen Dienstzeitenerforderlich

Neuanschaffungvon Kleingeräten (515)

Ergänzendzur Grundausstattungwerden für die insgesamtdrei Mit­
arbeiter 2 Diktiergeräte (Phi1ips 590) benötigt. Für die Erledi­
gung der Schreibarbeitenist ein damit kompatiblesAbspielgerät
(Phi1ips System 500 komplett) erforderlich.

Reisekosten(527)

jährlich regelmäßiganfallendeReisen:

Für Kontakte mit auswärtigenKooperandensowie für
Tagungsbesuchewird ein Betrag angesetztvon jähr­
lich DM 1 500,-
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Für die Zusammenarbeitmit Prof. Dammann, Bielefeld,
werden angesetztjährlich zwei Reisen von Prof. Dam­
mann nach Bremen und jährlich eine Reise von drei
Mitgliedern des Projektteams nach Bielefeld:

Prof. Dammann (2 Reisen Bielefeld-Bremenund zurück)
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag= DM 140,­
Tagegelder = DM 62,-

Projektteam (1 Reise Bremen-Bielefeldund zurück)
1. Kl. Bahnfahrt + IC-Zuschlag DM 210,-
Tagegeld (Projektleiter) DM 31,-
Tagegeld (Wiss. Mitarbeiter) DM 28,-

Summe jährlich:

Andere, unregelmäßiganfallendeReisen:

DM

DM

202,-

269,-

1 971,-

1988
Felderschließung/Kontaktaufnahmeund explorative Gesprächemit
Experten der öffentlichen Arbeitgeber und der Gewerkschaftendes
öffentlichen Dienstes und zwar:
1 Reise von 3 Mitgliedern des Projektteams nach Bonn zu Gesprä­
chen mit Experten des Bundesministersdes Innern, des Bundesmini­
sters für Arbeit und Sozialordnungund des Bundesministersfür
das Post- und Fernmeldewesen(5 Tage)

Bremen-Bonn und zurück
1. Kl. Bahnfahrt + IC-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)

DM 474,­
DM 386,­
DM 327,- DM 1 187,-

1 Reise von 3 Mitgliedern des Projektteamsnach Köln (Bundesver­
einigung der kommunalen Spitzenverbände, DeutscherStädtetag,
Verband kommunaler Unternehmen), Bonn (DeutscherLandkreistag)
und Düsseldorf (DeutscherStädte- und Gemeindetag), zusammen5
Tage

Bremen-Köln-Bonnund zurück
1. Kl. Bahnfahrt +, IC-Zuschlag
Tagegelders.o.

DM 474,­
DM 703,- DM 1 187,-

1 Reise nach Stuttgart und Reutlingen (OTV, StadtverwaltungReut­
lingen und Innenministeriumvon Baden-Württemberg(5 Tage)

Bremen-Stuttgart-Reutlingenund zurück
1. Kl. Bahnfahrt + IC-Zusch1ag DM 900,­
Tagegelders.o. = DM 703,- DM 1 613,-
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1989 1 Reise von 3 Mitgliedern
(DAG) (1 Tag)

Bremen-Hamburgund zurück
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegelder (Projektleiter)
Tagegelder (2 wiss. Mitarb.)

des Projektteams

DM 174,­
DM 31,­
DM 56,-

nach Hamburg

DM 261,-

1 Reise von 3 Mitgliedern des Projektteamsnach Frankfurt (Deut­
sche Postgewerkschaft)(2 Tage)

Bremen-Frankfurtund zurück
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)

DM 606,­
DM 131,­
DM 111,- DM 848,-

Feldarbeit/Erhebungenab 1989, 4. Quartal
1 Reise von 3 Mitgliedern �d�~�s Projektteamsnach Cuxhaven (3 Tage)

Bremen-Cuxhavenund zurück
1. Kl. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)

DM 126,­
DM 216,­
DM 183,- DM 525,-

1990 1 Reise nach Bielefeld (4 Tage)

Bremen-Bielefeldund zurück
1. KI. Bahnfahrt + rC-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)

1 Reise nach Reutlingen (5 Tage)

Bremen-Reutlingenund zurück
1. Kl. Bahnfahrt + re-Zuschlag
Tagegeld (Projektleiter)
Tagegeld (wiss. Mitarbeiter)

DM 210,­
DM 301,­
DM 255,-

DM 900,­
DM 386,­
DM 327,-

DM 766,-

DM 1 613,-

Vervielfältigungskosten(531b)

1988 für die Erarbeitungvon Literaturberichten,zur Vorbereitung
der Erhebungsinstrumenteund zur Dokumentationgrauer Lite­
ratur DM 600,-

1989 für die Erhebungsinstrumenteund den
für erste Gesprächsprotokolle

Zwischenberichtsowie
DM 1 600,-

1990 für die Gesprächsprotokolleund für die bei den Befragungen
erhobenen Dokumente (Stellen- und Besetzungspläne,Haus­
�h�a�l�t�s�p�l�ä�n�~�. Vertragsmuster.DienstvereinbarungenlDM 1 600,-

1991 für die Vorbereitung des Abschlußberichts DM 400,-
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3.2 Zusammenfassunq

Vor dem Hintergrund von Beschäftigungskriseund andauernderMas­

senarbeitslosigkeithaben als ein Ausweg aus neuen bzw. ausgewei­

teten gesellschaftlichenRisikolagen in der jüngsten Zeit Exi­

stenzgründungenzugenommen,die als potentielle Statuspassageaus

prekären Erwerbs- und Versorgungslagen heraus zu verstehensind

�(�h�N�e�u�~ Selbständigkeit")und sich deshalbvom klassischenTyp des

Einstiegs in die Selbständigkeitunterscheiden.

Anhand eines Vergleichs von vier Regionen, in denen sich wirt­

schaftlicheSituation, sozialesMilieu und administrativeOrgani­

sation deutlich voneinanderunterscheiden, soll exemplarischun­

tersucht werden, unter welchen Bedingungensich unterschiedliche

Ausprägungenvon Förderstrukturen entwickeln, welche Rolle den

jeweiligen Förder- und Beratungsinstanzenim Existenzgründungs­

prozeß zukommt und welchen Einfluß divergente regionale Rahmenbe­

dingungen auf die Funktionsweisedieser Instanzenals "Gate Kee­

per" und "Passagenhelfer"haben.

Da sich die Existenzgründer/innen- abgesehendavon, daß sie sich

alle in einer typischen Risikolage befinden - je nach beruflichen

Erfahrungen, finanziellen Voraussetzungen,lebensgeschichtlicher

Situation und individuellen Absichten unterscheiden,soll zu­

gleich untersucht werden, inwieweit die spezifischenFörderkon­

zepte der beteiligten Instanzenund Institutionen den jeweiligen

Voraussetzungen,Bedürfnissenund Interessendieser verschiedenen

Typen von Existenzgründer(inne)n entsprechen bzw. welche Exi­

stenzgründungsstrategien von Individuen und Institutionen

verfolgt werden �~�n�d welche Chancenverteilungaus der Inanspruch­

nahme institutioneller Ressourcenresultiert.



557
Teilprojekt C 3
Osterlandu.a.

3.3 Stand der Forschung

Mit der Fortdauerder Beschäftigungskrise gewinnt die Erwerbs­

strategiean Attraktivität, unsichereArbeitsverhältnissein ab­

hängiger Beschäftigungbzw. Arbeitslosigkeit durch "Arbeit auf

eigene Rechnung" zu ersetzen. Die vielfach erwähnte "Entdeckung

der (neuen) Selbständigkeit"geht dabei von zwei Seiten aus, die

sich in der einschlägigenLiteratur in unterschiedlichenDiskus­

sionen mit (arbeitsmarkt)soziologischenund (regional)ökonomi­

sehen Schwerpunktenwiderspiegeln:

3.31 Individuelle Risikolagen und neue Selbständigkeit

Auf der Seite der Individuen sind es neue bzw. ausgeweitetege­

sellschaftlicheRisikolagen, die zu einem verstärkten Zustrom in

die Selbständigkeit- als eine von mehrerenmöglichen individuel­

len Reaktionsweisen- führen. ÖkonomischeEinschnitte im Erwerbs­

leben - etwa durch Arbeitslosigkeit (Bögenhold 1985, 1987; Ewers

1984; Kück 1985), biographischeBrüche - insbesonderefür Frauen

beim Verlust der Versorgungssicherheitdurch Scheidung, Tod des

Ehemannsoder Arbeitslosigkeit des Ehemanns (Hessendiensto.J.;

Institut der DeutschenWirtschaft 1987) sowie blockierte Berufs­

karrieren - etwa für Hochschulabsolvente(inne)nmit am Arbeits­

markt unbrauchbaren Qualifikationen (Schlegelmilch1982; Tessa­

ring 1981; Kaiser/Stooß1980; Bögenhold 1987) führen in den letz­

ten Jahren verstärkt zu Existenzgründungen,was sich in einer

deutlichen Zunahme der Gewerbeanmeldungenausdrückt (Wirtschaft

und Standort 1986; Bögenhold 1987).

Neben den 'klassischen'Einstiegen in die Selbständigkeit- Be­

triebsübernahmE'in der Familie, Einheirat, Betriebsgründungauf­

grund eigener Entwicklungen bzw. Erfindungen - erschienauch Ar­

beiter(inne)nder Zugang zu diesem Erwerbsmuster schon immer als

eine erstrebenswerteAlternative oder zumindest Ergänzungzur ab­

hängigenBeschäftigung.
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So stellten z.B. Goldthorpe u.a. (1970) in den 60er Jahren fest,

�d�a�~ die Aussicht auf Selbständigkeitauch auf Arbeiter oftmals

eine faszinierendeWirkung ausübte (vgl. Chinoy 1955; Smith 1967;

Urbat 1974). Die Eröffnung eines kleinen Geschäftsoder Dienst­

leistungsunternehmenserschienArbeitern als ein "traditioneller

Aufstiegsweg" (Daheim 1970: 144) mit der Möglichkeit zum "freien

Positionswechsel,der ohne Rückhalt an einem Laufbahnschemaaus

eigener Initiative" (Fürstenberg1962:71) erfolgt.

Neuere Befunde deuten allerdings darauf hin, �d�a�~ der freiwillige

Ausstieg aus abhängigerBeschäftigung, die Faszination von Auf­

stieg und Eigenverantwortlichkeitals Betriebsgründungsmotivezu

einem Teil von Arbeits- und Alternativlosigkeit abgelöst wurden.

�D�i�~ quantitative Bedeutungder Beschäftigungskriseals Rekrutie­

rungsmechanismusfür neue Selbständige wird durch "eine für das

Gesamtniveauan Unternehmensgründungeneines Landes relevanteund

unmittelbar plausible Beziehung zwischen der Neugründungs­

aktivität und der Arbeitslosenquote"(Ewers 1984: 106) bestätigt.

Bei diesenGründungsaktivitätenhandelt es sich nicht ausschließ­

lich um jene 'Arbeiter ohne Arbeit' (Pugliese1986), die sich aus

der Arbeitslosigkeit heraus selbständig machen und deren Anteil

z.B. im Handwerk 1983 bei 24 % aller Betriebsgründungenlag (sie­

he auch: SVR-Jahresgutachten1982/83; DIHT 1978; IFO 1986). Dane­

ben finden sich unter den Gewerbeanmelder(inne)nzahlreiche 'ver­

deckte' Arbeitslose, die nicht arbeitslosgemeldet oder in einer

kurzfristigen Beschäftigungtätig waren. Ferner �l�ä�~�t sich unter­

stellen. daß einige den Schritt in die Selbständigkeitauch in

Antizipation drohenderErwerbslosigkeit und instabiler Beschäf­

tigungsverhältnisseunternommenhaben...." (Bögenhold 1987: 11).

So ließ sich feststellen, "daß die Selbständigenquotender Absol­

ventenjahrgänge(von (Fach)Hochschulen)in Krisenzeitenzunehmen"

(KaiserlStooß1980). während noch bis Mitte der 70er Jahre die

steigendeZahl der Hochschulabsolventenlinnenvor allem in staat-
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lichen und halbstaatlichenBereichenBeschäftigungsmöglichkeiten

gefundenhatte (Blossfeld 1984; Baethge u.a. 1986) und insbeson­

dere die Entwicklung bei den freien Berufen hier eine "erhebliche

Arbeitsplatz- und Pufferfunktion" (Hegelheimer1985:368) hat.

Als eine weitere Variante von Risikolagen, die zunehmendeinen

Anstoß für Selbständigkeitdarstellt, kommt schließlich die Si­

tuation von Frauen in Betracht, die bei Scheidung, Tod oder Ar­

beitslosigkeit des Ehemannes ihre materielle Versorgung selbst

übernehmenmüssen und angesichtsder ungünstigenArbeitsmarktlage

kaum Aussichten auf eine abängigeBeschäftigunghaben.

Der Anteil der Frauen an den Gewerbeanmeldungenist zwar in den

letzten Jahrennicht wesentlich gestiegen(er liegt aktuell bei

etwa ein Drittel und bewegte sich in der Nachkriegszeitimmer um

30 %, vgl. Institut der dt. Wirtschaft 1987), doch hat sich in

den individuellen Motiven und ökonomischenUrsachenein erkennba­

rer Wandel vollzogen. Während in den Nachkriegsjahrenvorwiegend

Witwen und Töchter gefallener Soldatenden Betrieb des Vaters

oder Ehemannesübernahmen, gründen Frauen heute häufig �e�i�g�~�n�e

Betriebe.

Abgesehendavon, daß eine prekäre Versorgungslagehäufig den An­

stoß für die Existenzgründung gibt. gelten insbesondereder

Wunsch nach bessererVereinbarkeit von Familie und Beruf oder der

angestrebteWiedereinstiegin das Erwerbslebenals frauenspezifi­

sche Motive. Die Verbindung von Frauenrolleund Selbständigkeit

führt dabei oftmals in tradi';ionelle weibliche Betätigungsfelder

wie Kleinhandel. Kunsthandwerk, Tee- und Imbißstuben, Reinigungs­

und Serviceleistungen.Dort werden Kleinstunternehmengegründet,

die in vielen Fällen kaum geeignetscheinen, einen Ausweg aus un­

sicherenErwerbsverhältnissenund damit auch ein gewissesMaß an

Unabhängigkeitund Eigenverantwortlichkeitzu verwirklichen.

Eigenverantwortlichkeit und Unabhängigkeitgelten in besonderem

Maße auch für einen beträchtlichenTeil derjenigenHochschul- und
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Fachhochschulabsolventen/innenals Motivation, die nach Abschluß

ihrer Ausbildung keine Aussichten auf abhängigeBeschäftigungen

vorfinden (Kaiser/Stooß1980; Schlegelmilch1982; Tessaring/Weiß­

huhn 1985). Sie gehören in die Gruppe derjenigen, die als "zwei­

fache Opfer" (Pugliese1986: 267) weder eine professionelleIden­

tität ausbilden konnten, noch aussichtsreicheChancenbesitzen,

in Zukunft abhängig arbeiten zu können.

Unter diesen Existenzgründer(inne)nstellen Selbstverwaltungin

kooperativenStrukturen und sozial und ökologisch verträgliche

Produkte und Produktionsverfahrennach wie vor wichtige persönli­

che Antriebe für die Arbeit in selbstorganisiertenBetriebsformen

dar (Kreutz u.a. 1984, 1985, 1986). Im Gegensatzzu den darauf

basierendenHoffnungen, sich in ein expandierendes Potential von

Selbständigkeitals einer freiwilligen, selbstbestimmtenForm der

Verwirklichung alternativerAnsprüche an Arbeit und Leben (Vonde­

rach 1980; Huber 1980) zu integrieren, deuten aber sowohl sta­

tistische Daten wie empirische Befunde darauf hin, daß in der

Mehrzahl der Fälle auch hier die prekäre Arbeitsmarktlageeine

zentrale Rolle spielt (Maier 1981; Schlegelmilch 1982; Bögenhold

1987) .

Überdies wird in einer neueren Studie eine "Annäherung der

"Alternativen" an die traditionellen Selbständigen in Gberra­

schendhohem Ausmaß deutlich" (Kaiser 1985: 100). Neue selbstän­

dige Existenzen"sind damit eine Reaktion auf überzogeneVersor­

gungswünsche, die insbesondere im Zuge der Bildungsexpansion

entstandensind. Selbständigkeit wird damit wieder ideologisch

positiv besetzt" (Kreutz u.a. 1986: 563). Das typische Motiv der

"innovativen Persönlichkeit" wird hier ebenso als Erklärung

angeführt (Kreutz u.a. 1986: 563) wie die sozialisatorischen

Effekte des "Learning-by-doing" in Tätigkeitsfeldern, die

"deutlich unternehmerische Züge (tragen), WiR Streben nach

Selbständigkeit,Übernahmevon Risiko und Verantwortung, Disposi­

tion über Mittel und Einsatz von Arbeit, Arbeiten auf eigene
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Rechnung, Herstellen von Gütern und Dienstleistungen, die die

Existenz sichern" (Kaiser 1985: 100).

Auch dieser Befund scheint darauf hinzudeuten, daß es sich bei

Existenzgründungen,die in den Bereich der sogenanntenAlterna­

tivökonomie einmünden, nicht unbedingt um ein gesondertesPhäno­

men handelt, das ausschließlich als Teil unkonventionellerBe­

schäftigungsinitiativen (Hegner 1983) oder Obergangslösungfür

Hochschulabsolventen(Kreutz u.a. 1985) zu interpretierenist.

Schließlich erscheintdes Etikett "alternativ" auch deswegenso

schillernd und letztlich unbrauchbar,weil damit bezeichneteAn­

sprüche und Motive bei Existenzgründungenin herkömmlichenBerei­

chen ebenfalls eine Rolle spielen können - etwa bei der Eröffnung

von Arztpraxen oder Anwaltskanzleien.

Nach einer Untersuchunggab zu Beginn der 80er Jahre jeder Fünfte

derjenigen �H�o�c�h�s�c�h�u�l�~�b�s�o�l�v�e�n�t�e�n�/�i�n�n�e�n�, die nunmehr selbständig

waren, an, diesen Weg beschrittenzu haben, weil er/sie keine Tä­

tigkeit in abhängigerBeschäftigung hatte finden können (Minks/

Reissert1985: 24). Erst für diejenigen, die diesen klassischen

Weg in die "Ärzteschwemme"oder das "Anwaltsproletariat" nicht

beschreitenkönnen, da sie z.B. als Geistes-oder Sozialwissen­

schaftIer/innen kaum an dem Markt der freien Berufe partizipieren

könnten, scheinendie in der Regel nicht ausbildungsadäquaten

Tätigkeitsfelder in der Alternativökonomie attraktiv zu sein

(vgl. dazu: Berger u.a. 1985, Kreutz u.a. 1985; Beywl u.a. 1984;

Schlegelmilch1982).

Unstreitig erscheintmithin, daß prekäre Beschäftigungs-und Ver­

sorgungslageneine zunehmende Bedeutung als stimulus für Be­

triebsgründungengewinnen. Dies gilt in gleicher Weise für die

genanntenGruppen:

- Arbeiter/innen ohne Arbeit

- Frauen ohne gesichertefamiliäre Versorgung
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- Hochschulabsolvente(inne)nohne Chancen au[ ausbildungsadäquate

Beschäftigung

Insofern ist auch davon auszugehen,daß der Einstieg in die neue

Selbständigkeit keine exklusive Statuspassagefür Männer und

Frauen mit besonderenAnsprüchenan die Arbeit oder für Angehöri­

ge einer bestimmtenBildungsschichtdarstellt, sondernaus zahl­

reichen Zugangskanälengespeistwird, in ebensozahlreicheStufen

der Einkommens- und Prestigeskalaeinmündet und ähnlichen äußeren

Bedingungenunterliegt, wie alle Existenzgründungen(Kück 1985).

Ein weiteres gemeinsamesMerkmal und gleichzeitig wichtiger Un­

terschiedzur traditionellen (KleinJUnternehmerschaftbestehtbei

allen Differenzierungender Motive und der Herkunft aber darin,

"daß die neuen Selbständigen von ihrer Ausbildung und früheren

beruflichen Laufbahn her kaum auf eine Tätigkeit als Firmeninha­

ber vorbereitet sind" (Hegner 1983: 24). Stattdessenhandelt es

sich um Männer und Frauen, die in ihrem Lebensentwurfentweder

gar keine oder - unter günstigerenArbeitsmarktbedingungen- eine

abhängigeBeschäftigungvorgesehenhatten.

Freilich muß dies nicht heißen, daß diejenigen, die nur geringe

Chancen auf dem Arbeitsmarkt besitzen, per se nichts zu verlieren

haben und umgekehrt nur gewinnen können, wenn sie sich von einer

'Rationalität der fehlenden Alternative' (Bögenhold 1987: 11)

leiten lassen. Ebenfalls für alle genanntenGruppen gilt nämlich,

daß sie mit der Existenzgründungein sozialesund ökonomisches

Risiko eingehen. das gegen die sozialen und ökonomischenRisiken

des Angewiesenseins auf die Systeme der sozialen Sicherung

abgewogenwerden muß.

Der Verzicht auf eine relativ gesicherteGesundheitsversorgung.

ein spärliches aber regelmäßigesEinkommen aus der Arbeitslosen­

versicherungbzw. der Sozialhilfe sowie auf eine möglicherweise

kalkulierbare Perspektive in Arbeitsbeschaffungs-,Fortbildungs­

oder Umschulungsmaßnahmenstellt somit ein wichtiges Unterschei-
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dungsmerkmalzu denjenigendar, die in der gleichen Risikolage

nicht "die Flucht nach vorn" wagen.

Neben den "klassischen"Zugangskanälenin die Selbständigkeit

verbreitert sich mithin ein Einstiegspfad, dessenwesentliche

Kennzeichenzu sein scheinen:

sein Ausgangspunktliegt bei typischenRisikolagen in der Fol­

ge (erwerbs)biographischerBrüche

aufgrund der Beschäftigungskrise ist die Bewältigung durch

eine gewünschte, gewohnte oder zumindestnaheliegendeabhän­

gige Beschäftigungblockiert

daher wird eine berufliche Neuorientierungnotwendig, die in

der Existenzgründungeinen Ausweg und eine Chance sieht.

3.32 Existenzgründungsförderungals arbeitsmarkt- und wirt­
schaftspolitischesInstrument

Auf der Seite politischer und sozialer Instanzenist das Inter­

esse an der Selbständigkeit(genauer: den wirtschaftlichenUnter­

nehmungender Selbständigen)ebenfallsdeutlich gewachsen.

Sowohl politische Stellungnahmen (SVR-Jahresgutachten1984/85;

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung1983) als auch

konkrete Maßnahmenin dieser Richtung (von der Einführung des

Paragraphen55a in das AFG zur UnterstützungarbeitsloserExi­

stenzgründerüber spezielle Förderprogramme bis zur Einrichtung

von Gründerzentren) deuten darauf hin, daß Selbständigkeitund

Existenzgründungenals ein neues Ventil aus der Beschäftigungs­

krise betrachtet werden. Diese Sichtweisewird gestützt durch

eine Reihe ökonomischerAnalysen, die wesentlicheBeschäftigungs­

zuwächsein den letzten Jahrenvor allem bei jungen, Klein- und

Mittelbetrieben feststellen (Bireh 1981; Storey 1981, 1982; Hull

1984; Ewers u.a. 1984; Friedrich/Spitznagel1980).

Allerdings wird eine verstärkteFörderungvon Kleinbetriebenbzw.

von Unternehmensgründungenauch mit der Erschließungneuer Ratio-
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nalisicrungspotontiale(etwa bei Privatisierungenim öffentlichen

Dienst oder bei der Auslagerungvon Teilbereichenaus größeren

Unternehmen) und mit notwendigen Anpassungsleistungenan den

technologisch-ökonomischenStrukturwandelbegründet. Letztgenann­

tes Motiv stützt sich vor allem auf die Vermutung, daß sich Jung­

unternehmerund ihre Kleinbetriebe durch besondershohe technolo­

gische Innovationspotentiale und flexible Marktreaktionen

auszeichnen.Wenngleich diese These umstritten ist (vgl. dazu:

Klodt 1980; Staudt 1984, 1985; Drucker 1985; Welsch 1985; Eisbach

1985; Berndts/Harmsen1985) und überdiesdas Rationalisierungsmo­

tiv dem Beschäftigungsmotivzuwider läuft, spricht vieles dafür,

daß Klein- und Mittelbetriebe darunter vor allem die neu

gegrUndeten- während der letzten 15 Jahre in den sog. westlichen

Industrienationeneinen relevanten- wenn nicht den relevanten­

Anteil an den Beschäftigungszuwächsenverbuchenkonnten (Ewers

1984; Kronenwett 1986).

Auf unausgeschöpfteWachstumspotentialefUr Kleinbetriebe im Ge­

folge sozialer Wandlungsprozessewird insbesonderedann verwie­

sen, wenn Existenzgründungen als Annahme einer Herausforderung

(im sinne des angelsächsischen"Change and challengeR) interpre­

tiert werden. Zahlreiche - typisch kleinbetrieblich produzierte-

GUter und Dienstleistungen, die mit den wirtschaftlichen

Konzentrations-undSubstitutionsprozessenbis in die 70er Jahre

verschwunden waren, finden inzwischen wieder einen Markt und

günstigereAbsatzbedingungen(Kaiser 1985). Mit der postulierten

Entwicklung zur postmateriellen Dienstleistungsgesellschaft

werden weitere neue Chancen fUr Selbständige erwartet. Nach

D.Bell werden die Wünsche nach marktmäßig angebotenenDienstlei­

stungen, die sich um die Bereiche Gesundheit,Bildung, Freizeit,

Kommunikation organisieren, weiterhin zunehmen, da die Dynamik

des technisch-wirtschaftlichen Wandels traditionelle Wertorien­

tierungen und Sozialbindungen und damit auch die herkömmliche

informelle Art der Befriedigung entsprechender Bedürfnisse

schwächt bzw. auflöst (Bell 1979). "Im Vergleich mit anderen
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industrialisiertenLändern wird hier (in der BRD) eine Lücke

erkennbar, die objektive Chancenbietet. Zudem zeigt sich in den

letzten Jahren in den USA, daß selbst auf einem höherenNiveau

der Versorgungmit Dienstleistungenhier noch erheblicheBeschäf­

tigungsreservenvorhandensind. Ebenfalls an der Entwicklung in

den USA wird deutlich, daß solche Reservenaber nur genutzt

werden können, wenn in neuen Formen der Erwerbstätigkeitmit

überdurchschnittlicher Flexibilität auf Marktchancen reagiert

wird" (Kreutz u.a. 1986: 563; ähnlich auch Fels/ Schmidt 1980;

Schmidt 1980).

Demgegenüberwird aus einer Perspektive,die sich stärker auf die

aktuellen Markt- und Konkurrenzbedingungenrichtet, jedoch allen­

falls eine Stabilisierungdes Sektors kleiner und mittlerer Be­

triebe erwartet. Angesichts vielfacher betriebswirtschaftlicher

Risiken und ebenfalls bestehenderNachteile gegenüberGroßunter­

nehmen ist die aktuelle beschäftigungspolitischeBedeutungdes

kleinbetrieblichenSektors weniger die "eines strahlendenPhoenix

als die eines Einäugigen, der unter Blinden zum König wird"

(Ewers 1984: 106).

Diese Auffassung besitzt eine hohe empirischeEvidenz dadurch,

daß mit der Zahl der Unternehmensgründungenin den letzten Jahren

auch die Zahl der Konkurse deutlich angestiegenist. Besonders

betroffen waren auch davon kleine und junge Unternehmen (Ewers

1984; Birch 1979; Deutscher Sparkassen-Verlag1987; Bögenhold

1987), d.h. daß sich hinter einer Stabilisierungder Selbständi­

genzahl und einer leichten �~�u�n�a�h�m�e der kleinen Betriebe (Bögen­

hold 1987; Wirtschaft und Standort 1986) eine beträchtlicheFluk­

tuationsrateverbirgt.
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3.33 Existenzgründungals sozialer Prozeß

Allein die Tatsache,daß wirtschafts- und strukturpolitischeKon­

zepte zunehmend ihre Fixierung auf die Großunternehmenals den

(vormals) wichtigsten Trägern des wirtschaftlichenWachstumszu­

gunsten einer verstärkten Konzentration auf den Bereich �d�~�r

Klein- und Mittelbetriebe sowie der Unternehmensgründungenaufge­

ben, sagt ebensowenig über die spezifischenErfolgsbedingungen

bei Existenzgründungen aus wie der Saldo aus Gewerbeanmeldungen

und -abmeldungen.Ob sich eine ExistenzgrQndungsozial und ökono­

misch als Erfolg oder Mißerfolg erweist, hängt im wesentlichen

von dem Wechselspielzwischen den ExistenzgrQnder/inne/nmit ih­

ren jeweiligen Voraussetzungenund Motivationen und den Instanzen

und Experten ab, die mit der konkreten Umsetzungwirtschafts- und

strukturpolitischer Konzepte befaßt sind. �D�a�r�~�o�e�r�, wie dieses

Wechselspielfunktioniert und wo die Gründe und Umstände des

Scheiternsbzw. Gelingens von Existenzgründungen�l�i�e�~�e�n�, sind der

Literatur nur spärliche Informationen zu entnehmen (Bögenhold

1987; Ewers 1984; Wirtschaft und Standort1986; Kronenwett 1986).

Dies gilt in verstärktemMaße für diejenigen Existenzgründer/in­

nen, die als neue Selbständigevor und während der Betriebseröff­

nung mit besonderenProblemenund Schwierigkeiten zu kämpfen ha­

ben.

Ein wesentliches Merkmal der neuen Selbständigenbestehtdarin,

daß sie nicht wie der QberwiegendeTeil der traditionellen Klein­

unternehmerschaft durch Herkunft, Ausbildung, Berufserfahrung

u.ä. auf eine unternehmerische Tätigkeit vorbereitet sind. Das

macht sie für diejenigen Instanzen, die für den Obergang in die

Selbständigkeit als "Passagenhelfer" fungieren, zu besonders

"riskanten Partnern" (Ewers 1984). Insofern kann allen beteilig­

ten Akteuren zunächstein Interessedaran unterstelltwerden, auf

einer Ebene konkreter Anträge, Verhandlungen,Beratungenund wei­

terer Maßnahmen, die im einzelnenExistenzgründungsfallauftre­

tenden Risiken zu minimieren. Diese Risiken scheinenfreilich

nicht gleichgewichtigverteilt zu sein. In der Situation des

neuen Selbständigen kumulieren in der Regel zahlreicheUnwägbar-
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keiten und Defizite, während sich auf der Seite der "Passagen­

helfer" eine weitreichende,horizontale und vertikale Arbeitstei­

lung entwickelt hat. Das bedeutet, daß sowohl für einzelne

betriebswirtschaftlich relevante Defizite wie auch für die

jeweiligen Phasender Betriebsgründung immer mehrere Instanzen

und Experten ihre Dienste anbieten.

Im einzelnenhandelt es sich dabei etwa um:

Kammern und Berufsverbände
Banken und Sparkassen
Amter und Behörden
professionelle, öffentliche oder privatwirtschaftlicheWirt­
schafts-und Gewerbefördererund -berater
Netzwerke und 'alternative' Beratungsinstanzen
Volkshochschulenund andereBildungsträger
Rechtsanwälteund andereRechtsberatungsinstanzen.

Bereits im Stadium vorbereitenderOberlegungenexistiert bei po­

tentiellen Betriebsgründer(inne)nhäufig ein beträchtlicherBera­

tungsbedarf,da weder hinsichtlich möglicher Produktideennoch

hinsichtlich der konkreten Fördermöglichkeiten hinreichende

Kenntnissevorhanden sind. Der Beseitigungdieses Informations­

defizits dienen Motivationskurse der Volkshochschulen(z.T. in

Kooperation mit dem Arbeitsamt), gruppen- und branchenspezifische

Vorbereitungsseminare(vorn Rationalisierungskuratoriumder Deut­

schen Wirtschaft bis zur Frauenkulturinitiative) oder spezielle

Zeitschriften (Kück 1985; "Die Geschäftsidee";Hessendiensto.J).

Ein weiteres wesentlichesDefizit von Existenzgründern/innenbe­

steht in der R"gel darin, den Betriebsstartnicht selbst finan­

zieren zu können. Eigenkapitalmangel, ungenügendepersönliche

Kreditwürdigkeit und sog. Risikokapitalbedarferschwerenauch die

Fremdfinanzierung(Kück 1985; Netzwerk/Selbsthilfe 1985; Bögen­

hold 1987; Kronenwett 1986). Zu den wichtigsten Instanzen, die in

diesen Zusammenhang Unterstützungsleistungenanbieten, gehören

nicht nur Banken und Sparkassen,sondern auch Kreditgarantiege­

meinschaften,subventionierende und fördernde Behörden (von der
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klassischen Wirtschaftsförderungsgesellschaftbis zum Arbeits­

oder Sozialamt) sowie spezielleFinanzberatungsexperten/innen.

Häufig fehlt überdies die notwendige Marktübersicht, die eine

realistischeEinschätzungvon Absatzmöglichkeitenund Konkurrenz­

verhältnissenin dem Marktsegment ermöglicht, auf das die Exi­

stenzgründungabzielt. Die wichtigsten Beratungs-und Informati­

6nsd{enstedazu finden sich bei Kammern, Fachverbändenund pro­

fessionellen�~�n�t�e�r�n�e�h�m�e�n�s�b�e�r�a�t�u�n�g�e�n (Ewers 1984; Reuss 1986).

Zu den typischen Defiziten neuer Selbständigergehören überdies

unzureichendeKenntnisse über formale und juristische Probleme,

wie z.B..Wahl der Rechtsform, Abschluß von Verträgen, Umstände

der Gewerbeanmeldung,Steuer- und Versicherungsfragen.Entspre­

chende Beratungs- und Dienstleistungsangebotesind ebenfalls bei

Kammern und Behörden, aber auch professionell z.B. bei Rechtsan­

wälten und Notaren vorzufinden (Hessendiensto.J.; Kück 1985;

Reuss 1986).

Schließlich weisen Analysen der Wachstumshemmnissekleiner Unter­

nehmen interne Organisations- und Qualifikationsdefizite als

wichtige Engpässeaus. Allerdings ist es gerade "ein Charakteri­

stikum von Qualifikations- und Managementdefiziten,daß die davon

Betroffenen sie meist zu spät feststellen, und, wenn sie sie

feststellen, im allgemeinen auch Schwierigkeitenhaben werden,

sich in dem komplexen Angebot staatlicher, staatlich initiierter

und/geförderter privater Dienstleistungen ... zurechtzufinden"

(Ewers 1984: 108).

Nicht nur mangelndeInformationen bei den Kleinunternehmer(inne)n

erschwerenindes eine effektive Nutzung der angebotenenDienste,

sondernauch deren Unübersichtlichkeit: "Die Vielzahl der angebo­

tenen Möglichkeiten verschiedensterArt, bei der Gründung einer

selbständigenExistenz Hilfe zu erhalten, ist beeindruckendund

beängstigendzugleich" (Bögenhold 1985: 86).
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Die Komplexität des Angebotes, 'die der Vielfältigkeit der bei

kleinen Unternehmen verschiedenster Sektoren auftretendenPro­

blemlagen entspricht, wird neuerdingsdurch zwei Entwicklungen

reduziert:

Zum einen bilden sich ffir bestimmte "typische" Problemlagenspe­

zielle Hilfsnetzwerke und standardisierteVerfahrensweisenher­

aus. Dies ist z.B. der Fall bei Existenzgründungenim Bereich der

sog. Alternativökonomie, die sich - zugeschnittenauf ihre spezi­

fischen Bedfirfnisse eine eigene Beratungs-Infrastruktur

geschaffenhat oder .auch bei technologie-orientiertenGründungen

- in Technologie- oder Gründerzentren mit vereinfachten"unbüro­

kratischen" Beratungs-und Risiko-Finanzierungsmöglichkeiten.

Zum anderen etabliert sich ein eigener Berufszweig von Förde­

rungsberatern;"intermediärenAgenten", welche auf der lokalen

Ebene die Moderation zwischen Unternehmenund Hilfsnetzwerken

übernehmen (Ewers 1984: 108; Hull/Hjern 1983).

Derartige Tendenzenzu einer effektiveren Gestaltungder institu­

tionellen Struktur weisen nicht zuletzt darauf hin, daß auf der

Ebene konkreter Aktivitäten zur betriebswirtschaftlichenRisiko­

minimierung bislang eine Reihe ungeklärterZugangs- und Abstim­

mungsmängelzwischen Unterstützungsbedarfund -angebotexistie­

ren. Derartige Defizite der institutionellen Förderstrukturwer­

den auch als Ursache für starke Differenzen in der regionalen

Verteilung von Gründungsaktivitätenund ihren Erfolgsaussichten

benannt (Hull/Hjern 1983).

Freilich beschränkensich die genannten Instanzen und Experten

bei ihrer Tätigkeit nicht darauf, im Existenzgründungsprozeßals

"freundliche Passagenhelfer"zu fungieren, die jedweden Start in

die Selbständigkeit wohlwollend unterstützen,sondernverfolgen

auch eigene Interessenund Konzepte, die sich nicht immer mit den

an sie gerichtetenAnsprüchen der Betriebsgründer/innendecken.



570
Teilprojekt C 3
Osterlandu.a.

Und auch bei den einzelnenExistenzgründern/innensind individu­

elle Voraussetzungen, Motive und Interessenlagenvorhanden, die

sich nicht ausschließlichauf die günstigste Finanzierung, die

Beherrschungder Buchhaltungoder die Gewinnung einer hinreichen­

den Marktübersicht richten.

Erst unter Berücksichtigungsolcher - über betriebswirtschaftli­

che Zweckmäßigkeitserwägungenhinausweisender- Bedingungenwird

die Entstehungund Umsetzung strategischerKonzeptionen bei den

Akteuren des Existenzgründungsprozessesverständlichund erklär­

bar. Aus dieser Perspektivelassensich die beteiligten Institu­

tionen als "Gate-Keeper" beschreiben,die die Zugangskanälein

die Selbständigkeitbewachen; sie öffnen oder blockieren.

Da es sich bei diesen "Gate-Keepern" zumeist um multifunktionale

Institutionen handelt, können dabei zunächst innere Widersprüche

auftreten. So steht z.B. das Ziel der Gründungsförderungtenden­

ziell dem "Prinzip der standesgemäßenNahrung" (Beck U.a. 1980:

117) entgegen.Damit ist die formelle oder informelle Regulierung

des Marktzuganges gemeint, die von Zünften bzw. Berufsverbänden

mit dem Ziel praktiziert wird, um Konkurrenzmechanismenin ihrem

Zuständigkeitsbereichzu beschränkenund damit dem zugelassenen

Betrieb ein 'standesgemäßes'Einkommen zu gewährleisten.

Dieses Prinzip führt aktuell z.B. bei verschiedenenfreien Beru­

fen zu Konflikten, wo die Zahl der niederlassungswilligenHoch­

schulabsolvente(inne)nwesentlich stärker angestiegenist als der

Bedarf oder im Baubereich, wo sinkendenAuftragsbeständeneine

steigendeAnzahl von Betriebsgründungenvormals arbeitsloserBau­

arbeiter gegenübersteht.

Gerade vor dem Hintergrund häufig unzureichenderprofessioneller

Kenntnisseund Fertigkeitender neuen Selbständigen �b�e�s�t�~�n�~ �~�>�~�e

weitere wichtige Aufgabe der "Gate-Keeper"darin, die �E�i�n�h�a�l�t�u�~

"standesgemäßer"Qualitäts- und Qualifikationsstandards zu ßber-



571
Teilprojekt C 3
Osterlandu.a.

wachen. Maßstab und Richtschnur können dafür sowohl formelle und

informelle Standes-und Berufsregelnwie auch allgemeinerechtli­

che Normen (z.B. die Handwerksordnungl sein. Für diejenigen

Instanzen, die sich vor allem im Bereich der Finanzierung

betätigen, setzt das Motiv der Risikominimierung einer großzügi­

gen Förderung enge Schranken.Dementsprechendwerden die Förder­

bedingungenin der Regel umso günstiger, je mehr eigenesKapital

der potentielle Existenzgründereinzubringenin der Lage ist.

Vermutlich existieren insgesamt hinreichende Entscheidungs-,

Umgehungs-, Kompensationsspielräume,die es den "Gate-Keepern"

ermöglichen, ihre quantitativenund qualitativen Selektions-und

Steuerungsinteressengegenüberden neuen Selbständigenweitgehend

durchzusetzen.Gleichwohl unterliegenauch die 'Gate-Keeper'ein­

schränkendenHandlungsbedingungen,die der Durchsetzungihrer In­

teressenund Konzepte Grenzen setzen. Da nämlich die verschiede­

nen Instanzen der Existenzgründungsförderungin z.T. sehr unter­

schiedliche institutionelle und organisatorischeZusammenhänge

eingebundensind. verfolgen sie auch jeweils eigene Interessen,

die durchausuntereinanderin Konkurrenz stehen können. Solche

Konkurrenzen treten z.B. zwischen staatlicherund verbandlicher

Förderung oder zwischen kollektiv und privatwirtschaftlich

organisiertenDienstleistungsangebotenauf.

Insbesondere bei den verbandsmäßigorganisiertenInstanzenist

die Gründungsförderungschließlich auch den allgemeinerenBedin­

gungen der Standes- und Verbandspolitik unterworfen. Im Rahmen

von Legitimationsstrategiengegenüberder öffentlichkeit oder von

Lobbyismus und politischem Harketing spielen Erfolge, Bemühungen

oder Schwierigkeitenbei der Existenzgründungsförderungoftmals

eine wichtige Rolle. In gewissem Maße gilt dies auch für die

staatlich und parastaatlichorganisiertenUnterstützungsangebote.

Aus den genannten Handlungsbedingungenresultierenschließlich

diejenigen institutionellen Förderstrategien,deren Möglichkeiten
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und Restriktionen von den Individuen im ExistenzgrOndungsprozeß

ihrerseits aufgenommen oder konterkariert werden. Es erscheint

unmittelbar einleuchtend,daß dies in einer Vielfältigkeit und

Differenziertheit geschieht, die derjenigen auf der institutio­

nellen Seite zumindest nicht nachsteht.Denn obwohl neue Selb­

ständigkeit hier durchaus als eine der möglichen individuellen

Bewältigungsstrategieneines allgemeinen"Fahrstuhl-Effektesnach

unteri" (Beck 1986: 143) begriffen wird, sind die Chancen und

Spielräume für die Gestaltungdieser speziellenBewältigungsstra­

tegie ungleich verteilt. Grundsätzlich folgt die Verteilung der

Chancen, die in der Statuspassage"ExistenzgrOndung" liegen

können, der Verteilung ökonomischer, sozialer und kultureller

Ressourcen,die von dem jeweiligen Individuum modifiziert werden

können (vgl. dazu Bourdieu 1983).

FOr die neuen Selbständigenbedeutetdies, daß sie eine spezifi­

sche, individuelle Kombination von Ressourcen stark verein­

facht: Geld, Bildung und soziale Beziehungen- in die Existenz­

grOndung einbringen. Soweit diese Ressourcenuntereinanderkon­

vertierbar sind, lassensich - in begrenztemUmfang - Defizite

der einen Ressourcedurch verstärkteMobilisierung einer anderen

ausgleichen (z.B. indern mangelndes finanzielles Startkapital

durch den Arbeitseinsatz von Freunden oder Familienmitgliedern

ersetztwird). Von diesem Spektrum individueller Ressourcen,ih­

rer Kombination, ihrem "Marktwert", ihrem Umfang und ihrer

Mobilisierbarkeit hängt vermutlich nicht nur zu einern wesentli­

chen Teil das Ergebnis der Risikoabwägung ab, sondern auch der

Umgang mit den äußerenBedingungendes Einstiegs in die Selbstän­

digkeit. Neben den institutionellen Förderkonzeptengehörendazu

auch die Wettbewerbsverhältnissein dem gewähltenMarktsegment.

Dem/der Existenzgründer/in obliegt dabei die Aufgabe, diese

Voraussetzungenund Bedingungenso zu organisieren,daß sie einer

möglichst effektiven Realisierung subjektiver Chancendienlich

sind. Insofern handelt es sich bei der Existenzgründungum eine
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selbstorganisierteStatuspassage,die in ihrer zeitlichen Abfolge

unterschiedlicheStrategienerfordern kann.

Da weder in der soziologischennoch in der ökonomischenLiteratur

Hinweise auf systematischeUntersuchungenund Diskussionendiefier

Zusammenhängezu finden sind, lassensich an dieser Stelle ledig­

lich einige hypothetischeVermutungen über deren empirischeEr­

scheinungsformenanführen:

- Je nach Art der mobilisierbarenRessourcenlassensich zunächst

weit auseinanderliegendeEinstiegsstrategienidentifizieren. Mo­

tivation, Entscheidungsfindung, Vorbereitung und Absicherung bis

hin zur formellen Gewerbeanmeldung können durch Schwarzarbeit,

Ausprobieren im �B�~�k�a�n�n�t�e�n�k�r�e�i�s�, aber auch durch eine professio­

nelle Existenzgründungsberatungbetriebenwerden..

- �~�h�n�l�i�c�h vielfältig sind vermutlich die besonderenOberlebens­

und Stabilisierungsstrategien,die gewöhnlich bis zur Konsolidie­

rung eines Betriebeserforderlich sind. Sie mögen von gelegentli­

chen oder regelmäßigen�E�r�g�ä�n�z�u�~�g�s�l�e�i�s�t�u�n�g�e�n durch Schwarzarbeit,

Transferzahlungeno.ä. über eine bewußte Risikostreuungdurch

Mehrfachtätigkeiten "nebenbei" bis zur ausschließlichenKonzen­

tration aller verfügbarenRessourcenauf das eigene Gewerbe bzw

Unternehmenreichen. Sowohl der Risikoverteilung wie auch der Zu­

sammenfassungunterschiedlicherRessourcenkann auch die kollek­

tive Organisation von Betriebseröffnungen dienen, die nicht nur

im Bereich der Alternativökonomieneben der ExistenzgründungdesI
der allein verantwortlichen Einzelunternehmerslinlpraktiziert

wird.

- Und schließlich müssendort, wo eine Konsolidierung nicht zu

erreichen ist, angemessene Auflösungs- und Ausstiegsstrategien

gefundenwerden.
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Damit ist ein breites Kontinuum bezeichnet, welches die Handlu­

ngsbedingungenund Entscheidungsspielräumeder neuen Selbständi­

gen im Existenzgründungsprozeßabsteckt. An zwei möglichen

Existenzgründungsfällenlassen sich unterschiedlichePole dieses

Kontinuums verdeutlichen:

- Der ungelernte, erwerbsloseArbeiter kauft sich als Subunter­

nehmer in ein Franchising-System ein, da sich so eine scheinbar

einfache Möglichkeit bietet, "ohne einschlägigekaufmännische

Kenntnisse und ohne ausreichendes Eigenkapital" auf eigene

Rechnung zu arbeiten (Pfau 1985: 8). Er umgeht dabei die Ausein­

andersetzungmit den "Gate-Keepern"und delegiert die Entwicklung

von Marktstrategien an den Franchise-Geber. Seine eigenen

Handlungsspielräumebeschränken sich im wesentlichen auf die

Kreditaufnahmeoder den Einsatz von Ersparnissen sowie auf die

Mobilisierung zusätzlicher Arbeitskraft von Familienmitgliedern.

Wie die Praxis zeigt, ist dies eine sehr ungünstigeKonstellati­

on, die häufig zum Scheiternund zu einer noch prekärerenLage

als vor dem Einstieg in die Selbständigkeitführt (Pfau 1985).

- Der während seines Studiums politisch aktive Diplom-pädagoge

eröffnet im Szenevierteleinen Weinladen, nachdemer festgestellt

hat, daß sein formelles Bildungszertifikat auf dem Arbeitsmarkt

keinen Wert besitzt. Aufgrund gründlicher Beratung und eigener

Alltagserfahrungtrifft die Eröffnung tatsächlich in den Kern

eines neuen Konsumstils und außerdembesitzt dieser neue Selb­

ständigeaufgrund einer Vielzahl von persönlichen Kontakten im

entsprechendenMilieu den "sozialen Kredit", der sowohl privat

geliehenesEinstiegskapital wie auch einen ersten Kundenstamm

absichert. Nach einiger Zeit ist aus dem "gescheiterten"Pädago­

gen ein erfolgreicherWeinhändler geworden.

Anhand dieser Beispiele läßt sich absAhen, daß im Existenzgrün­

dungsprozeß zahlreiche Einflüsse wirksam werden, die sehr ver­

schiedeneVerlaufs- und Organisationsformen, ebenso wie unter­

schiedlicheErgebnissebewirken können.
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Einige Untersuchungen, die sich mit den Bedingungenunternehme­

rischen Erfolgs oder Mißerfolgs bei Existenzgründungen und bei

Kleinbetrieben beschäftigen, verweisen schließlich darauf, daß

die innere Struktur solcher Prozessestark geprägt ist von re­

gionalen bzw. lokalen Rahmenbedingungen.Die Bedeutungsolcher

regional wirksamer Faktoren wird z.B. in einem unterschiedlichen

Umfang von Gründungsaktivitätendeutlich.

Einer Studie des Instituts für Mittelstandsforschungzufolge war

z.B. zwischen 1980 und 1984 ein Anstieg der Zahl von Existenz­

gründungenbundesweitum rund 11 % pro Jahr zu verzeichnen,wobei

aber ein enormesGefälle zwischen Bayern (20 %) und dem Saarland

(5,6 %) auftrat (Wirtschaft und Standort 1986; Clemens u.a. 1985)

und insgesamtdie regionale Verteilung der Existenzgründungshäu­

figkeiten in der Tendenz dem Süd/Nord-Gefälleentsprach.Bezogen

auf Unternehmensgründungenim Bereich der Alternativökonomieha­

ben dagegen Kreutz u.a. (1984; 1986) ein umgekehrtesSüd/Nord­

Gefälle festgestellt: im Raum Hannover gab es zu Beginn der 80er

Jahre mehr als doppelt soviele Alternativprojekte wie im Raum

Nürnberg, so daß davon auszugehenist, daß sich darunter in Nord­

deutschlandauch deutlich mehr Existenzgründungenneuer Selbstän­

diger befanden (Kreutz u.a. (1984: 268).

Diese Befunde legen folgende Vermutungennahe:

Zum einen könnten für die Existenzgründungen sog. 'Neuer Selb­

ständiger' anderer Standortparametergelten als für Existenz­

gründungenim allgemeinen. Zum anderenkönnten noch innerhalb der

Gruppe der neuen Selbständigenunterschiedlicheräumliche Bedin­

gungen auch zu Häufungen oder Konzentrationen bestimmterTeil­

gr'lppen in bestimmtenRegionen führen. Dafür sprächedie Annahme,

�d�a�~ die verschiEdenenVoraussetzungenfür die Herausbildungeiner

�A�l�t�2�r�n�~�t�i�v�s�z�e�n�e Iz.B. Größe von Studentenpopulationen,Umfang des

"Syrnpathisantenmarktes",kulturelles Klima, Vorhandensein von

Altbauvierteln us".), z.B. die unterschiedlichenGründungsakti-
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vit5ten �z�w�i�s�~�h�e�n NGrnberg und Hannover erklären �(�K�~�i�s�e�r 1085:

104; Kreutz u.a. 1984: 272).

Weitere Einflußgrößen, die auch über dieses konkrete Beispiel

hinaus für regional differierende GrGndungsaktivitätenverant­

wortlich sein könr.ten, sind gerade im Bereich der neuen Selbstän­

digen die Arbeitslosenquoteund die Struktur der Arbeitslosigkeit

(Ewers 1984; Kaiser 1985). Dem muß nicht widersprechen,daß in

Regionenmit einer bereits bestehenden,überwiegendkleinbetrieb­

lichen Wirtschaftsstruktur auch häufiger neue Unternehmensgrün­

dungen stattfinden (Ewers 1984: 106).

Daraus ist zu schließen, daß spezielle Standortfaktorenexistie­

ren, welche eine räumliche Konzentrationvon Kleinunternehmenund

Neugründungen besonders begünstigen. Neben den herkömmlichen

Standortfaktorenwie günstige Lage zu Absatzmärktenund Lieferan­

ten, Infrastruktur, Bildungs- und Forschungseinrichtungenusw.

scheinendies unter anderem die "Netzwerke lokaler Akteure und

Förderungseinrichtungen(zu sein, denen) für die Entwicklung des

endogenenPotentials einer Region wesentlicheBedeutungzukommt.

Dabei scheint es insbesonderefür kleine und mittlere Unternehmen

mit nur einem Standort häufiger wichtig zu sein, daß die entspre­

chendenAngebote aktiv an sie herangetragen werden. Dazu bedarf

es vermittelnder Akteure ... " (WZB-Mitteilungen 35/1987:7), deren

Anzahl, Erreichbarkeit, Kompetenz usw. von Region zu Region

ebensovariieren kann, wie die Struktur und die �Z�i�~�l�s�e�t�z�u�n�g der

fördernden Institutionen selbst (vgl. dazu: FritschlHul1 1987).

Schließlich ist die Gründungsförderung in das regionalpolitische

Kräfte- und Interessenfeldeingebettet und insofern ist die je­

weilige konkrete regionale Förderpraxisgleichzeitig Ausdruck und

Voraussetzungeines kulturellen, sozialen und politischen Klimas,

das insbesondere für die Existenzgründungschancenneuer Selb­

ständigereine bedeutendeRolle spielt. VerschiedeneErfahrungen

mit Neugründungenbeispielsweisedurch Frauen (die bislang nur in
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Hessen und Berlin speziell gefördert werden) oder durch Arbeits­

lose (Bühler 1987) belegendies. Neben parteipolitisch festgeleg­

ten Zielsetzungen und Prioritäten spielen dabei personelleKapa­

zitäten und Kompetenzenebensoeine Rolle wie die jeweilige Haus­

haltslageder betreffendenLänder und Kommunen.

3.34 Fazit

Die Diskussionenund Befunde in der einschlägigenLiteratur bele­

gen übereinstimmend einen allgemeinen Zusammenhangzwischen der

Zunahme von Existenzgründungsaktivitätenund der andauerndenBe­

schäftigungskrise.Dem entsprichtein Ansteigen der Zahl jener

Existenzgründer/innen,die aufgrund prekärer Beschäftigungs-und

Versorgungslagenden Schritt in die Selbständigkeitriskieren.

Einer durchgängigen Ausweitung stehen allerdings regionale Ten­

denzen entgegen, denen zufolge die Gründungsaktivitätenhäufiger

dort stattfinden, wo sich relativ wenige Arbeitslose befinden.

Offen bleibt dabei, ob geradedie hohe Gründungshäufigkeitdazu

führt, daß solche Regionen eine relativ niedrige Arbeitslosigkeit

aufweisen.

Dies deutet 1arauf hin, daß regionale Rahmenbedingungenhierbei

eine wichtige Rolle spielen, doch ist bislang kaum geklärt, wie

die jeweilige lokale/regionaleUmsetzung allgemeinerwirtschafts­

politischer Konzepte, die eine verstärkteGründungsförderungvor­

sehen, tatsächlichfunktioniert. Allein die hohe Zahl von Betrie­

ben, die kurz nach ihrer Eröffnung wieder schließen müssen sowie

die regionalenUngleichgewichtelegen die Vermutung nahe, daß die

eingesetztenFörd(rmaßnahmen und -instrumente nicht immer und

überall sehr erfolgreich wirken bzw. daß die Bedingungenihres

Einsatzeserheblich variieren.

Insofern erscheint es auch keineswegs sichergestellt, daß die

Hoffnungen und Erwartungenauf eine zukünftig spürbareEntlastung
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des Arbeitsmarktes durch Existenzgründungen bzw. Kleinbetriebe

berechtigt sind. Dies gilt umso mehr, als der häufig unterstellte

Zusammenhangvon wirtschaftlichenTertiarisierungstrendsund der

Zunahme von Kleinbetrieben sich nicht ohne weiteres bestätigen

�l�ä�~�t�.

Nur wenige Aufschlüssegibt �s�c�h�l�i�e�~�l�i�c�h die Literatur über den

Verlauf von Existenzgründungsprozessenund die Voraussetzungen

und Motive der daran beteiligten Akteure. Zwar lassen sich diese

Akteure für eine erste Problementfaltunghinreichend identifizie­

ren, doch ist weder geklärt, welche Bedingungenihre Existenz­

gründungs-bzw. Förderstrategienbestimmen, noch welche Erfolgs­

aussichtendamit verbundensind.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Explizite Vorarbeitendes Antragstellers zu den Bedingungenund

Verläufen von Existenzgründungen existierennicht. Wesentliche

Aspekte des Forschungsvorhabensbestehen jedoch in der Erfor­

schung regionalökonomischer Verhältnisse, der Funktionsweise

lokaler Arbeitsmärkte und der Struktur biographischerVerläufe.

Mit diesen Schwerpunkten schließt das Projekt an Arbeiten und

Ergebnissedes Forschungsprogramms"Arbeitsplatz- und Arbeits­

marktsituationin der Region Bremen" an.

Im Rahmen dieses Forschungsprogrammswurden vom Antragsteller

u.a. individuelle Arbeitsmarktstrategienvon Facharbeiternunter­

sucht, bei denen auch die Frage möglicher Selbständigkeitthema­

tisiert wurde (vgl. dazu u.a. ausführlich den Schlupberichtdes

DFG-Projektes: Individuelle Arbeitsmarktstrategien- Facharbeiter

in der Krise).

Sowohl regionalökonomische wie arbeitsmarktstrukturelleFrage­

stellungenwerden vom Antragsteller in dem gleichen Zusammenhang

in einern Projekt über die von einer Betriebsstillegungausgehen-
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den Mobilitätsprozesseauf einem lokalen Arbeitsmarkt bearbeitet.

Auch hier spielte die Frage nach dem Weg in die berufliche Selb­

ständigkeit eine Rolle (ausführlicher dazu z.B. Zwischenbericht

des DFG-Projektes: Folgewirk'lngen einer Betriebsschließung- Mo­

bilitätsprozesseauf einem lokalen Arbeitsmarkt).

In beiden genanntenProjekten wird überdiesdie lebensgeschicht­

liche Dimension des Berufsverlaufs thematisiert, wozu etliche

einschlägigeVorarbeiten des Antragstellersvorliegen (vgl. z.B.

Osterland, Martin; Lebensbilanzenund Lebensperspektivenvon In­

dustriearbeitern. in: Kohli, Martin, Hrsg., Soziologie des

Lebenslaufs, Darmstadt/Neuwied1978).

Insbesondere regionalpolitische und regionalökonomischeFrage­

stellungenwerden schließlich in einer Studie über die Probleme

und Folgewirkungen von Industrieansiedlungenbearbeitet (DFG­

Projekt: Industrialisierung der Küste - Arbeiter zwischen indu­

striellem Wachstum und Okologieproblematik;vgl. dazu: Bogun, R.;

Osterland, M.; Warsewa, G.: Zwischen industriellem Wachstum und

Umweltproblematik - Eine Fallstudie am Beispiel der Industrie­

ansiedlung im Landkreis Stade, Bremen 1985).

3.5 Forschungszieleund Arbeitsprogramm

3.51 Forschungsziele

Das Projekt 11ntersuchtdie Statuspassagezwischen unsichererab­

�h�ä�n�g�i�g�~�r Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit und einer Existenz

als selbständige/r Unternehmer/in.Die zentralenFragestellungen

richten sich dabei auf:

die Funktionsweiselokaler bzw. regionaler Förderstrukturen,

die sich aus den verschiedenenInstanzenund Institutionender

Existenzgründungsförderungzusammensetzen;
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die regionalenRahmenbedingungen,unter denen sich spezifische

Ansprüche und Bedürfnissesowie Förderinstanzenund -konzepte

entwickeln;

die Existenzgründungsstrategienund die Chancenverteilung,die

aus der Inanspruchnahmeinstitutioneller Förderarbeitendurch

die Existenzgründer/innen sowie deren individuellen Voraus­

setzungenund Motivationen resultieren.

Die Untersuchung ist als Fallstudie angelegt, wobei davon auszu­

gehen ist, daß die Struktur der potentiellenExistenzgründervor

allem aber die Konstellation der fördernden und beratendenExper­

ten und Institutionen von einer Reihe regionaler bzw. lokaler Be­

dingungen abhängt.

Um die Funktionsweise lokaler/regionaler Förderstrukturen zu

untersuchen,ist im einzelnenfolgenden Fragen nachzugehen:

Auf welchen Wegen wird die allgemeinepolitisch-progammatische

Absicht, Existenzg,ündungen verstärkt zu fördern, umgesetzt

und in welchem Verhältnis steht dies zur traditionellen

Förderpolitik der beteiligten Institutionen?

Welche Einflüsse, Abhängigkeiten und Konkurrenzen bestehen

zwischen den verschiedenenInstanzen und ExpertLn in diesem

Bereich; setzt sich auf lokaler Ebene eine gemeinsamePoli­

tik/Strategiedieser Institutionen durch?

Welche Vermittlungsbarrieren zwischen ressourcenbedürftigen

Betriebsgründungenund ressourcenanbietendenInstitutionen und

Experten existieren? Insbesondere im Hinblick auf die

spezifischenVoraussetzungenund Bedürfnisseder hipr betrach­

teten Gruppen von Existenzgründer(inne)n ist dabei nach der

"Funktionalität" von Förderinhalten und Förderkonzeptenzu

fragen.

Spielt dabei die Zunahme der neuen Selbständigeneine Rolle;

entwickeln die zuständigenInstitutionen besondereFörder'"on­

zepte tür diese Gruppen von Existenzgründer(inne)n?
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Unter welchen Bedingungenentwickelt sich dabei insbesondere

das Verhältnis zwischen "Passagenhelfer"-und "Gate-Keeper"­

Funktion?

Schließlich ist danach zu fragen, ob überhauptund unter wel­

chen Voraussetzungen mögliche Rückwirkungen aus den Erfahrun­

gen mit Existenzgründungenneuer Selbständiger auf die För­

derkonzepteund die regionalenFörderstrukturenresultieren.

Die notwendigensystematischenVariationen der regionalenRahmen­

bedingungenlegen eine Anlage der Untersuchungals Fallstudie na­

he, wobei davon auszugehenist, daß die Struktur der potentiellen

Existenzgründer/innen,vor allem aber die Konstellation der för­

dernden und beratendenExperten und Institutionen von einer Reihe

regionaler bzw. lokaler Bedingungenabhängt. Dem trägt die Unter­

suchungmit einem Vergleich von vier ausgewähltenRegionen, in

denen unterschiedlichewirtschafts- und sozialstrukturellesowie

kommunal- und landespolitischeVoraussetzungenauch unterschied­

liche Handlungstypenund Förderstrukturen erwarten lassen, Rech­

nung.

Die Auswahl der Untersuchungsregionenorientiert sich dabei an

folgenden Kriterien:

Sozialstruktur und kulturelles Milieu (z.B. handwerklich­

kleingewerblicheTraditionen, Vorhandenseineiner Universität,

eines "Szenenviertels" oder eines hohen Arbeiter(innen)-an­

teils)

Umfang und Struktur der

kommen in welchem Umfang

z.B. in AFG-Maßnahmen)

Branchen- und Betriebsgrößenstrukturder Wirtschaft (existiert

ein Zusammenhangmit Tertiarisierungstendenzen;gilt auch für

neue Selbständige,daß Kleinbetriebe vorzugsweisedort gegrün­

det werden, wo schon eine kleinbetriebliche Struktur vor-

herrscht)
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administrativeOrganisationund Lage der öffentlichen Finanzen

(ist z.B. die Inanspruchnahmeöffentlicher Fördermittel leich­

ter und effektiver in Stadtstaatenoder "reichen" Gemeinden)

politische Mehrheiten auf der kommunalen und Landesebene(wel­

che Rolle spielen politische Förderstrategien bei den Be­

triebsgründungenneuer Selbständiger;ist es dabei von Bedeu­

tung, wenn auf städtischerund Landesebenegleiche bzw. unter­

schiedlicheKonzepte verfolgt werden).

Da es sich bei den Existenzgründungen neuer Selbständiger

überwiegendum städtischePhänomene zu handeln scheint, werden

die Kriterien in vier Stadtregionenwie folgt variiert:

Bremen repräsentiert dabei ein von der Strukturkrise stark be­

troffenes Oberzentrummit hoher Arbeitslosenquotevon Z.Z. 15,7 %

und einer breiten Streuung von Arbeitslosenauf allen Bildungs­

niveaus und in allen Altersstufen. Gleichzeitig besitzt es eine

Universität und eine relativ umfängliche Alternativszenemit

einer entwickelten eigenen Infrastruktur. Dem trägt auch eine

explizite Förderpolitik Rechnung, die u.a. durch eine weit ver­

zweigte institutionelle Struktur umgesetztwird. Letztereskönnte

ebensozu relativ günstigen Einstiegsmöglichkeitenfür die hier

betrachtetenGruppen von Existenzgründern/innenführen, wie die

Tatsache, daß eine sozialdemokratischeMehrheit im Rahmen der

prekärenLage der öffentlichen Haushaltezumindest programmatisch

eine bewußte Förderpolitik in diesem Bereich verfolgt. Erleich­

tert wird dies durch die Einheit von Stadt- und Landesregierung.

Stuttgart ist dagegendas Zentrum eines wirtschaftsstarken Raumes

mit geringer Arbeitslosigkeit (4,4 % in 1986), in dem oberzentra­

le Funktionen - unter ihnen ebenfalls eine Universität - konzen­

triert sind. Gleichwohl besitzt es eine beträchtlicheZahl von

Arbeitslosen, deren Risikolagen angesichts des sozialen und

politischen Umfeldes aber eher ungünstigereingeschätztwerden

müssen als in Bremen (vgl. dazu: Krämer-Badoni/Ruhstrat1986).

Ein hoher Anteil des sekundärenSektors (56 % der sozialversiche-
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rungspflichtigenBeschäftigten)weist Stuttgart als eine Indu­

striestadtaus, in der durchaus Lücken für typische Existenzgrün­

dungen im Handels- und Dienstleistungsbereichbestehendürften.

Allerdings erscheinen durch eine Förderpolitik auf Landesebene,

die eindeutig auf technologieorientierteund jungunternehmerische

"Talentförderung" ausgerichtet ist (Reuss 1986), die Chancen für

neue Selbständigetrotzdem recht ungünstig, da diese Förderung in

der Regel nicht an den Bedürfnissenvon z.B. Frauen oder Arbei­

ter(inne)n orientiert sein wird, die ein konventionellesGeschäft

oder einen kleinen Dienstleistungsbetrieberöffnen wollen. Es ist

überdies zu vermuten, daß von der städtischenFörderpolitik keine

wesentlich anderen Schwerpunkte gesetztwerden, da im Stadtrat

von Stuttgart die gleiche politische Mehrheit besteht wie auf

Landesebene.

Münster kommt in seiner Eigenschaftals mittelgroße, traditio­

nelle Universitätsstadt mit entsprechendensozialenStrukturen

und einer überwiegend mittelständischen Wirtschaft als Ver­

gleichsfall in Frage. Obwohl die Wirtschaftsstruktureindeutig

vom tertiären Sektor beherrscht wird, in dem ca. 75 % der

Beschäftigtenin Münster arbeiten, existiert eine relativ hohe

Arbeitslosigkeit (12,2 % in 1986). Möglicher Kristallisationskern

für Existenzgründungenund gleichzeitig größter Arbeitgeber am

Ort ist die Universität. Insofern entwickeln sich hier vermutlich

Existenzgründungenim Spannungsfeld einer traditionell konserva­

tiv-mittelständisch ausgerichteten Kommunalpolitik und einer

breiten intellektuellen Mittelschicht, die zusammen mit den

zahlreichenStudente(inneln ein günstiges Umfeld für neue, u.U.

auch alternative, Selbständigkeitdarstellt. Dieses Spannungsver­

hältnis wird möglicherweisedadurch verschärft, daß im Stadtrat

von Münster eine konservativ-liberaleMehrheit existiert, während

auf LandesebenesozialdemokratischePolitik gemacht wird.

Wilhelmshavenschließlich repräsentiertden Typ einer mittelgro­

ßen Stadt in einer peripherenRegion, die durch die Auswirkungen
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von Strukturwandelprozessenvon durchgängigerVerarmung bedroht

ist. Die schrumpfendeindustrielle Basis dieser Stadt führt zum

einen zu einer hohen Arbeitslosenquote(14,0 % in 1986) und zum

anderenzu einem hohen Beschäftigungsanteilim tertiären Sektor

(70 %). Die ungünstigeStruktur sowohl des Arbeitsplatzangebotes

wie der Arbeitslosen (hohe Anteile sog. 'Problemgruppen')läßt

Wilhelmshaven bei einer 'Qualitätsbeurteilung' regionaler Ar­

beitsmärktein der Bundesrepublik weit hinten rangieren (Platz

139 von 164; nach Klemmer/Eckey 1982). Diese Daten lasseneinen

vergleichsweisegroßen Bedarf an beschäftigungspolitischenFör­

dermaßnahmen erwarten, deuten aber gleichzeitig auf besondere

Schwierigkeitenhin. Da es hier auch keine nennenswertenüber­

regionalenBildungseinrichtungen oder sonstigeKristallisations­

keine einer "postmateriellen" Mittelschicht gibt, fehlt eine

weitere Voraussetzung für erfolgreiche Existenzgründungenneuer

Selbständiger.Schließlich lassensich hier auch die deutlichsten

Differenzen in den politischenOrientierungender Beschäftigungs­

förderung erwarten, da in der Stadt Wilhelmshaveneine grün-al­

ternativ tolerierte SPD-Minderheit regiert, während auf Landes­

ebene eine konservativ-liberaleMehrheit existiert.

Im Existenzgründungsprozeßsehen sich die neuen Selbständigenmit

den vermutlich ebenfalls uneinheitlichenFörderstrategiender da­

für zuständigenInstitutionen konfrontiert. Hier treffen indivi­

duelle und institutionelle Voraussetzungenund Bedingungen inso­

weit zusammen, als die verschiedenendaran beteiligten Instanzen

die individuelle Organisationder Statuspassage"Einstieg in die

Selbständigkeit"behindern oder befördern, dabei subjektive

Entscheidungsprozesseund Weichenstellungen initiieren, unter­

stützenoder blockieren - und somit wesentlich zu ihrem Gelingen

oder Scheiternbeitragen.

Aus der Vielzahl der von typischen Risikolagen Betroffenen

sind zunächstdiejenigenHandlungstypen zu identifizieren und

zu beschreiben, die den Schritt von potentiellen zu tatsäch-
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lichen Existenzgründer(inne)n zumindest versuchen. Da nicht

alle Hochschulabsolvent(innlenohne Chancen,

Arbeiter(innen) ohne Arbeit und

Frauen ohne Versorgung

den Weg in die Selbständigkeitbeschreiten, wäre zu klären,

von welchen Bedingungender Einstieg in diese Statuspassage

abhängt. Diesen speziellenTypen von Statuspassagierenstehen

im Existenzgrfindungsprozeß"typische" Ressourcen zur Verffi-

gung.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt des Wechselspielszwischen

individuellen und institutionellen Bedingungen bestehtdarin,

daß sich im ExistenzgrfindungsprozeßunterschiedlicheStrate­

gien der Mobilisierung und Kombination von Ressourcenent­

wickeln. Auf welche Weise dieser Prozeß abläuft und welche

Zugangskanälein die Selbständigkeit damit er,öffnet werden,

ist in der Untersuchungzu klären.

Im Verlauf dieses Prozesseswird schließlich auch darüber ent­

schieden, welche Erfolgsaussichtenfür die individuelle Sta­

tuspussagebestehen, welche Abstriche gemacht oder Ansprüche

U.U. reduziert werden mfissen; die Verteilung von sozialen

Chancen bereits in der unmittelbarenGründungsphasestellt

somit einen Gegenstandder Studie dar.

Es ist überdies zu vermuten, daß bei den verschiedenenGruppen

von Existenzgrfinder(inne)n jeweils spezifischeKombinationen

von Motivbündeln vorzufinden sind, die sich aus offensiven An­

sprüchenan die Inhalte von Arbeit, die Qualität von Produkten

und/oder Interessen an Selbstbestimmung und Unabhängigkeit

einerseits und defensiven Reaktionen auf unzureichendeBe­

schäftigungsmöglichkeitenund unsichereVersorgungslagenande­

rerseits zusammensetzen.Nicht zuletzt voh der Ausprägungdie­

ser Motivbfindel, die bei den Existenzgründer(inne)nausfindig

zu machen wären, wird schließlich auch die subjektive Bewer­

tung der Statuspassageabhängen.
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Der Arbeiter z.B., der zum Subunternehmerwird, mag dabei sub­
jektiv das Gefühl eines sozialen Aufstiegs entwickeln; objek­
tiv.kann sich seine finanzielle Lage verschlechternund seine
Abhängigkeit ist vermutlich rigider als die eines "abhängig
Beschäfigten".

Umgekehrt könnte der Verzicht des Diplompädagogen auf eine
akademischeKarriere zugunsteneiner Existenz als Kleinhändler
subjektiv als sozialer Abstieg interpretiert werden, denn der
Zugang zu höherem Prestige und höherem Einkommen ist damit
U.U. abgeschnitten (Kaiser 1985). Gleichwohl verbessertsich
seine objektive Erwerbs- und Versorgunqssituationwahrschein­
lich erheblich. Daher soll auch der Frage nach den Maßstäben,
die die subjektive Bewertung von Existenzgründungenanleiten,
nachgegangenwerden.

Unter diesen Fragestellungenund im Rahmen eines auf eine zu­

nächst dreijährige Laufzeit angelegtenForschungsprojekteswird

es nicht möglich sein, das tatsächliche Gelingen oder Scheitern

von Existenzgründungen zu verfolgen, die jeweiligen Ursachenda­

für zu erkunden und die subjektiven Verarbeitungsmusterder im

ExistenzgründungsprozeßgemachtenErfahrungenfestzustellen.Eine

solche, vorrangig auf die subjektive Seite des Existenzgründungs­

prozesseskonzentrierteUntersuchungstellt eine naheliegendeOp­

tion für ein Anschlußprojektdar, wobei durch die zunächstvorge­

seheneStudie sowohl der Feldzugangwie auch ein Teil des Unter­

suchungssampIesbereits gesichertwäre. (s.u.).

3.52 Methoden und Arbeitsprogramm

Entsprechendder Forschungszieleliegen die zentralenSchwerpunk­

�t�~ �~�e�r Studie auf d2n regionalen/lokalenVoraussetzungender Her­

ausbildung von institutionellen Förderstrukturen sowie ihrer

Funktion in der unmittelbarenExistenzgründungssituation,d.h. in

derjenigenPhasedieser Statuspassage,die im wesentlichenmit

dem Zeitpunkt der formellen Gewerbeanmeldungendet. In der ersten

Arbeitsphasedes Projekts wird daher zunächst, neben der Aufar­

beitung einschlägigerLiteratur zur Selbständigkeitund Existenz­

gründungensowie detaillierter Arbeitsplanungund Konzeptentwick-
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lung, die Erstellung eines differenziertenTableausder jeweili­

gen Rahmenbedingungenund Voraussetzungenfür die Entwicklung der

Förderkonstellationenin den ausgewähltenRegionen erfolgen. Dazu

sind Analysen von statistischem Material und Literatur über die

soziokulturellenVerhältnisse in den Regionen sowie die systema­

tische Auswertung von programmatischen Aussagender jeweils zu­

ständigenGremien und Organisationenvorgesehen.Explorative Ex­

pertengesprächein den Regionen ergänzen diesenArbeitsschritt

und dienen gleichzeitig der weiteren �F�e�l�d�e�r�s�c�h�l�i�e�~�u�n�g�. Auf diese

Weise soll eine vergleichendeDarstellung der jeweiligen regiona­

len Förderkonstellationenerarbeitetwerden.

Ferner sollen die weiteren Erhebungendurch Kontaktaufnahmenmit

den für die vorgesehene InstitutionenuntersuchungrelevantenEx­

perten und Institutionen vorbereitetwerden sowie geeigneteErhe­

bungsinstrumenteentwickelt und überprüft werden.

Um die jeweiligen Förderkonzepte, die Funktionen innerhalb der

regionalenFörderkonstellation sowie die Problemdefinitions-und

Durchsetzungsfähigkeitder einzelnenInstanzen zu erkunden, sind

zwei sich ergänzendeErhebungsverfahrenvorgesehen:

1. Eine Expertenbefragung in den beteiligten Institutionen auf

der Ebene direktionsberechtigterLeitungsfunktionen und auf der

Ebene exekutiver Sachbearbeitungs-bzw. Beratungsfunktionen.Je

nach Umfang und Struktur der regionalenFörderkonstellationenist

mit einern Gesamtaufwandvon 40 - 60 Leitfadengesprächenzu rech­

nen, die ein repräsentatives Bild der jeweiligen Förderstruktur

vermitteln. Gedacht ist an Experten folgender Institutionen:

- Ka"-mern und Berufsverbände
- Banken und Sparkassen
- Ämter und Behörden
- professionelle,öffentliche oder privatwirtschaftliche

Wirtschafts- und Gewerbefördererund -berater
- Netzwerke und 'alternative' Beratungsinstanzen
- Volkshochschulenund andere Bildungsträger
- Rechtsanwälteund andereRechtsberatungsinstanzen.
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2. Eine Serie direkter Beobachtungenvon Existenzgründungssemina­

ren, Beratungsgesprächenetc. Dabei wird das Verfahren der struk­

turierten, d.h. an einem vorher festgelegtenBeobachtungsleitfa­

den orientierten, passiv-teilnehmendenBeobachtungangewandt, das

zur überprUfung von Hypothesen zur sozialen Interaktion in

öffentlich zugänglichen,wiederkehrenden Situationen mit ähnli­

cher Struktur am geeignetstenerscheint. Die Auswahl der Beobach­

tungssituationen orientiert sich dabei an den verschiedenen

Gruppen von ExistenzgrUnder(inne)n,nämlich:

Arbeiter(innen) ohne Arbeit
Frauen ohne Versorgung
Hochschulabsolventen/innenohne Chance

und an zentralenFörderfunktionenwie z.B. Finanzierungs-,Markt­

Produkt-, Rechtsberatung.Eine genauere Festlegung der Felder,

die nach dem Verfahren der symptomatischenRepräsentativität

ausgewähltwerden, kann erst nach Abschluß der erstenArbeitspha­

se erfolgen, doch ist mit ca. 8 - 10 Beobachtungenpro Region,

d.h. maximal 40 Beobachtungsfällenzu rechnen.

Im Rahmen dieses Untersuchungsschritteswird es möglich sein,

auch eine exemplarische Auswahl von ExistenzgrUnder(inne)nzu

treffen, mit denen teilstandardisierte Leitfadeninterviewszu

Herkunft, Biographie, Ursachen, Motiven und Strategiender Exi­

stenzgrUndunggeführt werden. Dieser Erhebungsschrittwird etwa

den gleichen Umfang haben wie die Beobachtungsserie(im Idealfall

wären die Existenzgründer(innen) in den Beobachtungenidentisch

mit denen in der Befragung), d.h. ca. 30 - 40 Interviews. Diese

Fälle stellen auch die Basis fUr eine folgende Untersuchungüber

die Bedingungen des Erfolgs bzw. Mißerfolgs im weiteren Verlauf

des ExistenzgrUndungsprozessesdar.

In der dritten Phase werden die Auswertungsarbeitenzum Einfluß

der regionalen R?hmenbedingungenauf die Struktur der regionalen

Förderkonstellation,zu den institutionellen Förderkonzeptenund

individuellen Existenzgründungsstrategiensowie zum Einfluß und
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zur Wirkungsweise der institutionellen Eingriffe, Maßnahmenund

Angebote auf die Chancenverteilungunter den neuen Selbständigen

in die Abfassung eines Endberichteseinmünden.

Alle Erhebungenwerden durchgefUhrt, indem handschriftlichePro­

tokolle der Befragungenund Beobachtungenangefertigt und in ma­

schinengeschriebeneTexte Ubertragenwerden. Bei der Expertenbe­

fragung ist �~�i�t einer Dauer von 2 bis 3 Stunden zu rechnen; die

Beobachtungenk5nnen je nach Art und Intensität der Beratung in

ihrer Länge stark variieren, was sich auf den Schreibaufwandal­

lerdings nicht sehr auswirken wird, da die Beobachtungenanhand

eines teilstandardisierten Leitfadens vorgenommenwerden und die

Existenzgründer(innen)interviewswerden voraussichtlich1 1/2 bis

2 Stunden dauern.
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3.6 Zusammenhangzum Forschungsprogrammdes Sfb

Das Phänomen "neue Selbständigkeit", wie es hier definiert und

beschriebenwurde, läßt sich sicherlich als Teil und Ausdruck

jener Entstandardisierungvon Lebensläufen(Beck 1986) interpre­

tieren, die mit neuen und unübersichtlichen sozialenMobilitäts­

prozessen einhergeht. Innerhalb diesesBezugsrahmensfolgt das

Projekt über Existenzgründungenneuer Selbständigerder gemein­

samenUntersuchungsperspektivedes SFB, die sich auf die wechsel­

seitige Beeinflussungvon individuellem Bewältigungshandelnund

institutioneller Regulierungvon neuen bzw. ausgeweitetengesell­

schaftlichenRisikolagen richtet.

Im Unterschiedzu der Mehrzahl der vorgesehenenSFB-Projekteste­

hen hier jedoch nicht die Institutionen der �s�o�z�~�a�l�e�n Sicherung,

z.B. der Gesundheitsvorsorgeund der Arbeitsmarktregulierungim

Zentrum der Untersuchung,sonderndie Instanzender "klassischen"

Wirtschaftsförderung,die sich im Rahmen des hier thematisierten

Mobilitätsmustersmit einer für sie "neuen" Klientel auseinander­

setzenmüssen. Insofern könnte auch für diese Institutionen gel­

ten, daß sie sich durch die Entstandardisierungvon Lebensläufen

mit neuen Ansprüchenund Anforderungenkonfrontiert sehen, denen

sie mit den bisher verfolgten Konzepten nicht gerecht werden kön-

nen.

Ein weiteres Kennzeichender Statuspassage"Einstieg in die Selb­

ständigkeit" ist die individuelle strategischeNeuorientierung

innerhalb des Erwerbssystems,wobei allerdings noch offen bleibt,

ob und für wen dies als sozialer Aufstiegs- oder Abstiegsprozeß

zu interpretierenist. Im Rahmen des SFB handelt es sich damit um

das einzige Projekt, in dem die untersuchtenStatuspassagenzu­

rr.indest potentiell als Aufstiegskarriereinnerhalb des Erwerbssy­

stems funktionieren könnten.
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3.72 Aufgliederung der sächlichenVerwaltungsausgaben

- Anschaffung von Kleingeräten und Verbrauchsmaterial (515 und

522)

aus der Grundausstattung

aus der Ergänzungsausstat­
tung beantragt

1988

1650

2000

1989

3300

2000

1990

3300

2500

1991

1650

2000

Zur Durchführung und Auswertung

Interviews werden Tonbandkassetten,

räte aus der Ergänzungsausstattung

men, Terminabsprachen etc. mit

der Expertengesprächeund

Disketten und zwei Diktierge­

beantragt.Da Kontaktaufnah­

verschiedenstenStellen an

mehreren Orten in der Bundesrepublikeinen enormen Koordinie­

rungs- und Organisationsaufwandbedeuten, der fm wesentlichen

telefonisch bewältigt werden muß, werden zusätzlicheMittel für

Telefonkostenbenötigt die im übrigen dazu beitragen, den

Reisebedarfmöglichst gering zu halten. Während der Vorbereitung

der Erhebungen sowie in der Feldphase, d.h. in 1988, 1989 und

1990 werden daher jeweils 1000 DM für Telefonkostenbeantragt.

- Reisekosten(527)

Für Kontakte mit auswärtigen Kollegen sowie Tagungsbesucheu.ä.

wird ein Betrag von jährlich 1500 DM angesetzt.

Vorbereitung und Durchführung der Erhebungen:

1988 Explorative Expertengespräche und Felderschließung,
jeweils 1 Woche pro Untersuchungsregionfür das Projektteam

a ) Stuttgart

""ahrtkosten: 2 . Klo Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, DM 190 x 3 Pers. DM 570,-- DM 570,--
ReisekostenstufeC:
Tagegeld: DM 46 x 5 Tage DM 230,--
übernachtung:DM 39 x 4 Obern. DM 156,-- DM 386,--
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ReisekostenstufeB:
Tagegeld: DM 39 x 5 Tage
übernachtung:DM 33 x 4 Obern.

für zwei Personen=

b) Münster

Fahrtkosten: 2 Kl. Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, DM 78 x 3 Pers.

Tagegeldund Obernachtungen
(siehe a)

c) Wilhelmshaven

Fahrtkosten:2. Kl. Bahnfahrt,
DM 38 x 3 Personen=

Tagegelderund Obernachtungen
(siehe a)

DM 195,-­
DM 132,-­
DM 327,--

DM 234,--

DM 114,--

DM 654,--

DM 1610,--

DM 234,--

DM 1040,-­

DM 1274,--

DM 114,--

DM 1040,--

DM 1154,--

1989 - Erhebungen
Jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregionfür die beiden wissen­
schaftlichenMitarbeiter - Institutionenbefragungin den
Untersuchungsregionen:

a) Stuttgart

Fahrtkosten: 2 Kl. Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt: a DM 190 x 2 Pers.

ReisekostenstufeB:
Tagegeld: DM 39 x 10 Tage
Obernachtung:DM 33 x 9 Obern.

für 2 Personen=

b) Münster

Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ IC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt: a DM 78 x 2 Pers.

DM 760,--

DM 390,-­
DM 297,-­
DM 687,--

DM 312,--

DM 760,--

DM 1374,-­

DM 2134,--

DM 312,--
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Tagegeld und übernachtungen
(siehe ,,-)

cl Wilhelmshaven

Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt: a DM 38 x 2 Pers.

Tagegeld und Übernachtungen
(siehe a )

011 152,--

Dl11374,-­

DM 1686,--

DM 152,--

DM 1374,--

DM 1526,--

1990 - Erhebungen
Jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregionfür die Beobachtungsserie
und jeweils 10 Tage pro Untersuchungsregionfür die �E�x�i�~�t�e�n�z�g�r�ü�n�­

der(innen)bef:agung(jew. für die beiden wiss. Mitarbeiter)

a ) Stuttgart

Fahrt}osten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt a DM 190 x 2 Pers.

ReisekostenstufeB:
Tagegeld: DM 39 x 20 Tage x 2 Pers.
übernachtungen:DM 33 x 18 übern. x 2 Pers.

b) Münster

Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
+ rC-Zuschlag, 2 x Hin- und
Rückfahrt a DM 78 x 2 Pers.

Tagegeld
und Übernachtungen(siehe a)

c) Wilhelmshaven

Fahrtkosten: 2. Kl. Bahnfahrt
4 x Hin- und Rückfahrt a DM 38 x 2 Pers.

Tagegeld
und übernachtungen(siehe a)

DM 760,--

DM 1560,-­
DM 1188,--

DM 3508,--

DM 312,--

DM 1560,--
DM 1188,--
DM 3060,--

DM 152,--

DM 1560,--
DM 1188,--
DM 2900,-
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�V�p�.�r�v�i�e�l�f�~�l�t�i�g�u�n�g�s�k�o�s�t�e�n (531 b)

Zur Erarbeitung von Literaturberichten, �A�r�b�e�i�t�s�p�a�p�i�~�r�e�n sowie zur

Vorbereitung und Entwickluilg von �E�r�h�~�b�u�n�g�s�i�n�s�t�r�u�r�n�e�n�t�~�n lAssen

sich ca. 500 DM in 1988 ansetzen.Die notwendige �V�e�r�v�i�e�l�f�~�l�t�i�g�u�n�g

der handschriftlich angefertigtenund transkribiertenBefragungs­

und Beobachtungsprotokollewird in 1989 und 1990 erheblich höhere

Kosten verursachen,die sich auf jeweils etwa 1500 DM beziffern

lassen. Die bei der Abfassung des Endberichtes anfallenden

Kopierkosten belaufen sich auf ca. 1000 DM.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt C 4

3.11 Thema: Passagen in Abstiegskarrierenund Auffangpositionen:

Institutionelle Normalisierung, Oberbrückung und Verschär­
fung von Krisen der Erwerbsfähigkeit (Teil I: Ein Panel an
100 000 Verläufen)

3.111Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Soziologie, Wohlfahrtspolitik, Institutions- und Profes­

sionsanalyse

3.12 Projektleiter:

Dr. Johann Behrens

WissenschaftlicherMitarbeiter

Universität Bremen

Fachbereich11 (Bildungs- und Arbeitswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel. 0421 I 218 3059 (dienstlich)

0421 I (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderungdes Teilprojekts

(Ergänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Personal- Sächliche Investi- Gesamt
mittel Verwalt.ausg. tionen

100 101 102 103

1988 96.000 9.247 105.247
1989 192.000 12.847 204.847
1990 192.000 19.939 211.939
1991 96.000 7.390 103.390



606
Teilprojekt C 4
Behrens u.a.

3.2 Zusammenfassung

Unter welchen Bedingungenwerden Krankschreibungenzu Statuspas­
sagen, die aus der einmal begonnenenLaufbahn innerhalb der Er­
werbstätigkeitherausführenoder ganz aus der Erwerbstätigkeit
verdrängen?Diese Frage soll - für Frauen und für Männer - aus
der Perspektiveder Akteure und aus der Perspektiveder versiche­
rungsstatistischenResultate beleuchtet werden. Die Akteurper­
spektive soll in Tiefeninterviewsmit betroffenenAbsolventenvon
Statuspassagenerhoben werden und mit den Funktionärender be­
trieblichen, sozialpolitischenund medizinischenInstutionen, die
als gate keeper Statuspassagenanbieten, organisieren,rituell
exekutierenund an ihnen wachen. Die Resultate-Perspektivesoll
mit einer - individuelle Verläufe in kontinuierlichem Monitoring
dokumentierenden Mobilitätsstatistik erforscht werden. Es
spricht viel dafür, mit der Resultate-Perspektivezu beginnen.

In einer prospektivenLängsschnittstudie mit auf 1975 bzw. 1968
zurückverlegtemBeginn sollen etwa 100 000 Mitglieder einer Ge­
setzlichen Krankenversicherung in Krisen ihrer Erwerbsfähigkeit
begleitet werden. Dabei interessiertbesonders,unter welchen ar­
beitspolitischen und sozialpolitischen,beruflichen und gesund­
heitlichen Bedingungen diese Krisen der Erwerbsfähigkeitdazu
fÜhren,die ursprünglich eingeschlageneNormalbiograhiezu verlas­
sen (Abstiegskarrieren)oder sie als vorübergehendeUnterbrechung
zu rahmen. Die hohe Zahl der untersuchtenVerläufe ist deshalb
notwendig, weil anders die zu prüfenden gesundheitlichen,beruf­
lichen und arbeitspolitischenVariablen nicht wechselseitigkon­
stant gehaltenwerden können und vor allem die Bedingungennicht
hervortreten,unter denen es Individuen gelingt, aus einer Ab­
stiegskarriereerfolgreich auszubrechen.Diese Bedingungensollen
im Vergleich zweier konjunktureller Situationendes erfaßtenre­
gionalen Arbeitsmarktesuntersuchtwerden.

Der erste Phasedes Teilprojekts nutzt Daten einer gesetzlichen
Krankenversicherung, weil sie ein kontinuierlichesmonitoring
zentralerberuflicher und gesundheitlicher Ereignisseerlauben
und so bisher unbekannteMuster von Verläufen ans Licht bringen.
In der zweiten Phasesollen in Kenntnis dieser Muster kontrastie­
rende SampIes für Intensivinterviewsgebildet und teilnehmende
Beobachtungender betrieblichen und institutionellen Entschei­
dungsprozesseunternommen werden, die Statuspassagenregulieren.
In der dritten Phase soll eine Repräsentativerhebungdie Vertei­
lung der in den Intensivinterviewsgefundenen Typen und der in
der Auswertung der Kassendaten entdeckten Verlaufsmusterab­
schätzbarmachen.
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3.3 Stand der Forschung

In diesem Teilprojekt sind drei Forschungssträngeangesprochen:

Die im Symbolischen Interaktionsmus und der Phänomenologie

begonnenen Untersuchungen von Statuskarrieren,die Theorie der

Sozial- und Gesundheitspolitik und die sozialepidemiologische

Forschungmit Daten der GesetzlichenKranken- und Rentenversiche­

rung.

Status und Statuskarrieren

Wissenssoziologischlassensich die von uns genutztenDaten als

Produkt einer der wichtigsten institutionelle Rahmungenbegrei­

fen, nämlich als die der Sozialpolitik. Wie diese sozialpoliti­

schen Rahmungensich zu denen der betroffenenKlientel verhalten,

wird in der zweiten Phasedes Sfb in unseremProjekt untersucht.

Wir können damit teilweise an Forschungen zum Krankenstatusund

zur Statuskarriereanknüpfen:

- Bereits der auf Parsons (1951, zum KrankheitsgewinnHorn/Bai­

er/Wolf 1983) zurückgehendeBegriff der Krankenrolle als Nische,

die von der Verpflichtung zur Erfüllung andererRollen solange

befreit, wie dieser Freiraum ausschließlichzur Wiederherstellung

der alten Rollenkompetenz genutzt wird, kann als Hintergrund

dienen, von dem wir unsere eigene Konzeption absetzen. Der Par­

sonscheBegriff ist dazu unter anderemdeshalbso geeignet, weil

seine Krankenrolle exakt der medizinischen Begründung der Ar­

beitsruheals therapeutischerMaßnahme entspricht. Im Kontinuum

der Krankheitssituationbeschreibt diese "Krankenrolle" unserem

Verständnis nach nur das eine Extrem, nämlich die Pause, die

bloße Unterbrechungvor der baldigen Rückkehr zum statusquo

ante. Diese Unterbrechungkann sich aber dehnen, bis eine Rück­

kehr nicht mehr möglich ist und die Krankheit sich als statuspas­

sage in einen anderen als den ursprünglich absolviertenLebens­

lauf herausstellt.Im Extremfall, also am anderenEnde des Konti­

nuums, kann diese statuspassageKrankheit allein durch ihre Dauer

und Häufigkeit umschlagenin einen eigenenMasterstatus,der alle



608
Teilprojekt C 4
Behrens u.a.

anderen Rollen-Zugehörigkeiten dominiert. Krankheit kann also

institutionell gerahmt werden

- als bloße Unterbrechung,als Pause zur Wiederherstellungdes

Status quo ante ("Krankenrolle")

- als Statuspassagein ein anderes Leben, also einen anderen

Lebenszuschnitt

- als eigenerMaster-Status.

Im erstenFall überbrückt Sozialpolitik eine Unterbrechung, in

den beiden anderenFällen des Kontinuums sortiert Sozialpolitik

neu ein. Wegen dieser unterschiedlichenAusgänge vergleichenwir

institutionell gerahmteStatuspassagenmit Drehscheiben.

Für unser Projekt ist von besondererBedeutung, daß Krankheit

keineswegsnur wegen medizinisch beschreibbarenLeistungsabfalls

zur Statuspassagewerden kann. Gerade auch die sich gegenüberder

Erkrankung im nosologischenSinn verselbständigendeKrankschrei­

bung kann eine Statuspassageeinleiten. Selbst wenn medizinisch

die Anforderungeneines Berufes nach einer hinreichendenArbeits­

ruhe noch erfüllbar sind und die Krankschreibunggeradediesen

therapeutischenSinn der Wiederherstellunghat, kann in den Augen

der betrieblichen Personal-und Sozialpolitik die therapeutische

MaßnahmeKrankschreibunggegen ihren Sinn als Indikator drohender

Leistungsunfähigkeitgedeutet werden und entsprechendeMaßnahmen

auslösen.Nicht die Krankheit, sondern die Interpretationder

Krankschreibungsetzt dann die Statuspassagein Gang.

Die hierin deutlich werdendealternativeRahmung des einzelnen

Krankheitsereignissesentweder als zu überbrückendebloße Unter­

brechung oder als Statuspassagein ein anderesLeben oder als

neuer Status macht die Ambivalenz der Krankheitssituationaus.

Diese Offenheit macht diese Situation typisch für institutionell

geregelteStatuspassagen.Die Analyse von Statuspassagenpräzi­

siert die Analyse der Verschränkungvon individuellen und Insti­

�t�u�t�i�o�n�s�p�e�r�s�p�e�k�t�i�v�~�n�, die in der amerikanischen Soziologiem zum

Karrierebegriff geführt hatte.
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"Ein Vorteil des Karrierebegriffs ist seine Doppelseitigkeit. Die

eine Seite", so Erving Goffmann (1959:127), "ist verbundenmit

Selbstbild und wahrgenommener Identität; die andere seite

betrifft offizielle positionen, Rechtsbeziehungenund Lebenss­

til", Beide S,iten sind Institutionen i.s. Arnold Gehlens. Daß

ein Individuum zwischen vorgefundenen Positionen und der Ver­

pflichtung zur eigenen Identitäsentwicklungunterscheidenmuß,

ist Produkt eines historisch seit der Einführung der Beichte

angewachsenenDrucks zur Biographisierungund zur Selbstdarstel­

lung in terms höchstindividueller Bedürfnisseund Neigungen (vgl.

zusammenfassendBehrens 1980, 1983). Statuspassagensind in die­

sem Zusammenhang als vorgeprägte Rahmen für Lebenssituationen

nutzbar, deren Ausgang noch ungewiß ist oder die nachträglichin

eine vorzeigbareFolge gebrachtwerden müssen(vgl. Behrens 1980).

Für sie alle gilt die Erwartung, daß sie in den höchstpersönli­

chen Identitätsentwurfübernommen werden müssen,' daß auch das

Erleiden als so aktives Handeln, wie es einem Leidenden nur mög­

lich ist, ausgestaltetwerden muß (vgl. die Diskussion Schütze

1981, Kohli 1981, resümierendGerhardt 1986).

Barney Glaser und Anselm Strauss (1968, 1975), Erving Goffmann
(1959) und andere haben eine Reihe von "Krankenkarrieren" rekon
struiert - und zwar aus den sich verschränkendenPerspektivender
verschiedenenFraktionen des Klinikpersonals, der Kranken selber
und ihrer Familien. Die Krankenkarrierebietet sich zu solchen
Analysen der Noralitätsunterstellungenund Normalisierungslei­
stungenvon Anstalten, Klienten und öffentlichkeit offensichtlich
deshalban, weil hier die Sichtweisen von Anstalt und Klient
extrem auselnandergehenkönnen und dennoch in äußerstdichte und
folgenreiche Interaktionenübersetztwerden müssen. Auch an die
Untersuchungsverfahrendieser Autoren soll in der zweiten Phase
des hier beantragtenProjekts angeknüpft werden, wenn in - z.T.
teilnehmender Beobachtung der betrieblichenPersonal-und
�S�o�z�i�~�l�p�o�l�i�t�i�k�, der kassenärztlichenVersorgung und Verwaltung und
der Klientenstrategien die Entwicklung von Abstiegskarrierenund
Auffangpositionennachvollzogenwerden soll.

An den von �~�a�r�n�e�y Glaser,

�v�o�r�g�~�l�~�g�t�e�n Rekonstruktionen

Erving Goffmann und Anselm Strauss

von Krankenkarrierenfällt auf, daß

sie �d�~�r Bedrohung d0r beruflichen und materiellen Existenz durch

�K�r�a�n�k�h�c�i�~ weniger Aufmerksamkeit widmen als der �K�r�a�n�k�e�n�k�a�r�r�i�e�r�~

innerhalb und vor den Toren des medizinischenSystems. Dagegen
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ist, die Vernichtung der Arbeiter- oder späterbürgerlichenExi­

stenz durch unbezahlbarhohe Arztrechnungenund Verdienstausfälle

ein entscheidendes "Krankheitsrisiko", vor dem folgerichtig auch

die Krankenversicherungbewahrensoll. Uta Gerhardt hat seit 1976

die Arbeiten von Glaser, Goffmann und Straussauch dadurch er­

gänzt, daß sie die Aspekte der Existenzsicherungin den Mittel­

punkt des Interesses gestellt hat (Gerhardt 1976, 1986). Sie

unterscheidetzwischen drei Status, die durch temporäreoder

dauerndeArbeitsunfähigkeit bedroht sind (vgl. Gerhardt 1986, S.

25 f.): Der sozialökonomischeoder berufliche Status (Westergaard

und Resler '1975, Love 1980, Borst 1981), also in unserenTermini

die Fortsetzungder ursprünglich begonnenenberuflichen Laufbahn;

der. finanzielle Status, worunter sie im Anschluß an die Arbeiten

von Komarowsky (1940) und Waxmann (1978) für die Industrlegesell­

schaftenhauptsächlichdie Dichotomie Arbeitsstatus versus Ar­

beitslosen-bzw. Fürsorgeempfängerstatusversteht.

Uns interessierenin diesem Projekt geradedie Übergängezwischen

diesen beiden Polen, die Reversibilität dieser Passagen,die den

Abstieg aus dem geschütztenArbeitsverhältnisfür viel mehr Men­

schen zu einer Bedrohung bis ins Rentenalterhinein macht, als

tatsächlich absteigen (vgl. unser Projekt D 3 Sozialhilfepas­

sagen). Die eher dem Pol der ungeschütztenArbeitsverhältnisse,

der Arbeitslosigkeit und dem Empfang von Sozialhilfe zuneigenden

Beschäftigungsverhältnissesind schon deswegen kumulierenden

Risiken und Benachteiligungenausgesetzt, weil wichtige Schutz­

rechte und Versicherungsleistungenan Dauer und Kontinuität einer

vergangenen Vollerwerbstätigkeit anknüpfen (vgl. Mückenbergerl

Leibfriedl Behrens 1986).

Der Familienstatusist für Ute Gerhardt durch Krankheit zweifach

bedroht (Gerhardt 1986, S. 25): einmal durch drohendeAuflösung,

Trennung und Scheidung (Adams 1975, Rosenbaum 197&, Weiss 1980),

dann durch Schwächung ihrer Plazierungsfunktion"im hierarchi-
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sehen System der gesellschaftlichenSchichtenoder Klassen" (Ger­

hardt 1986,S.25). Durch Krankheit ist also das Normalfamilienver­

hältnis wie das Normalarbeitsverhältnis,wie wir sie in der Ein­

leitung zu diesem Antrag faßten. bedroht.

In dieser Fassungdes Statusbegriffsist Statusnicht ein Status

im Lebenslauf, der ein für alle Mal erreicht oder verfehlt werden

kann, sondern ein Zustand auf einem Kontinuum v?n vorgeprägten

Lebenszuschnitten,zwischen denen Passagen in beide Richtungen

(beschränkt) reversibel sind. Auf diesem Kontinuum stellen das

Normalarbeits-und das Normalfamilienverhältnis nur einen Eck­

punkt dar, die weniger begünstigtenVerhältnisseauf diesem Kon­

tinuum sind ebenfalls sozial typisiert und insofern "normali­

siert". Diese Fassung des Statusbegriffs ist für das Projekt

deshalbvon so großer Bedeutung und wurde daher ausführlich

behandelt-, weil nur mit ihr Statuspassageninnerhalb des Er­

werbslebens,also nach dem Eintritt ins Erwerbslebenund vor dem

Ruhestand, in den Blick kommen. Bei einer Konzeption. die nach

Eintritt ins Erwerbsleben, Familiengründung und Wiedereintritt

ins Erwerbsleben als nächsteStatuspassagenur noch den Eintritt

in den Ruhestandkennte, wäre für alle Statuspassageninnerhalb

des Erwerbslebenskein Platz. Selbst die Frührentekönnte nur als

besondersschnellesAbsolvieren des Erwerbslebens- so wie beson­

ders schlaueSchüler Klassen überspringen- aufgefaßtwerden.

Ferner sind die Arbeiten von GlaserlStraussund Uta Gerhardt für
unser Projekt deshalbbesonderswichtig. weil für sie die Zeit­
struktur der Krankenkarriere.also Dauer und Frequenzder Episo­
den, und die Zugänglichkeit von Sicherungdsstrategiendie ent­
scheidenden erklärenden Variablen der Existenzbedrohungdurch
Krankheit sind. Genau diese Variablen, also Dauer und Häufigkeit
der Arbeitsunfähigkeit, sind es, die unser Projekt zuverlässig
erfassenund in ein Verhältnis zu beruflicher Mobilität setzen
kann. Alle anderenVariablen sind in Kassendatenweniger zuver­
lässig erfaßt. Der Ertrag der erstenPhaseunseresProjekts, also
der Auswertung von Kassendaten, soll darin bestehen.die Fülle
der vorfindlichen Mobilitätsmuster zunächst zu dokumentieren.
weil nur vor diesem �H�i�n�t�e�r�~�~�u�n�d in der zweiten Phasedes Pro­
jektes die subjektivenNormalitäserwartungenund institutionellen
Normalitätsunterstellungenmit den faktischen Mustern konfron­
tiert werden können.
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Bei der Aufnahme und Interpretationder Verläufe können wir auf

eine Reihe von Untersuchungenzurückgreifen:

Die medizinsoziologischen Studien untersuchen die Abläufe von
schwerenund chronischenErkrankungen. Sie fragen nach den Be­
deutungen von individuellen und sozialen Ressourcen(soziale
Unterstützung;vgl. House 1981), die eine Kuration bzw. Rehabi­
litation optimieren können. Analysiert wurden die professionellen.
und institutionell getragenensowie auf Laienpotentialberuhenden
�I�n�t�e�r�v�e�n�t�i�o�n�s�~�t�r�a�t�e�g�i�e�n�. Es bestehenenge Verbindungenzur Streß­
forschung und Sozialepidemiologie(vgl. Badura 1981, 1987).

"Die Absichten der (Biographie- und) Lebenslaufforschungzielen
auf Gruppen spezifischerVerlaufsformen, auf Typen der lebensge­
schichtlichenOberführung, auf generelle Prozeßstrukturen,auf
biographische Deutungsmuster von überindividueller Relevanz"
(Werner Fuchs 1984: 36).

Methodisch herrschenqualitative Erhebungs- und Auswertungstech­
niken erzählanalytischer,inhaltsanalytischerund hermeneutischer
Art vor. Mit ganz wenigen Ausnahmensind die Studien retrospektiv
angelegt. Quantitativ angelegte Studien, die eine statistische
Auswertung biographischerVariablen erlauben, sind eher die Aus­
nahme. Ihr Datenpotentialwird meist durch eine Befragung erho­
ben, selten durch Befragungenzu zwei Zeitpunkten.

Anknüpfend an die großen amerikanischen panel-Studien(Morgan!
Duncan 1980; LRzaer 1976) hat eine Gruppe des Sfb 3 "Mikroanaly­
tische Grundlagen der Geselschaftspolitik" unter Leitung von
Christof Helberger (1982) versucht, Abstiegs- und Aufstiegswege
mit Bildungs- und Einkommensindikatoren sowie Merkmalen der be­
schäftigendenBetriebe und des Arbeitsmarktschicksalsdarzustel­
len und regressionsanalytischzu erklären (Terlaak 1982; Behrens
1983b). In diesen Erklärungsversuchenintegriertensie segrega­
tionsanalytischeAnsätze (Biehler U.B. 1981. Da wir die Größe des
Betriebs, in dem ein Versicherterarbeitsunfähigwird, hypothe­
tisch für eine wichtigere Variable als alle eher individuell
zurechenbaren Eigenschaften wie Beruf, Erkrankungsverlaufusw.
halten, sind für uns die neuerenArbeiten Karl Ulrich Mayers von
besondererBedeutung.

Mit diesen quantitativenUntersuchungenkann an eine neuere Ent­

wicklung in der Soziologie der Ungleichheit.angeknüpftwerden: In

der Soziologie ist die Ungleichheitsforschungin einer Wendung

begriffen, und zwar sowohl hin zu den Ungleichheit generierenden

Mechanismendes Arbeitsmarktes (Kreckel 1983; Heinze et al 1981;

Giddens 1979; Parkin 1974; Behrens 1983a, 1984b) einschließlich

des innerbetrieblichen Arbeitsmarkteswie hin zu den kompensie-



613
Teilprojekt C 4
Behrens u.a.

renden Wirkungen sozialer Milieus, die biographieleitendeSinn­

s t r uk t ur en e r z euqe n (Kreckel 1983). In diesen Ansätzen ist die

Bedeutunginnerbetrieblicher,von Arbeitsplatzkulturenbeeinfluß­

ter Machtbildungsprozesseherausgestelltworden (Jürgens/Naschold

1983) .

In diesen Zusammenhanggehören auch Untersuchungenzur "Ungleich­
heit vor Krankheit und Tod". Sie unternehmenes, aus sozialstati­
stischen Zeitreihen einschließlich Kassendaten nicht nur auf
Unterschiede in der gruppenspezifischenBetroffenheit (vgl.
Townsend/Davidson1982, Ritz 1987) zu schließen,sondern auch auf
biographischeThematisierungenund "Mentalitäten" in historischer
Entwicklung (Spree 1981).

Theorie der Sozial- und Gesundheitspolitik

In der Gesundheitspolitikwerden grundlegendeEigenschaftenund

Grenzen der deutschen Sozialpolitik ablesbar, die als "Sozial­

staat" zum "politischen Inhalt der Massendemokratle" wurde (Ha­

bermas 1981: 510). An der Gesundheitspolitiklies und läßt sieh,

wie schon v. Ferber (1967) und Achinger (1958) gezeigt haben,

untersuchen:

a) die Externalisierungund thematischeVerschiebungvon erwerbs­

und arbeitsbezogenenRisiken

b) der Grundsatzder Monetarisierung wie dessen Reichweite und

Grenze in sozialenDiensten

cl die Herausbildung der Klientenrolle und der an sie anknüpfen­

den, selber die Dethematisierungder Produktion oft noch ver­

stärkendenReformbewegungenim Versorgungsbereich,

also Grundlinien, die die Sozialpolitik überhauptgeformt haben

(vgl. Achinger 1958; Badura 1985; Widmaier 1976: 87-112; von Fer­

ber 1967).

Diese Grundlinien sind zum großen Teil historisch zuerst an der
Gesundheitspolitikentwickelt worden. An der Krankheitsbekämpfung
und Krankheitskompensation haben sie ihre größte Plausibilität
gewonnen und ihre frühesten kritischen Diskussionenausgelöst.
Die Verstetigung des Lebens gegenüberdem Risiko Krankheit war
das Modell: Es läßt sich eine Hierarchie ablesender versicherten
Risiken: Gegen die Folgen von Krankheit, gegen die Folgen unver­
schuldeterArmut bei Verlust des Arbeitsplatzestritt kurzfristig
die Versicherung ein, dann übernimmt die kommunale Sozialhilfe
die Ausfallbürgschaft; gegen das Risiko, keinen Arbeitsplatz zu
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finden, gegen das Risiko mangelnder, auch falscher Qualifikation
gibt es keine Versicherung.

Für die Interpretationvon Erwerbs- und Krankheitsverläufenim

Spiegel von Routinedatender Sozialversicherungenkann an diese

drei Grundlinien angeknüpftwerden:

a) Externalisierungund Dethematisierung:Die Sozialpolitik fängt
extreme Benachteiligungen und Unsicherheiten auf, ohne freilich
-die strukturell ungleichenEigentums-, Einkommens-und Abhängig­
keitsverhältnisse zu ändern (vg1. eine ausgedehnteLiteratur
zusammenfassendHabermas1981: 511). Am Fall der Kranken- und
Invalidenversicherung läßt sich zeigen, daß schon Bismarck die
Sozialversicherungals eine politische Alternative zum weiteren
Ausbau des Arbeiterschutzesdargestelltund Unternehmernakzepta­
bel gemacht hat «Machtan 1985; Böh1e 1985) - eine Entscheidung,
die in den zwanziger Jahrenerneut zur Debatte stand (Böh1e 1985:
7) (Ausbau der Institution der Sozialversicherungoder des Arbei­
terschutzes.»

Gesundheitsbegriff und Sozialpolitik entsprecheneinander: Ge­
sundheit ist negativ definiert. Sie ist gegeben,wenn eine be­
scheinigteKrankheit nicht vorliegt. Zu solchen Kontroll-Beschei­
nigungen eignen sich Befunde eher als Befindlichkeiten. Ein inso­
fern mechanistischer Begriff vom gesunden und kranken Körper
dürfte eine wissenssoziologischnotwendige Unterstellungsein, um
gesellschaftliche Ursachen von Schädigungenund Leiden so weit
auszublenden,daß die professionelleund sozialpolitischeBehand­
lung ihrer eigenen Logik folgen kann. Dieses Krankheits- und
Gesundheitsverständniserschwert, wie Ro1f Rosenbrockund Heinz­
Harald Abholz (1984) gezeigt haben, eine wirksame Politik der
Präventionwie der Rehabilitation.1

'Wenn die Thematisierung aus dem Arbeiterschutz hin zum
Ausbau sozialpolitischer Kompensationenverschobenwird, so wer­
den die sozialen Konflikte weniger greifbar. "Die ungleiche Ver­
teilung sozialer Entschädigung spiegelt ein Privilegienmuster,
das sich nicht mehr umstandslos auf Klassenlagenzurückführen
läßt" (Habermas 1981: 512; vgl. auch Tennstedt1976). Die alten
Quellen der Ungleichheit sind zwar keineswegs versiegt -aber sie
werden nicht nur durch die wohlfahrtsstaatlichenKompensationen
überdeckt, sondern auch durch Ungleichheiteneines anderen, neuen
Musters. Für diese neuen Muster sind sowohl Disparitätenwie
Randgruppenkonfliktekennzeichnend.

Nimmt man die unmittelbareQuelle von Haushaltseinkommenals Kri­
terium für die Klassenlage,wie �L�e�p�~�i�u�s (1979: 167 ff.) und A1ber
(1982), so drängt sich der Eindruck auf, es gäbe neben Besitz­
und Erwerbsklassenim Sinne Max Webers als drittes noch die "Ver­
sorgungsklasse"(Lepsius 1979: 167 f.). Für den Haushalt bestim-
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Auch die Form der professionellenBearbeitungexternalisierter
Problemlagenwirkt dethematisierend:sozialepidemiologischsicht­
bar werdende Wechselverhältnissevon Risikokumulationenund Be­
rufsgruppenkönnen von Ärzten, selbst wenn sie ihnen als All­
tagswissengeläufig sein sollten, kaum je zur Grundlage therapeu­
tischer Strategienwerden, schon weil dazu Instrumentefehlen
(vgl. Schmidt 1985).

Wenn aber solche Problemlagen"nicht mehr umstandslos",wie Jür­
gen Habermas meint, auf Klassenlagen zurückzuführen sind, so
zeigt doch eine nähere Analyse von Armuts- und Gesundheitspoli­
tik, daß geradediese Politiken, die am weitesten von sozialen
Konflikten entfernt zu liegen scheinen, in ihren Randbedingungen
und vor allem in ihrem Wirkungskreis auf diesenbezogensind. Das
prüfen Untersuchungen zur (statistischen,"relativen") Risiko­
kumulation und zur Ungleichheit vor Krankheit und Tod (Volkholz/
Schwarz 1984), wie sie durch das hier beantragteProjekt aufge­
griffen werden.

b) Monetäre Entschädigungund ihre Grenze in sozialenDiensten:
Der Grundsatz der individuellen monetärenEntschädigung- wonach
durch eine Sozialpolitik des "Lohnersatzes"die aus dem Produkti­
onsprozeßAusgesondertenim Statusdes arbeitslosenLohnarbeiters
gehaltenwerden (Böhle 1985) - ist in der öffentlichen Gesund­
heitsversorgungjedenfalls im 20. Jahrhundertwie selbstverständ­
lich - und unter tätiger Mithilfe der einschlägigenStandesver­
bände der Anbieter von Sachleistungen- durch kollektiv organi­
sierte Sachleistungenergänzt und dann überdeckt worden. Dabei
ist die Gesundheitsversorgungnur ein Beispiel für eine Vielzahl
von Politiken, die externe Effekte der kapitalistischenProduk­
tion ebenfalls nur über die Erstellung öffentlicher Güter auf­
fangen �~�ö�n�n�e�n�, wie etwa die Standort- und Verkehrsplanung,der
Landschaftsschutz, die Energie- und Wasserwirtschaft (Olson­
1968). Dieses Sachleistungsprinzip,sonst ein Merkmal der Armen­
�p�o�l�~�t�i�k (Leibfriedl Tennstedt1985b: 76 ff.), ist hier wegen der
"freien Arztwahl" mit dem Grundsatzder statusverbürgendenAuto­
nomie vereinbar. In dem Maße, in dem Ärzte aber als parastaat­
liche Prüfer von Ansprüchen auf sozialpolitische Leistungenund
hoheitliche Dispensgewährer, also als "Gate Keeper", auftreten,
wird diese Autonomie ausgehöhlt (vgl. zu dieser Seite der ärztli­
chen ProfessionalisierungGöckenjan 1985; Stone 1979).

c) Zur Verallgemeinerungder Staatsbürgerrolleund der Herausbil­
dung des "Klienten": "Im Sozialstaatwerden die Rollen, die das
Beschäftigungssystemanbietet, sozusagennormalisiert" (Habermas
1981: 514). Der "Sozialstaat" bewirke dies dadurch, daß er der

man Transfereinkommenwesentlich den Lebensstandard,ganz gleich­
gültig, ob die interpersonelle und intergenerationelleUmvertei­
lung (vgl. Krupp 1984) zu einer Umverteilung zwischen Erwerbs­
und Besitzklassenführt.
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"zugleich erweitertenund neutralisiertenStaatsbGrgerrolle"eine
"aufgeblähteKlientenrolle" beigeselleund entgegenstelle(Haber­
mas 1981: 514). Mit der Ausbreitung des sozialen und demokrati­
schen Rechtsstaats gingen zwei Entwicklungen zusammen: "Die
Durchsetzungpolitischer Grundrechteim Rahmen der Massendemokra­
tie bedeutet die Universalisierung der StaatsbGrgerrolle;ande­
rerseits (bewirkt sie) auch die Segmentierung dieser Rolle vorn
Entscheidungsprozeß,die Reinigung politischer Teilhabe von par­
tizipatorischenGehalten" (Habermas1981: 514).

In der Gesundheits-und Umweltpolitik läßt sich beobachten,wie
diese Verschiebung auf die Klientenrolle abläuft. Dort scheint
diese Rolle zunächt schlüssig und selbstverständlich und stößt
dann doch auf ihre gerade auch medizinisch sichtbarenGrenzen. So
trifft man im Deutschlanddes 19. Jahrhunderts auf die Formel
"statt 'Demokratie' 'gesunderMensch'" (Tennstedt1983; �G�ö�~�k�e�n�j�a�n

1985). Gesundheitobliegt der Definition und Messung, Beurteilung
und Kontrolle medizinischerExperten. Arbeits- eigentlich Arbei­
terschutzhat Mediziner zum Subjekt, nicht Arbeiter. Anders als
die weniger professionalisiertensozialenDienst- und Kontrollei­
stungenspricht für die arztvermitteltenzunächst eine tatsäch­
lich und zu Tage liegende Kompetenz, die weit über Laienfähigkeit
hinausreicht.Diese Kompetenz versagt aber medizinisch, also dem
eigenenAnspruch nach, dabei, Belastungendurch Arbeit und Umwelt
zu erfassen.
Das ließ sich beispielhaftdaran zeigen,
schaftlich gesicherte Wissen" erzeugt
oder wie das Konzept der Risikofaktoren
czewski 1985: 206 ff.; K.D. Fuchs 1984;
les 1985).2

"Methodische Zugänge zu Ausschluß- und Abstiegsprozessen:
Von dieser Sicht der Sozialintegrationaus gewinnen Untersuchun­
gen gesundheitsbezogenerAusgrenzungs- und Abstiegsprozessevon
Arbeitern ihre Bedeutungfür eine Ist-Analyse der Sozialpolitik
und für sozialpolitische Strategieentwürfe. In einem solchen
Vorhaben müssen methodischeZugänge kombiniert werden, die sich
wechselseitigergänzen:

Verlaufsuntersuchungenanhand arbeitsmarkt-und sozialpolitischer
Daten müssen, wenn sie Wege der Ausgrenzungund des Abstiegs er­
heben sollen, durch Analysen der biographischenThematisierung
ergänzt werden, die den beurteilendenInstanzen (Sozialrichter,
�~�r�z�t�e�) und den beurteiltenBetroffenen selber zur Verfügung ste­
hen. Solche Thematisierungschränkt selber den Raum der objekti­
ven Handlungsmöglichkeitenein, sie verarbeitetnicht nur Schick­
sal, sie erzeugt es auch (Behrens 1984: 117-135).
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SozialepidemiologischeForschung
mit Daten der GesetzlichenKranken- und Rentenversicherung

Die beantragte Untersuchungmit Routinedateneiner Krankenkasse

ist, wie gesagt, nicht als analytisch epidemiologischeangelegt

und soll primärepidemiologische Erhebungen,wenn es um nosolo­

gisch zu fassende Verläufe von Erkrankungen geht, keinesfalls

ersetzen.Dennoch sind für uns einige Ergebnisseund Oberlegungen

der Mortalitäts- und 11orbiditätsforschung mit Routinedatenvon

Krankenkassenrelevant, wobei die bereits genannteEinwände nicht

wiederholt zu werden brauchen (vgl. Schmidt-Ohlemann/Behrens

1987) :

Aus Krankenkassendatenwurden Indikatoren für Morbidität entwick­
elt sowie deren Häufigkeit und Verteilung gemäß Merkmalen aus der
Arbeitswelt ermittelt (Müller u.a. 1983b, 1981; von Ferber/Sle­
sina 1981 a, b ; Georg u.a. 1981, 1982). Auch Daten über Frühver­
rentung und Rehabilitation wurden nach Berufsgruppenausgewertet
(Blohmke/Reimer1980).

In den letzten Jahren sind im Rahmen der Sozialepidemiologieund
der Forschung über Streß, Belastungund Beanspruchungeine Reihe
von Studien durchgeführtworden, die dem Zusammenhangvon beruf­
licher Tätigkeit, Arbeitsbedingungenund Belastungmit Erkrankun­
gen galten (vgl. die Obersicht in Badura 1981, 1987). Es wurden
Primärdatenerhobenund auch Sekundärdatenausgewertet.

Die wohl wichtigsten, wenn auch in ihrer Validität nur für be­
stimmte Fragen hinreichendgeeignetenSekundärdatenfür eine For­
schung zum Zusammenhangvon Beruf und Krankheit sind - wie mehre­
re Untersuchungenergebenhaben - die Routinedatender Gesetzli­
�c�h�e�~ Krankenversicherungund der Rentenversicherung.

Bis in allerjüngste Zeit wurden diese Daten allerdings nur im

Querschnitt ausgewertetoder in Abfolgen aggregierterQuerschnit­

te und nicht in den originären individuellen Verläufen, in denen

sie bei den Versicherungen gespeichertsind. Querschnittsauswer­

tungen begrenzen aber die Interpretierbarkeit(vgl. zusammenfas­

send Zink 1987, Schmidt-Ohlemann/Behrens1987).

Zusätzlich zu den offiziellen Statistikender Rentenversicherung
liegen also - auf eigene AuswertungenderselbenDaten zurückgrei­
fende - Ergebnissedarüber vor, wie Beruf und Erkrankung zusam­
menhängen (Indikatoren der Arbeitsunfähigkeit), wie Beruf und
Invalidität (Invalidität,Berufsunfähigkeits/ErwerbsunfähigkeitsC=
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BU/EU)-Rente) und wie Berufsgruppeund Rehabilitation miteinander
verknüpft sind.

Erkenntnisseüber Berufs- und Todesrisiko im Sinne von Statisti­
ken zur "occupationalmortality", wie sie in anderenLändern vor­
liegen (Großbritannien,Dänemark, Frankreich), gibt es �f�~ die
Bundesrepubliknicht (vgl. für England: Office of Population Cen­
susesand Surveys 1978). Darüberhinaus fehlen Kenntnisseüber
dahinter liegende mögliche Ereigniskettenvon Beruf-Erkrankung­
Rehabilitation-Invaliditätund Tod .

Die Ergebnissedieser Studien lassensich dahingehendzusammen­
fassen, daß die soziale Ungleichheit vor Krankheit, Rehabilita­
tion, Frühinvalidität und vorzeitigem Tod als gesichertanzusehen
ist. Angehörige unterer sozialer Schichtenoder Berufe mit ungün­
stigen Arbeitsbedingungenkennzeichneteine höhere Morbidität und
Mortalität als den Durchschnitt der Bevölkerung und eine weit hö­
here als die Angehörigender oberen sozialen Schichten.3

3) Vier Erklärungsansätze lassen sich umreißen, zwischen
denen erst prospektiveKohortenstudienoder in Einzelfällen auch
retrospektiveFallkontrollstudien, die sich waqhrscheinlichnicht
auf sekundärepidemiologischeDaten werden beschränkendürfen,
endgültig entscheidenkönnen:
1. Soziale Schicht und Gesundheits-bzw. Krankheitsindikatoren

seien theoretischeKonstrukte, mit denen soziale Phänomenegemes­
sen werden sollen. Die so gefundenenBeziehungenseien nur stati­
stischeArtefakte, die eine geringe und jedenfalls keine kausal
zu interpretierende statistische Signifikanz hätten. Dagegen
spricht, daß etwa Einkommen und Bildung empirisch in der Bevölke­
rung unterschiedlichverteilt sind und eine Wechselbeziehungmit
Mortalitätszahlenermittelt wurde (Townsend/ Davidson 1982: 112­
134) •

2. Natürliche und soziale Selektion in Folge von Krankheiten
führten dazu, daß Personen im Laufe der Zeit auf den Boden der
Schichtskala bzw. auf ungünstige Arbeitsplätzeabdriften. Nicht
bestimmteArbeitsplätzeerzeugtenKrankheit, sondernschon Kranke
kommen auf bestimmteArbeitsplätze.
Zur Untersuchungdieser These sind weitere Ergebnisseprospekti­
ver Langzeituntersuchungenvon Kohorten nötig. Sie erst zeigen,
wieweit Krankheit als abhängige Variable anzusehen ist (vgl.
zusammenfassendHouse 1981).
3. Kulturelle Verhaltensstilebeeinflußten im wesentlichendie

Gesundheit, so die gegenüber Genußmitteln (Rauchen, Alkoholkon­
sum) ,gegenüber Essen, Bewegung und Inanspruchnahmevon medizi­
nisch-ärztlichenDienstleistungen(etwa Vorsorgeuntersuchung).
Diese These stellt keine Alternative zu der These dar, daß Klas­
sen und Schichten i. S. Townsends (vgl. Townsend/Davidson1982)
Gesundheitszuständebestimmen. Um kulturelle Verhaltensstileals
Alternative zu Klassen- und Schichtkategorienzu sehen, müßte man
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Welchen Nutzen haben Kassendaten für die Sozialpolitik? In wel­
chem �M�a�~�e kann sich Sozialpolitik bei solchen umfassendenEinwir­
kungen von Daten leiten lassen, wie sie �r�o�u�t�i�n�e�m�ä�~�i�g bei der
Krankenkasse anfallen? Sind, mit anderen Worten, Kassendaten
genau genug, um nicht nur die Vermutung zu stützen, �~ rege­
lungsbedürftigeGefährdungen bestehen,sondernauch, �~ interve­
niert werden �m�ü�~�t�e�?

Kaufmann (1982b: 354) sieht allgemein im fehlendenKonkretions­
grad eine SchwRche der bisherigenForschungüber Sozialindikato­
ren (vgl. etwa Zapf 1977; Ballerstedt/Glatzer1979). "Für sozial­
politische �A�n�~�l�y�s�e�n im engerenSinn bleibt die Sozialindikatoren­
forschung allerdings vergleichsweise wenig ertragreich, solange
sie auf einer allzu hohen Aggregationsebene(der Gesamtgesell­
schaft) verbleibt und weitgehendauf erklärendeAnalysen verzich­
tet, die zugleich sozialpolitischeEinwirkungsmöglichkeitenauf­
zeigen könnten" (Kaufmann 1982b: 354). Inwieweit Krankenkassenda­
ten die Sozialpolitik leiten können, ist nicht �a�b�s�c�h�l�i�e�~�e�n�d ge­
klärt worden und daher auch GegenstandunsererArbeit.

Nicht der Aggregationsgrad,sonderndie Validität der Daten, die
ja nicht aus eigenenepidemiologischenErhebungenstammen, könnte

alles Wissen ignorieren, das inzwischen darüber vorliegt, wie
Verhalten und Verhältnissezusammenhängen.

4. Sozio-ökonomische Bedingungender Lebenslagebestimmenvor­
herrschendMorbidität und Mortalität - so das von uns hypothe­
tisch vertretene Erklärungsmuster.Positiver gesagt: Gesundheit­
liches Wohlbefinden, Bewältigungsfähigkeitvon Leiden und gesund­
heitlichen Störungen sind von sozialen und ökonomischenRessour­
cen abhängig. Einkommen, Bildung, berufliche Qualifikation, Ar­
beit, Wohnen, Erholungsmöglichkeit,soziale und politische Teil­
habe, Zugang zu sozialen Dienstleistungenund solchen, die auf
Gesundheitbezogensind sowie Interventionenin Arbeit und Umwelt
und das soziale Netz (Familie und Freunde), sind wesentliche
Faktoren für diese Bedingungen. Sie sind in der Gesellschaft
ungleich verteilt (Badura 1981; Behrens 1982; Glatzer 1983) .Zu
<liesem vierten Erklärungsansatzgehört auch die Aussage, �d�a�~ der
Beruf, die berufliche Tätigkeit, über die allgemeine soziale und
ökonomische Lebenslage hinaus einen unmittelbaren�E�i�n�f�l�u�~ auf
Gesundheitnimmt. Oberzeugendbestätigt hat dies der englische
Arzt und SozialmedizinerHcKeown (1982) in seiner Auseinanderset­
zung mit Leistungsfähigkeitund Nutzen der klinischen, individu­
al-therap8utischenMedizin. Die Verbesserungder Gesundheitssitu­
ation der Bevölkerung führt er darauf zurück, �d�a�~ sich die
Lebens- und Wohnverhältnisse,die Ernährung und die Empfängnis­
�v�e�r�h�ü�t�~�n�g 'lerbesserthätten, also eher auf die nicht-medizinische
�S�o�z�~�~�l�p�o�l�i�t�i�k�. Er kommt zu dem Schluß, daß auch in der Zukllnft
die Volksgesundheiteher gehoben würde, wenn sich die Lebensbe­
dingungen ver3nderten, als wenn nachträglich in den menschlichen
Organismuseingegriffen werde, etwa durch chemischeInterventio­
nen und operative Eingriffe (HcKeown 1982).
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der entscheidende Engpaß sein. Als Ergebnis bisherigerArbeiten
ist festzuhalten:Die Daten der GesetzlichenKrankenversicherung
sind "für eine wissenschaftlichausgerichteteBerichterstattung
bedingt geeignet (vgl. von Ferber 1982; Georg u.a. 1982; Oppen
u.a. 1984). Mit ihnen läßt sich ein fortlaufendesBerichtswesen
über berufliche Mobilität, Morbidität und Mortalität aufbauen.
Die Daten sind auch für tiefergehendewissenschaftlicheUnter­
suchungendes Zusammenhangsvon beruflicher Tätigkeit und gesund­
heitlicher Beeinträchtigunggeeignet. Die optimale Nutzung dieser
Informationspotentialeverlangt jedoch, wenn die Aussagenre­
präsentativund stärker kausalanalytischausgerichetsein sollen,
einen konzeptionellenEntwurf eines Berichtswesens auf bundes­
republikanischer,regionaler und kassenspezifischerEbene. Dieser
Entwurf müßte die jeweilige Arbeitsteilung zwischen den Sozial­
versicherungen und den betrieblichen sowie überbetrieblichen
Arbeitsschutzinstanzenaufzeigen und inhaltlich ausgestaltet
festlegen sowie eine Hierarchie von Fragestellungenentwickeln
und entsprechendevertiefendeForschunganregen.

Volker Volkholz faßt 1985 die Stärken, die geradedie Kassendaten

in ein solchesBerichtswesen einbringen könnten, aber auch ihre

Schwächen, zusammen (48 ff.). Die Schwächen von Kassendatenlie­

gen darin,

daß Merkmale von Arbeitsplätzennicht unmittelbar an diesen
erhoben, sondernbestenfallsvermittelt über berufsbiographi­
sche Merkmale der Arbeitskräfte festgemachtwerden";

und darin,

") Zur Charakterisierungder betrieblichenArbeitssituation
stehennämlich nur Merkmale wie Alter, Geschlecht,Nationalität,
Beruf, Branche, bedingt Betriebsgröße, Stellung im Beruf und
Qualifikation zur Verfügung. :s fehlen also insbesondereMerkma­
le, die eine Trennung von Arbeitsplatz und Arbeitskraft erlauben,
als da sind: Angahen über Technologien, Arbeitsorganisation,
Arbeitsbelastungen. "RQckschlQsse auf betrieblicheArbeitsver­
hältnissesind also nur insoweit möglich, als personenbezogene
Merkmale (z.B. junge, unqualifizierte Montiererin in der Elektro­
industrie) zugleich Chiffren fOr bestimmteArbeitsplatzkonstel­
lationen sind. Da also mit KrankenkassendatenArbeitsplätzenur
aber personenbezogeneMerkmale beschrieben werden können, ist
ausschießlich �~�i�t diesen Daten eine Diskussion der Wechselbe­
ziehungenvon Arbeitsplatz- und Arbeitskraftrnerkmalennicht mög­
lich" (Volkholz 1985: 49).
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daß die Validität von Diagnosender Arbeitsunfähigkeit "unge­
wiß" ist."

Wenn die Schwächeder Kassendatenalso in der Begrenztheitder

betrieblichenund medizinischenInformation liegt, erweist sich

ihre Stärke an Forschungsfragen,die auf die Bewegung der Indivi­

duen zwischen Betrieben, dem Arbeitsmarkt und den je ihrer

eigenenOkonomisierungs-Logikfolgenden Institutionen der sozia­

len Sicherung zielen, solche Daten in prospektivenindividuenbe­

zogenenVerlaufsanalysenerhebenund darüber fortlaufend berich­

ten sollen.

Kassendaten unterstützen derartige Forschungdurch drei Eigen­

schaften. Sie

- sind Massendaten,d.h. mit ihnen ist auch die Analyse ver­
gleichsweiseseltenerEreignissemöglich (z.B. �T�o�d�e�~�f�ä�l�l�e�)�,

- haben Schnittstellencharakter,d.h. sie umfassenMerkmale aus
verschiedenengesellschaftlichenBereichenwie der gesundheit­
lichen Versorgung, des �B�~�l�d�u�n�g�s�s�y�s�t�e�m�s�, des Arbeitsmarktesund
des Betriebes, '

") Ferner ist die Validität der Diagnosenvon Arbeitsunfä­
higkeit umstritten. Wahrscheinlich werde es gelingen, über die
Analyse der Abfolge von Arbeitsunfähigkeitsdiagnosenvergleichs­
weise valide �~�e�s�a�m�t�b�i�l�d�e�r der gesundheitlichen Schädigungzu
schaffen. Abgesehen davon, daß dies derzeit nur eine Hypothese
ist, erscheint der Vergleich zur Systematikder Berufe sinnvoll.
Der Diagnoseschlüsselordnet wie der Berufsschüssel die Einzel­
fälle nach dem Ahnlichkeitsprinzip, wobei die Qualität der
Informationsgeberund Vercoder entscheidendist. Aber selbst wenn
diese als hervorragendunterstellt würde, bleibt das Problem, daß
die Wirklichkeit komplexer als eine eindimensionale Angabe ist.
In der Berufs-Systematik-Diskussionist man daher auf den Ausweg
verfallen, Informationsdefizitedurch die Erhebung von Zusatz­
merkmalen (z.B. das Tätigkeitskonzept)zu mildern. Möglicherweise
ist dieses Instrument einer Zusatzerhebung langfristig auch
geeignet, die Aussagendes ICD-Schlüsselsanzureichern.

Aus der Begrenztl,eitder betrieblichenund der medizinischenIn­
formationen wird in der Regel die Schlußfolgerungnach Zusatzer­
hebungengezogen. Auf dieser Ebene liegen die Ansätze von Ferbers
(betriebliche Fällstudien) wie Müllers Forderungennach präventi­
ven Aktionen (über KrankenkassendatenPersonengruppenfiltern, um
dann gezielt zu untersuchen) als auch die Vorgehensweisedes
Bundesverbandesder Betriebskrankenkassen,der Krankenkassenda­
ten mit zusätzlicherhobenen Arbeitsbereichsmerkmalenkombiniert,
(vgl. Volkholz 1985: 50).
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- erlaubenindividuenbezogene Verlaufsanalysen,d.h. die sowohl
prospektiveals auch retrospektive Analyse der Abfolge ver­
schiedenerEreignisse (z.B. Arbeitsunfähigkeitund Arbeitslo­
sigkeit) als auch gleicher Ereignisse (z.B. Mehrfacharbeitslo­
sigkeit)" (Volkholz 1985: 48 f.) •

. Diese Eigenschaften erlaubenes - im Unterschiedzu dem mikro­
bzw. betriebsepidemiologischenAnsatz der Gruppe um Christian von
Ferber (von Ferber u.a. 1982), der auf Daten aus einem Betrieb
und der dort zuständigen Betriebskrankenkasseabhebt - die zwi­
schenbetrieblichesoziale und berufliche Mobilität in den Blick
zu bekommen; die für eine Sozialpolitik der �A�b�s�~�i�e�g�s�k�a�r�r�i�e�r�e�n von
besondererBedeutungist.1

Kassendatenerweisen also darin ihre Stärke, �d�a�~ sie - neben der
gesamtenErwerbsbiographie- auch die Tatbestände der Arbeitslo­
sigkeit, der Sozialhilfe, der Verrentung und der Rehabilitation
mit erfassen,sozialpolitischeTatbeständealso, die jeweils von
einer anderensozialpolitischenEinrichtung verwaltet werden. Den
Perspektivendieser Institutionen liegt daher auch nie die lang­
fristige Prognosezugrunde. Dem Interessedieser Institutionen an
sich selbst ist bereits dann gedient, wenn sie die Kosten eines

lAuf diese Mobilitätsprozesse führen Werner Maschewsky,
Ulrike Schneiderund anderees zurück, daß sich in ihren Belast­
ungsbiographien entgegen ihren Hypothesen"nur wenige Personen
mit hohem Infarktrisiko - sogenanntestatistische'Risikogruppen'
- auffinden" �l�i�e�~�e�n�, "die �a�u�s�s�c�h�i�e�~�l�i�c�h vom Beruf. dem Berufssta­
tus, der Tätigkeit oder der Branche her definiert waren" (Ma­
schewskyl Schneider 1985: 282). Dieses Ergebnis �m�u�~ keine Folge
des tatsächlichenRisikoabbausoder Risikoausgleichsdurch einen
Arbeitsplatzwechselvon Personensein. Es ist mit Sicherheit zu
einem derzeit nicht angebbarenAusmaß durch einen Meßfehler ver­
ursacht: "Durch die berufliche Mobilität der Betroffenenkönnen
Belastungsspätfolgen,verursacht durch bestimmteArbeitsplätze,
sich erst in ganz anderenBereichendes beruflichen Systemsmani­
festieren" (MaschewskY/Schneider1985: 283).

Oft - und bei der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit immer häufiger
- drücken sie sich auch in keinem Bereich des beruflichen Systems
�m�e�h�~ aus, sondern im Renten-, im Rehabilitations-oder im Versi­
cherungssystem der Arbeitslosen. Je selektiver Unternehmenin
ihrer Personalpolitikwerden, um so mehr schwindet die Grundlage
für eine Beobachtung gelingender Prozesseder Rehabilitation,
also für unterbrocheneAbstiegskarrieren- und um so nötiger wird
es, Daten.ausanderenKonjunkturperioden (unser Datensatzbeginnt
1968) und von aUßerbetrieblichenInstitutionen einzubeziehen.
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Falles auf die nächste Instanz verlagern können (vgl. zur Logik

von sozialpolitischenInstitutionen die Systematisierungsversuche

bei Widrnaier 1976: 56 ff., 87-112; von Ferber 1967: 10-13, 51;

Vobruba 1985; Tennstedt1976; Achinger 1958).

Verknüpft sind diese Perspektivennämlich in der "Umwelt" dieser

Institutionen über den ihnen gemeinsamen "Klienten", der die

Abfolge ihres Wirkens in seine Biographie zu integrierenhat.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Für das Konzept der Statuspassagein ausdifferenziertenGesell­

schaftenkann auf Vorarbeiten zurückgegriffen werden, die im

Anschluß an Edmund Husserl, Alfred Schütz und vor allem George

Herbert Mead zum Fremd- und Selbstverstehenvon Lebensläufenund

Biographien entwickelt wurden (Behrens 1980,1983'a,1984). Dort

wurde auch das Interpretationskonzeptvon Interviews, Survey- und

Verwaltungsdaten,das diesem und dem Folgeprojekt zugrundeliegt,

diskutiert.

Die Ausdifferenzierungder Arbeit und der Familie und damit der

Entstehungneuer Lebenslaufmusterseit dem 18. Jahrhundertwurde

in einem sekundärstatistischen(für die Periode bis 1980) und in

einem ältere Umfragen replizierenden,für die erwachseneBevölke­

rung der BRO repräsentativem Survey-Projekt unter differenzie­

rungstheoretischerPerspektive erhoben und interpretiert (Beh­

rens/v. Carnap/Zerb1976, Behrens 1982, Arzberger/Behrens/Hond­

rich u.a. 1985).

Die in dem hier beantragtenProjekt aufgestellteHypothese, daß

betrieblicheLaufbahnpolitikenund damit häufig die Betriebsgröße

zur entscheidendenVariable für Muster beruflicher Mobilität

werden, wichtiger als alle eher individuell zurechenbarenVariab­

len wie berufliche Ausbildung usw., ist Grundlage eigenerver­

gleichenden organisationssoziologischenLangzeitstudien in Be-
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trieben des öffentlichen Dienstes und der privaten Wirtschaft

(Behrens 1983 b).

Die Begriffe der institutionellen Normalitätsunterstellung,des

Normalarbeitsververhältnisses und der darauf bezogenen

Geschlechtsverhältnissewurden in sozial- und arbeitspolitischen

Untersuchungen entwickelt (Arbeitsgruppe Sozialpolitik 1986,

Mückenberger/Leibfried/Behrens1987).

Unter medizinischen Aspekten wurde die Bedeutungberuflicher

Mobilität für Krankheitsverläufeam Beispiel orthopädischerEr­

krankungen. systematisiert (Schmidt-Ohlemann/Behrens1987). Für

das hier beantragteProjekt ist von Bedeutung, daß die These der

morphologischenoder nosologischfaßbaren Determinationdes Ver­

laufs vnn Erkrankungendes Bewegungsapparatesder in der Litera­

tur dokumentiertenForschungnicht standhält.

In dem von der Bundesanstaltfür ArbeitsschutzgefördertenFor­

schungsvorhaben "Fehlzeiten und Diagnosen der Arbeitsunfähig­

keitsfälle von neun Berufen" wurden erste Zeitreihenanalysenvon

identischenPersonen über mehrere Jahre und Verlaufsanalysenmit

Markov-Ketten durchgeführt. In zwei anderenForschungsprojekten

wurden Auswertungsinstrumenteentwickelt, die den Verlaufscha­

rakter etwa von Langzeitarbeitsunfähigkeit in Richtung Rehabi­

litation und Frühverrentungsowie vorzeitigen Tod an Individuen

und Kohorten abbilden ("Versichertenblatt"l (Müller u. a. 1983 a,

b, c, Volkholz/Schwarz 1984, 1986, Schmidt-Ohlemann/Behrens1986,

1987) .

3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan

Unter welchen Bedingungenwerden Krankschreibungenzu Statuspas­

sagen, die aus der einmal begonnenenLaufbahn innerhalb der Er­

werbstätigkeitherausführenoder ganz aus der Erwerbstätigkeit
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verdrängen?Diese Frage soll - für

zwei Perspektivenverfolgt werden,

der der Resultate.

Frauen und für Männer - aus

aus der der Akteure und aus

Die Akteurperspektive soll in offenen Interviews mit Absolventen

solcher Statuspassagenerhobenwerden und mit den Funktionären

der betrieblichen, sozialpolitischenund medizinischenInstutio­

nen. die als "gate keeper" Statuspassagenorganisieren,rituell

exekutierenund an ihnen wachen. Die Resultate-Perspektivesoll

mit einer - individuelle Verläufe in kontinuierlichem "Monito­

ring" dokumentierenden- Mobilitätsstatistik erforscht werden.

Es spricht viel dafür, mit der Perspektive"Resultate" zu begin­
nen: wenig ist bisher über den tatsächlichen Zusammenhangvon
Krankschreibungen und der ihr folgenden beruflichen Mobilität
bekannt, und diesesWissen ist nötig, um einschätzen und fragen
zu können, vor welchem Hintergrund.die Akteure ihre Entscheidun­
gen treffen, ihre Erwartungen bilden und ihre Deutungenmobili­
sieren. Auf alle Fälle müssen beide Perspektivenerschlossen
werden, da ja auch Akteure fortwährend, wenn auch keineswegs
unverzüglich, alle ihre Resultate verarbeiten; und es ist keine
prinzipielle, sonderneine pragmatische Frage, mit welcher Per­
spektive wir jetzt und mit welcher wir in drei Jahrenbeginnen.

Für die Analyse von Statuspassagensind allgemein Temporalitit

und Reversibilität entscheidende Kategorien. Das Krankheitsge­

scheheneignet sich geradedeswegenzu einer Klärung des Begriffs

der Statuspassageund der mit ihr verbundenen Verteilung von

Chancen und Risken. Die alternativen Rahmungendes einzelnen

Krankheitsereignissesals �b�l�o�~�e Unterbrechung (Rekreationspause)

zur Wiederherstellung des Status quo ante, als Statuspassagein

einen anderen Berufsverlauf oder gar als eigener, alle anderen

�R�o�l�l�e�n�z�u�g�e�h�ö�~�i�g�k�e�i�t�e�n �d�o�m�i�n�i�~�r�e�n�d�e�r Master-Status wird bei den

beteiligten Institutionen vielfach von Dauer und Häufigkeit eines

Indikators, nämlich der "Arbeitsunfähigkeit", ausgelöst,der sich

gegenüberder Erkrankung im nosologischen,Sinrieverselbständigen

kann.

Wenn Dauer und Häufigkeit von Arbeitsunfähigkeitsich dehnen und

zum �A�n�l�a�~ einer berufliche Veränderungwerden, muß dieser Ober-
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gang keineswegs eine Statuspassagein den beruflichen oder sogar

gesundheitlichenAbstieg bedeuten. Im Gegenteil kann er der Ober­

gang in eine beruflich und sogar gesundheitlichstabilisierende

AUffangposition sein. Um aber auf solche zuträglichenArbeits­

plätze wechseln zu können, genügt es nicht, �d�a�~ es diese Arbeits­

plätze gibt. Sie müssen auch für die erreichbar sein, die durch

Arbeitsunfähigkeitenauffällig wurden. Dem können z.B. Vorstel­

lungen des Normallebenslaufesvon Frauen und Männern entgegenste­

hen, wenn sie bei Männern und Frauen Berufswechselin späteren

Lebensjahrenstigmatisieren,bei Frauen von Dreiphasen-Modellen

ausgehen oder von je nach Beruf unterschiedlichen,aber fixen

Vorstellungenüber die Zeiten des �N�o�r�m�a�l�v�e�r�s�c�h�l�e�i�~�e�s ausgehen.

Solche Vorstellungen und ihnen entsprechendeHandlungenkönnten,

was zu prüfen ist, Auffangpositionengerade für die unerreichbar

machen, die sie am nötigstenbrauchten, und dazu beitragen, �d�a�~

konjunkturelle und gesundheitliche Risiken bei bestimmten

Bevölkerungsgruppenkumulieren.

Jede berufliche Labilisierung gefährdet aber den Status des Er­

wachsenenselber - und zwar bei Männern und bei Frauen. Dieser

Zusammenhangvon Erwerbstätigkeitund Erwachsenenstatusgibt den

an ihn anknüpfenden Statuspassagenund ihren Wächter zentrale

Bedeutung. Daher soll dieser Zusammenhang,der das beantragte

Projekt mit allen anderen Projekten des Sfb verbindet, hier

begründet werden, bevor wir auf die acht Einzelfragen des

Projekts kommen.

Der Statusdes Erwachsenseins ist in unserenGesellschaftenda­
durch typisiert, �d�a�~ wir uns - nach langer Kindheit und Jugend
und vor der Hinfälligkeit des �ä�u�~�e�r�s�t�e�n Greisenalters- von nie­
mandem gängeln lassenmüssen, weil wir von niemandemeinseitig
abhängig sind. Diese Unabhängigkeit scheint empirisch durch Er­
werbstätigkeitverbürgt, und zwar nicht nur bei den Erwerbstä­
tigen, sondern auch bei den durch sie abgeleitetennicht erwerbs­
tätigen Ehepartnern. (So kann die Ehe auch als Institution ver­
standenwerden, die gerade verhindern soll, daß der nicht er­
werbstätige�E�h�e�p�a�~�t�n�e�r vom erwerbstätigenwie ein Kind gegängelt
werden kann.) Im- Regelfall verbürgt die Erwerbstätigkeitdie
Autonorrie des Haushalts d.h. seiner erwachsenenMitglieder,
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seien sie nun alle erwerbstätigoder nur zum Teil. Ausnahmen, wie
Ausbildungszeiten, Rentenjahre, Zeiten der vorübergehendenAr­
beitslosigkeit und Krankheit usw., müssendurch Phasender Er­
werbstätigkeitgedeckt sein, um- die Autonomie des Erwachsensein
verbürgen zu können: das Risiko von Erwerbsunfähigkeitinfolge
Alters oder Krankheit ist dann versichert, das Risiko einer fal­
schen oder fehlenden Ausbildung hingegennicht.

Diese entscheidendeBedeutungder Erwerbstätigkeitfür den Status
des Erwachsenenhat sich - so unsereVermutung (Behrens 1983)- in
den vergangenen 20 Jahren dramatisch verstärkt: alle anderen
Möglichkeiten des Erwachsenseins haben geradezudramatischan
Ansehen verloren. Getestetkann diese These an der Untersuchung
werden, worauf im Ernstfall ohne Verlust für den Erwachsenensta­
tus verzichtet werden kann: Heute droht weder der Frau noch dem
Mann, die auf Familie, ja Ehe verzichten (müssen), die Existenz
als Jungfer bzw. Hagestolz, die unter der Gängelei verheirateter
Verwandter, eines Männerwohnheims oder einer Haushälterinihr
als etwas wunderlich angeseheneswie recht unselbständigesLeben
führen. Andererseits gilt der Verzicht auf Berufsausbildungund
Berufsausübungselbst bei Frauen mit der gewissenAussicht auf
Eheschließung und Kinder als nicht mehr ganz angemessen(vgl.
Behrens 1982, 1984). Im Zweifel können auch Frauen eher auf Ehe
und Familie verzichtenals auf Erwerbstätigkeit,' wenn es um den
Status des Erwachsenseinsgeht.

Nun ist die Hoffnung, Autonomie durch Erwerbstätigkeitsichern zu
können, zweifellos prekär zumal, wenn es sich, wie bei der
Mehrheit, um lohnabhängig Erwerbstätige handelt. (Für Chris
Argyris und andere Psycholgen ist Erwachsensein"eigentlich"
unvereinbar mit einer lohnabhängigen Beschäftigung in einer
Organisation.)

Der Widerspruch zwischen Erwachsenseinund abhängigerBeschäfti­
gung muß von den ihm unterworfenen Akteuren ständig vermittelt
werden. Er wird es in den westlichen Industrieländernunserer
Einschätzungnach meist dadurch, daß durch wachsendeStabilität
der Beschäftigung die Möglichkeiten der Gängelei eingeschränkt
und die Sicherheit erhöht werden sollen, ohne daß sich je
Stabilität herstellt (Normalbiographieals kontrafaktische,aber
handlungsleitendeIdealisierung).

Dieser Zusammenhangvon Erwachsensein und Erwerbstätigkeiter­

klärt, warum jede berufliche Labilisierung schnell durchschlägt

auf die normativ ErwachsenenangesonneneAutonomie - und erklärt

die identitätsstabilisierendeund sozialstruktureIlvermittelnde

Bedeutungvon Institutionen, die Schwächender Erwerbsfähigkeit

entweder als vorGbergehendeKrankheit rahmen und damit fUr die

Autonomie �u�n�s�c�h�~�d�i�i�c�h machen können oder als Statuspassagein die

"Schwer �v�e�r�~�i�t�t�e�l�b�a�r�e Existenz des gesundheitlichVorgeschädig-
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tenn, des "Unsteten", des "Invaliden", des "FrOhrentners"oder

des "Langzeitarbeitslosen"organisieren,mit sehr unterschiedli­

chen Folgen fOr Autonomie. Solche Institutionen lassensich mit

Drehscheibenvergleichen, weil sie eine SchwächeentwederOber­

brOcken, also die Fortsetzung der ursprOnglich angezieltenNor­

malbiographie erlauben, oäer in eine neue, mehr oder weniger

prekäre zweite Normalbiographie, in einen mehr oder weniger defi­

zitären Status einsortierenund ßberleiten (vgl. zu diesen Be­

griffen unsere Ausfßhrungenzu Projekt C 1). Im Krankheitsfall

entscheiden sie, ob Krankheit zur Rekreations-Pauseoder zur

Statuspassagein einen der vielen kleinen sozialenTode wird, die

unsereGesellschaftlange vor dem physischenTod bereithält.

Diese Institutionen finden sich vornehmlich in der betrieblichen

und staatlichenSozialpolitik wie der Personal-, Arbeits- und

Bildungspolitik, und die legitimationsbedßrftigstenTransfers

werden fast Oberall mit Hilfe von wissenschaftlichen,gutachten­

den Experten vollzogen - Krankschreibernund Gesundschreibern,

Zertifikateurenvon Tauglichkeitenund Berechtigungen.Selbstre­

dend wären diese Institutionen weitgehend um ihre Wirkung

gebrachtund hätten sie auch nie entfalten können, würden ihre

Rahmungenund Oberleitungennicht von ihrem Klientel als Angebot

zur Selbstdeutungangenommen und aktiv und z.T. entgegendem

Geist einer Regelung ausgestaltet. Die Institutionen, die

Statuspassagenregulieren, beruhenauf der Autorität, die ihre

Klientele ihnen zuschreiben.Und durch ihren EinflUß auf diese

Zuschreibungen,nicht nur durch ihre Verbindung mit hoheitlicher

Gewalt, werden sie mächtig. Die vergleichsweisegrößte Autorität

haben - aufgrund langer Kämpfe um professioneller Macht - die

Institutionen, die sich auf medizinischesWissen berufen können;

sie sind der ideelle Fluchtpunkt auch aller nichtmedizinischen

Gutachter.
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Krankschreibungen,also ärztlich bescheinigteArbeitsunfähigkeit

bzw. �t�h�e�r�a�p�~�u�t�i�s�c�h verordnete Arbeitsruhe, stellen einen sehr

folgenreichen, sozial etabliertenMechanismusdar, der verschie­

densteMaßnahmender Arbeitgeber, der Sozialpolitik und darauf

bezogenerindividueller Daseinsvorsorgeauslöst. Diese Maßnahmen

können sich von dem ursprünglich therapeutischenZweck der Krank­

schreibung, nämlich der Wiederherstellung,entfernen; sie können

für den Krankgeschriebenenberufliche Folgen haben, die durch die

Krankheit im nosologischen Sinne allein keineswegserzwungen

würden. Muster von Arbeitsunfähigkeit werden von zahlreichen,

einandernicht einmal bewußt zuarbeitendenWächtern an Statuspas­

sagenals Indikatoren für Prognosenbenutzt, die möglicherweise

vor allem deshalb zutreffen, weil die Wächter ihre Prognosen

selber verwirklichen können. Mindestenssechs solcher institutio­

nellen Nutzer des Indikators Arbeitsunfähigkeit lassensich in

Betrieben und bei den Trägern der Sozialversicherungenund in der

Medizin unterscheiden, wie sie mit ihren Maßnahmenim folgenden

zusammengestelltsind:

Passagenwächterund ihre Nutzung des Indikators Krankschreibung

a) Betriebe: Betriebliche Fehlzeitenanalyse; Hintanstellungbei
Beförderungen auf Vorgesetztenarbeitsplätze,selbst wenn diese­
wie häufig bei einer Reihe chronischer Erkrankungen die
Funktion von Schonarbeitsplätzenerfüllen könnten; Zurücksetzen
bei Bewerbungenum neue Stellen (bei Referenzen);Präferenzbei
Entlassung;KrankheitsbedingteUmsetzung

b) Krankenkassen: Sogenannte Aussteuerl'ng nach 78 Wochen nach
Paragraph183 Abs. 2 RVO; Begründungvvn Rehabilitationsmaßnahmen
und deren Dringlichkeit; Abtrennung von anderenKostenträgern,
z.B. Unfallversicherung; Einschaltung des vertrauensärztlichen
Dienstes zur Kontrolle von Langzeitarbeitsunfähigkeit

cl Rentenversicherung: Festlegungvon Invalidität (Erwerbs- und
Berufsunfähigkeit);Gewährungvon medizinischen und beruflichen
Rehabilitationsmaßnahmen

dl Arb"itsverwaltung: Umschulung; Vermittelbarkeitsuntersuchung
durch den Arbeitsamtsarzt

e) GutachtendeMedizin: Einschätzungder Minderung der Erwerbsfä­
higkeit, z.B. auch unfallbedingter; Krankheitsfolgenund �T�h�~�r�a�­
piebedürftigkeit im Kontext häufiger Arbeitsunfähigkeit
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f) Kurative Medizin: Intensivierungvon Diagnostik und Therapie;
Facharzt- und Klinikbehandlung



durch nosologischgefaßteKrank­

prognostizierbar (d.h.determi-
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Wegen dieser Maßnahmensprechenwir von den verschiedenenFormen
der Krankschreibungals von relativ eigenständigen sozialenAus­
lösungsmechanismen.Sie stoßensich verselbständigendeProzesse
an, die auf Gesundheitund Krankheit zurückwirken und Arbeitsun­
fähigkeiten zu Statuspassagenmache. Deren Folgen lassensich im
Berufsverlauf ablesen; ihrem Verständnis dienen die folgenden
acht Frage- und Aufbereitungsschrittedes Projekts.

Fragestellungen

Das Arbeitsprogrammumfaßt acht Fragen. Sie werden im Arbeitspro­

gramm ausführlicherbehandelt.Die Beantwortungder erstenvier

kann parallel zueinandervorbereitet werden. Die dann folgenden

Frageschrittesetzendie Bearbeitungder erstenvier voraus.

1. Welche Normalitätsannahmenüber Krankheit und Lebensverlauf

unterstellt Sozialpolitik explizit oder implizit? In dieser

Frage steckt: Wie lassen sich Normalitätsunterstellungenvon

Institutionen überhaupt identifizieren?

2. Wie sieht demgegenüberdie Wirklichkeit von Erwerbsverläufen

nach und während Krankheitsperioden aus? Diese Frage liegt

der explorativen Phaseunsererquasi prospektivenKohortena­

nalyse zugrunde.

3. Gibt es überhaupt die von uns hypothetischerwartetenTypen

Abstiegskarrierenin Labilisierungsspiralenund Auffangposi­

tionen?

4a) Sind die gefundenenVerläufe

heitsdiagnosen hinreichend

niert)?

4b) Sind Abstiegskarrierenunterbrechbar?

5. Bei welchen der dann gefundenen Abstiegskarrieren ist die

Chance �a�~ größton, daß sie mit dem derzeitigensozialpoliti­

schen Arsenal unterbrochenwerden können? Umgekehrt: Wo ver­

schärff'n sozialpolitische MaßnahmenKrisen der Erwerbsfähig­

keit, z. B. indem sie konjunkturelle und strukturelle Risken,

arbeitslos zu werden, bei gesundheitlich Vorgeschädigten

kumulieren lassen?

6. Lassen sich die Kosten der gefundenen Abstiegskarrierenöko­

�n�o�m�i�s�c�~ abschätzenund zurechnen?
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7. Gefährdet Verlaufsforschung. insbesondere solche mit Daten

von Krankenkassen.Kranke dadurch. daß sie eine sozialpoli­

tische Rasterfahndung auf "teure" Versicherteeinleitet oder

zumindesterleichtert?

8. Welche Folgerungen für Forschung und Sozialpolitik lassen

sich mit den Ergebnissenbegründen?

Um diese Fragen zu beantworten. sollen die folgenden Variab­

lengruppenin die Untersuchung einbezogenwerden. Sie werden im

Arbeitsprogrammerörtert.

Die Variablen unterscheidenwir nach drei Zeiträumen: der Aus­

gangslage(auffällig lange und häufige Krankschreibungen)• der

�P�h�~�s�e der Statuspassageoder des Statuserhalts("intervenierende

Variablen"). des Folgezustands.

Variablen:

a)Ausgangslage

INDIVIDUELLE üBERDURCHSCHNITTLICHE ARBEITSUNFAHIGKEITSRATE

ODER LANGZEIT-ARBEITSUNFAHIGKEIT

b)intervenierendeEreignisse

medizinische

KEINE THERAPIE

KEINE REHABILITATION

arbeitspolitische

LANGE ARBEITSLOS?
(KONDIGUNG)

KEINE BERUFLICHE
REHABILITATION

'spontaner'Wechsel

BERUFSWECHSEL
ODER ARBEIT­
GEBERWECHSEL
IN PATHOGENE
BERUFE

THERAPIE
MEDIZINISCHE REHA­

BILITATION
BERUFLICHE REHABILITATION

AFG-MASSNAHME
BETRIEBSGRÖSSE

(GONSTIGER
ARBEITSPLATZ)

WECHSEL

? "Lange Arbeitslosigkeit" ist kein Ergeignis. sondernein
Zustand oder eine Phase.
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c)Folgezustände
überdurchschnittlicheArbeitsunfähigkeitsrate,

häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel;
Arbeitslosigkeitenund/oder Sozialhilfe innerhalb 2 Jahren

Frührenteund/oder früher Tod
im gesamtenfolgenden Leben

bzw. das Gegenteil

Zur Erklärung stehenweiter demographischeAngaben über den Ver­

sichertenund seine mitversicherten Angehörigen sowie alle Be­

rufsangaben und Diagnosen als Variablen zur Verfügung. Dabei

können, wie eingangsbetont, die Variablen nicht aus der Perspek­

tive aller Akteure, sondern nur an ihren Resultatenoperati­

onalisiert werden. Die Kennzeichnung eines Berufsverlaufsals

Abstiegskarriere,weil er durch häufige, von Arbeitslosigkeiten

begleitete Berufs- und Arbeitgeberwechsel bestimmt ist, muß­

selbstverständlich in der zweiten Phasevon der Selbstdeutung

unstet Beschäftigter bestätigt werden. Einstweilen handelt es

sich um eine bloße Setzungaus der Perspektivedes Normalarbeits­

�v�e�r�h�ä�l�t�n�i�~�s�e�s�. Vor der Erörterung dieser Variablen, insbesondere

in den Frageschritten2 - 5, ist auf die Datenquellen

einzugehen,aus denen die Variablen gebildet werden können.

Sampling, Datenzugang

und Struktur des Datensatzes

Die Fragestellung der geplanten Studie richtet sich also auf

diese labilisierenden oder im Gegenteil - stabilisierenden

Berufsverläufemit einem besonderenInteressean der sozial- und

arbeitsmarktpolitischenOrganisationder Statuspassagenund Risi­

kospiralen: Wir wollen darstellen, wieweit diese Passagennicht

allein durch Krankheit im klinisch-nosologischen oder im mor­

phologischenSinne, sonderndurch die spezifischenEingriffswei­

sen der sozial- und arbeitsmarktpolitischen Institutionen mit

bestimmt sind. Eine derartige Fragestellungerfordert die Erhe­

bung einer so großen Zahl von Berufsverläufen,daß einige grund­

legende medizinische Variablen statistisch annäherndkonstant

gehaltenwerden können und, von klinischen Erwägung zum Verhält­

nis von Krankheit und Arbeitsunfähigkeit unterstützt (Vgl.
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Schmidt-Ohlemann/Behrens1987), der sozial- und arbeitsmarktpoli­

tische.Anteil an der Weichenstellungin die verschiedenenlabili­

sierendenund stabilisierendenVerläufe hervortritt.

Nur eine sehr große Zahl von untersuchtenVerläufen erfaßt auch

die seltenen Fälle, in denen eine Risikospirale gestopptwurde,

und ein Berufsverlauf sich wieder stabilisierte. An diesen selte­

nen Verläufen können die sozialpolitischenBedingungenstudiert

werden, unter denen sich Risikospiralenunterbrechenließen.

Wollen wir die instutionelle Regulierungberuflicher Labilisie­
rung durch Statuspassagenuntersuchen,muß unbedingt vermieden
werden, uns 'im Forschungsdesignauf bestimmte "Risikogruppen" zu
beschränken- etwa auf Altere, die bei gesundheitlichenSchädi­
gungen in die Existenz des Frührentners überführt werden können,
oder auf häufig 'bzw. lange Arbeitsunfähige.Mit einer solchen
Beschränkungdes Forschungsdesignsbrächtenwir uns um jede Chan­
ce, im Vergleich das Besondereder statuspassagehervortretenzu
lassen. Eine VOllerhebung ganzer Berufsgruppenund aller Alters­
klassen ist unerläßlich.

So darf sich die Untersuchungkeinesfalls auf solche Beschäf­
tigten beschränken, die häufig oder lange arbeitsunfähigge­
schrieben wurden. Denn möglicherweise genießen"Kranke" einen
besonderenSchutz. Ausfallserscheinungen,die als gesundheitlich
bedingt testiert werden können, führten dann nicht häufiger in
die berufliche Labilisierung als eine durch Arbeitsunfähigkeit
weniger häufig unterbrocheneTätigkeit im jeweiligen Beruf. Labi­
lisierung wäre berufs-, nicht krankheitsbedingt.Ebenso darf sich
die Untersuchung keinesfalls auf eine Altersgruppe, etwa die der
"älteren Arbeitnehmer" beschränken,sondern muß alle Altersgrup­
pen einbeziehen: nur so kann das Schicksal derer, die zu jung
sind, um bei häufiger oder langer Arbeitsunfähigkeit in die Exi­
stenz des Frührentnersübergehenzu können, mit den älteren ver­
glichen werden. Jede Beschränkung auf eine Risiko- bzw. Alters­
gruppe, die selber sozialpolitischdefiniert wird, läuft Gefahr,
vorgegebeneKategorisierungenblind zu übernehmen.Gerade Katego­
rien wie Alter und Geschlecht werden, weil sie biologischen
Grunderfahrungen zu entsprechen scheinen und leicht sichtbar
sind, dazu genutzt, zur Vernatürlichungvon Über- und Unterord­
nungen und generell von Differenzierung beizutragen, die den
funktionalen Erfordernissensich verselbständigenderausdifferen­
zierter Systeme folgen.

In die Untersuchungsind also alle Altersgruppen und alle �E�~�­

werbstätigen,nicht nur die gesundheitlichauffällig gewordenen,

einzubeziehen,um Fehlschlüsseaufgrund von Samplingfehlernaus-
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zuschließen.Darüber hinaus muß, wie sich zeigen wird, die Zahl

der untersuchtenVerläufe sehr groß sein, und sie sollte zwei

unterschiedlichen Konjukturen (Arbeitslosenquoten) entnommen

sein.

Eine solche Vielzahl von Verläufen wird routinemäßigund konti­
nuierlich bei Krankenkassenerhoben, aber weder ausgewertetnoch
entsprechenddokumentiert oder auswertbar aufbereitet. In dem
geplantenProjekt sollen an 100 000 Berufs- und Klientenkarrier­
en, die bei einer Ortskrankenkasseseit den frühen 70iger Jahren
inzwischen für einen Beobachtungszeitraumvon bis zu 13 Jahren
vorliegen, die Obergänge in labilisierende und stabilisierende
Berufsverläufeverfolgt werden. Solche Obergängeführen zum Bei­
spiel in die status des Dauerarbeitslosen, des unstet Beschäf­
tigten, des Langzeitkranken,des Invaliden, des Frührentners,des
Schwerbehindertenund des Empfängers einer Rehabilitationsmaß­
nahme und lassensich für die siebziger und die achtzigerJahre
vergleichen.

Als Datengrundlagedienen

individuenbezogenenDaten

Jahre 1968 bis 1981. Diese

die anonymisierten und chiffrierten,

der Ortskrankenkasse"Küstenstadt"der

Daten zum Berufsverlauf und zur "Kli-

entenkarriere"sollen im Zeitverlauf und auf individueller Basis

miteinanderverknüpft werden. So sollen die tatsächlichenAb­

stiegskarrierennachgezeichnet werden, die eine Querschnittsaus­

wertung immer verfehlt. Zugleich geht es darum, die Filter und

Scheidewegezu ermitteln, an denen solche regelmäßigenAbstiegs­
karrieren unterbrechbar wären ("Auffangpositionen"), also die

Glaserlstrauss1965; Gerhardt 1976). Es soll

"junctures" und �~�t�r�a�j�e�c�t�o�r�i�e�s�" sichtbar zu machen (vgl.

ein Instrumentarium

der Datenanonymisierung, -aufbereitung, -übernahme,-prüfung,­

verwaltung und -auswertung geschaffen werden, das es erlaubt,

sich weitestgehend an die quantitativeDarstellungund Bewertung

des Verlaufscharaktersanzunähern,und das prinzipiell von jeder

Ortskrankenkasse übernommen werden kann eben den einzigen

formierten Arenen dafür. Für diesen Zweck sind Daten der Kranken­

kassenerste Wahl.

Ein Zugang zu den Daten 1982 bis 1989 und fortlaufend für die
gesamteDauer des sfb ist zu erwarten. Bei dieser Krankenkasse
sind etwa 100 000 Personenim Beobachtungszeitraumversichert
gewesen. Die Ortskrankenkasse hat alle deutschen und
ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter, ihre nicht
erwerbstätigen Angehörigen sowie Rentner, die nicht in
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Betriebskrankenkassenihres Arbeitgebers versichert sind. zu
annähernd93 % versichert. Bei dieser hohen Ausschöpfungder
überhaupt versicherbaren Arbeiterinnen und Arbeiter kann der
Selektionseffektnur sehr gering sein. Angestellte sind hingegen
nur zu einern wesentlich geringeremProzentsatzversichert. Hier
kann nicht ausgeschlossenwerden. daß die Ortskrankenkasse
'vornehmlich die " schlechten Risiken versichert. Soweit
überhauptVerläufe von Angestellten ausgewertetwerden. ist ein
solcher bias zu berücksichtigen.

Statistischgesehen, handelt es sich um eine Totalerhebungder

bei der Ortskrankenkasse"Küstenstadt" versichertenArbeitnehmer

und ihrer nicht erwerbstätigenmitversichertenAngehörigen. also

um keine �S�t�~�c�h�p�r�o�b�e�. Wieweit die Küstenstadtfür die Verhältnisse

in der Bundesrepublik sowie anderen Staaten statistisch

repräsentativist. kann nur eine Reihe ähnlicller Untersuchungen

bei" anderenOrtskrankenkassenoder eine annähernd kontinuierlich

erhobene Stichprobe für die Bundesrepublik Deutschland oder

andere Staaten klären. Zu diesenUntersuchungen hoffen wir das

technische know how und die für die Küstenstadt geprüften

Hypothesen beisteuern zu können.' Darüberhinaus werden alle

Merkmale der Bevölkerung, die sowohl für die Bundesrepublikals

auch für die Küstenstadt repräsentativerhobenworden sind. mit

den Merkmalen"der Versichertenverglichen, also z. B. berufliche.

�g�e�s�c�h�l�~�c�h�t�l�i�c�h�e und altFrsmäßige Zusammensetzung. Es wird im

Anschluß an Herz (1986) zu prüfen sein, wieweit Hochrechnungen

möglich sind.

Der Datensatz enthält für diese.PersonenAngaben über Beruf Ar­
beitgeberwechsel, Tätigkeitswechsel, Arbeitslosigkeit und Aus­
scheidenaus dem Erwerbsleben,Beruf. Arbeitsunfähigkeitund ihre
Diagnosen, Rehabilitation. Frühverrentungund Tod. Unterbliebene
11nd verspätete Angaben führen bei den meisten dieser Variablen
�u�n�n�i�t�t�~�l�b�a�r zu fühlbaren finanziellen Verlusten - ein Arbeitgeber
�b�e�i�s�p�i�e�l�s�w�e�i�s�~�, der seinen ausscheidendenArbeitnehmer nicht
abmelden würde. zahlte weiterhin für ihn Beiträge zur
�S�o�z�i�a�l�v�e�r�s�i�c�h�.�r�u�~�g�J�. Diese Sanktionenbewirken, daß die Angaben
zuverlässiger und kontinuierlicher als bei Surveys sind. In

, In der naturwissenschaftlich-medizinischenForschungsind
derartigeUntersuchungsdesignsüblich, der medizinischeFortschritt,
beruht auf Untersuchungen,die häufig nur für eine Klinikpopulation.
seltenerfGreine Stadt"repräsentativwaren. . .
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unsere Interpretationbeziehenwir vornehmlich solche Daten ein,
deren fehlerhafte Angabe zu den beschriebenen finanziellen
Konsequenzen führt. Folgende Mobilitätsereignissen können
untersuchtwerden

Immobilität, also keinerlei Erwerbsmobilität;
Erwerbsmobilität, also Arbeitgeber- und Berufswechsel,nur
Berufswechsel, nur Arbeitgeberwechsel (einschließlichWirt­
schaftszweigwechsel)und Obergang in freiwillige Versicherung;
Obergang in Nicht-Erwerbstätigkeit.Arbeitslosigkeit und Ar­
beitsunfähigkeitgemäß § 311 Reichsversicherungsordnung;
Endgültiger Übergang in Nicht-Erwerbstätigkeit, Frührente.
Rente und Tod - und schließlich. bedingt durch die sozialpoli­
tische Institutionalisierung;
zeitweilige oder dauerndeAufgabe der Kassenmitgliedschaft.

Temporalität und Reversibilität sind entscheidendeKategorien der
Untersuchung von Statuspassagen.Es ist eine Stärke unseres
Datensatzes,daß er es erlaubt. die von Hö1zel und Eckel (1981)
benannten drei Ebenen zu verknüpfen. die für Verlaufs­
untersuchungen entscheidend sind: die säkulare Zeit. die
individuumbezogeneZeit (a priori) und die ereignisbezogeneZeit
(a posteriori).
Ferner gestatten uns die Variablen eine pragmatische
Operationalisierungsingulärer, episodischerund chronischer
Krankheitsverläufe. Chronische Krankheit soll dadurch definiert
werden. daß es keinen Zeitraum während der Beobachtungszeitgibt.
der länger als 365 Tage frei von Arbeitsunfähigkeitwegen ein­
und derselbenDiagnosegruppewäre. Als episodisch bezeichnenwir
eine Krankheit, deretwegen innerhalb eines Zeitraums von 365
Tagen mehr als eine Arbeitsunfähigkeit attestiert würde. als
singulär eine Diagnosegruppe.die nur einmal aufträte.

Für die geplanteStudie sind zwei Vergleichshorizontenotwendig,

die unser Datensatz wohl als einziger in der Bundesrepublik

erlaubt:

- wie sich bei grob vergleichbarer ärztlicher Diagnose
Statusübergängedadurch erheblich unterscheiden, in welchen
Branchen und Tätigkeiten Indivduen arbeitetenund welche arbeits-
und sozialpolitischensowie medizinischen Interventionenihnen

widerfuhren;

- wie sich diese Muster von Statuspassagenim Vergleich zweier
Konjunkturphasenunterscheiden:Der durch die Daten abgedeckte
Zeitraum erlaubt den Vergleich einer in den 80iger Jahren
dramatisch verschlechterten Arbeitsmarktsituation mit der
besserenSituation in den 70iger Jahre. Geplant ist. Kohorten von
jeweils 5 aufeinandBrfolgendenJahrgängen quasi prospektiv über
zwei Konjunkturzyklen hinweg zu verfolgen.
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Nach dieser Klärung der Anforderungen ans Sample und der

Zuverlässigkeitder Erhebung ist auf die Qualität der Daten

einzugehen,vor allem auf die Aussagekraftder Diagnosenund der

Berufsbezeichnungen.Wie im Forschungsstandausgeführt,genießen

ärztliche Diagnosen, insbesondere Krankenscheindiagnosen,das

Vertrauen der meisten Epidemiologennicht.

Bei unsererFragestellungist es in keinem Fall nötig, von der

Krankenschein-Diagnoseauf ein bestimmtesklinisch-nosologisches

oder morphologischesKrankheitsbild zu schließenoder vom Beruf

auf bestimmte Belastungen.Diese beiden Schlüsseerschienenuns

ebensoüberflüssigwie gewagt.

Das liegt zum einen am unzuverlässigenCharakterprimarärztlicher

Diagnosen (vgl. v. Ferber 1978, Potthoff et al.1985), zum anderen

gelingt auf der Grundlage der vorliegenden Diagnose­

Verschlüsselung(ICD 8 oder ICD 9) eine allenfalls topographische

Zuordnung bzw. die Zuordnung zu einer Syndrom- bzw.

Symptomklassifizierung (vgl. Schmidt 1985, Schmidt­

Ohlemann/Behrens1987). Allerdings ist auch Kranksein, wie wir an

einer Reihe von Fällen zu zeigen versuchten(Schmidt-Ohlemann,

Behrens 1987:166 ff;), keineswegs durch die nosologischebzw.

pathologisch-anatomische und patophysiologische Komponente

determiniert; die entsprechendeGleichsetzungerschieneuns, wenn

auch üblich, erst, recht als heroisch. Krankschreibungenund

kassenärztlicheDiagnosen stellen präzisere Indikatoren für das

uns interessierende Kranksein als Einschränkungder Leistungs­

und häufig Erwerbsfähigkeitdar als die genannten(nosologischen

bzw. pathologisch-anatomischenund pathophysiologischen)Befunde,

die auch ohne jegliche Behinderung, Einschränkung oder Schmerz

vorkommen.

Dennoch bleiben

Probleme, auf die

natürlich'noch

wir unten in

eine

den

Reihe methodologischer

Schritten 2 bis 4 des
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Arbeitsprogramms eingehen. Analog argumentieren wir für die

Komponentenberufliche Tätigkeit, Branche und berufliche Stellung

als Indikatoren für die Belastungauf einzelnenArbeitsplätzen.

Es ist nicht davon auszugehen,daß der einzelne Arbeitsplatz und

nicht die Charakteristikaund Muster von LaufbahnenMaßnahmender

Personal-, Sozial- und Kassenpolitik auslösen.Dennoch versuchen

wir auch hier, von unseren Daten unabhängiesWissen über Ar­

beitsplätze,wie sie aus diesem Zeitraum für e1n1gehäufige

Arbeitsplätzeder Küstenstadtvorliegen (vgl. Müller u.a. 1983 a,

b) zur Interpretationheranzuziehen;angesichtsder fortbestehen­

den Zuordnungsproblemedieser unterschiedlichenDaten ist es aber

gut, daß diese Interpretation in unserer Untersuchungkeinen

zentralenStellenwerthat.

Bevor wir die Erörterung des Datensatzes abschließen,ist noch

auf zwei Begründungenfür ihn einzugehen.Für die' Verwendung von

Routinedaten,wie Ortskrankenkassensie erheben, spricht nämlich

keineswegshauptsächlich,daß zur Zeit nur in diesen Daten die

interessierendenVariablen hinlänglich kontinuierlich und mit

präzisenZeitangabenüber alle Arbeitgeberwechselhinweg abgebil­

det sind. Vielmehr sprechenzwei Argumente für die Verwendung von

Kassendaten,die diese Verwendung zu einem eigenständigenZiel

des Projekts auch dann machen würden, wenn die Untersuchungsel­

ber mit vollständigeren eigenen Primärerhebungendurchgeführt

werden könnte:

1. Wiederherstellung der originären Zusammenhänge: An der
Gesundheitspolitiknämlich lassensich, wie wir beim Stand der
Forschung gezeigt haben, entscheidende Merkmale, die diese
Sozialpolitik allgemein kennzeichnen, erkennen. Das betrifft
sowohl solche Formen, die dieser Politik zur Selbstverständlich­
keit geworden sind, wie solche, die am stärkstenkritisiert
worden sind, hier vor allem: die Externalisierungund Dethematf­
sierung von erwerbsbezogenenGesundheits-und Lebensrisikendurch
Isolierung von Einzelereignissen in kompensierenden,vor allem
auf ihre eigene ökonomie ausgerichteten,spezialisiertenAppara­
ten.

Doch gerade in der Gesundheitspolitikscheint das Verdrängte, die
dethematisiertenRisiken der Erwerbsgesellschaft, selbst in den
am meisten filternden, fast sich hermetischabschließendenDaten
der Sozialversicherungenhervor: Einzelereignisse münden, wenn
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man sie im Lebensverlaufanordnet, in Abstiegs- und Ausgrenzungs­
karrieren, die berufliches und gesundheitliches Schicksal ver­
knüpfen. Die in ihren Ursachenunklaren, unspezifischenKrank­
heitsbilder enthüllen plötzlich Verteilungsmuster für die Bevöl­
kerung, die überindividuelle, unspezifischeRessourcender Bewäl­
tigung einklagbarmachen.

Insbesonderein Routinedaten der Krankenkasse finden sich nun
aber im Lebenslauf des Versichertendiejenigensozialpolitischen
Tatbeständeaufeinander bezogen, die sonst von jeweils einer
anderensozialpolitischen Institution verwaltet werden. Die Ver­
waltungen von Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslosigkeit,
Sozialhilfe, Rehabilitation und von Frßh- bzw. "Normal"-Verren­
tung (also des Berufs, der Erkrankung, der Rehabilitation, der
Invalidität und des Todes) müssen, wie auch die Unternehmen, in
der Regel gerade keine langfristige, auf Gesundheitbezogene
Prognosezur Grundlage ihrer institutionellen Perspektivemachen.
Dem Interessejeder dieser Institutionen an sich selbst ist schon
dann genügt, wenn sie die Kosten eines Falls auf die nächste
Instanz verlagern können. Von diesem Interesse abzuweichenkann
jede einzelne Institution teuer zu stehenkommen. Verknüpft sind
diese institutionellen Perspektivenüber ihren gemeinsamenKlien­
ten bzw. Arbeitnehmer. Diese Menschen müssendie Abfolge des
institutionellenWirkens in ihre Biographie integrieren.

Lassensich vorliegende Studien insbesondere von Uta Gerhardt
(1976, 1986) für die Bundesrepublikverallgemeinern,wird im Fall
von Krankheit biographischweniger die medizinischePrognose,die
Heilung und das Vermeiden von Risiken, sonderndie Bedrohung und
ein Dennochaufrechterhaltender bürgerlichen Existenz für den
Erkrankten zum Thema. Für diesen Zweck ist der eigene Leib
psychischesund physischesMittel. Im mechanistischenKörperbild
sind demnach die Deutungsmuster der Betroffenen und der behan­
delnden Institutionen in ihrem Grund-Thema von Abstieg und
Ausgrenzungmiteinandervereinbar.

So ist die Auswertung prozeßproduzierterDaten nicht als "Bil­
ligversion" einer eigentlich nötigen, aber zu teuren epidemiolo­
gischen Primärerhebungsinnvoll, sondern eben darum, weil es sich
um prozeßproduziertesozialpolitische Daten handelt: die ange­
zielte, für alle Kranken- und Rentenversicherungenbrauchbare
Auswertungsmethodeermöglicht es den Trägern der Sozialversiche­
rung in Zukunft überall, die originären Verläufe an ihren eigenen
künstlich vereinzelten Leistungsdaten annäherungsweisewieder
sichtbar zu machen und damit der Entkoppelungvon Ursprung und
Folge in der arbeits- und umweltbezogenen Sozialpolitik entge­
genzuwirken.

Von allen Daten der Sozialversicherungsind die der Krankenkassen
für Verlaufsforschungam bestengeeignet, weil sie Daten aus den
meisten Bereichen, eben solche des Berufsverlaufsund solche der
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Patienten-und Klientenkarriere, vereinigen. Andere Daten der So­
zialversicherung sind in manchen Bereichenvollständiger, aber
weniger geeignet, Einzelereignissemiteinander zu verknüpfen.

2. Rasterfahndungnach Problempatienten? Dieses Projekt zielt
vorrangig auch darauf aufzuweisen,welche Schlüsseaus Kassenda­
ten mit ihrer begrenztenQualität keinesfalls vereinbar sind, und
wo ein Mißverständnisdieser Daten zu Prognosenund Handlungen
führen müßte. die sich dann nur selbst bestätigen("self-fulfil­
ling prophecy"). Kassendaten machen individuelle Verläufe
sichtbar. Darin liegt ihr Vorzug, aber auch ihre Gefahr. Mit der
Entwicklung der EDV ist wahrscheinlichder Schutz des Nichtwis­
sens davon dahin, auf eine wie kleine Zahl von Personen sich die
gravierendstenRisiken konzentrieren.Es zeichnet sich die Gefahr
ab, daß hier eine "Rasterfahndung"nach problematischenPersonen
und Lebensläufenbegünstigtwird, daß Kennziffern erstellt werden
könnten, die es erlauben. Auszumusternderasch zu "screenen"oder
in ihren Sozialleistungsansprüchenzu verkürzendeMinderheiten
zügig dingfest zu machen. Die Verwendungsmöglichkeiten von Daten
der Krankenkassen können an keinem anderenDatensatzgeprüft
werden als an den Kassendaten selber. Diese Prüfung dient dem
Datenschutzbei Kassendaten.

Arbeitsschritte (Fragestellungenund Hypothesen)

Das Arbeitsprogramm ist an den acht eingangsgestelltenFragen

orientiert.

Frage 1: Welche Normalitätsannahmenüber Krankheit und Lebensver­

lauf unterstellt Sozialpolitik explizit oder implizit? In dieser

Frage steckt: Wie lassen sich Normalitätsunterstellungenvon

Institutionen überhaupt identifizieren?

Da man Institutionen wie die Sozialversicherungnicht wie Perso­

nen fragen kann und auch keiner ihrer Funktionäre mit den Insti­

tutionen gleichzusetzenist, gibt es - orientiert an die Methoden

von Max Weber und Erving Goffmann - nur eine Möglichkeit, trotz­

dem von Normalitätsvorstellungenoder Normalitätsunterstellungen

einer Institution zu sprechen: Es ist die Frage zu prüfen, wie

die Wirklichkeit aussehenmüßte, damit sie den faktischen Rege­

lungen und Handlungsvollzügeneiner Institution angemessenist.
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Dieses Bild der Wirklichkeit ist die faktische Normalitäts­

Vorstellung einer Institution.

Da solche Normalitätsunterstellungensich, wie gesagt. in den

faktischen Regelungen und Handlungsvollzugenzeigen, genugt zu

ihrer Aufdeckung die Lekture von Gesetzestextenund Verwaltungs­

vorschriften nicht ganz. Unter Rückgriff auf vorhandeneUntersu­

chungen sind Falldokumentationenauszuwerten.

Als eine der folgenreichsten Normalitätsunterstellungenkönnte
sich �s�~ erweisen: Vorgeprägt durch gesetzliche Vorschriften
denken die verschiedenen Zweige der Sozialversicherung in
"Leistungsfällen". Fur möglichst trennscharfdefinierte Ereignis­
se werden Leistungenerbracht oder bezahlt. Auf dieser Grundlage
sind jene Sparsamkeitsstrategienund "Mißbrauchsabtretungen"erst
sinnvoll, die Ereignisse und damit Leistungen befristen oder
sonstwie abgrenzen. Die Wirklichkait, an der sich diese Regelun­
gen als vernunftig erweisen, sieht so aus: Die Defizite in der
Existenz der Klienten, wie Arbeitslosigkeit, Krankheit, Arbeits­
unfähigkeit usw., sind isolierbare, befristeteEreignisse,nach
deren Ablauf der Klient jeweils in den alten Zustand (Status quo
ante) von Arbeit und Gesundheitzurucktritt. Sobald die Ereignis­
se, anstatt isolierbar zu sein, untereinanderverbundensind und
sich in Spiralen der Labilisierung gegenseitig verstärken, ist
statt der Orientierung am einzelnenLeistungsfall eine Orientie­
rung am personellenVerlauf vernunftig.

Vor dem verfremdendenHintergrund ihrer Geschichte treten derar­

tige Normalitätsunterstellungenbesondersfremdartig hervor. Der

allmähliche Prozeß der thematischen Verschiebungerwerbsbiogra­

phischer und gesundheitlicher(statistischer)Risikokumulationen

in den Auswertungen von Kassendaten kann historisch verfolgt

werden.

Er zeigt sich etwa an der Entwicklung von Kassen, die zunächt auf
Beruf und Region bezogenwerden - und fur die die berufliche Ver­
ursachungund Verstärkung fast aller Erkrankungen, einschließlich
der Erkältung, so selbstverständlichwar, daß sie die Kassen nach
Berufen organisierten-, zu allgemeinenKassen. Heute ist die er­
werbsbiographischeund gesundheitliche Risikokumulation dadurch
dethematisiert,daß die Querschnittauswertungvon Kassendatenbe­
tont wird. Diese �~�r�t der Auswertung entspricht auf der methodi­
schen Ebene der pragmatischenOrientierung am Einzelfall bei der
Erbringung von Leistungen.
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Frage 2: Wie sieht demgegenüberdie Wirklichkeit von Erwerbsver­

läufen nach Krankheitsperiodenin der Bundesrepublikaus?

Diese Frage liegt der explorativen Phaseunsererquasi prospekti­

ven �K�o�h�o�r�t�e�n�a�~�a�l�y�s�e zugrunde. In einem groben Oberblick wird die

Wirklichkeit von Erwerbsverläufen in der Bundesrepublikdiesen

Normalitätsunterstellungengegenübergestelltmit der Frage, wann

sie diese Normalitätsannahmenbestätigenoder aber äußerstkost­

spielig für die Betroffenen widerlegen. Methodisch sind dazu

Auswertungenvon Krankenstandsuntersuchungen(Abgangsprofile) und

die explorative Zusammenfassung individueller Verläufe, die in

von uns konstruiertenVersichertenblätterndokumentiert sind, zu

Typen mit Hilfe d2r pattern analysis nötig.

Unsere Ereignisanalyse hat es dabei mit dem Problem zensierter
Daten zu tun. Zwar befinden sich, wie dargestellt, ebensogerade
Geborenewie geradeGestorbene in unserem Datensatz,aber fast
niemand (glücklicherweise) von der Geburt bis zum Tod. Vielmehr
eröffnen die bis 20 Jahre dokumentiertenVerläufe ein Fensterauf
Lebensläufe,die vorher begannen und bei Abschluß der Untersu­
chung fortwähren. Je nach Orts- und gegebenenfallsKassenwechsel
sind diese Fensterauch unterschiedl:chviele Jahrebreit.

Für time-event-studies mit rechts zensiertenDaten sind Raten­
Modelle zu prüfen (vgl. Blossfeld u.a. 1986; Arminger 1987:312­
ff., Hujer und Schneider1987). egen der großen Zahl der dokumen­
tierten Verläufe ist die Zellenbesetzungnoch ausreichendhoch,
wenn nur Verläufe gleicher Beobachtungsdauermiteinandervergli­
chen werden.

Methodisch wird dies zunächstdurch die informatorischeDarstel­
lung und dann die qualitative Interpretationvon "Versicherten­
blättern" geschehen,bevor eine quantitativeAuswertung der Typo­
logien Indikatoren abstützt. Die Versichertenblätterbilden oft
für 13 Jahre, nämlich 1968 bis 1981, den Verlauf beruflicher Er­
eignisseund der �G�e�s�c�h�i�c�h�t�~ von Arbeitsunfähigkeit, Rehabilitati­
on und Verrentung des einzelnenVersicherten ab. Dies geschieht
insoweit, als die Person durch Erwerbsarbeitund zusätzlichda­
durch, daß sie soziale und medizinische Dienstleistungenin An­
spruch nahm, sozialbürokratischerfaßt wurde. Muster in der Ab­
folge von beruflicher Mobilität sollen dann mit Typen von Kli­
entenkarrierenquantitativ in Beziehunggebrachtwerden.

Dabei sind, wie eingangsdargestellt, besondersdie Abstiegskar­

rieren gesundheitlich hochbelasteter(ermittelt nach Müller U.8

1981, 1983a, b) Arbeitnehmergruppen wie Schweiper, �M�a�s�c�h�i�n�e�n�~�'

schlosser, Fischverarbeiterinnenund -verarbeiter, �L�a�g�e�r�~ und
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Transportarbeiter/innensowie, als Vergleichsgruppe,von Büro­

kräften von Interesse.Hier. werden insbesondere Beschäftigtemit

Ungelernten-und Angelerntentätigkeitenins Blickfeld kommen. Die

Kumulation von Arbeitsmarkt- und Tätigkeitsrisikenwie das sozi-

'alpolitische "Weiterreichen" wird der fOr diese Bilanz der Sozi­

alpolitik von "Gesundheitund Arbeit" zentraleUntersuchungsge­

genstandsein.'

t) Dieser informationstechnischeSchritt, durch den berufli­
che und gesundheitspolitischeDaten im Lebensverlaufverknüpft
werden, ist bereits ein Ansatz dazu, die Dethematisierungvon
Arbeit in' und durch Gesundheitspolitik und die isolierende
Orientierung am sozialpolitischvordefiniertenEinzelereignisein
StOck weit rOckgängig zu machen. Dies geschiehtgerade mit einer
Kategorie prozeßproduzierter Daten, die aus der Sozialversiche­
rung stammten. Die Sozialversicherungsträgerkönnen also dieselbe
Untersuchungjederzeit an ihren eigenenDaten wiederholen. Hier
sind die Wege des Ausschlussesvon Erwerbsarbeitund die Wege in
Invalidität und Rente nachgezeichnet,die sich unter dem sozial­
demographischen Druck der kommenden Jahre sozialpolitisch
ausweitendürften (vgl. Behrens1983b).

Die Anordnungsregeln - Längsschnittstatt Querschnitt,
- Verlauf statt einzelner Leistungsfall

sind geeignet, die genanntensozialpolitischenVerkürzungen im
Begriff von Gesundheitund Krankheit zu berichtigen, die der in­
stitutionellenLogik der Bewältigungsapparatefolgen. Es gibt, so
behauptenwir, eine Entsprechung oder, um mit dem Weber'schen
Ausdruck zu sprechen,eine "Wahlverwandtschaft"zwischen

Arbeitsunfähigkeitschreibung
Gesundheitsbegriffals negativemKrankheitsbegriff,
einem eher mechanistischenBild des Körpers, dessenReparatur
Arzt und Körperbesitzerzu besorgenhaben, und
der Orientierung am Einzelereignis.

Ein Abweichen von der Arbeitsrolle wird dann als Krankheit legi­
timiert und etikettiert, wenn sie objektiv durch den Arzt fest­
stellbar ist ("Befund"). Der Körperbesitzerist in der Kranken­
rolle verpflichtet, alles zu tun, um diesen Zustand zu verkOrzen
und in die Arbeitsfähigkeit zurOckzufinden.
Diesem Verständnisentspricht es, daß sich die gesundheitspoliti­
schen Leistungen auf Einzelereignisse als normativ abgesicherte
Abweichungenvon der Gesundheit konzentrieren, am Befund orien­
tieren und die Kosten der Lebenshaltunginsoweit getragenwerden,
wie die Arbeitsfähigkeit unterbrochen ist. Eine Medizinsoziolo­
gie, die sich nur an dieser Krankenrolle orientiert (Parsons
1951), verdoppelt,.wie Uta Gerhardt gezeigt hat (1976: 215-218),
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Die EreignisketteBeruf, Erkrankung (Arbeitsunfähigkeit), Rehabi­
litation, Invalidenrente, Tod hat forschungsleitendenCharakter
und ist in dieser Verknüpfungsformhypothetisch.Die einzelnen
Kategorien stehen jeweils für ein Ensemble von Variablen, Merkma­
len, Paradigmen und Konstrukten. So wird es etwa nötig sein, den
Begriff "Beruf" durch eine Figuration zu ersetzen,die aus Merk­
malen zur Qualifikation, zur sozialversicherungsrechtlichenPosi­
tion (Arbeiter/Angestellter),zur Stellung im Beruf und zur be­
ruflichen Mobilität gebildet wird. Nur so kann das Niveau der
sozialen Lage im Sinne der Stratifikationsforschung erfaßt wer­
den.

In Verlaufsuntersuchungenwird die Frage nach einer primären Ver­

ursachungdadurch relativiert, daß nach der arbeitsbedingtenVer­

schlimmerung, dem Anhalten oder sogar nach der Reversibilität

gefragt und auf unspezifische Bewältigungsstrategienabgehoben

wird (Schmidt 1985, Schmidt-Ohlemann/Behrens1987). Das Prädikat

"arbeitsbedingt"kann dann, soll es der Realität angemessensein,

nicht ausschließlich an eine identifizierte causaprima gebunden

werden. Es muß auch auf Wechselbeziehungenanwendbarsein.

Um eine solche Auswertung von Daten vorzunehmen,sind Instrumente
erforderlich, die den individuellen Ereignisverlauf erheben.
Nicht nur Einzelereignissesollen gezählt werden, sondernvor al­
lem Verläufe. Nicht die durchschnittlicheBelastungmit Einzeler­
eignissen, sondern"die Häufigkeit ähnlicher tatsächlicherVerläu­
fe müssen zur Typenbildung herangezogenwerden, soll es nicht zu
schwerenFehlschlüssenkommen (man stelle sich etwa den Bruch
"Krankenstand: derzeitigerBeruf" als Indikator für die gesund­
heitliche Belastungvon Berufen vor).

diesen wesentlich statischenmedizinischenKrankenbegriff nur. In
Verlaufsanalysen,die berufliche und Krankheitsereignissemitein­
ander verknüpfen, werden erst die Prozesseder zeitübergreifenden
Karriere sichtbar, die Arbeits-, Krankheits- und Gesundheitspha­
sen miteinanderverbinden (Davis 1963; Goffman 1973; Roth 1963).
Gesundheitund Krankheit sind einandernicht mehr wie zwei ge­
schlossene Welten gegenübergestellt. Sie gehen kontinuierlich
ineinander über. Damit ändern sich auch die Begriffe von Gesund­
heit und Krankheit. Die Folgen der Krankheit für die Lohnarbei­
terexistenz und die Folgen der Lohnarbeiterexistenz für die
Krankheit kommen in den Blick.

Damit ist auch eine zweite Wahlverwandtschaftin Zweifel gezogen,
nämlich die zwischen der am Unfall orientierten "Berufskrankheit"
und der "arbeitsbedingtenErkrankung". Die bisherige Diskussion
um arbeitsbedingte�E�~�k�r�a�n�k�u�n�g�e�n zeigt (vgl. Mü11er/Volkholz 1980;
Müller 1983, 1984; Rutenfranz 1984; Mül1er/ Milles 1985), wie
schwer sich diese vom Begriff der Berufskrankheitlösen.
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Ober unsere bisherigeEntwicklung von Instrumenten,einschließ­
lich der Arbeit mit Markov-Ketten, gibt der Ergebnisbericht
(1985:' 166 ff.) AUfschluß. In diesem zweiten Frageschrittwollen
wir uns zunächst auf weniger voraussetzungsvolle,elaborierte
Kontingenztafeln konzentrieren und diese auch zunächststati­
stisch nicht aufwendig, sondern nur mittels Risikoabschätzungen
(u.a. mit der ·odds ratio·) auswerten,um zu individuellen Prog­
nosen zu kommen. Grundlageder Auswertung soll ein von uns ent­
wickeltes "Versichertenblatt" werden, das alle bei einer Kasse
für �e�~�n�e PersonvorhandenenDaten (anonymisiert) so übersichtlich
zusammenfaßt,daß es beispielsweise für einen Arzt "mit bloßem
Auge" lesbar ist.

Die Versichertenblättersollen mit Hilfe eines eigenenProgramms
über Kassendaten erstellt und ausgewertetwerden. Es ist dem bei
fast allen Ortskrankenkassenverwendeten InformationssystemIDVS
11 ("Integriertes Datenverarbeitungssystem11") angemessen.Das
Bremer Programm soll im Abschlußbericht dokumentiertwerden,
damit es allgemein genutzt werden kann.

Tatsächlich�d�ü�r�f�~�e die Wirklichkeit bei sehr vielen der in unse­
ren Daten dokumentiertenFälle über zumindest ein Jahrfünft den
Normalitätsvorstellungen der Sozialversicherung angemessenge­
wesen sein. Volker Volkholz und Fred Schwarz (1984: 93 f.) fan­
den, daß ein Fünftel der erwerbstätigenKassenmitgliederin den
fünf Jahrenmindestenseinmal arbeitsloswaren. Fast die Hälfte,
etwa 40 %, von ihnen waren in den fünf Jahrenallerdings auch nur
einmal arbeitsunfähig.

Eine starke Minderheit entspricht der Normalitätsvorstellungder
Sozialversicherung dagegen nicht, nämlich die, bei denen nach
einem überdurchschnittlichen individuellen Kranker.stand (vgl.
Stufe 1 unten in . Schaubild 2) ein Wechsel des Arbeitgebersbzw.
des Berufs oder;Arbeitslosigkeit (Stufe.2 in Schaubild 2) beo­
bachtbar war und diesem Ereignis wieder ein Eintritt in eine
Tätigkeit, die 'mit überdurchschnittlichem Krankenstandgekenn­
zeichnet war,und ein' überdurchschnittlicherKrankenstanddes
Individuums folgte (Stufe 3 in Schaubild 3). Diese Folge inter­
pretierenwir hypothetischals Beginn einer beruflichen Labili­
sierungsspirale,'diein vielen Stufen bis hin zu Invalidität und
frühem Tod, häufig zu Armut �~�n�d Verelendungführt. l o

10 Sieht man-.von konjunkturellenEinflüssen ab, so wechselten
von den �E�r�w�e�r�b�s�~�ä�t�i�g�e�n�, die bis 'zu 40 Jahrealt waren, im Fünfjahres­
durchschnitt12 . % im Jahr ihren Arbeitsplatz. Demgegenüberwaren
es von den über �~�O�J�a�h�r�e alten nur noch 3 %. Bei diesen Alteren
war der Krankenstandvor dem Wechsel ausgeprägtüberdurchschnitt­
lich �(�V�o�l�k�~�o�l�z�/�s�c�h�w�a�r�z 1984: 163 ff).

Aber auch über alle ,": Al tersgruppenhinweg zeigt sich, daß einem
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Frage 3 lHypothetischeVerläufe): Gibt es überhauptdie von uns

hypothetischerwartetenTypen �L�a�b�i�l�i�s�i�e�r�u�n�q�s�s�~�i�r�a�l�e�n und Auffang­

positionen?

Wurden im vorigen Schritt mit Hilfe von Verfahren der "pattern

analysis" explorativ Typen gebildet, sollen in diesem Schritt in

konfirmatorischerAnalyse hypothetischeTypen geprüft werden. Als

solche hypothetischenTypen wollen wir prüfen: den Typ "Abstieg

in einer Labilisierungsspirale" und den Typ "Ausbruch in eine

Auffangposition". Diese Verläufe werden hier zunächstbetrachtet,

ohne nach unterschiedlichenKrankheitsbildernzu unterscheiden.

Dadurch wird vermieden, daß die Darstellung schon an dieser Stel­

le durch das schwierige Problem der Gültigkeit und Verläßlichkeit

der auf dem Krankenscheinvermerktenärztliche» Diagnosenkompli­

ziert wird.

In diesem Schritt unterziehen wir Existenz und Ausmaß hypothe­
tisch angenommenerVerläufe einer konfirmatorischenOberprüfung.
Die DarstellungunsererHypotheseorientiert sich am Schaubild 2.

�ü�b�e�r�d�u�r�~�h�5�r�.�h�n�i�t�t�l�i�c�h�e�n Krankenstandein überdurchschnittlichhäu­
figer Wechsel des Arbeitsplatzesfolgte. Der Krankenstandvon Ar­
�b�e�i�t�~�e�h�~�e�r�n ohr.e Wechsel lag mit 4,7 \ fast halb so niedrig wie
der Krankenstand. den die Wechsler vor ihrem Wechsel aufwiesen,
nämlich 7,7 , (Volkholz/Schwarz 1984: 164). Läßt sich daraus fol-.
gern, daß erhöhter Frankenstand in aller Regel einen �L�a�b�i�l�i�s�i�e�~
rungsprozeßanstößt, �~�i�n�e Abstiegskarriere einsetzenläßt? �l�v�g�~�.
11üller u.a. in: Milles/Müller 1985: 254-262). Keineswegs,wie im
�~�ä�c�h�s�t�e�n Schritt zu erörtern ist:



SCHAUBILD 2

Passagenin Spiralen der Labilisierung,
in Auffangpositionenund Arbeitslosigkeit

(im Spiegel von Daten der GesetzlichenKrankenversicherung)

Schädigungender Person
im Zusammenhang"Industrieller Pathologie"

(Arbeit und Umwelt)
(durch Kassendatennicht direkt abgebildet)

STUFE 1
ÜBERDURCHSCHNITTLICHE INDIVIDUELLE AU-RATE/AU-HÄUFIGKEIT

BINNEN EINES JAHRES

STUFE 2
VERLUST DES ARBEITSPLATZES
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Berufs- und Arbeitgeberwechselnach überdurchschnittlichemKran­

kenstand, also der übergangvon Stufe 1 bis Stufe 3 im Schaubild,

sind für sich genommen noch keineswegs der Beginn eines kriti­

schen Labilisierungsprozesses.Ein solcher Wechsel kann auch

Ausdruck gelungenerBewältigung gesundheitlicherGefährdungsein:

Der Gefährdete geht ihnen erfolgreich aus dem Weg, indem er sich

einen zuträglicherenArbeitsplatz sucht. Wenn die bisher ausge­

übte Tätigkeit die Krankheit verschlimmerteoder sogar verursach­

te, gelingt die berufliche Integration nach (sich zur Statuspas­

sage weitender) Arbeitsunfähigkeit nur über: die Änderung des

Arbeitsplatzesoder aber den zwischen- bzw. innerbetrieblichen

Wechsel des Arbeitsplatzes.

Ein solcher Wechsel ist unter zwei Bedingungenmöglich:

- einem Arbeitsmarkt mit ausreichendem Angebot an geeigneten
Arbeitsplätzen
- der individuellen Fähigkeit bzw. zugestandenenobjektiven Mög­
lichkeit zu wechseln, also z.B. bei Arbeitgebernverbreitete
Vorstellungeneines Normallebenlaufs, der Berufswechsel in den
späterenLebensjahren nicht stigmatisiert und nicht mit dem Ver­
lust von informellen Senioritätsansprüchenverknüpft.
Selbst wenn der Arbeitsmarkt ausreichendgeeigneteArbeitsplätze
böte, könnte die zweite Bedingung Individuen daran hindern, auf
diese zuträglichenArbeitsplätzezu gelangen.

Je weniger diese beiden Voraussetzungenerfüllt sind, etwa unter

den Bedingungen der Massenarbeitslosigkeit, aber gerade auch

unter Bedingungenherrschaftstheoretischzu fassenderbetriebli­

cher Beförderungsstrategienund Altersnormen (vgl. Behrens 1982,

1983 a, b), um so häufiger wird die im Vorfeld von Chronifizie­

rungen oder auch beruflicher Rehabilitationsmaßnahmenbeobacht­

bare �s�p�o�n�t�a�n�~ berufliche Mobilität erschwert und eine mögliche

Krankheitspräventionverhindert.

Welchen dieser �~�5�g�l�i�c�h�e�n Wege welche Gruppen von Individuen über­
�w�i�~�g�~�n�d gehen, läßt sich in unseremDatensatzan den Indikatoren
�K�r�~�n�k�c�n�s�t�a�n�d �n�a�~�h Arbeitgeber-/Berufswechsel,Muster von Arbeits­
losigkeit, Frühverrentung und Tod überprüfen. (Bei der für die
nächstePhase �d�~�s Sfb geplantenStudie zum Bewältigungshandeln,
in der uuch biographischeThematisierungenerhoben werden, stehen
fachärztliche Untersuchungen und dip. Selbstthematisierungender
Betroffenen zur Verfügung) .
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c ema:
Statuserhalt

ja nein

Escaper (berufliche Abstiegskarriereohne
ja und gesundheitliche frühen Tod oder Früh-

Auffangposition) invalidität
Gesund
heits- .
erhalt

nur berufliche Auf- Abstiegskarrierein
nein fangposition Frühinvalidität und

frühen Tod

Dabei lassensich Wechsel danach unterscheiden, ob sie beruflich

stabilisieren ("Statuserhalt") oder ob sie gesundheitlichstabi­

lisieren ("Gesundheitserhalt")oder - im besten Fall - beides

bewirken. Diese Möglichkeiten bilden ein einfachesVierfelder­

S h

Erweitert man das Vierfelderschema um die Einsicht, daß auch
Erwerbslosigkeit gesundheitlich zuträglich oder schädlich sein
kann, kommt man zu sechsmöglichen Wegen, die Frauen und Männer
als Ausgänge aus der Statuspassageberuflicher Wechsel nach auf­
fälliger Arbeitsunfähigkeithaben.

Träfe nun die Hypothese der gelungenen Gefahrenabwehrdurch Ar­

beitgeber-bzw. Berufswechselzu, müßte sich nach dem Wechsel die

Arbeitslosigkeit und der Krankenstandder Wechsler mit schlech­

ter Prognose dem der Immobilen (Nicht-Wechsler) zumindest wieder

annähern (beruflicher Statuserhalt)und auch Frühverrentungund

Mortalität dürften nicht höher ausfallenals bei diesen (berufli­

cher und gesundheitlicherStatuserhalt).

Die Gegenhypothese,die an denselben Indikatoren zu überprüfen

ist, lautet: Arbeitnehmer, die nach erhöhtemKrankenstandeinen

Arbeitsplatz verlassen,besetzenüberwiegendwieder einen gesund­

heitlich belastenden Arbeitsplatz. Eine Labilisierungsspirale

beginnt, in der erhöhte Krankenstände zu Arbeitsplatzverlusten

führen und nach Arbeitsplatzverlusten in der Regel nur Arbeits­

plätze gefundenwerden, die zu erhöhtenKrankenständenund darauf
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folgenden Arbeitslosigkeiten führen - e da capo al fino, bis zum

Abgang in InVAlidenrente, Dauerarbeitslosigkeit oder frGhen Tod.

Klarer, aber womöglich aufgrund der unzureichendenAussagekraft

von Diagnosen und Berufsbezeichnungenschwerer zu realisieren

wäre eine andere Fassung der Hypothese: Beobachtetwird ein

Kollektiv nosologisch gleich Geschädigter mit gleich schlechter

Prognose.Auffangpositionenheißen dann solche Beschäftigungsver­

hältnisse, in denen signifikante Gruppen dieses Kollektivs

weniger arbeitslos und arbeitsunfähig und vielleicht sogar

weniger nosologisch krank sind als ihrer Prognoseentsprach.

Abstiegskarrierenheißen demgegenüberAbfolgen von Beschäftigten­

verhältnissen,in denen signifikante Gruppen diesesKollektivs

ihren schlechten Prognosen entsprechen. Diese Fassung der

Untersuchung wird bestenfalls für einige �D�i�a�g�n�o�s�e�g�~�u�p�p�e�n und

einige gut besetzteBerufe möglich sein, sie entsprichtdem 4.

Frageschritt.

Wenn berufliche auch gesundheitliche Auffangpositionenidentifi­

ziert sind, sollen an allen uns zur Verfügung stehendenVariablen

die Frage geprüft werden, für wen diese Positionenerreichbar

waren und ob diese Positionenvermehrbarerscheinen.

Zu diesen hypothetischenAusgängenaus der Statuspassage"beruf­

licher Wechsel nach langer oder häufiger Arbeitsunfähigkeit" gibt

es bisher wenig empirische Evidenz. Besondersdie Unterscheidung

zwischen den Wegen, die alle zu frühem Tod führen, in Labilisie­

rungsspiralen einerseits und berufliche AUffangpositionenande­

rerseits (vgl. Schaubild 2) zur näheren Begründung der schon

jetzt greifbaren Daten:

Es gibt, so nehmen wir an, Tätigkeiten, die auch mit gesundheit­
lichen Schädigungenausübbarsind. Eine solche Tätigkeit scheinen
männliche Bürofachkräftegefunden zu haben (vgl. Volkholz/Schwarz
1984: 156 f.l. Ihr Anteil an Frührentnern und Todesfällenist
überdurchschnittlich. Dagegen ist der Krankenstand-unterdurch­
schnittlieh; das gilt sowohl für die immobilen, die ihren Ar­
beitsplatznicht wechselten,als auch für die mobilen Bürofach­
kräfte. Die Tätigkeit als Bürofachkraft bewahrt also nicht vor
frühem Tod und Invalidität, aber der Vergleich von Krankheits­
symptomen und Arbeitsanforderungenführt seltenerzu Arbeitsun-
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fähigkeits-Schreibungals beim Durchschnitt aller anderenTätig­
keiten und auch seltenerzur Einleitung einer Rehabilitationsmaß­
nahme.

Es wäre fahrlässig, daraus zu schließen,bei Büroarbeit handele
es sich um eine im Vergleich zu anderen Tätigkeiten weniger ge­
sundheitsgefährdendeArbeit, das Gegenteil kann der Fall sein
(andersVolkholz/Schwarz 1985: 156). Mit dem Indikator Kranken­
stand läßt sich die Gesundheitsschädlichkeitschwerlich erfassen,
wie das Beispiel der männlichenBürofachkräfte zeigt, die früh
sterben, aber selten arbeitsunfähig sind; dazu werden wir die
Diagnosenheranziehenmüssen. Aber Bürofacharbeitist eine Tätig­
keit, die trotz Gesundheitsschädigungenausübbarzu sein scheint.
Es ist zu untersuchen,ob dieser Charakterder Bürofacharbeitdie
Bürofachkräfte vor dem Strudel von erhöhtemKrankenstand,Ar­
beitslosigkeitund Arbeitgeberwechselnbewahrt, wie er für den
Abstieg in einer Spirale der Labilisierung kennzeichnendist; ob
Bürofachtätigkeitenals Auffangposition für vorgeschädigteArb­
eitnehmerdienen. Wenn diese Tätigkeiten solche beruflichen, aber
nicht gesundheitliche AUffangpositionen darstellen, werden wir
prüfen, wovon statistischder Zugang zu diesenAuffangpositionen
für Berufswechslermit hohem Krankenstand vor dem Wechsel ab­
hängt.

Zu diesen Prozessengehört auch die oben beschriebene,gesetzlich
vorgeprägteLogik der Bearbeitungvon Einzelereignissendurch die
sozialpolitischenInstitutionen selbst. Dadurch - so unsereHypo­
these - verstärkt die Praxis der Sozialversicherungtrotz hoher
Aufwendungeneher die Labilisierungsspirale,als daß sie ihr ent­
gegenwirkt. Die folgende Konzentration von Leistungen auf eine
Minderheit von Versicherten zeigt andererseits,daß auch hohe
Aufwendungen, die ein Ingangsetzender Labilisierungsspiralever­
hindern, sich langfristig nicht nur als die menschlichere,son­
dern auch "preiswertereLösung" erweisenkönnen.

Um eine solche Argumentation zu prüfen, sind zwei weitere Ar­
beitsschritteeingeplant. Sie können nun parallel vollzogen wer­
den, nachdemdie Abstiegskarrierenerstmalsdargestelltsind. Zu­
nächstgeht es darum zu untersuchen, ob die festgestelltenAb­
stiegskarrierenunterbrechbarsind (Schritt 4) und wie sie sozi­
alpolitisch verwaltet werden (Schritt 5 und 6). Sodann sind diese
Abstiegskarrierenzu übersetzenin eine überschlägigeökonomische
Berechnungder Kosten der Externalisierungvon Krankheit (Schritt
7) •

Frage 4. Sind Abstiegskarrierenunterbrechbaroder sind sie durch

die Erkrankung im nosologischenSinne weitgehenddeterminert?

Dazu interessieren nicht allein die häufigstenNormalfälle des

Abstiegs, sondern-geradedie seltenerenAusnahmefälle ("Ausreiß-
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er" oder "escaper"), die unter sonst gleichen diagnostischen

Bedingungeneinem Abstieg entronnen sind. An diesen Schicksalen

könnte sich ablesenlassen, unter welchen BedingungenAbstiegs­

karrieren unterbrechbarsind.

Die Unterbrechbarkeit von Abstiegskarrieren erweist sich am

schlagendstenan ihrer irgendwo bereits gelungenenUnterbrechung.

Diese vorzufindendenBedingungen der Unterbrechbarkeit sind zu

studieren. Dazu ist ein Untersuchungsplannötig, der nicht nur

den häufigstenFall, sondern gerade auch die selteneAusnahme

erfaßt. Spätestens hier wird die Forderungunabweisbar,die Kas­

sendatenmedizinisch-epidemiologischzu bewerten. Zu prüfen ist,

ob durch eine sequentielleAuswertung der Diagnosenzumindest für

einige Krankheitsbilderdie Diagnosenals hinreichendzuverlässig

gelten können. Die vorgeschlagenesequentiellePlausibilitätsprü­

fung geht davon aus, daß niedergelasseneund in geringeremMaße

auch Klinikärzte ihre bescheinigten Diagnosenan der Therapie

und/oder, was die Schwere angeht, am Zweck der Begründungeiner

Krankschreibungorientieren. In beiden Fällen ist damit zu rech­

nen, daß die erstenDiagnosendurch folgende Diagnosenbestätigt

oder falsifiziert werden, soweit es sich um -im Sprachgebrauch

der Kliniker so genannte- harte Diagnosenhandelt. Eine solche

Plausibilitätsprüfungläßt sich unsererErwartung nach höchstens

für einige, allerdings quantitativ entscheidendeFormenkreise

unter erheblicher Mitwirkung fachlich routinierter Kliniker

vornehmen (vgl. zum Verfahren Schmidt-Ohlemann/Behrens1987).

Unter dieser Voraussetzung sollten sich allerdings für e1n1ge

Erkrankungsspektrenhinreichend zuverlässigeDiagnosenplausibel

machen lassen, daß bei einem Kontrast von der Abstiegskarriere­

der Regel - und ihrer Unterbrechung- der Ausnahme - nicht Kranke

�~�i�t völlig unterschiedlichenKrankheitsbildernmiteinanderver­

glichen werden. Erweisen sich zumindest einige Diagnosegruppen

als hinreichEnd verläßlich, könnte ein stark vereinfachtesUn­

tersuchungsdr.signeiner quasi prospektivenKohortenanalyseretro­

spektiven Fallkontrollstudie die Filter etwa so definieren (vgl.

Schaubild 3).
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SCHAUBILD 3
Untersuchungsschema

AUSGANGSLAGE (Zeitraum A)

Langzeit-AU, Mehrfach-AU in einem

INTERVENIERENDES EREIGNIS

Z.B. ARBEITSLOSIGKEIT KEINE ARBEITSLOSIGKEIT

FOLGEZUSTAND (ZEITRAUM B)

gesundheitlich

Z.B. Chronifizierung,
Invalidität

Remission, Bagatell­
Arbeitsunfähigkeit

berufliches Folgereignis

Berufswechselin
Labilisierungs-Spirale

Z.B. berufliche Stabilität,
Wechsel in Auffangposition

Mit einer solchen Anlage der Untersuchung lassensich die skiz­
zierten Abstiegs- wie Abwehrkarrieren mit Kassendatenidentifi­
zieren. Die folgenden Schaubilder 4 und 5 zeigen Beispiele für
Abstiegs- und Abwehrkarrierenmit den dafür in unseremDatensatz
auffindbarenVariablen. Variablen. die sich direkt operationali­
sieren lassen. sind in mageren �G�r�o�~�b�u�c�h�s�t�a�b�e�n ohne Klammer ge­
schrieben; eingeklammertsind die Variablen, die wir nur indirekt
�e�r�s�c�h�l�i�e�~�e�n können. Abstiegs- und Abwehrkarrierenlassensich.
wie ausgeführt. für eine Reihe von spezifischenDiagnosegruppen
untersuchen.Die Diagnosegruppe�l�ä�~�t sich also konstant halten.
zumal. wenn die Diagnosenüber Klarschrift-Leser in die EDV ein­
gespeichertwerden.,
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Schaubild 4
VARIABLEN DER ABSTIEGS- UND ABWEHRKARRIERE

ABSTIEGSKARRIERE

AUSGANGSLAGE
INDIVIDUELLE ÜBERDURCHSCHNITTLICHE ARBEITSUNFAHIGKEITSRATE

ODER LANGZEIT-ARBEITSUNFAHIGKEIT
innerhalb eines Jahres

medizinische
intervenierendeEreignisse

arbeitspolitische 'spontaner'Wechsel

KEINE THERAPIE

KEINE REHABILITATION

LANGE ARBEITSLOS
(KÜNDIGUNG)
KEINE BERUFLICHE
REHABILITATION

Folgezustände

BERUFSWECHSEL
ODER ARBEIT­
GEBERWECHSEL
IN PATHOGENE
BERUFE

überdurchschnittlicheArbeitsunfähigkeitsrate.
häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel;

Arbeitslosigkeitenund/oder Sozialhilfe innerhalb 2 Jahren
�F�r�ü�h�r�e�n�~�e und/oder früher Tod

im gesamtenfolgenden Leben

SCHAUBILD 5..
ABWEHRKARRIERE (AUFFANGPOSITIONEN)

KRITISCHE AUSGANGSLAGE
üBERDURCHSCHNITTLICHE ARBEITSUNFAHIGKEITSRATE

ODER LANGZEIT-ARBEITSUNFAHIGKEIT
innerhalb eines Jahres

intervenierendeEreignisse

Folgezustinde

BERUFLICHE REHABILITATION
AFG-MASSNAHME

HUMANISIERUNG DER ARBEIT

medizinische
THERAPIE
MEDIZINISCHE REHA­
BILITATION
(GESUNDHEITS­
VORSORGE AM
ARBEITSPLATZ

arbeitspolitische 'spontaner'Wechsel
(GÜNSTIGER

ARBEITSPLATZ)
WECHSEL DES

ARBEITSPLATZES

"
�d�~�r�c�h�s�c�h�n�i�t�t�l�i�c�h�e Arbeitsunfähigkeitsrate,'
häufige Berufs- und Arbeitsplatzwechsel:'
Arbeitslosigkeitenund/oder Sozialhilfe

innerhalb von 2 Jahren
keine Invaliditätsrenteund (kein �R�e�n�t�e�n�~�p�i�6�z�e�ß�)�;�~�.

kein 'früher' Tod ". .
im gesamten�f�o�l�~�e�n�d�e�n Leben
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Frage 5: Bei welchen der dann gefundenen�A�b�s�t�i�e�g�s�k�a�r�r�i�~�r�e�n ist

die Chance am größten, daß sie mit dem derzeitigensozialpoliti­

schen Arsenal unterbrochenwerden können? Umgekehrt: Wo verschär­

fen sozialpolitischeMaßnahmenKrisen der Erwerbsfähigkeit, z. B.

indem sie konjunkturelle und strukturelle Risken, arbeitslos zu

werden, bei gesundheitlichVorgeschädigtenkumulieren lassen?

Nachdem die Abstiegskarrierenermittelt worden sind, wird sich am

Verlauf dieser Wege erkennen lassen, welche Zweige der Sozial­

versicherungdie Versichertenaufgreifen, einanderzuweisen und

�w�e�i�t�e�r�g�e�b�e�n�~ Nun lassensich auch ökologischeversus punktuelle

Sichtweisenund Interventionenvergleichen. Im Fall des Abstiegs

in eine Auffangposition ist diese Karriere "arbeiterpolitisch"

verwaltbar, im Fall der Abstiegskarrierein der Labilisierungs­

spirale droht Armenpolitik (vgl. Leibfried/Tennstedt1985a "Ar­

muts-" bzw. "Arbeiter- und Armenpolitik") .

Frage 6: Lassen sich die Kosten der gefundenenAbstiegskarrieren

ökonomisch abschätzen und zurechnen?(Alternativrechnungenund

Simulationen)

Daß Krankheitskostenaus Betrieben und damit von dem Ort ihrer

Entstehungaus weiterverschobenwerden, ist ein Gemeinplatz, der

praktisch kaum folgenreich wird. Mit Verlaufsanalysenist es mög­

lich, den Umfang dieses "Verschubs" nachzuzeichnen.Dabei soll

unterschiedenwerden zwischen

einer Umverteilung unter den Betrieben

einer zeitlich befristetenBelastungvon Kranken- und Arbeits­

losenversicherungenbzw. Sozialhilfe

einer endgültigen Belastungder Sozialversicherung(Frührent­

ner) bzw. der Sozialhilfe

einer Belastungder Kranken.

Ober die Finanzströmesollen die je zu eigenem ökonomischemKal­

kül ("Sparsamkeit") gesetzlichverpflichtetensozialpolitischen
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Institutionen. die Betriebe und Betroffene miteinander ("interin­

stitutionell") verknüpft und in ihren zeitLichen Horizonten auf

den Lebensverlaufder betroffenenErkrankten bezogenwerden ("in­

tertemporär"). Auf diesem Hintergrund erst wird die Externalisie­

rung der Kosten und die durch sie verursachteKosten"explosion"

sichtbar. Erst in einer mehrjährigenPerspektive"lohnen" sich

auch solche präventiven Maßnahmen, die sonst dem vielfach

erwarteten"return of investment" von zwei bis drei Jahren zum

Opfer fallen müßten. Methodisch ist eine solche Analyse der

Externalisierung von Kosten so angelegt. daß eine Reihe von

Modellrechnungenunter alternativen Annahmen vorgenommenwird,

wobei sich die Annahmen auf die gefundenenAbstiegskarrieren

beziehen. Technisch ist dabei dem Verfahren ökonometrischer

Simulation zu folgen (vgl. Lazaer 1976; Morgan/Duncan1980;

Helberger u.a.1982).

Frageschritt7: GefährdetVerlaufsforschung. insbesonderesolche

mit Daten von Krankenkassen.Kranke dadurch, daß sie eine sozial­

politische Rasterfahndungauf "teure" Versicherteeinleitet oder

zumindest erleichtert?

Alle biographischen Verlaufsuntersuchungenhaben im Vergleich zu

Querschnittsauswertungeneinen individualistischenZug. Es werden

nicht Einzelereignissegezählt und Berufen oder Tätigkeiten zuge­

ordnet, sondern Personenbetrachtet und deren individuelle Bio­

graphie zu typischen Verlaufsmusternzusammengefaßt.Verschiebt

also die Rekonstruktion von Verläufen die Aufmerksamkeit von

krankmachenden Arbeitsplätzen auf "problematische"Personenund

Lebensläufe?Leistet diese Forschung einen Beitrag zur Raster­

fahndung. zur Erstellung von Kennziffern, die das rasche "scree­

ning" auszumusternder, abzulehnender oder in ihren Soziallei­

stungsansprüchen- ohne das Risiko mehrheitlicherBetroffenheit­

zu drückenderMinderheiten erlauben?

Als Antwort auf diese Frage reicht es nicht aus, darauf hinzuwei­

sen, daß der "Schutz des Nichtwissens" - etwa darüber, auf eine

�~�i�2 kleine Zahl von Personensich die ernstesten Risiken konzen-
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trieren durch die Entwicklung der Datenverarbeitungohnehin

vorbei ist. Zwar ist auch ohne unsereForschung zu erwarten, daß

entsprechendescreening-Praktiken entwickelt werden. Es ist aber

zu prüfen. ob es geradeKassendaten wegen ihrer hohen Fallzahl

ermöglichen, ein solches "screening" als Diskriminierung, als

Sündenbock-Verfahrenzu begreifenund dies auch sozialpolitisch

darzustellen:

Wenn Unternehmen Häufigkeiten und Dauer von AU-Fällen etwa zum

Anlaß dafür nehmen, Arbeitskräften zu kündigen. und deren gesund­

heitliches'wie berufliches Schicksal sich daraufhin verschlech­

tert. dann muß nicht die Arbeitsunfähigkeit, sonderndie an sie

anknüpfendeKündigung der entscheidende,krisenverschärfendeAn­

laß gewesensein. Die Unternehmen (wie auch die Sozialleistungs­

träger), die sich Prognosenschon jetzt aus den AU-Fällen errech­

nen, haben einige Macht. zur Erfüllung der Prognoseselbst beizu­

tragen. AU-Daten stützen dann keine Rasterfahndung nach den

"wirklich" ungünstigenPrognosen.sondernwerden zum Anknüpfungs­

punkt einer Diskriminierungspraxis,die sich die Belege zu ihrer

Rechtfertigungständig selbst schafft.

Im Datensatz"Küstenstadt"habenwir hauptsächlichdie Indikator­
en, die den Unternehmen (unsererHypothese nach) selbst als Pro­
gnoseindikatorendienen und sie bei Entlassungenleiten. Wenn wir
also nur den häufigstenVerlauf herauspräparierten,müßten wir
vor allem Fälle mit Entlassungenfinden. Wir könnten die Hypo­
these an keiner Kontrollgruppe testen, wenn wir uns nicht gerade
auch auf die unwahrscheinlichen Fälle, die dem Normalschicksal
entgingen, konzentrierenwürden. Wir müssen, wie im Fragschritt 4
"Unterbrechbarkeit"gezeigt, diejenigenBerufsverläufe, die nach
einer defenierten krisenhaften Entwicklung in Arbeitslosigkeit
führten, denjenigengegenüberstellen,die nicht in Arbeitslosig­
keit mündeten.
Frageschritt8: Welche Folgerungenfür Forschungund Sozialpoli-

tik lassensich mit den Ergebnissen begründen?(Oberleitung zum

Folgeprojekt)

�T�r�e�f�f�e�~ unsere Hypothesen über Abstiegskarrieren zu, so kann

möglicherweisegezeigt werden, daß eine l1inderheit aller Arbeit­

nehmer einen großen Teil des Risikos trägt, mehrfach arbeitslos.
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mehrfach arbeitsunfähig,invalide oder vorzeitig �s�t�e�~�b�e�n�s�k�r�a�n�k zu

sein. Hier bündelt sich ein großer Teil der Leistungen, die die

Sozialversicherungenerbringen - ohne daß sie allerdings in ihrer

jetzigen Organisationsform den Betroffenen wirksam helfen könn­

ten. Für die sozialpolitische Diskussionwären folgende Oberle­

gungen sorgfältig zu prüfen:

"Reformen", die an der kurzfristigen Arbeitsunfähigkeitansetzen,
etwa weil dort "Krankfeierer" vermutet werden, könnten den Kran­
kenstandnur sehr geringfügig verringern. Könnte man stattdessen
die Langzeiterkrankungensenkenund vor allem vermeiden, daß sich
Arbeitsunfähigkeitund Arbeitslosigkeit oft wiederholen, so wird
dies zu einer effektiven Einsparungsstrategie,weil sie eher auf
die Wurzel des Problems zielt. Dasselbe gilt für den monetären
Aufwand bei Arbeitslosigkeit. Was durch eine Senkungdes Arbeits­
losengeldes eingespart wird, wird die Arbeitslosenversicherung
ggf. weit weniger entlasten als eine Verringerungder Mehrfach­
-Arbeitslosigkeit.

Wenn sehr viele Leistungen auf verhältnismäßigwenige Empfänger
konzentriert wären, müßten Maßnahmen, die auf Selbstbeteiligung
und Subsidiarität zielen, also auf Familie und Freunde zurück­
greifen wollen, auch verhältnismäßig rasch und drastischzu
Leistungsverschlechterungführen.

In der sozialpolitischen Diskussion über Einsparungenspielen
Strategieneine herausragendeRolle, die die "Begehrlichkeit" und
"trickreichen" Strategien der vielen zum Gegenstandhaben, nicht
aber die Abstiegskarrierender wenigen. Das hat eine objektive,
wenn auch den Vertretern dieser Strategiennicht unbedingt bewuß­
te Funktion. An der Begehrlichkeit in Bagatellfällen wird ge­
zeigt, daß es den Empfängern eigentlich so schlecht nicht
geht und folglich die Gemeinschaft aller Versicherten dafür be­
zahlen muß, daß ihre Begehrlichkeit bislang durch keine Sanktion
("Selbstbeteiligung")gebremstwar. Dieser Schein erfaßt auch die
so konturlos werdendenOpfer von Abstiegskarrieren.

So sehr wir erwarten, daß unsereUntersuchungEtikettierung und
Ausgrenzungentsprechenddem Kriterium der Mehrfach-Arbeitsunfä­
hgkeit in massivemAusmaß "entdecken" wird, so deutlich ist uns,
daß die Ausrichtung der Sozialversicherung auf den künstlich
vereinzeltenLeistungsfall dem Opfer die Verantwortung zuweist.
Je mehr Verlaufsanalysen für Kassen und Arbeitgeber datentech­
nisch möglich und üblich werden, desto �~ stärker werden jedenfalls
bei hoher Arbeitslosigkeit Kranke in �d�i�~ Sozialhilfe abgedrängt.
Die wissenschaftlicheAuswertung der auch von �~�e�n Institutionen
�g�~�n�u�t�z�t�e�n Daten hat, wie ausgeführt,die Aufgabe, die Aussage­
kraft dieser Daten abzuklärenund einen Gebrauch zu kennzeichnen
und zu verhindern, der zu �~�i�n�e�r "self-fulfilling prophecy" wird.
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Wenn kritische und teure Ereignissesich wiederholen und mitein­

ander verknüpft sind, weist dies auch darauf hin, wie sehr perso­

nenorientierte Präventionsmaßnahmen,also eine Orientierung am

persönlichenVerlauf, die Qualität der Versorgung heben und die

eingesetzten Ressourcen optimaler nutzen würden. Da der Umfang

der bei Ausgliederungeingesetzten Ressourcenbeträchtlich ist,

nehmen sich die "opportunity costs" von arbeitsplatz-und arbeit­

nehmerbezogenenPräventionsmaßnahmenmaßvoll aus. Die Effektivi­

tät solcher Maßnahmensoll unser Projekt im Paarvergleichzeigen.

Dieser Versuch ist durch die von uns geplantenPrimärerhebungen

zu ergänzen.

Doch selbst wenn plausibel gemacht werden kann, daß Präventivmaß
nahmen wirken, sind damit noch lange nicht die betrieblichenund
institutionellen Kalküle verändert, die ein Abwälzen von Proble­
men fordern. Die Umgestaltung eines Arbeitsplatzesetwa mag we­
sentlich "billiger" sein als die Kosten für eine Labilisierungs­
spirale, also für Krankheit, Arbeitslosigkeit usf. Dies betrifft
jedoch das Kalkül des einzelnenUnternehmerskaum, dessenBeitrag
an die Sozialversicherung sich nicht merklich erhöht, wenn er
einen Gefährdetenentläßt. Erst eine Regelung, wonach niemand
entlassenwerden darf, bei dem die Kosten für die Umgestaltung
seinesArbeitsplatzesunter den prognostiziertensozialen Kosten
der sonst wahrscheinlich eintretendenAbstiegskarriereliegen,
ürde das einzelwirtschaftlich rationale Kalkül betreffen. Eine
solche Regelung kann steuerungslogischvernünftig sein, ohne daß
die "Schuld" des Einzelunternehmensnachzuweisenwäre lvgl. ähn­
liche Regelungen bei Arbeitsunfällen; in der Theorie der Eigen­
tumsrechtesind derartige Regelungen begründet vgl. Behrens
1983b; Weise 1979).

Im Unterschied zu den Opfern von Labilisierungsspiralensind Un­

fallopfer durch Berufsgenossenschaftenin eine nicht nur medizi­

nische, sondern vor allem berufliche Gesamt-Rehabilitationeinbe­

zogen, die es tatsächlichschafft, einen Großteil der Unfallopfer

Beschäftigungin Auffangpositionen, sogar in �h�e�i�l�s�a�~�e Tätigkeiten

zu vermitteln, die den drohendenAbstieg unterbrechen.Als mögli­

che Gründe dafür wären zu diskutieren:

Bei Arbeitsunfällen liegt der Zusammenhangmit Arbeit offen zu
Tage, weswegendie Berufsgenossenschaftenfast als erstesZu­
flucht in der Ausnahme suchen und Alkoholtests bei den Unfall­
opfern vornehmen. Unfälle eignen sich weniger dazu, Personenzu
stigmatisieren als "innere �K�r�a�n�k�h�~�i�t�e�n�" oder gar ein "unsteter
Berufsweg". Unfälle entsprechenin unserem �A�l�l�t�a�J�~�w�i�s�s�0�n �n�o�~�h arr
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ehestender Vorstellung von einem isolierten, von außen kommenden
Einzelereignis.Jenseitsall solcher Erklärungen bleibt jedoch
die sozialpolitischeAufgabe, die Augen dafür zu öffnen, daß auch
Labilisierungsspiralenarbeitsbedingtsind, und dafür, daß die
Opfer dieser Spirale mindestensin dieselbenRehabilitationsmaß­
nahmen einzubeziehensind wie seit langem die Unfallopfer.

Innerhalb unseresProjekts geht es bei diesen möglichen sozialpo­

litischen Schlußfolgerungen vor allem darum zu prüfen, was durch

unseredann vorhandeneKenntnis der Verläufe und entscheidenden

Statuspassagenvorgeschlagen werden kann und was weiterer, vor

allem auch kreislauftheoretischerForschungbedarf.

3.6 Stellenwert des Projekts im Forschungsprogrammdes Sfb und

Oberlegungenzum Folgeprojekt in der zweiten Phasedes Sfb.

1. Temporalität und Reversibilität sind wesentlicheKategorien

zur Analyse von Statuspassagenin modernen Gesellschaften.Das

Projekt soll auch methodischvorliegendeVerfahren der time event

analysis, der pattern analysis und des dynamic modeling für den

Sfb verfügbar machen. Am Geschehender Krankschreibungkann die

Zeitabhängigkeit der Rahmungen "noch Überbrückung schon

Statuspassage", "noch Statuspassage schon (Master)status"

herausgearbeitetwerden. Der Datensatz gestattet es mit ver­

gleichsweiseeinzigartigerGenauigkeit, die Tage zu zählen - die

Tage zwischen und während Ereignissen,die individuelle Lebens­

zeit, die kalendarischeZeit der Epoche.

2. Das Teilprojekt stellt dem Sfb einen Datensatzzur Verfügung,

der Verläufe von über 90 % aller Arbeiterinnen und Arbeiter einer

Region umfaßt und doch hinreichend groß ist, um auch selten

vorkommendeVerläufe, die in allen Umfragepanels zu kurz kommen,

in hinreichender Fallzahl untersuchbar zu machen. Insofern kann

das Teilprojekt den anderen

�s�a�~�l�e�s kontrastierender Fälle

Projekten,

arbeiten

die mit ausgewählten

oder sich auf einzelne

Statuspassagenfokussieren, zur näherungsweisenquantitativen

Verortung ihrer Untersuchungspopulationendienen.
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3. Da von der Geburt bis zum Tod Krankenversicherungs-Pflicht

herrscht, soweit das Einkommen nicht die Beitragsbemessungsgrenze

übersteigt, bilden Daten dieser Versicherungenalle Statuspassa­

gen für Arbeiterinnen und Arbeiter ab.

4. Der Sfb untersuchtStatuspassagenim Zusammenhangmit Risiko­

lagen. Nach landläufigem Verständnis kann Krankheit jeden

treffen. Das Teilprojekt konzentriert sich auf die Entstehungund

Kumulation von Risiken zu Statuspassagen,wobei in Fall-Kontroll­

Untersuchungen und prospektiven Verlaufsstudien der Anteil

institutioneller Passagenwächteran diesen Risikokumulationen

herausgearbeitetwerden soll. Gelänge dies, hätte die Erfor­

schgung von Statuspassagenihren geselschaftstheoretischenund

sozialpolitischenErtrag erwiesen.

Diese Leistungen des hier beantragten Teilprojekts sind aber

wahrscheinkichnicht ohne seine Fortsetzugin der zweiten Phase

des Sfb zu erbringen:

Folgeprojekt (Teil II des Projekts in der zweiten Phasedes Sfb)

Im Teil II des Projekts soll in teilnehmender Beobachtung, in

Interaktionsprotokollenund szenischenoder narrativen Interviews

die Perspektive der Akteure auf die mit Krankschreibungen

verbundenenStatuspassagenuntersuchtwerden, deren Resultatein

dem beantragtenerstenTeil des Projekts in Versicherungsdaten

sichtbar wurden.

Wie eingangs betont, ist die Erforschungder Akteursperspektive
eine notwendige, nicht nur mögliche Fortsetzung des Projekts.
Alle zentralen Variablen lassen sich zwar hilfsweise mit den
Daten der Versicherungoperationalisieren.Aber diese Operationa­
lisierung ist im wesentlichen nichts als ein Vorgriff auf ihre
Bestätigungdurch die je einschlägigen Akteure. So stellt die
Behauptung, häufige oder dauernde Arbeitslosigkeit nach einer
ursprünglich stabilen Beschäftigung indiziere einen beruflichen
"Abstieg", eine Setzungdar, die der vermeintlich Abgestiegene,
aber auch sein Betrieb ganz anders sehen können.

Bei der Untersuchung der Perspektive der unterschiedlichen
Akteure dürfen wir uns nicht davon abhängig machen, eine
ZufallsstichprobederjenigenAkteure befragen zu können, deren
anonymisierteAkten wir haben (etwa nach einem Einladungsschrei-
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ben durch die Krankenkasse)bzw. die an entscheidendenStatuspas­
sagen an der Produktion der Aktenlage mitwirkten.

Realisierbarerscheint der umgekehrte Weg: zufällig ausgewählte
Arbeiterinnen und Arbeiter eröffnen uns, wenn sie wollen, den
Zugang zu ihren Versicherungsdaten (zu 90% sind sie in der von
uns untersuchtenKrankenkasse).Diese Daten lassen sich dann mit
den Mustern unseresanonymisiertenDatensatzesvergleichen.

Die Untersuchung soll sich aber nicht darauf beschränken,

Verläufe unabhängig voneinander über Einzelinterviews mit

Versichertenund den unterschiedlichenExperten an Statuspassagen

zu führen. Vielmehr ist geplant, den Zusammenhangdieser Perspek­

tiven in betrieblichenFallstudienaufzuschlüsseln(betriebliche

Personal-und Arbeitsplatzpolitik, Sozialpolitik, Arbeitsschutz

und betriebsärztlicher Dienst). Zustimmung für ein solches

Projekt haben wir bereits in einem erstenMittelbetrieb gewinnen

können. KontrastierendeBetriebe sind erreichbar.

Da die Erschließung des Feldes sehr viel Zeit beanspruchtund

möglichst prospektiveStudien ermöglicht werden sollen, soll mit

der Vorbereitung des Projekts, wie der folgende Zeitplan aus­

weist, schon jetzt begonnenwerden.

Zeitplan

1988 3. Quartal

1. ObernahmeanonymisierterDaten einer gesetzlichenKrankenver­
sicherungund Erstellung untersuchungsfähigerfiles (Beginn)

2. Operationalisierungder Variablen, deskriptive Statistik
3. Fortentwicklung der Verlaufsdarstellung"Versichertenblatt";

Aufarbeitung einschlägiger Arbeiten zu Normalitätsunterstel­
lungen und Geschichte �S�o�z�i�a�l�v�e�r�~�i�c�h�e�r�u�n�g�e�n

1988 4. Quartal

4. �~�u�s�w�a�h�l der Diagnosen, Validitätsprüfungdurch Fachärztemit
Zusatzbezeichnung

5. Aufarbaltung vergleichbarer anlaufender Untersuchungenin
den skandinavischenLändern und in den USA
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6. Abschluß der DatenübernahmeundDatenaufbereitung,Interpreta­
tion der Versichertenblätter,Bildung von Hypothesen

7. Fortentwicklung statistischer Modelle und mathematischer
Algorithmen zur multivariativen Analyse der Verläufe

1989 1. Quartal

8. Erste verlaufsbezogene Auswertung eines subfiles mit dem
entwickeltenVerfahren

9. Verbesserungder Auswertungsverfahren

1989 2. Quartal

10. �A�u�s�w�e�r�~�u�n�g des 2. subfiles, publikationsfähigeAufbereitung
des Zwischenergebnisses

11. Validitätsprüfungder Berufsklassifikation
12. Erneute Validitätsprüfungder Diagnosen, Fortentwicklung der

Möglichkeit, Diagnosenklarschriftlich zu übernehmen
13. Erneute Kontrolle (Abschätzung) von Erfassungsfehlern

1989 3. Quartal

14. Abschließende Durchprüfung jeder Merkmalskombination auf
Verzerrungen (incl. ausführlicherBericht)

15. Entwicklung graphischerDarstellungenvon Verläufen
16. Entwicklung eines designs für ein drittes subfile (1 Mannmo­

nate)

1989 4. Quartal

17. Auswertung des dritten subfiles
18. Medizinische und soziologischeInterpretation

Auswahl der ersten 30 Interviewpartnerfür die Folgeuntersu­
chung und erste Interviews mit ihnen •

1990 1. Quartal

19. Sekundärauswertungdann erhältlicher, vergleichbarerStudien
mit Routinedatenvon Krankenkassen

20. Bildung von Kontrollgruppen, Auswahl weiterer subfiles.
21. Monographie: Rekonstruktion originärer Abstiegskarrierenin

sozialpolitisch iiberformten Daten - Möglichkeiten und Anfor­
derungenverfügbarerMethoden

22. Monographie, SozialpolitischeKonstruktion von Krankheit und
Gesundheitin Kassendatenals Kernbereichder Gesundheitspo­
litik ,
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1990 2. Quartal

23. Monographie: Labiliserungsspiralen und Auffangspositionen:
zu gegenläufigen Statuspassagenin Abwehr- und Abstiegs­
karrieren

24. EpidemiologischeBewertung der gefundenenAbstiegskarrieren
25. StatistischeKlärung einer Bedingungsanalysefür escaper
26. Modell: Unterbrechbarkeitder gefundenenAbstiegskarrieren

1990 3. Quartal

27. Auswertung der Verläufe im Hinblick auf escaper (7 Mannmona­
te), soziologischeund medizinischeInterpretation

28. ökonomische Untersuchung der Externalisierung von Krank­
heitskostendurch Betriebe (Beginn)

1990 4. Quartal

29. �A�b�s�c�h�l�u�~ der Auswertung von escaper-Verläufen und der
soziologischen,medizinischenund ökonomischenBewertung der
Verläufe, Vorbereitungder Folgeuntersuchung.

30. Auswertungsworkshopmit Externen, Vorstellung und Diskussion
der bisherigenProjektergebnisse(möglichst Anfang Oktober)

1991 1. Quartal

31. Klärung der Aussagekraft von Kassendaten:Die Gefährdung
durch Kassendaten(Rasterfahndung)und ihre mögliche wissen­
schaftliche Kontrolle

32. �A�b�s�c�h�l�u�~�b�e�r�i�c�h�t (Beginn)
33. Auswahl der kontrastierendensampies für die Intensivinter­

views und der Institutionen für die Beobachtung,Einholung
von Einwilligungen

34. Fertigstellungdes Fortsetzungsantragsbei der DFG

1991 2. Quartal

35. Abschlußbericht (Ende); Vorbereitung zur Publikation
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Ergänzungsausstattung

1. N!1 (volle BAT 2 a-Stelle: wissenschaftliche(r)Mitarbeiter/in­

(Statistik) mit ausgezeichnetenKenntnissen der Datenaufberei­

tung, einschlägiger Informatikprobleme und der statistischen

Analysen von �~�e�r�l�ä�u�f�e�n�) ist verantwortlich für Obernahmeder

Daten von den Krankenkassen,Datenaufbereitung,Auswertung mit

Verfahren der Kontingenzanalyse, der pattern analysis und des

dynamic modelling und verfaßt die entsprechendenTeile in

Ergebnisberichten

2. NN (volle BAT 1b/2a Stelle: wissenschaftliche(r)Mitarbei­

ter/in mit ausgezeichnetenKenntnissen der EDV-Aufbereitung von

Berufsverläufen, sozialpolitischer Institutionen und möglichst

der Industriesoziologie) ist in Kooperation mit 1 für die Durch­

führung der mobilitätsstatistischenAuswertung verantwortlich,

bereitet die einzelnenSchritte vor und organisiert ihre Durch­

führung. Er erarbeitetmögliche sozialpolitischeEmpfehlungenund

verfaßt die entsprechendenTeile in Ergebnisberichten.

3. NU (halbe BAT 2a Stelle:wissenschaftliche(r)Mitarbeiter/in

mit ausgezeichnetenKenntnissen sozialpolitischerInstitutionen,

guten Kenntnissender Statistik der Verlaufsanalyseund mit guten

Kenntnissender Datenverarbeitung)ist für die Aufbereitung der

historischen Entwicklung sozialpolitischerNormalitätsunterstel­

lungen und für l1itarbeit bei den Verlaufsanalysenverantwortlich,

ferner Darstellungdieser Teile im Endbericht.

3.72 Aufgliederung und Begründungder sächlichenVerwaltungsaus­

gaben (nach Haushaltsjahren)

Crundausstattung

Neuanschaffungvon Kleingeräten(515)und Verbrauchsmittel (512):

Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichendeAusstat­

tung an Räumen, Rechnerleistungen am zentralenRechner sowie

ergänzungsbedürftigesoftware für dezentraleTextverarbeitung,

Graphik und Empirie (hauptsächlichSAS und SPSS, die Anschaffung

von SIR ist erstrebenswert) zur VerfQgung (die hardware wird

insoweit in der Ergänzungsausstattung.beantragt).Der Aufwand fQr
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Verbrauchsmittel wird wesentlich aus der Grundausstattung

gedeckt, nur die überschießendenBeträge gehen in die Ergänzungs­

ausstattungein. Der Aufwand ist hoch an Endlospapier,Disketten

u.a. mit dem Rechenaufwand verbundenesMaterial. Die Telefonko­

sten aller wissenschaftlicher Mitarbeiter der Grund-und Ergän­

zungsausstattungschließenvor allem die Gesprächskostenmit ZUHA

in Mannheim sowie den auswärtigenKooperandenein.

1988 1989 1990 1991

133 134 135 135a

Mittel für Neuanschaffung

I
von Kleingeräten (515) sowie
Verbrauchsmaterial(522)

- aus der G,rundausstattung 1.650 3.300 3.300 3.300

- aus der Ergänzungsausstat- 850 1.200 1.700 850
tung beantragt (vgl. Sp.
114 -119a)

Bücher und Zeitschriften (512)

Hier ist die gegenwärtig dem Projekt zustehendeuniversitäre

Ausstattungin Höhe von DI1 350,--im Jahr eigentlich zu knapp und

müßte auf etwa DM 900,-- wegen der teuren angelsächsischen

Fachliteraturaufgestocktwerden (ggf. in der Ergänzungsausstat­

tung) .

Ergänzungsausstattung

Bei den sächlichen Verwaltungsmittel besteht folgender Ergän­

zungsbedarf:

1988 1989 1990 1991

Werkverträge 4 200 6 800 3 300 2 900
Reisemittel (527)

Inland 2 797 2 797 1 490 1 490
Ausland 7 099

workshop 4 000

Summe DM 6 997 6 097 19 389 4 390
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Reisemittel (527;

Zur Abklärung der unter Frageschritt 2 bis 8 beschriebenen
medizinischenAussagenund Interpretationensind dreimal im Jahr
4tägige Reisen an die Orthopädie Bad Kreuznach und die Uni­
versitätsklinik Frankfurt a.M. erforderlich.
Für die Beratung dieses Projektesdurch ZUMA hält das ZUMA etwa 5
Reisen zum Sitz des Zentrums in Mannheim pro Periode für unerläß­
lieh. Um Reisekostenzu sparen, wird angestrebt,die Reisen zur
klinisch-medizinischenund zur sozialwissenschaftlichenBeratung
zu verbinden, da sie alle im Raum Mannheim-Bad Kreuznach-Frank­
furt stattfinden. Die Kosten werden wie folgt veranschlagt:

�Z�U�~�l�A�, Mannheim
- Tage und Obernachtungsgelderfür 20 Reisetage2 100,-- DM
- 2 mal 5 BahnkartenBremen-Mannheimund zurück 1 897,-- DM

ORTHOPÄDIE BAD KREUZNACH
RückfahrkarteBremen - Bad Kreuznach
4 Tagessätze
2 �O�b�e�r�n�a�c�h�t�u�n�g�s�s�ä�t�~�e

für 4 Reisen(je1 für 1988, 1989, 1990, 1991)

UNIVERSITÄTSKLINIK FRANKFURT
RückfahrkarteBremen Frankfurt
4 Tagessätze
2 Obernachtungssätze
mal 8 (je 2 für 1988, 1989, 1990, 1991)

222,- DM
156,- DM

132,- DM
2040,- DM

202,- DM
156,- DM
132,- DM

392"l,- DM

Tage- und Obernachtungsgelderfür 21 Reisetage
Summe USA

Für berufsspezifischeAuswertungenund Indikatoren sind im erscen
und zweiten Jahr des Projektes je 1 Reise zum �S�t�~�t�i�s�t�i�s�c�h�e�n
Bundesamt in Wiesbadenund zum Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschungder Bundesanstaltfür Arbeit in Nürnberg nötig.

2 RückfahrkartenIC 2. Klasse Bremen - Nürnberg 488,- DM
6 Tagegelder 234,- DM
4 Obernachtungsgelder 264,- DM
je für 1988 und 1989 986,- DM

1 Rückfahrkarte IC 2. Klasse Bremen - Wiesbaden 216,- DM
2 Tagegelder 39,- DM
1 Obernachtungsgeld 66,- DM
mal 2 (1988 und 1989) 642,- DM
Summe Inland 12 569,- DM

1990 sollen die ersten Ergebnissedes Teilprojektes am ISR der
�U�n�i�v�~�r�s�t�y of Michigan in Ann Arbor (Greg Duncan, James House) und
voraussichtlich in Berkely vorgestellt und einer Auswertung
unterzogenwerden. Für die dreiwöchige Reise werden veranschlagt:
Flugkarte Bremen - Detroit - Westküsteund zurück (Charter) circa

2500,-DM
4599,-DM
7099,-DM



672
Teilprojekt C 4
Behrens u.a.

Sonstiges (547)

Auswertungsworkshop:Im
ger �A�u�s�w�e�r�t�u�~�g�s�w�o�r�k�s�h�o�p

Fachtagungausgerichtet
Bremen kommen, sind 8 x

�v�o�r�l�e�t�z�t�~�n Projektjahr soll ein
die Ergebnisse erörtern. Dazu

werden. Bei 8 Referenten.die
500 DM = DM 4.000 notwendig.

dreitägi­
soll eine
nicht aus

Werkverträge bzw. Arbeitsaufträge:
Zur gutachterlichenUnterstützungbei Diagnosenund zur biosta­
tistischenAbsicherung sind Werkverträgemit Klinikern, die mög­
lichst noch eine Zusatzbezeichnungerworben �h�a�b�e�~ sollten. erfor­
derlich (für die Beurteilung orthopädischerDiagnosenalso zum
Beispiel Fachärzte für Orthopädie mit ZusatzbezeichnungP.heu­
matologe). Die Alternative zu diesen Werkverträgenwäre die Ein­
stellung mehrerer Kliniker, die die in ihr Fachgebietfallenden
Frag8n der' Diagnoseprüfungund Verlaufsinterpretationjeweils für
einige Monate im Jahr übernähmen.Es erscheint zweifelhaft, ob
sich ausgewiesene Kliniker für verhältnismäßigkurze Zeit ein­
stellen lassenwürden; es erscheintwahrscheinlich, daß eine sol­
che Lösung teurer wäre als die Werkverträge. Erfahrungenmit der
Universitätsklinik Frankfurt (Orthopädie und Abteilung für
Biomathematik) und der Orthopädischen Klinik des Diakonischen
Werkes in Bad Kreuznach lassenes als gesichert erscheinen,daß
eine entsprechendeeine entsprechendeKooperation möglich ist.
Im ersten Jahr des Projektes fallen besondersviele Arbeiten bei
der Vallditätssicherung,im letzten bei der medizinischenInter­
pretation an. So ergeben sich für die einzelnenJahre für Werk­
verträge:

1988

4.200

1989

6.800

1990

3.300

1991

2.900

Mit dem ZUMA in Hannheim ist eine Beratung des Projekts ausge­
macht worden. Soweit absehbar, wird das ZUHA alle mit der Bera­
tung im Zusammenhangstehenden Arbeiten im eigenenHause durch­
führen können, so daß keine Mittel für Beauftragtedes ZUMA nötig
werden dürfte.
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Druckkosten (531 a) fallen vor allem bei der Vorbereitung des
workshops 1990 an.

Vervielfältigungen
Versichertenblätter
vermehrt an.

bei der Interpretation der
Diskussion der Monographien

Investitionen, soweit sie den IBM-PC 80-111 betreffen, sind im
Teilprojekt D 3 beantragtund begründet.
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3.0 ProjektbereichD

Obergängezwischen Erwerbssystemund sozialer Sicherung

3.01 ZusammenfassendeDarstellungdes Projektbereichs

Die im ProjekcbereichD

ren Statuspassagenund

sozialer �S�i�~�h�e�r�u�n�g�.

vorgeschlagenenTeilprojekte thematisie­

ihre Risiken zwischen Erwerbsarbeitund

Experten sind deshalbals

zwar treffend, aber nicht

Die Forschungsvorhabennehmen den Anteil der Sozialpolitik an der

Enistehungvon Statuspassagenzum Gegenstand.Dieser Anteil be­

steht vor allem in Normierung und normalisierendenDeutungsange­

boten. So verbreitet und fixiert sich erst mit ihrer staatlichen

und betrieblichenNormierung die Altersgrenzeder Verrentung zur

Statuspassageins Alter. Erst der in Gutachtenfixierte Obergang

von der Normal- zur leistungsgemindertenArbeitskraft erzeugt den

Begriff der Normalarbeitsfähigkeit.Erst die Normierungender So­

zialhilfeabhängigkeittrennen zwischen dem Status des armen Er­

werbstätigenund späterenRentnerseinerseits (die sich von kei­

nem Sozialamt gängeln lassenmüssen) und dem Status des Sozial­

hilfe-Empfängersandererseits.

Solche Normierungenstellen zugleich Normalisierungsangebotedar,

auf die sich Individuen in Krisen beziehenkönnen. Das erklärt

die identi.tätsstabilisierendeund sozialstrukturelleBedeutung

von Institutionen, die Schwächen tler Erwerbsfähigkeitentweder

als vorübergehende Unterbrechung überbrücken oder als normale

Statuspassagein einen folgerichtigen Lebensabschnittrahmen kön­

nen (und damit für Selbstachtungund Autonomie unschädlichmachen

können oder aber in einen defizitären Status einsortieren). �~�o�-

zialpolitische Institutionen und ihre

"gate keeper", als Passagenwächter,
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ausreichend bezeichnet. Diese Bezeichnung suggeriert. �d�a�~ es

dieselbeStatuspassageauch ohne die Wächter gäbe. �d�a�~ die "gate

keeper" nur den Zugang regulierten. Die im ProjektbereichD un­

tersuchtenStatuspassagenund Status gäbe es aber ohne die Insti­

tutionen und ihre Experten gar nicht. Sie erzeugenLebensmöglich­

keiten und eine Gelegenheitsstrukturfür die Rahmung auch unvor­

hergesehener Lebensereignisse. Diese Gelegenheitsstrukturver­

teilt Chancenund Risiken um. Das gesamteGeflecht von Institi­

tionen. Statuspassagen.Experten und normalisiertenLebensver­

läufen ist historisch gewachsenund hat sich verfestigt.

Daher üben sozialstaatlieheNormierungenund Normalisierungsange­

bote einen Sog aus. neue Entwicklungen in ihrem Rahmen zu deuten

und zu bearbeiten.Die Teilprojekte untersuchen beides: die Ent­

wicklung der Rahmungen (Normalarbeitsfähigkeit,Altersgrenze. So­

zialhilfeabhängigkeit)und die Nutzung dieser Rahmungen mit den

verändertenAnsprüchen wie der Krise des Arbeitsmarktesab Ende

der 1970er Jahre.

In Gutachten. die Ansprüche an die Unfallversicherungprüfen, de­

finieren medizinische Experten normale Anforderungenan ein Ar­

beitsleben.Sie fixieren den Statusder männlichenund weiblichen

Normalarbeitsfähigkeit und regulieren die Passsagenaus diesem

Status heraus. Für den Sonderforschungsbereichsind dabei zwei

Fragen von Bedeutung: Wie entsteht aus der Logik des Rechts­

streits, nicht aber aus der innermedizinischen Entwicklung und

verändertenRisikolagen der Begriff des arbeitsmedizinischgesi­

chertenWissens von Normalarbeitsfähigkeitund damit die Position

des wissenschaftlichen Experten an Statuspassagen?Und wie wird

�~�i�t den verändertenArbeitsanforderungender späten 1970er Jahre

die Statuspassageaus der Normalarbeitsfähigkeitheraus genutzt?

Bei beiden Fragen geht es um die Umleitung von Risikolagen und

die Verschiebung von Risikothematisierungen, also um die Präge­

kraft, die die Unfallversicherung für die Wahrnehmungund Bear-
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beitung von arbeitsbedingtenRisiken hat und hatte. Die Teilpro­

jekte C-1 (Betriebsärzte)und C-4 (Abstiegskarrieren) weisen in

diesem Zusammenhang Beziehungspunkte und Kooperationsmöglich­

keiten auf.

Parallel dazu soll für die Zeit ab 1750 untersuchtwerden, wie

sich die Verrentungs-Altersgrenzezur institutionellenNormali­

�t�ä�t�s�u�n�t�e�r�s�~�e�l�l�u�n�g darüber herausbildete,wie lange ein Erwerbsle­

ben zu dauern habe. Damit entstehtoder verfestigt sich die Sta­

tuspassageaus dem Erwerbsleben in den Status Rentnerin oder

Rentner. Im Teilprojekt D-2 wird - in Kooperation mit Teilprojekt

D-1 - die Entstehung der Statuspassage"Verrentung", aber auch

ihre Nutzung für die Umverteilung konjunktureller und strukturel­

ler Risiken im zunehmenden Konventionsverstoßder Frühverrentung

erforscht.

Sozialhilfe wird als Oberbrückung in Notlagen gewährt, die sich

jedoch ausdehnenkönnen, bis sie sich zum dominanten Status ver­

festigen. Temporalität und Reversibilität der Sozialhilfeabhän­

gigkeit sind Grundkategoriender Analyse von Statuspassagen.Sie

verlangendie Untersuchungvon Verläufen in der Sozialhilfe und

aus ihr heraus, und zwar methodischmit Ereignisanalysen,die die

Zeitabhängigkeitder Prozessemodellieren können. Das Teilprojekt

widmet sich den veränderten Verläufen seit Anfang der achtziger

Jahre. Mit der Massenarbeitslosigkeitänderte sich wieder die

Zusammensetzungder Sozialhilfeabhängigen.Der Anteil von Perso­

nen im erwerbsfähigenAlter erhöhte sich, Wege durch die und aus

der Sozialhilfe sind zu untersuchen.

Die Teilprojekte des

schaftstheoretischen

StntuspassagenOber-

Bereichs D gehen insgesamt der gesell­

Frage nach. wie �i�n�s�t�i�t�u�t�i�o�n�~�l�l gerahmte

und Unterordnungsverhältnissereproduzieren
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und wie sie Risiken und Chancen zwischen den von ihnen mit ge­

schaffenenPositionen von Arbeitsfähigen und Arbeitsunfähigen,

Alten und Jungen, Männern und Frauen, Geschütztenund Ungeschütz­

ten ur.wertei1en.

3.02 BeantragteFörderungdes ProjektbereichsD

(Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr

97 D 1 D 2 D 3 Gesamt - 98

1988 64.342 65.016 122.892 252.250

1989 132.046 126.502 220.847 479.395

1990 128.320 119.482 217.922 465.724

1991 64.350 55.400 10.900 221.650
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt D 1

3.11 Thema: Normalisierung
storisch vergleichende
nischenExpertenwissen

durch Gutachtermedizin.Eine hi­
Untersuchungdes arbeitsmedizi­

in der Unfallversicherung.

3.111

3.12

Fachgebietund Arbeitsrichtung:
Sozialmedizin, Sozialpolitik, Sozialgeschichte

Leiter:
Dr. Dietrich Milles
WissenschaftlicherMitarbeiter
Universität Bremen
FB 11 (Arbeits- und Bildungswissenschaften)
2800 Bremen 33

Tel. 0421/218-3274 (dienstlich)
0421/ (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderung(Ergänzungsausstat­
tung)
Bisherige Förderung: keine
BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal-sächlicheVerwal- Investi- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 61.300 3.042 64.342
1989 122.600 9.446 132.046
1990 122.600 5.720 128.320
1991 61.300 3.050 64.350
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3.2 Zusammenfassung

Am Beispiel arbeitsbedingterErkrankungensoll
wie gesellschaftliche Risikolagen durch die
historisch gefaßt wurden und wie medizinische
Status der (männlichen) Normalarbeitsfähigkeit
teilung fixierten.

untersuchtwerden,
Unfallversicherung
Experten dabei den
in separaterBeur-

Die Objektivität der Aussagen, die von Ärzten über Körperlichkeit
und Lebensphase in Berufskrankheitenverfahrengemacht werden,
soll auf ihre selektive Wirkung hin untersuchtwerden. Die Selek­
tivität der Aussagenist zu konfrontieren mit der sozialenWirk­
lichkeit industrieller Pathogenität.Gefragt werden soll, ob und
wie medizinischeGutachtendie soziale Wirklichkeit industrieller
Pathogenitätdurch Normalitätsunterstellungenersetzenoder umdc­
finieren und wie derart Statuspassageninnerhalb des Erwerbsle­
bens durch Expertenwissengeschaffenund reguliert werden.

Ärzte geben nicht nur Einschätzungen,die über kurz- oder lang­
fristige 'Veränderungen des Arbeitnehmerstatusentscheiden,sie
fixieren darüberhinaus maßgebend die männliche und weibliche
Normalarbeitsfähigkeit,Sie tun dies durch kombinierte Beurtei­
lung konstitutioneller (körperlicher) Gegebenheiten und Lebens­
phasen (Alter), wobei sie Abweichungen von einem unterstellten
"gesunden"Arbeiter in mittleren Jahren feststellen. Das institu­
tionelle Verfahren zielt auf Entscheidungenüber soziale Risiko­
lagen (Arbeitsfähigkeit, Verwendbarkeit auf dem Arbeitsmarkt),
wobei individuelle Ansprüche an das System der sozialen Sicherung
geprüft werden. Die arbeitsmedizinischenGutachten verbinden
naturwissenschaftliche (biologisch-klinische) Aussagen mit so­
zialpolitischen Funktionen, indem sie Vorstellungen von einer
Normalbiographie und zugleich von gesellschaftlichenAnsprüchen
an Körper und Arbeitsleben entwickeln, an denen sich Sozialver­
sicherungsinstitution und schließlich Sozialgerichtsbarkeitals
"gesichertem"Wissen orientieren.

Die Untersuchungwird durchgeführtanhand von Gutachten, die seit
dem Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzes1885 herangezo­
gen wurden, um die Arbeits- und Erwerbsfähigkeiteinzuschätzen
und Berufskrankheiten anzuerkennen,bzw. abzulehnen.Auf diesem
Wege sind die Strukturentwicklungen der Sozialversicherung,die
Beurteilungskriterien der medizinischen Experten und der Ver­
rechtlichungsprozeßim gesellschaftlichenUmgang mit industriel­
ler Pathogenitätwie bei den daraus folgenden Regulierungenindi­
vidueller Bedürfnisse und Lebensläufe historisch-genetischzu
verfolgen. So können auch die problem- und präventionsorientier­
ten Möglichkeiten "gesicherten"sozial- und arbeitsmedizinischen
Wissens gefaßt werden. Zugleich soll die Quellengrundlageer­
schlossenwerden, auf der in einer weiteren Projektphase die Ak­
zeptanz- und Bewältigungsproblemevon den Betroffenen aus unter­
sucht werden können.
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3.3 Stand der Forschung

Zu dem Thema des Teilprojektes gibt es bislang keine unmittelba­

ren Forschungsergebnisse.Dies verlangt nach stärkererBezugnahme

auf Forschungenzu angrenzenden Themen wie zu arbeitsbedingten

Erkrankungen, den Problemender Gutachtermedizin,den Medizini­

schen Argumentationsmustern,der Rolle der Experten sowie zum 50­

zialhistorischenKontext.

Risiko der Berufskrankheit

Jeder BGrger ist gegen "Krankheit" versichert und im Rahmen der

Sozialversicherungbildete sich �~�i�n Begriff heraus, der in § 182

Abs.1 Reichsversicherungsordnung(auch § J Schwerbehindertenge­

setz, neue Fassung) "Krankheit" als einen regelwidrigen körper­

lichen oder geistigen Zustand beschreibtund mit ,der Notwendig­

keit einer Heilbehandlungbzw. mit Arbeitsunfähigkeitverbindet.

Das Teilprojekt untersucht diese Ausdifferenzierungdes Krank­

�h�e�i�t�~�h�e�~�r�i�f�f�5 durch ärztliche Definitionsmacht.

Das Teilprojekt bezieht sich auf die Risikolage. die mit "indu­

strieller Pathogenität" (Milles/MGller 1987) beschriebenwerden

kann, die jedoch lediglich als "Berufskrankheit" im Sozialversi­

cherungssystemwahrgenommen und reguliert wird. Die gesundheits­

politische Bedeutungder meäizinischenDefinitionsmacht in dieser

stark verrechtlichten Arena wird weder von den zu Gutachtenhe­

rangezogenenÄrzten noch von den Versicherungsträgernthemati­

siert.

Das Berufskrankheitenkonzept,mit dem eine ausgedehnteRisikolage

innerhalb der Erwerbsarbeit- die arbeitsbedingtenGesundheitsge­

fährdungen und Erkrankungen - sozialpolitischbearbeitetwird.

steht hauptsächlichin der Diskussion, weil Vertreter der Berufs­

genossenschaftenan der Listenkonstruktionder Berufskrankheiten­

verordnungvon 1925 festhalten. Danach wird von einer Berufs­

krankheit gesprochen, "wenn eine versichertePersonan einer Er-!
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krankung leidet, die in einer besonderenListe, die von der Bun­

desregierung mit Zustimmung des Bundesratesaufgestelltwurde,

erkrankt ist" (Hamacher 1986: 679; zur Problematik der Listenre­

gelung Fuchs 1986). Die Diskussion geht aktuell um die Kriterien,

nach denen eine Erkrankung auch im Einzelfall als Berufskrankheit

anerkannt werden kann, wenn sie nicht in der Liste aufgeführt

ist. Die Berufsgenossenschaftenverzeichnen zwar einen "echten

�R�ü�c�k�~�d�n�g�" der Verdachtsfälle, �d�~�" Todesfälle und auch der nicht

in der Liste aufgeführtenErkrankungen.Während die Berufsgenos­

senschaften"im großen und ganzen" keinen Anlaß sehen, angesichts

dieser Tendenz "zu pessimistisch zu sein" (Hamacher1986: 681).

häufen sich andererseitsdie Erkenntnisseüber den Zusammenhang

von "Berufsarbeit und Krankheit" (Milles/Müller 1985). Ganz abge­

sehenvon'der Frage, wie hoch die Dunkelziffer der gar nicht erst

angezeigtenFälle von Berufskrankheitenin den einzelnenListen­

positionen ist, stellt sich systematischdie Frage, ob die insti­

tutionalisierteVerbindung zwischen �a�r�b�e�i�t�s�m�e�d�i�z�~�n�i�s�c�h�e�m Exper­

tenwissen und den Regelungender Unfallversicherungim Berufs­

krankheitenverfahrenden Risikolagen im gesellschaftlichenWandel

gerecht wird. Die oben aufgeführteErfolgsbilanz der gewerblichen

Berufsgenossenschaftenkann auch so gelesenwerden, daß die in­

stitutionalisierteAbwehr sozialpolitischerAnsprüche das System

der sozialen Sicherung immer weiter weg von den Gesundheitsrisi­

ken und deren ursächlicherund präventiver Bekämpfung führt. Die­

se Problematik der aktuellen arbeitsmedizinischenund gesund­

heitspolitischenDiskussion nimmt das Teilprojekt zum Ausgangs­

punkt.

Forschungenzur Gutachtermedizin

Von engagiertenSozialmedizinernwurde die These aufgestellt,:daß•

Gutachtermedizin "in erster Linie die Wiederherstellungeines

Gliedes im Arbeitsprozeßder Leistungsgesellschaftund die durch

..• Therapie ermöglichte Kostenersparniszugunstender �V�~�r�s�i�c�h�e�;
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rungsinstitution" (Pflanz 1975: 189) �i�~ Blick

wurde bislang weder in ihrem sächlichennoch

Gehalt systevatischnachgegangen.

habe. Dieser These

in ihrem kritischen

eh. von Ferber hat die Schwierigkeitenaufgezeigt, die effektiven

Verbindungen von medizinischem Wissen und gesellschaftspoliti­

schen Bedarfen entgegenstehen,und darauf hingewiesen. daß �w�i�c�~�­

tige Zielen �i�~ Gesundheitsbereichnicht verwirklicht werden kön­

nen, weil dazu wesentliche �G�r�u�n�d�l�a�g�e�~ fehlen. Es gibt Grenzen,

die der �V�E�r�~�n�d�E�r�ü�n�g VOll Sozialverhaltenund Institutionen geselzt

sind. Bei der Konstruktion der Sozialversicherung,die eine ärzt­

liche Beurteilung der Arbeitsfähigkeit vorsieht, wird "der im

Arbei;sverhältnis angelegte Interessenkonflikt" ignoriert (v.

Ferber 1975:132). Der Arzt kann zunächst lediglich die Beschwer­

den der Patientenfestelien. Eine eingehendediagnostischeAbklä­

rung erfordert häufig zu viel Zeit. Die Einschätzungder Arbeits­

und Erwerbsunfähigkeitwird darüberhinaus durch Unkenntnis der

Arbeitsbedingungen erschwert. Somit bleibt auf der einen Seite

eine Entscheidung"zugunsten" der Beschwerdendes Patienten, vor

�a�l�l�e�~ solcher Patienten,die bereits mit medizinischenBefunden

"versehen" wurden. Rothschuh nennt Arbeitsunfähigkeitsdiagnosen

auch "Rechtfertigungs-Diagnosen" (ebd. 132), weil es sich um Be­

stätigungender jeweiligen ärztlichen Tätigkeiten handelt. Auf

der anderenSeite bleibt bei der rechtlich-institutionellenBeur­

teilung ein grundsätzlicherVorbehalt gegenüberden vorgebrachten

Beschwerden.�~�r�z�t�l�i�c�h�e�s Nichtwissen, auch einfache Forschungsde­

fizite etc., werden sogar eher als Indiz dafür genommen, daß der

Probant simuliert. Von Ferber sieht diese Praxis als Hinweis

dafür, daß dem ärztlichen Urteil weniger Bedeutunggeschenktund

die Selbstverantwortlichkeit der Betroffenenverlängertwerden

könnte: galt sie bislang wesentlich nur für die Verpflichtung zu

Arbeit und Selbstsorge,so könnte sie auf die Gesundheitserhal­

tung ausgedehntwerden.

Die damit verbundenenAuswirkungen auf die Verhältnissezwischen

medizinischemExperten und Betroffenen, aber auch zwischen thera­

peutischenund rechtlich-institutionellenZusammenhängenfaßt von·
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Ferber entlang des �~�n�o�m�i�e�-�S�c�h�e�m�a�s von Merton. Demnach analysiert

er: die Kategorie der "Konformen"; �d�~�r "Innovatoren"; der "Ritua­

listen"; ein Rßckzugsverhalten oder "retreatism"; eine "Rebel­

lion". (Ebd. S,1320 Diese Typologie unterstreicht das Wechsel­

verhältnis zwischen Risikolagen, Institution und Subjekten. Die

institutionellen und wissenschaftstheoretischenMechanismensind

allerdings bislang nicht ausreichenderforscht.

Die Forschungen verweisen auf die �g�e�ä�~�d�e�r�t�e�n Anforderungen, die

an Arbeitnehmernherangetragenwerden und die sich in geänderten

Normalitätsunterstellungen �~�i�e�d�e�r�s�~�h�l�a�g�e�n�. Größere berufliche

Leistungsorientierungund die Rationalisierung�~�e�s�e�l�l�s�c�h�a�f�t�l�i�c�h�e�r

Handlungssystemesetzen sozusagenim Gegenlicht solcher Anforde­

rungen eine "Armee von Versagern" in die Welt, was zugleich mit

anderengesellschaftlichen Zuschreibungenund Ausgrenzungenkor­

�r�e�s�p�o�n�d�i�e�r�t�~�v�~ Feiber/v. Ferber 1978: 12).

Die institutionellenMechanismensind hauptsächlichvon ihren �~

ristischenAspekten her betrachtetworden. In einer Bestandsauf­

nahme sozialgerichtlicherPraxis wurde vor wenigen Jahren eine

weitgehende "Verrechtlichung der gesellschaftlichenGegensätze

durch abstrakt-generelleRegelungen" (Meyer 1981: 57) festge­

stellt. Dadurch werde die Rechtsprechungtendenziell entpoliti­

siert und die Gerichte verhandelnnicht mehr den gesellschaft­

lichen Konflikt, sonderndie Auseinandersetzungzweier isolierter

Parteienüber das Vorliegen der tatbestandsmäßigenVoraussetzung

einer abstrakt-generellan Konfliktlösung im Einzelfall (ebd.

57f). Die tatsächlichensozialen Konflikte müßten sich im Einzel­

fall wieder Geltung verschaffen. Das juristischeVerfahren hebe

auf die abstraktenNormen und die erwarteteordnungspolitische

Funktion ab. Gerade in der Sozialgerichtsbarkeitzeige sich, daß

die abstrakt-generellenProblemlösungen im bürgerlichenRechts­

staatnicht interessenneutralsind und daß das Rechtssystemden

Einzelfall auch in Richtung auf Selbstlegitimation und -stabili-.

sierung behandeln müsse Cebd. 65). Insofern stießevor allem die

Vergesellschaftungtypischer Lebensrisikenauf die Schwierigkeit,'

daß juristische...Verfahren mit den Interessengegensätzezwischen
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Käufern und Verkäufern der Ware Arbeitskraft zu tun haben. Von

den Verfahren werde nämlich verlangt, daß "die BegrOndungder An­

splOche durch gesetzlichn Normen" die Leistungsvoraussetzungeil

kalkulierbar und zugleich durch "die Veränderungder Anspruchs­

voraussetzungennach politischen Voraussetzungen" {ebd. 711 ge­

staltbar mache. FOr die Arbeitsunfähigkeitkommt Meyer zu der

These, daß sich der Interessengegensatzvon Arbeit und Kapita]

beirr. zeitweise oder dauernd Arbeitsunfähigen,bei dem in seiner

LeistungsfähigkeitGemindertenoder bei demjenigen, Aessen beruf­

liche Qualifikation gegenwärtig oder auf Dauer am Arbeitsplatz

nicht gefragt 1st, in das System der sozialen Sicherunghin"in

verlängert (cbd. 771. Diese These verifiziert Heyer am Beispiel

des sog. SozialärztlichenDienstes. Er diskutiert jedoch ledig­

lich die rechtliche Stellung der vertrauensärztlichenoder ren­

tenärztlichenTätigkeiten.

Die Funktion der Gutachtermedizinwurde seltenervon Ärzten, mehr

von Arbeitnehmervertreter thematisiert. So wird ihrerseits vom

medizinischenGutachter auch verlangt, sich in die soziale Lage

und die Lebensumständldes Versichertenbineinzudenken,"ihn in

seinem sozialenUmfeld und in �s�e�i�n�~�m Lebensschicksalzu begrei­

fen" {Schimanski 1986: 138; 19761.

Es besteht keine KontroversedarOber, daß "Leistungsfähigkeit"

oder "Arbeitsfähigkeit" eine schwankendeGrundlage fOr ein ärzt­

liches oder richterliches Urteil Ober Gesundheitund Krankheit

bietet. Denn verschiedeneKrankheiten (z.B. Krebs oder Erkrankun­

gen des rheumatischenFormenkreises)können sich entfalten, ohne

zunächstdie Arbeitsfähigkeit einzuschränken.Viele Symptome, die

sich zunächst unspezifisch im Befinden niederschlagen,können

deutliche Hinweisee sein und eine Unterbrechung oder Beendigung

der Arbeit verlangen. Die Unsicherheitenund Schwierigkeitenin

der medizinischenDefinition von "gesund" und "krank" hängen sehr

stark mit der praktischen Einbindung der Medizin in das System

der sozialen Sicherung und den damit gefordertenFunktionen zu­

sammen (Silonon u.a. 1986).
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Zwar �~�i�r�d immer wieder hervorgehoben,�d�a�~ der Arzt in allen Fäl­

len, in denen gesellschaftlicheLasten zu verteilen sind, nur zu

begutachten und nicht zu entscheiden hat. Eine frühe Arbeit

zeigte jedoch, �d�a�~ innerhalb der Sozialgerichtsbarkeit das Gut­

achten des Arztes ausschlaggebendist, "da der Richter kaum eine

eigene Urteilsbasis in den meist kompliziertren Sachfragenbe­

sitzt" (Schäfer/Blohmke 1978: 451). Lediglich bei zwei konkur­

rierendenärztlichen Gutachten besteht ein Entscheidungsspiel­

raum, der meist zugunstendes angesehenerenoder von einer Insti­

tution bestelltenArztes ausgefüllt wird.

Sozialmedizinerkritisieren, �d�a�~ in den juristischenVerfahren

zwar ein gewissesMaß an Rechtssicherheithergestelltwurde, weil

die gutachterlicheTätigkeit durch klare Standardisierungder Be­

funde und Beurteilungenvereinheitlicht wurde, daß diese Rechts­

sicherheit jedoch nur formaler Natur und auf Kosten eines mate­

riellen Rechts entstandensei, "da gleiche Befunde Iz.B. Verlust

einer �G�l�i�e�d�m�a�~�e�) bei verschiedenen Menschen erheblich verschie­

dene Auswirkungen haben" (Schäfer/Blohmke1978). Die Entwicklung

diesesSpannungsverhältnisvon Normalitätsunterstellungenin der

Gutachterrnedizinauf der einen, den gesundheitlichenund biogra­

phischenAspekten auf der anderenSeite ist bislang noch nicht

untersuchtworden.

�B�e�g�u�t�a�L�~�t�u�n�g�s�f�r�a�g�e�n spielen in der medizinischenForschungeine

�g�r�o�~�e Rolle, wobei allerdings spezifische,organ- und funktion­

orientierte bzw. juristische Fragestellungendominieren. Die Rol­

le des Begutachtershingegen wird ebenso vernachlässigtwie die

"Beziehung zwi'chen sachverständigemUrteil des medizinischen

Gutachters,Verwaltung und Richter". Wenig beachtet wird auch

"die soziale Funktion von Gutachten, die nicht nur einen gerech­

ten Ausgleich zwischen Individuum und Gemeinschaft finden �m�u�~�,

sondernauch dem schwachenund machtlosenMenschen, der begutach­

tet wird, eine Hilfe in einer schwierigenund ungewissenSitua­

tion geben soll." (Pflanz 1977: 63) Die sozialmedizinischeTa­

gung, über die Manfred Pflanz in diesem Zusammenhangberichtet,

führte zu einer kritischen Stellungnahmeüber die �F�u�n�k�t�i�o�n�m�e�d�i�~�.
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zinischer Gutachten, die auch heute noch die Problemwahrnehmung

in der aktuellen Forschungangemessenkennzeichnenkönnen:

- Die Ärzte werden als Gutachteroft überfordert und mißbraucht,
wenn ihnen die Feststellungvon Sachverhaltenabverlangt wird, zu
deren ursächlichen�Z�u�s�a�~�m�e�n�h�ä�n�g�e und Tragweiten sie kein �e�n�t�s�p�r�~�­

chendasUrteil abgebenkönnen;

- vielschichtige �P�r�o�b�l�e�~�~ wie etwa die Beurteilung der "Lei­
stungsfähigkeit irr. Erwerbsleben" sind objektiv kaum zu fassen,
sollen aber an Maßstäben "gemessen"werden, die der realen Ar­
beitswelt in der heutigen Industriegesellschaftkaum noch ent­
sprechen;

- unsere �G�~�s�e�l�l�s�c�h�a�f�t führt infolge überkomplexerStrukturen und
uneinheitlicherBegrifflichkeit zu ständig zunehmenderSpeziali­
sierung unter dEn Gutachtern, was dem Charakterder zu beurtei­
lenden Fälle immer weniger entspricht;

- als Gutachter verliert der Arzt das Vertrauensverhältniszum
Patientenund wird zurr. Anwalt der Versicherungsinstitutionund
als Hüter der Staatsfinanzen,wobei die "finanzielle Abhängig­
keit" vom Auftraggeber wächst, auch wenn die Gutachter den Pro­
banden gegenüber nicht �~�e�t�r so ablehnendwie früher eingestellt
sind;
- "Medizinische Gutachtenkönnen dazu beitragen, sozialen Frieden
herzustellen,�K�o�n�f�l�i�~�:�t�e zu umgehen und das soziale Ordnungsgefüge
dES Staates zu erhalten";

- die Struktur des Sczialversicherungssystemsläßt bei Betroffe­
nen �M�i�ß�v�e�r�s�t�~�n�d�n�i�s�s�e fiber ihre Ansprßcheentstehen;

- reedizinische Gutachten werden unnötig eingeholt und sollen
"Alibifunktionen" erfüllen, wodurch den Gutachten und den Gut­
achtern eine ungebührlicheRolle im Rahmen der sozialen Sicherung
zufällt;

- "Lücken auf dem Gebiet der Sozialleistungen und Versagender
Sozialpolitik werden durch Abschiebendes Problems in den medizi­
nischen Bereich verschleiert":

- es ist ein "andeI in der Einstellung der Betroffenen zum Gut­
achtenprozeß selbst fGstzustellen, der möglicherweisefür eine
"Hurnanisierung" des Verfahrens in Richtung auf eine Beratung zu
nutzen ist;
- es gibt keine Forschungen, 1ie es erlauben, medizinischeGut­
achten nach sozialpolitischen,medizinischen und �a�n�d�~�r�e�n Krite­
rien zu beurteilen;

- die rechtlichen Begriffe �~�f�i�s�s�e�n vereinfacht und vereinheitlicht
werden, was auch einheitliche Maßstäbefür "gute Gutachten" und
eine Haftung des Gutachtersbei verschuldetenFehlern einschlie­
ßt;
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- das Verantwortungs-und �P�r�o�b�l�e�~�b�e�w�u�ß�t�s�e�i�n der Xrzte für Begut­
achtungsfragen muß erh5ht werden; das "System der Begutachtung
muß flexibel sein und dauernd in seinen Funktionen überprüft wer­
den." (Ebd. 64f)

Diese, auf vielfältiger praktischerErfahrung beruhendekritische

Einschätzung�~�e�d�i�z�i�n�i�s�c�h�e�r Begutachtunghat bis heute keine Reso­

nanz gefunden. Auch ein Ertrag für sozialwissenschaftlicheund

gesundheitspolitischeForschungist nicht zu erkennen. Ein wich­

tiger Grund hierfür ist darin zu sehen, daß die auf Veränderung

dringende Diskussionwesentlich auf die Rationalisierung der Be­

gutachtungbezogen war und in der Konsequenzauf die �~�5�g�l�i�c�h�t�n

"Befriedungsverbrechen"und die "Dienstbarkeit der Intellektuel­

len (Basaglia/Basaglia-Ongaro1980) abhebt. die historisch ge­

wachsenenund institutionell verfestigten Strukturender Sozial­

versicherungund vor allem deren normalisierendeFunktionen al­

lerdings bei weitem unterschätzt.

SozialhistorischeForschungsbeiträge

In der sozialgeschichtlichen Forschung ist, insbesondereunter

dem Einfluß der englischenGeschichtsschreibung(Thompson 1968).

ein starkesAugenmerk darauf gelegt worden, wie die arbeitenden

Bev5lkerungsklassen"gemacht" und in die entstehendebürgerliche

Gesellschaftsordnungeingebunden wurden. Zur sozialgeschichtli­

chen Erforschung der Zurichtung und Veredelung der Lohnarbeiter

in biographischer und gesundheitlicher Hinsicht liegen mittler­

weile auch wichtige bundesrepublikanischeErgebnissevor (Tenn­

stedt 1983; Lüdtke'1985).

Einen deutlichenAufschwung erlebte die Sozialgeschichte der So­

zialpolitik im Zusammenhangder Hundertjahrfeierndes Sozialver­

sicherungssystems(hier sei lediglich auf die Arbeiten verwiesen,

die sich mit dem Forschungsstandauseinandersetzen:Tennstedt·

1981; ders. 1982; Hockerts 1983; K5hler/Zacher 1983; Machtan

1985). Der Umstand, daß es eines solchenAnlassesbedurfte, zeigt

ebensowie die Tatsache,daß nach wie vor Sozialpolitik �w�e�i�t�g�~�~�:�~
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hend mit dem kompensatorischen Funktionsmechanismusdes Sozial­

versicherungssystemsidentifiziert wird, eine beträchtlicheLücke

im Hinblick auf die Wechselwirkungenzwischen medizinischerPro­

blemdefinition und kompensatorischenVerfahren. Die vorhandenen

Ergebnisse (namentlich auch die international-vergleichenden:Al­

ber 1982; Ritter 1983; Mornmsen/Mock 1982) erlauben jedoch eine

allgerreine sozialgeschichtlicheEinordnung.

Die noch spärlichen Beiträge der SozialgeschichtEder Medizin

sind gut aufgearbeitet (Labisch 1985: 32-51; Labisch/Spree1982:

209-223). Bei all den festgestelltenLücken und offenen �F�r�a�~�e�n

sind die Ergebnissedoch ermutigend, weil eine integrierte Sicht­

weise verfolgt wird (Weindling 1986).

Ein int.eressanter�Z�u�s�a�m�~�e�n�h�a�n�g�, der die Institutionalisierungme­

di z i n i schc r Begutachtungin sozialen Problemzusammenhängenför­

derte, entstand bereits Lrn 18. Jahrhundertund v wi r k t e in "e;­

schiedenenFormen bis weit in dieses Jahrhundert:"die Ermächti­

gung zur wechselseitigenÜbertragungwenn schon nicht guter Ver­

fahrensweisen,so doch wenigstensschlechterAnalogien in der je­

weiligen Erforschung der Gesetzedes organischenKörpers und der

�~�e�n�s�c�h�l�i�c�h�e�n Gesellschaft" (Cangui1hem 1979: 95). Cangui1hem

sieht im Kern dieses Zusammenhangs"das Konzept der Regelung",

das die Koordinierung verschiedener gemeinnützigerAktivitäten

von einem Bild der Organfunktionenübernimmt. Daraus entwickelt

sich das Konzept der physiologischenArbeitsteilung, das zu Be­

ginn des 19. Jahrhunderts"zwischen technischerAnordnung und der

Regelung der häuslichen und politischen Verhältnisseschwankt"

(ebd.). Der technische Fortschritt schien dabei immer "organi­

scher" zu werden und nach eigener, innerer Logik zu funktionie­

ren; er schien zugleich ein Welt- und Menschenbildhervorzubrin­

gen, mit dem die vielschichtigenWechselverhältnissedes natürli­

chen Lebens wissenschaftlichabzubildenwären. Einen Mittelpunkt

des Welt- und Menschenbildes stellte "die Metapher der guten

ökonomischenVerwaltung oder die Analogie des Maschinenreglers"

(ebd. 96) dar, in der sich die Vorstellungenvon Selbstregelungs-·

mechanismender Natur (auch des menschlichenKörpers) mit Anfor-
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derungender Selbstsorgein �d�e�~ Arbeitsethik verbanden.Dies war

die allgemeine Wurzel, aus der medizinischeKompetenz viele Blü­

ten trieb.

Der rechtliche und rechtshistorische Aspekt der Gutachtermedizin

ist �i�~ einem ersten Zugriff recht ausführlich bearbLitet worden

(Barta 1983: 515-673).

In seiner umfangreichenSchrift beschäftigtsich H. Barta auch
mit "Medizin und Recht in der Arbeiterunfallversicherung".Dabei
dreht sich die Argumentation um die juristische Kausalität. Barta
kann - trotz eines entsprechendenAnsatzes und vieler Bemühungen
- vor allem die GenesegesellschaftlicherZusammenhänge,etwa be­
züglich grundlegenderProzesseder Vergesellschaftungund der In­
dividualisierung, nicht gründlich bearbeiten. Die Behauptunget­
wa, die "Arbeits(Sozial)medizin"verdanke als "ganz neuer Zweig
der modernenMedizin" ihre Entstehungder Zusammenarbeitvon Me­
dizin und Recht (ebd. 516), resultiert aus solchen Lücken (hinge­
gen zur langen Geschichte der Arbeitsmedizin Koelsch o.J.; Mül­
ler/Milles 1985). Barta listet gewissenhaftdie juristisch rele­
vanten Gutachtenauf: im Zeitraum von 1886 bis 1896 erstatteten
Professoren,Klinikchefs u.a. insgesamtin 1.596 Fällen ärztliche
Gutachtenoder Obergutachten,wobei die Anzahl jährlich anstieg.
Barta hält gerade das frühe Zusammenwirkenzwischen Medizin und
Rechtswissenschaftfür einen noch weitgehend "weißen Fleck auf
wissenschaftlichenLandkarten" (ebd. 516). Er �s�~�l�b�s�t fragt haupt­
sächlich nach den Übereinstimmungen medizinischer "d juristi­
scher Argumente in der rechtlichenKonsequenz.Hier stellt er die
Fragen des Reichsversicherungsamtesan die Obergutachter�n�a�~�h

Kausal- und Wahrscheinlichkeitenzusammen. Für das Ercebnis galt
bereits damals, daß der medizinischeGutachter "klar die tragende
"juristische' Figur des Bereichs haftungsausfüllenderKausalität"
war (ebd. 519f). Bereits die "eigentliche juristisch relevante
Kausalitätsargumentationfindet sich i.d.R. im �m�e�d�i�z�i�n�i�s�c�h�e�~

Obergutachten" (ebd. 519), wobei die medizinischenObergutachten
in den Verfahren zugleich "eine wichtige verfahrensökonomische
Entlastungsfunktion"(ebd.) �ü�b�e�r�n�a�h�m�e�n�~ Ein besonderesAugenmerk
legt Barta auf die Bandbreiteder Argumentation, die in vielen
Variationen die Differenz zwischen angestrebter Kausalität und
vorliebgenommener Wahrscheinlichkeit ausfüllt. Barta geht auch
auf spezifischeKrankheitsbilderein. Er gewichtet dabei recht­
lich systematisch den Zusammenhangzur Berufsarbeitüber den Un­
fallbegriff. Die Konzentrationauf die "Theorie der wesentlichen
Bedingung" scheint aber viele der hier interessierendensozialen
Zusammenhängeauszublenden.

Bemerkenswertist eine Arbeit über traumatische Neurosen, in der.

an einem wichtigen und strittigen Punkt und in historischer�P�e�r�~

spektive der Zusammenhangvon Medizin und Recht �d�i�s�k�u�t�i�e�r�t�w�i�r�d�~

(Fischer-Hornberger1975).
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Die "traumatischeNeurose" ging demnach in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhundertsepidemieartig über die zivilisierte Welt, als
Unfallfolgen (zunächst bei Eisenbahnunfällen)einklagbar wurden.
Sie kann als erste Massenerscheinungbeschrieben werden, die auf
den Zusammenhangzwischen Sozialverfassungund ärztlicher Defini­
tion eines Krankheitsbildesberuhte. Hierbei spielen sowohl Aus­
differenzierungder Versicherungenals auch medizinischerZustän­
digkeiten eine wichtige Rolle. Die Studie von Fischer-Hornberger
zeigt, "wie jede Form der Interpretation (die medizinisch-natur­
wissenschaftliche,die psychologischeund die soziologische) ihre
bestimmten Voraussetzungen in sich trägt und in je bestimmten
Fragestellungenausmündet", und "daß es weniger rein wissenschaf­
tliche Analyse als vor allem forensischer und (besondersim
Krieg) politischer Druck war", der zu verändertenAuffassungen
über "traumatische Neurose" führte (ebd. 8). Fischer-Hornberger
hat die Geschichtedieser Krankheit vor allem im Hinblick auf die
Geschichteder psychiatrischenKrankheiten und auf eine erhoffte
"neohumanitäre"Betrachtungsweise solcher Erkrankungengeschrie­
ben. Interessanterscheinenvor allen jene Aspekte, in denen kör­
perliche Beschaffenheitenund Reaktionen (etwa Degenerationoder
Erschlaffungder Nervenfaserim Rückenmarkl zusammenmit psychi­
schen Erscheinungen(Hysterie) erklärt werden sollten - gerade
dieser Zusammenhangwurde zurückgedrängtund war den forensischen
und politischen Einflüssen leicht zugänglich.

Im Zusammenhangder finanziellen und ordnungspolitischenProble­

me, die mit der Sozialversicherungeinhergingen.wurde die Neu­

rose als Simulation begriffen und die mit dieser Erkrankung be­

gründetenAnsprüche wurden tendenziell abgelehnt (ebd. 181). Fi­

scher-Hombergerdokumentiert die historische Oberforderungdes

medizinischen.soziologischen und auch juristischenSachverstan­

des, wenn es um die Einschätzung"sozialer Krankheiten" (v. Weiz­

säcker 1930) geht. Sie -sieht hinter den Diskussionen"um die Ur­

sachender traumatischenNeurose, um die ärztliche Stellungnahme

in Fragen dieses Leidens, um das Objekt ärztlicher Ethik und

ärztlicher Standespolitikund um die Relevanz des Ursachenbe­

griffs überhaupt... , stumm und offen. die Frage nach dem anzuvi­

sierendenZiel ärztlicher Sozialwirksamkeit" (Fischer-Hornberger

1975: 212).
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Forschungenzu Argumentationsmusternder Gutachtermedizin

und zur Rolle der Experten

Im Rahmen des Sozialversicherungssystemsdefiniert die Medizin,

was ein gesunderKörper normalerweise zu leisten, bzw. wie er

auszusehenhat und was gesunde, richtige Lebensabläufesind.

Die ersten wichtigen Auseinandersetzungenin dieser Hinsicht

stellten sich nach dem Zweiten Weltkrieg ein, als die vor allem

WiedergutmachungsansprücheehemaligerKZ-Insassengeprüft wurden.

Entgegen der �ü�b�e�r�k�~�m�m�e�n�e�n Tradition in der Gutachtermedizin,

wonach insbesondere psychische AUffälligkeiten auf Veranlagung

oder Simulation zurückgeführtwurden, folgte 1962 das Bundesso­

zialgericht der von Frenzlaff. von Bayer und Kisker vorgetragenen

Argumentationund gingen über naturwissenschaftlich-biologische

Grundlagenhinaus. Damit wurde die enge Grenze biologischer Argu­

mentation überschritten,wenn auch nur in einem politisch brisan­

ten Fall.

Forschungenkönnen sich heute beziehenauf die Diskussionenüber

• Reichweite und Grenzen des "medizinischen Modells" einerseits

sowie über die Struktur des Sozialversicherungssystemsanderer­

seits. An der Aufweichung des "medizinischen Modells" waren zu­

nächst die Streßforschung(Badura 1985; Nitsch 1981). dann so­

zialepidemio1ogischeAnsätze (Badura 1981) und vor allem sozial­

wissenschaftlicheErklärungenvon Erkrankungsprozessen(Maschews­

ky 1984) beteiligt. Doch F. Tennstedtwies schon 1977 darauf hin,

daß solche Tendenzenim Sozialversicherungssystemkaum erwünscht

sind (Tennstedt1977), weil die klare medizinischeDiagnostik­

und darüber auch die rec;,t1iche und behördlicheBeurteilung von

Ansprüchen verunsichert wird. Das Sozialversicherungssystem

baut auf die juristische und medizinischeProfessionalisierung

und deren enge Korrespondenz auf wissenschaftlicher Ebene. Für

eine solche Struktur sprach von Anfang an, daß die Versicherungs­

fälle "im Hinblick auf Feststellung und Folgebehandlungschon

immer Objekt ärztlicher Berufstätigkeitgewesen" sind, die Medi­

zin "eine professionalisierteDefinitionskompetenz"zur Festste1-
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lung von Krankheit herausgebildethatte und der kurative Medizi­

ner Einzelfälle behandelt. die dann auch einzeln zu beurteilen

sind (Tennstedt1977. S.490).

Nicht lange, nachdemdie Sozialversicherungsgesetzewirksam wur­

den, beschäftigten sich Mediziner. Juristen und Sozialpolitiker

mit deren Funktionsmechanismen.Einen Schwerpunktdieser Diskus­

sionen bildeten die impliziten Annahmen darüber. wie die durch

die Gesetze erfaßten Zusammenhänge und Prozessenormalerweise

aussehenund abliefen. Hier ging es vor allem um das Menschenbild

der Medizin, das sich überkommenerweisean die naturwissenschaft­

liche "Idee der Natur als Körperwelt in mathematischenRelatio­

nen" hielt; die Medizin faßt den Menschen "als ein Ensemblebio­

physikalischerund biochemischerProzesse,die sich zum Struktu­

renkomplex und zum Funktionenablaufeines sich selbst erhaltenden

und selbststeuerndenOrganismus in Umweltkvntakt und Umweltanpas­

sung zusammenschließen"(Baier 1985: 6).

Erkannt wurde relativ früh. daß die �S�o�z�i�a�l�v�e�r�s�i�~�h�e�r�u�n�g�s�g�e�s�e�t�z�e

"auf bestimmtenFiktionen" beruhten, deren wichtigste die YQ1!!

"gesundenArbeiter" ist: "Das Gesetzgeht nämlich davon aus, daß

der versicherteArbeiter an sich gesund sei, daß aus irgendwel­

chen Gründen, die mit seiner Beschäftigung gar nichts zu haben

tun haben, eines Tages ein Krankheitsfall eintrete, der ihn zum

Erwerbe unfähig macht, und daß dieser vorübergehendeZustand

durch ärztliches Eingreifen mit den "notwendigen Heilmitteln und

sonstigentherapeutischenBehelfen" beseitigt werden kann, so daß

der Arbeiter nach Ablauf der Krankheit wieder gesundund erwerbs­

fähig sei wie zuvor (Sternberg1927: 1). Aus dieser Fiktion folg­

ten andere. zum Beispiel diejenige, "daß ein Arzt die durch einen

Krankheitsfall verursachte Erwerbsunfähigkeit mit Sicherheit

feststellenkönne" (ebd.). Weil ein großer Teil dieser Fiktionen

von den tatsächlichenVerhältnissen weit entfernt war und ist,

kommt es zu den vielfachen Konflikten im Alltag der Sozialversi­

cherung (ebd.). Diese Auffassungenherrschennoch heute vor.

Die Geschichtezeigt jedoch, daß die Fähigkeit, soziale Konflikte

durch die Sozialversicherungzu absorbieren,politisch sehr viel



704
Teilprojekt D I

Milles u.a.

höher bewertet wurde als die durch sie entstehenden,verfahrens­

mäßigen Konflikte (Hentschel 1983). Die Sozialversicherungund

darin die Gutachtermedizin entwickelten sich als wirksames In­

strument, die Arbeiterbewegungenzu integrierenund soziale Kon­

flikte zu entschärfen (Tennstedt1983; Sachße/Tennstedt1986).

Diese Fähigkeit ist enorm und beruht auf einer Verteilungspoli­

tik, �d�i�~ scheinbaralle Interessenberücksichtigt.

Der ZusammenhangzNischen medizinischerBeurteilung der menschli­

chenNaturmit den gesellschaftlichenVerhältnissenwurde von der

historischen Entwicklung �d�e�~ Verhaltenskontrolleaus erforscht.

Die Diskussionenüber den Zusammenhangvon norffialisierendenVor­

stellungen und gesellschaftlicher Macht haben es mit "falschen

und irreführendenVorstellungenüber die menschliche Natur" zu

tun und implizieren "seit der Antike einzig und allein die Recht­

fertigung der Macht einiger Menschen über das Verhalten von ande­

ren" (Chorover 1982: 18). Dies macht eine zusammenhängendeUnter­

suchungder medizinischenBeurteilungen und des Sozialversiche­

rungssystems,der medizinischenDefinitionen und der Definitions­

macht, der Körpermusterund der Anforderungsmuster notwendig.

Ein Ergebnis solcher Untersuchungensollte sein, "die überwälti­

gende Stärke bestimmter sozialer Vorurteile" (ebd. 22) histo­

risch-genetischaufzuklären. Zu gewichten ist die wissenschafts­

theoretischeKritik an der "reduktionistischen Verkürzung der

Auffassung vom Menschen" in der Medizin und die Forderung, den

Patientenund Betroffenen "als Individualität und als Träger

einer Biographie" �e�i�n�z�~�~�e�z�i�e�h�e�n - dies umso mehr. als es die Me­

dizin wegen der engen Verknüpfung von Erkennen und Handeln immer

auch mit Entscheidungen zu tun hat (Hensel 1977: 46f). Unter

einem solchen Gesichtspunkt kann die Expertenrolle des Arztes

durchaus beispielhaft für anderewissenschaftlicheVerantwort­

lichkeiten analysiertwerden. Von großer Bedeutungwird dann aber

die institutionelle Einbindung der Expertenrolle.

Der Prozeß der Verberuflichung eines Arbeitsfeldesund die damit

verbundeneSystematisierungdes zur Problemlosunggeeignetenwis­

sens bis hin zur HerausprägungeigenenFachwissensnebst fachli-
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eller Zuständigkeit ist in der historischenGenesewie in der öf­

fentlichen Bedeutung zumeist kritisch beschriebenworden (Huer­

kafup 1986; Illich 1979; Freidson 1979). "Profession" wird als ein

Beruf verstanden,der durch einen hohen Grad von Autonomie, hohes

gesellschaftlichesAnsehen und überdurchschnittlichesEinkommen

gekennzeichnetist (Krüger 1983: 514; ders. 1984: 452ff). Kritik

wird angemeldet.weil und insofern eine Gegenläufigkeitvon Pro­

fessionalisierung und Demokratisierung (H. Daheim) auszumachen

und der Einfluß von Experten auf öffentliche Angelegenheiten

nicht mehr durch das eigentlicheFachwissen begründetist. Das

spannungsvolleVerhältnis von professionalisierten�B�e�r�u�f�s�s�t�r�u�k�~�u�­

ren zu Bürgerrechtenist �v�o�~�z�u�g�s�w�e�i�s�e am Beispiel der Ärzte di­

skutiert worden. An ihnen, "den sicht- und greifbaren Exponenten

des modernen Wohlfahrtsstaates"hat sich das zivilisationskriti­

sche Mißtrauen und Unbehagen gebündelt; zugleich wird aber auch

betont, daß sich in der Innenperspektive geradediesesBerufes

diese Diskussion "wie verschwommen hörbare Begleitmusik zu dem

expansiven, weiter andauernden, sich weiter verfeinerndenund

�d�i�f�~�e�r�e�n�z�i�e�r�e�n�d�e�n Prozeß der Professionalisierung" ausnimmt

(Gross 1985: 62). Im nestreben,die Existenz eines von den Laien

akzeptiertenund relativ autonomer. Sonderwissensnachzuweisen,

die öffentlichen Auswirkungen desselbenzu verstehenund die Dy­

namik der ärztlichen Professionalisierung zu analysieren,wurde

bislang die innere struktur und die kombinierten Gegenständedes

Wissens vernachlässigt.

Labisch hat beschrieben,wie der funktionale Gesundheitsbegriff

auch die Prävention als "jene gesundheitsorientierteMaßnahme,

die am weitestenmit allgemeinenSinn- und Wertfragen verflochten

und dadurch in wert-und machtbesetzteGesellschaftspolitikeinge­

bunden ist" (Labisch 1986: 71), in die normalisierendeFunktion

der Medizin integriert. Labisch diskutiert die Rolle der Medizin

in der Gesellschaftvon der Funktion der Gesundheither, wobei er

auf die wichtigsten Diskussionsbeiträgezur sogenanntenMedizin­

kritik und der Medizinsoziologieeingeht. Seine Frage ist: "Wann

und unter welchen Bedingungenwerden von Menschen, Gruppen, Orga­

nisationenoder Institutionen allgemeineProblemlagenals gesund-
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heitsrelevanterkannt; wie werden diese PLobl"me - im Austausch

mit Experten definiert?" (Ebd. 81). Insbesondere die Gutachter­

medizin definiert "Gesundheit" als Zugriff auf Verhalten und Fä­

higkeiten: Soziologisch und sozial- wie gesundheitspolitischfaßt

er 'Gesundheit' als die Schnittstellezwischen individuell oder

schichtspezifisch verfügbarer körperlicher Leistungsfähigkeit

einerseits und gesellschaftlich vermittelten Anforderungen an

eben diese individuelle und kollektive Leistungsfähigkeitande­

rerseits.

Medizinische Gutachten. die zur Anerkennungvon Berufskrankheiten

eingeholt werden. beziehensich auf soziale Risikolagen. die un­

mittelbar mit dem Status zu tun haben. wie er durch Erwerbsarbeit

verliehen wird. Immer geht es um eine Einschätzung erstensvoll­

zogener Erwerbsarbeitund dabei erlittener GesundheitsschäJigung,

zweitens verbliebener Arbeits-, Berufs- und Erwerbsfähigkeit.

Dieser Zusammenhang wird bislang systematischvor allem dann be­

trachtet. wenn der Status der Erwerbsarbeit durch Arbeitslosig­

keit oder Invalidität verlassenwird. Hier gibt es einige Unter­

suchungenmit der Erkenntnis. daß "Inhalt. Umfang und Sinn der

heutigenVorstellungen von Arbeitslosigkeit und Invalidität

im �Z�~�s�a�m�m�e�n�h�a�n�g mit Veränderungen im Arbeitsleben, Veränderungen

in den Krankheitsbildernund daher auch Veränderungenim System

der SozialenSicherheitgeformt worden" (Gould 1985: 23) sind. Im

Ergebnis wird auf die wachsendeSegmentierungund Polarisierung

verwiesen. durch die Arbeitnehmer entlang ihrer Arbeitsmarktprog­

nose behandeltwerden. Ober die "Verflechtung zwischen Arbeitslo­

sigkeit und Minderung der Arbeitsfähigkeit" (ebd. 33) hinaus, ist

auch die Verschränkung in den Veränderungender Arbeits- und

Krankheitsmuster(ebd. 37) im historischenRückblick erkannt wor­

den. Durch die Tendenz, Erwerbsunfähigkeitimmer nur über die

Krankheit biomedizinischzu begreifen, wächst das Interessean

den Verfahren'undDefinitionen. wie sie durch das Sozialversiche­

rungssystemvorgegebenund verfestigt werden.

Zu möglichen Umgangsformenmit Beschwerdenund Beeinträchtigungen

gesundheitlicherArt sind im Sonderforschunqsbereich3 (Mikroan-
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alytische Grundlagen

chungendurchgeführt

der Gesellschdftspolitik) einige Untersu­

worden. Hier ist vor allem die Auseinander-

setzungmit einem sozialwissenschaftlichenKrankheitsbegriff, den

Konzepten Lebenslage und Lebensphasesowie den Ergebnissender

Stress-wie Life-Event-Forschunghervorzuheben (Projekt C-4 "Ge­

sundheitsstrukturen"). Dabei wurde folgenden drei Verkürzungen

begegnet:

a) die Loslösung von Krankheitsprozessenund deren Bewältigung
aus ihren "materiellen" Zusammenhängen im organischenProzeßge­
schehen einerseits, im historisch-gesellschaftlichbestimmten
Produktions-und Reproduktionsprozeßandererseits;
b) die Abstraktion von den konkreten Personen,ihrer Geschichte
und ihren Handlungsmöglichkeitenund

c) die Annahme, das augenscheinlich Selbstverständlichevon
Krankheiten und Beeinträchtigungensei quasi objektiv feststell­
bar und auch ohne die Bedingungenund Bedeutungenihres Zustande­
kommens einzubeziehen,unmißverständlich.

Die Frage allerdings: "Was leistet der medizinischeSachverstand

für die Lösung des gesellschaftlichenProblems, für das er ein­

gesetzt ist, nämlich die Unzumutbarkeiteiner Erfüllung der ver­

traglichen Arbeitspflicht zu beurteilen?" (v. Ferber/v. Ferber

1978: 153) �i�s�~ nach wie vor offen.

�~�.�4 Eigene Vorarbeiten

Unmittelbar zur Geschichteder Gutachtermedizinliegen erste Un­

tersuchungenvor, soweit die Gewerbehygienebzw. Arbeitsmediziri

betroffen ist (MilIes 1984). Zusammenmit einem erfahrenenGut­

achter wurde die Einschätzungerarbeitet,daß

- heute die Ausbildung der Gutachtermangelhaft und ihr Verständ­
nis für soziale Medizin und die Sozialversicherungungenügend
ist,

- viele Gutachter für die beauftragendeAnstalt schreiben,

- viele gutachterliche
verbindlichen Floskeln
stehen,

Argumentationen in allgemeinen und un­
("alters-undanlagebedingteLeiden") be-

- die Kenntnisse der zugrunde liegenden (Arbeits-) Verhältnisse
unzureichendsind und
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- daß wechselseitige Sympathiendie Symbiose von Recht und Medi­
zin bestärken (Popper/Raber o.J.; vgl. Hubenstorf/Klein/l1illes
1987) .

Diese ersten Vorarbeiten sind eigebettetin Studien zur histori­

schen und gesundheitspolitischenBedeutung der industriellen Pa­

thogenität (Milles/Müller 1984; dies. 1986; Milles 1986).

Schwerpunktmäßigwurden die wichtigsten Etappen im gesellschaft­

lichen Umgang mit arbeitsbedingtenGefährdungenund Schädigungen

der Gesundheit bearbeitet. In drei Forschungsprojektenwurden

historisch-vergleichendeUntersuchungen zur Soziogeneseder Ar­

beitsmedizin, zum Gesundheitsschutzfür Arbeiter und zur sozial­

politischen Intervention angestellt (Müller/Milles 1984; Milles

1984; Milles/Pensky 1984; Milles/Müller 1986a). Diese Untersu­

chungen bemühtensich darum, die Diskrepanz zwischen Gesundheits­

gefährdungendurch (industrielle) Arbeit und gesellschaftlicher

Bedeutung der Arbeitsmedizin historisch genetischzu erklären.

Erste Ergebnisseder gesamtenArbeitsgruppewurden 1984 in einem

Workshop diskutiert (Müller u.a. 1985). Die Forschungenstießen

immer wieder auf die Institutionen der Sozialversicherungund

spezifische medizinische Sichtweisen; vor allem auf das Grenz­

wertkonzept (Milles/Müller 1986b) und auf das Berufskrankheiten­

konzept (MilIes 1987). In diesen Konzepten wird der Zusammenhang

zwischen Berufsarbeitund Krankheit so behandelt. daß krankheits­

verursachendeProbleme zu keiner sozialpolitischenRelevanz ge­

langten. BesonderesInteressefand die institutionalisierteBear­

beitung industrieller Pathogenität, wobei die Einrichtung des

staatlichenGewerbeärztlichenDienstesbeispielhaft in ihrer Ge­

nese und heutigen Bedeutunguntersuchtwurde (MilIes 1988).

Den Untersuchungen wurde die Hypotheseeiner "Dethematisierung"

industrieller Pathogenität(Milles/Mü11er 1987: 70) zugrundege­

legt. "Dethematisierung" beschreibt die systemstabilisierende

NichtbehandlunggesellschaftlicherRisikolagen auf der Grundlage

von Kommunikationsstörungen. Dieser Mechanismusbeherrschtdie

GeschichtesozialpolitischerMaßnahmengegenüberall jenen Gefah­

ren für Leben und Gesundheit,die der industriellen Produktion

erwachsen.
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Die relative Bedeutungslosigkeitder anerkanntenBerufskrankhei­

ten, vor allem im Gegenlicht der in langwierigenVerfahren oder

in resignativer Einstellung der BetroffenenunterbliebenenEnt­

scheidungen,konnte in einer Obersicht über die Berufskrankhei­

tenvetfahrendargestellt werden (Mi11es!Mü11er 1985: bes. 17ff,

158). Am Beispiel einer realistischkonstruierten"normalen" Bio­

graphie eines Arbeitnehmers (ebd. 36ff) wurden die Brüche aufge­

zeigt, die von der Gutachtermedizin"bearbeitet" werden. Die we­

sentlichegesundheitspolitischeKonsequenzwurde erstensin einer

Förderungder Kompetenz und Teilhabe der betroffenenArbeitneh­

mer, zweitens im Festhaltenan der gesellschaftlichenVerantwort­

lichkeit der Experten und drittens im Ausbau der institutionali­

sierten Zuständigkeit, vor allem aber in dem Zusammenwirkendie­

ser Aspekte gesehen (ebd. 303).

Die Schlußfolgerungen der historisch-vergleichendenForschungen

verweisendarauf, daß Gewerbehygiene nicht von, einer eigenen

Problemlageaus zu begründen ist, sonderneine sozialpolitische

Programmatikbenötigt, die den Schutz für Leben und Gesundheit

der Arbeitnehmergewichtet und verankert (Mi11es 1986).

Alle diese Ober1egungenführen zur besonderenRolle der Sozial­

versicherungsinstitutionenund der in diesem Zusammenhangverfe­

stigten Bedeutung von medizinischenExperten und medizinischem

Wissen. Diese Rolle wurde bislang im Zusammenhangder Ober1egun­

gen ins Auge gefaßt, die im Forschungsschwerpunkt"Reproduktions­

risiken, soziale Bewegungenund Sozialpolitik" über sozialpoliti­

sche Regulierung und die Norma1isierungdes Arbeitsbürgersange­

stellt wurden 'Arbeitsgruppe Sozialpolitik 1986). Die gesund­

heitspolitischeDiskussion in diesem Zusammenhang(Mi11es 1986 b)

bezieht sich vor allem auf mögliche und notwendige Problemorien­

tierungen sowie auf die WiederherstellunggesellschaftlicherVer­

antwortlichkeit.
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3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm

Fragen nach gesellschaftlichenBedingungen

Ärzte begutachten in zahlreichen Zusammenhängenvon Risikolagen

und Statuspassagenunseresgesellschaftlichen Lebens. Neben der

forensischenist es vor allem die Sozialmedizin (worunter heute

im Unterschied zu sozialer Medizin oder sozialer Hygiene im we­

sentlichen Sozialversicherungsmedizirgefaßt wird), die durch

Gutachten normalisierend auf Vorstellungenüber gesundheitliche

Tatbeständeund regulierendauf Sozialleistungeneinwirkt. Auf­

traggebersolcher ärztlichen Gutachtenkönnen Behördendienststel­

len (dund, Länder, Kommunen), Körperschaften des öffentlichen

Rechts (Sozialversicherungsträger), Gerichtsbehörden,Interessen­

organisationenund Verbände sein.

Die hier interessiererdenGutachtertätigkeiten können zunächst

nach amtsärztlicherGutachtertätigkeit,worunter die gesamtever­

trauensärztlicheTätigkeit für die Ämter der Kreisverwaltungen

(Bezirksfürsorgeverband, Sozialamt, Jugendamt,Lastenausgleichs­

amt, Kriegsbeschädigteund -hinterbliebene), und sozialmedizini­

scher Gutachtertätigkeit, worunter die �v�e�r�s�i�~�h�e�r�u�n�g�s�m�e�d�i�z�i�n�i�s�c�h�e

�B�e�g�u�t�a�c�h�t�~�n�g (für die Unfallversicherung, die gesetzlicheKran­

ken- und Rentenversicherung) fallen, unterschiedenwerden. Die

von den Trägern der Unfallversicherung,dem Kernstück der deut­

schen Sozialverfassung, entwickeltenVerfahren der Begutachtung

wurden auch von den Trägern der Kranken-, Renten- und Angestell­

tenversicherungenübernommen.

Die arbeitsmedizinische Begutachtung führt nahe an ursächliche

ZusammenhängegesellschaftlicherRisiko- und Konfliktlagen, be­

zieht sich auf sozialpolitischrelevanteBereiche des Arbeits­

marktes und der betrieblichenökonomie, findet aber kaum eine öf­

fentlich oder wissenschaftlichwirksame Thematisierung.

VeränderteArbeitsanforderungenaufgrund technischerund arbeits­

organisatorischerEntwicklungen, aber auch demographischeTenden-
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zen verändern seit Ende der 1970er Jahre die Grundlagen, auf de­

nen der Status der männlichen und weiblichen Normalarbeitsfähig­

keit fixiert wurde. Das Teilprojekt zielt insbesondereauf die

hierdurch entstehendeSpannung zwischen Risikolagen, "gesicher­

tem" Wissen einerseitsund akzeptiertenNormalitätsunterstellun­

gen.

Arbeitsmedizinische Gutachtertätigkeit wird seit der zweiten

Hälfte des 19. Jahrhundertsvon Post- und Bahnärzten,seit Beginn

diesesJahrhundertsvon StaatlichenGewerbeärztenund seit Mitte

dieses Jahrhunderts von Arbeitsamtsärztenqua Amt ausgeübt. In

einer längerenhistorischenAuseinandersetzungkonnte die ärztli­

che Professionjedoch durchsetzen,daß eine konkurrierendeBegut­

achtung anstelle "beamteter" Kompetenz in gutachterlichenStrei­

tigkeiten walten sollte. Daher ziehen Sozialgerichtein solchen

Fällen verschiedeneund unabhängigvoneinandererstatteteGutach­

ten zu Rate. Dies hat zu Problemender Vereinheitlichunggeführt

und zugleich die Auffassungen gestärkt, die von großen Institu­

tionen und deren Gutachternvorgebrachtwerden.

Speziell soll die Begutachtungin Berufskrankheitenverfahren(Be­

rufskrankheiten,die wie Unfälle versichert sind) untersuchtwer­

den. Diese Gutachtenbeschäftigen sich mit Kausalzusammenhängen

zwischen arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren(Noxen, Belastun­

gen) und Prognosen (verbliebeneLeistungs- und Erwerbsfähigkeit).

Damit wird zwar nicht die Verbindung aufgegriffen, in der medizi­

nischesExpertenwissendas System der sozialenSicherungam meiß­

ten beeinflußt. Es wird aber der prägende�E�i�n�f�l�u�~ zum Gegenstand

gemacht. den arbeitsmedizinischesExpertenwissenauf die Normali­

tätsunterstellungender Arbeitsgesellschafthat. Hier spielte die

Unfallversicherung von Beginn an die zentraleRolle, insofern

ihre Regelungenunmittelbar das Konfliktfeld der Arbeitsverhält­

nisse betrafen. Das Teilprojekt hat es insofern mit der "Struktur

der betrieblichenReziprozitätserwartungen,d.h. der selbstver­

ständlichen Erwartungen über ein angemessenesbzw. 'gerechtes'

Verhältnis von Leistung und Gegenleistung" (Kohli 1986: 191) zu

tun, in denen die lebenszeitlichePerspektiveeine besondereBe-
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deutung erhält und mit den institutionalisierten Strukturenso­

zialer Sicherung verwoben wird. Das Teilprojekt zielt auf zen­

trale Vorstellungender Arbeitsgesellschaft,wie sie durch medi­

zinische Argumentationen hergestellt, stabilisiert oder legiti­

miert'wurden und werden.

Die medizinischenGutachtenim Rahmen von Berufskrankheitsgefah­

ren sollen daraufhin befragt werden, wie der institutionalisierte

Umgang mit gesellschaftlichen und individuellen Ansprüchen an

"normale" körperliche Arbeitskräfte und Arbeitsleben geformt

wird, wenn der vorübergehende oder dauerhafte Ausschluß aus der

Erwerbstätigkeitdroht. Gefragt werden soll nach der historischen

Geneseund Ausformungender gesellschaftlichenAnsprüche an Kör­

�p�e�r�l�i�c�h�k�e�i�~ und Lebensphasen,sowie nach der institutionellen Be­

gründung individueller Sicherungsansprüche, wenn der Betroffene

(mit oder ohne Verschulden) den Anforderungender Arbeitsgesell­

schaft nicht mehr genügenkann.

Die sozialpolitischeSicherung zielt darauf, Leistungsfähigkeit

zu erhalten, wiederherzustellenoder bereitzustellen,wobei so­

zialrechtlich "Arbeit als Mittel zum Erwerb" und als Fähigkeit

zur wirtschaftlichen Verwertung der Arbeitskraft im Erwerbsleben

(Marx 1977: 46) begriffen wird. Die hier interessierendenDefini­

tionsmerkmale beruhen auf folgenden Unterstellungen(Schimanski

1985: 13):

1) normale Funktion und Belastbarkeitaller Körperorgane;

2) Vorhandenseinder technischen
die zur Ausübung bestimmter
derlich sind;

Kenntnisse und Fertigkeiten,
Berufe oder Tätigkeiten erfor-

3) Befähigung, mit der vorhandenen Erwerbsfähigkeit auf dem
allgemeinenArbeitsmarkt zu konkurrieren.

In der medizinischenBegutachtungwird die Leistungsfähigkeitwe­

sentlich als Belastbarkeitbegriffen und mit einem hohen Ermes­

sensspielraum von einer unterstellten"Normalleistung" aus ge­

prüft. Die Normalitätsunterstellungenbeziehen sich zu einem

großen Teil auf Einschätzungen der Arbeitswelt und der mit ihr
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verbundenen Beanspruchungen bzw. Belastungen. Die empirischen

Grundlagen für prognostische Aussagen (z.B.: es sind "leichte

Frauenarbeiten"zumutbar) sind mehr als dürftig (Elsner 1986).

weil sich die Vorstellungensowohl über die Arbeitswelt wie über

die menschlicheArbeitskraft von den realen Verhältnissenund

Entwicklungen entfernen. Die Frage, warum desungeachtetauf so

dürftiger Basis weiterhin verfahren wird, verweist auf die in­

haltlich anderweitig begründeteStärke ärztlicher Argumentations­

Muster.

Aus den skizzierten verschiedenen Aspekten arbeitsmedizinischer

Begutachtungsoll die inhaltliche Analyse der Gutachtendie Kör­

perlichkeit (Konstitution) und die Lebensphasen(Alter) heraus­

greifen.

Diese Aspekte erfassennicht nur die gängigenArgumentationsmu­

ster medizinischerBegutachtung.�E�r�f�a�~�t werden zugleich Vorstel­

lungen, mit denen die Integration von Arbeitnehmernin die Ar­

beitsgesellschaftund der soziale Gehalt von Statuspassagenin­

nerhalb des Erwerbslebens normalisiert werden. Die Prüfung, ob

eine Behinderungoder eine Minderung der Erwerbsfähigkeitvor­

liegt, setzt die Annahme voraus, �d�a�~ ein regelwidriger (gegenüber

dem für das Lebensalter typischen) körperlichen Zustand festge­

stellt werden kann. Die Fragen an ärztliche Gutachtenund die

Argumentationsweisenderselbenmüssen sich nicht unmittelbar auf

explizit formulierte Normalitätsunterstellungenbeziehen; es wer­

den vielmehr zunächst solche "Regelwidrigkeiten" festgestellt,

die eindeutig als "anlage-" bzw. "altersbedingt"bezeichnetwer­

den können, wobei sich die Normalitätsannahmen zu "Anlagen" und

"Alter" als Fiktion des gesundenArbeiters im mittleren Lebensal­

ter in unproblematischenArbeitsbedingungen ausprägen.Die Kon­

zentration auf Körperlichkeit und Lebensphasezielt einerseits

auf diese Ausprägung, andererseitsauf die Spannungzwischen me­

dizinischen (biologischen, klinischen) und ökonomischen (prodUk­

tivitäts- und ertragsorientierten)Aspekten, bzw. auf deren wech­

selseitige Durchdringung bei der Stabilisierungvon Normalar­

beitsverhältnisund Normalbiographie.
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Fragen an medizinischeGutachten

Arbeitsunfähigkeitaufgrund einer Berufskrankheit ist als Phase

der "Diskontinuität" im Lebenslauf anzusehen,die in verschiedene

Richtungen und mit verschiedenem Resultat durchlaufenwerden

kann: Sie kann über Rehabilitationsmaenahmenmit oder ohne Ein­

schränkungenoder soziale Belastungen zurück ins Erwerbsleben

führen; sie kann durch die Festeilungder Erwerbsunfähigkeitaus

dem Erwerbslebenheraus führen. Die �S�t�~�t�u�s�p�a�s�s�a�g�e scheint dabei

zumeist defizitär, d.h. als Abmusterung. Dies erhöht den Druck

auf die Selbstsorgeder Betroffenen und ist sozial- und ordnungs­

politisch unproblematisch, solangedie Verfahren, d.h. hier vor

allem die gutachterlichenAussagen, akzeptiertwerden.

Das Ziel der Begutachtung �i�s�~ eine Feststellung,ob der Versi­

cherte noch arbeitsfähigoder erwerbsfähigist, und eine Schät­

zung, in welchem Grade diese Fähigkeiten im gegebenenFall einge­

schränkt sind. Schwierigkeitenstellten sich nach einer gewissen

historischenErfahrung weniger im Bereich des "objektiven Befun­

des" ein. Hier wirkten die restriktiven Mechanismennaturwissen­

schaftlich-klinischerProblemwahrnehmung:Als Krankheit wird nur

diagnostiziert, was eindeutig erkannt und benannt werden kann.

Schwierigkeitenbereiteteund bereitet vielmehr die Schätzungder

verbleibenden Arbeits- und vor allem Erwerbsfähigkeit. Denn in

dieser Hinsicht mue der Gutachtereine Vorstellung davon entwik­

keIn, welche Arbeiten der Versichertenoch verrichten kann und

welche Chancendamit auf dem Arbeitsmarkt gegeben sind. Damit

kann sich der Gutachter nicht einfach auf eine Beschreibungder

Krankheitsbilderzurückziehen, sondernmue eine Prognoseabgeben,

die weit in sozialpolitische Zusammenhängehineingeht und den

Versichertenin seiner gesamtensozialenBiographie betrifft. Die

Unfallmedizin hat sich früh mit einer recht formalisierten Ein­

schätzungder Behinderungenund der verbleibendenFähigkeitenbe­

holfen, was viel Kritik herausforderte.Gleichwohl existiert nach

wie vor eine der sog. Knochentaxe ähnliche, formalisierte Vor­

stellung von Fähigkeitenund Behinderungen.
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Das Teilprojekt soll die sozial- und gesundheitspolitischenIm­

plikationen von Statuspassagenund Risikolagen von der Institu­

tion Unfallversicherung aus angehen. Die Anerkennungeiner Be­

rufskrankheit, und somit auch bereits die Meldung eines Verdachts

auf Berufskrankheit, bedeutet einerseits, daß der Betroffene

deutlich besserekompensatorischeLeistungenerhält. Andererseits

sind die Schlußfolgerungvon dem Einzelfall aus auf allgemeine

und strukturelle Gefährdungender Gesundheitund damit die Formu­

lierung wirkungsvoller gesundheitspolitischerMaßnahmenvon die­

sem Verfahren beeinflußt. Die Statuspassage,die durch die Aner­

kennung einer Berufskrankheitund damit verminderterErwerbsfä­

higkeit bzw. Behinderung, durchschrittenwird, sollte die spezi­

fischen Gefährdungen des Arbeitnehmers kompensierenund dadurch

zugleich Anhaltspunktezur Verbesserung des Gesundheitsschutzes

für Arbeiter geben. Diese Intention des Verfahrens leitet nicht

unbedingt die Praxis. Die Art und Weise, wie die Statuspassage

praktisch geregelt ist und durchlaufenwird, wirkt daher nicht

nur auf die Sicherung für den einzelnenBetroffenen, sondern zu­

gleich auch auf die Grundlagenfür gesundheitspolitischeInter­

ventionen.

Die medizinischen Gutachten sollen speziell daraufhin befragt

werden, ob medizinwissenschaftlicheArgumentationsmuster, vor

allem unterstellteAnnahmen von normaler Arbeitskraft und Arbei­

terbiographie, möglicherweise systematischdefizitäre Statuspas­

sagen implizieren und legitimieren, oder ob und welche Ansätze

auszumachensind, die ursprünglichenIntentionender Besserstel­

lung des Betroffenen wie der besseren Grundlage für den Gesund­

heitsschutzzu beleben.

Die sozial- und gesundheitspolitischenImplikationen beziehen

sich auf "bestimmbare", "sichere" Zusammenhängevon Risikolagen,

zweifelsfreier Wahrnehmung und Beurteilung durch Experten, ein­

klagbarenRegulierungen.Der Wissenschaftkommt hierbei die zen­

trale Rolle zu. Die tragendeRolle erfüllt die medizinischeWis­

senschaft, indem sie sich "von einer 'ganzheitlichen'Erkenntnis
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an und für sich' zu einer partikulären, jedoch präziseren,

zweckhaften, d.h. handlungsbezogenenErkenntnis" fortbewegt und

somit den "fundamentalen Wandel im Welt- und Selbstverständnis

des Menschen" begleitet (Kaufmann 1970: 94), der mit der Aufklä­

rung beginnt und mit dem Siegeszugder Technik einherging. Dieser

Wandel und die damit verbundeneRolle der Wissenschafttrafen hi­

storisch auf die Ausdifferenzierungder Sozialpolitik zu objektiv

beschriebenenund gesetzlich festgelegten Rechtsansprüchenund

sie trugen ihren Teil dazu bei, das Sozialversicherungssystems

als verfestigteund generalisierendeErwartungsstrukturzu insti­

tutionalisieren. Hier ist vor allem der Form einer "Vergewisse­

rung durch Ausschluß negativer Möglichkeiten" nachzugehen,die

leichter realisierbar und "angesichts des möglichen Interessen­

konflikts zwischen Anspruchberechtigten und Sicherungsorganisa­

tionen" auch rationaler ist (ebd; 318).

Die ökonomische, versicherungsrechtlicheund auch die ideologi­

sche Bedeutungder Behinderung oder Minderung der Erwerbsfähig­

keit wird möglicherweise in den nächstenJahrenzunehmen. Die

demographischeEntwicklung kann zu spezifischen Spannungenauf

dem Arbeitsmarkt führen; die Qualifikationsanforderungensteigen

und sind weniger durch den Ersatz von Arbeitskräften zu befriedi­

gen; die Belastungen und Erkrankungenscheinenlediglich einem

Formwandel zu unterliegenund im psychosozialenBereich eher grö­

ßer zu werden. Damit zeichnet sich ein Druck auf die eingespiel­

ten Statuspassageninnerhalb der Arbeitsverhältnisseab, vor al­

lem im Ubergang zur arbeitsbedingtenErkrankung (Feststellungund

Festlegungdes Grads der Behinderung). Die demographischeEnt­

wicklung und der entsprechendeDruck auf das System der sozialen

Sicherungwird die Konkurrenz zwischen verschiedenenSoziallei­

stungenverschärfen. Wenn Scheuch hier annimmt, daß nicht alle

der Ansprüche zu befriedigen und die notwendigenEntscheidungen

über Abstriche an die Bürger zurückzugebenwären (Scheuch1987),

so unterschätzter die stabilisierendenund entmündigendenFunk­

tionen der ärztlichen Experten (Horn u.a. 1984) wie der Sozial­

versicherung.Vielmehr kann gefragt �w�e�r�'�~�n�, ob der Problem- und

Entscheidungsdruck wiederum auf die Experten abgeleitetwerden
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wird, die als "gate keeper" den Zugang zu den Leistungen des So­

zialversicherungssystemsregeln. Diese Regelung erfolgt inhalt­

lich wesentlich in den Verfahren der Begutachtung.

In besondererWeise zeigt sich in der Gutachtermedizin die Rolle

von Experten ur.d Expertenwissenfür Statuspassagen,insofern die

Gutachterdie Regelungender Passagewesentlich bestimmen, ohne

die Entscheidungen selbst unmittelbar zu treffen. Das Vertrauen

als zentrale Kategorie zwischen administrativer (politischer,

juristischer) Entscheidung (oder Nicht-Entscheidung)und gesell­

schaftlicherAkzeptanz beruht auf einer eigenständigen, kaum zu

hinterfragendenInstitutionalisierung. Dieser, in der Gutachter­

medizin historisch besondersausgeprägte Mechanismusdurchdringt

mittlerweile einen Reihe der politischen Arenen.

Zielsetzungen

Im Mittelpunkt der Anforderungen an arbeitsmedizinischesWissen

stand und steht das Problem der haftungsausfüllendenund haf­

tungsbegründendenKausalität. Während es in dem Teilprojekt nicht

um die spezifischenjuristischenAspekte geht, soll die Spannung

zwischen naturwissenschaftlich-biologischenund sozialwissen­

schaftlich-gesundheitspolitischenArgumentationslinien in den

Mittelpunkt gestellt werden. Im englischenSprachgebrauchdrückt

die Unterscheidungzwischen Krankheit und Kranksein die Unter­

scheidung zwischen naturwissenschaftlicherund sozialer Konzep­

tion aus: "Disease is an abstract, biological-medicalconception

of pathological abnormalitiesin peoples bodies. Diseasesare in­

dicated by certain abnormal signs and symptoms which can be ob­

served, measured, recorded, classified and analysedaccording to

clinical standardsof normality." Diese Definition wird aller­

dings für untauglich gehalten, wenn es um die Untersuchungsozia­

ler Zusammenhängegeht. "Illness, the human experiencingof di­

sease,is an explicitly social phenomenonwith both an objective

and a subjective reality." (Idler 1979: 723)
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Doch nicht nur "Kranksein" bezieht sich auf die soziale Einbet­

tung der betroffenen Person. Die obige Unterscheidungmag die

Sichtweisenund das Selbstverständnisvon Ärzten und Laien tref­

fen, sie vertuscht jedoch die Wechselwirkungenund übersieht, daß

die biologisch-klinischeKonzeption von �"�K�r�a�n�k�~�e�i�t�" ebenfalls so­

ziale Zusammenhänge, wie sie von den mächtigen Institutionen der

Sozialversicherunggeprägt sind, beschreibt. Insofern scheint es

unzureichend, wenn sich die Untersuchungen,die soziale Zusam­

menhängein Fragen von Gesundheitund Krankheit gewichten wollen,

lediglich auf die subjektiven Sinnstrukturenbeziehen (vgl. Engel

1979, Katsehnig 1980, zur Kritik Gerhardt 1981) oder auf die psy­

chosozialeVerarbeitung objektiver Belastungen(Schäfer 1979; v.

Uexküll 1981).

Die soziale Dimension medizinischerBegutachtungergibt sich zum

einen aus einem Krankheitsverständnis,das auf die Zusammenhänge

zwischen geschichtlichen und sozialen Geschehnissensowie deren

Niederschlagin Organen und Funktionen des menschlichenKörpers

abhebt; in diesem allgemeinenSinne kann die Krankheit als eine

Störung der Beziehungen der Menschen untereinanderverstanden

werden (v. Weizsäcker1950; Zacher 1986). Zum anderen ist der

Vorgang der ärztlichen Begutachtungselbst eine Entscheidungüber

soziale Sachverhalteim Rahmen gesellschaftlicherEinrichtungen.

Wenn es darum geht, diesen beiden Aspekte der Medizin als einer

"humanitären Veranstaltung der menschlichen Gemeinschaft" (F.

Hartmann) in den gutachterlichenArgumentationennachzugehen,so

muß einerseitsder große Eigensinn berücksichtigtwerden, der ge­

rade in den zu beurteilendenKonfliktlagen von dem psychophysi­

schen Organismusausgeht, andererseits die starke Prägung durch

verrechtlichteVerfahren.

Zu fragen ist daher auch nach den Inhalten der Gutachten, die aus

verschiedenenQuellen stammenund mit verschiedenen, natur- oder

sozialwissenschaftlichenZugängen erschlossenwerden müssen (so

die These von Kisker 1982). Hier soll der von V. von Weizsäcker

angebotenenOrientierung gefolgt werden. wonach "soziale Krank­

heiten" aus dem Zusammenstoßmit Umfeld. Umwelt und vor allem den
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unpersönlichenMächten in Staat und Institution abzuleitensind.

Insbesondereder Anteil von Gesellschaft,Staat und Institutionen

an derartigen Konflikten bedarf der Analyse. V. Weizsäckerkon­

statiert im gesellschaftlichen Umgang mit sozialen Krankheiten

eine widernatürliche Verrechtung und Versachung (v. Weizsäcker

1934: 65ff). Die Berufung auf angeblich rein naturwissenschaft­

lich objektive Kriterien vertuschegeradezudie Maßstäbeder Be­

gutachtung. V. Weizsäckererkannte also eine Verbindung zwischen

dem Krankheitsbegriff, wie er mit dem "energetisch-ökonomisch­

technischenBild der Gesellschaft" (ders. 1941: 161) einherging,

und der Funktion der Gutachtermedizinim Rahmen der Sozialversi­

cherung.

Die Funktionsweiseder Gutachtermedizinsoll daher nicht einfach

mit dem Begriff der "Kontrolle" gefaßt werden. Dieser Begriff

verwischt in seiner Ungenauigkeitauch die widersprüchlichenEle­

mente in der Institution Unfallversicherungund dem Berufskrank­

heitenverfahren,insbesondereim Zusammenhang realer Arbeitsver­

hältnisse (Burawoy 1985: 26). Stattdessenist von hierarchisch

�g�e�o�~�d�n�e�t�e�n Wechselwirkungenvon sozialen Schichtungen,Kontrol­

len, Akzeptanz, Konsens, Widerstand und Aushandlungauszugehen.

Die Kategorie des "Aushandeins" nimmt eine SchlQsselrolleein,

weil hier die Wechselwirkungen geformt und neu bestimmt werden.

Dies scheint auch deshalbangebracht,weil die Aussagen der Gut­

achtermedizinüber alters- oder konstitutionsbedingteoder -bezo­

gene Abweichungen auf dem Hintergrund von Vorstellungeneines

Normalarbeitsverhältnisseszu verstehensind, in die auch kultu­

relle Normen, Legitimationsmuster,Ordnungskonzeptionenusw. ein­

gehen. Insofern korrespondieren Normalisierungendurch Gutach­

termedizin solchen Vorstellungen von (Normal)Arbeitsverhältnis­

sen, wie sie in Managementideologienund -strategienherrschafts­

stabilisierendgeprägt werden und den Betroffenen als ein "Be­

griffsgeschwQr" (Nichols/Armstrong1976: 19) entgegenstehen.

Zugleich bieten solche Vorstellungen, vor allem soweit sie in

verrechtlichtenVerfahren evaluiert werden, ein gewiRses Maß an

Sicherheit und Orientierung; sie ermöglicheneine wechselseitige
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sozialpolitischeVerpflichtung und verhindern kurzgreifendeStra­

tegien. Diese sozial- und gesundheitspolitischePerspektivesoll

in dem Teilprojekt abschließenduntersuchtwerden. Sie bildet zu­

gleich den übergang zu einer zweiten Projektphase,in der die

Normalitätsunterstellungenund Regulierungenvon den Betroffenen

aus untersuchtwerden sollen.

Vorgehensweise

Die Untersuchungenbauen im wesentlichenauf Inhaltsanalysenauf,

wobei die medizinischen Gutachten als institutionell geprägter

Teil sozialer Kommunikation verstandenwerden. Die Analyse zielt

hierbei auf'die Inhalte der Gutachten und erst im zweiten oder

dritten Schritt auf Sender oder Empfänger. Ausgehendvon den

wichtigsten Funktionen, die in der Kommunikationsforschungher­

vorgehobenwerden, soll insbesondereder Anschluß der gutachter­

lichen Argumentationenan normalisierende Vorverständnisse(kon­

textuale Funktion) und die Verfügbarkeit über Risikolagen durch

Begriffsdefinitionen (ökonomische Funktion) im Mittelpunkt des

Interessesstehen. Allerdings kann hier nicht die Adäquanz der

Begriffe hinterfragt werden, weil die Sachverhalte selbst nicht

rekonstruiertwerden können und sollen.

In dem Projekt soll zunächstvon fOlgender Hypotheseausgegangen

werden:

In den gutachterlichenVerfahren findet ein institutionalisiertes
Aushandeln über Kern und Verbindlichkeit von Expertenwissen
statt. Die "gesicherten"wissenschaftlichenErkenntnissebasieren
auf Normalitätsannahmen, deren "harter" Kern in biologisch be­
gründetenAussagenüber Körperlichkeit und Lebensphasenbesteht.
Das Expertenwissen, das so nur einen kleinen Ausschnitt gesund­
heitlicher und rlamit biographischerZusammenhängeerfaßt, legiti­
miert einen gesellschaftlichen Umgang mit den Gefährdungenund
Schädigungender Gesundheitdurch industrielle Pathogenität,der
möglicherweisesystematischdefizitär ist. Medizinische Gutachten
und Gutachterwirken prägend und legitimierend auf die Regulie­
rung von Ansprüchen, die durch Mitglieder der Gesellschaftan das
System der sozialenSicherunggestellt werden. Weil der Zugang zu
Leistungenund die Notwendigkeit präventiverMaßnahmennur durch
"gesichertes"Wissen Anerkennungfinden, wird die Bewältigung des
übergangsvon Lohnarbeit in vorübergehendeoder dauerndeMinde-
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rung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeit- trotz der Unfallversi­
cherung als Institution der sozialen Sicherung- zum großen Teil
auf die Betroffenen selbst abgeschoben. Diese haben nicht die
Möglichkeit, den gesellschaftlichenUmgang mit industrieller Pa­
thogenität von ihren Bedürfnissenaus zu �o�r�g�a�n�i�s�i�e�r�e�~�. Dieser Me­
chanismusblockiert die allgemeinen, präventivenIntentionender
Unfallversicherung. In historischen Situationen allerdings, in
denen die Spannungzwischen Risikolagen, "gesichertem"Wissen und
akzeptiertenNormalitätsunterstellungenzu groß wird, kann deren
Verhältnis untereinanderneu geformt werden.

Diese Hypothese wird in historisch-vergleichenderMethode anhand

publizierter medizinischer (Ober-)Gutachtenund unter Berücksich­

tigung der sozialgeschichtlichenZusammenhängevon Unfallversi­

cherung und ärztlicher Professionalisierunguntersucht.Die Eva­

luation und Korrektur der Hypothesensoll zur begrifflichen Klä­

rung führen.

Zur Analyse arbeitsmedizinischenWissens wird insofern zunächst

ein Kategoriensystem zu erarbeiten sein, das von Hypothesenund

deren Dimensionenausgehtund die Interpretation der Gutachten

anleitet. Verhaltenserwartungenwerden als Handlungsfigurenbe­

griffen, die von Experten so geprägt werden, daß sie zu alltags­

weltlichen Orientierungenund Deutungsmusternwerden. Die Analyse

der Handlungsfigurenkann allerdings hier nur vom Ergebnis, von

der gutachterlichen Stellungnahmeund dem Bescheidher erfolgen.

Daher liegt das Schwergewicht darauf, die Handlungsfigurenals

Argumentationsmusterauf ihre ideologischenVoraussetzungen(die

sich ihrerseits auf sozialstrukturelle Ergebnisse des HandeIns

beziehen) hin zu untersuchen.Diese Untersuchunggeht davon aus,

daß die Orientierungen und Deutungen als Normalisierungenzu

verstehensind. Sie stellen das interpretative Schemadar, mit

dem die Betroffenen (aber auch andere Beteiligte) industrielle

Pathologie �w�a�h�r�n�~�h�m�e�n�. Das Teilprojekt zielt auf das von medizi­

nischen Experten �b�e�e�i�n�f�l�u�~�t�e Wissen innerhalb der Strukturen

gesellschaftlicher Wirklichkeit, die von der Unfallversicherung

geprägt werden.

�M�e�d�i�z�i�n�~�s�c�h�e Gutachtenzur Einschätzungder Erwerbsfähigkeitlie­

gen seit Inkrafttreten des Unfallversicherungsgesetzesund spe­

ziell seit der ersten Berufskrankheitellverordnung1925 vor. Die
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eigentlicheUntersuchung der Gutachtenmuß eingebettetwerden in

einen sozialhistorischenKontext, der über die Strukturen des sy­

stems der sozialen Sicherung und über die sozialpolitischenIn­

tentionen Auskunft gibt. Dies soll durch eine sekundäranalytische

Studie zur Institution Unfallversicherungund deren Verhältnis zu

medizinischenExperten, zu soziokulturellen Prägungen der Ar­

beitsanforderungenund zu sozialpolitischenKräften und Interes­

sen erfolgen.

Die sekundäranalytischeStudie kann sich auf eine Fülle zeitge­

nössischerPublikationen stützen, in denen im Rahmen der ärztli­

chen Professionalisierung standespolitische Kriterien für die

Regelung der Gutachterfrageund das Verhalten der Gutachterun­

tereinander diskutiert wurden. Besonders beispielhaft werden

hierbei die Auseinandersetzungenüber das Problem der "Simula­

tion" sein, weil darin die Anforderungen eine zentrale Rolle

spielen, die dem normalen Arbeiter normalerweisezugemutetwerden

(müssen) und die er nun möglicherweisedurch Ansprüche an die So­

zialversicherungsleistungenverweigert. Der Arzt prüft hip.r im

gesamtgesellschaftlichenInteresse Ansprüche und gibt vor, dies

mit exakten Maßstäbenvornehmen zu können.

Die Analyse der Normalitätsunterstellungenin medizinischenGut­

achten erfolgt, indem die Argumentationsmustermit den histori­

schen Gewichtungen und Veränderungenindustrieller Pathogenität

konfrontiert werden. Das bereits vorhandeneund systematisierte

Wissen zur Geschichteder Arbeiterkrankheitenund der Arbeitsme­

dizin in Deutschland (Müller/Milles 1984) kann hierzu spezifisch

(bezüglich einzelnerRisikolagen, Erkrankungen, Branchen) ergänzt

werden. Die empirischeGrundlage einer solche.l Konfrontation ist

durch die Sammlung der arbeitsmedizinischenStandardliteraturan

der Universität Bremen weitgehendvorhanden: es erscheintausrei­

chend, nicht den Bezug zu schwer zu rekonstruierendenGesund­

heitsgefährdungenund -schädigungen,sondernzu dem einschlägigen

Wissen darüber zu wählen, weil der Gutachter im Zweifelsfall

keine eigene Forschunganstellt (und anstellenbraucht), aber auf

die Kenntnis des Forschungsstandesangewiesenist.
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In der historischenGenese von Unfallversicherungund medizini­

scher Begutachtung werden die verschiedenen �V�e�r�k�n�ü�p�f�u�n�g�~�n und

Oberlagerungendeutlich, die die Regulierung von Risikolagen unä

Statuspassagenheute verkomplizieren. Insbesondere das Wechsel­

verhältnis zwischen privatwirtschaftlichen, gesellschaftlichen

und staatlichenNormierungen und Verfahren, etwa zwischen dem aus

privaten Haftpflichtversicherungen stammendenUnfallbegriff und

den oft wenig festgelegten Definitionen der Reichsversicherungs­

ordnung oder zwischen den Wirtschaftlichkeitserwägungen(von Ver­

sicherungsgesellschaftenund Unternehmen) und den Umverteilungen

sozialer Kosten usw., vor allem aber auch die Akzeptanz der be­

nutzten Vorstellungenvon einem normalen Leben (möglicherweise

gegen Erfahrungen oder Interessender potentiell Betroffenen)­

dies ist in soziogenetischerForschungzu klären.

Die Untersuchungder Gutachten soll �z�u�~�ä�c�h�s�t drei historische

Etappen unterscheiden, in denen auch der sozialgeschichtliche

Zusammenhangjeweils neu zu reflektieren ist.

a) Nach Etablierungdes Sozialversicherungssystemssind wesent­
lich Argumentationsmuster auszumachen,in denen die menschliche
Arbeitskraft als körperliche Kraft verstandenwird. r,efragt wird
in den Gutachten, ob oder in welcher Einschränkungder menschli­
che Körper dem Arbeitsprozeßzur Verfügung steht. Der verwendete
Maßstab basierte auf �V�o�r�s�t�e�l�l�ü�~�g�e�n von schwererkörperlicher Ar­
beit im sinne von handwerklicherArbeit, die ein Mann im mittle­
ren Alter während eines zehnstündigenArbeitstageszu leisten in
der Lage wäre. Dieser Maßstab verfestigte eine naturwissenschaft­
lich-biologische Sicht des Arbeiterkörpers und verband sich mit
den Anforderungenan die Selbstsorgedes Arbeiters, wie sie ent­
lang der protestantischenArbeitsethik erhobenwurden.

b) Um die Jahrhundertwendeist eine Weiterentwicklungder wissen­
schaftlichenZugriffe auf den menschlichenKörper sichtbar, die
mit veränderten Arbeitsoedingungenverbundenwaren, wie sie spä­
ter mit dem Begriff der "Rationalisierung"gefaßt wurden. Während
die Einschätzung des menschlichenKörpers in der ersten Phase im
Grunde nach dem Vorbild militärischer Musterungen erfolgte, er­
folgt nun eine methodischeAusdifferenzierung.Kennzeichendieser
Phase sind Methoden der Psychotechnik, mit denen man die Ein­
schät,ungerfolgter Gesundheitsschädigungenebensobewerkstelli­
gen kann wie die Prognose (noch) vorhandenerArbeitsfähigkeit.
Unter dem Schlagwort "Berufswahl und körperliche Eignung" sahen
Gewerbehygienikerauch eine konkrete präventiveAufgabensteilung.
Das Muster der Beurteilung verlagertesich von einfacher schwerer
körperlicher Arbeit hin intakten körperlichen Funktionen - nicht
der Arbeiter im mittleren Alter mit entwickelter Muskulatur, son-



724
Teilprojekt D 1

Milles u v a ,

<lern der
gab die
lung und
1925) .

Arbeiter mit funktionstüchtigenOrganen und Reaktionen
Orientierung ab. In die zweite Phase fällt die Entwick­
Etablierung des Berufskrankheitenverfahrens(1. BKVO

c) Die institutionelle Verfestigung des Verfahrens führte zwar
zur StabilisierungarbeitsmedizinischenWissens, nicht aber zu
sozialpolitischer Wirksamkeit; insgesamt konnten lediglich im
Durchschnitt 0,23 Promille der Unfallversicherten die Vorteile
des Berufskrankheitenverfahrennutzen, und auch nur rund 20 % der
angezeigtenFälle führten zu Entschädigungen(Mi lIes/Müller 1985:
158). Auf diesem Hintergrund ging die Begutachtungspraxisab von
der sogenanntenKnochentaxeund fand zu Beurteilungsmustern,die
eine flexible Verteilung der Versicherungsleistungennach dem
Einzelfall garantierten.Hier ist etwa nach dem Inkrafttreten des
Arbeitssicherheitsgesetzeseine Veränderungauszumachen,die mit
dem Begriff "arbeitsbedingteErkrankungen" (Müller/Volkholz 1980)
zu umschreiben ist und die wieder größereAnforderungendes Ver­
sicherungssystemsan die medizinischen Experten impliziert. Nach
der Entscheidung des Bundessozialgerichtsvorn 14.11.1984 (AZ: 9b
RU 38/84) soll die Bewertung der Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit
aufgrund empirisch-wissenschaftlicherBasis erfolgen. Diese Basis
ist aber im Umfeld des Begriffes "arbeitsbedingteErkrankungen"
noch nicht gesichert.
Für alle drei Phasensind an die Gutachtenfolgende Fragen heran­
zutragenund im sozialhistorischenKontext zu verfolgen:

a) Lebensphasen,Lebenserwartung,�L�e�b�e�n�s�l�~�g�e

In welcher Weise unterstellendie Gutachteneine Selbstsorge
des Arbeitnehmers?

In welchen Bezug setzenmedizinwissenschaftlicheArgumenta­
tionen den Abbau der Arbeitsfähigkeit mit dem natürlichen
Tod?

Besteht eine Fixierung auf "normale" Vernutzung der Arbeits­
kraft in einem Arbeitsleben?

In welcher Weise beziehen sich Gutachten auf das Kontinui­
tätsmusterlebenslangerArbeit?

b) Körperlichkeit, Belastungen,Gefährdungen

Beziehensich die Gutachten auf eine Fiktion des gesunden
Arbeiters?

In welchen medizinwissenschaftlichenBegründungen ist das
Muster schwere körperliche Arbeit auszumachen?

Gehen die Gutachtenvon einer Arbeitsverweigerungsvermutung
aus?

Welchen Stellenwerthat die körperliche (natürliche) Kon-
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stitution, bzw. die natürliche Kraft zur Selbstreinigungund
Resorption?

Wie beziehensich medizinischeGutachtenauf das Verhältnis
zwischen Anlage- und Altersbedingungenauf der einen, produ­
zierten Gefährdungenund Schädigungenauf der anderenSeite
(vor allem bei chronischenErkrankungen)?

Auf welcher Grundlage erfolgen Prognosenüber Rehabilita­
tion, verbleibendeMinderung der Erwerbsfähigkeit und Le­
b&nserwartung, d.h. welche Vorstellung vorn gesundenund
vollständig einsatzbereitenArbeiter, bzw. welche Abstriche
davon sind auszumachen?

Solche Fragen sind anhand spezifischerFälle und spezifischerEr­

krankungen zu untersuchen,dann aber auf ihre gesellschaftliche

Relevanz, d.h. auf industrielle Pathogenitätinsgesamthin zu

überprüfen. Hierbei ist hervorzuheben, daß der Begriff "Erkran­

kung" wörtlich verstandenwerden soll; es soll also auf den Pro­

�~ der Gefährdungund der biographischen Auseinandersetzungmit

Gesundheitsgefahrenabgehobenwerden.

Im historischenRücJ.blick wird auszumachensein, daß die medizin­

wissenschaftlicheDiskussion an bestimmtenFragen Weichenstellun­

gen vornahm; solche Fragen sind mit besonderemAugenmerk zu ver­

folgen. Hier kommen zunächst in Frage

- die Bruchleiden,
dann die verschiedenenFälle von traumatischerNeurose,
unspezifischeErkrankungen, etwa Herz-Kreislauferkrankungen,
spezifischeErkrankungen,etwaVergiftungen,
komplexe Erkrankungenwie Lärmschwerhörigkeit,
weit verbreiteteErkrankungenwie Staublunge.

Auf theoretisch-analytischerEbene werden folgende Zusammenhänge

beachtetund hinterfragt:

das Verhältnis von "gesichertem"arbeitsmedizinischemWissen
zu Veränderungen der Arbeitsbedingungen und zu den im ge­
sellschaftlichen Alltag akzeptiertenNormalitätsunterstel­
lungen,

die sogenannteNUllhypothese (es existiert keine Gefährdung,
solange sie nicht in "gesichertemarbeitsmedizinischesWis­
sen" definiert ist),

die Rolle gesichertenmedizinischenWissens,
die haftungsausfüllendeKausalität bei haftungsablösender
Konstruktion der Versicherung,
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die Umleitung sozialer Probleme durch medizinischeDefini­
tion,

die Verbindung zu präventivenMaßnahmen,

die Momente der Individualisierungund Internalisie=ung.

die �B�e�d�~�u�t�u�n�g biologischer, insbesonderesozialdarwinisti­
scher Muster,

die Zusammenhängezu Formen sozialer Kontrolle,

die Qualität medizinischerPrognosen über Lebensphasenund
ßelastungen.

Eine Zusammenfassungder Untersuchungen wird mit einem Workshop

angegangen,zu dem Kooperantenaus den FachgebietenArbeitsmedi­

zin, Medizi?solziologie, Mp.dizingeschichte und Sozialgeschichte

eingeladenwerden. Mit der Analyse institutionalisierterVerfah­

ren soll zugleich der Anschluß an die nächsteProjektgeneration

hergestelltwerden, die sich stärker mit der Auseinandersetzung.

der Internalisierungoder den Widerständenauf Seiten der Betrof­

fenen in derartigenVerfahren zu beschäftigenhat.

Quellenlage

Die Arbeiten in dem Teilprojekt bestehenwesentlichdarin, vor­

liegende medizinischeGutachtenzu erschließen,einzuordnen, aus­

zuwerten und zu interpretieren.Quellenkritisch ist hier zugleich

der Zusammenhang zu berücksichtigen. in dem die Gutachtenent­

standen (Institution der Unfallversicherung,Berufskrankheiten­

verfahren, usw.). Während für die zeit vor 1914 sämtliche vorlie­

gende Gutachtenim Themenzuschnittbearbeitetwerden können, wird

bei den zugänglichenGutachtennach 1914, nach 1925 und besonders

nach 1945 bere:tseine Auswahl vorgenommen; es ist jedoch davon

auszugehen,daß insbesonderedie argumentativinteressantenGut­

achten publiziert wurden.

Die vorliegenden medizinischen Gutachtenim Rahmen von Berufs­

krankheitenverfahrensind überschaubar, weil sie bis 1945 auf

Obergutachten(in Rekursverfahrendes Senatsfür Berufskrankhei-
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ten im Reichsversicherungsamtes)beschränkt werden können und

weil für die Jahre nach 1945 eine spezifischeSammlung der wich­

tigsten Gutachtenvorliegt. Darüberhinaus kann für die Zeit vor

1945 in gewissemUmfang eine Einschätzungder gesamtenGutachter­

praxis in Berufskrankheitenverfahrenvorgenommen werden, weil

eine stichprobenartige Sichtung aller Rekursaktendes Senats für

Berufskrankheitenmöglich ist (für die wichtige Zeit nach der 2.

Berufskrankheitenverordnung1928 sind die Voraussetzungenhierfür

vom Antragstellerbereits geschaffen�~�o�r�d�e�n�)�.

Bis 1945 sind die Obergutachten,die vom Reichsversicherungsamt

für Rekursentscheidungenherangezogenwurden, in den "Amtlichen

Nachrichten" (bis 1914), bzw. den "Entscheidungen und Mitteilun­

gen" (ab 1914) des Reichsversicherungsamtesaufgeführt. Nach 1945

wurde die doppelte Zuständigkeit des Reichsversicharungsamtes

aufgegeben;der juristische Teil der AufgabensteIlungwurde dem

Bundessozialgericht�z�u�g�e�w�i�e�~�e�n�. Dies führte zwar ,dazu, daß das

Gericht nicht das Bedürfnis des RVA weiterverfolgte, hierarchisch

geordnetesExpertenwissen selbst zu organisieren,der Rückgriff

auf Medizin und Mediziner schwächtesich jedoch nicht ab. Dieser

Rückgriff ist in der Loseblattsammlung"Medizin im Sozialrecht"

von 1955 bis 1984 in 8 Bänden dokvmentiert und durch einen Re­

gisterband gut erschlossen. Weitere gesammelteEntscheidungen

finden sich in: "Sammlung von arbeitsrechtlichenEntscheidungen

der Gerichte und Einigungsämter" des Bundesjustizministersab

1922, "Amtliche Sammlung der Entscheidungendes Bundessozialge­

richts", "Die Rekursentscheidungendes Reichs-Versicherungsamtes

als Spruchkollegiumin Unfallversicherungs-Angelegenheiten",her­

ausgegebenab 1886/7 vom Vorstand der Knappschafts-Berufsgenos­

senschaft, "Sammlung von Entscheidungen aus dem Gebiete der So­

zialversicherungund Versorgung" herausgegebenund begründetvon

Breithaupt ab 1901, "SozialversicherungsrechtlicheEntscheidun­

gen" herausgegebenvon Nowak/Teschner/Heller/Wychera/Gabler ab

1953, �"�~�l�e Sozialgerichtsbarkeit"ab 1954, "Versicherungsrecht"

ab 1950.. "Vierte1jahresschriftfür Sozialrecht", "Zeitschrift für

Arbeitsrecht und Sozialrecht" ab 1966, "Zeitschrift für das Recht

der sozialen Sicherheit" ab 1947, "Zeitschrift für die gesamte
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Versicherungs-Wissenschaft"ab 1901, "Zeitschrift für Versiche­

rungswesen"ab 1877, "Die Sozialversicherung"ab 1946, "Zentral­

blatt für Sozialversicherung"ab 1947.

Darüberhinaus diskutierten und diskutieren die einschlägigen

Fachzeitschriftenden Zusammenhangvon Medizin und Recht: Zu nen­

nen sind "Der ärztliche Sachverständige"und "Der Medizinische

Sachverständige",beide erscheinen seit 1895. Von spezifischem

Wert sind die Berichte über die UnfallmedizinischenTagungendes

Hauptverbandesder Berufsgenossenschaften.

Die meisten archivalischenQuellen (Milles!Knopf-Milles 1987) be­

finden sich im Bundesarchivin Koblenz (Akten des Reichsversiche­

rungs- und'Reichsgesundheitsamtes)sowie in den Abteilungen des

Zentralen Staatsarchivs der DDR in Potsdamund �M�e�r�s�~�b�u�r�g (Akten

der preußischenBehörden). Das Bundesarchiv hat in einem Zwi­

schenarchivdie Rekursaktendes Senats für Berufskrankheitendes

Reichsversicherungsamtesaufbewahrt. Diese Akten enthaltenneben

allen medizinischen Gutachten auch die Stellungnahmender (ge­

werkschaftlichen)Rechtsvertreterder Betroffenen und der Berufs­

genossenschaften.In ihnen wird von verschiedenenSeiten �e�i�~ ge­

sundheitlichesund biographischesBild des Probandenausgemalt.

Diese Akten werden nach Ablauf der Schutzfristennach und nach

vernichtet. Der Antragsteller konnte ein Teil der Akten, die

Jahrgänge1929 und 1930, einsehenund nach eigenem Ermessenaus­

werten. Eine Obernahmeoder Auslagerungder Akten ist rechtlich

nicht möglich. Insofern bietet das vorliegendenForschungsvorha­

ben eine einmalige Gelegenheit, diesenhistorischenErfahrungs­

schatz unter einer aktuellen Fragestellunganzugehenund in �w�i�c�~�­

tigen Teilen zu bergen.

Die unmittelbareempirischeGrundlagedes Teilprojektes ist fol­

gendermaßenaufgebaut:

a) Von 1885 bis 1937 sind in den "Amtlichen Nachrichten" (bis
1914) und in den "Entscheidungen und Mitteilungen" (bis 1937)
insgesamt 246 (144 plus 102) ärztliche Obergutachtendokumen­
tiert; davon beschäftigensich insgesamt 46 (26 plus 20) mit
thematisch interessanten Fragen (im übrigen geht es beispiels­
weise um Sturzverletzungenetc.). wobei lediglich zwei Gutachten
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in die Jahre nach der 1. Berufskrankheitenverordnung(BKVO) 1925
fallen. Während die 46 Gutachtenintensiv auszuwertensind, kön­
nen die übrigen lzdiglich auf einzelne interessanteArgumente hin
durchgesehenwerden.

b) Von 1926 bis 1945 wird das Berufskrankheitenverfahreneta­
bliert. Hierzu liegen die Rekursaktendes Senatsfür Berufskrank­
heiten im BundesarchivKoblenz (noch) vor. Eine �A�u�~�w�e�r�t�u�n�g der
großen Aktenmenge benötigt keine besonderenKriterien, weil es
weder um die Repräsentativitätder Fälle noch um eine statisti­
sche Auswertung derselben geht. Insofern werden zum einen die
gewichtigstenFälle, in denen konkurrierendeGutachten zu vermu­
ten sind, und die bekanntestenGutachterärzteauszuwählensein.
Pro Jahr werden in den Jahrennach der 1., 2. und 3. BKVO (1925,
1928, 1336) ca. zehn, sonstenfünf Fälle (mit z.T. mehrerenGut­
achten, nach Ausbruch des 2. Weltkrieges gehen die Fälle jedoch
rapide zurück) herangezogen.Intensiv sind ca. 40 Gutachtenaus­
zuwerten.

cl Nach 1945 kann nicht von Obergutachten ausgegangenwerden;
stattdessengewinnt die konkurrierendeBegutachtungan Bedeutung.
Diese Fälle werden nach der Sammlung "Medizin im Sozialrecht"
ausgewählt.Die Sammlung listet unter dem Stichwort "Berufskrank­
heiten" insgesamt120 allgemeineEntscheidungenund 195 Entschei­
dungen zu einzelnenKrankheiten und einzelnenBerufen. Intensiv
sind die Gutachtenzur Minderung der Erwerbsfähigkeitauszuwer­
ten, wovon 103 angegebensind.
Die engere empirische Basis des Teilprojektesbestehtinsofern

aus ca. 190 ärztlichen Gutachten. Diese Basis Kann nach dem er­

sten überblick in allen drei Teilen je nach Bedarf erweitert

werden; dies wird vor allem �i�~ Hinblick auf die insgesamt215

Entscheidungennach 1945 anzustrebensein, gilt aber auch für die

Rekursaktendes RVA-Senats, falls die historischenWeichenstel­

lungen nach 1925 näher zu verfolgen sind.

Für die Bearbeitungder Gutachtensind neben der sozialgeschicht­

lichen Einordnung einheitliche Fragestellungenvorgesehen,die an

alle Texte herangetragenwerden sollen. Die Fragestellungensol­

len zu einem Auswertungsschemaentwickelt werden. Zum einen sol­

len die Argumente erfaßt werden, die sich im Zusammenhangvon

Alter und Körper auf biologische, naturwissenschaftliche,indivi­

�d�u�e�l�l�~ und fallbezogeneAspekte beziehen.Zum anderensollen die

Argumente erfaßt werden, die sich auf Risikolagen, deren ursäch­

liche Zusammenhänge oder auf soziale und institutionelle Aspekte

der Statuspassagenbeziehen.Auf der Basis eines solchen Schemas

ist eine einheitliche Bearbeitung aller Gutachtenanzugehen.
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Darüberhinauswird es nötig sein, an bestimmte Erkrankungstypen

speziellereUntersuchungenanzuknüpfen, wie dies etwa E. Fischer­

Hornberger am Beispiel der traumatischenNeurose vorgefGhrt hat.

Hier kommen in Frage

a) eine bestimmteVergiftungsart (zu �d�e�n�k�e�~ ist z.B. an �C�h�l�o�r�v�~�r�­

giftungen, die mit den heute in der öffentlichen �A�u�f�~�e�r�k�s�~�r�n�k�e�i�t

stehendenVergiftungen durch Formaldehydvergleichbarsind),

b) Staublungenerkrankungen(deren Aufnahme in die BKVO 1928 eine
besondersintensive medizinische Diskussion über Charakter und
Nachweis der Erkrankung hervorrief),

c) Lärmschwerhörigkeit (die in enger Verbindung zu solchen unspe­
zifischen �B�~�l�a�s�t�u�n�g�e�n zu sehen ist, wie sie im Rahmen der Streß­
theorie eine wichtige Rolle spielen),
usw.

Eine genauereFestlegungder spezifisch zu untersuchendenErkran­

kungstypenwird nach der ersten Durchsicht aller vorliegenden

Gutachten erfolgen. Die spezifische Untersuchungsollte dabei

neben dem medizinischen Fachwissen auch durch sekundäranalyti­

schen Zugriff die sozialpolitischen Kräftekonstellationenund

Konflikte berücksichtigen,die zur Anerkennung und Gewichtung der

Berufskrankheit führten. Die allgemeinen und spezifischenUn­

tersuchungensollen bezogenwerden auf sekundäranalytischeStu­

dien zur Entwicklung und Funktionsweiseder Unfallversicherung

und der ärztlichen ?rofessionalisierung.

Arbeitsprogramm

1) Auflisten und Zusammenstellen der medizinischenGutachten
(nach den "Amtlichen Nachrichten", den "Entscheidungenund
Mitteilungen" und der Sammlung "Medizin im Sozialrecht");
Auswahl und Vervollständigender Rekursaktendes Senats für
Berufskrankheitenbeim RVA, der betr. Akten des Bundesso­
zialgerichts.

3 Monate

2 Hypothesenbildung; Zusammenstelien und Dimensionierender
relevantenAussagen über die Argumentationsmusterder Gut­
achtermedizinvor allem im Hinblick auf Körperlichkeit und
Lebensphasesowie über deren Funktion im Rahmen der Institu­
tion Unfallversicherung.

4 Monate
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3) Erschließender Gutachtenund Systematisierender zentralen
Sachverhalte,an denen Argumentationsmuster fest- �u�~�d fort­
geschriebenwerden; Auflisten der Gutachter, ihrer Qualifi­
kation und ihrer Themen (rechnergestützt).

2 Monate

4) SekundäranalytischeStudien zum sozialhistorischenKontext;
Arbeiten zur Entwicklung der Sozialverfassung,zu sozial­
und gesundheitspolitischenKonflikten, zur Herausbildungdes
medizinischen (naturwissenschaftlich-biologisch-klinischen)
Modells und zur Akzeptanz der medizinischenBegutachtungen.

5 Monate

5) SekundäranalytischeStudien zu institutionellen Aspekten;
aktuelle unj zeitgenössischeLiteratur zur Funktionsweise
der Sozialversicherung,speziell der Unfallversicherung; zur
ärztlichen Definitionsmacht und Professionalisierung;zur
Umleitung sozialer Probleme durch medizinischeDefinition;
entsprechende sozial- und gesundheitspoltischesowie juri­
stischeAspekte der Diskussionenin Reichs- und Bundestag.

4 Monate

6) Entwicklung eines Kategorienschemas;Typisierung von Norma­
litätsuntersteIlungen bezogen auf Konstitution und Alter;
sozialer Wandel und "gesichertes" Wissen; gesellschaftliche
Anforderungenan Gutachtermedizin. .

2 Monate

7) Auswertung und Interpretationder Gutachtenim Detail (rech­
nergestützt)und nach besonderenFällen.

8 Monate

8) Durchführung eines Workshops mit externenKooperanten; Wis­
senschaftsgeschichtlicheund -soziologischeSchlußfolgerun­
gen in der Auseinancersetzungmit zeitgenössischerund aktu­
eller Fachliteratur; gesundheitspolitischeSchwierigkeiten
und Zielsetzungen.

2 Monate

9) Abfassungdes Endberichts, überlegungen zur Umsetzungder
Ergebnisseund Planung der weiteren Arbeiten.

6 Monate

Die angegebenen Arbeitsschrittesind für einen Zeitraum von drei

Jahrengeplant und werden die angegebeneDauer haben.
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3.6 Stellenwert innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe­

reichs und Entwicklungsperspektivendes Projekts

Das Teilprojekt �e�~�s�c�h�1�i�e�~�t historische, wissenschaftssoziologi­

sche, sozialmedizinische und gesundheitspolitischeZusammenhänge

innerhalb des TI,emenfe1desdes Sonderforschungsbereichs.Vor al­

lem mit der Konzentrationauf wesentliche Elemente der deutschen

Sozialverfassungund auf die beispielhafteDefinitionsmacht �d�e�~

Medizin zielt das Projekt auf Ergebnisse,die über Statuspassagen

innerhalb des Erwerbslebensund Gesundheitsrisikenvon Arbeitneh­

mern hinaus den Zusammenhangzwischen Normalarbeitsverhältnisund

System der sozialen Sicherungerhellen.

Institutionelle Regulierungen greifen verstärkt auf Experten

zurück. Der Bereich Jer Unfallversicherungzeigt in der histori­

schen Entwicklung einen frühen und beispielhaftenRückgriff,

insofern die medizinischenExperten ausdrücklichvon den formalen

Entscheidungsprozessenabgesondertwurden, was zwar ihren �E�i�n�f�1�u�~

nicht hinderte, was aber zur Herausprägung spezifischerDefini­

tionsmachtund Entscheidungsstrukturenführte. Die Funktionen von

Experten spielen in allen Themenbereichendes gesamtenProgramms

eine Rolle; sie ist jedoch in diesem Bereich von Beginn der Un­

fallversicherungan separat organisiert. Die Konzentration auf

die gutachterliehe Fixierung des zentralenStatusder Arbeitsfä­

higkeit �l�ä�~�t somit Ergebnisseerwarten, die für das gesamtePro­

gramm interessantsind.

Das Teilprojekt beschäftigtsich mit der Sozialversicherungsin­

stitution, d.h. mit einer Einrichtung, die wie keine andereRisi­

kolagen und Lebensverläufeprägt. Die alltäglichen Prägungener­

folgen in der Form von Entscheidungen, die in hohem �M�a�~�e durch

die Betroffenen selbst getragenwerden müssen. Die gesellschaft­

lichen Normalitätsunterstellungenerhaltenhier beständigeBestä­

tigung und Fortentwicklung. Der historisch-genetischeAnsatz des

Teilprojekts soll mit diesenAspekten zugleich die Möglichkeiten

für die Ausweitung und Systematisierunghistorisch vergleichender

Forschungenin der zweiten Phasedes Programmsausloten.
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BesondereVerzahnungensind vorhanden mit dem Teilprojekt C-l

"Betriebsärzte", insofern die Rolle medizinischerExperten in

Frage steht. Das vorliegendeTeilprojekt wird mit der allgemeine­

ren Untersuchung medizinischer ArgumentationsmusterGrundlagen

für eine konkretereTätigkeitsanalyseliefern können.

In dem historischenBezug und in dem Stellenwert des "Alters"

korrespondiertdas vorliegendemit dem Teilprojekt D-2 "Alters­

grenze". Während es in beiden Fällen um Konzeptionen geht, steht

in dew. vorliegenden Teilprojekt Körperlichkeit und Lebensphase

als allgemeinereFestlegungen des Normalarbeitsverhältnissesim

Mittelpunkt, während im anderen Fall die Statuspassageaus dem

Erwerbslebenanvisiert wird.

Vom Gegenstandher finden �s�~�c�ß zu dem Teilprojekt C-4 "Abstiegs­

karrieren" gute Möglichkeiten der Kooperation und Befruchtung. In

beiden Fällen geht es um institutionelle �N�o�r�m�a�l�i�s�i�~�r�u�n�g�e�n und ar­

beitsbedingteErkrankungen. Vor allem der völlig andere Zuschnitt

(prospektive Längsschnittstudiebzw. historisch-vergleichendeIn­

haltsanalyse) hinterfragt Krankheitsbegriffe von verschiedenen

Seiten. Hier besteht die Möglichkeit einer Konfrontation der

gutachterlichenArgumentationsmustermit statistischfeststellba­

ren Krankheitsverläufen.

Dip. Untersuchung setzt zunächst an Institutionen und den durch

diese produzierten Quellen an. In der nachfolgendenProjektgene­

ration soll das Wechselverhältnis zwischen institutionellen und

alltagsweltlichen Normalitätsvorstellungen, vor allem von den

Betroffenen in Berufskrankheitenverfahrenaus, untersuchenwer­

den. Die Handlungsfigurenkönnen von den Betroffenen aus unter­

sucht werden, wenn die in den Akten dokumentiertenSelbstdarstel­

lungen oder die in Biographien etc. festgehaltenenpersönlichen

Positionenausreichen,damit die Konfliktsituation der Begutach­

tung rekonstruiertwerden kann. Die Festlegungder Arbeitsschrit­

te für die folgenden Jahre ist von den Forschungsergebnissenab­

hängig zu machen.
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3.72 Aufgliederung und Begründungder sächlichenVerwaltungsaus­
gaben

1988 1989 1990 1991

133 134 135 USa

Uittel für Neuanschaffung(515)
und Verbrauchsmaterial(522)

- aus der Grunda11ss tat tung 1.650 3.300 3.300 1.650

- aus der Ergänzungsausstattung 500 1.000 500 500

Kleingeräte (515) und Verbrauchsmaterial(522)

Grundausstattung:

Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichendeAus­
stattung an Räurrlichkeiten zur Verfügung und trägt die Telefon­
kosten. Die Kosten für die Benutzung eines portablen PCs (der für
die Arbeit in Archiven und Bibliotheken nützlich 'ist) werden ne­
ben Kosten für Büroausstattung und Büromaterial aus der Grund­
ausstattunggedeckt.

Ergänzungsausstattung:

Die beantragten Mittel der Ergänzungsausstattungwerden zur An­
schaffung von 100 Disketten (3 1/2 Zoll), für bibliographische
Arbeiten (Karteikarten, -kasten) und für die Anschaffung eines
Diktiergerätesbenötigt.

Summe: 2.500 DM

Ein PC (Olivetti M 28) der Grundausstattungwird mitbenutzt. Es
könnte nötig sein, diesen durch eine zusätzlicheFestplatte
(hard-card) zur Erhöhung der Speicherkapazitätnachzurüsten.

Bücher, Zeitschriften (512)

Das Teilprojekt ist auf eine Auswertung aktueller und zeitgenös­
sischer Literatur im Themenbereich angewiesen,die nicht in der
Staats-und UniversitätsbibliothekBremen zugänglich ist, resp.
für die gesamteProjektdauer zur Verfügung stehenmuß. Für die
Anschaffung solcher Bücher und Zeitschriftenexemplare ist zu
veranschlagen:

1988
1989
1990
1991

250 DM
1.500 DM

500 DM
250 DM



240,- DM
552,- DM
892,- DM

1.200,- DM
720,- DM

1.920,- DM
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Reisekosten(527)

1988 Die sekundäranalytischenund archivalischenStudien erfor­
dern Reisen zur medizinischenZentralbibliothek in Köln und
zum BundesarchivKoblenz.
2 Fahrten ä 120,- DM nach Koblenz, Köln
3 Tageä72,- DM für 2 Mitarbeiter
Summe

1989 Zur' Vervollständigung der Quellengrundlagesind Reisen zu
den Archiven in Koblenz, Potsdam und Merseburg notwendig.
Die schwierige Literaturbeschaffungerfordert eine Reise zur
Bibliothek des RVA in Berlin, zur Bibliothek des BIA in
Bonn-St. Augustin (die Reise dient zugleich der �e�v�e�n�t�u�e�l�l�~�n
Ergänzungenim BundesarchivKoblenz und der Bibliothek in
Köln) .
2 Fahrten nach Berlin 348,- DM
2 Fahrten nach Koblenz u.a. 240,- DM
2 Fahrten nach Merseburg!Potsdam 346,- DM
3 Tage Berlin ä 72,- DM für 2 Pers. 552,- DM
5 Tage in Koblenz u.a; für 2 Pers. 720,- DM
10 Tage Merseburgu.a. für 2 Pers. 1.440,- DM
Zuschlag für DDR Hotelkosten 500,- DM
Summe 4.146,- DM

1990 Eine Kooperation mit ärztlichen Sachverständigenund Medi­
zinsolziologenwird für die Auswertung große Bedeutunger­
halten. Der vorgeseheneWorkshop erfordert kurze Reisen von
Berlin, Göttingen, Kassel, Bochum, Düsseldorf und Aachen.
Für die Durchführung des Workshops sind zehn Teilnehmer vor­
gesehen,denen �R�e�i�s�e�k�o�s�t�e�~ und ein Tagegeld zu erstatten
ist.
10 Fahrten ä 120,- DM
10 Tagegelderä 72,- DM
Summe

Druckkosten (531a)

Für die Vorbereitung des Workshop soll ein Papier mit den ersten
Projektergebnissengedruckt werden. Darüberhinaus wird 1991 ein
Zuschuß für Projektveröffentlichungenbeantragt:

1990 DM 300,-
1991 DM 800,-
Gesamt: 1.200,- DM

Vervielfältigungskosten(531b)

Die Arbeit an und mit Texten erfordert viele Kopierkosten; hinzu
kommen Kosten für Computerausdrucke. Die Obergutachten und Gut- '

, achten müssen in dreifacher Ausfertigung zur Auswertung �v�o�r�l�~�~�~
gen.
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1988
1989
1990
1991
Summe:

DM 1.500
DM 2.500
DM 2.500
DM 1.500

8.000,- DM

Sonstiges (547)

Notwendig sind zwei Literaturrecherchen bei Literaturdienstenzu
aktuellen und historiographischenStudien. Notwendig sind Kosten
für eine Recherchebei idis und DIMDI.

1989 DM 300,-

Literaturverzeichnis

Alber, J.: Vom Armenhaus zum Wohlfahrtsstaat. Analysen zur Ent­
wicklung der Sozialversicherungin Westeuropa.-Frankfurt/M.
1932

Arbeitsgruppe30zialpolitik: SozialpolitischeRegulierungund die
Normalisierungdes Arbeitsbürgers.-In: np 1/198C, S.1-21,
2/ 1986, S.160-169

Badura, B. (Hg.): Soziale Unterstützungund chronischeKrankheit.
Zum Stand sozialepidemiologischerForschung. Frankfurt/M.
1981

Badura, B.: Gesundheitspolitik:Probleme und Reformperspektiven.­
In: GewerkschaftlicheMonatshefte6/1985, S.342-351

Baier, H.: Die "Idee des Menschen" in der Medizin. Oberlegungen
zu einer Medizinsoziologie zwischen Gesellschaftlichkeitund
Leiblichkeit des Menschen.-In: Ost. Zeitschrift für Sozio­
logie 3-4/1985, 5.5-16

Barta, H.: Kausalität im 50zialrecht. Entstehungund Funktion der
sogenanntenTheorie der wesentlichenBedingung. Analyse der
grundlegendenJudikatur des �R�e�i�c�h�s�~�e�r�s�i�c�h�e�r�u�n�g�s�a�m�t�e�s in Un­
fallversicherungssachen(1884-1914).-Berlin 1983

Basaglia, F./F. Basaglia-Ongaro:Befriedungsverbrechen.Ober die
Dienstbarkeitder Intellektuellen.-Frankfurt/M. 1980

Burawoy, M.: The Politics of Production.-London 1985
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Canguilhem, G.: Das Normale und das Pathologische.-Frankfurt/M.
1977

Chorover, St. L.: Die Zurichtung des Menschen. Von der Verhal-·
tenssteuerungdurch die Wissenschaften.- Frankfurt/ M., Uew
York 1982

Elsner, G.: PrognostischeGutachten für die Sozialgerichte:Die
Beurteilung der Erwerbsunfähigkeit.-In: Zeitschrift für So­
zialreform 3/1986, S.149-164

Engel, G. L.: Die Notwendigkeit eines neuen medizinischenMo­
dells. Eine Herausforderungder Biomedizin.- In: H. reupp
(Hg.): Normalität und Abweichung.- München, Wien, �B�~�l�t�i�m�o�r�e

1979, S.63-85

Ferber, Ch. von/L. von Ferber/W. Slesina: Medizinsoziolcgie und
Prävention. Am Beispiel der Gesundheitsvorsorgeam Arbeits­
platz. In: Soziale Welt, SonderbandI, 1982, S. 277-306

Ferber, Ch. u. L. von: Der kranke Mensch in der Gesellschaft.­
Reinbek b. Hamburg 1978

Ferber, Ch. von: Soziologie für Mediziner.- Berlin, Heidelberg,
New York 1975

Ferber, Ch. von: Gesundheitund Gesellschaft.Haben wir eine Ge­
sundheitspolitik?-Frankfurt/M. 1971

Fischer-Hornberger,E.: Die traumatischeNeurose.-Bern,Stuttgart,
Wien 1975

Foucault, M.: Die Geburt der Klinik. Eine Archäologie des ärztli­
chen Blicks.- Frankfurt/M., Berlin, Wien 1976

Freiason, E.: Der Arztestand.-Stuttgart 1979

Freidson, E.: Dominanz der Experten.-München 1975

Frevert, U.: Krankheit als politisches Problem 1770-1880.-Göt­
tingen 1984

Fuchs, K.-D.: Das Modell der Listenerkrankung.- In: D. Milles/R.
Müller (Hg.): Berufsarbeitund Krankheit.- Frankfurt/M., New
York 1985, 5.152-165

Gerhardt, U.: Der Krankheitsbegriff im SymbolischenInteraktio­
nismus.- In: Medizinische Soziologie, Jahrbuch1, Frankfurt/
M. 1981, 5.11-52

Göckenjan, G.: Kurieren und Staat machen. Gesundheitund Medizin
in der bürgerlichenWelt.- Frankfurt/M. 1985
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Gould, R.: Arbeitslosigkeit und Invalidität: SoziologischeAspek­
te des Ausscheidensaus dem Arbeitsmarkt.- In: Internationa­
le Revue für soziale Sicherheit 1/1985, 5.23-41

Gross, P.: Liebe, Mühe, Arbeit. Abschied von den Professionen?­
In: Soziale Welt 36/1985, S.60-82

Hamacher, E.: Neuere Entwicklungen
Bundesrepublik Deutsch1and.­
11/ 1986, S.679-681

bei Berufskrankheiten in der
In: Die �B�e�r�u�f�s�g�e�n�o�s�s�e�n�s�~�.�a�f�t

Hartmann, H./M. Hartmann: Vom Elend der Experten. Zwischen Akade­
mlslerung und Deprofessionalisierung.-In: Kölner Zeit­
schrift für Soziologie und Sozialpsychologie34/1982, S.193­
223

Hensel, H.: Zur Problematik des Wissenschaftsbegriffsin der
Medizin.- In: J. Anderegg (Hg.): Wissenschaft und Wirklich­
keit. Zur Lage und zur Aufgabe der Wissenschaften.-Göttin­
gen 1977, S.29-48

Hentschel, V. :
1980). Soziale
furt/Mo 1983

Geschichte
Sicherung

der �d�e�~�~�3�c�h�e�n Sozialpolitik (1880­
und kollektives Arbeitsrecht.-Frank-

Hockerts, H. G.: Hundert Jahre Sozialversicherungin Deutschland.
Ein Bericht über die neuere Forschung.-In: Historische
Zeitschrift Bd.237, 1983, S.361-384

Horn, K./Beier, C./Kraft-Krumm, D.: Gesundheitsverhaltenund
Krankheitsgewinn.Zur Logik von Widerständengegen gesund­
heitliche Aufklärung.- Opladen 1984

Hubenstorf, M./P. Klein/D. Milles (Hg.): LUdwig Popper: Soziale
Medizin - Eine Medizin von Gestern?PersönlicheErinnerungen
an ein verdrängte Kapitel der Medizingeschichte und zur
sozialen Dimension der Medizin.- Ms-Druck Bremen 1987

Huerkamp, C.: Der AUfstieg der Ärzte im 19. Jahrhundert.-Göttin­
gen 1986

Idler, E. L.: Definitions of health
sociology.- In: Social Science
733

and i11nesses and medical
and Medicine 6/1979, S.723-

Illich, I.: Entmündigungdurch �E�x�p�e�~�t�e�n�.�- Reinbek b. Hamburg 1979

Katschnig, H. (Hg.): Sozialer Streß und psychischeErkrankung.
LebensveränderndeEreignisseals Ursache seelischerStörun­
gen.- München, Wien, Baltimore 1980

Kaufmann, F.-X.: Sicherheit als soziologischesund sozialpoliti­
sches Problem. Untersuchungenzu einer Wertidee hochdiffe­
renzierterGesellschaften.-Stuttgart 1970
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Kisker, K. P.: Medizin und Sozialwissenschaft.-In: Medizin,
Mensch, �G�e�s�e�l�l�s�c�h�~�f�t 7/1982, S.248-255

Köhler, P. A./H. F. Zacher (Hg.): Beitrage zur Geschichteund
akteuller Situation der �S�o�z�i�a�l�v�e�r�s�i�c�h�e�r�u�~�g�.�- Berlin 1933

Koelsch, F.: Beiträge zur Geschichteder Arbeitsmedizin.-0.0. J.

Kohli, M.: Gesellschaftund Lebenszeit.Der Lebenslauf �i�~ �S�t�r�~�k�­

turwandel der 110derne.-In: Soziale Welt. Sonderband4, hg.
v. J. Berger, 1986, 5.183-208

Krüger, W.: Professionalisierung.- In: H. Kerher/A. Schmieder
(Hg.): Handbuch Soziologie.- Reinbek b. Hamburg 1984, S.452­
456

Krüger, W.: Professionalisierungdurch den Staat.- In: Soziale
Welt 4/1983, S.514-531

Labisch, A.: Die Wiederaneignung der Gesundheit. Zur sozialen
Funktion des Gesundheitsbegriffs.- In: Argument-Sonderband
�~�S 113, 1984, S.13-32

Labisch, A.: Der präventive Staat oder Kraft durch Freude - eine
kritische Bestandsaufnahme (zur Funktion der �G�e�s�u�n�d�h�e�~�t in
Industriegesellschaften).- In: Drogalkohol 10/1986, S.71-89

Labisch, A.: Social history of occupationalmedicine and factory
health services in the Federal Republic of Germany.- In: P.
J. Weindling (Hg.): The social history of occupational
health.- London 1985, S.32-51

Labisch, A./R. Spree: Heuere Ergebnisseund Entwicklungen einer
Sozialgeschichte der Medizin und des Gesundheitswesensin
Deutschlandim 19. und 20. Jahrhundert.- In: Berichte zur
Wissenschaftsgeschichte1982, S. 209-223

Lüdtke, A.: OrganizationalOrder or Eigensinn?Workers' Privacy
and Workers' Politics in Imperial Germany.- In: S. Wilentz
(Hg.): Rites of Power. Symbolism, Ritual, and Politics Since
the Middle Ages.- Philadelphia1985, S.303-333

Machtan, L.: Risikoversicherung anstatt Gesundheitsschutzfür
Arbeiter. Zum historisch-politischenEntstehungszusammenhang
der Unfallver"sicherungsgesetzgebung.-In: Leviathan 13/1985,
S. 420-441

Marx, H. H. (Hg.): Medizinische Begutachtung.Grundlagenund Pra­
xis.- Stuttgart 1977

Maschewski, W.: SozialwissenschaftlicheAnsatze der Krankheits­
erklarung.- In: Argument-SonderbandAS 119, 1984, S.21-42

Meyer, J. A.: �S�o�z�i�a�l�g�e�r�i�c�h�t�s�p�r�o�t�n�k�o�l�l�~�.�- Neuwied, Darinstadt 1981
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Milles, D./R. Müller: Zur DethematisierungsozialpolitischerAuf­
gaben am Beispiel des Gesundheitsschutzesfür Arbeiter im
historischen Rückblick.- In: F.-X. Kaufmann (Hg.): Staat,
intermediäre Instanzenund 5elbsthilfe.- München, Wien 1987,
5.67-89

Milles, D.: From Workmens' Diseasesto OccupationalDiseases.The
Impact of Expert's Concepts on Workers' Attitudes.- In: P.
Weindling (Hg.): The 50cial History of OccupationalHealth.­
London 1985, 5.55-77

Milles, D.: Occupational illnesses to be compensated,or worker's
diseasesto be eradicated? Beitrag zur Konferenz "The Hi­
story of Legal Medecine", University of Lancaster, 9-11
April 1987, Ms

Milles, D.: Industrial Hygiene - An Obligation for the 5tdte? On
Detachementfrom Industrlal Pathogenicity in Germany.- In:
R. Lee/E. Rosenhaft (ed.): 5tate and 50cial Change in Germa­
ny.- (ir. Druck, erscheint1988)

l1illes, D.: Zur DetheDatisierung arbeitsbedingterErkrankungen
durch die �G�u�t�a�c�h�t�e�r�~�<�1�i�z�i�n in der Geschichteder Sozialver­
sicherung.- In: R. Müller/D. Milles (Hg.): Beiträge zur Ge­
schichte der Arbeiterkrankheitenund der Arbeitsmedizin in
Deutsch1and.-Bremerhaven1984, 5.534-579; kürzere Fassung.
in: G. Eisner (Hg.): Was uns kaputt macht. Arbeitsmedizin
und Arbeitsmarkt.- Hamburg 1984, 5.173-181

Milles, D./R. Müller: Die relative Schädlichkeit industrieller
Produktion. Zur Geschichte des Grenzwertkonzepts in der
Gewerbehygiene.-In: G. Winter (Hg.): Grenzwerte.-Düsse1­
dorf 1986, S.227-262

Milles, D./R. Müller: Entwicklungstendenzenin der Arbeitsmedi­
zin.- In: WI50, Wirtschafts- und sozialpolitischeZeit­
schrift des ISW 3/1984, S.85-98

Milles, D./R. l1üller (Hg.): Berufsarbeitund Krankheit. Gewerbe­
hygienische, historische, juristische und sozia1epidemiolo­
gische Studien zu einem verdrängtenProblem zwischen Arbeit­
nehmerschutzund Sozialversicherung.-Frankfurt/M., New York
1985

Mil1es, D./R. l1ü1ler: Industrielle Pathologie. Die Zukunft der
Arbeitsmedizin und das Kreuz des betrieblichenGesundheits­
schutzes.-In: Parabel 4/1986, 5.22-37

�~

Milles, D./G. Knopf Milles: Quellen zur Geschichteproduktions­
bezogenerGesundheitspolitikin deutschenArchiven.- Bremen:
Universität, 1987
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Milles, D./A. Pensky: Gesellschaftliche�B�e�d�~�n�g�u�n�g�e�n der Gewerbe­
hygiene im DeutschenReich. Gewerbeaufsicht,Berufsgenossen­
schaftenund Gewerkschaften.-Endbericht DFG-Proj. Mu 6141­
1, Ms Bremen 1984

11illes, D.: Gewerbemedizinund GewErbeärzte. Arbeiter- und ar-
.beitsbezogene Hedizin im Spannungsfeld von Wirtschaft und
Staat.-Beitragzur Tagung "Gesundheitspclitik im 19. und
frOhen 20. Jahrhundert Deutschlandund England im Ver­
gleich", ZiF, Universität Bielefeld, 7.-9.11.1986,1'15

Momrr,sen, vI. J. (Hg.): Die Entstehung des vlohlfnhrtssstaatEsin
Großbritannienund Deutschland1350-1950.-Stuttyart 1922

MOller, R./D. Milles (Hg.): Beitrlge zur
terkrankheitenund der Arbeitsmedizin
r;oerhaven 1985

Geschichteder �~�r�b�e�i�­

in Deutschl?od.-Brp-

Müller, R.: ArbeitsbedingteErkrankungen, ihre IlaJ-.rr,eh;e'ung, TLe­
matisierüngund Bewältigung als Aufgabe der betrieblichen
und 'Oberbetrieblichen Arbeitssicherheit.-In: H. �K�r�a�u�s�~�/�P�.
Pillat/ E. Zi'lnder (Hg.): �;�'�r�b�e�i�t�c�.�~�_�c�h�e�r�h�e�i�t�. Handbuch für
�U�n�t�e�r�n�e�h�M�~�n�s�l�e�i�t�u�~�g�, Betriebsratund Führungskräfte.-Dezem­
ber 1984, S.161-194

Müller, R. (Hg.): Industrielle Pathologie in historischersicht.
Arbeitstagungvom 18./19. Dezember 1984 in Bremen.- �B�r�e�~�e�n

1985 (Arbeitspapieredes FSP "Reproduktionsrisiken... " Nr.
49)

Müller, R. u.a.: Arbeitsmedizin in sozialer Verantwortung. Stu­
dien zur Epidemiologie und Bewiltigung der Industriellen Pa­
thologie.- Bremen 1935 (GrundrissesozialpolitischerFor­
schung Hr.5)

MOller, R./V. Volkholz: �A�r�b�e�i�t�s�b�e�l�a�s�t�u�~�g�e�n�, arbeitsbedingteEr­
krankungen und Frühinvalidität.- In: Zentralblatt für Ar­
beitsrnedizin1980, S.416-423

!lichols, T./P. Armstreng: Workers Divided.- London 1976

Nitsch, J. R. (Hg.): Stress.-Bern, Stuttgart, Wien 1981

Pflanz, M.: Editorial.- In: Medizin-Mensch-Gesellschaft2/1977

Pflanz, M.: Die soziale Dimension in der Medizin.- Stuttgart 1975

Popper, L./A. Raber: Interne Erkrankungenals Unfallfolgen.- Wien
o.J.

Ritter, G. A.: Sozialversicherung in Deutschlandund England.
Entstehungund Grundzüge im Vergleich.- München 1983
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Sachße, Ch./F. Tennstedt (Hg.): �S�o�z�~�a�l�e Sicherheit und soziale
Disziplinierung. Beitrage zu einer historischenTheorie der
Sozialpolitik.- Frankfurt/M. 1986

Schäfer, H.: Plädoyer fGr eine Neue Medizin.- MGnchen 1979

Schäfer, H./M. B1ohmke: Sozialmedizin. EinfGhrung in die Ergeb­
nisse und Probleme der Medizin-Soziologieund Sozialmedi­
zin.- Stuttgart 1978

Schäfer, H.: Zur neuen Theorie der Medizin.- In: Medizin, Mensch,
Gesellschaft4/1979, S.210-216

Scheuch, E. K.: Entwicklung der Bevölkerungsstrukturund unser
Gesundheitswesen.-In: Medizin, Mensch, Gesellschaft12/
1987, S.135-143

Schimanski, W.: Beurteilung medizinischerGutachten.-Berlin, New
York 1976

Schimanski, \l.:Dialog zwischen Xrzten und Sozialrechtlern.-In:
G. E1sner/W. Karmaus/L. Lißner (Hg.): Muß Arbeit krank ma­
chen? Für eine andere Arbeitsmedizin.-Hamburg 1986

Silomon, H./R. Brennecke/Ch.v. Ferber/U. Laaser (Hg.): Sozialme­
dizin, Sozialrecht, Gesundheitsökonomie.-Berlin 1986

Sternberg, M.: Berufskrankheiten.-In: Volksgesundheit12, 1927,
Sonderdruck

Tennstedt, F.: SozialwissenschaftlieheForschung in der Sozial­
versicherung.- In: Ch. von Ferber/F.-X. Kaufmann (Hg.):
Soziologie und Sozialpolitik (KfSS SH 19).- Opladen 1977,
S.483-523

Tennstedt,F.: Vom Proleten zum Industriearbeiter.Arbeiterbewe­
gung und Sozialpolitik in Deutschland1800 bis 1914.- Köln
1983

Tennstedt, F.: Hundert Jahre Sozialversicherungin Deutschland.
Jubiläumsaktivitatenund Forschungsergebnisse.-In: "Archiv
fGr sozialgeschichteXXI, 1981, S.554-364

Tennstedt, F.: Fortschritteund Defizite in der Sozialversiche­
rungsgeschichtsschreibung.-In: Archiv für Sozialgeschichte
XXII, 1982, S.650-660

Thompson, E. P.: The Making of the English Working Class.-Har­
mondsworth 1968

UexkGll, R. von (Hg.): Lehrbuch der PsychosomatischenMedizin.­
2. Aufi., MGnchen 1981

Weindling, P. (Hg.): The Social History of Occupational�H�e�a�l�t�h�~�­
London 1985
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Weindling, P.: Medicine and modernization. The social history of
German health and medicine.- In: History Science XXIV, 1986,
S.277-301

Weizsäcker, V. von: Ärztliche Fragen. Vorlesungenüber �a�l�l�g�e�~�e�i�n�e
Therapie.-Leipzig 1934

Weizsäcker, V. von: Arzt und Kranker.- Leipzig 1941

Weizsäcker, V. von: Diesseits und Jenseitsder Medizin.- Stutt­
gart 1950

Weizsäcker, V. von: Soziale Krankheit und Soziale Gesundung.­
Berlin 1930

Zacher, A.: Die soziale Krankheit. Viktor von Weizsäckerssozial­
medizinischeStudien.- In: l1edizin, Mensch, Gesellschaft11/
1986, S.150-15
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Allgemeine Angaben zum Teilprojekt D 2

Thema: Altersbilder und Altersgrenzen. Geschichteund

Funktion in Hinblick auf die Rentenversicherung.

Fachgebietund Arbeitsrichtung:

Sozialpolitik, Sozialgeschichte,politischeSoziologie

Projektleitung:

ProfessorDr. Heinz-GerhardHaupt

Universität Bremen

FB 8 (Geographie, Geschichte, Soziologie)

Tel. 0421/217-3028 (dienstlich)

0421/ (privat)

in Zusammenarbeitmit:

Dr. Gerd Göckenjan, wissenschaftlicherMitarbeiter,

Universität Bremen, Bibliothekstraße,

FB 11 (Arbeits- und Bildungswissenschaften)

Tel. 0421/218-2245 (dienstlich)

0421/ (privat)

3.13 Bisherige und beantragteFörderung des Teilprojekts (Er­

gänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVerwa1- rnvesti- Gesamt
jahr mittel tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 53.400 11.616 65.016
1989 106.800 19.702 126.502
1990 106.800 12.682 119.482
1991 53.400 2.000 55.400
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3.2 Zusammenfassung

Das Projekt untersuchtStrukturen und Verläufe der gesellschaft­
lichen Formation von "Alter". Zunächst werden in historisch-sy­
stematischem, politologisch-soziologischemZugang zwei Themen­
strängeerarbeitet,die zum KernbereichdiesesThemas gehörenund
die Grundlage für weitere Studien geben.

Als erster Themenstrangwird die Geschichtevon Altersbildern in
Beziehung auf Leistungsanforderungenim Alter um relevanteWende­
punkte rekonstruiert. Es geht um die Konvention darüber, wie lan­
ge jemand "tätig" zu sein hat, bzw. wie lange jemand im Erwerbs­
leben "seinen Mann zu stehen" habe. Diese Untersuchungenorgani­
sieren sich um die Herausbildungder Altersgrenzenin den Alters­
und Invalidenversicherungen, aufzufassen als Kristallisations­
punkte eines gesellschaftlichenAltersdiskurses. Genauerwird zu
untersuchensein, wie allgemeine, bzw. gruppenspezifischeErwar­
tungen an Alterserleben zu institutionellen Normalitätsunter­
stellungenwerden und in welchen Spannungsverhältnissensich die­
se bis heute weiterentwickelt haben. Untersuchtwird die Traktat­
und Aufklärungsliteraturund die Debatten im politischen Raum.
Als zweiter Themenstrangwird die spezielleStatuszuweisungbei
institutionell gefaßtenübergängenaus der Erwerbsarbeit im hi­
storischenWandel untersucht.Denn es zeigt sich, daß Normali­
tätsuntersteIlungeninstitutionell verfestigter Altersgrenzen,
als Obergänge zum definierten und "entlasteten"Altsein festge­
legt werden, die von der Mehrheit der aus dem ErwerbslebenAus­
scheidendennicht erreicht werden können. Damit bestehtdas kon­
zeptionelle Problem einer Konvention, die sich durch dauernde
Konventionsverstöße stabilisieren muß. So wird zu untersuchen
sein, wie institutionelle Normalitätsunterstellungenund Norma­
litätsbrücheim Prozeß des sozialenAlterns der Betroffenen in­
teragieren.

In diesem Themenstrangsoll zunächstder politische und medizin­
politische Diskurs im Vordergrund stehen. Ist zu erwarten, daß
die Debattenum Altersgrenzen angebundensind an allgemeinege­
sellschaftlicheSinnstrUkturen, Lebenszeit-und allgemeine Zeit­
strukturierungs-Vorstellungenu.ä., dann könnte man annehmen,daß
ein Massenphänomen, wie "vorzeitige" Alterung, als gravierende
Gefährdungder Stabilität der Gesellschafterscheint. Der Zugang
zu solcher Gefahrensbewältigungsind hier vor allem die medizini­
schen Kontroll- und Begründungsdiskurse, der sog. Begutachtungs­
medizin und der angegliedertenmedizinischenund paramedizini­
schen Verfahren. Durch diese wird sowohl "vorzeitiges" Altern zu­
gelassenals auch, als individualisierte, und damit als vorge­
sellschaftlichaufgefaßteSchwächeobjektiviert. Die (Früh-)Ver­
rentungsliteraturist, unter den Aspekten der Interessenverknüp­
fungen der Verfahrensbeteiligtenund den Bewältigungsoptionender
Betroffenen in ihren, relevantenTeilen auszuwerten.
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3.3 Stand der Forschung

Oberblick

Ist Verrentung, und inzwischen auch Frühverrentung,wirklich eine

so bekannteund selbstverständlicheFiguration, daß sie aufginge

in die Beschreibung der pragmatischorientiertenArbeitsmarkt­

politiken, wie sie in der Zeit wirtschaftlicher Stagnationund

zunehmenderLangzeitarbeitslosigkeit dominieren? (vgl. Kühlewind

1986; Brinkmann 1982) Produktivitätsvorteile einer jungen Beleg­

schaft, Verzicht älterer Arbeitnehmer zugunstenjunger Arbeitslo­

ser, Oberlastungder einen durch zu anforderungsreicheArbeit,

Oberlastungder anderendurch das Fehlen von angesehenerArbeit

überhaupt, das wären vielleicht die wichtigsten Stichworte. Aber

ist es wirklich nur ungerechtfertigtersozialer und materieller

Egoismus, wenn viele Arbeitnehmer an gut bezahlterund anerkann­

ter Arbeit festhalten? Sind es Selbsttäuschungen,wenn viele

Arbeitnehmer sich noch für fit und fähig halten, auch über die

Altersgrenze hinaus? (Ekerdt u.a. 1980; Engelbrech1985) Oder,

von der "anderen" Seite her gesehen: Warum gibt es den Renten­

oder Pensionsschock mit folgenden Krankheiten und U.U. Tod immer

noch, obgleich es inzwischen Vorbereitungskurseund ein breites

Angebot der Freizeitgestaltungfür "Alte" gibt, einerseits?Und

überhauptdie post-materielle Abwendung von erwerbsarbeitszen­

tri'.cen Werthaltungen, andererseits? Warum diese drastische

"Entfremdung" zu den alten Arbeitskollegen trotz aller "gleiten­

der" Übergänge aus dem Arbeitsleben?Warum wird die bis dahin

I ·itende Arbeitsethik geradebei den jungen und fähigen "Alten"

häufig zu einer ziel- und �v�e�r�n�u�n�f�t�~�o�s�e�n Vielgeschäftigkeit?

(Ekerdt 1987; Luhmann 1971; v. Kondratowitz 1985)

Das Zentralproblemder Verrentung scheint gerade in diesem Wider­

spruch zu liegen, zwischen der gesellschaftlichenNormalitätsun­

terstellung, daß das Arbeitslebenirgendwannbeendetsein muß und



750
Teilprojekt D 2
Haupt u.a.

der Problembearbeitungskompetenzder Betroffenen, für die Verren­

tung meist �g�e�w�a�~�t�s�a�m�e Umstellung, Entfernung aus adaptiertenund

integrierten Lebensumständenist. Das gesellschaftlichNormale

ist für die Betroffenen, ist lebensgeschichtlich keineswegsnor­

mal, das gesellschaftlichSelbstverständliche,ja u.U. Humane und

Fürsorglicheist ein dramatischerBruch in der individuellen Bio­

graphie. Dieser Bruch und die folgenden Lernprozessedes �U�~�s�t�e�l�­

lens auf veränderteLebensumständescheinendeshalb so schwierig,

weil die meist eintretendenmateriellen und kommunikativen Einbu­

ßen nicht einmal mit konsistentenpositiven Sinn- und Wertstruk­

turen legitimiert sind, während alle bis dahin gültigen zusammen­

brechen. Es gibt nicht nur einen Typus des Ausscheidensaus dem

�E�r�w�e�r�b�~�l�e�b�e�n�. Aber wäre nicht zu erwarten, daß die Obergangspro­

bleme zunehmen, je früher sie stattfinden, je mehr die Betroffe­

nen sich von einem "vollständigen" Arbeitslebenentfernt sehen?

Der ganze Problemhorizont des Obergangsaus dem Erwerbsleben,

will man nicht dessenKomplexität auf Arbeitsmarktpolitik-Pragma­

tik oder post-materialistischenWertewandel reduzieren, erschlie­

ßt sich erst, wenn man, wie hier vorgeschlagen, Verrentung als

eine risikoreiche, voraussetzungsvolleStaluspassagekonzipiert

bzw. als solche ernst nimmt.

Verrentung, eine Statuspassage

Viele der angesprochenenProbleme des Obergangs aus dem Arbeits­

leben sind lange bekannt. Wenn dennoch eine gewisseUnterkomple­

xität in der DiskUSsion festzustellenist, könnte das zunächstan

dem Fehlen eines Interpretationsmodellsliegen, das die verschie­

denartigenArgumente und Ergebnisse integriert. Zunächstbesteht

die Forschungsaufgabedarin, die konstitutiven Elementedieser

Passageaus dem Erwerbslebenals historisch gewachseneOrientie­

rungs- und Erwartungsstrukturzu rekonstruierenund systematisch

zu formulieren.
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Das Konzept der Statuspassagethematisiert Übergänge, hier aus

dem Erwerbsleben in den Ruhestand,als eigene soziale Gest?lt.

Sie formuliert diese durch die Konfrontation von allgemein

gesell3chaftlichen und/oder institutionellen Normalitätsunter­

stellungenund den Situationswahrnehmungenund Erwartungender

einzelnen Betroffenen. Verrentung ist in diesem Sinne soziales

Veralten, und wie Intimität, Liebe oder Umgangs- und Selbstdar­

stellungsformenist Alter und Alterung. ein sozialesProgramm, das

vermittelt und gelernt werden muß. Mit Verrentung ist also eine

der "kleinen" und symbolischen Vergesellschaftungsformenund­

bedingungenin den Blick zu nehmen, wie ähnliche von Elias

(1969), Foucault (vor allem 1976 und 1986), Bourdieu (1982) oder

Luhmann (z.B. 1982) untersucht wurden. In �d�i�e�s�~�r Statuspassage

sind �g�a�n�~ unterschiedliche Konfrontationskonstellationenvor­

stellbar. Zwei können schon jetzt benanntwerden.

Eine bestehtauf der Ebene der Zeitsynchronisierung(Kohli 1985;

1986). In der Verrentung realisiert sich nicht zuletzt eine ge­

sellschaftlicheRessourcenökonomie,die sich durch Altersgrenzen

rationalisiert und objektiviert hat (s. Absatz zu Altersgrenzen).

Eine �s�o�l�~�h�e kann massiv gegen individuelle Lebenszeitplanungen

verstoßen. Das trifft wahrscheinlich besondersin Frühverren­

tungsfällen zu. Und immer dann, wenn die betreffendenPersonen

ihre gesamteIdentität aus der Arbeitsrolle gezogenhaben. Frauen

mit ausgeprägterFamilienorientierungz.B. werden viel geringere

Probleme mit der Verrentung haben als Alleinstehende,Personen

mit entwickelter Hobby- oder Ehrenämter-Einbindunggeringereals

Nur-Arbeiter usw. (Dieck u.a. 1985; Naegele1985: 134; Wolf,

1987; Gubrium 1976). Verrentung könnte beschriebenwerden als ein

sozialesProgramm, das in die individuelle Lebenszeit-und �L�e�~�.

bensarbeitszeitbudgetierungals Merkposten eingestellt ist, �d�~�r�,

wenn es soweit ist, - für viele überraschend-aktiviert �w�i�r�d�~�.
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Die Zeitchronisiserung ist eng verbundenmit der Normsynchroni­

sierung. Verrentung scheint in einer Arbeitsgesellschafteine

sehr viel bedeutendereStatuspassagezu sein, als allgemein an­

genommen. Denn die Betreffendenscheidennicht nur aus einem Tä­

tigkeitsbereichaus, der für sie �g�r�o�~�e ökonomische, soziale und

kommunikative Bedeutung hatte. Sie scheiden zugleich aus als

vollgültige Teilnehmer der ununterbrochenenVerwirklichung eines

die gesamteGesellschaftstrukturierendenNormgefüges (Lehr 1985;

Neugarten/Hagestad1976; Atchley 1976). Diejenigen, die in Bezug

auf die �A�r�b�~�i�t�s�g�e�s�e�l�l�s�c�h�a�f�t als zu alt, zu wenig leistungsfähig,

allgemein überflüssig geworden sind, partizipierennach der Ver­

rentung nurmehr als Familienmitglieder, als Konsumenten, als In­

teressenvertreteru.ä., nämlich nur noch in abgeleiteterBedeu­

tung an dieser Gesellschaft.Damit wird erkennbar, wie sehr der

Nach-Verrentungsstatusvon der Berufsbiographieabhängt - etwa

von Kaufkraft, sozialer Kompetenz, Sozialintegration.Zugleich

werden auch die Kontinuitätsbrüche und neuen Zumutungen erkenn­

bar, die in der Verrentung entstehenund die als Passagenleistung

bewältigt werden müssen (Kohli 1982; Dieck/Naegele/Schmidt1985).

Die Betreffenden scheidenaus ihrem bisherigenAnforderungs- und

�S�e�l�b�s�t�t�h�e�m�a�t�i�~�i�e�r�u�n�g�s�k�o�n�t�e�x�t aus und gehen in einen neuen, noch

unbekanntenüber. Die möglichen Folgen des Übergangs in diesen

qualitativ anderenLebenszusammenhangsind auch kaum oder nur in

groben Zügen - wie finanzielle Ausstattung, �Z�e�i�t�ü�b�e�r�s�c�h�u�~�, Vor­

stellung eigener Bedürfnisse- zu antizipieren. In dieser Passage

sind also �g�r�o�~�8 Unsicherheitenüber Anforderungen, Eignungen, In­

teressenlagen,Entwicklungsoptionen, Kontinuitätschancen zu be­

wältigen. während der Eintritt in die Arbeitsgesellschaftheute

mit Vorbereitungsinstitutionendurchorganisiertist, ist dpl' Aus­

tritt vergleichsweise unterkomplexorganisiert. Die geforderten

Lernleistungensind aber hoch. Vor allem ein Abbau bisheriger

Einstellungenund Erwartungen, z.T. unter eingeschränktenfinan­

ziellen und kommunikativen Bedingungen, hat stattzufinden.
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Damit ist erkennbar, daß diese Normsynchronisierung zugleich po­

litische Sicherheit herzustellenhat. Denn nicht zuletzt von dem

massenhaften"Erfolg" dieser Passagehängt es mit ab, ob die so­

ziale Stabilität der Arbeitsgesellschaftgewahrt bleibt. Damit

ist eine hohe Problemkomplexität beschrieben,die mit den Pro­

jektergebnissenrealisiert werden muß.

Altersbilder

Wer "in Rente" geht, ist alt. Altsein hat negative Konnotationen,

niemand ist bereitwillig oder "von selbst" alt. Man ist erst alt,

wenn es einen die Umwelt wissen läßt (Tews 1971: 61). Man muß es

"fUhlen", sagt man. Heute fOhlt man das Altwerden allerdings

meist nicht zuerst durch den Verlust von Fähigkeitenund durch

das Eintreten von Schmerz- und Behinderungssymptomen.Frauen mer­

ken die biologischenGrenzennoch in alter Weise mit dem Ende der

Gebärfähigkeit. Ebenso präsentsind diese Grenzen für die alten

körperlichen Schwerarbeiter. Alt ist das Unfallopfer ohne alle

Altersdimension, wenn die Folgen irreparableBewegungs-und Wahr­

nehmungsstörungenbeinhalten. Und auf dem anderenEnde der Skala

ist in Alteneinrichtungen, in den Maßstäbender Bewohner oder Be­

nutzer, "alt" noch einmal radikalisiert, bezeichnethier die, die

gar nichts mehr können, die fast tot sind (Hazan 1987). Es ist

das Verdienst der Altersforschung, immer wieder darauf verwiesen

zu haben, daß es "das Alter" nicht gibt, auch nicht "den Rentner/

die Rentnerin", weil vielleicht der Tod, jedenfalls nicht der

Prozeß d2s Alt2rns der große Gleichmacherist (Rosenmayr1978 und

1983; v. Kondratowitz 1982).

Dabei bleiben viele Fragen offen. So richtig es ist, daß die Al­

ternserfahrungenstark differieren nach sozialstrukturellenund

Persönlichkeitsmerkmalender Betroffenen, so gewiß ist, daß Al­

tern selbst als ein sozialesProgramm auf alle Betroffenenglei­

chermaßenwirkt. Diese Zusammenhänge zwischen Altersbildern und
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der Macht der sozialen Verhältnisse,die diese aktualisiert und

modifiziert sind noch immer nicht ausreichenduntersucht.

Nichts ist deutlicher für diesen Sachbestandals die Wirkungslo­

sigkeit bestimmterAltersbilder, die mehr oder weniger künstlich,

wenngleich in vermutlich guter Absicht, von der sozialpädagogi­

schen und Altenhilfe Literatur und Praxis propagiert werden

(Schmidt/Zeman 1987; Seniorenfreizeitstätten1983). Denn trotz

aller terminologischerBemühungen bleibt z.B auch der "aktive

Senior" �e�i�~ "Alter", der nach den Werten der Arbeitsgesellschaft

und im Sinne der Rentenfinanzierungausgedient hat und mitfinan­

ziert werden muß. Die Wertsetzungenund Rollendefinitionen im

Altersdiskurs der Sozial- und Alterspädagogikprallen ab an ge­

sellschaftlichenRahmenbedingungen, die den eigenenund dominan­

ten Altersdiskurs schreiben.Andererseits,und hier ist man die­

sem dominantensozialenAltersdiskurs viel näher, werden Geburts­

tage von "Hochbetagten",wenn diese wie Popper oder Elias weiter­

hin sich zu Wort melden können und produktiv sind, nur zum Anlaß

genommen, Werk und Einfluß darzustellen.Niemand ehrt hier einen

"aktiven Senior" oder einen "rüstigen Hochbetagten".Das Alter

ist jetzt eine eher verwundert bemerkte Nebensache(vgl. z.B.:

"Die Zeit" vom 24.7.87, S.31; Merkur, Heft 6, 1987).

Die Annahme liegt nahe, daß "Leistungsfähigkeit"die entschei­

dende Komponente der dominierenden Altersbilder ist (Göckenjan

1987; Levy 1979). Es scheint zwar immer gesehenworden zu sein,

daß hier Stereotypenim, Spiel sind, die dazu in der Regel den

Leistungsbegriff auf einzelne Dimensionenverkürzen. Das Alter

ist langsamer,die Arbeit fällt schwerer, aber sie wird nicht

schlechtergemacht, bemerkt schon Jakob Grimm: "die alte biene

kommt spät, aber sie kommt doch." (Grimm 1864: 205). Heute ist

die Debatte als Ablehnung des sog. Defizit-Modells des Alterns

geführt worden. In der Regel wird die These eines Wandels des

Leistungsspektrumsim Laufe eines Arbeitslebensvertreten, z.B.



755
Teilprojekt D 2
Haupt u.a.

werde manuelle Schnelligkeit nachlassen,aber Ruhe und Erfahrung

wird zugleich die Qualität der Arbeit erhöhen können (Lehr 1975;

1985; Bäcker 1982).

Positionen. die eine modifizierte, "gereifte""Leistungsfähigkeit

in steigendem Alter propagieren, sind aber nicht nur folgenlos,

weil sie eben nur Gegenkonzeptezu den herrschendenökonomischen

Kalkülen darstellen. Sie bestätigen im übrigen die dominanten

Normkomponenten.Ob "gereift" oder nicht, man erreicht die erwar­

teten Leistungsdimensionenentweder, oder wird sich mit entschul­

digenden Rhetorikleistungen,wie sie die Altenhilfe zur Verfügung

stellt, zufrieden geben müssen. Eine Logik, der auch die sog.

"jungen Alten" zu folgen scheinen. die nur erst �i�~ ihren bisheri­

gen Berufstätigkeitenoder Familientätigkeitenüberflüssig gewor­

den, "veraltet" sind, wenn sie die Angebote der Altenhilfe auch

nicht in Anspruch nehmen.

Es mAg sein. daß eine alterndeGesellschaft"altersbewußter"wird

(Rosenmayr1978: 19). Die herkömmlicheOrientierung der Alters­

bilder auf Leistungsfähigkeitist aber offenbar nicht verändert.

Betrachtetman zudem den älteren Diskurs über Alter {Göckenjan

(1987), dann zeigt sich die zentrale offene Problemlage.Das bis

vor wenigstens1 1/2 Generationen eiserne Gültigkeit beanspru­

chende Lebenskonzept"lebenslangeArbeit" ist nahezu unbemerkt in

das Konzept "verdiente Rente/Ruhestand" übergegangen.Insofern

�u�n�b�e�m�0�~�k�t�. als daß für die Betroffenen eine Konvention hinter

einer folgenden verblaßt. Die möglichen Konsequenzen dieser

�V�e�r�~�n�d�2�r�u�n�g hahen nun zwar zu sehr weitgehendenSpekulationenzur

"KrisE der �~�r�b�E�i�t�s�g�e�s�e�l�l�s�c�h�a�f�t�" und einer neuen Altersbewegung

geführt. �a�h�~�r ohne daß diese erwartetenErschütterungeneingetre­

ten wären (Offe 1934; Dahrendorf 1983; Negt 1984; v. Kondratowitz

1985) .
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Tatsächlichund fraglos ist �~�i�t diesem Konventionswandelein ein­

heitliches Lebenskonzeptaufgegebenworden. Die Hängelagedieser

Situation drückt sich nun eben aus in der Diskrepanz �z�w�i�s�c�h�2�~ ei­

ner weiterhin absolute Gültigkeit beanspruchendenArbeitsethik

der Arbeitsgesellschaft und dem zunehmenden�U�~�f�a�n�g und den stei­

genden Zeiträumen des "Alters". Dieses Alter läßt sich auch, we­

gen der häufig unattraktiven materiellen Ausstattung, kaum mehr

als "Belohnungs-Phase"in die Lohnarbeit integrieren. Vorderhand

erscheintes jetzt aber eher tunlich zu untersuchen,wie diese

prekäre Koalition von gegensätzlichen Wertsystemen,dem Konzept

einer Arbeitsgesellschaftund einer Sozialstaatsgesellschaft,ei­

nes Arbeitslebensund eines Sozialleistungsempfängerlebensmög­

lich ist. Man wird nach weiteren Austausch-und Verschiebe-Bezie­

hungen zwischen beiden "Welten" suchen müssen und nicht, wie bei­

de in ein Lepensentwurf-Modellübergehenkönnten. Möglicherweise

bietet die Passagenorganisationdes Ausscheidensdiese Vermitt­

lungsleistung.Wenn in der Passageselbst kontinuierliche Erfah­

rungen des Zusarrmenbruchsalter Orientierungenin einer Art Ab­

schlußbilanzverarbeitetwerden, sind modifizierte Normmischungen

als Passagefolgen denkbar (Kohli 1982; v. Kondratowitz 1985:

285f. Das ist zunächstweiter konzeptionell zu verfolgen.

Auch hier gibt die historischePerspektiveHinweise, denen weiter

nachgegangenwerden kann. Das Lebenskonzept"lebenslangeArbeit"

konnte immerhin soziale und biologische Dimensionenin der Weise

integrieren, �d�a�~ sie sich wechselweise"begründen". Dieses Kon­

zept erzwang, sicherlich entsprechendder Sozialschichtungdiffe­

renziert, eine unmittelbareKonfrontation zwischen den sozialen

Anforderungenund den physisch-psychischenAlternsprozessen.Die­

ses AlternserIeben.letztlich nicht mehr den �b�i�s�h�e�r�i�g�e�~ Geschäf­

ten vorstehen. bzw. nicht mehr den Lebensunterhaltverdienenzu

können, kann als naturalistisches Modell des Alterns aufgefaßt

werden (Göckenjan1987). DemgegenüberorganisiertVerrentung �h�e�~�~�,

te für eine Mehrheit von Arbeitnehmern. die sich ausgegliedert
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sehen, noch bevor sie "die Last des Alters" spOren, eher symboli­

sche Alternsprozesse.Hier laufen jetzt allgemeiner Bedarf und

hoch spezialisierte Einzelanforderungen,finanzielle Anreize und

abstraktekollektive ROcksichtnahmen, aber auch natfirlich U.U.

wie bisher starker Verschleiß und Leidensdruckzu Abschlußbilan­

zierungen zusammen, die auf ganz anderen�F�~�h�i�g�k�e�i�t�s�e�i�n�s�c�h�l�t�z�u�n�g�e�n

beruhen müssen als früher.

Erst jetzt läßt sich sagen, hat sich aus den biologischenDeter­

minanten weitgehendherausgelöst,was man eine soziale Passagen­

struktur nennen kann. Das gibt sich erst in historisch-systema­

tischer Dimensionierungzu erkennen und soll genaueruntersucht

werden.

Erwerbsfähigkeitund Alternativexistenz

Die Untersuchungder Verrentung als eine risikoreiche. vorausset­

zungsvolle Statuspassagefolgt �~�u�r zum Teil dem traditionellen

Sozialpolitikthemades Übergangsvon der Erwerbstätigkeitin eine

Alternativexistenz.Denn in dem vorliegenden Projekt sind vor

allem die Ebenen der gesellschaftlichenRessourcen-und individu­

ellen Lebenszeitplanungim Blick. Auch die erfolgreiche Synchro­

nisierung dieser ist wesentlich für den sozialenZustand einer

Gesellschaft.Verrentung ist also nicht nur eine pragmatischeAr­

beitsmarkt-. Volkswirtschafts- oder Sozialpolitik-Größe.wie es

in den entsprechendenWissenschaftenbehandeltwird.

Die Literatur zum Sozialstaatund der allerdings in der Regel

dominierendenInstitutionsgeschichte �d�~�r Rentenversicherungbie­

ten konzeptionelleAnknüpfungen. Hier können nur einige Stichwor­

te gegeben werden. In der Sozialstaatsdiskussionsteht �t�r�a�d�i�t�i�o�~�·

nell die Frage der Lösung sozialer Probleme in Bezug auf �S�t�a�b�i�l�i�~

sierung lebensperspektivischerArbeitsmotivation'imZentrum(z.B;'
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Achinger 1958; v. Ferber 1967; Lenhard/Offe 1977; Leibfried/Tenn­

stedt 1985). Die materielle Sicherungder Nicht- oder lIichtmehr­

Erwerbsfähigen wird als zentrale Legitimationsleistung zur

Systemstabilisierung angesehen (z.B. Narr/Offe 1975). Je nach

Probleffisicht kann die dominante Systemdynamikals Einschnürenvon

Alternativexistenzen,zu einem sozialen "Unterstock" beschrieben

werden (z.B. Leibfried/Tennstedt1985). Oder die �S�y�s�t�e�m�t�ä�t�i�g�k�e�i�~

erscheintüberhauptals Dauerversuchder Stabilisierungdes nicht

Stabilisierbaren(z.B. Luhmann 1983).

Die Rentenversicherungsliteratur,soweit sie nicht reine Institu­

tionslehre ist (vgl.Bogs 1973; Schaubu.a. 1976), thematisiert

die Schnittstelle: Zwang zur Erwerbsarbeitund Erwerbsunfähigkeit

bzw. Alterssicherung als Problem der Beitragsleistung,der Le­

benseinkommens-Positionenund dem sog. Aquivalenzprinzip (z.B.

Wagner 1984; Stolleis 1984; Schmähl 1985). Allerdings öffnet sich

die Rentenliteraturdirekter und sehr viel weiter prinzipiellen

sozial- und gesellschaftspolitischenPerspektivenam Gegenstand

der Grundsicherungs-/Grundrentenfrage(z.B. Krupp u.a. 1981; WSI­

Mitteilungen 2/1987). SozialgeschichtlicheEinbettungender Ren­

tenversicherungliegen kaum vor (Tennstedt1976: 448 ff; 1972:

14-103; Rosenmayr1978; Hockerts 1983).

Das sozialgeschichtlicheProblem der �R�e�n�t�e�n�v�e�r�s�i�c�h�e�r�~�~�g�, eine Al­

ternativexistenzzur Lohnarbeit anzubieten,die nicht Armenpflege

ist, aber zugleich die Arbeitsmotivation ihrer Versichertennicht

destruiert, muß zum Ausgangspunkt �e�i�n�~�r Rekonstruktiongemacht

werden (Reulecke 1983: 418). Dabei ist die Herkunft aller Sozial­

versicherungaus der positiven Diskriminierung von der Armenpfle­

ge Allgemeingut. Wenig durchgearbeitetsind dagegendie Einstel­

lungswandlungen,die von den Versichertengefordert sind und das

reibungsarmeund vor allem integrative Funktionierender "Wohl­

fahrts"-Einrichtungenüberhaupterst ermöglichen (von der materi­

ellen Seite z.B.: Reif 1982). Zu denken ist an die konzeptionelle
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Bewältigung von typischen

erst richtig krank, oder

arbeitsunfähig (Liek 1927;

Behauptungenwie: Erholungskurenmachen

die Möglichkeit des Rentenbezugsmacht

Horneffer 1930). Auch für die Renten-

versicherungbedeutetdas, die Debatten um das Simulationsproblem

(sog. Rentenhysterie)aufzunehmen.

Dabei wird in der Regel mißachtet, daß die Bezugsnormender frü­

hen Invaliden- und Altersversorgungsprojekteeben nicht heutige

individualistischeKonzepte wie humanesAltern oder Würde des Al­

ters waren. Diese sind erst mit der Entwicklung der sozialenRen­

tenversicherung prägend geworden. Auch die Rentenversicherung

sollte zunächst kollektive Werte wie Achtung vor dem Eigentum,

Sparsinn, Familienbindungstützen bzw. diese in �K�r�~�i�s�e�n stimulie­

ren, die nach Ansicht der Reformer noch außerhalbdes Gültig­

keitskreisesdieser Normen standen. Es gibt keine Studie zu

diesem Mentalitätswandel: von der selbstverständlichenErwartung

lebenslangerArbeit, die die Verwertung von Restarbeitsfähigkeit

bis hin zu nicht mehr entlohnungsfihigem"sich nützlich machen"

einschließt, zur Erwartung einer Ruhestandsphase,"sorgenfreier

Altersjahre der Entspannungund Besinnung" (Sozialplan1957: 89;

vgl. als erster Zugriff: Göckenjan1987).

Altersgrenzenin der Rentenversicherung

In der Soziologie, Anthropologie und Gerontologie gibt es eine

recht breite Literatur zur sozialenKonstruktion des Lebenslaufs

als ein prinzipielles gesellschaftliches Ordnungssystem(Riley

u.a. 1972; Neugarten/Hagestadt1976; Kohli 1978; Hareven/Adams

1982). Wobei die Dominanz amerikanischerLiteratur zu Altersgrup­

pen und Alterssicherung vielleicht auch eine Kulturspezifität

einfängt. Chronologische Altersgrenzen, im Gegensatz zu alten

qualitativen Lebensstufenmodellen (Cole/Winkler 1987; Schenda

1983) sind als moderne Sozialisationsformen festgestelltworden

(Hareven/Adams1982; Thomas 1976). Wobei die Zunahme der Standar-
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disierung und Institutionalisierungdes Lebenslaufsder Ausdeh­

nung wohlfahrtsstaatlicher und allgemein staatlicherInstitutio­

nen zugeschriebenwird (Cain 1976; Kohli 1985).

Kohli (1985) hat vier in der Literatur häufiger behandelteFunk­

tionszusammenhängeangeführt, die gesellschaftlichüber die chro­

nologischeAltersgrenzeorganisierbarsind und Zuweisung und Ein­

klagen bestimmter VerJlaltensanforderungenbeinhalten. Auf den

beiden abstraktestenEbenen ermöglicht chronologischesAlter so­

ziale �K�o�n�t�~�o�l�l�e�, falls und insofern formale Verfahren staatlicher

Apparate und internalisierteAltersbilder der jeweils Betroffenen

in einem Handlungssystern zusammenstimmen. Die langfristige

Erwartbarkeit solcher biographischerEreignisse ermöglicht dabei

sowohl für den Einzelnen als auch für das staatlicheLeistungssy­

stern für die Moderne typische Rationalisierungschancen.Wie

komplex diese Ebene gesellschaftlicher Synchronisierung von

Leistungenund Verhaltenszumutungenist und mißverstandenbzw.

unterproblematisiert wird, zeigen die häufigen Forderungen.

chronologischesdurch "funktionales" Alter zu ersetzen(z.B. Lehr

1979; Kühlewind 1986: 204).

Weiter nennt Kohli (1985) als Funktionsleistungenvon Altersgren­

zen: Integration, die Verknüpfung verschiedenerLebensbereiche,

insbesonderevon Betriebs- oder Erwerbsarbeitund Familie. Hier

leitet offenbar die Feststellung,daß das Konzept der Norrnalbio­

graphie zwar unterschiedliche Lebensbereiche umfaßt, die aber

erst lebensperspektivischsynchronisiert werden müssen. Die 4.

Funktionsleistung:Sukzession, bzw. Nachfolgeregelungist die am

weitestenausgeführte,auch mit deutlicher amerikanischerPräva­

lenz (Riley u.a. 1972; Oohse u.a. 1981). Im Vorfall altersbeding­

ter Verrentung verknüpfen sich betriebsinterne und gesellschaft­

liche Rationalisierungsstrategien.Verrentung nach antizipierba­

ren �~�u�s�s�c�h�e�i�d�e�r�e�g�e�l�n begründenund festigen betrieblicheRezipro­

zitätserwartungen,auf denen stabile Leistungs- und Arbeitsrnoti-
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vationen bzw. hohe Verläßlichkeit und Planbarkeit von Produkti­

onsprozessenberuhenkönnen (Kohli/Wolf 1986).

Insofern sich Betriebsstrategienvon "regulären" Verrentungsre­

geln in ihrer Arbeitsorganisations-und Arbeitskräfteeinsatzpoli­

tik leiten lassen, reproduzierensich die vier allgemeinenFunk­

tionsleistungender Altersgrenzenauf Betriebsebeneund die Cber­

gänge zwischen Berufsarbeitund RuhestanderreichenOptimalform.

Allerdings wird man in Betracht des Verrentungsgeschehens

(Page/Reimann 1983; Orsinger/Clausing 1982) wohl eine Dominanz

innerbetrieblicherRationalisierungmit Externalisierung der Ra­

tionalisierungsfolgenannehmen müssen (z.B. Kotthoff/Ochs 1984).

Das "volle Arbeitsleben" bzw. eine nicht �v�e�r�l�e�t�z�t�~ "lebenszeitli­

ehe Terminierung" (Kohli/Wolf 1986: 20) erscheintals ehjr idea­

lisierende Konzeptionalisierung.wenn man von den offenbar sehr

günstigen Beschäftigungsbedingungenin der Zigarettenindustrie

absieht, in der sie empirisch belegt wird. Zumindest scheint es

notwendig. die Bewältigung der "verletzten" Lebenszeitbudgetie­

rung, in Bezug auf die GÜltigkeit der RahmungskonzeptionAlters­

grenze. zu untersuchen.

Unabhängig davon, daß die (ideale) Nutzungsdauerder Arbeits­

kraft. wie sie durch die Altersgrenze fixiert ist (Kohli/Wolf

1986), offenbar regelmäßig nicht mit dem realen Verrentungsge­

schehenübereinstimmt, kann die Rentenversicherungals pragmati­

sches Rationalisierungsinstrumentfür innerbetrieblicheStrate­

gien angesehenwerden (Kohli 1985; Dohse u.a. 1982). Allerdings

verflüchtigt sich dann die �P�l�a�u�s�i�b�i�l�i�t�ä�~ von systematischenFunk­

tionen der Altersgrenzeetwas. �A�r�b�e�i�t�s�~�a�r�k�t�p�o�l�i�t�i�s�c�h orientierte

Betrachterhaben 50 tatsächlich; häufig wenig Sinn für die norma­

tive Bedeutungder Altersgrenze. So werden z.B. in dem Trend zur

Frühverrentung�n�~�r flexible Maßnahreenzur Verkürzung der Lebens­

arbeitszeitgesehen,sozusagenbegrüßenswerte realpolitischeAn-
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passungen,trotz unveränderterNorm. Und es wird dann auch ange­

nommen, die Altersgrenzekönnte ebenfalls bedenkenlosflexib'ili­

siert werden, etwa auf eine Spanne von 58 bis 72 Jahrr,n! (1':;;h1,,­

wind 1986: 204)

Angesichts der keineswegs unbestreitbaren Regulationsthesezur

systematischenStatur von Altersgrenzen liegt es nahe, sich der

dogmengeschichtlichenEntwicklung der Altersgrenze in der Renten­

versicherungzu vergewissern.Denn aus verstreutenDarstellungen

läßt sich �e�n�~�n�e�h�m�e�n�, daß eine Regulationswirkung von Altersgren­

zen zumindest erwartet wurde. Seitdem Altersversorgungsprojekte

diskutiert und auch erprobt wurden, war die Frage einer Alters­

grenze von Bedeutung. Und seit dem Inkrafttreten der gesetzlichen

Invaliden- und Altersversicherung(1891) hat es immer wieder Re­

formforderungen, aber nur zwei Änderungender Altersgrenzegege­

ben (1916 von 70 auf 65; 1973 auf 63). Dieser Diskurs über die

ideale Nutzungsdauer der Arbeitskraft und der folgenden Notwen­

digkeit der Freistellungvon Lohnarbeit ist nicht aufgearbeitet.

Verrentungspolitikund Frühverrentung

Das Problem der Frühverrentung,also das Ausscheidender Arbeit­

nehmer aus der Berufstätigkeit vor Eintritt der regulärenAlters­

grenze, ist immer wieder thematisiertworden. Der hohe Anteil an

Frühverrentungenbzw. das niedrige Rentenzugangsaltergalten re­

gelmäßig als Krisenindikator (z.B. Rüth 1976; Ricke u.a. 1977;

Scharf 1980; �t�~�i�e�d�m�a�n�n�/�W�e�i�m�e�r 1982). Insbesondereist immer wie­

der untersuchtworden, inwiefern der beängstigend hohe Anteil

frühzeitiger Verrentung auf zunehmenden Verschleiß und ver­

schlechterteArbeitsbedingungen,auf zunehmende Inhumanität der

Arbeitswelt zurückgeführt werden kann �(�z�.�B�.�S�c�h�e�w�e�/�Z�ö�l�l�n�~�r 1957;

Wasilewski u.a. 1984; als eberblick: Dohse u.a. 1982: 27 ff;

Arbeitswelt und Frühinvalidität 1985). In der Regel muß hier von

komplexerenVerursachungszusammenhängenausgegangenwerden.
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Drei Einzelverursachungender Frühverrentungsind zu nennen. Ver­

rentung aufgrund schlechter Gesundheit, b?w. geminderterLei­

stungsfähigkeit,aufgrund schlechterArbeitsmarktbedingungenund

aufgrund des Versichertenwunsches.

Der letzte Grund hatte als unterstellte, unstatthafteBegehrlich­

keit historisch große Bedeutung. Unter der Vermutung der Simula­

tion von gesundheitlichenErwerbsunfähigkeitsgründenist "Pensi­

onsspekulantenturn"unterstellt worden und sogar als "Rentensucht"

oder "Rentenhysterie" zu einem eigenständigen Krankheitsbild

avanciert (Tennstedt1981: 183; Teusch 1985). Diese Dimension ist

in der heutigen Verrentungspolitik, in der Verrentung als Mittel

allgemein akzeptierterArbeitsmarktpolitik, so leicht wie möglich

gemacht wurde, völlig unterthematisiert. Bei der Frage, wie die

StatuspassageVerrentung als Machtverhältnisund als Interessens­

pakt der Verfahrensbeteiligtenfunktioniert, kann liberale Norm­

auslegungnur eine Variante sein, restriktive Verfahren und re­

pressiveGrundeinsteIlungen der Passagehelferbestimmendas ent­

gegengesetzteExtrem. Der persönliche Verrentungswunschwird an­

sonstenmit gesundheitlichenund/oder Arbeitsmarktgründenzusam­

menfallen.

Wenn Verrentung fast ausschließlichals Invalidisierung stattfin­

det, die dazu immer mit einem Simulationsverdachtumstellt ist,

wie in den ersten Jahrzehntender Rentenversicherung,dann müssen

die Einstellungenzu Rente und "Ruhestand"notwendig�~�o�n späteren

abweichen, wenn Ausscheiden�a�l�l�g�e�m�e�i�~ gewollt u.U. sogar mit so­

zialem Druck initiiert wird. Diese Wandlungender Bedeutungund.
des Status von Verrentung und der �e�i�~�h�e�r�g�e�h�e�n�d�e�n Einstellungen

zur Rente und zum Rentnerdaseinsind kaum thematisiertund nicht

systematischuntersucht.
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Invalidisierung heißt Feststellen von �L�e�i�s�t�u�n�g�s�u�n�f�~�h�i�g�k�~�i�t�. In

dieser Funktion der Leistungsfeststellung tritt die �~�r�z�t�l�i�c�h�e

Professionin die Rentenversicherungals Passagenhelferein. Eine

solche Position ist weder �s�e�l�b�s�t�v�e�r�s�t�~�n�d�l�i�c�h noch �p�r�o�b�l�e�~�f�r�e�i�.

Hist0risch tritt die Arzteschaft als gesellschaftlichverantwort­

liehe Experten Uberhaupt erst auf, in einern �r�e�l�e�v�a�n�~�e�n�, ro11en­

�p�r�~�g�'�"�n�d�e�n Umfang, durch die Einrichtung der �~�r�b�e�i t e r ver s i cl.i-z ::;->­

ge i seit 1Se3. In der Rolle eines unparteiischenBeg'-Jtachtersr.8r

die Ärzteschaft ihre bis heute zweifelhaftesteFunktion. Die Fro­

fessionalisierung der Ärzteschaft und Medikalisierung snzlaler

Probleme ist bisher wesentlich in der Krankenversicherung(Tenn­

stedt 1977; G6ckenjan 1985; G6ckenjan 1987a) und der Unfallver­

sicherung (Tennstedt1976: 424 ff; Milles/MUller 1985; vgl. Pro­

jekt D 1, Milles u.a.), aber noch kaum in der Rentenversicherung

untersuchtworden (Tennstedt1983: 493 ff).

Ebenfalls ist Unklarheiten nach7.ugehen, die sich z.B. zwischen

der restriktiven Bewilligungspraxis, den sehr ni e d r i c e u Renten

und der Feststellung,daß die Invalidenversicherungin der Arbei­

terbev6lkerung beliebt gewesen sei, ergeben (Tennstedt1981:

186). Oder etwa Unklarheiten, die entstehen,wenn ein "Drang" zur

Invalidisierung festgestellt wird, der als Beginn eines neuen

Verhaltensmusters:RUckzug in eine Altersphase, allerdings der

"Neben- und Marginalverdienste",gedeutetwird (Reif 1982). Denn

immerhin ist die Gewährung einer Invalidenrentemit Arbeitsverbot

verbunden, ist der Rentenbeziehereiner Dauerkontrolleunterwor­

fen. Er läuft Gefahr, bei behaupteter Wiederherstellungseiner

Arbeitsfähigkeit seine Rente zu verlieren, zumindest sich eine

Reduzierungeinzuhandeln.Die Verzahnung von Rentenideologieund

Verrentungspraxismit den Lebenswirklichkeiten ist, mit anderen

Worten, auch in der historischen Entwicklung noch nicht immer

�~�l�a�u�s�i�b�e�l rekonstruiert.
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Es ist oft bemerkt worden, daß Invalidität kein objektiver �B�e�f�u�~�d

ist, sondern nach bestehenden Wirtschaftsverhältnissenvariiert

(z.B. Kindel/Schackow1957; Schewe/Zöllner1957; Lehr 1979; Kott­

hoff/Ochs 1984). Die meisten Leistungsgemindertenwären noch ar­

beitsfähig, gäbe ihnen der Arbeitsmarkt Beschäftigungschancen.

lltere �h�r�b�~�t�t�n�e�h�m�p�r �~�a�s�s�~�n nicht leistungsgemindert sein, aber

ein verändertes LeistungsspektrumwUrde ganz häufig Anpassungen

der �~�r�b�~�i�t�s�g�e�s�t�a�l�t�u�n�g und der Arbeitsplatzanforderungenerforder­

lich machen. Die arbeitsmarktbedingte Invalidität nwßte als so­

zial unakzeptierbarg21tcn, solange fGr die Betreffendenkeine

existenzsicherndeAlternative, in der Regel eine bedarfsdeckende

Rente, zur VerfGgung stand.

Noch nach 1900 standen Arbeitgeber unter dem moralischenDruck,

ihre Alten weiterzubeschäftigen,sie zumindest irgendwie zu er­

halten. Die Gnadenbrot-Praxishatte viele mögliche Formen, stand

aber als Teil patriarchalerBetriebsführungzunehmendgegen indu­

strielle Rationalisierungszwänge.Die konfliktarme Externalisie­

rung dieser Probleme mit Hilfe der Rentenversicherungwird so zur

ablösendenKompromißstrategiezwischen Kapital und Arbeit (Dohse

U.? 1982). Entsprechendwird in Zeiten von Konjunkturkrisen ein

Absenken des Verrentungsalters gefordert (z.B. Arendsee1928;

Bogs 1981), bzw. die bessereAusstattungvon Frühverrentungsmo­

dellen, um den Ausstieg zu erleichtern (z.B. Löwisch/Hetzel

1983). Wobei festzuhaltenist, daß auch die Einführung der fle­

xiblen Altersgrenze 1973 keine Erweiterung der Gestaltungsräume

des Ausscheidens aus dem Arbeitslebeneröffnet hat, sondernes

ist faktisch für viele Bereiche eine neue Regelausscheidegrenze

festgelegtworden.

Die Zumutbarkeit des frühen Ausscheidensist bedeutendverbessert

worden und somit in vielen Arbeitsbereichenkaum mehr abzulehnen.

Damit hat sich die Perspektiveder Diskussion um Leistungsminde-
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rung und Frühverrentung wesentlich gewandelt. Während in den

1950er und 60er Jahren oft kaum gefragt wurde, warum eigentlich

auch Alte und Leistungsgeminderteweiter arbeiten sollen, z.T.

sogar über die bestehende Altersgrenze hinaus (z.B. Kinde1/

Schackow1957). Dann wird seit den 70er Jahrenkaum mehr gefragt,

ob die -freiwillig oder erzwungen - AusscheidendenU.U. noch

gerne hätten weiterarbeitenwollen. Tatsächlichliegen die geäu­

ßertenVerrentungswünschehäufig über dem durchschnittlichenRen­

tenzugangsa1ter (Friedeburg/We1tz 1958: 40; Blume u.a. 1979:

150) .

Bekannt ist seit langem, daß der Wunsch, aus dem Berufslebenaus­

zuscheiden,mit der beruflichen Unzufriedenheitund dem Gesund­

heitszustandsteigt (Überblick z.B.: Tews 1981: 183 f), so daß

anzunehmenist, daß �V�e�r�r�e�n�t�u�n�g�~�w�ü�n�s�c�h�e sich herausbilden mit der

Erfahrung der Einschnürungin der bisherigenTätigkeit, oder in

der beruflichen Abwärtskarriere, ohne daß das Motiv eines "Ruhe­

standsbewußtseins" (Naeg1e 1984) damit verbunden sein müssen

(Kotthoff/Ochs 1984). Einen weiteren Hinweis gibt die Untersu­

chung der Selbsteinschätzungder �~�e�r�u�f�l�i�c�h�e�n Leistungsfähigkeit,

in der festgestelltwird, daß diese �h�ä�u�~�i�g wesentlich optimisti­

scher ist und nicht immer mit der faktischen Verrentung überein­

stimmen kann (Enge1brech 1985). Mit anderen Worten: inwiefern

Verrentungspo1itikund Interessenlageder Betroffenenkorrespon­

diert, ist keineswegsimmer klar und· nicht ausreichendtypolo­

gisch dargestelltund begründet.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Heinz-GerhardHaupt war beteiligt an Recherche�u�n�d�P�r�o�b�l�E�m�;�s�z�e�n�a�~�'
rium zur Alterslage von Witwen (1850-1912). Hier' �i�s�t�d�i�e�:�p�r�o�b�i�e�~�~�~

• ' • �.�'�~�" " •• e ',' ;-:,. ··lli

lage einer doppeltenUnterprivilegierungvon alten Frauen �i�m�;�v�o�r�'�;�;�~
. '; '- ';". ,." ,.' .
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fold der Arbeiterrentenversicherungzu weiteren Studien eröffnet

worden (Haupt u i a . 1985a).

Gerd Göckenjan hat �~�i�n�e erste Untersuchung von Alterslagen und

Altersbildern in historischer Perspektive unternommen, in der

versucht wird, das Problem der Leistungsanforderungenim Alter zu

erschließen(Göckenjan 1987).

Darüber hinaus hat Heinz-Gerhard Haupt eine Anzahl von Studien

zur �S�o�z�i�~�l�p�o�l�i�t�i�k und zur sozialen Frage im 19. Jahrhundertvor­

gelegt. Er war ebenfalls beteiligt an einer Studie zur Funktions­

weise der heutigen Sozialbürokratie, insbesondereder Jugendfür­

sorge und der psychiatrischenVersorgung. (Haupt u.a.1985; Funk,

Haupt, Narr, Werkentin 1984).

Auch Gerd Göckenjan hat eine Studie zur Verrechtlichungvon Sozi­

allagen, allerdings auf die Krankenversicherungbezogen, vorge­

legt (Göckenjan 1981). Er ist darüber hinaus �m�~�t problemge­

schichtlichenFragestellungenrecht gut vertraut. Die Studie zur

Entwicklung von Gesundheitssvorstellungendeckt die gleiche Zeit­

�s�p�~�n�n�e wie in �d�e�~ vorgestelltenProjekt. In diesem Bereich liegen

auch unmittelbare ther,latischeAnknüpfungspunkte (Göckenjan 1985).

3.5
3.5.1

Ziele, Methoden und Arbeitsprogramm

Ziele

Vorbemerkung

Unsere Gese11schaft �r�r�o�d�u�z�i�~�r�t Alter in einem bisher unbekannten

�U�~�f�a�n�g�. Das ist seit Jahren kaum mehr auf das Steigender Lebens­

erwartung zurGckzufßhren, sondern auf das frOhere Ausscheidenaus

�d�e�~ Erwerbsleben.Denn mit dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben

ist das Ausscheidenaus den gesellschaftlichdominierendenNorm-
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systemenverbunden. Allen Spekulationenum einen �p�o�s�t�-�i�n�d�u�s�t�r�i�~�l�­

len oder post-materiellenWertewandel zum Trotz ist dieses �A�~�s�­

scheidensozialesAltern und diesesbleibt stark n0gRti? �b�0�~�' r­

tet.

Niemand in unsererGesellschaftaber will "alt" sein, niemand be­

gibt sich freiwillig in diesen negativen, stigmatisiertenBewer­

tungskreis. Alternsprozesse sind Verlustprozesse,F5higkeiten,

Zuständigkeiten,Verhaltenschancenu.ä. werden eingeschränktoder

gehen soga! ganz verloren. SozialesAltern heute �z�e�i�c�h�n�~�t sich

dadurch aus, daß soziale und biologische Verlustprozesseimmer

weniger synchron sind. Das soziale Altern vieler �A�r�b�e�i�t�n�e�h�~�e�r

heute, mit 55 bis 60 Jahren, ist erst das Vorher-Spüren der spä­

teren biologischen Verlustprozesse.Mit dieser Asynchronität ist

sozialesAltern ein dominant symbolischesAltern, d.h. Definiti­

onsprozesse und institutionelle Verfahren müssen begründenund

festsetzen,was ehemals durch die Macht der "natürlichen" Ver­

lustprozessebewirkt wurde.

Ein solches Szenarium sollte nicht darGber hinwegtäuschen,daß

viele Prozessedes �~�o�d�e�r�n�e�n Alterns unklar sind. Nur für wenige

Personengruppenkann mit großer Plausibilität angenommenwerden,

daß die Zwänge und Leidenserfahrungenim Arbeitsbereichso hoch

sind, daß das AusscheidenGber alle Resignationund Defiziterfah­

rung hinweg als positiv erlebt werden wird: "Alter" ist akzep­

tierbar. Auf der anderenSeite steht die Personengruppe,die nach

der Verrentung über so hohe Einkünfte verfügt, daß auch weiterhin

ihre volle Integration in die Konsum- und Mediengesellschaftsi­

chergestelltist und damit Sinn- und Funktionseinbußenleicht

kompensiertwerden können. Hier sind die Dissynchronitätenzwi­

schen biologischemund sozialem Altern vermutlich am wenigsten

auffällig und anstößig. Aber diese Personengruppedürfte eher

klein sein. Für alle anderenPersonengruppen,und damit wohl für
die Mehrheit, ist nicht ausreichenduntersucht, wie die notwendi-
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gen Anpassungsprozesseverlaufen. Es ist vor allen Dingen immer

unklar. �W�A�r�u�~ �d�i�~�s�~ trotz �d�~�r �v�i�e�l�f�~�l�t�i�g�e�n �V�e�r�h�a�l�t�e�n�s�z�u�~�u�t�u�n�g�e�n

so relativ konflikt!rei stattfinden, d.h. ohne größere ROckwir­

kungen auf �d�i�~ �G�~�f�a�~�t�g�e�s�e�l�l�s�c�h�a�f�t sind.

Ein �e�r�5�t�a�u�n�l�~�c�h�G�s Phänomen ist festzustellen:Die Bevölkerung

�·�e�r�~�r�a�u�t�·�, ohne daß es �b�e�s�o�n�j�e�r�~ bemerkbar wird, außer �~�u�f der

finanziellen Seite, wesentlich der Rentenfinanzierungund den Ko­

sten der Krankenversicherungder Rentner. Das �~�u�ß an den Segmen­

tierungs- und Stigmatisierungsprozessenliegen. mit ihren Funk­

�t�i�o�n�s�l�e�i�s�t�u�D�g�~�~ von negativer Integration.

Das Projekt hat das Ziel. solche Prozesseam Beispiel der struk­

turellen Interaktion von �~�l�t�E�r�s�g�r�e�n�z�e und frOhzeitiger Verrentung

zu untersuchen.Bei �A�l�t�e�r�s�g�r�e�~�z�e�n handelt es sich um eine KonVAn-

�b�~�~ �~�r�C�h�7�~�!�·�~�0�E�~ �V�e�r�r�~�n�t�u�n�g �~�n Ein BOndeI von Verfahren �u�~�d �S�~�~�h�­

�'�·�:�:�t�~�, �~�d t �"�1�'�>�n�~�~�n b �:�~�.�r�(�n�:�i�d�J�-�;�~�t ·..rire'!, �w�a�r�u�~�\ und mit: welchen Folgen von

!.;"nn.

Ol::rigen abgegangenwerden

�~�n�s Ziel, die Darstellung sozialer Alternsprozesse,soll durch

eine integrierte Analyse auf zwei Ebenen erreicht werden:

Einmal ist dpr kulturell hegemonialeBereich,derAltersbil­
der, der Lebensanschauungenin Bezug auf Alter, auf Lebens­
arbeitszeitund Leistung im Alter, zu untersuchen:Bedeutung
und Uandlung von Altersbildern.

Zurr ander811 ist �d�~�r regUlative Bereich der Bereich der Um­
setzung von Konventionen, der Regeln und Verfahren zur Aus­
glie1erung von �~�l�t�e�n aus dem Erwerbslebenzu untersuchen:
Invalidisierung.
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Bedeutungund Wandel von Altersbildern
�D�{�~�~�n�t�w�i�c�k�l�u�n�g der Altersbilder wird schwerpunktmäßigentlang

der für cen AltersdisKurs wichtigen Wendepunkteuntersucht:

�h�u�f�k�l�ä�r�u�n�g�!�S�p�ä�t�~�u�f�k�l�ä�r�u�n�g 1750-1800: Die Thematisierungeines
guten, ehrenhaftenLebens bekommt hier den zentralen Impuls,
langfristig �g�G�l�t�i�g�~ Lebenskonzeptewerden �h�e�r�a�~�s�g�e�b�i�l�d�c�t�. Es
ist zu �f�r�~�g�e�n�, wie klassiche Vorbilder ZUR Selbstbi:d des
bürgerlichen Individuums �u�~�g�e�b�i�l�d�e�t und über welche Regrün­
dungsmusterdiese Ideale verallgemeinert Werden. In dieser
historisch ungeheuer bedeutendenSelbstthernatisierungsphas0
wird dEr systematische"Anfang" des zu untersuchendenAlters­
diskursesgesucht..

Reichsgründung1860/70: Seit der Mitte des Jahrhundertsgibt
es im �R�a�h�~�e�n der "sozialen Frage" Debatten um Alterssiche­
rung, aber erst hin zur Reichsgründungverdichten sich dieSE
in �g�r�S�ß�e�r�e�~ �U�~�f�a�n�g zu Vorstellungen über institutionell ge­
faßte LebensentMürfe.Es ist Z\J fragen, �~�i�e Konzepte des "Tn­
Würde-Alterns", die auf das �b�e�s�i�t�z�~�n�d�e Bürgertum zugeschnit­
ten sind, auf die breite 5evölkerung, d.h. vordringlich der
Lohnarbeiterschaftangewendetwerden.

Arbeiterversicherungen1330/90: Der Beginn des deutschen$0­
zialstaatsist das Ende der Phasedes Expurimentierensmit,
aber auch der Unverbind1ichkeitenbzw. Willkür von bisherigen
Sicherheitsformen.Es ist zu fragen, wie qualitative �A�n�s�p�r�~�­

che und informelle Regelungpndes Oberlebens im Alter Skonu­
rr.isiert und verrechtlicht werden, und welche �E�i�n�~�l�ü�s�s�e die
Alterssicherungder Arbeiter auf andere BevSlkerungskreise
hat (z.B. Beamte).

Zusammenbrücheeigenständiger Altersversorgungen1920er Jah·
re: Kriegsfolgen und Inflation vernichten zum Teil VerrnSgen,
die traditionell der Alterssicherungdienen mußten. Mit einern
Schlag ist die Unfähigkeit, ohne "eigenesVerschulden" im Al­
ter von ausreichendeneigenenSubsistenzmittelnzu leben, auf
breite Kreise der Mittel- und Oberschichten ausgedernt.Es
ist zu fragen. wie mit dieser sog. Kleinrentnerfragedie hl­
tersproblemeneu thematisiertwerden und Alter zu einem ten­
denziell klassen-bzw. schichtenübergreifendenProblem werden
kann und weiter. auf welche Weise sich damit überhaupterst
ein neuer Handlungsbereichfür professionelleund kommunale
(Altenpflege bzw. -fürsorge) LSsungsformenerSffnet.

Große Rentenreform1957: Erst jetzt wird Rentenalterals ein
durch die Rente �f�i�n�~�n�z�i�e�l�l �e�r�~�S�g�l�i�c�h�t�e�r Ruhestandkonzipiert.
An diesem zeitlich nahen Wendepunkt ist genauerzu fragen.
wie Rentenphilosophienim Rahmen allgemein gesellschaftlicher
und wirtschaftspolitischer Ziele umgebildet werden, ihren
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"politischen" Kontext verlassen und den Status selbstver­
ständlicherOrientierungenannehmenkönnen.

Diese Wendepunktemüssen in einen langfristigen Entwicklungspro­

zeß integriert werden. Hierzu sind folgende Fragestellungenund

Anhaltspunktevor allem wichtig. Zunächst besteht die Aufgabe zu

klären, wie sich der Diskurs über ein vollständigesArbeitsleben

in den Alterssicherungs-und Rentendebattenseit dem Anfang des

19. Jahrhundertsherausbildetund welchen Status er annimmt. Dann

ist die Struktur diesesDiskurses, in Hinblick auf die Verallge­

meinerungs-und Orientierungsfunktionvon institutionell formier­

ten Lebensentwürfen,seit der Mitte des 19. Jahrhunderts,festzu­

stellen.

Vorstudien (Göckenjan 1987) haben gezeigt, daß sich die alte Kon­

vention "lebenslangeArbeit" zunächstauch in den institutionel­

len Normalitätsunterstellungender sozialenRentenversicherung

seit 1891 wiederfinden und diese aber zugleich absolut unreali­

stischeUnterstellungenmacht. Von diesem Befund aus kann in bei­

de Richtungen in die vergangeneund die weitere Entwicklung ge­

gangen werden. Das heißt, die alte Konvention "lebenslangeAr­

beit" ist in �~�h�r�e�r sozialenGestalt in ihren Konnotationenund

ihrer Wirkungsdauerzu skizzieren. Von dieser ist dann der Forma­

tionsprozeßabzuheben,der von der alten Konvention abrücken läßt

und letztlich eine definitorische "Grenze" zieht, die zunehmend

Arbeit und Tätigsein als eine Lebensphaseunter anderenumgrenzt.

So besteht die Aufgabe darin, die Wandlung des in einer agra­

risch-subsistenzwirtschaftlich strukturierten Gesellschaft

fundierten Lebenskonzepts"lebenslanger Arbeit" im Obergang zu

industriellen Bedingungen, insbesondereindustriell-großstädti­

schen Bedingungen herauszupräparieren. Dieses Lebenskonzept

schließt auch immer Vorstellungen darüber ein, wie lange eine

bestimmte handwerkliche oder körperliches Geschick und Kraft
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erfordernde Tätigkeit ausgeübt werden kann. Zunächst wird man

versuchenmüssen festzustellen,ob und inwieweit sich innerhalb

des Lebenskonzeptsselbst die Vorstellungenvon "Arbeit" wandeln.

Denn offensichtlich ist um 1800 kaum Lohnarbeit gemeint, und auch

um 1900 wird unter der Forderung, lebenslangtätig zu sein,

sozialesund kommunikativesTätigsein gefaßt.

Es ist zu klären, wie lange und in welchem Ausmaß die ältere

Konvention "lebenslange Arbeit" der in der Regel nicht themati­

sierte, implizite Bezugshorizont für Alterssicherungsprojekte

ist. Diese wollen, wahrscheinlichim ganzen19. Jahrhundert,wie

es scheint, viel weniger diese Konvention ändern, sonderndiese

auch im Zeitalter der Industrie und der ausschließlichenLohnar­

beit lebbar machen.

Vor diesem Hintergrund ist zu untersuchen, wie weit und in wel­

cher Bedeutung von den erstenAlterssicherungsprojektenan mit

Altersgrenzenbestimmungengearbeitetwird. Solche erscheinenals

notwendig, sobald Institutionen Regeln allgemeinerGültigkeit für

eine nicht homogeneBevölkerung aufstellenwollen. Diese Alters­

grenzenkönnen Bedürftigkeitsgrenzensein, angeben, ab wann Per­

sonen nicht mehr voll leistungsfähigsind und �~�r�e�m�d�e Hilfe brau­

chen. Es ist zu untersuchen,aus welchen Erfahrungendes jeweili­

gen Autors von Sicherungsprojektensolche Altersgrenzenresultie­

ren. Hieraus folgt die Frage, warum Altersgrenzendieser Art zwar

in der Diskussion gut eingeführt sind, aber bis zur Einführung

der sozialen Rentenversicherunggar keine und auch erst dann nur

langsam formative Bedeutungbekommen haben. Die Konvention "le­

benslangeArbeit" scheint nicht durch eine neue Phasenkonvention

überlagert, sondernnur durch die neue Organisationvon bestimm­

ten, leistungsabbau-kompensierenden,Rentenzahlungenergänzt. Das

ist aber noch nicht endgültig geklärt.
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Die Vorstudien haben die Bedeutung der Konvention lebenslanger

Arbeit, die VOTI der neueren Konvention von Arbeit und Tätigsein

als �e�i�n�~ abgegrenzteLebensphase�ü�b�~�r�d�e�c�y�.�t wird, überhauptwieder

hervorgehoben. An der Existenz beider Konventionendürfte �k�a�u�~

Zweifel bestehen.�~�o�n welchen Interesserund unter welchen Struk­

turbedingungendiese neuer2 Konvention gebildet und vor allem als

solche von den hauptsächlichell Adressatenübernommen wurde, ist

im Projekt zu ermitteln. Folgende eher konzeptionelleüberlegun­

gen lassensich aufgrund der Vorstudie formulieren. Es kann Hin­

weisen nachgegangenwerden, die vermuten lassen, daß die Vorstel­

lungen von Altersgrenzenselbst Wandlungen unterlegen sind. So

ist Z11 prüfen, ob ein übergang festzustellenist, von Altersgren­

zen in der Bedeutung von nichtformativen Merkmalen - wie einer

Recheneinheit in den Lebensversicherungenund einem Bedürftig­

keitsindikator in den frühen Alterssicherungsprojekten- zu einem

formativen Konzept, das eine abgeschlosseneLebensphasekonsti­

tuiert. Eine solche Phase könnte durch Ansprüche und soziale

Institutionen hergestellt und noduliert werden. Zu prüfen ist

also, ob ein Diskurs beschriebenwerden kann, der sich aus Mei­

nungen, Positionen und einfachen Merkmalen im Laufe der Zeit zu

einer allgemeinen, selbst sozialisierungsfähigenInstanz verdich­

tet.

Als Diskurs sind Meinungen, Sichten, Problemkonzepte,aber auch

die symbolischenOrdnungssysteme,wie sie von gesellschaftlichen

Instanzenaufgenommen oder kreiert werden, die in zeitlicher Ab­

folge und sich aufeinanderbeziehendein Thema definieren und be­

arbeiten, angesprochen.

Es ist nicht nur die Frage, wie ein solcher Diskurs über ein

vollständigesArbeitsleben, insbesonderein der Abgrenzungdurch

Altersgrenzen, zu einer normativen position wird. Es ist auch der

Frage nachzugehen,wie eine �s�o�l�c�h�~ "herrschende �M�e�i�n�u�n�g�~ von den



774
Teilprojekt D 2
Haupt u.a.

Betroffenen aufgenommen und übernommenwerden kann. Hier ist vor

allem die zeitliche Diskrepanz zwischen den konzeptionellenEnt­

würfen und institutionellen Verhaltensvorgabenund den eigentlich

norm- und konventionsstabilisierendenRealitätenfür die Mehrheit

der Bevölkerung zu interpretieren. Es ist nach Indikatoren für

diesen Wandel zu suchen, wobei insbesonderedas Gewicht zu 1egtn

ist auf Zwischen- und Übergangsformender Übernahmevon Leitbil­

dern eines ehrenhaftenAlters, bis hin zu dem sog. Ruhestandsbe­

wußtsein.

In diesem sinne sind Hinweise auszuwerten,die darauf hindeuten,

daß die Gültigkeit von Orientierungsmusternund ihre materielle

Umsetzung keineswegs zusamrr.enfa1len.So wird schon nach 1900 von

einer Beliebtheit der Rentenversicherung in der Bevölkerungge­

sprochen, die. sich nicht mit dem (extrem niedrigen) Rentenniveau

erklären läßt. Ebenfalls ist zu prüfen, ob die Debatten um die

sog. Rentenhysterie nicht auch gewandelteAnsprüche der Versi­

cherten an einen zumindest entlasteten"Lebensabend"indizieren.

wie "unehrenhaft", bzw. finanziell schlecht ausgestattetdieser

auch sein mag.

Invalidisierung

�D�a�~ faktische Ausscheiden aus dem Bereich der Lohnarbeit aus

"Alters"-Gründen kann erst bei BestehenbestimmterKonventionen

über ein ehrenhaftes oder eben vollständiges Arbeitsleben zum

Normkonflikt werden. Ilsofern beginnendie hier interessierenden

Prozesseerst seit 1891, dem Beginn der Tätigkeit der gesetzli­

chen Rentenversicherung. Konzeptionell ergeben sich hier auch

viel weniger Probleme als mit der Rekonstruktionder Lebens- und

. Arbeitskonventionen,die ja für die Invalidisierung den normati­

ven Hintergrund abgeben. Insofern, und auch weil in der ersten

Drei-Jahres-Phasedes Projektesdie faktischen Invalicisierungs­

prozesseselbst nicht empirisch untersuchtwerden sollen, können

diese Ausführungenkürzer bleiben.
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Hier �~�e�h�t es darum, die soziale Rentenversicherungals Vertei­

lungs- und Definitionssystemzu konzipieren und die �L�~�i�s�t�u�n�g�e�n zu

notieren. Solange die Rentenversicherungeine reine Invalidenver­

sicherung ist, mfissen alle LeistungsansprQchedurch eine Bewer­

tung und Begutachtunglegitimiert werden. Diese stellt Bedürftig­

keit fest derart, daß die Antragsteller einen physisch-psychi­

schen Unfähigkeitsnachweis zu erbringen haben. In diesem Prozeß

des lIessens, Uägens und Bezeichnensseiner Kapazitätenwird der

Antragsteller zum "Invaliden", wird "ausgemustert".. (Nicht zufäl­

lig ist Invalide ursprfinglich die Bezeichnung ffir dienstuntaug­

lich verabschiedete Soldaten.) Das heißt, durchläuft der Antrag­

steller erfolgreich diesen Prozeß, ist er auch tatsächlicheine

andere Persor als vorher. Waren vorher �d�i�v�e�r�g�i�e�r�~�n�u�e Sichten und

Situationsbewertungenmöglich, ist das danachnicht mehr so. Dazu

kommt, daß die Rentenzshlung die Gratifikation diesesZustandes

ist, indem der Betroffene dann auch festgehaltenwird, will er

die Zahlungen und damit seine Subsistenznicht gefährden.

Einmal interessiertnun Geneseund Wandlung diesesZuschreibungs­

�a�~�p�a�r�a�t�e�s selbst, nämlich die Professionalisierungund Verwissen­

schaftlichungder vorher "einfachen" Feststellung,ob jemand noch

arbeiten kann oder nicht. Immerhin hatte man das bis dahin all­

tagsweltlich gelöst. Die diesem Formalisierungsprozeßeinge­

schriebenenSystem- und Beherrschungsinteressensind darzustel­

len. Zum anderen, von der Seite der Rentenantragstellergedacht,

ist zu typologisieren, welche Interessenkoalitionenin diesem

Zuschreibungsprozeß angeboten und �e�i�n�g�e�g�a�n�g�~�n werden. Denn

tatsächlichbietet die Rentenversichery,ng - gerade in der Zeit

bis 1933 sehr wichtig - ein ganzesSpektrum von bio-medizinischen

Leistungen, die lebenerleichterndsein können, aber zugleich auch

die Gfi1tigkeit von Zuschreibungen, den einschlägigenNormen und

des handelndenPersonalsbestätigen.
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Es ist zu ermitteln, wie weit sich diese Normen-Prozeß-Konstella­

tion mit der Rentenreformvon 1957 ändert. Hierbei ist es bedeu­

tungsvoll für den ideologischen �R�a�h�m�e�n�~ daß jetzt auch fGr die

Arbeiterversicherung die BezeichnungInvalidenversicherungauf­

gegebenwird. Nicht der "Invalide", sondern eine Art "Normal"­

Rentner wird namengebend. Die neue Rentenpolitik geht von der

Prämisseaus, daß die Renten lebensbedarfsdeckendsein mGssen.

Allerdings sind die Orientierungspunktedabei der eigene Renten­

anspruch, die Lebenseinkommenspositionund die erreichteAlters­

grenze. Schon terminologischwird jetzt die Invalidisierung zur

"vorzeitigen" oder �"�F�r�G�h�"�-�R�e�~�t�e�, messen sich die Renteneinbußen

�(�u�u�L�~�r anderem) an der Zahl der an der Altersgrenzefehlenden

Jahre.

Man kann erwarten, daß seither die Zuschreibungsprozesseviel we­

�~�i�g�e�r um Verschleiß und �U�n�f�i�h�i�g�k�e�i�~�e�n organisiert sein mGssen,

�o�h�n�~ daß �r�l�i�~�s�e Y.riterien aufgegebenwerden können. Andere �~�n�c�h�b�e�­

stände, wie längere Arbeitslosigkeit, Arbeitsmarktkalkülever­

schicdun,r Art können ebenfalls integriert werden, ohne daß der

innere Begründungszusa:"rnenhangder Rentenversicherunggefährdet

wird. Erst �j�~�t�z�t t5nnte �~�i�g�e�n�t�l�i�c�h - und das ist zu prüfen - so

etwas wie das Bewußtsein von einem unvollständigenArbeitsleben

�e�n�t�s�t�e�h�~�n�. Eine Selbstdeutung,die zudem nicht mehr vordringlich

durch das eigene Erleben des Endes körperlich-geistigerLei­

stungsfähigkeitgeprägt ist, sondern zunehmendsymbolischeAlte­

rungsprozesse- wie das Erleben, nicht mehr geschätztund nachge­

fragt zu werden - integrierenmuß. Wie weit dieses Konzept des

vollständigen/unvollständigenArbeitslebens, mit dem ganzen rm­

plikationsumfangder Verteilung und Definition von Ansprüchenund

Statuspositionen,in den Institutionen Bedeutunghat und die dort

verhandeltenProblemeorganisierenkann, �i�~�t zu prüfen.-
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3.5.2 Fragestellungen,Arbeitsprogramm, Zeitplan

Die Frage, wie sich Lebens- und Arbeitskonventionenentwickeln,

hier die Bedeutungder Dauer von Lebensarbeitbetreffend, ist die

Frage nach �d�~�r Formation eines ideologisch-institutionellenDis­

kurRvs. Dipse Frage wiederum fGhrt zu einer Batterie von Folge­

fragen, mindestensnach �S�a�c�h�p�r�o�b�l�e�~�k�o�n�s�t�e�l�l�a�t�i�o�n�e�n�, nach Interes­

sen und Interessentrigern,bzw. politischen Konzepten und po:iti­

sehen Entscheidungsprozessen,nach Institutionen und Verfahren

und nach der Interaktion von Institutionen und ihren Klienten.

Vom Ergebnis her gesehenist eine Geschichtevon Ideen oder Y.on­

zepten mit einer Geschichte vün Institutionen, vor dem Hinter­

grund des gesellschaftlichenWandels zu verknüpfen.

Es werden Antworten erwartet auf folgende �g�e�n�e�r�e�l�~�e Fragen:

welche dominierendenVorstellungenund Bilder entwickelt die
Gesellschaftüber Alter und Altern in Bezug auf Leistung und
Arbeit?

welche Institutionen und Verfahren sind bereitgestellt,um
diese Vorstellungen zu stabilisieren,und die gegebenenfalls
dabei auftretendenKonflikte zu absorbieren?

Dabei wird nicht unterstellt, daß alle gesellschaftlichenProble­

me direkt geregelt oder sogar gelöst werden müssen. Vielmehr wird

nach den Ideologien und Prozessengesucht, die in der Vielfalt

der Soziallagen und Dispositionensowohl Einheit schaffen, als

auch Differenzierung zulassen,bzw. Differenzierungenherstellen

und stabilisieren. "Alter" scheint eine solche Zuschreibungzu

sein und es ist darzustellen,wie unö warum diese funktioniert.

Das Projekt ist in zwei Themenblöckegegliedert:

1. Bedeutungund Wandel von Altersbildern,

2. Invalidisierung.

Die Themenblöckesind .a1s ideologisch-konzeptionellerDiskurs und

als institutionelle Praxis, bzw. als allgemeine �N�o�r�m�a�l�i�t�ä�t�s�u�n�t�e�r�~�'
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stellungenund als institutionelle Normalisierung aufeinanderbe­

zogen. Die Untersuchungenkonzentrierensich auf relevanteWende­

punkte des Alternsdiskurses.Diese Wendepunktehaben für die The­

menblöcke unterschiedlicheBedeutung.

1. Bedeutungund Wandel von Altersbildern

Alter und Altern sind grobe Bezeichnungen für sehr �v�i ¬�l�f�~�l�t�i�g�e

Lebensprozesse. Diese Sachproblemkonstellationenkönnen histo­

risch und sozialwissenschaftlichnur in dieser Abstraktionsform

untersuchtwerden. Diese Diskurse von Alterspositionen, Anforde­

rungen im 'Alter und Bilder des Alters vermitteln immer zwischen

der biologischenund der gesellschaftlichen �S�e�i�t�~ dieses Kon­

struktes "Alter".

Auf folgende Wendepunktekonzentriert sich die Untersuchung:

Aufklärung/Spätaufklärung1750/1800: Zu fragen ist nach den
Inhalten und Motiven der Neuformulierungder Anforderungen an
das Alter; ebenfalls ist den Motiven des Generetionskonflikts
nachzugehen,der in dieser Zeit in breiteremUmfang publizi­
stisch Aufmerksamkeit bekommt.

Reichsgründung1860/70: Zu fragen ist nach den thematischen
Verknüpfungenvon Alter und "sozialer Frage" vor dem Hinter­
grund von Industrialisierung und nationalenBewertungsmu­
stern.

Arbeiterversicherung1880/90: Es ist danach zu fragen, wie
Alter durch prozessorale,verwaltungstechnischeInstrumente
"hergestellt" bzw. ignoriert wird.

Zusammenbrüche1920er Jahre: Zu fragen ist nach Inhalten und
Konsequenzender Ausdehnungder Altersbedürftigkeit auf die
ehemalsbesitzendenKlassen.

Rentenreforro1957: Zu fragen ist nach den Bedingungenund Be­
deutungender finanziellen Aufwertung des Rentenalters.

Entlang dieser Wendepunkte wird die Wandlung der dominierenden

Altersbilder in Bezug auf folgende Probl:mkonstellationenunter­

sucht:
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die Veränderungen der sozialen Statuspositionund des Alters
durch wirtschaftliche, sozialstrukturelleund politisch-ideo­
logische Bedingungsfaktoren;

die Wandlungen der Vorstellungen von Arbeit und Tätigsein in
Bezug auf ein erfülltes, vollständigesoder ehrenhaftesAr­
beitsleben;

die Herausbildung von Altersgrenzen bzw. von Ruhestandsvor­
stellungenals neue, interessengeleiteteFormierung oder Deu­
tung gesellschaftlicherZeitstrukturen.

An allen Etappen und Wendepunktenist der Altersdiskurs auf die

je spezifischepolitische und sozialstrukturelleSelektivität der

Bewertungenund Deutungenhin zu analysieren.An geeignetenPunk­

ten kann der dominierende Diskurs mit berufs- und arbeitsbe­

reichstypischenAltersbildern konfrontiert werden.

Die Literaturbestände sind zunächst zu sichten und zu erschlie­

ßen. Eine eigene Literaturgattung wie "Altenpflege" (Sozialpoli­

tik) gibt es erst nach 1900, in bedeutendemUmfang nach 1918. Die

Traktatliteratur, Trost-, Erbauungs-und Gedenkliteraturzum "gu­

ten Altern" ist nicht bibliographischerfaßt. Alter ist bis zum

Wendepunkt Reichsgründungein Thema zwischen den Bereichen: Theo­

logie, insbesondere Leichenreden,wobei die rp,ligiöse Traktatli-.

teratur auch noch bei der Begründung der Altenpflege nach 1900

Bedeutunghat; Biographien - Nachrufe; Gesundheitslehren,Hygie­

ne, die Literatur hierzu bleibt auch für die folgenden Phasen

wichtig. Diese Literaturbeständemüssenwesentlichüber die gro­

ßen alten Bibliotheken erschlossenwerden. Das sind vor allem:

StaatsbibliothekMünchen
UniversitätsbibliothekGöttingen
Herzog-August-BibliothekWolfenbüttel
StaatsbibliothekBerlin (Ost) ..
Universitätsbibliothek Düsseldorf (für Medizin/HygieneF
medizinischeGesamtbibliothekKöln (für Medizin/Hygiene)
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Für den Bereich der Gesundheitslehren/Hygienesind folgende

Bibliographien einschlägig:

Bibliotheca Medico-Chirurgica et Anatomico-Physiologica;
Engelmann, W.: Alphabetisch_sVerzeichnis der medizinischen,
chirurgischen,geburtshilflichen, anatomischenund physiolo­
gischen Bücher, welche vom Jahre 1750 bis zum Ende des Jahres
1857 in Deutschlanderschienensind. Leipzig 1848

LiterarischerWegweiser für die öffentliche Gesundheitspflege
und das Wohl der Menschen. Ackermann, A., enthaltenddie
Schriften und Journalartikel der letzten 20 Jahre (1854­
1874), München 1874

Für die folgenden Wendepunkte�t�r�e�t�~�n die LiteraturbeständeWohl­

fahrtspflege - Sozialpolitik, Alterssicherung,dann Altenpflege­

Altenhilfe in den Vordergrund. Hier sind die sozialpolitischen

Bibliographien auszuwerten.Vor allem:

Bibliographie des �A�r�~�e�n�w�e�s�e�n�s�. Münsterberg, E. (Hg.), Berlin
1900

Bibliographie der Wohlfahrtspflege. Götze, F. (Bearbeiter) ,
Jahrgang1, Berlin 1928-1944. Neu herausgegebenvon Stephan
Leibfried u.a., Bremen 1981

Bibliographie der Social-Politik. Stammhammer,J., Jena 1896.
Neudruck 1968

Wichtige Literaturbeständesind in:

Bibliothek des DiakonischenWerks, Berlin

DeutschesZentralinstitut für soziale Fragen, Berlin.

2. Invalidisierung

Als Invalidisierung wird bis 1957 der �P�r�o�z�e�~ der leistungsbeding­

ten �A�u�s�~�l�i�e�d�e�r�u�n�g aus dem regul&ren Arbeitsleben bezeichnet,da­

nach bürgert sich der Terminus "FrQhverrentung"ein. "Ausgliede­

rung" insofern, als �d�i�e�s�e�~ Ende des Arbeitslebensinstitutionell
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gefaß> und legitimiert und als Folge, von dieser Institution ein

kleinerer Teil des Verdienstausfalls ersetztwird. Der Austritt

aus dem Arbeitsleben, bei Erreichen einer Altersgrenze, ist dage­

gen ffir die Interaktion zwischen Institution und Klientel weniger

interessant.Hisr tritt ein langfristig bekanntesund assimilier­

tes Programm in Tätigkeit. nur wenn die Altersgrenze nicht er­

reicht wird oder diese nicht als normbildendesEreignis antizi­

pierbar ist, dann liegt der gesamte Drucx der Organisationdes

Endes der Lebensarbeitauf dem Verrentungsverfahren.

Im Zentrum der Untersuchung steht die Invalidenversicherungder

Arbeiter. Die Beziehungenund Abgrenzungenzur Rentenversicherung

der Angestelltenwird berücksichtigt, diese selbst,aber nicht als

eigenesThema untersucht. Das Thema Invalidisierung wird auf zwei

Ebenen untersucht.

Als Institutionsgeschichteder Rentenversicherung,vor allem
in Beziehung zur Altersgrenzenregelung;es ist zu fragen, wie
und in welchem Umfang der sozialpolitischformulierte Bedarf
nach Freisetzungvon leistungsgemindertenälteren Arbeitneh­
mern auf die InstitutionsgeschichteEinfluß hat und welche
Rolle hierbei die Altersgrenzespielt;

als Prozeß des Verrentungsgeschehensund die Selbstthemati­
sierung der Verfahrensbeteiligten;es ist zu fragen, auf wel­
che Weise die Gerechtigkeitsforderungenorganisiert (und
"verwissenschaftlicht") werden, welche Thematisierungs-und
Bewältigungsformenden Klienten angeboten werden, wie es zu
Interessenverknüpfungenzwischen den Verfahrensbeteiligten
kommt, �w�a�r�~�i�l�l das Verrentungsverfahren allgemein als erfolg­
reich und problemadäquatgilt.

Die Fragestellungen sind wesentlich um die Rentenversicherung

zentriert, die Anforderungenan sie und ihre Problembewältigung.

Diese Untersuchungen haben zwei Schwerpunkte:erstensdie Früh­

zeit der Invalidenversicherung,bis zur �R�e�f�o�r�m�n�o�v�e�l�l�~ von 1916;

zweitens die Rentenreformvon 1957 bis zur Einführung der' fle­

xiblen Altersgrenze1972, mit Ausblick bis heute.
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Auszuwertensind Literaturbeständein folgenden Bereichen: Sozi­

alpolitik, Parlamentsdebatten,Arbeiterversicherung/Rentenversi­

cherung, ärztliche Begutachtung, Industriesoziologie.Begonnen

wird mit der Auswertung vor allem der sozialpolitischenZeit­

schriftenliteratur und amtlichen Periodica, für den ersten

Schwerpunkt auch medizinische Periodica zur Begutachtungund

Versicherungsmedizin.Für den zweiten Schwerpunktsteht die in­

dustriesoziologischeLiteratur und die neue Frühverrentungslite­

ratur im Vordergrund.

MethodischesVorgehen

Gep'lant ist eine problemgeschichtliche Untersuchungder gesell­

schaftlichen"Produktion" von Alter, in Bezug auf drei Dimensio­

nen: Wandlung von Alterspositionen, Wandlung der Vorstellungen

von Arbeit und Tätigsein, Herausbildungvon Altersgrenzenund Ru­

�h�e�s�t�a�n�d�~�v�o�r�s�t�e�l�l�u�n�g�e�n�. Diese Längsschnittanalysevon Konzepten

oder Konventionen wird kontrastiert mit der Längsschnittanalyse

der Invaliden-/Rentenversicherungder Arbeiter und der Invalidi­

sierungsprozesse.Erwartet wird ein Aufschluß zur gesellschaft­

lichen Produktion von Konv 7ntionen unter Bedingungensozialstruk­

tureller Widersprüche,die dauerndenKonventionsverstößengleich­

kommen.

Dazu wird eine systematische InhaltsanalysegedruckterMateria­

lien und Dokumente zu Alter, Altern, Alterssicherungund den ent­

sprechendenUnterkategorien vorgenommen. Eigentlich tendenziell

eine Vollerhebung, konzentriert sich die Materialsammlungauf

fünf Wendepunkteder Themenkarriere Alter. Diese Themenkarriere,

oder Geschichte von Altersbildern, wird mit dem Material aus In­

stitituions- und Prozeßanalysendes Verrentungsgeschehenseiner

Kontrastanalyse�u�~�t�e�r�z�o�g�e�n�. Für die Geschichtevon Altersbildern

1Uß die Literatur zu einem erheblichen Teil selbst bibliogra­

phisch erschlossen �w�e�r�d�e�~�. Für die Institutions- und Prozeßana-
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lyse sind wesentlich bekannte Materialbeständeaufzubereiten.

Beide Themenbereichek5nnen in sich chronologischbearbeitetwer­

den, sind aber nach der Hälfte der Projektlaufzeit parallel zu

bearbeiten.

Der �A�r�b�e�i�t�s�~�u�f�w�a�n�d ist zugeschnittenauf eine Personalausstattung

von 2 1/2 Stellen ausschließlichfür dieses Projekt, zuzüglich

Hilfkräfte. Falls �d�i�e�s�~ nicht erreicht werden kann, muß eine

kleinere Stichprobe aus einer engerenSelektion des Materials ge­

zogen werden. �D�~�n�k�b�a�r ist z.B. die Beschränkungauf die in dem

jeweiligen Materialbereichund ZeitphaseprominentestenAutoren.

Zeitplan

1988
1989

1988

3. u. 4. Quartal
1. Quartal

3. Quartal

Vorwiegend Wendepunkt
rung/Spätaufklärung

Aufklä-

konzeptionelleArbeit,
nition des bürgerlichen
Literatursichtung und
Wolfenbüttel, München;
heitslehre;

4. Quartal

Thesenbildung:Alter und Neudefi­
Individuums;
-beschaffung, Bibliotheksreisen:
für den Bereich Hygiene, Gesund-

und -sichtung, Bibliotheksreisen:
für Erbauungs-und Traktatliteratur,

1989

Literaturbeschaffung
München, Göttingen,
Nachrufe;
Auswertung des Bereichs Hygiene und Gesundheitslehre
1. Quartal

-sichtung, BibliotheksreiseiundLiteraturbeschaffung
Wolfenbüttel
Erbauungs-und Traktatliteraturauswertung,
Konzeptionspapier: Bedeutung von Altersbildern
Aufklärung.

inder;..... ' .. '
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2. u. 3. Quartal:
Vorwiegend Wendepunkt ReichsgrGndung

2. Quartal

�T�h�e�s�e�n�b�i�l�d�u�n�~�: soziale Frage und R8ichsgrGndcng
Literaturbeschaffung und -sichtung, Bibliotheksreiser.
nach Köln, DGsseldorf, Göttingen

3. Quartal

Äuswertung, Herstellen von Konzeptionspapiprenfür die
Bereiche: Gesundheitslehre/Hygiene, Erbauungs- und
Traktatliteratur

4. 'Quartal

konzeptionelle �~�r�l�'�c�i�t�: Altersbilder und die Lebenserfah­
rungen der handarbeitendenKlassen.
Zwischenbericht: BGrgerliche Ältersbilder und die soziale
Frage.

1990 ab 1. Quartal

Parallelarbeitan �A�l�t�~�r�s�b�i�l�d�e�r�n und Invalidisierung.
Literatursichtung und Auswertung: �-�P�a�r�l�a�~�e�n�t�a�r�i�s�c�h�e
Debatten, Sozialpolitik, BibliotheksreiseBerlin
Konstruktion von Interessenszenarienzur Institutionali­
sierung der Sozialpolitik: Politik, Industrie, Ärbeiter­
bewegung

2. Quartal

Literatursichtungund -auswertung: institutionelle Regeln
und Verrentungsverfahren
TheLen bilden zu: Begutachtungsmedizin,Verwissenschaft­
lichung der Invaliditätsfeststellung
BibliotheksreiseKöln, Düsse1dorf, Literatur sichten und
auswerten

3. Quartal

Literatur sichten und auswerten: Sozialpolitik in der
Weimarer Republik, Krise der Alterssicherungder ehemals
besitzendenKlassen; Kleinrentnerfrage
BibliotheksreiseBerlin
Thesenbilden: Entwicklung der Ältenpflege
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4. Quartal

Konstruktion von Sozialstrukturszenarien:Okonomisierung,
Rationalisierung,Krise der �R�e�n�t�e�n�v�e�r�s�i�c�h�e�r�u�n�~�, Zwang zur
Marginaltätigkeit
Konzeptionspapier:Ausdehnungder Altersbedürftigkeit und
Professionalisierungder Altenhilfe

1991 1. Quartal

Literatur sichten und auswerten; finanzielle Aufwertung
der Renten und politischen Umständeder Rentenreform1957
Industriesoziologische Literatur: Konjunkturen des
Arbeitskräftebedarfsund Verwendungsfähigkeitvon "Alten"
Konzeptionspapier:"Ruhestand"

2. Quartal

Verrentungspolitikder Betriebe, Strategien der Ausglie­
derung
Konzeptionspapier: Interessenkoalitionenin Verrentungs­
verfahren
Endbericht/Buchmanuskript

3.6 Stellung innerhalb des Programms des Sonderforschungsbe­
reichs und Entwicklungsperspektivendes Projektes

Verrentung oder Ausscheidenaus der Erwerbstätigkeitist für die

Konstruktion von Lebensläufen,für die Thematisierung von Sinn­

fragen und eine noch so vage Lebenszeitplanung-einentscheidender

Bezugspunkt.Während dieser Bezugspunktin den anderenProjekten

quasi konstant gehaltenwerden muß, um die Fragestellungennicht

überkomplexwerden zu lassen, wird die Bedeutungdieser Status­

passagehier systematischuntersucht.

Die Anlage des Projektes als Rekonstruktionvon �h�i�s�t�o�r�i�~�c�h ent­

wickelten Konzepten oder Konventionen, eröffnet zudem in den Be-
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reichen Arbeit und Leistung, die in allen Projekten wichtig sind,

zusätzlichePerspektiven.

U,mittelbare sachlicheAnschlüsseergeben sich zu Projekt 0 1.

Der Problembereich Verwissenschaftlichungvon Ausgliederungspro­

zessendurch medizinischeBegutachtunghat dort, an der Entwick­

lung'der Unfallversicherungallerdings weit größereBedeutungals

hier, in der Invalidenversicherung.Starke inhaltliche Anschlüsse

bestehen zu Projekt B 1, insofern hier Arbeitsbiographienvon

Altersgruppen�r�e�k�o�n�s�t�r�u�i�~�r�t werden, die das Rentenaltererreich

haben.

Als weitere Entwicklung des Projekts ist eine Vergleichsstudiezu

französischenUnternehmungengeplant, die die Formation von Al­

terspositionenund Altersbildern durch Berufsbiographienuntersu­

chen. Der Einfluß von lebenskontextnahenEreignissenund Positio­

nen wird in Fallstudien untersuchtund mit den allgemeinenAl­

tersbildern und institutionellenNormalitätsunterstellungenkon­

frontiert.
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3.72 Aufgliederung und Begründungder sächlichenVerwaltungs­
ausgaben

Neuanschaffung von Kleingeräten (515) und Verbrauchsmaterial
(522) :

1923 1939 1990 1991

-' aus der Grundausstattung 1650 3300 3300 1650

- aus der Ergänzungsausstattung1000 1500 1000 500
beantragt

Grundausstattung

Aus der Grundausstattungwerden die laufendenKosten fOr BOrona­

terial und Telefon gedeckt.

Ergänzungsausstattung

ZusätzlicheVerbrauchsroittelsind fOr die Einrichtung und V2rwal­

tung der Bibliographien, Karteien, Abstracts und sonstigenT"xt­

auswertungennötig. Insgesamt: DM 4.500,--.

Ein PC (Olivetti M 28) der Grundausstattungwird mitbenutzt. Es
ist notwendig, diesen durch zwei zusätzlicheFestplatten(hard­
cards) zur Erhöhung der Speicherkapazitätnachzurüsten,vgl.unter
Teilprojekt Z.

Büc)er, Zeitschriften (512)
Der Literaturbestandzu Sozialgerontologie,Geschichtedes Alters
ist in Bremen gering, insbesondereLiteratur aus dem englischen
Sprachraumist zu beschaffen.Ältere Schriften sind antiquarisch
zu beschaffen,was z.T. günstiger ist als alte Beständein aus­
wärtigen Bibliotheken zü verfilmen und zu fotokopieren.
An Zeitschriften sind für das Projekt unumgänglichund fehlen in
Bremen:

Aging and Society, Cambridge, England
Journal of Aging Studies, Greenwich, Connecticut/USA
Journal of Cross Cultural Gerontology, Dordrecht/NL
Gerontologie et Societe, Paris, Frankreich
Bulletin of the History of Meaicine, Baltimore/USA
MedizinhistorischesJournal, Stuttgart.

Die Kosten für die Zeitschriften belaufen sich bei einem Biblio­
theksabonnementauf etwa DM 780, bei einem Privatabonnementauf
etwa DM 520. An Kosten wird für die einzelnenJahre �v�~�r�a�n�s�c�h�l�a�g�t�:
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19l58
1989
1990
1991

Reisekosten(529)

DM 3000
011 4000
DM 2000
011 1000

Reisemittel sind

fung. Wegen der

schlagt, daß die

fünf Arbeitstage

für 1988:
für 1989:
für 1990:
für 1991:

Im einzelnen:

notwendig für die Materialsichtung und Beschaf­

großen zu sichtendenLiteraturmengenwird veran­

Bibliotheken mit zwei Personenzweimal für je

besucht werden. An Kosten entfallen:

DM 4116
DM 5202
DM 3882
DM

2 x 2 FahrkartenBremp.n-München-Bremen
Tage- und Obernachtungsgeldert für
20 Reisetage

2 x 2 �F�a�h�r�k�~�r�t�e�n Bremen-Göttingen-Bremen
Tage- und Obernachtungsgelderfür
20 Reisetage

2 x 2 FahrtkartenBremen-Wolfenbüttel­
Brerren
Tage- und Obernachtungsgelderfür
20 Reisetage

2 x 2 FahrkartenBremen-Berlin-Bremen
Tage- und Obernachtungsgelderfür
20 Reisetage

2 x 2 FahrkartenBremen-Köln/Düssel­
dorf-Bremen
Tage- und Obernachtungsgelderfür
20 Reisetage
insgesamt:

DM 960

DM 2100

DM 324

DM 2100

DM 276

DM 2100

DM 696

DM 2100

DM 444

DM 2100
DM 13.200
=========

einschließlichMehrkosten, die gern. § ·10· Abs;.3 �B�r�e�~�R�e�i�s�~�~�P
kostenGesetzerstattetwerden.
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Druckkosten (53la)

Druckk6stenentstehen1990 far din Ver5ffentlic'Iung des Zwischen-

berichts: nr sno

Vervielfä1tigungskosten(531b)

�B�e�s�o�n�d�~�r�s hohe Kosten entstehendurch die Materialbpschaffungdfr

vnr �1�~�5�0 �u�r�s�c�h�i�~�n�e�n�e�n Schriften. Sind diese vor 180n erschienen,

werden sie fast in allen Bibliotheken nicht mehr �f�a�r�n�g�e�1�i�e�h�~�n�.

Auch später erschieneneSchriften (zumindest bis 1850) sind in

der Regel nicht fotokopierbar, so naß Verfilmungen nötig sind. Es

wird garechnet,daß hierzu 30.000 Aufnahmen nötig sind. Das ent­

spricht 200 Büchern mit durchschnittlich300 Seiten. Insbesondere

�v�o�~ 1800 ist die Traktatliteraturkleinformatig mit sehr vielen

Seiten gedruckt (0,40 DM pro �A�u�f�n�a�h�~�e�: DM 12.000).

Ebenfalls entstehen hohe Kosten fOr das Fotokopieren, da die als

relevant festzustellendenMaterialien zur Textanalysezum größten

Teil ir. Bremen vorliegen müssen (DM 6.000 für die Projektlauf­

zeit) . Im einzelnenentstehenan Kosten:

Film
Fotos

!98S

2000
1500

3500

1939

7000
2000

9000

1990

3000
2000

5000

1991

500

500
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Brentano, L., 1888: Die beabsichtigteAlters- und Invalidenversi­
cherung für Arbeiter und ihre Bedeutung, in:: Jahrbuchfür So-
zialökonomie und Statistik, Band 16, N.F. . .

Brinkmann, Ch., 1982: Arbeitslosigkeit und berufliche Ausgliede­
rung älterer und leistungsgeminderterArbeitnehmer. In: Dohse
u.a. .

Cain, L., 1976: Aging and the Law. In:' Handbook �o�f�~�A�g�i�n�g ...
.'..... -.-,

Cole, Th./Winkler, M., 1987: "Unsere 'I:age zählen":'Ei'n hist.:lri­
scher Oberblick über Lebenszyklus.und.Al tern in.der'westli:":
chen Kultur. (Ms. Bremen.1987) erscheintin: Altern >-"'-,·Erfah;';
rungen und Strukturen .'" .' ' .. v • ··c,··..· :; ..-, .--

Conrad, Ch., 1982: Altwerden und Altsein in �h�i�s�t�o�r�i�s�c�h�e�r�'�p�~�~�s�i�>�e�k�~�"�-�i�:
�~�~�~�:�~�s�~�~�~�o�i�~�~�i�:�c�h�r�i�f�t für �s�o�z�i�a�l�i�s�a�,�t�~�,�o�n�s�f�o�r�s�c�h�'�:�l�n�~�. �:�,�~�~�~�.�i�-�E�,�t�:�;�I�:�,�i�§�-�.�-�;�·�,
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Dieck, M./Naegele, G./Schmidt, R. (Hg.) 1985: "Freigesetzte"Ar­
beitnehmerim 6. Lebensjahrzehnt- Eine neue Ruhestandsgene­
ration? Berlin

Dohse, K./JÜrgens, U./Russig, H., (Hg.) 1982: Ältere Arbeitnehmer
zwischen Unternehmensinteressenund Sozialpolitik. Frankfurt/
New York

Elias, N., 1969: Ober den Prozeß der Zivilisation. Bern - München

Engelbrech, G., 1985: Zur Selbsteinschätzungder beruflehenLei­
stungsfähigkeitälterer Arbeitnehmer, in: Mitteilungen aus
der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,Heft 1

Ekerdt, 0 .• 1987: The Busy Ethic: Moral Continuity between Work
and Retirement, in: The Gerontologist, S.239 ff

Ekerdt, D./BossA, R./Mogey J., 1980: Concurrent Change in Plan­
nend and. PreferredAge for Retirement, in: Journal of Geron­
tology, S.232 ff

Ferber, Ch. von, 1967: Sozialpolitik in der Wohlstancsgesell­
schaft, Hamburg

Foucault, M., 1976: überwachenund Strafen, Frankfurt

Foucault, M., 1986: Sexualität und Wahrheit, Band 2, Der Gebrauch
der Lüste, Band 3, Die Sorge um sich, Frankfurt

Friedeburg, L. v./Weltz, F., 1958: Altersbild und Altersvorsorge
der Arbeiter und Angestellten, Frankfurt/M.

Friedmann, P./Weimer, St., 1980: Arbeitnehmer zwischen Erwerbs­
tätigkeit und Ruhestand.Zu den Auswirkungen der flexiblen
Altersgrenzeauf die Arbeits- und Lebensbedingungenälterer
Arbeitnehmer, Köln

Funk, A./Haupt,
lichung und
Opladen

H.-G./Narr, W.D./Werkentin, F., 1984: Verrecht­
Verdrängung. Die Bürokratie und ihre Klientel.

Gerontologieund Sozialgeschichte,1983: Wege zu einer histori­
schen Betrachtungdes Alters, Conrad, Ch./Kondratowitz, H.-J.
v , (Hg.), Berlin

Göckenjan, G., 1981: Verrechtlichungund Selbstverantwortlichkeit
in der Krankenversicherung,in: Leviathan, 8 ff '

Göckenjan, G., 1985: Kurieren und Staat machen. Gesundheitund
Medizin in der BürgerlichenWelt. Frankfurt/M.
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G6ckenjan, G., 1987: ·Solange
des wirkens· - Zum Wandel
(Ms. Bremen) erscheint in:
ren 1988

uns die Sonne leuchtet, ist Zeit
von Leistungsanforderungim Alter.
Altern - Erfahrungenund Struktu-

G6ckenjan, G., 1987a: Nicht länger Lohnsklaven und Pfennig-Kulis.
Zur Geschichteder Monopolsteilung der niedergeldssenenArz­
te. In: Jahrbuch: Medizin und Gesellschaft.Frankfurt, New
York

Grimm, J., 1864: Rede fiber das Alter, in: ders.: Kleinere Schrif­
ten, 1. Band, Berlin

Gubrium, J. (Ed.) 1976: Time, Roles and Self in Old Age, New York

Handbook of Aging and the Social Siences, 1976, Bienstock, R./
Shanas, Ed., New York usw.

Hareven, T./Adams, K. (Ed.) 1982: Aging and Live Course Transi­
tions: An Interdisziplinary perspective,London, New York

Haupt, H.-G., u.a., 1985: ProletarischeLebenslagenund Sozialpo­
litik. Studien zur Sozialgeschichtedes 19. und 20. Jahrhun­
derts, Bremen

Haupt u.a. 1985a: Witwenversorgung1850-1912, Zur Geschichteder
Unterprivilegierung von Frauen in der Sozialpolitik. In:
Sozialpolitik und Sozialstaat.Arbeitspapieredes Forschungs­
schwerpunktsReproduktionsrisiken.Bremen, Teil I, S.289ff

Hazan, H., 1987: K6rperbilder und sozialer Kontext: Ober die Kon­
struktion somatischer Erfahrung am Beispiel zweier Altenein­
richtungen. (Ms. Bremen) erscheint in: Altern - Erfahrungen
und Strukturen 1988

Hockerts, H.G., 1980: SozialpolitischeEntscheidungenim Nach­
kriegsdeutschland. Alliierte und deutsche Sozialversiche­
rungspolitik 1945-1959, Stuttgart

Horneffer, E., 1930: Frevel am Volk. Gedankenzur deutschenSozi­
alpolitik. Leipzig

Imhoff, A., 1981: Die gewonnenenJahre, Mfinchen

Imhoff, A., u.a. (Hg.) 1982: Le Viei11issement. Imp1ications et
Consequences de l'a11ongement de la vie. humaine depuis 1e
XVllle siec1e, Lyon
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Kaufmann, F.X., 1960: Die überalterung.�~�r�s�a�c�h�e�n�, Verlauf, wirt­
schaftliche und soziale Auswirkungen des demographischenAI­
terungsprozesses.Zürich, St.Gallen

Kindei, K.W./Schockow, E., 1957: Die Bedeutung der Altersgrenze
in den Systemender sozialen Sicherung. Berlin

Kohli, M., 1982: Antizipation, Bilanzierung, Irreversibilität­
Dimensionen der Auseinandersetzungmit beruflichen Problemla­
gen im mittleren Erwachsenenalter.In: Zeitschrift für Sozia­
lisationsforschungund Erziehungssoziologie,Heft 2

Kohli, M., 1983: Thesen zur Geschichtedes Lebenslaufsals sozia­
ler Institution. In: Gerontologieund Sozialgeschichte,Ber­
lin

Kohli, M., 1985: Die Institutionalisierungdes Lebenslaufs.Hi­
storische Befunde und theoretische Argumente. In: Kölner
Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie,Heft I

Kohli, M., 1986: Gesellschaftszeitund Lebenszeit.Der Lebenslauf
im Strukturwandel der Moderne. In: Soziale Welt, Sonderband
4, Berger, J. (Hg.)

Kohli, M./Wolf, J., 1986: Altersgrenzenim Schnittpunkt von be­
trieblichen Interessen und individueller Lebensplanung.Das
Beispiel des Vorruhestandes.In: Soziale Welt, Heft 4

Kondratowitz, H.J. von, 1982: Zum historischenWandel der Alters­
positionen in der deutschenGesellschaft.In: Altwerden in
der BundesrepublikDeutschland.Geschichte- Situation - Per­
spektiven, Berlin

Kondratowitz, H.J. von, 1985: Jenseitsder �E�r�w�e�r�b�~�z�e�n�t�r�i�e�r�u�n�g�?

Probleme der soziologischenund sozialpolitischenStandortbe­
stimmung von Projekten nach beruflicher Arbeit. In: Dieck
u.a. 1985

Kondratowitz, H.-J. von, 1987: Allen zur Last, niemandemzur
Freude. Die institutionelle Prägung des Alterserlebensals
historischerProzeß. Bremen, Ms., in: Altern - Erfahrungen
und Strukturen 1988

Konrad, H., (Hg.) 1982: Der alte Mensch in der Geschichte,Wien
Kotthoff, H./Ochs, P., 1984: Arbeitseinsatzund Arbeitssitua­
tion behinderterund leistungsgeminderterArbeitnehmer.

Krupp, H.-J., u.a., 1981: Alternativen der Rentenreform84,
Frankfurt/M.
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Kühlewind, G., (Hg.) 1986: Arbeitszeit und flexible Altersgrenze.
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,Nürnberg, 2.
Aufl.

Lehr, U., 1975: Der ältere Mensch im Arbeitsprozeß- Stereotypien
und Tatsachen.In:Zeitschrift für Gerontologie,Band8, Heft 4

Lehr, U., 1979: Flexibilität der Altersgrenze oder Herabsetzung
des �P�e�n�s�i�o�n�s�~�l�t�e�r�s�? PsychologischeAspekte. In: Zeitschrift
für Betriebswirtschaft,Heft 2

Lehr, U., 1985: Pensionierung, in: Oswald, V.D., u.a. (Hg.):
Gerontologie, Stuttgart

Leibfried, S./Tennstedt,F. (Hg.) 1985: Politik der Armut und die
Spaltung des Sozialstaats,Frankfurt/M.

Lenhardt, G./Offe, C., 1977: Staatstheorie und Sozialpolitik.
Politisch-soziologischeErklärungsansätze für Funktionen und
Innovationsprozesseder Sozialpolitik, in: Ferber, Ch.v./
�K�a�u�f�~�a�n�n�J F.X. (Hg.), Soziologie und Sozialpolitik, Köln

Levy, S.M., 1979: Temporal Experience in the Aged: Body, Integre­
ty and the Social Milieu. In: International Journal of Aging
and Human Development, 5.313 ff

Liek, E., 1927: Die Schädender sozialenVersicherungenund Wege
zur Besserung.München

Löwisch, M./Hetzel, M., 1983: Früherer Ruhestand durch Vorverle­
gung der Altersgrenze,Berlin

Luhmann, N., 1971: Die Knappheit der Zeit und die Vordringlich­
keit des Befristeten. In: ders., �P�o�l�i�t�~�s�c�h�e Planung. Opladen

Luhmann, N., 1983: Liebe als Passion, Frankfurt/M.

Milles, D./Müller, R. (Hg.) 1985: Berufsarbeit und Krankheit.
Gewerbehygienische,historische, juristische und sozialepede­
miologiscbe Studien zu einem verdrängten sozialen Problem
zwischen Arbeitnehmerschutz und Sozialversicherung.·Frank-,'
furt/Mo !

Naegele, G., 1983: Arbeitnehmer in der
tätigkeit, Köln

.".

Spätphaseihrer Erwerbs:"
s,» �,�:�~�, ,'. ,."

Naegele, G., 1985: Bewälti{Tung des Obergangs in. �d�e�n�R�u�~�e�s�~�a�n�.�d�;�.
in: Dieck u.a.
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Narr, W.-D./Offe, C. (Hg.) 1975: Wohlfahrtsstaat und Massenloya­
lität, Köln

Negt, O. 1984: LebendigeArbeit, enteigneteZeit. Politische und
kulturelle Dimensionendes Kampfes um die Arbeitszeit. Frank­
furt/Mo

Neugarten, B./Hagestadt, G., 1976: Age and the Live Course, in:
ijandbook of Aging

Offe, C., 1984: Arbeitsgesellschaft. Strukturprobleme und Zu­
kunftsperspektiven,Frankfurt/M.

Orsinger, C./C1ausing, P., 1982: Verkürzung der Lebensarbeitszeit
im Spiegel der Rentenversicherung,in: Die Angestelltenversi­
cherung, Heft 7/8

Page, K./Reimann, A., 1983: Trend zur früheren Verrentung nimmt
. drastischzu. In: Die Angestelltenversicherung,Heft 12

Probsting, H., 1987: Die Lebenstafel1983/85. In: Die Angestell­
tEnversicherung,Heft 1

Reif, H., 1982: Soziale Lage und Erfahrungendes alterndenFa­
brikarbeiters in der Schwerindustrie des westlichen Ruhrge­
biets während der Hochindustrialisierung, in: Archiv fOr
Sozialgeschichte,Band 22

Reulecke, J., 1983: Zur Entdeckung�d�~�s Alters als eines sozialen
Problems in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts.In: Ge­
rontologie und Sozialgeschichte

Riecke, J., u.a., 1977: FrOhinvalidität - Arbeiterschicksal?
MedizinalstatistischeErgebnisse über den Einfluß sozio-öko­
nomischer Faktoren auf die Gesundheitund Krankheit am Bei­
spiel der Frühinvalidität, in: Jahrbuch fOr kritische Medi­
zin, Band 2

Riley, H., u.a., 1972: Aging and Society, Band 3, Sociology of
Age Stratification, New York

�R�o�s�e�n�~�a�y�r�, L., �1�~�7�8�: Oie menschlichenLebensalterin Deutungsver­
suchen der europäischen KUlturgeschichte. In: ders., Die
menschlichen L.:bensalt e r . Hünchen

Rosenrnayr, L., 1983: �~�!�e SpijtH FreihEit. Das Alter - ein Stück
�b�e�w�u�~�t gelebt0n �L�~�b�e�n�~�. Ber1in

Rüth, W:, 1976: �U�r�s�a�c�h�e�~ vorzeitiger Berufs- und Erwerbsunfähig­
kei t. r,iH t L'."er.
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Scharf, B., 1980: Frühinvalidität. Zur sozialpolitischenBedeu­
tung der beruflich-sozialenAusgliederungLeistungsgeminder­
ter, gesundheitlich Beeinträchtigter und Behinderter, in:
WSI-Mitteilungen, Heft 10

Schaub, G., Schusinski, E., Ströer, H., 1976: Altersvorsorge.
Betriebliche Altersversorgung,Sozialversicherung,Eigenvor­
Rorge. SystematischeDarstellung und Nachschlagewerk,München

Schenda, R., 1983: Bewertungenund Bewältigungen des Alters auf­
grund volkskundlicher Materialien. In: Gerontologie und Sozi­
algeschichte

Schewe, D./Zöllner, 0., 1957: Die vorzeitige Invalidität in der
sozialenRentenversicherung. Umfang, Entwicklung und Bestim­
mungsgründe,Berlin

Schmähl, W., 1985: Perspektivender Finanzierungder gesetzlichen
Rentenversicherung. ökonomische und politische Anmerkungen.
In: peutscheRentenversicherung,Heft 3 '

Schmidt, R./Zeman, P., 1987: OrganisierteAlterskultur - Zwischen
Rückzugsnischeund Aktivprogramm. (Ms. Bremen) erscheint in:
Altern - Erfahrungenund Strukturen,1988

Seniorenfreizeitstätten,1983: Alltag in den Seniorenfreizeit­
stätten. Soziologische Untersuchungenzur �~�e�b�e�n�s�w�e�l�t älterer
Menschen. Berlin

Sozialplan1957: Sozialplan für Deutschland. Auf Anregung des
Vorstandsder sozialdemokratischenPartei Deutschlands.Vor­
gelegt von W. Auerbach u.a., Berlin

Stearns,P., 1987: Old age in EuropeanSociety, New York

Stolleis, M., 1984: Möglichkeiten der Fortentwicklung des Rechts
der sozialen Sicherheit zwischen Anpassungszwang und Be­
standsschutz. In: Sitzungsbericht N zum 55. Deutschen
Juristentag,Hamburg, Band 2, Abt. N, München

Tennstedt,F., 1972: Berufsunfähigkeitim Sozialrecht. Ein �s�o�z�i�o�~
logischer Beitrag zur Entwicklung der Berufsunfähigkeitsren­
ten in Deutschland.Frankfurt/M.

Tennstedt, F., 1976: Sozialgeschichteder �S�o�z�i�a�l�v�e�r�s�i�c�h�e�r�u�n�g�.�'�i�~�:
M. Blohmke u.a. (Hg.), Handbuch der Sozialmedizin, 3. Band,
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Tennstedt, F., 1981: Sozialgeschichte der Sozialpolitik in
Deutschland,Göttingen

Tennstedt,F., 1983: Vom Proleten zum Industriearbeiter.Arbei­
terbewegungund Sozialpolitik in Deutschland1800-1914. Köln

Teusch, L., 1985: Die Rentenneurose,in: DeutschesÄrzteblatt,
Heft 13

Tews, H.P., 1971: Soziologie des Alterns. Heidelberg

Thomas, K., 1976: Age and Authority in ear1y Modern England.
Proceedingsof the British Academy, 5.205 ff

�W�a�g�~�e�r�, G." 1984: Umvertei1ung in der gesetzlichenRentenversi­
cherung, Frankfurt/M.

Wasilewski, R., u.a., 1984: Frühinva1idisierung.Ergebnisseeiner
Untersuchungin Baden-Württemberg,Stuttgart

Wolf, J .. 1987: Langeweile und immer Termine. ZeitpErspektiven
beim Obergang in den Ruhestand. (Ms. Bremen) erscheint in:
Altern -Erfahrungenund Strukturen, Frankfurt/M.
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt D 3

3.11 Thema: Sozialhilfekarrieren - Wege aus der und durch die

Sozialhilfe und ihre sozialstaatlicheRahmung. .

3.111 Fachgebietund Arbeitsrichtung

Sozialpolitik und Sozialplanung

3.12 Leiter:

ProfessorDr. StephanLeibfried

Universität Bremen

FB 12 (Erziehungs-und Gesellschaftswissenschaften)

2800 Bremen 33

Tel.: 0421 / 218 - 2050 oder 3058 (dienstlich)
0421 / (privat)

3.13 Bisherige und beantragte�F�ö�r�d�~�r�u�n�g des Teilprojekts

IErgänzungsausstattung)

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVer- Investi- Gesamt
jahr mittel waltungsausgaben tionen

100 101 ' 102 103

1988 97 900 4 892 20 100 122 892
1989 195 800 25 047 220 847
1990 195 800 22 122 217 922
1991 97 900 4 000 " ' 101.900

-,. ",:"',', ' ..,'
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3.2 Zusammenfassung

Das Projekt fokussiert auf Sozialhilfe, darauf, welche Bedeutung
sie für den Lebenslauf der Hilfeberechtigtenund �-�b�e�d�ü�r�f�t�i�g�~�n

hat, insbesondereals Statuspassagein und aus einern verfestigten
Sozialhilfe-Status.

Sozialhilfe kann auf zweierlei Weise wirken: Sie kann als funk­
tionales Äquivalent anderer Einkommensarten die Normalbiographie
des Erwachsenenim Bedarfsfall in allen Stadien abstützen,so �a�l�~

gäbe es keinen Unterschied zwischen Sozialhilfeempfängernund
anderen Beziehern von (niedrIgen) Einkommen. Danr ermöglicht
Sozialhilfe die als normal unterstellten Statuspassagenin und
durch das Erwachsenenleben.Sozialhilfe kann aber auch als Sta­
tuspassagein die Deklassierung,in den Autonomieverlust, in eine
"Normalbiographie" des p&d3gogisierendund therapeutischzu be­
gleitendenSozialfalls wirken (mit der zusätzlichenMöglichkeit,
daß dies intergenerationeIlweitergegebenwird). Die von der "So­
zialhilfe" . verwalteten Statuspassagenfunktionieren also als
Drehscheiben in zwei Richtungen: als Drehscheibein eir.e neue
"Normal"biographie als Sozialhilfeahhängigerund als überbrückung
einer Bruchstelle in der alten �N�o�r�m�a�~�b�i�o�g�r�a�p�h�i�e�.

Rs soll geklärt werden, unter welchen Umständender eine oder der
andereWeg eingeschlagenwird. Das Verhältnis Lebenshilfe/Passa­
genhilfe vs. Statuspassage/�"�S�o�z�i�a�l�~�i�l�f�e�" - Status soll zunächst
vor allem anhand derjenigenUntergruppevon Empfängernuntersucht
werden, die trotz schlechterPrognoseunabhängigvon Sozialhilfe
wird - und dies im Kontrast zu derjenigen, die bei schlechter
Prognosevon Sozialhilfe abhängigbleibt. Bei jener Gruppe lussen
sich strukturelle "Schwellenbereiche"untersuchen, die einer Un­
abhängigkeit von Sozialhilfe entgegenstehen- und �z�u�g�l�e�i�~�h die
individuellen Pfade des "Ausbruchs" ermitteln.

In dem Projekt sollen Jrei Arten von Daten herangezogenwerden:
Akten der Sozialbehörde,in jenen sich Lebensläufevor allem für
die Spannedes Sozialhilfebezugs spiegeln (eine 10 %-Stichprobe
aller Sozia1amtsakten der Jahre 1983 - 1987 steht zur Verfügung;
N = 79 000; n = 7 900); Interviews mit Empfängernvon Sozialhil­
fe; Interviews mit den und Beobachtungender Sachbearbeiter/innen
der Sozialbehörde(wie ein Auswertungs-"work shop" mit ihnen),
deren im- und explizite Kategorisierungenden Einzelfall als Le­
bens- bzw. Passagenhilfe,als Statuspassagein einer Statusabfrl­
ge oder als Status rahmen. In den erstendre' Projektjahren soll
nach einern standardisiertenSchema eine Zufallsauswahl von Akten
fiber Neuanträge des Jahres1983 (ggf. zusätzlich 1984) ausgewer­
tet werden. Die Stichprobewird mehr als 600 Aktenfälle umfassen.
Die Analyse zielt vor allem auf diejenigen Empfänger von Sozial­
hilfe, denen es trotz schlechterPrognosegelingt, der Sozialhil­
feabhängigkeitzu "entkommen". Die Akten dieser "escaper" - und
einer gleich großen Kontrollgruppe - werden intensiv ausgewertet
und für beide Gruppen sollen auch offene Interviews versucht wer­
den.
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3.3 Stand der Forschung

Der Stand der Forschungist unter Beteiligung des Antragstellers

sowohl zur Sozialhilfe allgemein (vgl. Leibfried/Tennstedt1985a)

wie zu empirischen Untersuchungen auf Aktengrundlage (Hübinger

u.a. 1987: 28 56) anderweitigdargestelltund dieser Antrag

auch in einer Pilotstudie (vgl. Hübinger 1987) vorbereitet wor­

den. Diese Darstellunggeht ausführlich auf die Akten- und Doku­

mentenanalyseals sozialwissenschaftlicheMethode ein (vgl. Hü­

binger u.a. 1987: 20 - 391 ) und behandeltdie einschlägigenAr­

beiten bzw. Arbeitszusammenhänge(ebenda: 40 - 56; Strang/Klagge

1985, Strang 1967 - Lompe 1987; Lompe/Pollmann1986 a, b; Krie­

ger/Pollmann! Schläfke 1986; Krieger!Schläfke 1987 - Sondererhe­

bung 1986 - Grunow!Wohlfahrt/Nothbaum-Leidig1985 - Bujard/Lange

1978) .

Hier sei daher nur auf �e�~�n�~�g�e Punkte eingegangen, die für den

Zuschnitt der beantragtenUntersuchungwesentlich sind:

1) �G�r�o�~�e "repräsentative"Panelsbringen für diese Personenkeine

zureichendenDaten: Die Fallzahlen sind zu gering; ferner haben

sie allgemein einen "Mittelstandsbias",die �~�i�r�k�l�i�c�h Armen wie

Reichen werden nicht zureichend �e�r�f�a�~�t (vgl. Wagner 1987: 66,

insbesondereAnm. 13).

2) Die bislang vorliegendenStudien sind Querschnittanalysen.Im

Gegensatzdazu wird hier erstmalseine Längsschnittanalyseange­

gangen. Da die Datenbasis auch in Zukunft gepflegt werden soll,

kann man schon 1993 auf eine etwa 10 %-ige Aktenstichprobefür

jedes Jahr eines Jahrzehntszurückgreifen, was in der Bundesrepu­

blik seltene Möglichkeiten für Längsschnitt- (wie Querschnitt-)

1 Auf die methodischenArbeiten zur Aktenanalyse (vgl. u.a.
Bick/Müller 1984; Blankenburg1975; Brusten 1984; Karstedt-Henke
1982; Müller 1980; Müller 1977; Lukas 1978; Petermann!NoackI984;
Webb 1975) wird in Hübinger u.a. 1987 (20 ff.) ausführlicheirge-,
gangen.
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analysen schafft, insbesondere fGr solche vergleichendenZu­

schnitts.

3) Die bislang vorliegendenStudien konzentrierensich nicht, wie

die hier vorgeschlagene,auf die "Ausbruchprozesse"("escaper")

aus der Abhängigkeit von Sozialhilfe, also auf die Fälle, in de­

nen sich Sozialhilfe als "Statuspassage"noch bewährt, sondern

sie versuchen, entwederdie gesamteSozialhilfe darzustellenoder

abei neuere Probleme statistisch dingfest zu machen (etwa "neue

Armut" - vgl. a. Blanke u.a. 1986; Alleinerziehende).

4) Die bisherigendetaillierterenUntersuchungenhatten kaum die

Möglichkeit, qualitativ vorzugehenund repräsentativeErgebnisse

zu erzielen. Bedingt durch die vorhandene 10 %-Stichprobealler

Sdzialamtsakten (derzeit: 1983 1987) kann in diesem Projekt

eine qualitative Untersuchung (Akten, Interviews mit Empfängern

und Sachbearbeitern) in einem auch quantitativ gut verortbaren

Rahmen (vgl. insoweit zunächstHauser u.a. 1981) unternommenwer­

den.

5) Einige der bislang vorliegendenUntersuchungenzielen durchaus

auch auf die subjektiven Dimensionendes Sozialhilfebezugs;al­

lerdings werden sie �j�e�~�l�e�i�l�s nur an einem Zeitpunkt gesehen,ohne

daß die Verläufe als solche in den Blick kämen; zudem geschieht

dies meist mit dem reinen Blick auf den Klienten, nicht dem auf

den/die Sachbearbeiter/in,der aber die ScharniersteIle für be­

hördliche Rahmungendes Sozialhilfeschicksalsdarstellt.

Das umfassendste, neuereForschungsprojektvon Strang und Klagge

(1985) verfolgte zwei Zielsetzungen: "erstens eine Analyse der

Struktur, Faktoren und Funktionender Sozialhilfebedürftigkeit

und zweitens eine Bewertung der Wirksamkeit der Sozialhilfe"

(18). Das gesamteSpektrum der Leistungsartenwurde abgedeckt, in

die Untersuchung �e�i�n�b�~�z�o�g�e�n wurden Bezieher von "Hilfe zum Le­

bensunterhalt" und "Hilfe in besonderenLebenslagen"und auch.

Empfänger einmaliger Beihilfen.
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Die lokalen Untersuchungseinheitenwaren die kreisfreien Städte
Wilhelmshaven, Dortmund und Nürnberg und mehrere Landgemeinden
und Kleinstädte in den LandkreisenHildesheim, Fulda und CeIle;
auf wenige Themenaspekte begrenzt die bayerischenLandkreise
Cham, Neustadt a.d. Waldnaab, Schwandorf und Tirschenreuth.Unter
dem Ursachenaspektwurde Material aus den StädtenBielefeld, Her­
ne und Oberhausenverwandt.

Die �U�~�t�e�r�s�u�c�h�u�n�g fand vom Frühjahr 1980 bis 7Um Sommer 1982

statt. Es wird keine quantitative Repräsentativitätbeansprucht,

dennoch wird "Treffsicherheit" der Ergebnisseangenommen(39ff).

Zu den Erhebungsrnethodenzählen Leitfadengesprächemit 37 Sachbe­

arbeitern, 25 Sozialarbeiternund 80 Sozialhilfeempfängern- im

Vorlauf schon 29 - und die Aktenanalyse. Insgesamt wurden 1 212

Akten ausgewertet- in den StädtenWilhelmshaven, Dortmund, Nürn­

berg, den LandkreisenHildesheim, Fulda und Celle. Die Stichpro­

ben wurden nach dem Prinzip der "systematischenZufallsauswahl"

(Buchstabenverfahren)in den Großstädtenund als "echte Zufalls­

auswahl" in den Landkreisenbestimmt (jeder n-te Fall).

Im Mittelpunkt der Aktenuntersuchung steht die Bildung von acht
Typen der Sozialhilfebedürftigkeit,deren prozentualeAnteile in
Annäherungswertenermittelt wurden.

Die beiden Typen des sozialhilfeabhängigenRentnersund des ehe­
maligen Selbständigenhaben haushaltsspezifischbetrachteteinen
Anteil von mindestenszwei FÜlJfteln,·bei Einbeziehungder Empfän­
ger von Sozialhilfe ohne HLU von etwa der Hälfte. Der Typ der �~
leinstehendenMutter hat, insgesamtbetrachtet,einen Anteil von
mehr �a�l�~ einem Fünftel der Haushalte, aber ein Drittel bei HLU
und etwas unter der Hälfte von den Haushaltenmit Kindern. Der
Erwerbsunfähige(Kranke, Behinderte, Frühinvalide in Ein- und
Mehrpersonenhaushalten)hat, summarischbetrachtet,einen Anteil,
der geringer als ein Fünftel ist. Auf Arbeits- und Erwerbslose'
entfallen etwa ein Zehntel; Der Typ des erwerbstätigenSozialhil­
feempfängersmit Voll- und Teilerwerbstätigkeithat je nach Regi­
on, Haushalts- und Hilfeart sowie der Art der Erwerbstätigkeit
einen etwa halb so großen Anteil, davon etwa ein Viertel Voller­
werbstätige,das sind 1 % der Empfänger von HLU. Der Typ des so­
zialhilfeabhängigenJugendlichenim Alter von 18 - 21 Jahren ist
in seinem geringenAnteil (3 %) nur �s�c�h�w�~�r abschätzbar.Der'Sozi-':
alhilfe-Clan �(�g�e�~�e�r�a�t�i�o�n�s�ü�b�e�r�g�r�e�i�f�e�n�d�e�'�, �.�S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�a�b�h�i�n�g�i�g�k�e�i�~�J�,
ist verschwindendklein (weniger als 1 %). �~ . .-, i C ...0 •

Hinter vielen dieser Typen ist ein Typus �v�e�r�s�t�e�c�k�t�;�"�~�ä�i�i�i�Ü�c�:�h�'�i�d�i�i�i�:
minderjährigenKinder, die ungefähr ein Drittel der �S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�7�~
empfängerausmachen.Von dauerhafterund irreversibler �S�o�z�i�a�;�t�h�i�l�~�,
�~�!�a�b�~�ä�n�g�i�g�~�e�i�t sind �b�!�s�o�n�d�e�r�~ alleinst-;hende"Frauen �i�l�!�i�t�m�~�n�~�~�~�~�~
JahrJ.genK1ndern und langerfr1stig.Arbe1tslose�.�b�e�d�r�o�h�t�;�~�·�:�D�.�j�.�e�~ IlBueJ':
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der Sozialhilfeabhängigkeitder Empfänger von HLU beträgt in 55 %
der Fälle mehr als vier Jahre.

Strang zeichnet ein sehr differenziertesBild
Sozialhilfeempfänger-Haushalteund betrachtet
vorrangigenHaushaltskategorien.

der s t r uk t ur d'cr
detailliert die

Die haushaltsstatistischeund demographischeAnalyse ergibt, daß
Sozialhilfebedürftigkeitunter den Bedingungen- die je nach Re­
gion variieren des Unverheiratetseins,der Unvollständigkeit
der Familie und hohen Alters sowie erwerbsbeeinträchtigenderFak­
toren hoch mit weiblichem Geschlechtkorreliert. Bei den Frauen
rangierendie "überwiegenden Sozialhilfeempfängerinnen" an der
Spitze, mit deutlicher Distanz zu Alters- und Hinterbliebenen­
rentnerinnen,Berufs- und Erwerbsunfähigen, Erwerbstätigenund
Arbeitslosen. Bei den Männern führen die Erwerbs- und Berufsunfä­
higen vor den Altersrentnernund Arbeitslosenund mit großem Ab­
stand vor den Erwerbstätigen und den "reinen Sozialhilfeempfän­
gern".

Rund 94 % der erwachsenen�E�m�~�f�ä�n�g�e�r von Sozialhilfe sollen "zur
Zeit, seit längerem oder auch zukünftig für immer in keinem di­
rekten Verhältnis zum Arbeitsmarkt (stehen)" (126)2.

Insgesamtwerden 17 offenkundige und unmittelbare Anlässe, So­
zialhilfe in Anspruch zu nehmen, erfaßt. An erster Stelle steht
"zu geringes Renteneinkommen",dann "kein bzw. zu geringer Unter­
halt für Frauen", "Krankheit", "Pflegebedürftigkeit ...... Ar­
beitslosigkeit ist auf Rang 10 plaziert. Diese Rangskalaist auch
Ergebnis der Einbeziehungder Empfänger von "Hilfe in besonderen
Lebenslagen", insbesondereder "Hilfe zur Pflege". Die durch­
schnittliche Faktorenzahl (Anzahl der Auslöser) beträgt zwei.

Zu den Problemdimensionen der Sozialhilfebedürftigkeitwie dem
Gesundheitszustandund den Wohnbedingungender Sozialhilfeempfän­
ger liegen weniger differenzierte Ergebnissevor. Die Einkommens­
situation wird in Einkommensartenund -kombinationenbeschrieben,
die Sozialhilfeleistungenin ihren Arten und Kumulationen.

Die Ergebnispaletteder Untersuchungzeigt, daß auf Grundlage des

Aktenmaterialsein recht vielschichtigesund zum Teil detaillier­

tes Bild der Sozialhilfebedürftigkeitnachgezeichnetwerden konn­

te. Unter die emprisch offenen, relevanten Fragen nehmen Strang

2 Diese Daten beziehenalso Arbeitslose in der Sozialhilfe
ein ("zur Zeit"). Bei den verbleibenden 6 % handelt es sich um
Empfänger, die aktuell in Arbeit stehen (Teilzeit; �V�o�l�l�~�e�i�t im
Niedriglohnbereich;usf.). Die Konzentration auf "Wege aus der
Sozialhilfe" zielt u.a. darauf, �d�~�e Breite und PArte dieser
"Schwelle" zu ermitteln.
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und Klagge ausdrücklichdie "ProzeßanalysenabgeschlossenerSozi­
alhilfeabhängigkeit- LebenswegeehemaligerSozialhilfempfänger"
(56) auf. Typen der Sozialhilfebedürftigkeit,die aus Querschnit­
ten ge'bildet werden, sind anfällig für den von Strang und Klagge
sogenanntenTypenwandel: so "tauchen viele �A�l�l�~�i�n�e�r�z�i�e�h�e�n�d�e über
einen Typenwandel zum Beispiel in der Kategorie der Einpersonen­
haushalteunter" (145). Insgesamt zeigt diese material- und ge­

dankenreicheStudie durchgängigeine an Verläufen orientierte Ar­
gumentation,die von Längsschnittauswertungeneingelöstund durch
sie ergänztwerden muß.

Die veröffentlichte Vorstudie (Hübinger u.a. 1987), in der 50
Aktenfälle aus der gleichen Region untersucht wurden, hatte u.a.
folgende Ergebnisse:
"(1) Strukturbetrachtung der SozialhilfebedCrftigkeit: ... Trotz
der annäherndnach den Kriterien der systematischenZufallsaus­
wahl bestimmten Stichprobe ist die Fallzahl aber zu klein, um
verläßlicheAussagendarüber zu machen, wie sich der EW9fänger­
kreis der Sozialhilfe zusammensetzt.Risikolagen, Problemkumula­
tion und 'dominante' Empfängergruppen der Sozialhilfe konnten
identifiziert werden. Es zeichnensich differenzierteErkenntnis­
se zur 'Dauer der Abhängigkeit von Sozialhilfe' ab. Durch eine
nuancierteBetrachtung kann die 'Intensitätder Armut' präziser
bestimmt und können armutsbedingende Faktoren eingegrenztund
sichtbar gemacht werden.

Im Mittelpunkt der Untersuchung stand die Prüfung des Datenfel­
des.

(2) Informationsdichte:Die Prüfung des 'Datenfeldes' hat erge­
ben, daß (außer im Bereich 'Mitgliedschaften'),zu allen aUfgenom­
menen DimensionenInformationen in den Akten vorliegen und Daten
zu einzelnenBereichenz.T. vollständig erhobenwerden können. Es
zeigt sich auch, daß das Statistische .LandesamtBremen nur eine
Teilmenge des gegenwärtigin den Akten vorhandenen.Datenbestandes
tür die Erstellung der amtlichen Sozialhilfestfttistik �n�u�t�z�t�~�'�D�i�e
Verwaltungsprozeßdatendes Sozialamtes würden �s�c�h�o�n�h�e�u�t�e�~�i�n�e�,
Strukturbetrachtung der �S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�b�e�d�ü�r�f�t�i�g�k�e�i�t�~�:�e�r�l�~�u�b�e�n�.�~�d�i�e �~
über den Informationsgehaltder amtliche.n Statis.tik �h�i�n�a�u�s�.�w�e�i�s�~�.�;�;�·�·�:�·�:

. .." • �.�~ . .', " -'.l,,;'" �~�\ '. • .•. ' :

VerschiedeneSondererhebungenhaben auf der �G�r�u�n�d�l�a�g�e�'�d�e�;�~�e�~�~�~�i�~�~
tungsprozeßdatendes Sozialamtesdie �M�ö�g�l�i�c�h�k�e�i�t�~�n�e�~�n�e�r�e�z�;�:�~�e�.�i�:�;�'�;�,
terten Datenerhebung aufgezeigt (Deininger.1983,'..1984:�;�S�o�.�q�d�e�t�~�r�:�:�:�,hebung 1986). ." ..... ·..r-: ··.c·".,. •...•.• ,.



302
Teilprojekt D 3:
Snzialhilfekarrieren
Leihfried u.a.

Bisher werden in der �S�o�z�i�a�l�v�e�r�w�a�l�t�~�n�g eine Vielzahl von Informa­
tionen zu Ausbildung, Erwerbstätigkeit, sozialer Sicherung, Woh­
�n�~�n usw. nicht nach einer einheitlichen lind auswertungsorientier­
ten Systematik erfaßt; die Angaben zu den persönlichenund wirt­
schaftlichenVerhältnissender Sozialhilfeempfänger sind lücken­
haft und nicht in jedem Fall aktuell.

Dadurch dienen sie nicht optimal einer angemessenenFallhearhei­
�t�~�n�g�, also dem �g�e�s�e�t�~�l�i�c�h aufgegebenenZweck des Amtes, Schritte
zu unternehmen, die den Empfänger von Sozialhilfe 'soweit �~�~�~

möglich befähigen, unabhängigvon ihr zu leben' - § 1 Absatz 2,
Satz 2, 1. Halbsatz BSHG. Kenntnisseder Arbeits-, Ausbildungs­
und Berufswegez.B., also Kenntnisseder Wege in die Sozialhilfe,
aber auch durch sie hindurch und vor allem aus der �S�o�z�i�a�l�a�b�h�~�n�­

gigkeit heraus, würden das Wissen des Amtes und der einzelnen
Sachbearbeiterüber mögliche Maßnahmenerweitern und den Sachbe­
arbeitern ihre Aufgabe der 'persönlichenHilfe' und Beratung er­
leichtern.

Es lassensich die benötigten Informationen danach aufteilen, wie
regelmäßigsie erfragt und wie übersichtlich sie aufgezeichnet
werden (vgl. unten Schaubild 4).

Ausführlich, fast vollständig und zum größten Teil auch aktuali­
siert sind die Angaben zu: sozio-demographischenMerkmalen und
Haushaltsstruktur, sozialer Sicherung, Auslösern der Sozialhil­
feabhängigkeit, Einkommen/Sozialhilfeund einmaligen Leistungen.

Der ausbildungsmäßigeund berufliche Werdegang, [die] Häufigkeit,
Dauer und Gründe der Unterbrechungender Erwerbstätigkeitvor und
nach Beginn der Gewährung von Sozialhilfe können aus den Akten
nur lückenhaft erschlossenwerden. Das Antragsformular böte die
Möglichkeit, gegenwärtigschon die 'letzte Tätigkeit' und die
'Arbeitsverhältnisse der letzten 12 Monate vor der Antragstei­
lung' zu erheben. Die Eintragungenerfolgen aber nicht routine­
mäßig.

Angaben zu den individuellen Ursachender Sozialhilfegewährung
reduzierensich auf die amtsüblichenKategorisierungen.Die wich­
tige Wohlfahrtsdimension 'Wohnen' ist nur unvollständig erfaßt
und wird in keinem Formblatt erhoben. Auf den Gesundheitszustand
der Sozialhilfeempfänger läßt sich aufgrund des �D�a�~�e�n�m�a�t�e�r�i�a�l�s

der Akten nicht schließen. Ausschließlichberechnungs- und lei­
stungsrelevanteschwere Erkrankungenund Behinderungenwerden er­
mittelt. Der Gesundheitszustandder Klienten wird im Antragsfor­
mular lapidar meist mit der Kategorie 'gesund' beschrieben.Ober
die soziale Integration der Empfänger von Sozialhilfe können
[nach Aktenlage] keine Aussagengemacht werden.

Ein grundlegendes Problem für die größere Erhebung ist der be­
trächtliche Zeitaufwand, der benötigt wird, um die gesuchtenDa­
ten aus den Akten herauszupräparieren.Das Antragsformularoder
1er Zahlungsnachweisbieten nicht in jedem Fall einen zentralen
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Zugriff auf die �r�e�l�e�v�a�n�t�~�n Informationen. Die Aktualität vieler
Angaben kann erst nach Sichten der gesamten Akte festgestellt
werden.

Um eine systematische, vollständige und auswertungsorientierte
Aufnahme aller relevantenDaten �~�u den einzelnenUntersuchungsbe­
reichen zu ermöglichen, soll daher ein Formfragebogenentwickelt
werden, der in der Verwaltung implementierbar ist. Dieser sollte
die folgenden Dimensionenund l1erkmale im Zeitverlauf erfassen:
Haushaltsstruktur,sozio-demographischeMerkmale; berufliche und
schulischeAusbildung; Erwerbstätigkeit; Soziale Sicherung; Ursa­
che der Sozialhilfegewährung; Einkommen, Sozialhilfe, Vermögen;
einmalige Beihilfen; Wohnsituation; Gesundheit,Mitgliedschaften;
Wecre aus der Sozialhilfe.

Die Bereiche 'soziale Integration', 'gesellschaftlichePartizipa­
tion', 'Gesundheitszustand'und auch die Versorgungmit kollekti­
ven Gütern und Dienstleistungen sind bis jetzt nicht Gegenstand
der Beratungenim Sozialamt. Diese lassensich nur in geson1erten
Untersuchungentransparentmachen. Auf der Basis kleiner, mögli­
cherweise auf einzelne ProblemgruppenzugeschnittenerStichpro­
ben, könnten Interviews die immateriellen und sozial-kulturellen
Aspekte des Armutsproblemsaufhellen.••

(3) Verläufe - Wege in die, durch die und aus der Sozialhilfe:
... Welche beruflichen, ausbildungsmäßigenbzw. sozialenKarrie­
ren. welche familiären Lebensmustersind typisch, wenn eine (er­
ste) Sozialhilfebedürftigkeiteintritt? Welche Bedingungenmüssen
eintreten, damit ein solcher administrierterLebenslaufunterbro­
chen bzw. beendetwird? In welchen Konstellation handelt es sich
um eine vorübergehende, weniger einschränkende,in welchen um
eine dauerhaftestatusprägendeLebensphase?•••

... Insoweit ist als Ergebnis vor allem hervorzuheben, daß eine
genaueBetrachtungder Dauer des SozialhilfebezugserheblicheUn­
terschiedezwischen Dauer der Aktenführung und Bezugsdaueroffen­
bart, weil im einzelnenvielfältige und extensive 'Pendler'bewe-.
gungen weg von der Sozialhilfe festzustellen sind, die.in dem
normalen 'Dauer'maß untergehen und bei denen Unterstützung:an':.
setzenkönnte. " .... -. ',.....,.

Zwei Empfängergruppendürften im Blick auf die 'persönlicheHil­
fe' vor allem von Interesse••. sein: Zunächst �e�i�n�e�G�r�u�p�p�e�~�d�i�e�'
immer nur zeitweise aus der Sozialhilfe ausbricht, die:zwischen:
Arbei tsmarkt, Arbeitsamt und Sozialamt pendelt und'�f�ü�~�;�:�4�i�e :'sich'i:"
eine soziale Abstiegskarriere zuver."festigen·.droht/":}.di'Ei\zur·:3
Deklassierungder Betroffenenführt. - --.; �:�'�-�\�,�·�·�:�~�X�;�~�;�~�f�~�:�{�-�:�;�~�?�~�'�~�~�i�~�:�.�:�!�t
Eine zweite Gruppe umfaßt die gelungenen 'Ausbrüche' aus·1arig-jäh:,:
riger Sozialhilfeabhängigkeitund ist auf �k�l�e�i�n�e�.�S�u�b�g�r�\�1�p�p�e�n�>�d�~�s�,
Empfängerkreisesbeschränkt. Beobachtetman. diese�;�:�~�e�s�c�a�p�e�r�/�,�~�'�b�~�;�;�;�'�;
sonders.aufmerksam,...�~�o könnten Schwellen':!erte;�f�u�r�V�'�i�t�~�r�~�~�ü�~�,�~�~�}�1�,�~�!�!�;�~
.strateg1ensichtbar_.werden,di'edie Behorde:•.:etwa�'�,�g�e�g�e�n�ü�J�:�)�@�r�s�L�~�~�~�'�l�:
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erstgenanntenGruppe - einschlagen kann. Intervenierendwirken
sich bei den 'escapern'- soweit das kleine Sampie [der Vorunter­
suchung] Aussagenzuläßt - vor allem Ausbildungs- und Umschu­
lungsmaßnahmenund der 'Heiratsmarkt' aus.

Eine nicht kleine Gruppe bedarf weniger der persönlichenHilfe,
ggf. aber teilweise verstärkterkommunaler Aufmerksameit im Blick
auf 'interorganisatorische'Verflechtungswirkungen(Gemeindekas­
sen als 'fiskalischeVerschiebebahnhöfe' der Sozialpolitik?). Es
handelt sich um Personen, die nur kurzzeitig Sozialhilfe bezie­
hen, gewissermaßen um 'friktionelle Armut'. Sozialhilfe wirkt
hier als 'Überbrückungshilfe',als Sicherungdes Lebensunterhalts
u.a. bei schulischerund beruflicher Ausbildung, während der Be­
arbeitungdes Antrags etwa auf Arbeitslosengeldund Arbeitslosen­
hilfe oder bei Sperrzeiten nach dem AFG. Inwieweit die Nutzung
der Sozialhilfe als 'Vorschuß- und Ausfallkasse'hier stark un­
terschiedlichist, könnte für das Verhältnis der Gemeindenals
�'�S�o�z�i�a�l�s�t�~�a�t in der Reserve' zu Bund, Land und den Körperschaften
des 'Sozialversicherungsstaats'von besondererBedeutungsein.

Die 'Deklassierten',die 'administriertenSozialhilfefälle', wie­
derum, bei denen der Abstieg sich deutlich verfestigt hat, bedür­
fen in ganz andererWeise 'persönlicher Hilfe': Hier handelt es
sich um einen Personenkreis.der in seiner Merkmalstruktur große
Übereinstimmungmit den 'Pendlern' aufweist, sich aber in der
fallspezifischen Anhäufung verschiedensterProblem- und Risiko­
lagen deutlich von diesen unterscheidet:Eine dauerhafteReinte­
gration der Betroffenen in den Arbeitsmarkt ist wenig wahrschein­
lich, sie sind im eigentlichenSinne 'Sozial-Fälle' geworden, die
routinemäßigvom Sozialamt �v�e�r�w�~�l�t�e�t werden....

(5) Unterstützung der 'persönlichenHilfe' durch Sachbearbeiter:
Eine Umstellung der Verwaltungsroutinen und zusätzlicheInforma­
tionen aus einer Verlaufsbetrachtung (vor allem über die 'esca­
per') kommen den Interessender Sachbearbeiterentgegen, in 'per­
sönlicher Hilfe' wie geldlicher Unterstützungangemessenauf den
Einzelfall eingehenzu können."

3.4 Eigene Vorarbeiten

Der Antragsteller arbeitet seit den siebzigerJahrenüber die So­

zialpolitik von Armut und Gesundheit.Es geht ihm dabei um aktu-.

elle, historischewie international vergleichendeUntersuchungen.

zum "deutschen Modell" des Sozialstaats- um seine �E�n�~�w�i�c�k�l�~�n�~�,
Reichweite, Grenzen, Besonderheitenund seine Perspektiven(zum·

allgemeinen Kontext sozialpolitischer Forschung vgl. �'�B�e�h�r�e�n�s�i�~
- t,: " _." ,... �~

Leibfried 1987). Diese Arbeiten zielen auch auf �e�i�n�e�"�T�h�e�o�r�i�e�·�~�e�~�.
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Sozialpolitik" (zu ersten Ansätzenvgl. Leibfried" 1985": 92 ­

105; Leibfried' 1985: 39 - 50; zu einern erstengrößerenEntwurf

vgl. Leibfried 1985: 9 - 38 bzw. Leibfried/Tennstedt1985b), wo­

bei der empirische hkzent der Arbeit �~�o�r allem in der histori­

schen �(�A�k�t�e�n�-�)�a�n�~�l�y�s�e lag.

"hrmut" ist der Negativabdruckvon StrukturbrOchenund Funktions­
lücken in aller anderer (Transfer-) Sozial- wie Gesellschaftspo­
litik. Sie bildet fOr die ForschungOber Sozialpolitik einen
strategischgünstigen Ausgangspunkt,weil hier im Mikrokosmos et­
wa der an sich kleinen Sozialhilfe der gesamtegesellschafts-und
vor allem sozialpolitische Makrokosmos quasi im Negativab­
druck - gebOndelt untersucht werden kann (vgl. ähnlich Schäfer
1985) und Ausgrenzungs-wie Abstiegsprozessehier markant akzen­
tuiert sind.

Im Bereich hrmenpolitik, dem derzeit vornehmlichenArbeitsfeld
des Antragstellers,haben sich die Arbeiten darauf konzentriert,
die Entwicklung der Meßgrößen für den sozialpolitischenZugang zu
Ressourcen("Richtsatz" bzw. "Regelsatz") seit der Jahrhundert­
wende, vor allem seit der Weimarer Zeit zu untersuchen(Leibfried
1985: 186 - 240; Leibfried u.a." 1987 sowie Leibfried7 1985: 119
- 145, 146 - 167 , 168 - 185). Dies geschahvor allem mit Unter­
stützung der DFG (Aktenzeichendes FortsetzungsantragsLe 386/4­
2), und zwar im Rahmen des Schwerpunktprogramms"Gesellschaftli­
che Bedingungensozialpolitischer Intervention: Staat, interme­
diäre Instanzen und Selbsthilfe" (vgl. Kaufmann u.a. 1981; sowie
ders. 1987). Derzeit werden die Arbeiten über die Zeit von 1945
bis 1962 redaktionell abgeschlossen(vgl. Abschlußbericht1987).
Ne'ben Interviews beruht diese Arbeit vornehmlich auf Archiv-, al­
so auf Aktenstudien. Neben Exkursen in Bereiche, die der Armenpo­
litik eng verwandt sind, wie die Arbeitslosenversicherung(Leib­
fried 1985: 277 - 289), haben die Obrigen Arbeiten des Antrag­
stellers empirisch geschnitteneThemen umfaßt wie "Dunkelziffern"
in der Sozialhilfe (1985: 579 - 584, 478 ff., insbesondere517 ­
536) und das "Stadt-Land-" wie "Nord-SOd-Gefälle" in der Armenpo­
litik (1985: 106 - 116). All diese Arbeiten sind zuletzt in einer
systematischensozialpolitischenDarstellungvon Armut, Recht und

" Mit Rolf-Richard Grauhan.

" Da in Leibfried 1985 die Arbeiten der letzten zehn Jahre
zusammengefaßtworden sind, wird im folgenden der Einfachheit
halber nach dieser Aufsatzsammlungzitiert.

�~ Mit Florian Tennstedt.

6 Mit Eckhard Hansen und Michael Heisig.

1 Mit Eckhard Hansen und Michael Heisig.
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Verwaltung der Sozialhilfe gebündelt worden �(�W�e�n�z�e�l�/�L�e�i�b�f�r�i�~�d

1985). Sie versucht, das ganze Terrain aktuell zu erschließr,n�u�n�~
die sozialpolitischenAlternativen zu umreißen.

Zur Sozialpolitik der Gesundheithat der Antragsteller vor �a�l�l�~�~

historisch gearbeitet (vgl. Hansen u.a. 1981; Leibfried/Tennstedt
1986; vgl. als Überblick zu alledem Weindling 1983).

währen1 die gesundheitspolitischenForschungennur in Ansätzen zu
unmittelbar international vergleichenden Arbeiten führten, ge­
schah dies bei den armenpolitischenschon recht früh (vgl. Leib­
fried 1985: 381 - 455 - England; 457 - 583 - USA). Sie �w�a�r�~�~ �i�~�­

mer von dem Interessegeleitet, den besonderenPfad der Entwick­
lung, der Struktur und Funktion der deutschen("Bismarck- Län­
der") gegenüber der anglo-amerikanischen("Beveridge-Llndern")
Sozialpolitik herauszuarbeiten. In diesen �S�o�z�i�a�l�p�o�l�i�t�i�k�s�y�s�t�e�~�E�n�,

insbesondere den USA, sind die extremen Positonenarmenpoliti­
scher Interpretation (rein transiturisches Modell - vgl. Dunean
1984; reines Modell der Kultur der �A�r�~�u�t oder "welfarization" ­
vgl. Segalman/Basu1981) besondersausgeprägt,was Anregungen für
die hier beantragteUntersuchungmit sich bringt. Die DiSKussion
�d�e�~ angelsächsischenLlnder steht dabei, anders als in der Bun­
desrepublik, im Zusammenhang einer �h�u�n�d�e�r�t�j�ä�h�r�i�g�~�n empirischen
Soziologip der Armut (vgl. als Bilanz Leibfried 1985: 414 - 435;
ferner Townsend 1979: 31 - 92), was erneut Hinweise darauf geben
kann, wie eine Untersuchung in der Bundesrepublikim einzelnen
zuzuschneidenist.

Der das Projekt mittragende Mitarbeiter Dr. Johann Behrens

(Grundausstattung)hat seit den siebziger Jahren empirisch vor

allem die Wechselwirkungenvon betrieblicherArbeitspolitik, kom­

munaler und staatlicherSozialpolitik und der Ausdifferenzierung

beruflicher, gesundheitlicher und familiärer Lebensverläufever­

folgt.

Als Mitglied der "Arbeitsgruppe Soziale Infrastruktur" hat er,
gefördert durch die DFG und die Stiftung Volkswagenwerk, Ende der
70er Jahre die Untersuchung regionaler Arbeitsmärkte und ihrer
Erfolgskontrolle mit Repräsentativerhebungen(Panel) zu Bürgerer­
wartungenverbunden (Behrens 1984, 1976). Konzept und Fragebogen
der Befragung des Teilprojekts C 2 des Sonderforschungsbereichs3
zu "Arbeitseinkommen" und ihren Entwicklungen im Lebensverlauf
entwickelte er in interdisziplinärer�~�u�s�a�m�m�e�n�a�r�b�e�i�t�. In diesen
frühen Untersuchungenstandenbereits gesundheitlicheIndikatoren
als Ziel- und Einflußvariablen mit im Zentrum (Behrens 1980,
1982) .

Ihre Ergebnissewurden in theoretischenOberlegungenzur Entwick­
lung von Wohlfahrtsgesellschaftenzusammengefaßt(Behrens 1982).
Sie wurden erweitert in Langzeituntersuchungenzur Ausdifferen-'
zierung der Arbeit und der Familie als Randbedingungendes Werte-:
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wandels und des Wohlfahrtsstaates,wobei die empirischeGrundlage
Repräsentativerhebungen,Statistiken und betrieblicheFal1stud<en
bildeten und die ErgehnisseSoziale Indikatoren und Institutions­
analyse ve r voL'l komrnnot e n (Abschlußbericht 1985, Bchrens 1984).
Seit 1983 wllrden diese Verlaufsuntersuchungenin Zusammenarbeit
mit der Frankfurter Universitätsklinik und ab 1985 als Mitglied
des Bremer Forschungschwerpunkts"Reproduktionsrisiken,soziale
Bewegungenund Sozialpolitik" mit einern neuen Typ von Daten, näm­
lich mit Daten von Sozialämternund Krankenkassen,fortgesetzt.
Solche Daten erlaubenein kontinuierliches "Monitoring" von Le­
bensverläufenund damit eine Aufhellung industrieller Pathogeni­
tät und sozialer Ausgrenzung in die Sozialhilfeabhängigkeit
(Schmidt-Ohlemann/Behrens1987).

Der Antragstellerhat sich seit einigen Jahrenmit der Thematik

"Armut.berichterstattung"befaßt und insofern auch Anstoß für das

entsprechendeMemorandum der "Arbeitsgruppe Armut und Unterver­

sorgung" und das Schwerpunktheftder Blätter der Wohlfahrtspflege

mit diesem Titel aus dem Jahre 1986 gegeben. Auf diesem Hinter­

grund hat er zusammen mit Dr. Behrens und Frankfurter Wissen­

schaftlern in Bremen die - inzwischen vom Sfb 3 veröffentlichte ­

Voruntersuchungfiber "Verwaltungsdatender Sozialhilfe" (Hfibinger

u.a. 1987) in Angriff genommen (vgl. oben am Schluß von "Stand

der Forschung"). Er hat 1987 damit begonnen, eine 10 % Stichprobe

der sozialbehördlichenAkten 1983 - 1987 zu ziehen, um den Zugang

zu dem empirischenMaterial zu sichern, das andernfallsvernich­

tet worden wäre; zudem konnte er so die Möglichkeiten des Zugangs

zu den empirischenDaten schon vorklären und praktisch erproben

(vgl. dazu im folgenden Teil "Ziele ..." den Abschnitt �~�S�t�i�c�h�p�r�o�­

be") .

3.5 Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm, Zeitplan

Das Projekt soll vor allem über ein "Sozialhilfepanel" - mehr als

600 Akten (Verläufe) - Aufschluß fiber die "Statuspassagen"geben,

die mit Sozialhilfeabhlngigkeitund dem "Ausbruch" aus ihr �v�e�r�~

bunden sind. Da langfristige Prozesseund Risikokumulation gerade

in diesem sozialstaatlich verfaßtenBereich besonderes�G�e�w�i�c�h�~

haben. wird betont, wie sich hier (standardisierbare)Lebenslauf:";.
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muster herausbilden.Die Aufmerksamkeit gilt besondersjenen Per­

sonen, die gegen den Strom der Wahrscheinlichkeitaus der Sozial­

hilfe ausbrechen können (also in eine akzeptierteNorma1biogra­

phie �z�~�r�ü�c�k�f�i�n�d�e�n�) und könnte sich in den nächstenProjektphasEn

auch Menschen zuwenden, bei denen sich Sozialhi1feabhängigkeit

verfEstigt (bei denen also transitorischeAbhängigkeit zu einen

Status dEr dauerhaften Sozialhilfeabhängigkeit auskristalli·

siert) .

Da., Verhältnis von Sozialhilfe und �A�u�t�o�n�o�l�~�i�e der Le b e n s I'Iih runq,

die in unserer GesellschaftErwachsenenals �N�o�r�~�a�l�i�t�ä�t�s�e�n�t�~�u�r�f

angesonnen,wird, ist Thel:la dieses Projekts: sich gänge1;'! lassen

zu müssen, weil man nicht für sich selber sorgen kann, ist in un­

serer Gesellschaft eines Erwachsenen unwürdig. Allenfalls bei

Krankheit ist hiervon unter Wahrung der Würde eine immer prekäre

Ausnahme möglich.

Sozialhilfe kann, wie schon dargestellt, systematischgesehenauf
zweierlei Weise wirken: Sie kann als funktionales Äquivalent an­
derer Einkommensartendie Normalbiographiedes Erwachsenenin al­
len Stadien (Familiengründung, Teilnahme an üblichen·sozialen
Kreisen) ermöglichen, so als gäbe ecl keinen Unterschiedzwischen
Sozialhilfeempfängernund anderenBeziehernniedriger �E�i�n�k�o�m�m�~�n�.

Dann ermöglicht Sozialhilfe die als normal unterstelltenStatus­
passagenin das und durch das Erwachsenenleben.Sozialhilfe kann
aber auch als Statuspassagein die Deklassierung, in den Autono­
mieverlust, in eine Normalbiographieals pädagogisierendund the­
rapeutischzu begleitenderSozialfall wirken (mit der zus&tzli­
ehen Möglichkeit, daß dies intergenerationeIl weitergegeben
wird). Diese beiden Extreme sind in dem folgenden Schaubild 1 ty­
pisiert dargestellt, wobei auf der Abszissedie Verdichtung von
Sozialhilfebezugzum "Master Status Sozialhilfe" abgebildet ist
und auf der Koordinate die Dauer der Abhängigkeit von Sozialhil­
fe.
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Schaubild 1

SOZIALHILFE ZWISCHEN GESELLSCHAFTLICHER NORMALBIOGRAPHIE

UND EIGENEM "MASTER STATUS"

DAUER DER ABHÄNGIGKEIT

- keine Möglichkeit eines Exit aus
Sozialhilfeabhängigkeit
- geringe Möglichkeit der Integration in
�f�l�o�r�m�a�l�~�i�o�g�r�a�p�h�i�e�(�n�)

- sozialräumlicheSegregation
- geringe Autonomie des Empfängers
- Besonderheit (und damit "Auffälligkeit") des
Risikos
- Bestehenvon "Erblasten" (intergenera­

tionelle Tradierung)

ZEtlTRALE MERKMALE EINES POTENTIALS FOR
ABHÄNGIGKEIT VON DER SOZIALHILFE sind etwa:

6,,=========================>-----------> lang

in geringem
Grade
zutreffend

I

in hohem
Grade
zutreffend

kurz (----------

M
E
R
K
M
A
L
E

Z
E
N
T
R
A
L
E

Beispiele für die erste Wirkung, die Autonomie verbürgendeBedeu­

tung von Sozialhilfe sind der Selbständige, für den die Sozial­

hilfe eine Gründungsbeihilfedarstellt, der Akademiker, für den

die Sozialhilfe eine vorütergehende Arbeitslosigkeit überbrückt,

die Mutter. für die Sozialhilfe die Abhängigkeit von einem sie

erniedrigenJenund beleidigendenEhemann reduziert (und die Sozi­

alhilfe auf dem Weg in die Normalität nur vorübergehendbenö­

tigt), auch der Rentner oder die Rentnerin, für dir Sozialhilfe

- ohne, wie so oft, als Kränkung empfundenzu werden �~ eine zu

geringe Rente aufstockt.

Die eigene Pilotstudie (vgl. Hübinger u.a. 1987) zeigt eine er-
"",'

staunlicheMobilität von Sozialhilfeempfängern, die sie aus �d�~�~�;�n
Sozialhilfe hinaus, aber auch vielfach wieder in sie hinein.führt{)

. .... . ·· -:�·�;�~�I

(ebenda, 117 - 121). Diese Mobilitätsereignisse. �k�ö�n�n�e�n�~�~�)�~�h�,�;�I�;�e�r�i�t�i
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Verhältnis zu Statuspassagen(vgl. GlaserlStrauss1971: J - 6) in

mehrfacherWeise begriffen werden:

- Es kann sich um Veränderungenim Sozialhilfebez1'qals �L�~�b�~�n�s�­

hilfe handeln, die den gesellschaftlichen"Master-Status" (z.B.

als "Rentner", als "Arbeitnehmer") nicht wesentlich "berGhren"

(wobei insoweit zusätzlich zwischen subjektiver und institutio­

neller Perspektivezu unterscheidenwäre).

- Es können Mobilitätsereignissevorliegen, die mit Statuspassa­

gen zwischen gesellschaftlichen "Xaster-Status" �z�u�s�a�m�m�e�n�h�~�n�g�e�n

und für die Sozialhilfe schlicht als vorübergehendePassagenhilfs

nützlich ist (z.B. ein leicht gedehnterObergang zwischen Ausbil­

dung und Beruf).

- Die Unterbrechungen können aber auch selbst als �v�e�r�s�u�~�h�t�e Sta­

tu.passagenbegriffen werden, nämlich als Passagen heraus aus

einer Abhängigkeit von Sozialhilfe, wenn diese sozialstaatliehe

Verfassungsozialer Risiken schon deutlich verselbständigtist,

also Züge eines eigenständigen"Master-Status"Sozialhilfe ange­

nommen hat; lassensich diese Passagen nicht erfolgreich absol­

vieren, macht dieser Mißerfolg sie möglichweise zu Statuspassa­

gen, die jeweils tiefer in die Abhängigkeit von Sozialhilfe hin­

einführen und die den Status der Abhängigkeit - schließlich um­

fassendals eigenen - befestigen.

An Akten eines Sozialamtseiner deutschen Stadt sollen in einer

retrospektivenStudie auf Grund 1983 bzw. 1984 begonnenerAkten

die gelungenenund mißlungenenWege aus der Sozialhilfe-Abhängig­

keit nachvollzogen werden. Dieser Nachvollzug kann nicht zuletzt

die Bedingungenaufhellen, unter denen Ämter dieser Art ihrem ge­

setzlichenAuftrag nachkommen.Die Untersuchungkann dabei - dies

ist eine sehr günstige �~�u�s�g�a�n�g�s�l�a�g�e - auf eine schon archivierte

bzw. für die Archivierung vorgemerkteStichprobevon 10 % aller

Amtsakten (einschließlich Hilfe zum Lebensunterhaltder Sozial­

hilfe = HLU) des gesamtenstädtischen Raums zurückgreifen, die

den Zeitraum von 1983 bis 1987 umfaßt.
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Mit dem Projekt werden zunächst zwei Ziele verfolgt:

1. (Wege aus der Sozialhilfe) Nach dem Bundessozialhilfegesetz

vom 5. Juli 196] soll die Sozialhilfe den "Empfänger der Hilfe"

"soweit wie m6g1ich befähigen, unabhängigvon.ihr zu leben" (§ 1

Absatz 2, Satz 2, 1. Alternative BSHG). Die Sozialhilfe dient al­

so der "Hilfe zur Selbsthilfe", wie �~�l�e Krankschreibungder Gene­

SUIlg, dem dauerhaftenEnde der Krankheit dienen soll (vgl. das

ähnlich geschnitteneProjekt C 4). In beiden Fällen sozialpoliti­

scher Regulierung handelt es sich, so die gesetzlichfixierte Un­

terstellung, um befristeteHaßnahmenzur Rückkehr in den jeweili­

gen alten Status des autonomenErwachsenen.In beiden Fällen kann

die Rückkehr langwierig ausfallen- so langwierig, daß sie in

einen neuen Status umschlägt; für diesen Status bilden sich Nor­

mierungen heraus, die den "Master-Status"des dauerhaft von Sozi­

alhilfe Abhängigen "verfassen" - oder den des Langzeitkrankenund

für immer Erwerbsunfähigen.Als wäre es selbstverständlich,ord­

nen dann, was zu untersuchenist, die zuständigenSachbearbeiter/

innen die Antragsteller anhand wahrscheinlichleicht sichtbarer

Indizien in diesen "Master-Status"ein.

Dieses Verhältnis Lebenshilfe/Passagenhilfevs. Statuspassage/

"Sozialhilfe" - Status soll zunächstvor allem anhand derjenigen

Untergruppevon Empfängern untersuchtwerden, die trotz schlech­

ter Prognoseunabhängigvon Sozialhilfe wird - und dies im Kon­

trast zu denjenigen, die bei schlechterPrognosevon der Sozial­

hilfe abhängigbleiben. Diese Gruppe der "escaper" bedeuteteine

"Wasserscheide":auf der einen Seite ist Sozialhilfe noch gesell­

schaftliche Lebens- bzw. bis aufs äußerstegedehntePassagenhilfe

(bezogenauf sozialhilfexterne"Master-Status"),auf der anderen

Seite ist Sozialhilfe selbst schon zum "Master-Status"geworden.

Es dürfte sich bei den "escapern" um jene Schwelle handeln•. an

der eine "Statuspassage",ein Ausbrechenaus �d�e�r�S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�~�l�s�!
�,�~ .. , ."

"Master-Status"sozialorganisierbarwird.
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Die Untersuchung ist auf die Auswertung von Akten (allgemein

standardisiertund Fallstudien) konzentriert und wird durch In­

terviews mit etwa 80 Klienten ergänzt.

Falls es gelingt, die Bedingungenherauszufinden.unter denen

HLU-Empfänger trotz gegenteiligerPrognose aus der HLU-Abhängig­

keit ausbrechen �k�ö�~�n�e�n�, ist das für ein naues VerständnisdF.S

Feldes von Bedeutung (vgl. Strang 1935: 55 ff.) und dafür. ge­

zielt an den "Ausbruchsschwellen"unterstützenzu können. Sozial­

hilfe würde nicht, wie meist. als reine "materielle huffangfunk­

tion" verstanden, sondern "die soziale Realität" würde konfron­

tiert, �"�f�ü�~ die das komplexe Phänomen Sozialhilfe kennzeichnend

ist" (ebenda: 58, Anm. 73). Die faktische Aktivierung von Hilfe­

potentialengegen die Strukturwidrigkeiten dieser Situation und

die Bestimmung der dafür einschlägigenSchwellenwertebzw. -be­

reiche - und nicht allein "Versorgung" - stünde im Vordergrund

der Aufmerksamkeit; eine strukturelle Sicht also auf "Hilfe zur

Selbsthilfe" (§ 1 Absatz 2 BSHG) .

2. (Behördliche Rahmung) Die Autonomie verbürgende Wirkung von

Sozialhilfe dürfte besondershäufig dann zu erwarten sein. wenn

der Anspruchsfall als ein vorübergehender interpretiert werden

kann, als Obergangoder Statuspassageinnerhalb des normalen Er­

wachsenenlebens,wenn also Sozialhilfe nur als Lebens- oder Pas­

sagenhilfewirkt, und geradenicht als eigenständigePassagenset­

zung oder gar als eigenständigerStatus, die bzw. der sich ver­

selbständigendeNormalitäten produziert. Dem entsprecheninstitu­

tionelle "frames" (vgl. grundlegendGoffman 1974), Rahmungen, die

polarisiert ausgerichtet sein dürften: Gerahmt wird im Blick auf

individualisierte wie auf kollektive Sichtweisensozialer Proble­

me; gerahmt wird ferner in Richtung gelingenderStatusbiographie

oder - pejorativ, im Sinne von ehrlos versus ehrenhaft - als "De­

vianzbiographie".Dabei liegt zwischen beiden Polen eine breite

Zone, in der die Wege noch nicht definitiv sind und in der das

Drohpotential des Abstiegs wirkt.
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Die institutionellen Rahmungensollen im wesentlichendurch das

Studium der Literatur. der �~�m�t�l�i�c�h�e�n Dokumente und durch Inter­

views mit Sachbearbeitern/innen,wie mit den schon genanntenKli­

enten, untersuchtwerden.

Stichprobe

Es bestehtdie günstige Ausgangslage,daß in dieser Untersuchung

auf eine 1987 - im Blick auf dieses Projekt und weitere systema­

tische Auswertungen- (mit Zufallsgenerator)gezogeneStichprobe

von 10 % aller Amtsakten (einschließlichHilfe zum Lebensunter­

halt der Sozialhilfe = HLU) des gesamtenStadtgebietszurückge­

griffen werden kann, die den Zeitraum von 1983 bis 1987 umfaßt.

Soweit diese Fälle schon,länger als zwei Jahre abgeschlossen

sind, wurden die Akten in einem behördlichenStichprobenarchiv

gesammelt; die übrigen Akten befinden sich noch ·bei den Sachbe­

arbeitern/innen, werden aber derzeit speziell markiert ("Nicht

vernichten! Stichprobenarchiv!"). Diese Stichprobe, die etwa

7 900 Aktenfälle umfaßt, ist beim Senator für Jugendund Soziales

unter Anleitung des Antragstellersund der Mitarbeiter der Pilot­

studie gezogen worden, um für die Sozialplanungwie die empiri­

sche ForschungbessereAusgangsbedingungenzu schaffen. Ein sol­

cher Rückgriff auf einen Stichprobenbestandeines Jahrfünfts war

bislang in der Forschungnicht möglich. Er stellt - auch im Blick

auf die Bewältigung des Datenschutzes- eine besondereHerausfor­

derung dar; Bestand und Fortschreibung(1988 ff.l dieser Stich­

probe erlauben zudem �e�~�n�e Weiterentwicklungdes Projekts, die mit

ergänzendenThemen- und Zeitschnittendie Wege aus und durch die

Sozialhilfe untersucht.

Stichprobewird derzeit eine �~�r�t�e�i �e�r�s�t�e�l�1�t�~ die aller::)

einige der Variablen enthält, die einfach �z�u�e�~�h�e�b�e�n�.

anonymisierteZugang zur Kartei und (mi �t�t�e�l�b�~�r�) �:�'�z�u�:�d�e�~
Akten ist für das Projekt grundsätzlich gesichert. �A�u�s�w�e�r�t�u�n�g�s�~

gänge, die es nötig machen, weitere Daten,�a�U�S�d�e�n�.�A�~�~�~�n�.�z�.�r�,�~�.�~�h�~�§
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ben, sind in direkter behördlicherVerantwortung vorzunehmenund

unterliegendamit auch der behördlichenVerschwiegenheits­

pflicht' . Die anonymisiertenErgebnissedieser Auswertung stehen

dann·ohneEinschränkungfür die wissenschaftlicheArbeit zur Ver­

fügung.

Zum Zuschnitt des Fallmaterials für dieses Projekt: �~�e�n�n es etwa

3 500 Fälle als Neuzugänge (Fälle) pro Jahr �g�i�~�t - 1983 gab es

ca. ·2 870 (= 15 % des Bestands) Abgänge, die durch Zugänge kom­

pensiert wurden, und, so die amtlichen Erfahrungswerte,einen

wachsenden Oberschuß an Zugängen -, dann beläuft sich die An­

tragskohorte1983 (= 10 % von 3 500) etwa auf 350 Fälle. Davon

wären noch die über GO-jährigen abzuziehen (aus Altersgründen

können sie kaum mehr "escapen"), dann blieben für 1983 zwischen

200 bis 250 Fälle. Davon waren in der Voruntersuchung,die 50 Ak­

tenfälle urnfaßte, bald 7 % "€scaper"; hier wäre also, soweit man

dies als Anhaltspunkt nimmt, jedenfalls mit 16 - 20 Fällen zu

rechnen. Um von etwa 600 Aktenfällen auszugehenund damit jeden­

falls je 40 "escaper"- und Kontrollgruppenfälle zu erreichen

(günstig wären 100 solche Fälle), sind also ggf. zusätzlich die

Neuzugänge1984 (und später) in die Untersuchungeinzubeziehen.

Ab 1988 sind wesentlich größere Stichprobenmöglich.

, Dies kann auf verschiedenen Wegen sichergestelltwerden:
durch Werkverträge,die von der Sozialbehördevergebenwerden und
die über das Projekt zu finanzieren sind; durch einen Mitarbeiter
des Projekts, der (zumindest teilweise) vor der Behörde selbst
(nicht aber von der Universität) eingestelltwird; oder aber �ü�b�e�~
eine Kostenerstattungsvereinbarungmit der Behörde.
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Untersuchungsmethodenund Arbeitsprogrammzu Ziel 1

("Wege aus der Sozialhilfe")

Schritt 1

Identifizierung und Umsetzungder Prognosekriterien9

Oie Untersuchungsoll zuerst folgende Fragen beantworten: Ist die

Chance, von Sozialhilfe unabhängigzu werden, für alle Empfängpr

von Hilfe zum Lebensunterhaltgleich hoch? Wenn nictt, nach wel­

chen Merkmalen variiert diese Chance?

Als ersten Schritt versuchen'wir, die "Aussichtsreichen"oder

"Transitorischen",die eine gute Prognosehaben. von HLU unabh&n­

gig zu werden, mit Hilfe der einfach den Akten zu entnehmenden

Merkmale zu identifizieren und von denen zu unterscheiden,die

diesenVariablen gemäß eine schlechte Prognose haben. Gelingt

dieser Versuch, können wir für jeden Empfänger.von Sozialhilfe

eine Prognoseformulieren. ob er sich als "transitorischerSozi­

alh:'lfeempfänger"von HLU unabhängig machen wird oder ob er als

ein von "Deklassierung' Bedrohter von ihr abhängigbleiben wird

(vgl. Schaubild 2). Beide Prognosenkönnen fehlerhaft sein: ein

gut �(�~ transitorisch) Prognostizierter (A) verbleibt dennoch in

der Sozialhilfe (B); ein schlecht Prognostizierter(C) kann ihr

als �"�A�u�s�r�e�i�~�e�r�" entkommen ID).

"'.; .... '

.", �~�~�. ....., ..
...•.'-.....:::.:

9 Dieser Schritt kann vor allem dann nicht �~�e�i�t�~�~�f�ü�h�r�~�n�;�t
wenn die Prognosenicht erfolgreich ist. Dann werden �g�e�m�ä�~ der'
Häufigkeitsverteilungder Bezugs- kombiniert mit der �N�i�c�h�t�b�e�z�u�g�s�~
dauer Gruppen gebildet und auf dieser Grundlage:Fallstudien':;un-'ternommen. ' .. ' :' .. ,.......,.',.
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Schaubild 2:

SOZIALHILFEGRUPPEN GEMÄSS PROGNOSE

Prognose

E
r zutreffend
g
e
b
n
i
s
s unzutreffend
e

gut

A
Transitorische

C
Verbleibende

schlecht

B
"Deklassiez-te" bzw.
von Deklassierung

Bedrohte

D
"escaper"

1
"

Die Untersuchung konzentriert sich zunächstdarauf, diese vier

Gruppen zu identifizieren und dann vor allem - trotz der geringe­

ren Fallzahl - auf das Feld D, das des "Escaper": Hier besteht

nämlich von der Anlage - also von B - her die Problematik einer

verselbständigtenStatuspassagein einen "Master-Status"Sozial­

hilfe; hier zielt der Kontrastfall D, der durch B gewissermaßen

verdeckt wird, auf die innovatorischenEnergien, die dieses Er­

eignis dennoch verhindern. Diese Felder Bund D, die notwendig

zusammengesehenwerden müssen, sind also beide10l unmittelbar

einschlägig für die Thematik des Sfb.

10 Der Fall liegt bei den Felder A und C anders, da hier ­
aus der Perspektivedes Sfb betrachtet- ein Feld stärker im Vor­
dergrund steht. Bei A geht es um Fälle, in denen Sozialhilfe kaum
eigenständigeBedeutunghat und - eben nur beiläufig und vorüber­
gehend - Lebenshilfe, aber auch reine Passagenhilfein Bezug auf
externe "Master-Status" geleistetwird. Vor allem C dürfte bei
dem gegebenenthematischenZuschnitt des Sfb von besonderemIn­
teresse sein, da hier trotz guter Prognoseder (Miß-)Erfolg B:
eintritt. .
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hand der Akten derjenigen, die 1983 (wie ggf. 1984) zum ersten
Mal einen Antrag auf HLU gestellt haben ("Antragskohorte"). Dabei
werden hier Personen,die älter als 60 Jahre sind, zunächstaus
der Stichprobeaussortiert,da sie meist strukturell nicht �~�e�h�r

in den Arbeitsmarkt integrierbar sind, also der Sozialhilfe nicht
mehr "entkommen" können (es handelt sich in der Regel um Rent­
ner). Diese pragmatischeEntscheidungkann jederzeit wieder rück­
gängig gemacht werden.

Die "Antragskohorte" soll mindesteris 600 Fälle umfassen (es sind
deshalbggf. mehrere Jatire zusammenzufassen).

Als erster Schritt ist vorgesehen,aus den Daten, die zur Person
und demLebenskontextder Leistungsempfänger (Stand bei Beginn
des Leistungsbezugs) erhobenwurden, ein Prognosemodellzu bil­
den, das mit geeigneten Modellen der �m�u�l�t�i�v�a�r�i�a�t�~�n Statistik
(Diskriminanzanaylse;multiple Regression;evtl. "dynamic model­
ling" - vgl. Tuma/Hannan1984 - und Ereignisanalyseli)eine Prog­
nose der �S�o�z�~�a�l�h�i�l�f�e�k�a�r�r�i�e�r�e zu leiseenimstande ist. Unter Vor­
gabe des Kriteriums "Deklassierter" bzw. des von Deklassierung
Bedrohter und "escaper" sollen �~�i�e Faktoren identifiziert werden,
uie (retrospektiv) am besten eine Prognose �~�r�l�a�u�b�e�n�. Ferner ist
beabsichtigt,weitere Analysen durchzuführen
(1) mit zusätzlichenVariablen, die nur für einen Teil der Fälle
als Daten in den Akten vorliegen, und

11 Die Ereignisanalyse mit Hilfe von Raten-Modellenist
besonders für die hier interessierendeFrage geeignet, da sie
eine explizit zeitabhängigeModelIierung erlaubt (vgl. Blossfeld
u.a. 1986; Arminger 1987: 312 ff.; Hujer und Schneider1987) und
Rechts-Zensuren�b�e�r�ü�c�k�s�i�c�h�t�i�~�t�, also Fälle für die noch.nicht.
klar ist, in welchem Zustand sie enden werden. �B�e�i�:�B�e�~�i�n�n �e�i�n�e�~�,
jeden prospektivenStudie sind solche �r�~�c�h�t�s�z�e�n�s�i�e�r�t�e�n�.�,�F�ä�l�l�e .na-.
türlich häufig. (Das Problem Fallzahlenbezüglich der�.�'�·�"�e�s�c�a�p�e�r�'�n�.�~
ist prinzipiell auch dadurch zu mildern, �d�a�ß�s�o�l�c�h�e�:�:�;�·�~�e�s�c�a�p�e�r�.�.�~�.�~�:�i�'�r�1�;
die Analyse einbezogenwerden, die schon vor'1983SoZ!alhilfe)bl!:-;
zogen haben und in der Stichprobe enthalten'sind. 'Aufgrund::feh':',
lender Informationen über frühere "escaper" sind �d�i�e�s�e�g�e�w�i�s�~�e�i�'�;�:
maßen links-zensiertenFälle allerdings.. �n�i�c�h�t�:�v�o�l�1�:�i�;�:�,�f�Ü�J�;�'�:�·�;�~�i�.�E�l�,�;�)�l�i�e�~�,
beabsichtigteAnalyse geeignet.. ", ... �"�.�~ •...�,�~�~�"�.�~
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(2) mit. Variablen, bei denen sich die Situation im Zeitverlauf

nach Beginn des Leistungsbezugs geändert hat (z.B. Familien­

stand).

Schaubild 3

OPERATIONALISIERUNG VON

TRANSITORISCHEN VS. ANDEREN EMPFÄNGERN VON SOZIALHILFE (UNTER 60)

Studie über Sozialhilfeempfänger,die ab 1983
Leistung bezogenhaben:

Empfänger werden von Hilfe zum Lebensunterhalt
unabhängiginnerhalb von

[Antragskohorte]
i ggf.
v v

[1. Projektphase]

[1983 1984 1985 1986 1987 1938 1989 1990]

1 2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie

und kehren nicht mehr in die Abhängigkeit zurück

(--------------------------)
transitorische von Deklassierungbedrohtebzw. deklassierte

Sozialhilfeempfänger

Die Analysen können einerseitsdarauf gerichtet sein. die Sozial­

hilfekarriere als dichotome Variable zu prognostizieren("Deklas­

�s�i�e�r�t�e�~ versus "Escaper"). Denkbar ist aber auch, die abhängige

Variable kontinuierlich zu messen (Zahl der Monate des Leistungs­

bezugs wie des anhaltenden Nichtbezugs) und dazu mit multipler

Regression(bzw. Ereignisanalyse- "Raten-Modell"12) den Fakto­

rensatz zu bestimmen, der es am bestenerlaubt, die Dauer des So­

zialhilfebezugszu prognostizieren.

12 Die neuen Methoden der Ereignisnalysewerden �~�e�g�e�n�w�ä�r�t�i�g

beim Sfb 3 und im Max-Planck-Institut für Bildungsforschung
schwerpunktmäßig�w�e�i�t�e�~ entwickelt und �a�n�w�e�n�d�u�n�g�s�r�e�i�f�g�e�m�a�~�~�t�;
Insofern ist diesesVorhaben auch so "handwerklich" �b�e�w�ä�l�t�i�g�b�a�r�~�~

�~�c�·�·�~
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Wegen des großen Aufwandes der Aktenerhebung (eine Akte komplett

allszuwertRn, kann bis zu ffinf Stunden Arbeit erfordern) sollen

aus allen Akten in einer ersten Erhebungswellenur solche Merkma­

le aufgenommenwerden, die, auch als standardisierte,einfach zu

ermitteln (vor allem Aufzeichnung in Formblättern) und volls:ln­

dia zu erheben (also regelmäßigaufgezeichnet) sind. Es handelt

sich hierbei wesentlich um solche Merkmale. die im Arbeitsprozeß

der Behörde �i�~ Vordprgrund stehenund schon deshalbdem Aktendck­

kaI, dem Leistungsbogenoder den Formblätternan bestimmtenStel­

len der Akte (auch für den/die �~�a�c�h�b�e�a�r�b�e�i�t�e�r�/�i�n�) leicht zu ent­

nehmen sind' 3 •

Diese erste Erhebungswelleund die Prcgnosedient als ein Raster

für die Begrenzungder nachfolgenden qualitativen Analyse. Sie

soll helfen. aus den 600 Akten diejenigen zu ermitteln. für die

eine intensivereAuswertung (samt Interviews) lohnen könnte. Um

diese erste Auswahl so vornehmen zu können. muß der Faktorensatz

bei allen Akten vollständig sein. Auch dies ist nur bei den Merk­

malen �~�e�s�i�c�h�e�r�t�. die in der erstenErhebungswelleim Vordergrund

stehen. Folgende Ergebnissesind denkbar:

a) Die Prognose gelingt relativ gut. Dann interessierenim

Schritt 2. wie im folgenden skizziert, vor allem die Prognose­

fehler ("escaper" u.a.).

b) Die Prognoseist nicht erfolgreich. Dann ist einer Ausweitung

der Variablen. also einer arbeitsaufwendigenAuswertung aller 600

Akten. ein direkterer Materialzugang vorzuziehen: Aufgrund der

Häufigkeitsverteilungder abhängigenVariablen werden dann etwa

80 Fälle herausgegriffen.bei denen je zur Hälfte die Konstella­

tion "escaper" bzw. die des "Deklassierten"bzw. des von Deklas­

sierung Bedrohten naheliegt. Die Fallauswahlkann nach dem Zu-

13 Sollte eine Prognosemit diesenMerkmalen möglich �s�e�i�~�,
wäre dies sehr verträglich mit einem Arbeitsprozeß. der �s�c�h�o�~
jetzt stark um das Leistungsverfahrenherum formaliaiertist;·
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fallsprinzip zustandekommen, es könnte aber auch auf Extremgrup­

pen abgestelltwerden.

Wie oben im 3tand der Forschungdargestelltwurde. hat die Pilot­

untersuchungfolgende - in Schaubild 4 nun als überblick ZUSRm­

mengefaßte- Informationsstrukturder Akten ergeben (zu dem Er­

hebungsbogenselbst vgl. Hübinger u.a. 19B7: 74 - 94):



Schaubild 4:

VORHANDENE INFORMATION UND IHRE OBERSICHTLICHKEIT

AUFGEZEICHNET

A

U im Form-
blatt

F

G

E

Z

E

I

C

H

N in Ver-
merken

E

T

regelmäßig

Haushalts-&
Bedarfsgemein­
schaft; sozi­
ale Sicherung;
Unterbrechun­
gen des Sozi­
alhilfebezugs;
Berechnung
des Bedarfs­
satzes;Unter­
halt & einma­
lige Beihilfen

;'uslöser der
Gew5hrung von
Sozialhilfe...... )

manchmal

Vermögen;
aktuelle Er­
werbstätig­
keit und sol­
che vor bzw.
seit Anlegen
der Akte;
Zeiten der
Arbeitslosig­
keit.; Bezug
von ALG LInd
ALH!")

schulische&
berufliche
Ausbildung;
aktuelle Er­
werbstätigkeit
und solche
vor bzw. seit
Anlegen der
Akte; Gründe
der Nicht-Er­
werbstätig­
keit; versi­
cherungsrecht­
licher Status;
Zeiten der Ar­
beitslosig­
keit; Bezug
von ALHI und
ALG; Verschul­
dung; Aspekte
der Wohnsitua­
tion und von
Gesundheit

nie

Mitgliedschaf­
�~�e�n�*�*�)

Anmerkungen:
<) Wenn schon nicht auf dem allgemeinenFormblatt in der Akte, so
finden sich doch manchmal auf eigenständigenFormblätternAngaben
(etwa in Krankenscheinenzu Aspekten von Gesundheit, in Wohngeld­
bescheidenzu Aspekten der Wohnsituationl.
«) Im Pretest fand sich kein Fall zu Mitgliedschaften, wohl aber
in einer Akte, die in der Voruntersuchunggeprüft wurde.
«<\ Dazu finden sich keine Angaben im Formblatt. Allerdings wer­
den in den neuen Datenerfassungsbelegenacht Hauptursachener­
faßt, näwlich die für die amtliche Statistik erforderlichen.Die­
se Informationen sind weit weniger aussagekräftigund komplex als
diejenigen, die früher in den Vermerken der Sachbearbeiterzu,
finden waren. Für eine solide Armutsberichterstattungliegt �h�i�e�~
eine besondereHerausforderung. ' .
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Die Voruntersuchung hatte breit angesetztund vor allem auf fol­

gende Merkmale abgehoben,die in einem Auswertungsbogenausdiffe­
renziert worden sind (Hübinger u.a. 1987: 74 - 96), die aber nur
begrenzt in der ersten Erhebungswellezum Tragen kommen können

(in' Schaubild 4 hervorgehoben: Zeile "aufgezeichnetim Form­
blatt", Spalte "regelmäßig"):
1. Sozialmerkmale,Haushalts-/Bedarfsgerneinschaft

Geschlecht
Alter
Stellung im Haushalt
Familienstand
Bedarfsgemeinschaft
Staatsangehörigkeitund Arbeitserlaubnis

2. Schulischeund berufliche Ausbildung
�a�l�l�g�e�m�e�~�n�b�i�l�d�e�n�d�e�r Schulabschluß
Ausbildungszeit
beruflicher Ausbildungsabschlußund
Bezeichnungdes Ausbildungsberufes

3. Erwerbstätigkeit
aktuelle berufliche Tätigkeit
Art des Arbeitsvertrages
Dauer der täglichen Arbeitszeit
Gründe der Nichterwerbstätigkeit
�v�e�r�s�i�c�h�e�r�u�n�g�s�r�e�c�~�t�l�i�c�h�e�r Status der Erwerbstätigkeit
Beginn des Rentenbezugs
Beginn der letzten Arbeitslosigkeit
Häufigkeit von Arbeitslosigkeit
Bezug von Arbeitslosengeld/-hilfeoder Unterhaltsgeld

4. Soziale sicherung (Teilaspekt)
Ansprüche bzw. Anwartschaftenaus gesetzlicher
bzw. privater Altersversorgung
SchwebendeRentenverfaren,Unterhaltsklagen

5. Ursachender Gewährungvon Sozialhilfe
Auslöser dafür, �d�a�~ Sozialhilfe in Anspruch genommenwird

6. Einkommen, Sozialhilfebezug,Vermögen und Verschuldung
Art des Vermögens
Höhe des Vermögens
erstmaligerBezug von Sozialhilfe (HLU) �~�,
Häufigkeit, Dauer und Gründe der Unterbrechungep �~�e�s 50zi-'
alhilfebezugs
Höhe und Zusammensetzungdes Bedarfssatzes .
Höhe und Zusammensetzungdes einzusetzenden�E�i�n�k�o�m�m�e�n�s�'�~
Höhe der laufendenLeistungen ..'
Unterhaltszahlungen:Modalitäten und Höhe der Leistung.:
Verschuldung,(offene Frage)
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7. Einmalige Beihilfen
Anzahl einmaliger Leistungen
Art und H6he einmaliger Beihilfen
Ablehnung einmaliger Beihilfen
Initiative der AntragsteIlung

8. Wohnsituation
Wohnverhältnisse,Eigentum/Miete
Bezugsfertigke'tder Wohnung
Wohnungsgr6ße
SanitäreAusstattung
l1ietbelastung
Anzahl der Wohnungswechsel
Heizungsart

9. Gesundheit
ausgewählteAspekte gesundheitlicher
Einschränkungenund Beeinträchtigungen
Erwachsener,gesundheitlicheBeein­
trächtigungender �K�i�~�d�e�r

(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)

10. Mitgliedschaften
Mitgliedschaften in Vereinen, Organisationen,
Parteienund Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen

(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)

11. Wege aus der Sozialhilfe

(ohne Vorgabe von Erhebungskategorien)

Alle Variablen k6nnen zu einer erstenPrognoseder Dauer der So­

zialhilfeabhängigkeitverwendetwerden; zu diesem Zweck werden

zunächstsolche Variablen verwendet, die einfach wie einheitlich

aus den Akten des Stichprobenarchivsbzw. bei den Sachbearbei­

tern/innen erhoben werden k6nnen, also keine intensive Auswertung

verlangen. Eine Hypothesek6nnte etwa sein, daß jüngere, männli­

che und besserqualifizierte Empfänger eine signifikant bessere,

Progonosehaben, von Sozialhilfe unabhängigzu werden, als Alte­

re, Frauen und Unqualifizierte. Bei der erstenGruppe läge also/'

hypothetischgesprochen,die Wahrscheinlichkeit,von HLU �z�.�B�.�;�,�,�~�n�-
;' ..... '
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nerhalb von zwei Jahren ab 1983 unabhängigzu werden und binnen

�w�e�i�t�e�r�~�r drei Jahre (1985 - 1987)14 nicht wieder Sozialhilfe be­

ziehen zu müssen, zum Beispiel 50 % höher als bei der letzteren

�G�r�~�p�p�e�. Die durch diese Variablenausprägungendefinierten Perso­

nenkreisebezeichnen wir als "transitorische"oder aber den ver­

bleibendenPersonenkreis als von "Deklassierung"bedrohte (ggf.

auch deklassierte)�E�~�p�f�~�n�g�e�r von �S�o�z�i�~�l�h�i�l�f�e�. Die transitorischen

Empfänger dürften etwa durch die in Schaubild 5 dargestellteHäu­

figkeitsverteilunggekennzeichnetsein:

Schaubild 5

HYPOTHETISCHE HAUFIGKEITSVERTEILUNG

BEI POTENTIELL TRANSITORISCHEN EMPFANGERN

Empfängerwerden von Hilfe zum Lebensunterhalt
unabhängiginnerhalb von

1 2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie

10 %

Entsprechendoperationalisierenwir die Empfänger von Sozialhilfe

mit schlechter�P�r�o�~�n�o�s�e�, von HLU unabhängigzu werden, durch die

gegenteiligen Merkmalsausprägungenbei folgender vorstellbarer

Häufigkeitsverteilung:

14 Da �d�a�~ Projekt von 1988 bis 1991 läuft, könnte dieser.
Zeitraum bis zu sechs Jahren, also bis etwa 1990 gestrecktwer­
den. Dies ist vor allem insoweit von Bedeutung, als Fälle in die
Untersuchungeinzubeziehen sind. die erst 1984 neue Anträge auf·
Sozialhilfe gestellt haben.
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Schaubild 6

HYPOTHETISCHE HÄUFIGKEITSVERTEILUNG

BEI NICHT-TRANSITORISCHEN EMPFÄNGERN

Enpfängerwerden von Hilfe zum Lebensunterhalt
unabhängiginnerhalb von

1

10 %

2 3 4 5 6 7 8 Jahren bzw. nie

50 %

Schritt 2

Analyse der Prognosefehler,also der abweichendenFälle

Intensive Aktenanalyse

Als "escaper" bezeichnenwir eine Person, die trotz schlechter

Prognose, trotz drohenderDeklassierungvon Sozialhilfe für mehr

,als drei (ggf. fünf) Jahre unabhängig wird". (Entsprechendkann

man bei den "Transitorischen"die Personenuntersuchen,die trotz

guter Prognoseabhängigvon HLU bleiben, also Fall C in Schaubild

l:) "Escaper" sind also nur unter den von DeklassierungBedrohten

zu finden. Die Prognose wird nur für eine Mehrheit der Fälle,

richt aber für alle präzise sein. Die Fälle, in denen die Progno­

se fehlerhaft verläuft'6 - vor allem die "esacaper"-, werden nun

in einem zweiten Schritt einer gründlichenAktenanalyseunterzo­

gen.

" Da entwederdie Akten aus dem Stichprobenarchivautoma­
tisch weiter verwandt werden oder Rückmeldungenüber zentrale
Bremer Dateien zur Gegenkontrolle verwendet werden können, ist
sichergestellt,daß eine "Rückkehr in die Sozialhilfe" auch er­
kannt werden kann.

�,�~ Ist die Prognosenicht erfclgreich, müssen diese Akten
aufgrund der Häufigkeitsverteilung der Variable "nauer" ausge­
sucht werden.
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Sind unter den Fällen, die zu den Prognosp.fehlern gehören, wirk­

liche �~�e�s�c�a�p�e�r�" vorhanden?Wieviel Prozent aller von Deklassie­

rung Bedrohten werden innerhnlb von drei (bzw. fünf) Jahren "es-

caper"?

Die beiden erstgenanntenFragen erheischeneine genaue Auswertung

der betreffendenAkten, ggf. auch Recherchen bei anderenArntern

IMelderegisterusf.) und lassensich hier und da erst in �d�~�n In­

terviews klären. Die erste Frage ist zu stellen, weil �d�i�~ un­

scharfe Information, die in den Prognosefaktorensatzeingegangen

ist, auch "andere Fälle" als die des "escapers" erfassenkann,

wie beipielsweise "Umzßge"'·. Die zweite Frage zielt auf eine

Klärung der quantitativenBedeutungder "escaper" in der Antrags­

kohorte eines oder mehrererJahre.

Worin unterscheiden sich die "escaper".vonden andere:: mit (zu­

treffender) schlechterPrognose, also den von DeklassierungBe­

drohten?

Um diese Frage beantworten zu können, können wir nicht mehr auf

die Daten zurückgreifen, die schon bei Schritt 1 erhobenworden

sind, da insoweit geradePrognosefehler vorlagen, also die unab­

hängigenVariablen nicht reichten, um "escaper" als Gruppe zu

prognostizieren.

Diese Frage könnten wir zunächstmit Hilfe einer Ausweitung der

bereits erhobenen Variablen beantworten. Angesichtsdes unglei­

chen Informationsstandes über die einschlägigenV?riablen in den

Akten, der Schwierigkeitender Standardisierungund der Notwen­

digkeit, den weitläufigen Akteninhalt zu interpretieren,emp­

fiehlt es sich, in Schritt 2 nicht die Verfeinerung des Prognose-.

,. Umzüge aus dem Zuständigkeitsbereichder Stadt, z. B. in
das benachbarteLand Niedersachsen,ergebensich nicht notwendig·
aus den Akten. In den Akten ist regelmäßignur ausgewiesen,�d�f�t�~
keine Leistungender Sozialhilfe mehr gewährt wurden.· .
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modells, sonderndie qualitative Auswertung der Aktenfälle zu be­

tonen.

Für diese �~�u�f�w�e�n�d�i�g�e�r�e Erhebungmüssen allerdings nicht alle Ak­

ten der von �D�~�k�l�a�s�s�i�e�r�u�n�g Bedrohten ausgewertetwerden. Es genügt

im ersten Durchgang, die ermittelten echten "escaper" mit einer

gleichgroßenZufallsauswahlaus allen Nicht-"escapern" zu ver­

gleichen (= St.ichi,robe aus d e r Stichprobe).

Dabei sind diE �~�e�s�u�l�t�a�t�e um so aussagekräftiger,je mehr Variab­

len im Vergleicll zwischen "escapern" und Nicht-"escapern"kon­

stant gehalten werden können. Es sollten also Personengruppen

ungefähr gleichen Alters, gleichen Geschlechts,gleicher Ausbil­

dung miteinander verglichen werden, um die Bedeutungdes jeweils

nicht gemeinsamenMerkmals um so deutlicher hervortretenzu las-

sen.

Schritt 3

Interviews mit Hilfeempfingern

Nur für den (allerdings wahrscheinlichen)Fall, daß die Akten al­

lein keine befriedigenden Unte,rschiede zwischen "escapern"und

Nicht-"escapern"erkennen lassen, sind Interviewst l mit HLU-Ern­

pfängern unerläßlich. Nur sie können dann die Bedingungenaufhel­

len, unter denen es von DeklassierungBedrohtenmöglich war, aus

der ihnen vorhergesagtenschlechtenPrognoseauszubrechen.Anson­

sten sind Interviews nicht unerläßlich, wohl aber sehr nützlich,

um die Variablep biographi;ch auszuleuchtenbzw. erst zu erheben

(z.B. Qualifikation, Qualität der Autonomiebestrebungund ihres

Scheiterns).So soll etwa erhobenwerden, ob und inwieweit die

ursprünglich �a�n�~�9�z�i�e�l�t�e Biographie unter den Enttäuschungendes

Arbeitsmarktesüberhauptnoch normativ gilt und wie weit und in

1I Der Zugang erfolgt z.B. über Anschreibendurch die Behör-,
de, wobei es den Empfängernoffen steht, mit dem Projekt Kontakt
aufzunehmen.DatenschutzrechtlicheVorklärungen haben stattgefun'{
d

-. .. .
en.
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welchen Bereichen Autonomie gefährdet ist. Diese Interviews wer­

den sich, wie die Pilotstudie (vgl. Hübinger u.a. 1987: 127) und

die Verweigerungsraten erwarten lnssen, nur auf etwa 40 �"�~�s�c�~�­

per"-Fälle und demnach auf 40 Fälle aus der Kontrollgruppe bezi0­

hen."Es könnten also etwa 80 Interviews mit Empfängern aus beiden

Gruppen anfallen.

Untersuchungsmethodenun1 Arbeitsprogrammzu Ziel 2

(Behördliche Rahmung)

Zunächst (s. Ziel 1) haben wir die Wege aus der und durch die So­

zialhilfe verfolgt, soweit sie sich in Akten von �S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�~�~�p�­

fängern niederschlugenund - soweit Interviews verwendet wurden ­

Interviews zugänglich waren. Diese Wege sind aber nicht nur Aus­

druck individueller Strategienund Optionen der Empfänger von So­

zialhilfe, sondern auch der �R�a�h�~�u�n�g�e�n�, die die Behörde für sip

setzt.

Die Mitarbeiter des Amtes, abnr auch Verordnungen und Verwal­

tungsanweisungen, Protokolle von Amtsleiterbesprechungenusw.

typisieren und können daher Auskunft über solche Typisierungen

geben. Diese sollen zum Teil durch die Analyse von Amtsschriften,

vor allem aber in offenen Interviews mit den Mitarbeitern und in

Beobachtungenihrer Fallbearbeitungerhobenwerden. Dabei ist da­

ran gedacht, die Ergebnisseder �U�n�t�e�r�s�u�c�~�u�n�g den Mitarbeitern zu

referieren und mit ihnen weiter auszuarbeiten(Fallkonferenzen),

ein Verfahren, das schließlich in ein Auswertungs-"work shop"

münden soll, an dem alle interviewten Sachbearbeiter/innenteil­

nehmen sollten. Nach ersten Interviews, die im Rahmen der

Voruntersuchung stattfanden, könnte sich erweisen, daß in etwa

die im FolgendenskizziertenTypisierungenvorherrschen; bei den

Typologien handelt es sich um erste Systematisierungsvorschläge

für eine Auswertung der Experteninterviews. Keinesfalls sollen

den Interviews aber - etwa als Hypothesen- diese bisher gefunde­

nen Rahrnungenvorgegebenwerden. Vielmehr sollen die Interviews

so weit wie möglich von solchenVoreinschätzungenunbeeinflußt

durchgeführtwerden.
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Im Zuge einer hypothetischenKategorisierungindividueller "Bewe­
gungen" in die Sozialhilfe, durch sie hindurch und aus ihr �h�e�r�~�u�s

wurden Typen von Empfängergruppenkonstruiert, die es ermöglichen
sollen, Lebenssituationen von Sozialhilfeempfängernnach Risiko­
lagen zu differenzieren.Welche Merkmale oder Eigenschaften,so
wurde schon oben gefragt, erhöhendie Chance, die Sozialhilfeab­
hängigkeit zu durchbrechen,welche führen zu einer eher dauerhaf­
ten Problemverwaltungseitensdes Sozialamtes?

Sozialhilfe kann, wie gesagt, kurzzeitige Brüche in der Normal­
biographie überbrücken,so daß eine Autonomie der Lebensführung
gewahrt bleibt. Bei vorübergehendenFriktionen im Arbeitsmarkt
oder in der Familie ermöglicht die Sozialhilfe die als normal un­
terstelltenStatuspassagenin und durch das Erwachsenenleben.So­
zialhilfe kann aber auch ein Indiz für �f�o�r�t�s�c�h�r�e�i�t�e�n�d�~ Deklassie­
rung und Autonomieverlust sein: Der Empfänger von Sozialhilfe
wird aufgrund bestimmterMerkmalskombinationen�d�a�~�e�r�h�a�f�t unfähig,
den Weg der Normalbiographiezu durchlaufen.

Die Autonomie verbürgendeWirkung von Sozialhilfe kann, wie zu
untersuchensein wird, besonders häufig dann erwartet werden,
wenn der Anspruchsfall als ein vorübergehenderinterpretiertwer­
den kann, als Obergangoder Statuspassageinnerhalb des normalen
Erwachsenenlebens,wenn also Sozialhilfe nur als Passagenhilfe
wirkt, und geradenicht als eigenständige ppssagensetzung,die
sich verselbständigendeNormalitäten produziert (vgl. Schau-'
bild 7). Entsprechendsind auch die institutionellen"frames",
die Rahmungen, polarisiert ausgerichtet:�G�e�r�a�h�m�t�~ �w�i�r�d�d�~�b�e�i in :
Blick auf individualisierte wie auf kollektive Sichten sozialer
Probleme. Gerahmt wird ferner in Richtung gelingender'Sta't\1!SbiC?-"
graphie oder - pejorativ, im Sinne von ehrlos,'�v�e�r�s�u�s�·�e�h�i�'�e�n�h�~�f�t�:�.�'�l�"�'�:�'
als "Devianzbiographie" (vgl •. Schaubild 8) ••• �D�a�b�e�i�l�i�'�~�9�t�{�z�~�i�~�c�~�~�i�i�~�f

.• ',' : ",' �"�~�,�,�"�.�: •.r• •�:�i�;�"�I�'�.�·�·�·�~�~�.�,�.�~�·�;�~�"�~�,�.�,�.�)�~�~�'�.�;�'�:�-�~�1

beiden Polen eine breite Zone, in der die �W�e�g�e�n�o�c�b�;�'�n�i�~�~�,�~�)�'�d�~�~�k�:�;
• . • " -.' :,',.' " ..:'_,�·�:�.�1�'�.�~�·�.�. • '., ,_:'�;�:�~ ....;.I

ni tiv sind und in der' das DrohpotentialdesAbstiegs::"Hkt':'io
"' ,> ,.' ", :', �~�,�' •••• �_�"�'�-�~�~ ..... �'�,�~�~

Zwischen diesenPolen können immer größere, �l�a�n�g�f�r�i�~�t�i�g�~�:�i�.�~�i�~�u�;�;�d�}�·
. . .': . .. " :.;' �;�:�'�~�"�'�" -> �:�"�:�·�~�·�;�;�.�.�.�(�;�~�t�,�,�r�-�-�,�:�:�;�;�;�,�;

immer fragilere Dehnungen,der • �P�a�s�s�a�g�e�·�v�o�:�r�g�e�n�o�.�m�m�e�,�n�'�~�w�e�:�r�~ ..�~�,�n�'�i�,�;�e�'�d�!�~
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einerseitseine Anschlußfähigkeit an �g�e�l�i�n�g�~�n�d�e llormalbiographie

stützen, andererseits schon den Grund für die Verselbständigung

zur Passagein den Abstieg legen. Die beiden hier d i s ku t i s r t er.

Extremtypen bilden sich in der Bundesrepublikweniger �d�e�u�t�l�i�~�h

aus als in der US-amerikanischen Armutssituation, in der die

ausgeprägteSegmentationdes Arbeitsmarkts und ethnischeZerr:lüf­

tung sch0n früh scharfe Kontraste bewirkt hat, wie sie bei Strang

und Klagge (1985: 56 ff.) teilweise aufgegriffen werden.

Nun wird in der Realität der einzelne Leistungsfall ZUT Glied �~�n

einer zeitlich wie biographischenKette fortschreitender Rp- �u�~�d

Deklassierungen bzw. von Autonomieverlustenund -gewinnen. Dl

von der "Sozialhilfe" verwalteten Statuspassagenfunktioni8ren

als dauerna in Bewegung befindliche Drehscheiben in zwei Rich­

tungen: als Drehscheibein Richtung ein e r neuen Ilor"''lH,ioClTcrphi,c

als "Deklassierter" und als eine in Richtung einer sozial akzep­

tierten llormalbiographie; im letzteren Fall kann �~�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e als

Oberbrßckunqeiner Bruchstelle in der alten �N�o�r�m�a�l�b�i�o�g�r�~�p�h�i�e ver­

standenwerden.

Je "lehr die Autonomie verbürgendeWirkung der Sozialhilfe be0b­

achtbar ist, um so gr5ßer - so die auch für di. Praxis relevant(

These - ist die Chance. daß �S�o�z�i�a�l�h�i�l�f�e�e�m�p�f�~�n�g�e�r im erwerbsfähi­

gen Alter zu einer selbständigenLebensführungohne Sozialhilfe

zurückkehren.Das Ziel des Projekts beschränkt sich aber nicht

auf die Klärung dieser Frage, sondern muß den gesamtengenannten

Zusammenhangvon �S�o�z�i�a�l�h�i�~�f�e und Statuspassagenüberprüf€n.

Die Schaubilder7 und 8 stellen die alternativen Rahmungendes

Ereignissesder Sozialhilfeabhängigkeitgegenüber.Diese Rahmun­

gen sind hypothetisch. Ihre Existenz muß auf mehrerenEbenen

überprüft werden: auf der Ebene der institutionellen Maßnahmen

und Regelungen (implizite Theorie der Sozialinstitutionen),auf

der Ebene der Deutungeneinzelner Sachbearbeiter/innenund auf

der Ebene der Selbstdeutungvon Sozialhilfeempfängern.



Schaubild 7:

F
TYPOLOGIE VON STATUSPASSAGEN IN DER SOZIALHILFE

(hypothetisch)

S 0 Z I A L H I L F E ALS

�P�A�S�S�~�G�E�!�l�H�!�L�F�E
PASSAGENSETZUNG

(Kris;:,n ver-d e n durch die (Sozialhilfe wird hier
Sozialhilfe überbrückt. se Lbst; zur Passage.die
u:" Passagenab s c.Lv Le r-be r zu einer "Normalität
zu riachen l für sich" führt)

Inst i tut ionali s ierung der "Re- Insti tutionalisierungeiner
paraturfähigkeit" und der An- Endstufe in einer Sozialpo-
s chLußver he Lßunq 1i tik des Abstiegs

RAH H U N G A L S

I ALS ABSOLVIEREN "GE- I ALS DROHEflDER I DEFINITIVER ABSTIEG

L!1JGEliDER ST;..TUS-

BIOGRAPHIE"

("normale" andere
Statuspassagenwer­
den leicht "gedehnt"
oder gestützt)

�g�e�l�u�n�g�e�n�~

normalbiographie

"Getting started"
"bridging nd snepe"
"bridging institu-
tutional gaps"

VERLUST DER

ANJCHLUSSFAHIG-

REIT AN "GELIN­

GErlDE STATUS­

BIOGRAPHIE"

I < )
, (Offenhaltender'

Rückkehr in die
I "andere" Norrna- I

lität der norma­
I len st aeuspeeea-']

ge durch grolSe
, "Dehnunqen") ,

, < ) ,

I I
"Scheide"eg"

I I

IN DEVIANZBIOGRAPHIE

(jenseitsder Grenze
der "Dehnung" wird
eigenständigePassage
in die -A-Mormalbio­
graphie- des Ausge­
grenztengeschaffen)

mUlunl/ene
Normelbiol/repbie

"ebl/..cbriel>en"

F 0 R S C H UN G S L BIT B I L D

"ARMUT

ALS TRANSITORIUM"

= positiv oder negativ

als Xulturform nicht
existent
(Sozialhilfe als rei­
ner Mittler bae, Sub­
stitut in normaler
StatusbioQraphie)

"JruL'I'UR DU'!' ,,; I
ARMU'l'".'i ;J�~

�"�W�B�L�F�i�i�i�i�A�i�I�O�N�~�t�j�l
_.,_' ,_.: �"�"�_�'�~�;�: "_ �,�:�~�"�"�~�t�Z�~�~

(Sozieihi1te'i'äl••••i;":
�g�e�n�.�t�l�n�d�~�g�.�·�~�l�7�'�A�:�t�i
�;�~�;�:�r�'�!�"�~�·�·�~�J�:�·�~�~�"�~
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Schaubi1c1 8:

RAHMUNGEN VON SOZIALHILFEFÄLLEN IN öFFENTLICHKEIT UND SOZIALAMT
(hypothetisch)

Rahmung als
ehrenhaft zu 1 Rah:71ung Clls

unebrenhaf " zu

wertcnd.:!5
Erei:Jnis

wert endes"
Ereignis

pädagogische

========-= __ �L�_�~�~ =_

I mora1ischc:

Defizienz11 Lücke nduelle

Rahmung (also technisch
bearbeitbar)

(also technisch
schwer bearbeitbar)

Kollektive

("Jugendliche
ohne Bildungs­
abschlußoder
Ausbildungs­
platz", "unver­
schuldet arbeits­
los")

"I schwer vom 1

("krirr.in'211" ,
"Sozialhilfe-Clan",
"arbeitsscheu",
"verschuldet
arbeitslos")

Deviante soziale

Rahmung Schicksal betrof­
fene Gruppe

Schicht

("TrQmmerfrauen",
"Kleinrentner",
"kinderreiche
Familien")

("Randgruppen", wie:
"Penner", "Obdach­
lose")

korrespon­
dierende
Passagen­
tätigkeit
der Sozial­
behörde

Passagenhilfe Passagensetzung
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Biographietypologisch gesehen ist die Normalitätsunterstellung

von Sozialämtern- soweit sich die ersten, nicht �r�e�p�r�ä�s�e�n�t�a�t�i�v�~�n

Interviews aus der Voruntersuchungund die Literaturstu1ienver­

allgemeinernlassen- als "dualistischeNormalbiographie" zu ver­

stehen (vgl. Schaubild 9): GesellschaftlicheRisiken sind in den

institutionell vorfindlichen Norrnalitätsentwürfcnweitgehendbei

einer sozialen Gruppe besonders konzentriert. Aus der zugrunde­

liegendenpejorativen Grundstrukturdes Weltentwurfs folgt eine

Art von programmiertersozialer Ausgliederung.

Wäre der heute faktisch vorfindliehe institutionelle Weltentwurf

etwa der, Sozialhilfebedürftigkeitimmer nur als kurz und zufäl­

lig verursacht (transitorisch) zu sehen, sie also von einer ein­

heitlichen Normalbiographieher zu sehen, die eigentlich - also

strukturell - nicht unterbrochenwird, so hätte Risikoproduktion

keinen offiziellen Stellenwert in dieser Art der Prägung von Bio­

graphie. Dem kommt etwa die offizielle Sicht der sechzigerJahre

sehr nahe (wobei die damals allerdings auch weitgehendvernach­

lässigteAltersarmut außer Acht gelassenwird, von der man ge­

hofft hatte, sie sei durch die Rentenreformvon 1957 durchgrei­

fend, schnell und allgemein zu ,beheben).

Eine pluralistischeNormalbiographiehat es als Teil des Weltent­
wurfs der Sozialhilfeinstitutionenin der modernenGesellschaft
bislang nicht gegeben (die Einführung eines Grundeinkommenssetzt
im Grunde eine solche Sicht voraus). Das Leben in der Sozialhilfe
erschienentweder als vernachlässigbar (und somit als Annex zur
einheitlichenNormalbiographie) oder als minderwertig, da deviant
(und damit dualistisch polarisiert), nie jedoch bislang als
gleichwertig mit dem Grcs gesellschaftlichüblicher Biographie­
entwürfe. Einzig ein Rückgriff auf vormoderneFormen der Sozial­
politik kann diese Gleichwertigkeit heute noch illustrieren: den
Bettlerstand des Mittelalters als "Zunft unter Zünften" (vgl.
Heinsberg 1933), dessengleicher Wert allerdings wesentlichauf
eine Sicht �v�o�~ Armut als "Naturgegebenheit"zurückzuführenist
(Sachße/Tennstedt1983: 153 ff.).
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Schaubild 9:

RISIKOPRODUKTION IM LICHT UNTERSCHIEDLICHER TYPISIERUNGEN·

INSTITUTIONELLER NORMALITÄTSUNTERSTELLUNGEN

TATSÄCHLICHE LEBENSWEGE Bedeutung
für die
Pro';ilierung

weichen fak- stimmen fak- einer eigen-
tisch erheb- tisch mit ständigen
lieh vom Weltent'>lurf Schicht
Weltentwurf zusarr.men sozialen

�~ab Abstiegs
�~

Stabile Aus- Igrenzung nur
i Einheit- bei großen I

I n liehe realen Abwei-

s Normal- R chungen (sonst
t biogra- (entfällt) Einheit im Sin-
i phien ne beispiels-
t weise einer
u "nivellierten
t 111t telstandsge-
i seIlschaft")
0
n Stabile Aus-
e Duali-

grenzung ist
I stisehe

durch die
1 Normal- R R pejorative
e biogra- Grundstruktur

phien des Dualismus
vorprogram-

W miert
e
1
t Stabile Aus-
e grenzung ist
n Plura- nicht kon-

I t "iTStT- zipierbar (je-

t w �~ (entfällt) (entfällt) de Lebensweise

Ü Hormal- erscheintals
r biogra- gleichberech-
f phien tigtl
e
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Soweit sich ähnliche und sicher auch weitere Rahmungen und Typi­

sierungenin den Ausführungender Amtsträger erhebenlassen, wird

gleichzeitig zu prüfen sein, wieweit sie selber diese Typisierun­

gen ais handlungsrelevant ansehen,welche Schritte, Sanktionen

und Gratifikationen sie also mit ihnen �v�e�r�b�i�n�~�e�n�. Theoretischund

vermutlich auch forschungspraktischlassensich Typisierungenvon

Handlungenwahrscheinlichnicht trennen.

Es werden etwa 40 offene Interviews auf allen Ebenen des Amtes,

vor allem aber den Sachbearbeitern/innen,erforderlich sein. Da

Amtsschriftenoft sehr formal gehaltensind, könnten sie für Rah­

mungen wenig erbringen; das wäre im einzelnenzu prüfen. Ertra1

versprechendsind Fallbesprechungenüber "escaper" und "nicht-es­

caper" mit den jeweils (für die etwa 80 im Detail analysierten

�~�k�t�e�n�f�ä�l�l�e�) zuständigen�~�a�c�h�b�e�a�r�b�e�i�t�e�r�n�/�i�n�n�e�n�. Oie Interviews mit

Empfängernmüssen zeitlich vor denen mit den Sacnbearbeitern/in­

nen abgeschlossenund ausgewertetsein.

In den zusätzlichenInterviews mit den früheren und jetzigen Em­

pfängern von Sozialhilfe ist darauf zu achten, inwieweit sie die­

selben Rahmungenfür ihre biographischePhase der Sozialhilfeab­

hängigkeit benutzenwie �d�i�~ Amtsträger.1 '

Dagegenerscheint es sehr sinnvoll, Klienten danach zu fragen,

wie sie das Sozialamt und auch ihre(n) Sachbearbeiter/innenwahr­

nehmen und in den Auswertungender Interviews die Kompatibilität

und Inkongruenz der wechselseitigenPerspektivenvon Sachbearbei­

tern/innenund Klienten zu dokumentieren.

Untersuchungsziel 1 und 2 können zeitlich parallel zueinanderbe­

arbeitet werden, aber auch, weil sie relativ unabhängigvoneinan­

der sind, nacheinander.Allerdings empfiehlt es sich, wenn 'für

I' Auch hier ist natürlich darauf zu achten, daß die Inter­
viewer ihnen diese Rahmungennicht etwa vortragen und sie zu ih-<
rer Meinung danach fragen. Oie Rahmungenzeigen sich in den.offe.:=',:'
nen Interviews oder es gibt sie bei den �K�l�i�e�n�t�e�~ �n�.�~�c�~�t�.�.�. ".:.....�,�.�~�.
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Ziel 1 Interviews mit Klienten nötig �w�e�r�d�~�n�, dieselbenKlienten

über die Rahmungen (Ziel 2) zu befrager.. Denn nur aus der Kombi­

nation von Verlaufsbeobachtungund Rekonstruktionder subjektiven

Rahmungenund Typisierungenlassensich die Bedingungendafür er­

schließen, von Sozialhilfe unabhängigzu werden.

Zeitplan

1988: 1 Monat Einarbeitung

1 Monat Erhebung

4 �~�~�n�a�t�e EDV und Datenkontrolle

1989: 3 Monate Modellprognose
und Fallauswahl

3 Monate Intensiverhebung
der Akten (60 - 80 Fälle)

6 Monate Auswertung

Ziel 1:

Schritt 1

J> SOhritt ,

Ziel 2

1990: 3 Monate Interviews
mit Betroffenen

4 Monate Auswertung

..,

2 Monate Interviews Sozialamt

2 Monate Auswertung

1991: 1 Monat Auswertung

6 Monate Ergebnisbericht
zugleich Auswertungs­
"work shop" mit den
Sachbearbeiter/innen

> Schritt 3
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3.6 Stellung des Projekts im Forschungsprogrammdes Sfb

Das Teilprojekt ist für den Sfb von besonderemInteresse,sei es

aus Gründen, die auf die besonderekonzeptionelleAusrichtung des

Sfb zielen (1-3), sei es aus solchen, die mit der thematischen

wie methodologischen Verknüpfung der Projekte �u�~�t�e�r�e�i�n�a�n�d�e�r zu­

sammenhängen(4-5):

1. Es zielt darauf, wie - in besondererRisikolage - eine Status­

passage mit institutioneller Hilfe in einen Dauerstatusum­

schlägt, der vornehmlich institutionell ummäntelt ist, und der

Verlust von Autonomie, möglicherweise bürgerlicherEhre, Selbst­

wertgefühl bedeuten kann. Somit zentriert das Projekt auf die

theoretischentscheidende Balance "noch Statuspassage- schon

Status".

2. Bedingt durch die gewählte Institution (Sozialhilfe) steht

"Risikokumulation", ein Fokus des Sfb, im Zentrum des Projekts

und zwar in zweierlei Hinsicht: der Chance auf "Transition", auf

"escapen", also der Aufbrechbarkeit von Kumulation und dem Risiko

langwährenderAbhängigkeit und ihrer oft kaum noch als widerruf­

lich angesehenenVerfestigung.

3. Schließlich steht das Innovationspotentialim Vordergrund, das

auch in diesem Bereich auszumachensein dürfte: Wird Sozialhilfe

als "Grundversorgung"verstanden,und dadurch die Autonomie- und

Transitionschanceerhöht? Wird Sozialhilfe als eine �"�S�u�b�v�e�n�t�i�o�n�"�~

zum Aufbau von Lebenschancennicht nur genutzt, sondern auch öf­

fentlich akzeptiert (Unabhängigkeitvom �E�h�e�p�a�r�t�n�e�r�b�e�i�d�e�(�K�i�n�~

dererziehung,Unabhängigkeitvom Zwang zur �E�r�w�e�r�b�s�a�;�h�e�i�{�;�~�n�t�e�r�<
schIechten Verhältnissen,Möglichkeit �z�~�m �A�U�f�b�a�u�l�d�e�~�r�i�e�t�"�~�~�S�C�h�~�~�'�;�;�'�;
te und Selbständigenexistenzen)? Dabei dürfte �g�.�e�r�a�d�~ �c�i�r�i�:�'�:�.�'�d�~�*�_�t�~�.�e�~�t�~

�.�:�"�.�:�.�~�; .... \.:;"....�,�.�:�?�,�~�.�,�,�,�,�.�, ..•,\,, ..:.Jt;.,..

alhilfe die Ambivalenz solcher Innovation deutlich werden.
4. Das Projekt beschäftigt

dem sich die gravierenderensozialen
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tion) aus allen Bereichengebündeltwiederfinden, die in den Pro­
jekten des Sfb bearbeitet werden: mißlingende Passagen in die

Ausbildung, von der Ausbildung in den Beruf, im Beruf selbst wie
ins umsorgteAlter. diese Passagen fallen jeweils auch ge­
schlechtsspezifischunterschiedlich aus, immer noch bilden die
Empfängerinnendie Mehrheit im HLU-Bezug; sachlich gesehenlann

das Projekt insoweit eine Art Querschnittfunktionerfüllen. Zu
den Projekten sozialpolitischenZuschnitts (vor allem in den Pro­
jektbereichenC und D) bestehenbesondereBezüge, die vor allem

im Bereich sozialpolitiktheoretischerArbeit zu weiterer gemein­
samer Arbeit führen werden.

5. Das Projekt verfolgt Fragestellungp.n,die methodischparallel
zu denen des Projekts C 4 liegen, das sich auf "Krankheitspoli­
tik" konzentriert. In der Sozialhilfepolitik ist diesen Frage­

stellungenteilweise in weit zugespitztererForm nachzugehen.

Oberlegungenzu einer Fortführung der Arbeit, die auch für die

Weiterentwicklungdes Sfb von Bedeutungsind, gehen zunächstda­
von aus, daß Aktenfälle in einer Anzahl sichergestelltwerden,
die hinreicht, um ein quantitativesPrognosemodellzu erstellen;
im übrigen konzentrierensie sich derzeit auf vier Themenschnit­

te:

1. Der Akzent könnte auf einer Verfeinerung des Prognosemodells
für "escaper"zo liegenZ I , das bei einer verändertenInformations­
struktur der Behörde (derzeit durch Umstellung auf Datenverarbei­
tung ohnediesanstehend)in die Routine der Verwaltung integriert
werden kann. Die Ergebnisse der Intensivanalysenkönnten in das

10 In Zusammenarbeitmit Karl Schumann (vgl. jetzt vor allem
Tei1projekt A 3) könnte überdieseine besondereGruppe von "esca­
pern" betrachtetwerden: Personendie aus "kriminellen Karrieren"
entkommen; hier wäre von Akten der Sozialhilfe �b�z�w�;�_�d�e�r�A�r�b�e�i�t�s�~
losenversicherungauszugehen. ":' '.:/':J;"

11 Oberlegt wird auch, ob nicht das schon jetzt verfolgte
erste Ziel (Wege aus der Sozialhilfe) bei denselbenFällen �1�n�~
längerer Frist untersucht werden könnte. Die �E�r�s�t�r�e�c�k�u�n�g�~�~�u�f
einen längerenbiographischenZeitraum.würde auch die �P�r�o�g�n�o�l�l�f�;�f�i�~�'
higkeit der ,Untersuchu!1g.vertiefen.' . " .' ..... . .-".
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Prognosernodell"zurOckgespielt"werden (bei gleichzeitiger inten­
siver Auswertung aller 500 Akten) .

2. Es könnte eine ergänzendeStudie der Personengruppevorgenom­
men werden, fOr die Sozialhilfeabhängigkeitkaum widerruflich und
damit �z�u�~ Status geworden ist (eine Untergruppeaus dem Feld B
oben in Schaubild 1): Eine Auswertung besonderslange von Sozial­
hilfe abhängiger Fälle erscheintaufgrund der Akten möglich, die
zu etwa 4 % Haushaltebetreffen, die länger als 121 Monate Sozi­
alhilfe beziehen (vgl. Hübinger u.a. 1987: 119). Ab 1993 hätte
der Sfb fOr die Langzeit-Abhängigen,die 1983 ihren erstenAntrag
stellten, eine Kontrollgruppe. Diese Gruppe ist deswegenvon so
großer Bedeutung, weil sie die härtestePrOfung des Konzepts der
Sozialhilfe als vorObergehender Statuspassage,als "Hilfe'zur
Selbsthilfe" darstellt. SpätestensfOr diese Gruppe ist die Ab­
hängigkeit von Sozialhilfe zu einem eigenenStatus geworden. Hier
wäre etwa zu untersuchen,inwieweit von Mitgliedern dieser Gruppe
Sozialhilfe als Frührente bzw. Autonomiesicherungaufgefaßtwird.
ErgänzendeUntersuchungenan der bislang nicht in diese Untersu­
chung �e�i�n�b�e�z�o�g�e�n�~�~ Gruppe der Rentner �b�i�e�~�e�n sich an.

3. Etwa fOr die Antragskohorte1991 könnte eine echte, prospekti­
ve Prognosegemäß �d�e�~ fOr 1983 ermittelten Prognosemodeller­
stellt, das Modell cross-validiert bzw. die Abweichungendes
Prognosemodellsselbst analysiert werden2 2 • Das Verlassender Re­
trospektive wOrde es erlauben, die Mobilitätsprozesse(Unterbre­
chungen der Sozialhilfe verdichtet schließlich in "escapern")
zeitgleich zu begleiten und wOrde Interviews einen besonderen
Stellenwert zukommen lassen.

4. Die "Wege in die Sozialhilfe" könnten in der weiteren Zukunft
systematischin die Untersuchungeinbezogenwerden. DafOr reicht
allerdings ein Zugang zu den Sozialhilfeempfängern nicht aus.

22 Der bislang gewählte Projekteinstiegkönnte auch dadurch
systematischausgeweitetwerden, daß Kohorten ("Antragskohorten":
alle Antragsteller eines Jahres; Alterskohorten) zweier Jahre
(1983 versus 1993) verglichen und so die Veränderungen des ge­
sellschaftlichen�R�i�s�i�k�~�- und des individuellen Bewältigungspoten­
tials herausgearbeitetwerden.
DarOber hinaus könnten in Gemeinden eines (mehrerer) Flächen­

staats (en) - mit unterschiedlichenAusgangsbedingungen- analoge
Erhebungendurchgeführtwerden. Erste entsprechendeKontakte sind
geknOpft worden.

Auch ein kontrastierenderROckgriff, also eine Retrospektiveauf'
die Prosperitätsphaseund die Rolle der Sozialhilfe in dieser'
Zeit, ist möglich. Allerdings sind aus dieser Zeit unseresWis­
sens in der Bundesrepublik keine Fallakten in'relevantem'Umfang"
mehr aufbewahrt (die Archivsituation in anderendeutschenStädten
wird genau zu DberprDfen sein). Dieser ROckgriff wäre �~�l�s�o nur,
sekundäranalytischmöglich, wobei ggf. auf die wenigen �e�m�p�i�r�i�~
sehenStudien der Zeit nur. begrenzt �z�u�r�D�c�k�g�e�g�r�i�(�f�e�n�w�e�r�"�'�e�n�.�_�k�a�n�n�.�:�;�~
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Vielmehr wären Zugänge zu Stichproben der gesamtenstädtischen
Bevölkerung nötig, die, wie Vorbesprechungenergebenhaben, in
Kooperation mit drm Bremer StatistischenLandesamt gefunden wer­
den könnten, etwa durch einen freiwilligen Zusatzteil zum Bremer
Mikrozensus.

Die Sozialhilfe-Populationkann auch, hochgerechnetauf die ge­
samte Bundesrepublik,als Ergänzungzu den üblichen Bevölkerungs­
stichprobendienen, im Sinne ei,es "integriertenMikrodatenfiled"
- IMDAF (vgl. Kortmann 1982). Die Bremer Sozialhilfe-Stichprobe
ist natürlich nicht unmittelbar für die Sozialhilfesituationin
der ganzenBundesrepublikrepräsentativ- darauf zielt der Sfb in
seiner Anlage zunächstauch nicht primär. Die Nicht-Repräsentati­
vität bezieht sich zum einen auf institutionelle Regelungen, zum
anderenauf die Merkmale und die "Gelegenheits-Strukturen"der
Sozialhilfeempfänger. Eine institutionelle Hochrechnungauf die
Bundesrepublikist nur schwer möglich, da in den Bremer Daten
kaum institutionelle Varianz enthaltenist. Freilich sind die in­
stitutionellen BesonderheitenBremens (jedenfalls innerhalb der
Stadtstaatenund �~�~�~ nördlichen Großstädte)nicht allzu gewich­
tig. Bezüglich der Merkmale der Sozialhilfeenpfängerist naturge­
mäß Varianz in den Daten, die als Anknüpfungspunktfür eine ge­
bundeneHochrechnungdiener. können (vgl. zur Methode Merz 1986).
Als Merkmale kommen in Frage: Geschlecht,Alter, Bezugsdauervon
Sozialhilfe usf. Bezüglich der Gelegenheits-Strukturenist prin­
zipiell auf der Basis der unterschiedlichenTeilarbeitsmärktein
Bremen (z.B. anhand berufsspezifischerArbeitslosenquoten,Stadt­
teilquoten u.ä.) auch eine Hochrechnungmöglich. Hier wird man
freilich nicht zuviel erwarten �d�ü�~�f�e�n - es sei denn die verglei­
chende Perspektive würde akzentuiert (vgl. Anm. 22). Insgesamt
dürfte es aber möglich sein, �a�b�z�u�s�c�~�ä�t�z�e�n�, inwieweit das Bremer
Bild von dem der Bundesrepublikabweicht.
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Mitarbeitern der Grund- und Ergänzungsausstattung(9 Personen)­
einschließlichder Kontakte zu den externenKooperanden.

Die Universität stellt dem Teilprojekt eine hinreichendeAusstat­
tung an Rechnerleistungam zentralenRechner sowie software fGr
dezentraleTextverarbeitung, Graphik und Empir:e (SPSS) zur Ver­
fügung (die hardware wird insoweit in der Ergänzungsausstatt-mg
beantragt).

Ergänzungsausstattung

Neuanschaffungvon Kleingeräten (515)

Insoweit kommt die Beschaffungvon 3 Tonbandgerätenfür die Mit­
arbeiter der Ergänzungsausstattungin Betracht; da die Interviews
alle im gleichen Zeitraum gemacht werden sollen, benötigt jeder
dieser Mitarbeiter ein Gerät. Sie �~�o�s�t�e�n etwa 3 x 500,00 DM. Fer­
ner wird ein zusätzlichesWiedergabegerätfür die Transskription
benötigt. Die �K�~�~�t�e�n betragenetwa DM 450,00.
Kosten insgesamt DM 1 950,00

Bei den sächlichenVerwaltungsmittelnbesteht im übrigen folgen­
der Ergänzungsbedarf:

1988 1989 1990 1991

Reisemittel (527)
Inland 2 117,02 4 234,04 2 117,02 -
Ausland 13 413,00 6 355,00 -

Reisen (527) insgesamt: 2 117,02 17 647,04 8 472,02 -

Bücher/Zeitschriften - - - -
(512)

Druckkosten (53la) 225,00 750,00 450,00 450,00

Vervielfältigung (531b) 1 200,00 2 000,00 2 000,00 1 200,00
Interviewpauschale - - 10 000,00 -
Auswertungs-"workshop" - - - 2 000,00

Bei Büchern und Zeitschriften (512) ist die gegenwärtigdem Pro­
jekt zustehendeuniversitäreAusstattungin Höhe von DM 350,00 im
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Jahr eigentlich zu knapp und müßte auf etwa DM 1 000,00 aufge­
stockt werden (gg!. in der Ergänzungsausstattung).

Reisemittel (527)

Reisemittel werden benötigt für die Beratungskontakte mit dem
ZUI1A (Mannheiml, die vor allem in den ersten 2 Jahren für das
Projekt b e sor.d e r s wichtig sind; insoweit werden 5 Reisen a 2 Per­
sonen für je zwei Tage veranschlagt.Ferner sind regelmäßigeKon­
takte mit den externenKooperandennötig; insoweit wird pro Jahr
von 2 Reisen a 2 Personenfür je einen Tag nach Frankfurt und von
1 Reise a 2 Personenfür je einen Tag nach Berlin und Hildesheim
�a�~�s�g�e�g�a�n�g�e�n�. Die Kosten wurden wie folgt veranschlagt:

- 2 x 5 FahrkartenBrerroen-Mannheimund zurück
- Tage- und Obernachtungsgelder2 6 für 10 Reisetage

- 2 x 2 x 3 FahrkartenFrankfurt-Bremenund zurück
- Tage- und Obernachtungsgelderfür 12 Reisetage

- 2 x 3 FahrkartenBremen-Berlin und zurück
- Tage- und nbernachtungsgelderfür 6 Reisetage

- 2 x 3 FahrkartenBremen-Hildesheimund zurück
- Tage- und Obernachtungsgelderfür 6 Reisetage
Summe Inland

DM 1 897,00
DM 1 050,00

DM 1 946,88
Dli 1 260,00

Dli 688,80
DM 630,00

DM 364,80
DM 630,00
DM 8 468,08

Ferner sind zwei Auslandsaufenthalle geplant: eine Reise für 6
Wochen in die USA 1989, da dort die empirischeArmutsforschungam
weitestenentwickelt ist (u.a. Institute for Researchon Poverty,
University of Wisconsin, Madison, Wisc. - Sheldon H. Danziger,
Robert H. Haveman u.a.; Institute for Social Research,The Uni­
versity of Michigan, Ann Arbor, Mich. - Greg Duncan u.a.; mehrere
Einrichtungenan der Ost- und der Westküste, u.a. Timothy Smee­
ding) und auch parallele empirische Forschungsansätzegegeben
sind; eine Reise für 3 Wochen 1990 nach England, da dort die kon­
zeptuelle wie historische Diskussion über die Armenpolitik am
profiliertesten entwickelt ist (etwa Alan Deacon, Jose Harris
u.a.) und auch Kontakte zu dortigen empirischenForschernbeste­
hen (etwa Peter Townsend, Adrian Sinfield und Alan Walker) .
Die Kosten wurden wie folgt veranschlagt:
- 1 Flugkarte2 7 Bremen-USA (Ost-, Westküsteund Mittlerer Westen)
und zurück

- Tage- und Obernachtungsgelderfür 42 Reisetage
Summe USA

DM 4 215,0(,
:DM 9,198,00
-DM �1�3�4�1�3�,�~�0

26 EinschließlichMehrkosten, die gemäß S10 Absatz::: �B�r�e�u�,�l�i�~
schesReisekostenge;etzerstattetwerden.

27 Sofern möglich, werden Sonderf.a,rife_genutzt,
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- Tage- und Obernachtungsgelderfür 21 Reisetage
Summe England

- 1
- 1

Flugkarte Bremen-London-Glasgow' A und zurück DM
Fahrkarte innerhalb von England {Bristol, Sheffield

DM
DM
DM

1 256,00
usf.J

500,00
4 599,00
6 355,00

Druckkosten (531a)

Druckkosten fallen u.a. an für die Karteikarten, Aktenauswer­
tungsbögen,Anschreibenan die zu Interviewenden,Transskriptio­
nen, Interviewauswertungsbögen,Verteilung der Zwischenauswertung
von etwa 80 Fällen an die Sachbearbeiter/innenund die Vorlagen
für das Auswertungs-"workshop".

Vervielfältigung (531b)

Die Velvielfältigungskostensind besondershoch, weil vornehmlich
mit Akten gearbeitetwird (vgl. Ziel 1, Schritt 1) und dabei zur
Arbeitsvereinfachung besonders stark auf kopierte Aktenauszüge,
Karteien usf. zurückgegriffenwerden kann.

Sonstiges (547)

Interviewpauschale:
Für die 80 zu interviewendenEmpfänger von Sozialhilfe ist eine
besondereInterviewpauschale vorgesehen,und zwar in Höhe von DM
100,00. Es handelt sich bei der Sozialhilfe um einen besonders
sensiblenBereich, üblicherweisesind hier hohe Verweigerungsquo­
ten zu gewärtigen. Eine solche Pauschale, die zudem die Sozial­
verwaltung bei ihren Berechnungen,jedenfalls gemäß § 78 Absatz 2
BSHG, freilassenkönnte, wäre von besonderer. symbolischerwirk­
samkeit. Die Pauschaleumfaßt auch die oft nötigen Nachinterviews
(soweit 2 Interviewphasenangesetztwerden).

Ahnliches gilt für die 40 Sachbearbeiter/innen,soweit sie, u.a.
wegen ihrer sehr großen �~�r�b�e�i�t�s�b�e�l�a�s�t�u�n�g�, Wert darauf legen, aus­
serhalb ihrer Dienstzeit befragt zu werden. Insoweit wird die In­
terviewpauschalekaum in jedem Fall gezahlt werden; bei der Fi­
nanzplanungist von 20 Fällen ausgegangenworden.

Auswertungs-"workshop":
Sobald der Ergebnisberichtvorläufig fertiggestellt ist, soll er
in einem work shop zusammenmit den interviewten Sachbearbeitern
ausgewertetund weiterentwickelt werden. Insoweit ist �~ an ein
zweitägiges �S�e�m�i�n�a�~ am Ort (mit voller Verpflegung) gedacht. Die
Kosten dafür betragenetwa DM 1 000 pro Tag (DM 40 pro Person für
Verpflegung; DM 200.- Mietkosten), insgesamtalso DM 2 000,00•

•• Sofern möglich, werden Sondertarifegenutzt.
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Transkriptionskosten:
Die Transkription fällt an fOr lo Klienten- und 40 Sachbearbei­
terinterviews. Die Klienteninterviews umfassen etwa 40 Seiten
(und könnten in 10 Stunden geschriebenwerden), die der Sachbe­
arbeiter 20 Seiten (mit 5 Stunden Schreibbedarf). Allein die
Transkription ergibt zusammeneinen Bedarf von 900 Stunden bzw.
von 45 Arbeitswochenbzw. bald 1 Jahr 0,5 BAT VI Stelle, wie sie
derzeit in der Grundausstattungveranschlagtworden ist.

Investitionen

FOr die Ilutzung vor allem zusammenmit Projekt C 4 wird eine de­
zentrale. wegen des �g�r�o�~�e�n empirischenBedarfs aber dennochhoch­
leistungsfähige Computerausstattungbenötigt. Insoweit wird an
sich fOr die Grundausstattung, hilfsweise jedoch fOr die Ergän­
zungsausstattung,veranschlagt:

IBM-PC Modell 80-111 (80386 Prozessor,20 mh, 111 mb Festplatte,
2 MB RAH, Mathemat'-cherCoprozessor,Mouse) DM 17 439,72

(Diese Geräte sind besonders auf empirischeArbeit mit größeren
Datensätzenzugeschnittenund dienen als solide BrOcke zu einem
Knotenrechner.Auf diesenGerätenkönnen elaboriertestatistische
Programme - wie SPSSX - einfach gefahrenund schnell abgewickelt
werden. Diese Geräte können auch hinsichtlich der Rechenarbeiten
als "server" fOr die schon vorhandenen kleineren Arbeitsplatz­
rechner der "Grundausstattung"dienen, mit denen die elaborierten
statistischenProgrammenicht abgewickelt werden können.)

Zu dem Gerät gehört ein Drucker, der besonderenBedarfen Rechnung
tragen �m�u�~�:

Drucker NEC P 7 mit unidirektionalem
Traktor und Einzelblatteinzug DM 2 660,76

(Der NEC P 7 wird fOr �g�r�ö�~�e�r�e Tabellen und Schaubilderbenötigt ­
DIN A 3.)
Kosten Investititonen DM 20 100,48
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3.1 Allgemeine Angaben zum Teilprojekt Z

3.11 Zentrale Geschäftsführungdes Sonderforschungsbereichs

3.12 �~�e�i�t�e�r�:

Der Sprecherdes 5fb

3.13 Bisherige und beantragteFörderung des Teilprojekts

Bisherige Förderung: keine

BeantragteFörderung:

Haushalts- Personal- SächlicheVer- Investi- Gesamt
jahr mit tel wa1tungsausgaben tionen

100 101 102 103

1988 105.000 8.300 9.500 122.800
1989 210.000 50.300 19.000 279.300
1990 210.000 50.300 260.300
1991 105.000 13.400 118.400
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3.2 Zusammenfassung

Die zentrale Geschäftsführungleistet die im Sonderforschcngsbe­

reich anfallendenwissenschaftsorganisatorischenund vürwalt".ngs­

technischen Koordinationsarbeiten. Im einzelnen sind �f�o�l�~�2�n�d�2

Bereiche vorgesehen:

1) Geschäftsführung:

- Zuarbeit zu den Gremien des Sfb,

- Koordinierung der Nutzung der Mittel aus der Grund- und der
Ergän-ungsausstattung,

- Koordinierung und Verwaltung der Mittelanforderungenund
-zuweisungen,

-Abstimmung der laufendenGeschäftemit der DFG,

- Koordinierung der Erstellung
Weiterf5rderungsanträge,

der Forschungsberichteund

- Koordinierung der Arbeit des Sfb mit den Gremien der beteilig­
ten Fachbereicheund der Universität und mit der Universitätslei­
tung.

2) Schreibservicefür die Sprecherfunktionund die Teilprojekte:

- Schreibender Vorlagen der Teilprojekte für das Mitteilungs­
blatt des Sfb,

- Erledigung der organisatorischen
Korrespondenzdes Sprechersdes Sfb,

und wissenschaftlichen

- Koordination und Erledigung der in den Teilprojekten anfallen­
den Transkriptionenvon Interviews und Interviewausschnitten.

3) Organisationder Kolloquien:

- Vorbereitung und organisatorische�D�u�r�~�h�f�ü�h�r�u�n�g der Kolloquien.

- Koordination der Auswertungsarbeitenund der Publikation der
Ergebnisse.

3.3 3.5 entfällt



den Jahren 1989 und 1990 jeweils ein

Kolloquium �~�i�t bis zu 30 Teilnehmern
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3.6 Durchführung von Kolloquien

Der sfb beabsichtigt, in

dreitägigesinternationales

durchzuführen.

Das Ziel der Kolloquien ist es, die tragenden Konzeptionendes

Forschungsprogrammsweiterzuentwickeln und die Wissenschaftler

des Sfb, die sich trotz unterschiedlicher Theorietraditionenund

methodologischer Loyalitäten auf einen gemeinsamenBezugsrahmen

verständigen konnten, mit Anregungen zu projektübergreifenden

Fragestellungen und weiteren gemeinsamenEntwicklungsliniender

Forschungzu konfrontieren. Die Kolloquien sollen insbesondere

der systematischenDarstellung und Diskussion des Forschungsstan­

des, der Theorieentwicklungund der methodischen Probleme in den

Bereichen "Statuspassagenund Lebensverlauf"und "Veränderungvon

Risikolagen und institutionellen Zuständigkeiten" dienen. Diese

Themenstellungensind also so ausgewählt, daß sie auch für die

Gegenständeund Forschungsansätzeder Teilprojekte von Bedeutung

sind.

Das Kolloquium im Jahr 1989 soll sich mit dem Thema "Statuspassa­

gen, Lebensverläufe, Biographien" aus methodologischerund kon­

zeptuellerPerspektive befassen.Hier wird es darum gehen, die

unterschiedlichen�T�h�e�o�r�i�~�t�r�a�d�i�t�i�o�n�e�n mit ihren methodischenIm­

plikationen so zu diskutieren, daß sichtbar wird, welche Grundla­

genproblemefür eine einheitliche Konzeption sozialwissenschaft­

licher �L�e�b�e�n�s�l�a�u�f�f�~�r�s�c�h�u�n�g gelöst werden müssen.

Es ist an einen Teilnehmerkreisvon L;benslauf- und �B�i�0�9�r�a�p�h�i�e�~�.

forschern, Arbeits- und Organisationssoziologenund �s�o�z�i�a�l�w�i�s�s�e�n�~�\

schaftlicherMethodologengedacht.

Ds Kolloquium im Jahr 1990 �w�i�r�~ sich mit dem �T�h�e�m�a�"�R�i�S�i�k�o�l�~�g�'�e�~�"�:�)
, . .:J " .:. �<�,�·�·�r�~�·�\ .. '. �~�:�.�~�;

und Institutionen in der Prosperitätsphase"' �b�e�f�a�s�s�e�n�;�'�:�H�i�e�:�r�:�'�$�1�~�N�:�.�~
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es um die theoretischenAnsätze und Möglichkeiten eines systema­

tischen Strukturvergleichssozialer Problemlagen,Wertvorstellun­

gen und Veränderungenim System der sozialen Sicherung sowie im

Beschäftigungssystem.Welche institutionellen Bearbeitungsstrate­

gien für Risikolagen und Brüche in individuellen Lebensverläufen

sich in einer Phase der Vollbeschäftigung herausgebildethaben

und inwieweit diese die heutigen Normalitätsvorstellungenwei­

terhin beeinflussen, sind die Fragen, die in diesem Kolloquium

aufgegriffen werden sollen.

Es ist ah einen Teilnehrrerkreis von Sozialpolitikforschern.

Berufs- und Arbeitssoziologen sowie �A�r�b�e�i�t�~�m�a�r�k�t�f�o�r�s�c�h�e�r�n

gedacht, die sich �~�i�t sozialhistorischenbzw. gesellschaftsver­

gleichendenForschungsansätzenbefassen.
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im Durchschnitt DM 850,-) DM 26.000

1990: Aufenthaltskostenca. DM 100,- pro Tag
Reisekosten(im Durchschnitt DM 850,-)

Bücher/Zeitschriften(512)

DM 9.000
DM 26.000

FUr die Anschaffung von Büchern b&steht eine Grundausstattungvon
DM 5.000 pro Jahr; diese BGcher werden dem 5fb allerdings·nur
vorübergehend nach �d�e�~ Kauf von der Universitätsbibliothek­
außerhalbder normalen Laihfristen - zur VerfGgung gestellt; für
einen dauerhaften Zugriff auf grundlegendeLiteratur und vor al­
lem fGr den Kauf von Zeitschriften, die in der Bibliothek nicht
ausleihbar sind (Verringerung von Fotokopierkosten),wird ein
jährlicher �~�e�t�r�a�g von DM 6.000 beantragt.

Druckkosten (53la)

Es'ist beabsichtigt,ab Mitte 1989 ein Mitteilungsblatt des 5fb
herauszugeben.Für jährlich zwei Ausgaben werden Druckkosten von
DM 2.000 beantragt.Für das Jahr 1991 sind fGr deI. Druck des Er­
gebnisberichtsund des FortsetzungsantragsDM 6.000 zu veran-
schlagen. 1989: 2.000

1990: 2.000
1991: 8.000

Vervielfältigungen (531b)

für laufende Organisation'desSfb pro Jahr DM 800

zur Vorbereitung der Kolloquien

3.73 Investitionen

1989
1990

DM 2.500
DM 2.500

In der Grundausstattungvorhandenbzw. beantragtsind insgesamt5
schreiborientierteOlivetti-PC, die z.T. in ihrer Kapazität er­
weitert werden sollen (vgl.oben 5151. Diese Geräte werden den
Teilprojekten zugeordnet (1 bis 2 pro Projektbereich).In der Ge­
schäftsstellesollen die Interviews mithilfe von pe auf Datenträ­
ger transkribiert werden. um die anschließende Auswertung durch
die Projektmitarbeiter/innenzu erleichtern und zu beschleunigen.
Als Ergänzungsausstattungfür die Geschäftsstelle werden daher
drei PC mit Drucker beantragt (vgl.Tabelle 2.8):

1 Set
2 Sets

1988
1989

DM
DM

9.500
19.000
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4 Ordnung für den Sonderforschungsbereich

§ 1 Kennzeichnungund Aufgabe des �S�o�n�d�e�r�f�~�r�s�c�h�u�n�g�s�b�e�r�e�i�c�h�s

(1) Die Universität Bremen bildet den Sonderforschungsbereich

(Sfb) "Statuspassagenund Risikolagen im Lebensverlau!"nach

den Richtlinien des �W�i�s�s�e�n�s�c�h�~�f�t�s�r�a�t�s und der �D�e�u�t�s�c�h�~�n

Forschungsgemeinschaft.

(2) Die Stpllung des Sonderforschungsbereichsan der Universität

wird geregelt durch das Bremische Hochschulgesetz.

(3) Aufgabe des Sfb ist die Forschung im Bereich von Statuspas­

sagen und Risikolagen zwischen den Systemender Familie,

Ausbildung, Erwerbsarbeitund sozialen Sicherung. Der Sfb

koordiniert die Projekte von Mitgliedern der Fachbereiche

"Human- und Sozialwissenschaft", �"�R�~�c�h�t�s�w�i�s�s�e�n�s�c�h�a�f�t�"�,

"Arbeits- und Bildungswissenschaften"und �"�E�r�z�i�~�h�u�n�g�s�- und

Gesellschaftswissenschaften","Geschichte �u�~�a�" und der

Zentralen wissenschaftlichen Einrichtung "Arbeit und Be­

trieb"

(4)

(1)

(2)

Der Sfb setzt sich die fachübergeifende Integration von

Forschungsansätzender Berufs- und Berufsbildungsforschung,

soziologischen Arbeitsmarktforschung, Lebenslaufforschung,

Sozialgeschichteund Sozialpolitikforschungzur Aufgabe. Er

fördert die Zusammenarbeit der beteiligtenWissenschaftler

und Forschungsgruppen, initiiert wissenschaftlicheKontakte

im In- und Ausland und sorgt für einen effizienten Einsatz

der vorhandenenForschungsmittel. �~�.

§ 2 Organisationdes Sfb

Der Sfb gliedert sich in Teilprojekte, die in Projektberei-:,., , '- -" .... ".

chen �z�u�s�a�m�m�e�n�g�e�f�a�~�t sind. .,

Der Sonderforschungsbereichbesteht aus �'�f�o�l�g�e�n�d�~�n �:�·�.�G�i�e�m�f�~�i�(
,,: -.•",.'."' ".':. ,,',:.,";.-,. :."-," �:�,�·�~�'�:�·�-�·�·�:�;�·�r

und Organen: .

1. Mitgliederversammlung

2. Rat
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3. Sprecher

(3) Mitglied des Sfb ist jede/r Angehörige der unter �~ 1 �A�b�~�.�3

aufgeführtenOrganisationseinheiten,der/die

ein abgeschlossenesHochschuJ3tudiumaufweist und

einer Teilprojektgruppeangehört, die ein vom Sfb bean­

tragtes und von der DFG bewilligtes �F�o�r�s�c�h�u�n�g�s�v�o�r�h�a�t�e�~

bearbeitet.

Der SfL kennt nur die ordentliche Mitgliedschaft.

(4) Auf Vorschlag des Rates können auch andere Mitglieder der

Universität sowie WissenschaftlerandererForschungseinrich­

tungen in Bremen, die Themen im Einzugsbereich des For­

schungsprogrammsbearbeiten, durch Beschluß der Mitglieder­

versammlungals 11itglieder aufgenommen werden. Hierfür ist

die Mehrheit der Stimmen in der Mitgliederversammlung

erforderlich.

(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, zur Förderungder Aufgaben

des Sfb sich gegenseitigzu beratenund zu unterstützenund

an der Verwaltung der Angelegenheitendes Sfb mitzuwirken.

Die Mitglieder sind berechtigt, alle gemeinsamenEinrichtun­

gen des Sfb im Rahmen der vorhandenenMöglichkeiten in An-

. spruch zu nehmen.

(6) Die Mitgliedschaft im Sfb endet, wenn das Mitglied seinen

Austritt aus dem Sfb beim Sprecher schriftlich anzeigt. Die

Beendigung der Mitgliedschaft kann auch auf Vorschlag des

Rates von der Mitgliederversammlung mit einer Stimmenmehr­

heit von 2/3 der anwesendenMitglieder beschlossenwerden.

§ 3 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlungist das Diskussions-und Be schLuß-:

gremium des Sfb. Sie beschließtüber die Annahme und Ände­

rung von Teilprojektanträgen, sie. hat dabeidarauf.,,::u
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achten, daß alle Projektbereichegleichgewichtigberücksich­

tigt werden. Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) pie �~�l�t�g�l�i�e�d�e�r�v�e�r�s�a�~�m�l�u�n�y bestehtaus allen Mitgliedern des

5fb.

(3) Die Mitgliederversamrr.lunghat folgende Aufgaben:

1. Wahl des Rates

2. Wahl des Sprechersund seinesVertreters

3. Beschlüsseüber den Beginn und die Beendigungvon Sfb­

Mitgliedschaften

4. Entscheidungenüber alle vom Rat vorgelegtenFragen zur

Mittelverteilung und Terminplanung

5. Entscheidungenüber Aufnahme und Änderungenvon Teilpro­

jektanträgen,wobei alle Projektbereichegleichgewichtig

berücksichtigtwerden sollen.

6. Entwicklung des wissenschaftlichen �P�r�o�g�r�~�m�~�s und seiner

Koordination.

7. Entscheidungüber programmänderndeFinanzierungsmaßnahmen

während des laufendenFörderungszeitraums.

(4) Die Mitgliederversammlung tritt mindestens viermal im Jahr

zusammen. Auf Antrag des Rates oder der Mehrheit der Mit­

glieder eines Projektbereichsist eine Sitzung der Mitglie­

derversammlungbinnen 14 Tagen einzuberufen.

(5) Die Hitgliederversarnmlung ist beschlußfähig,wenn sämtliche

Mitglieder ordnungsgemäßgeladensind und die Mehrheit der

Teilprojektgruppendurch Mitglieder anwesendist.

(6) Die Beschlüsseder Mitgliederversammlungwerden mit Mehrheit

gefaßt. JedeTeilprojektgruppehat eine Stimme. Bei Stimmen­

gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(1)

§ 4 Rat

Der Rat besteht aus je zwei Angehörigen jedes �p�r�o�j�~�k�t�b�e�:�:�'�;�~
reichs. Hochschullehrer und wissenschaftliche'Mitarbeite'r:

sollen in gleicher Zahl vertreten' sein. Er �w�i�r�d�v�~�n�'�.�d�:�~�'�r�?
" I �~�. ..;. 1 •.• ,.,';,., . •7:

Mi tgliederversammlungin geheimer �A�b�s�t�i�m�m�u�n�g�·�'�·�a�u�f�.�:�d�i�:�e�:�:�:�p�i�:�\�\�i�:�e�i�~�;
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von zwei Jahren gewählt. Die Wahl ist nur gültig, wenn

sämtliche Mitglieder unter Angabe des Gegenstandesgelad2n

sind und die 11ehrheit der Teilprojektgruppendurch Mitglie­

der anwesendist.

(2) Der Rat handelt nnch Maßgabe der in der Mitgliederversamm­

lung festgelegtenRichtlinien.

(3) Der Rat hat folgende Aufgaben:

1. Koordination der Arbeit zur Erstellung von Finanzierungs­

anträgenund Forschungsberichten,

2. Organisationvon Sfb-Veranstaltungen,

3. �V�~�r�t�e�i�l�u�n�g der Mittel nach dem Gesichtspunktdes bestm6g­

lichen Einsatzes unter Einhaltung aller Bewilligungsbe­

dingungen.

(4) Der Rat tritt mindestensviermal im Jahr zusammen. Auf An­

trag von mindestenszwei Ratsmitgliedernist eine Ratssit­

zung binnen 14 Tagen einzuberufen.

(5) Der Rat ist beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord­

nungsgemäßgeladen sind und die Mehrheit der Mitglieder an­

wesend ist.

(6) Die Beschlüssedes Rates werden mit Mehrheit der Abstimmen­

den gefaßt. Bei Stimmengleichheitist der Antrag abgelehnt.

(7\ Der Rat gibt der Mitgliederversammlung jährlich einen

Rechenschaftsbericht.Er hat die Mitglieder über seine

Arbeit regelmäßigzu informieren.

(8) Der Rat kann aufgrund finanzieller �o�d�e�~ haushaltsrechtlicher

Bedenkenoder aufgrund von Einwänden eines Projektbereichs

die Mitgliederversammlung veranlassen, über einen bereits

�g�e�f�~�ß�t�e�n Beschluß ein weiteres Mal zu verhandeln.

(9) Der Rat ist befugt, anstelle der Mitgliederversammlung

dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbareGe­

schäfte zu besorgen.Er hat hiervon die Mitgliederversamm­

lung in der nächstenSitzung in Kenntnis zu setzen.
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§ 5 Sprecher

(1) Die Mitgliederversammlung wählt in geheimerAbstimmung aus

den Mitgliedern des Rats einen Sprecher und einen stellver­

tretendenSprecher für die Dauer von zwei Jahren; sie müssen

Prvjektleiter sein.

(2) Der Sprecherhat folgende Aufgaben:

1. Er berichtLt den Mitgliedern über die Tätigkeit des Rats

und die allgemeine Entwicklung des Sfb.

2. Er veranlaßt bei dLr Verwaltung der Universität Bremen

die Mittelanforderungbei der DFG und Jie Zuweisung der

Mittel.

3. Er ist verantwortlich für die laufendenGeschäftedes Sfb

und die Koordination mit der DFG und der Verwaltung der

Universität �B�r�e�m�e�n�~

4. Er führt den Vorsitz im Rat und in der �M�i�~�g�l�i�e�d�e�r�v�e�r�s�a�m�m�­

lung; er ruft beide Organe zu den Sitzungenein.

5. Er vertritt den Sfb nach außen.

§ 6 Anträge und Berichte

(1) Die Aufnahme neuer Teilprojekte in den folgenden Finanzie­

rungsantragmuß ein Jahr vor Beginn der nächstenFörderungs­

periode beim Sprecherbeantragt werden, der den Antrag der

Mitgliederversammlungzur Beschlußfassungvorlegt.

(2) Anderungenvon �T�e�i�~�p�r�o�j�e�k�t�e�n�, die das Thema .und die Teil­

projektleiter betreffen, bedürfen der Zustimmung der Mit-.

gliederversammlung.

(3) Die Abfassung von Anträgen und Berichten wird vorn Rat koor­

diniert nach Terminplänen, die von der Mitgliederversammlung

beschlossenwerden.

(4) Die Teilprojektleiter sind verantwortlich für die �i�h�r�e�'�T�~�9�T

projekte betreffendenAnteile.

(5) Anträge und Berichte werden von der �M�i�t�g�l�i�e�d�e�r�v�e�r�s�a�m�m�~�u�n�g�1
,'., - .t· �~ .. '""""

diskutiert und �v�e�r�a�b�s�~�h�i�e�d�e�t�.
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§ 7 �S�c�h�l�u�ß�b�e�s�t�i�~�~�u�n�g�e�n

Diese Ordnung tritt mit Beginn der Förderungdes Sfb in

Kraft. Die Anderung der Ordnung bedarf einer 2/3-l1ehrheit

der Mitgliederversammlur.g und der Mehrheit des AkademischPTI

Senatsder Universität Bremen.
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